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Max Weber }. 


Die Ordnung der Welt ruht auf den Institutionen, welche 
die Menschen selbst geschaffen haben. Oft vergessen sie, daß 
es ihr Werk ist, dem sie sich stumpf unterordnen. Das enthüllt 
sich mit Schärfe in einer in sich unschöpferischen Zeit, welche 
den schaffenden Menschen erlebt. Den Schöpfer, den 
Träger eines Kosmos, in dem ein großes Gesetz lebendig ist. 
In ihm kann die äußere Welt ihre Richtpunkte finden, mag 
sie in seelenloser Starrheit um abgestorbene Werte kreisen oder 
in wilder Wirrnis neuer Gestaltung zustreben. In ihm erlebt 
die Welt, daß ein Gesetz nicht Ertötung der Bewegung, daß 
ein Prinzip nicht Schwächung der Kraft bedeutet. Daß es 
vielmehr stolze Bindung höchster Kräfte ist, die, um an ihrem 
Uebermaß nicht zu vergehen, sich selbst formen müssen, im 
Kampfe geformt werden, um so das gestaltlose Chaos bannend 
zu überwinden. 

Max Weber war durch seine Existenz eine solche Ord- 
nung für die Welt. Keine Institution hat ihn getragen; alle 
Kraft, die von ihm ausstrahlt, ist seine persönliche Emanation. 
Gerade deshalb hat sein grauenhaft plötzlicher Tod so vieles 
und so viele, die von ihm ihr bestes empfangen haben, ins Herz 
getroffen. Unwiederbringliches ist verloren, zahllose Möglich- 
keiten sind durch sein jähes Ende für immer verschüttet. | 

Für das »Archiv« schließt mit dem Hinscheiden Max Webers 
ganz unvermittelt die erste Epoche ab, welche seine Stellung 
in der Geschichte immer bestimmen wird. Als er vor fast zwei 
Jahrzehnten unser Archiv mitbegründete, da wuchs es auch 
in rascher Entwicklung sofort über die bereits erreichte Höhe 
hinaus zur wissenschaftlichen Revue großen Stils. Der Interessen- 
kreis wurde weit über die Grenzen des engern Fachgebietes 


ausgedehnt, neue Bezirke erschlossen sich unter seiner Führung 
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der wissenschaftlichen Forschung. Max Weber hat das »Archiv« 
zur ersten sozialwissenschaftlichen Zeitschrift von Einfluß, Ge- 
wicht und Fruchtbarkeit gemacht. Ein bunter, vielfach be- 
wegter Kreis von Mitarbeitern scharte sich um das Archiv, und 
das hieß immer in erster Linie: um Max Weber. Dieser Kreis 
scharte sich um den zwingenden Glanz seines Geistes, um das 
Werk, das er zu einem wesentlichen Teil in großzügiger Unbe- 
kümmertheit in den Heften des »Archiv« hinstreute. 

Die Würdigung seines Werkes wird — auch hier — in 
umfassender Weise erfolgen. Aber wenn wir schon heute mit 
flüchtigem und schmerzlichem Zurückblicken seinen Anteil an 
den Leistungen messen, die im »Archiv« niedergelegt sind, so 
vermögen wir kaum den Weg zu überschauen. Als Max Weber 





auftrat, war die philosophische Selbsterkenntnis der Wissen- 
schaften und damit die methodologische Diskus- 
sion ins Stocken, man kann sagen, auf eine Sandbank ge- 
raten. Er hob sie durch seine Fragestellung ganz auf die Höhe 
ihıer Aufgabe, und stellte die Verbindung der Gesellschafts- 
wissenschaften mit den entscheidenden neueren Leistungen der 
Erkenntnistheorie her. Die Wirtschaftsgeschichte 
hat Max Weber als Sozialgeschichte gefaßt. Wenn auch seine | 
entscheidenden wirtschaftsgeschichtlichen Werke nicht im »Ar- 
chiv« publiziert wurden, so haben sie doch in ibm gewirkt. | 
Nicht durch Kritik, sondern durch Leistung hat er gezeigt, 
daß der bloß außenpolitische Aspekt der Historiker ebenso wie 
die ängstlich-ideenlose Detailmalerei an dem Wesentlichen voı- 
beiführt. Aus der Weite seines Gesichtskreises, der wahrhaft | 
die Totalität der Zeiten zu umspannen vermochte, aus der 
enzyklopädischen Beherrschung des Materials, aus der sou- 
veränen Meisterung aller in ihm liegenden Probleme, deren 








immanente Schwierigkeiten er mit unbestechlicher Schärfe 
erkannte und in entsagungsvoller, sich nichts vortäuschender | 
Zähigkeit stets zu Ende ausfocht, hieraus erwuchs jene eigen- 
tümlich fruchtbare Gestaltung ganzer Epochen, wie sie nur ihm 
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gelang; jene Verdichtung der Wirklichkeit zum Begriff und 
jene Deutung des Begriffs einer Zeit als eines gestalteten Lebens. 

Was aber insbesondere seine letzten großen Beiträge über 
de Wirtschaftsethik der Weltreligionen an- 
langt (vor vielen Jahren auf das Fruchtbarste durch die grund- 
legende Abhandlung über »Die protestantische Ethik und den 
Geist des Kapitalismus« eingeleitet), so bedeuten sie eine vällig 
neue Epoche, zumal für die sozielogische Forschung. Es mag 
heute noch strittig sein, ob und welche Gesamtanschauung für 
die Menschheitsgeschichte aus diesem monumentalen Werke 
erwachsen wird — hier ist die ganze ungeheuere Welt deı tıan- 
szendentalen Bildungen bewältigt, und der sozialen Einsicht 
erobert. Und damit ist diese selbst, ist Sozialwissenschaft im 
weitesten Sinne in die Universalgeschichte des menschlichen 
Geistes eingegliedert. Und wenn diesem Werk auch nicht die 
Absicht zugrunde lag, den immanent religiösen Sinn der 
Weltreligionen zu erschließen, so strömt doch aus dieser mäch- 
tigen Arbeit, welche die Funktionalbeziehungen zwischen religiös 
geforderten Lebensmaximen und menschlicher Sozietät ent- 
hüllt, ein unverhofftes Licht auf die tiefsten Geheimnisse noch 
unerschlossener und wieder versunkener Wahrheiten. 

So türmt sich heute die Leistung dieses gewaltigen Mannes 
vor uns auf, und kaum ist ein einzelne: imstande, sie als Ganzes 
zu überschauen. Das »Archiv« wird immer seine historische 
Bedeutung aus den Beiträgen schöpfen, die ihm Max Weber 
in so selbstlos-unbekümmerter Weise überließ. 

So umfassend, und so sehr auf Totalität alles ging, was 
Max Weber schuf, — konnie er doch nicht anders sehen, als 
in dieser Totalität, derart, daß sich ihm in den feinsten Ein- 
zelheiten der Erscheinung die großen Zusammenhänge erschlos- 
sen, — wie sehr daher auch jede seiner Leistungen den unver- 
kennbaren Stempel seiner besondern Art zu sehen, trug: er 
war wie kein andrer imstande und bereit, jede fremde Arbeit 
zu erkennen und zu würdigen, woferne sie in sich echt war und 
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reinem Wollen entsprang. Kaum je täuschte ihn sein Gefühl 
für uninteressierte wissenschaftliche Leistung, die er im »Archiv« 
willkommen hieß, geräde und besonders gern, wenn sie von 
einem Anfänger oder noch gänzlich Unbekannten kam. Wie 
oft hat er, zumal in früheren Jahren, gerade in den Arbeiten 
solcher Anfänger, mit unverdrossener Sorgfalt den wertvollen 
Kern verworrener Gedankengänge herausgeschält, in einge- 
hender Koırespondenz mit den Autoren die Klärung herbei- 
geführt, und so Manchem, dessen wissenschaftliche Arbeit der 
richtigen Lenkung entbehrte, das Problem neu gestellt, und da- 
durch den Weg zum Ziele gewiesen. Wie oft bot er seine Hilfe 
gegenüber selbstzersetzender Kritik, und wie vornehm sah er 
dabei über die Falschheit hinweg, welche ihr oft innewohnt, 
über den verschleierten Hochmut, der seine Leistungen auf ein 
Niveau hinaufspannen will, das über seine Kräfte geht. Wie 
sorglich war er in seinen Warnungen gegenüber allen Irrwegen 
und Verführungen, die auf der Bahn der Arbeit liegen. Nie 
jedoch griff er bei aller Fürsorge in die Autonomie der Persön- 
lichkeiten ein. Ritterlich lieh er jedem seinen Schutz, der in 
den Kreis des »Archiv« trat. Aber aus einer hohen Achtung für 
die Würde jedes einzelnen nahm er niemand die Verantwortung 
ab für seine Leistung, die er nur ermöglichen und fördern, aber 
nicht bestimmen wollte. Und doch trägt auch das »Archiv« 
als Ganzes die unverwischbaren Spuren seiner Wirksamkeit: 
seines edlen Pathos für selbstlose, nur dem Werk hingegebene 
leidenschaftliche Arbeit, die sich nicht selbst in Szene setzt, 
die, von falscher Interessantheit frei, nie und nichts anderes 
als die Sache will, und gerade dadurch auch — alshöchsten Preis — 
den Eigenwert persönlichster Schöpfung zu erringen vermag. 

Dieser Kreis, der sich um das »Archiv« scharte, der so 
recht eigentlich ein Kreis um Max Weber war, ist jetzt, wo er 
jäh aus unsrer Mitte schied, verstört und wie in Dunkel 
gehüllt. Und keiner vermag den Speer aufzunehmen, der seiner 
ermatteten Hand entsunken ist. 
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Bolschewismus. 


Versuch einer prinzipiellen Kritik des revolutionären Sozialismus. 


Von 


MAX HIRSCHBERG. 


I. Die Problemstellung. 


Im Zusammenhang mit den riesenhaften Umwälzungen, zu 
denen der Weltkrieg die Einleitung und den ersten Anstoß ge- 
bildet hat, sind die Emanzipationsbestrebungen des Proletariats 
in ein akutes Stadium getreten; der Kampf zwischen dem revisio- 
nistischen und revolutionären Sozialismus ist mit äußerster Heftig- 
keit entbrannt. 

Der marxistische Sozialismus ist seit seiner Begründung 
durch Marx und Engels beherrscht von einem inneren Wider- 
spruch, der sich in einem ununterbrochenen geistigen Ringen 
zwischen seinen evolutionistischen und revolutionären Tendenzen 
ausdrückte; die Protokolle der internationalen Kongresse und 
der Parteitage der deutschen Sozialdemokratie sind von diesem 
geistigen Kampfe erfüllt ; unverkennbar ist das steigende Ueberge- 
wicht derrevisionistischen Fassung des Marxismus vor dem Kriege. 
Die revolutionären Umwälzungen unserer Epoche haben dem 
revolutionären Sozialismus neuen Antrieb gegeben und schließ- 
lich in dem Ausbruch des blutigen gewaltsamen Kampfes beider 
Richtungen die Krisis des marxistischen Sozialismus in tragischer 
Weise enthüllt. 

In Rußland waren schon 1903 die radikalen Sozialisten in 
der Mehrheit geblieben; begreiflicherweise mußten in einem 
Land, in dem die sozialen Gegensätze viel schärfer als in irgend- 
einem andern europäischen Staate ausgeprägt waren, in dem der 


politische Sozialismus keine Entwicklung finden konnte, der 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. ı. I 
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revolutionäre Sozialismus die Oberhand gewinnen; da 1912 dort 
130 000 Großgrundbesitzer 85 957 ooo Deßjatinen (= 1,092 ha) 
und roo Millionen kleine Bauern zusammen nur 138 768 000 
Deßjatinen besaßen, so daß nach den Feststellungen der Stoly- 
pinschen Agrarkommission 70,7 % der armen Bauern ihr Existenz- 
minimum nicht erarbeiten konnten, waren die Bauern überwie- 
gend Anhänger der Sozialrevolutionäre, nicht wie bei uns Mit- 
glieder konservativ bürgerlicher Parteien. Seit November 1917 
ist in Rußland die Staatsgewalt in den Händen der Bolschewiki, 
des radikalen Flügels der revolutionären Sozialisten. 

Das Programm der Bolschewiki, das von Lenin, Trotzki, 
Radek und Bucharin in teilweise glänzend geschriebenen Dar- 
stellungen verbreitet worden ist, übte auf den revolutionären 
Sozialismus in den andern europäischen Staaten eine starke Wir- 
kung aus; in Deutschland ist ein großer Teil der Unabhängigen 
Sozialistischen Partei und die gesamte Kommunistische Partei 
von dem Gedanken der Diktatur des Proletariats beherrscht; in 
Italien und Frankreich ist das Vordringen des revolutionären 
Sozialismus und die Annäherung an die Dritte Internationale 
unverkennbar; ähnliche Tendenzen zeigen sich in der Schweiz, 
in Holland und den skandinavischen Ländern. 

Der Versuch der Bolschewiki, ein vollständiges revolutionär- 
sozialistisches Programm in unstreitig grandioser Weise zur 
Durchführung zu bringen, ist für die Erkenntnis und Kritik des 
revolutionären Sozialismus von größter Bedeutung. Um so er- 
staunlicher ist es, daß in Deutschland nur wenige Ansätze zu 
einer kritischen Erkenntnis des großen Problems vorhanden 
sind. Auch die seit November 1918 in die Reichsregierung ge- 
langten Mehrheitssozialisten hielten eine hermetische Absper- 
rung selbst der geistigen Grenzlinien gegen Rußland für zweck- 
mäßig, so daß eine wissenschaftliche Kritik des Bolschewismus 
aufs äußerste erschwert war. Die umfangreiche Literatur über 
das Problem des Bolschewismus ist denn auch von einer be- 
schämenden Unfruchtbarkeit; der größte Teil besteht in ten- 
denziösen Berichten von erbitterten Gegnern und leidenschaft- 
lichen Anhängern des Bolschewismus, die sich oft diametral 
widersprechen und weit mehr in die Breite als in die Tiefe gehen. 
Noch heute, 215 Jahre nach Beginn der bolschewistischen Ex- 
perimente, ist es nahezu unmöglich, die wirtschaftlichen Wir- 
kungen dieses Versuchs wissenschaftlich zu fixieren. 
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Dennoch ist eine kritische Darstellung des bolschewistischen 
Programms und der Versuche zu seiner Verwirklichung von 
größter Bedeutung für die akuten Fragen der deutschen Politik; 
die gewaltsame Unterdrückung revolutionär-sozialistischer Ten- 
denzen in Deutschland erweist sich alsunzulänglicher Lösungsver- 
such; es muß angestrebt werden, das bolschewistische Experiment 
objektiv zu untersuchen ; denn aus der Kritik dieses ersten Versuchs, 
ein Tadikales sozialistisches Programm unmittelbar zu verwirk- 
lichen, ergeben sich wichtige Folgerungen für die Kritik des revolu- 
tionären Sozialismus überhaupt; Resultate, deren klare Feststel- 
lung in dieser Krisis des marxistischen Sozialismus unerläßlich ist. 

BolschewismusistrevolutionärerSozialismus. 
Die Bolschewiki begründen ihrë Theorie mit den Lehren des 
jüngeren Marx und legen besonderen Wert darauf, Bekenner 
des »reinen unverfälschten« Marxismus zu sein (Lenin, »Staat 
und Revolution«). Sie verwerfen durchaus den utopischen So- 
zialismus, akzeptieren die materialistische Geschichtsauffassung 
und die Evolutionstheorie und sind in der wissenschaftlichen 
Grundlegung ihrer Lehre mit den gemäßigten Sozialisten durch- 
aus einig. Die entscheidende Differenz tritt erst in der Frage 
auf, welche Rolle die Aktion innerhalb dieser naturnotwendi- 
gen Entwicklung des absterbenden Kapitalismus zur sozialisti- 
schen Ordnung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Grund- 
lagen zu spielen habe. 

Auch der deutsche Sozialismus hat nicht verkannt, daß die 
Entwicklung zwar zur sozialistischen Gesellschaftsordnung und 
zur wirtschaftlichen Demokratie tendiere, daß aber zu ihrer Ver- 
wirklichung ein »tatkräftiger Umsturz der bestehenden Eigen- 
tumsordnung« notwendig sei und daß »den Ausgebeuteten kei- 
neswegs eines Tages die gebratenen Tauben der sozialen Revo- 
lution in den Mund fliegen werden« (Kautsky, Erfurter Pro- 
gramm S. 106). Er scheidet jedoch scharf zwischen der p oli- 
tischen Revolution, de vollzogen wird, und der 
sozialen Revolution, die sich als langwieriger Vorgang 
vollzieht, nicht gewaltsam herbeigeführt werden kann. 
Demgemäß soll sich die soziale Revolution in den Formen der 
Demokratie vollziehen, nicht durch die diktatorische Niederhal- 
tung der Besitzenden. - 

Die bolschewistische Theorie geht von der Kritik des 
Revisionismus aus und legt seine Schwächen scharfsinnig 
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dar. Es wird dargetan, daß politische Demokratie ohne wirt- 
schaftliche Demokratie undenkbar ist; selbst wenn das gleiche 
allgemeine geheime Stimmrecht in Form des vollkommensten 
Proportionalwahlrechts verwirklicht ist, ist das Gewicht der ein- 
zelnen Stimmen ungleich. Die Besitzenden sichern sich durch | 
ihre einflußreiche und finanzkräftige Presse, durch ihre Be- 
ziehungen zu Regierung und Beamtenschaft, durch ihre finan- | 
ziellen und andern Machtmittel einen überwiegenden Einfluß; 
auch vollzieht sich die Bildung der staatlichen Willensresultante 
weniger in der Volksvertretung als in den Ministerien und unter- | 
geordneten Behörden, bei denen der Einfluß des Proletariats 
unverhältnismäßig gering ist. Die Bolschewiki verwerfen aber 
den politischen Sozialismus nicht bloß, weil er zur Begründung 
der wirtschaftlichen Demokratie unfähig sei, sondern auch, weil 
er die revolutionäre Schwungkraft der Arbeiterbewegung schwä- 
che. Der Parlamentarismus erzeuge den Abgeordneten, den 
Redakteur, den staatserhaltenden sozialistischen Minister, die zur 
revolutionären Aktion weder Lust noch Fähigkeit mehr haben. 
Sie verwerfen konsequent auch die »Parteiorganisation«, den 
Gewerkschaftsbeamten, den Parteiangestellten, da der Besitz 
von wertvollen Gewerkschaftshäusern, von großen Vermögen 
die Bewegung kapitalistisch korrumpiere. 
f Der »tatkräftige Umsturz der Eigentumsordnung« kann sich! 
nach Ansicht der Bolschewiki nur durch die unverhüllte brutale 
Diktatur des Proletariats vollziehen, die bis zur 
Durchführung der sozialen Neuordnung anzudauern hat und die 
wirtschaftliche und politische Demokratie erst erzeugt ; währen 
der diktatorischen Uebergangsperiode sollen die Besitzenden i 
keinem Organe Platz finden und alle Macht den Räten gehören, 
die nur von den Proletariern gewählt werden (Ziff. 7 der Ver- 
fassungsurkunde vom Io. Juli 1918). | 
Es ist erstaunlich, welche enge geistige Verwandtschaf 
der Bolschewismus in seiner theoretischen Begründung mit de 
revolutionärenSyndikalismus in Frankreich un 
Italien aufweist; gerade diese Parallele läßt erkennen, wie de 
neuere revolutionäre Sozialismus als logisches Produkt de 
Schwächen des politischen Sozialismus entstehen mußte. Auc 
diese Theorie (vgl. Felicien Challaye, »Revolutionärer Syndikalis 
mus und reformistischer Syndikalismus«, Tübingen 1913) geh 
von der primitiven Unterscheidung: Kapitalist = Ausbeuter 
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Proletarier = Ausgebeuteter aus; auch der Syndikalismus ver- 


urteilt alle Teilnahme an sozialen Reformen innerhalb der kapi- 


talistischen Ordnung, er kritisiert den Staat als organisierte Un- 
terdrückung der Ausgebeuteten durch die Besitzenden; er ver- 
wirft die Demokratie und fordert den unverhüllten Klassen- 
kampf; er teilt die Verachtung des Berufspolitikers, des Journa- 
listen, des Ministers; er verwirft alle Formen des politischen So- 
zlalismus. Die Verwirklichung der sozialen Neuordnung kann 
auch nach dieser Lehre nur durch die direkte revolu- 
tionäreAktion des Proletariats geschehen. Ihre 
Formen sind: Demonstrationen, Streik, Sabotage, Boykott, 
Kontrollmarken — und schließlich der »expropriierende Ge- 
neralstreik«. Seine Durchführung wird, genau wie beim Bol- 
schewismus, folgendermaßen geschildert: »Nach der Arbeits- 
einstellung bemächtigen sich die Proletarier der Produktions- 
mittel, des Bodens, der Fabriken, Maschinen usw. Je nach dem 
zu besiegenden Widerstand wird der Generalstreik gewaltsam 
oder friedlich sein. ... Die siegreiche Arbeiterklasse diktiert das 
Recht der besiegten Klasse der Kapitalisten. Die alte kapitalisti- 
sche und staatliche Gesellschaft stürzt zusammen: An ihrer Stelle 
erhebt sich die neue Gesellschaft.« Daß beim revolutionären 
Syndikalismus die Gewerkschaft als Trägerin der revolutionären 
Erziehung und Aktion erscheint, ist der einzige prinzipielle Ge- 
gensatz der beiden Theorien. 

Der Gegensatz zwischen Revisionismus und revolutionärem 
Sozialismus konzentriert sich also auf die Frage der direkten 
revolutionären AktiondesProletariats. Eine 
moralische Aburteilung der Diktatur des Proletariats ist un- 
fruchtbar, da sie ja nur das Mittel zur Verwirklichung der ethi- 
schen Forderung der wirtschaftlichen Demokratie sein soll. Die 
Kritik der »direkten Aktion« kann nur in der Entscheidung der 
Frage bestehen, ob sie durchführbar und zweckmäßig ist. Es 
ist daher zunächst genau darzustellen, durch welche Maßregeln 
die Bolschewiki die kapitalistische Wirtschaftsordnung unmittel- 
bar in die sozialistische überzuführen versuchten, dann ist zu 
untersuchen, welche Wirkungen dieses Experiment gezeitigt hat, 
endlich sind hieraus die Folgerungen für eine prinzipielle Kritik 
des revolutionären Sozialismus überhaupt zu ziehen. 
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II. Das Wirtschaftsprogramm der Bolschewiki. 





I. Agrarpolitik. 


Eine revolutionäre Agrarreform war für die Bolschewiki die 
vordringlichste Forderung, um die Bauern zu gewinnen, die 
größtenteils den Sozialrevolutionären angehörten, soweit sie 
nicht überhaupt politisch indolent waren. Sie übernahmen hierbei 
im wesentlichen das sozialrevolutionäre Agrarprogramm, da 
an sich schon äußerst radikal war; übrigens hatte sogar die Partei 
der Kadetten, die etwa unseren Linksliberalen entsprach, di 
Nationalisierung des Bodens und eine weitgehende Enteignun 
des Großgrundbesitzes (gegen Entschädigung) gefordert. Ne 
an dem bolschewistischen Agrarprogramm war der Versuch, di 
Kollektivbewirtschaftung zu fördern und die Lohnarbeit z 
unterdrücken, sowie die Verpflanzung des offenen Klassen 
kampfes auf das flache Land mit Hilfe der »Komitees der Dorf 
armut«. 

Bereits in den »Grundrechten des arbeitenden und ausge 
beuteten Volkes« vom 13. Januar 1918 war bestimmt: Das Pri 
vateigentum an Grund und Boden wird aufgehoben, der gesamt 
Länderfonds zum Eigentum des ganzen Volkes erklärt und ohn 
Entschädigung auf der Grundlage der ausgleichenden Bodeni 
benutzung den Arbeitenden übergeben. Alle Wälder, Bode 
schätze und Gewässer von allgemeinstaatlicher Bedeutung, all 
lebende und tote Inventar, Mustergüter und qualifizierte Be 
triebe wurden zum Nationaleigentum erklärt. 

Die Einzelheiten regelte das»DekretüberdenLan 
besitz« vom 26. Oktober 1917 mit seinem Anhang »Baue: 
instruktion über den Boden« (bereits 19. 8./I. 9. 1917 erlassen 

I. Alles Land ist Staatseigentum; es wird zu 
Nutzung demjenigen überlassen, der es mit eigener Arbeit: 
kraft bebaut. Jede Veräußerung, Belastung oder Verpachtu 
ist verboten. Die von der Enteignung Betroffenen erhalt 
keine Entschädigung, jedoch im Fall der Bedürftigkeit Staat! 
unterstützung bis zur Begründung einer neuen Existenz. Bode 
schätze, Bergwerke, Waldungen und wichtige Gewässer stehc 
in Nutzung des Staates selbst, kleinere Gewässer in Nutzung dt 
Gemeinden. Mustergüter, Kulturen, Gestüte usw. unterliege 
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je nach ihrer Bedeutung staatlicher oder gemeindlicher Nutz- 
nießung. 

2. Die Durchführung der Konfiskation wurde durch Gesetz 
vom 3. November 1917 den Gouvernements- und Kreisbehörden, 
vor allem aber den Amtsbezirks-Agrarkomitees übertragen. Die- 
sen oblag die Besitzergreifung, die Verteilung des Landfonds 
auf die Gemeinden und einzelnen Bauern, die Festlegung der 
Bewirtschaftungsform und die Aufstellung des Wirtschafts- 
planes. Sie hatten insbesondere die Versorgung der Städte mit 
landwirtschaftlichen Produkten und Holz, die systematische 
Forstbewirtschaftung, die Kontrolle der Produktion und Ablie- 
ferung zu besorgen; zur Schlichtung von Streitigkeiten wurden 
bei den Amtsbezirks-Agrarkomitees Einigungsämter gebildet, 
deren Entscheidung bindend ist. 

3. Der Landfonds wird periodisch neu verteilt, nach Maß- 
gabe der Bevölkerungszahl und Steigerung. der Produktion. 
Gemeinden, die sich in der Ablieferung auszeichnen, sollen hier- 
bei begünstigt werden. Die überschüssigen Ländereien bilden 
den Landreservefonds, der zu Ausgleichs- und Ergänzungs- 
verteilungen bestimmt ist. Zur Verteilung auf die Gemeinden 
dient ein Verteilungsschlüssel, über den in dem zusammenfassen- 
den »Dekret betr. die Sozialisierung des Bodens« vom 4. 3. 1918 
genaue Bestimmungen getroffen sind. Das gesamte Staatsgebiet 
wird zu diesem Zweck in Zonen eingeteilt; für die Berücksichti- 
gung der Zonen bei der Verteilung ist das System der Boden- 
bewirtschaftung, Ertragsfähigkeit des Bodens, Absatzfähigkeit 
der Produkte maßgebend. Innerhalb der Gemeinde erfolgt die 
Verteilung zur Nutzung nach einem weiteren Verteilungsschlüssel, 
wobei die Arbeitsfähigkeit und der Eigenbedarf des einzelnen 
Bauern, einschließlich seiner Familie, entscheidet. Die Kollektiv- 
bewirtschaftung soll hierbei möglichst gefördert werden. In 
erster Linie werden die landwirtschaftlichen Verbände, dann die 
einheimischen Bauern, dann die zugezogenen, zuletzt die bis- 
her im Ackerbau nicht ausgebildeten Ortsangehörigen berück- 
sichtigt. 

4 Lohnarbeitist verboten. Nutzungsberechtigt 
ist nur, wer das Land durch eigene Arbeit mit Hilfe seiner Fa- 
milie, allein oder in Gemeinwirtschaft, bebaut. Eine Ausnahme 
gilt nur für kleine Wirtschaften im Fall der Arbeitsunfähigkeit 
oder Behinderung des Nutzungsberechtigten, und für Muster- 
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güter, Kulturen usw., die in staatlicher oder gemeindlicher 
Nutzung stehen. 

Das Recht auf Landzuweisung kann ausschließlich vom 
Staat, und zwar von der lokalen Rätebehörde erworben werden. 
Die Bewerber haben einen schriftlichen Antrag beim Amts- 
bezirks-Agrarkomitee zu stellen; die Anträge werden in der 
Reihenfolge ihres Eingangs erledigt. 

Für die Bodennutzung ist eine Grundabgabe zu 
zahlen, für Benutzung des Inventars eine Benutzungsgebühr. 
Der Erlös hieraus bildet zusammen mit dem staatlichen Gewinn 
aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen einen Fonds für Meliora- 
tionen und Neuanlagen, sowie für die Verwaltungskosten. 

5. Uebt der Nutzungsberechtigte die Nutzung nicht inner- 
halb 3 Monaten nach Zuweisung aus, so fällt der Anteil an den 
Landfonds zurück. Bei vorübergehender Behinderung durch 
Militärdienst, Krankheit usf. hat die örtliche Behörde einen 
Vertreter zu bestellen. Im Falle des Todes erlischt das Nutzungs- 
recht; doch sind bei der neuen Zuteilung Angehörige des Ver- 
storbenen oder von diesem letztwillig bezeichnete Personen 
vorzugsweise zu berücksichtigen. 

6. Reicht in einer Gemeinde das zugeteilte Land nicht aus, 
so erfolgt eine ergänzende Zuteilung aus dem Reservefonds. 
Reicht auch diese nicht aus, so hat eine Uebersiedlung der land- 
losen oder landarmen Bauern zu erfolgen, zunächst innerhalb 
derselben Zonen, ev. in andre Zonen. Bei der Reihenfolge 
der zur Abwanderung Bestimmten ist auf Lebensverhältnisse, 
Nationalität usw. Rücksicht zu nehmen, in erster Linie müssen 
Nichteinheimische und schlecht Beleumundete abwandern. Or- 
ganisation und Kosten der Abwanderung sind Sache des Staates. 

7. Vorstehende Regelung hat das städtische Grund- 
eigentum zunächst unberührt gelassen. Bereits durch Dekret 
vom 14. Dezember 1917 wurde jedoch auch hier die B o d e n- 
spekulation verboten; alle Rechtsgeschäfte über Verkauf, 
Verpfändung des städt. Grundbesitzes wurden für nichtig er- 
klärt und mit schweren Strafen bedroht. Außerdem wurden die 
städtischen Grundeigentümer durch die Dekrete über 
das Wohnungswesen weitgehend entrechtet. Nach dem 
Gesetz betr. Uebergabe von Wohnungen an die städtischen 
Selbstverwaltungen vom 30. Oktober 1917 waren diese befugt, 
leerstehende Wohnungen zu beschlagnahmen und der armen Be- 
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völkerung zuzuweisen. In der Praxis wurde schließlich den 
Gemeinden und lokalen Sowjets ein unbeschränktes Verfügungs- 
recht über alle Wohnungen eingeräumt. Insbesondere führte die 
Zusammensetzung der Wohnungskommissionen (in der Zentral- 
wohnungskommission für Moskau saßen Vertreter der gefürch- 
teten Außerordentlichen Kommission zur Bekämpfung von 
Gegenrevolution, Sabotage und Spekulation) zu fast völliger 
Aufhebung des Verfügungsrechts über städtische Grundstücke; 
zu Vorsitzenden dieser Wohnungskommissionen wurden mit Vor- 
liebe frühere Portiers gewählt. 


2. Verpflegungspolitik. 


Der Hunger ist die Existenzfrage jeder revolutionären Re- 
gierung. Die Bolschewiki übernahmen bereits einen völlig zer- 
rütteten Verpflegungsapparat. Die Proklamationen Kerenskis 
beweisen, daß schon vor dem bolschewistischen Umsturz Hungers- 
not herrschte (vgl. Victoroff-Toporoff, La Premiere Année de la 
Revolution Russe. Bern 1919). Unter bolschewistischer Herr- 
schaft nahm die Hungersnot in Petrograd und Moskau kata- 
strophale Formen an, auch in andern Bezirken war die Ernäh- 
rungslage äußerst schwierig. 

Die Bolschewiki stellten zur Ueberwindung dieser Schwierig- 
keiten folgendes Programm auf, dessen Wirkungen die revolu- 
tionären Sozialisten der andern Länder unter Berücksichtigung 
des ausgesprochenen Agrarcharakters Rußlands genau stu- 
dieren sollten: 

1. Einführung des Getreidemonopols. Die 
gesamte Brot- und Futtergetreidewirtschaft wurde zum 
Staatsmonopol erklärt; zunächst wurde für den Erzeuger ein 
Selbstverbraucherquantum (einschließlich Saatgut) abgezogen, 
der Rest durch die staatlichen Verpflegungsorgane enteignet. 
Die Preise wurden von den Amtsbezirks-Agrarkomitees fest- 
gesetzt. Für die wichtigsten Produkte wurden. Höchstpreise 
festgesetzt; da, wie bei uns, daraufhin andere Produkte vor- 
zugsweise angebaut wurden, mußte das System der Höchstpreise 
immer weiter ausgebaut werden. Zurückhaltung mit Getreide 
und Schleichhandel wurden von den Revolutionsgerichten und 
Außerordentlichen Kommissionen schwer geahndet; auf Ge- 
treidewucher war Gefängnis nicht unter 10 Jahren festgesetzt. 


10 Max Hirschberg, 


Die enteigneten Produkte sollten in die staatlichen Verpflegungs- 
magazine fließen. 

Besondere Mühe wurde auf den Zusammenschluß der Ver- 
braucher zu Konsumvereinen verwendet; der Ausbau der 
Konsumgenossenschaften ist ein Angelpunkt des 
bolschewistischen Sozialisierungsprogramms. Die Konsumver- 
eine sind von der Umsatzsteuer insofern befreit, als ihre Mit- 
glieder die Steuer am Schluß des Geschäftsjahres vergütet erhal- 
ten, während alle Geschäfte mit Gegenständen des täglichen Be- 
darfs mit 5% Umsatzsteuer belegt sind. Für jeden Bezirk sind 
nur 2 Konsumvereine zugelassen: einer für Proletarier, einer für 
die bürgerliche Bevölkerung. Die Auszahlung des Arbeitslohns 
soll teilweise oder ganz in Gutscheinen auf Gegenstände des Be- 
darfs erfolgen. 

Für die entrechtete Bourgeoisie waren die Verpflegungs- 
rationen geringer festgesetzt als für die werktägige Bevölkerung. 
Für erstere waren »Arbeits- und Konsumtionsbücher « eingeführt; 
nur die Bescheinigung über Leistung gesellschaftlich nützlicher 
Arbeit berechtigte zum Bezug von Lebensmitteln; die Ausdeh- 
nung der Arbeitspflicht und des Systems der Konsumtionsbücher 
auf die Proletarier ist vorgesehen und teilweise durchgeführt. 

Da die Ablieferungspflicht in bedrohlichster Weise verletzt 
wurde und die Hungersnot überhand nahm, griffen die Bolsche- 
wiki schließlich zu dem primitiven Mittel der bewaffneten 
Requisitionen. Jede Fabrik stellt 25 Arbeiter ab, deren 
Gewissenhaftigkeit und Disziplin bescheinigt ist; diese werden 
zu militärisch organisierten und gelöhnten Requisitionskomman- 
dos zusammengestellt, die auf dem Land gewaltsam Getreide 
holen. Hiebei kam es zu blutigen Zusammenstößen. 

Die Schaffung neuer Anbauflächen, Ausnützung des städti- 
schen Bodens zu Gemüsegärten wurde selbstverständlich ge- 
fördert. Besonders wurde die Hebung der Intensität der Bewirt- 
schaftung durch Zuweisung von Geräten und landwirtschaft- 
lichen Maschinen angestrebt. Der Handel mit in Rußland her- 
gestellten oder eingeführten Geräten und Maschinen für die 
Landwirtschaft ist zum Staatsmonopol erklärt. 

2. Eine eigenartige Neuerung schufen die Bolschewiki endlich 
in den » Komitees der Dorfarmen« (Dekret über die 
Organisierung und Versorgung der Dorfarmut vom 10. Juni 1918). 
Das aktive und passive Wahlrecht steht allen Bauern zu mit Aus- 
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nahme derjenigen, die als Wucherer oder Wohlhabende bekannt 
sind, Getreideüberschüsse besitzen, Handel treiben oder bezahlte 
Knechte beschäftigen. Die Distrikts- und Dorfkomitees der 
Dorfarmut sind allein befugt, an die Bauern Getreide, Gegen- 
stände des täglichen Bedarfs und Maschinen zu verteilen, sie ha- 
ben die lokalen Verpflegungsorgane in der Aufsuchung von zurück- 
gehaltenen Vorräten und in der Enteignung bei Wucherern und 
Reichen zu unterstützen. 

Dieser echt bolschewistische Gedanke, die armen Bauern 
gegen die wohlhabenden auszuspielen, bedeutete die Ausdehnung 
des Klassenkampfes in seinen schroffsten Formen auf das Land. 
Man kann sich leicht ausmalen, wie die Dorfarmen bei der Ver- 
teilung von Saatgut und Maschinen verfuhren und wie die reiche- 
ren Bauern darauf reagierten. 

Da die damit gemachten Erfahrungen nicht günstig waren, 
schritt man endlich in steigendem Maße zur Berücksichtigung 
des Gesetzes von Angebot und Nachfrage an Stelle der Dekrete 
und der Gewaltanwendung. Die Bauern waren mit wertlosem 
Papiergeld schon vom Kriege her übersättigt;; sie verlangten Tee, 
Maschinen, Pflüge, Textilien, Schuhwaren, Tabak. Die Bolsche- 
wiki schritten, da eine Versorgung im großen unmöglich war, 
schließlich dazu, durch die Fabrikkomitees und lokalen Sowjets 
einen unmittelbaren Warenaustausch mit dem flachen 
Land organisieren zu lassen. So wurde aus Textilmagazinen 
Ware an Bauern gegen Bescheinigungen über Ablieferung von 
Getreide verteilt (Einzelheiten enthält das »Dekret über den 
obligator. Warenaustausch in den Getreide erzeugenden Land- 
bezirken« vom 5. August 1918). 

Mit der Organisierung der Produktion sollte programmgemäß 
die OrganisierungdesKonsumsin der Stadt zwecks 
Erzielung möglichst sparsamen Verbrauchs Hand in Hand 
gehen. Durch Verordnung vom 28. Oktober 1917 erhielten die 
städtischen Selbstverwaltungen erweiterte Befugnisse im Ver- 
pflegungswesen. Alle in der Stadt eintreffenden Ladungen von 
Nahrungsmitteln unterlagen ausnahmslos ihrer Verfügung. Sie 
durften alle Läden, Restaurationen, Mühlen usf. unter Kontrolle 
nehmen und ihre Preise festsetzen; sie konnten Speiseanstalten 
ohne weiteres kommunalisieren. Alle für die öffentliche Ver- 
pflegung notwendigen Räume, Geräte, Vorräte durften ohne 
weiteres konfisziert werden. Die städtischen Selbstverwaltungen 
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können ferner allen Bewohnern eines Hauses oder einer Häuser- 
gruppe die Verpflichtung auferlegen, eine Gesellschaft zum ge- 
meinsamen Bezug und zur ordnungsgemäßen Verteilung von 
Lebensmitteln zu bilden, siekönnen ferner anordnen, daß die Zu- 
bereitung für bestimmte Gruppen der Verbraucher gemeinsam 
zu erfolgen hat und daß die fertigen Speisen in Volksküchen ge- 
nossen oder in die Wohnungen ausgetragen werden. 

Die gleichen konfiskatorischen Befugnisse wurden den städti- 
schen Selbstverwaltungen für alle Gegenstände des täglichen 
Bedarfs eingeräumt. 


3. Sozialisierung der Industrie. 


Es ist zu beachten, daß die Bolschewiki die Vollsozialisierung 
der Industrie zwar erstrebten, aber nur die planmäßige su k- 
zessive Durchführung versuchten. Ihr Plan zerfiel in drei 
Etappen: Die Besitzergreifung, die zunächst die 
großen und wichtigen Betriebe nationalisieren sollte; die R e- 
gulierungdesProduktionsprozessesnachgroß- 
angelegten Plänen des Obersten Volkswirtschaftsrates, der am 
5. Dez. 1917 errichtet wurde; endlich de Konzentrierung 
und Spezialisierungder Produktion durch Aus- 
scheidung weniger leistungsfähiger Betriebe und Herstellung von 
Normalprodukten in den einzelnen Betrieben. 

I. Die Nationalisierung der Industrie ge- 
schah durch Einführung von Staatsmonopolen und Uebernahme 
einzelner Betriebe oder ganzer Industriezweige in staatliche Be- 
wirtschaftung. Staatsmonopole sind eingeführt für Inserate (aus 
politischen Gründen dürfen nur Regierungsorgane Inserate an- 
nehmen, zwecks Schwächung der bürgerlichen Presse); für Gold 
und Platina; für Zündholz, Lichter, Reis, Kaffee, Pfeffer und aus- 
ländische Gewürze. Die Zündholz- und Lichtfabriken, sowie die 
Engrosgeschäfte für Reis, Kaffee usw. sind nationalisiert. Die 
Durchführung des letzteren Monopols ist dem Verband der Kon- 
sumgenossenschaften übertragen. Aus dem Gesetz über das 
Goldmonopol vom 17. Januar 1918 ist die Bestimmung interes- 
sant, daß die Vergütung für den Solotnik reines Gold (1 Solotnik 
- = 1/ssruss. Pud, I Pud = 16,4 kg) auf 32 Rbl. festgesetzt wurde, 
während er nach dem zaristischen Münzgesetz nur 5 Rbl. 50 Kop. 
betrug und unter Kerenski am 20. Juli 1917 auf 11 Rbl. 50 Kop. 
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erhöht wurde. Die Räteregierung hat also für den Papierrubel 
ein Metallagio von 482 % festgesetzt. N 

Nationalisiert wurden die Textilindustrie und der 
Handel mit Manufaktur- und Textilwaren jeder Art, ferner die 
Zuckerindustrie, der Teehandel und die Naphtaindustrie. Durch 
Dekret vom 15./28. 6. 1918 wurden die bedeutendsten Betriebe 
der Metall-, Elektrizitäts-, Holzbearbeitungsindustrie, der Tabak-, 
Glas-, Leder-, Zement- und keramischen Industrie nationalisiert ; 
in der Textilindustrie wurden nunmehr alle Betriebe mit minde- 
stens ı Million Rbl. Stammkapital in staatliche Bewirtschaftung 
übernommen. Es wurden ferner alle Dampfmühlen mit minde- 
stens 4%, Million Stammkapital, alle Gaswerke, Trambahnen, 
Kanalisationsbetriebe, Wasserwerke und privaten Eisenbahn- 
gesellschaften in staatliche Bewirtschaftung übernommen. Da- 
neben wurden zahlreiche einzelne Betriebe nationalisiert, straf- 
weise wegen Renitenz oder auf Anordnung des obersten Volks- 
wirtschaftsrates. 

Von größtem Interesse ist natürlich der Versuch der Bolsche- 
wiki, den gesamten Produktionsprozeß nach einem Gesamtplan zu 
leiten. Zu diesem Zweck wurden für die wichtigsten Produktions- 
zweige wie Tabak, Papier, Zucker, Leder, Textilien Volkswirt- 
schaftsräte gebildet, die ihrerseits wieder dem Obersten Volks- 
wirtschaftsrat beim Sowjet der Volkskommissare unterstehen. 
Die Volkswirtschaftsräte haben die Registrierung der nationali- 
sierten und nicht nationalisierten Betriebe zu leiten, Statistiken 
und periodische Berichte zu erstellen, Anweisungen über Um- 
fang und Richtung der Produktion zu geben und über die Pro- 
dukte zu verfügen. Gleichzeitig wurde durch Nationalisierung 
der Privatbanken in der Staatsbank und ihren Filialen eine 
Zentralabrechnungsstelle geschaffen. Jeder Be- 
trieb hat sein Konto bei der Staatsbank; auf dieses hat er alle 
Einnahmen einzuzahlen. Die Bank übernimmt dagegen die Fi- 
nanzierung der Produktion durch Gewährung von Staats- 
zuschüssen. Den nationalisierten Unternehmungen wurden 
teilweise riesige Kredite eröffnet. Dies ist zu beachten, wenn man 
Statistiken über Produktionsergebnisse bolschewistischer Betriebe 
liest. Bis zum `r. Mai r918hatten z. B. die Aktiengesellschaften der 
Uralindustrie beieinem Stammkapital von 250 Millionen Rbl. 105 
Millionen Staatszuschüsse erhalten. Einzelne Unternehmungen 
erhielten sogar Kredite, die ihr Grundkapital weit überstiegen. 
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2. Gleichzeitig wurde die Anteilnahme der Arbeiter an der 
Leitung der Betriebe eingeführt, zunächst durch die »Verordnung 
über die Arbeiterkontrolle vom 14. Nov. 191I7« Wäh- . 
rend das deutsche Reichsgesetz über die Betriebsräte in $ 66 
den Arbeitern nur das Recht gibt, in wirtschaftlichen Betrieben 
die Leitung mit Rat zu unterstützen und an der Einführung neuer 
Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbeiten, dagegen einen Eingriff _ 
in die Betriebsleitung durch selbständige Anordnungen verbietet 
($ 67), hat das bolschewistische Dekret über die Arbeiterkontrolle 
den Arbeitern die Betriebsleitung übertragen. Die Arbeiter- 
kontrolle erstreckte sich danach auf die gesamte Produktion, 
Kauf und Verkauf von Erzeugnissen und Rohmaterialien und 
auf die Finanzierung. Das Fabrikkomitee war ursprünglich sogar 
zur Ausstellung von Anweisungen auf die Staatsbank zuständig. 
Die Betriebsräte, Fabrikkomitees und ähnliche Organe der 
Arbeiterkontrolle waren berechtigt, ein Mindestmaß für die Ar- 
beitsleistung des Betriebes festzusetzen (!), die Korrespondenz 
zu kontrollieren, Bücher und Bilanzen zu prüfen (das Geschäfts- 
geheimnis ist im kommunistischen Staat abgeschafft) und dem 
Unternehmer bindende Weisungen zu erteilen; der Unternehmer 
konnte nur binnen drei Tagen an den übergeordneten Bezirksrat 
für Arbeiterkontrolle appellieren. 

Daß diese kollegiale Selbstverwaltung der Betriebe Bankerott 
gemacht hat, haben Lenin (»Die nächsten Aufgaben der Sowjet- 
macht«) und Trotzki (»Arbeit, Disziplin und Ordnung«) offen zu- 
gegeben. Das bezeichnete Dekret ist heute nicht mehr in Kraft. 
Die mehr oder minder autokratische Stellung des Betriebsleiters 
ist wiederhergestellt. 

3.EinAusbaudesArbeitsrechts warin Rußland 
unabweisbar notwendig. Die Bolschewiki haben auf diesem Ge- 
biet vielfach deutsche Einrichtungen übernommen. Durch Ge- 
setz vom 29. Oktober 1917 wurde der Achtstundentag eingeführt. 
Die Arbeitszeit darf 8 Stunden am Tage und 48 Stunden in der 
Woche nicht überschreiten. Nachtarbeit ist für Frauen jeden 
Alters und für männliche Arbeiter unter I6 Jahren verboten. 
Ebenso sind Ueberstunden für Frauen und für männliche Arbeiter 

unter ı8 Jahren unzulässig. Die Ueberstunden sind im Arbeits- 
buch besonders zu registrieren und zu entlohnen. 

Das Gesetz vom 8. Mai 1918 über die »Arbeitsinspektion« hat 
nach deutschem Muster Kontrollorgane zum Schutz von Leben 
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und Gesundheit der Arbeiter geschaffen. Dem »Arbeitskommis- 
sariate beim Sowjet der Volkskommissare unterstehen alle Organe 
für Arbeiterfürsorge, insbes. Arbeiterversicherungen, Arbeits- 
inspektionen und Arbeitsbörsen. Alle Lohnarbeiter und alle 
städtischen und ländlichen Armen unterliegen einer obligatori- 
schen Versicherung gegen Krankheit, Invalidität, Unfall, einer 
Alters- und Mutterschaftsversicherung, Witwen- und Waisen- 
fürsorge und Arbeitslosenversicherung. Die Invalidität- und Ar- 
beitslosenversicherung gewährt den vollen Arbeitslohn. Bei den 
nationalisierten Betrieben ist in den Voranschlag aufzunehmen: 
als Krankenkassenbeitrag Io % der Löhne, für Arbeitslosen- 
versicherung 4 % bei ständig Beschäftigten, 6 % bei Saison- 
arbeitern. Die Versicherungen trägt der-Unternehmer. Der Un- 
ternehmer hat ferner bei Schließung des Betriebes den arbeits- 
unfähigen Arbeitern, die 5 Jahre im Betriebe gedient haben, eine 
Pension in Höhe des vollen mittleren Jahreslohnes zu zahlen, teil- 
weise arbeitsunfähigen eine Teilrente. 

Von besonderem Interesse dürfte das bolschewistische 
Tarifvertragsrecht sein. Die Verordnung vom 2. Juli 
1918 regelt die Einzelheiten des Inhalts der Tarifverträge. Der 
Arbeitnehmerverband hat den ausgearbeiteten Vertrag dem 
Unternehmer(verband) vorzulegen, der sich innerhalb 7 Tagen 
über die Annahme zu äußern hat. Wird keine Einigung erzielt, 
so entscheidet das Kommissariat für Arbeit, ob der Tarifvertrag 
bindend sein soll. Gegen die Entscheidung kann Beschwerde zum 
Volkskommissar für Arbeit eingelegt werden, der endgültig ent- 
scheidet (weitere Einzelheiten des Arbeitsrechts bei Klibanski, 
»Die Gesetzgebung der Bolschewiki«, 2. Heft der Quellen und 

tudien des Osteuropa-Instituts in Breslau, Teubner 1920). 

Zur Organisierung des Produktionsprozesses rechneten die 
Bolschewiki insbesondere eine großzügige Regelung des Ange- 
bots von Arbeitskraft. Es wurden daher Arbeitsbörsen 
für alle Orte über 20 ooo Einwohner vorgeschrieben, in kleineren 
Orten sind sie fakultativ; sie sind den Selbstverwaltungsorganen 
angegliedert, Sie haben Angebot und Nachfrage zu registrieren 
und zu regulieren. Private Stellenvermittlung ist verboten. Er- 
gänzend greift das Gesetz über Arbeitslosenversiche- 
Tung vom IQ. 11./2. 12. 1917 ein. Als arbeitslos gelten alle 
arbeitsfähigen Personen, die von eigener Arbeit leben, so lange es 
ihnen nachweisbar unmöglich ist, Arbeit zu den Mindestlöhnen 
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des Bezirks zu finden. Die Versicherungsbeiträge hat dei Unter- 
nehmer allein zu leisten; die Beiträge fließen in Arbeitslosen- 
kassen, die zusammen den Allrussischen Arbeitslosenfonds bilden. 
Die Unterstützungen erfolgen in Höhe des vollen Arbeitslohnes, 
dürfen jedoch den durchschnittlichen Tageslohn des Bezirks Sn 
nicht übersteigen. Nicht bezahlt wird Arbeitslosigkeit unter u 
3 Tagen oder infolge von Streik. i A 
Wie weit diese Vorschriften bei der enorm anwachsenden 
Arbeitslosigkeit im Jahre 1918 und 1919 durchgeführt werden | 
konnten, entzieht sich der Feststellung. a 


4. Sozialisierung des Handels und des Geld- 
 verkehrs. 


Die Deklaration der »Grundrechte« hatte sofort die Ueber- SE 
nahme aller Banken in das Eigentum der Sowjetrepublik ange- zes 
kündigt. Die Besitzergreifung war hier verhältnismäßig einfach, _.:-.- 
da die zu nationalisierenden Betriebe bereits stark konzentriert 
waren; sie vollzog sich höchst primitiv, durch bewaffnete Inbesitz- 
nahme der Bankgebäude und Tresors, am 17. Dezember 1917. 
Alle Aktienbanken und privaten Bankgeschäfte wurden mit 
Aktiven und Passiven vom Staat übernommen. Ein Teil wurde 
als Filialen der Staatsbank wieder eröffnet. Alle Kontis des- 
selben Kunden wurden zusammengelegt. Auszahlungen und 
Einzahlungen können ausschließlich bei der Staatsbank erfolgen. 

Sämtliche Safes wurden geöffnet, vorgefundenes Gold kon- 
fisziert, Wertpapiere und Wertgegenstände registriert. Das 
»Dekret über die Registrierung der Wertpapiere« vom 8. (21.) Mai 
1918 bestimmt: Inhaberpapiere werden abgeschafft, nur die auf 
Namen lautenden Zinspapiere bleiben in Geltung. Alle russi- 
schen und ausländischen Wertpapiere, gleichgültig ob Eigentum 
von Inländern oder Ausländern, sind zu registrieren. Nicht an- 
gemeldete Wertpapiere werden konfisziert. 

Gleichzeitig wurde das Verbotjeder Transaktion 
in Wertpapieren erneuert. Das »Gesetz über die Ein- 
stellung aller Zahlungen von Kupons und Dividenden« vom 29. 
Dezember 1917 verbot jede Veräußerung oder Belastung von 
Wertpapieren; insbesondere wurden Börsengeschäfte aller Art 
unter schwere Strafen gestellt. Der arbeitslose Zinsgewinn galt 
den Bolschewiki als besonders unzulässig. Die Abhebungen von 
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privaten Bankguthaben wurden beschränkt (meist auf 1000 Rbl. 
monatlich) ; eine Ausnahme galt nur für Lohnzahlungen, die aber 
von den Fabrikkomitees zu zeichnen waren. Die zur Registrie- 
rung eingereichten Papiere wurden abgestempelt. 

An diesen »ersten Schlag gegen das internationale Finanz- 
kapital« schloß sich de MonopolisierungdesAußen- 
handelsundeneBekämpfungderprivatenSpe- 
kulation im Innenhandel, soweit nicht auch dieser auf Grund 
der erwähnten Staatsmonopole nationalisiert war. Das »Dekret 
über den Außenhandels« vom 19. Dezember 1917 verbietet die 
Ausfuhr aller Lebensmittel; die Ausfuhr von Luxusgegenständen 
ist nur im Wege des Tauschs gegen Maschinen und andere not- 
wendige Importartikel zugelassen. Durch eine weitere Verord- 
nung vom Io. (23.) April 1918 wurde die Regelung des gesamten 
Imports und Exports dem »Rat für Außenhandel« beim Kom- 
missariat für Handel und Gewerbe übertragen. Einfuhr von 
Luxuswaren ist verboten. Die Monopolisierung des russischen 
Außenhandels ist jetzt, da die Entente den Handelsverkehr mit 
der Sowjetrepublik offiziell aufnimmt, von großer praktischer 
Bedeutung. Die deutsche Reichsregierung glaubt, vermutlich aus 
Angst vor geistigem Import, die Anknüpfung von Handels- 
beziehungen der privaten Initiative überlassen zu sollen; ein 
unbegreiflicher Fehler, da private Verbände bei Verhandlungen 
mit staatlichen Monopolverwaltungen von vornherein sich in un- 
günstiger Stellung befinden müssen. Die Entente will, um eine 
offizielle Anerkennung der Sowjetregierung zu vermeiden, zu- 
nächst mit den alten Konsumgenossenschaften verhandeln, die 
man für antibolschewistisch hält. Lenin hat in einem Interview 
mit einem Korrespondenten des New-York Herald, das im 
»Wremja« vom 8. März 1920 abgedruckt ist, erklärt, er halte den 
Annäherungsversuch der Entente für wenig aufrichtig; der ge- 
plante Umweg sei nicht gangbar, da die alten Konsumgenossen- 
schaften sich schon längst in die Verteilungsorgane der Sowjet- 
regierung aufgelöst hätten. Für den Export sollen bereit liegen: 
Getreide, Flachs, Hanf, Leinen, Platina, Kali und andere Mine- 
ralien, sowie Holzvorräte; verlangt werden vor allem landwirt- 
Schaftliche Maschinen und Maschinenteile, Chemikalien, Arznei- 
mittel und Motore. Für eine weitblickende Aktion der 
deutschen Regierung wären demnach die Chancen so günstig 
als möglich. 
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Der Innenhandel unterliegt vor allem dem Verbot 
der Spekulation; jedem Versuch der Preistreiberei sollen die 
Außerordentlichen Kommissionen mit Schärfe entgegentreten. 
Durch Gesetz vom ı. (14.) Februar 19r8 wurden Preisprü- 
fungsstellen eingerichtet; sie sind obligatorisch für alle 
Orte über Io ooo Einwohner. Das Komitee setzt die Preise unter 
Berücksichtigung der Selbstkosten zuzüglich eines Durchschnitts- 
gewinns fest, der den Unternehmern und ihren Angestellten nur 
den Lebensunterhalt garantieren soll. Die Preisprüfungsstellen 
haben zugleich die Aufgabe der Warenbeschaffung und Waren- 
verteilung für die Geschäfte des Ortes, die bei Kalkulation und 
Verteilung als Ganzes betrachtet werden. Das Komitee kann auch 
einzelne Geschäfte in Verwaltung nehmen. Alle Gewerbe- und 
Handelsbetriebe sind zu registrieren, das Register ist öffentlich. 
Die Veräußerung und Verpachtung bestehender Geschäfte, die 
Eröffnung neuer, die Umwandlung von Einzelbetrieben in Gesell- 
sehaften und umgekehrt ist ohne Genehmigung des Volkskom- 
missars für Handel und Gewerbe verboten. (Gesetz vom 7./20. 
April 1918.) 

Charakteristisch für die Experimente der Bolschewiki auf dem 
Gebiete des Innenhandels ist die Begünstigung des 
Tauschhandels. Es wurde bereits erwähnt, daß der 
direkte Warenaustausch mit den Bauern angestrebt wird. Der 
Getreideüberschuß darf an die Bedarfsgebiete nur im Tausch 
gegen Textilien, Schuhe, Maschinen usf. abgegeben werden und 
umgekehrt. Die an die Bauern abzugebenden Waren müssen in 
Höhe von 85% ihres Wertes in landwirtschaftlichen Produkten 
bezahlt werden; nur 15% dürfen in bar angenommen werden. 
Die Abgabe von Webwaren, Schuhen, Häuten, Zündhölzern, 
landwirtschaftlichen Geräten, Tabak, Tee, Zucker usf. an die 
Getreideproduzenten darf selbstverständlich nur durch die staat- 
lichen Organe geschehen. 


5. Finanzpolitik. 


Durch die Nationalisierung der Banken und die Umwandlung 
der Staatsbank in eine Zentralabrechnungsstelle für die soziali- 
sierten Betriebe wurde die Finanzpolitik deı Bolschewiki auf ganz 
neue Bahnen gedrängt. Zunächst wurden äußerst radikale Maß- 
nahmen nötig, um den riesig anwachsenden Geldbedarf der Staats- 
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bank zu decken und die Staatsschuld, die im März 1918 bereits 
auf 65 Milliarden Rbl. gestiegen war, zu mindern. 

Radikal und primitiv, vermutlich aber nicht ganz ernst ge- 
meint war daserste Mittel:dieAnnullierung der Staats- 
anleihen-durch Dekret vom 26. Januar (8. Februar) 1918. 
Alle Staatsanleihen der früheren Regierungen und alle aus- 
ländischen Anleihen wurden für nichtig erklärt, die Dezember- 
kupons nicht mehr bezahlt. Die kurzfristigen Schuldverschrei- 
bungen und Schatzanweisungen blieben als Zahlungsmittel in 
Kraft, wurden aber zinslos gestellt. Die ärmeren Bürger sollten 
für Beträge bis zu 10 000 Rbl. als Entschädigung auf Namen 
lautende Stücke der geplanten neuen Anleihe der Sowjet- 
Republik erhalten. Lokale Selbstverwaltungsorgane, Kranken- 
kassen, Konsumgenossenschaften usf. sollten entschädigt wer- 
den, Sparkassenguthaben und ihre Zinsen blieben unangetastet. 

Die Annullierung der Staatsanleihen dürfte der Sowjet- 
regierung selbst nicht durchführbar erscheinen. Der Volks- 
kommissar für Finanzen Sokolnikoff hat selbst zugegeben, daß 
bei Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen angesichts der 
passiven Handelsbilanz die Notwendigkeit einer ausländischen 
Anleihe eintreten wird. Vermutlich ist die Maßregel als Kompen- 
sationsobjekt für die bevorstehenden Verhandlungen gedacht. 

Bei Betrachtung der Finanzpolitik der Sowjetregierung ist 
zu berücksichtigen, daß durch die Nationalisierung der Banken, 
die Einrichtung der Zentralabrechnungsstelle in der Staatsbank 
und die Finanzierung der sozialisierten Betriebe die Aufstellung 
des Budgets von ganz neuen Gesichtspunkten ausgehen mußte. 
Bei der Beschaffung der riesigen erforderlichen Mittel scheinen 
im wesentlichen neue Gedanken nicht aufgetaucht zu sein. Nach 
einer Mitteilung des »Nasche Slowo« vom 9. (22.) Mai 1918 (ab- 
gedruckt bei Kaplun-Kogan, Russ. Wirtschaftsleben S. 132 ff.) 
hat sich der Kongreß der Finanzkommission auf folgende Projekte 
geeinigt: Gesetz über progressive Einkommensteuer; Gesetz über 
indirekte Steuern in Form von Staatsmonopolen; Gesetz über 
Vereinheitlichung der zentralen und lokalen Kassen; Gesetz über 
Zentralisierung der Bankoperationen; Gesetz über Umtausch 
der alten Zahlungsmittel gegen neue; Gesetz über einheitliche 
zentrale Organisation des gesamten Finanzapparates; wenn mög- 
lich Gesetz über stabile (!) Festsetzung der Preise der Gegenstände 
des täglichen Bedarfs. 
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Ueber den geplanten Umtausch alter Zahlungsmittel gegen 
neue hat sich Lenin in einer Rede folgendermaßen geäußert: 
Innerhalb bestimmter Fristen habe jeder Bürger seinen Besitz 
an Zahlungsmitteln anzumelden. Innerhalb einer weiteren Frist 
sollen alle Finanzinstitute die alten Zahlungsmittel gegen neue 
umtauschen. Hierbei sollen aber nur bestimmte Minimalbeträge 
imgleichen Betrage umgetauscht werden ; bei höheren Beträgen soll 
der Umtauschkurs im umgekehrten Verhältnis zu der im Besitz des 
Anmeldenden befindlichen Summe stehen. Auch hier soll also »die 
Finanzpolitik unbedingt der Klassen- und Wirtschaftspolitik des 
Proletariats untergeordnet sein«; Vermögenskonfiskation und Be- 
strafung der Papierhamsterer solltensomit Hand in Hand gehen. 

Die einmalige progressive Vermögens- 
steuer warnach einem Bericht des Nasch Wjek vom 24. Januar 
(6. Februar) 1918 (Kaplun-Kogan S. 130) folgendermaßen geplant: 
Personen, die 1917 mindestens 3 arbeitsfähige Pferde besaßen, 
sollen 100 Rbl. für jedes Pferd bezahlen, Personen, die 1917 mehr 
als 25 Deßjatinen besaßen, müssen für den Besitz über 25 Deß- 
jatinen r00 Rbl. pro Deßjatine entrichten; Steuerpflichtige, die 
Aktien oder Obligationen im Nominalbetrag von mehr als Io 000 
Rubel besitzen, zahlen 20% ‚des Nominalbetrags bis Ioo 000 
Rbl., 40% vom Nominalbetrag über 100 ooo Rbl. — Die Steuer 
kann außer in Bargeld in Getreide und anderen Produkten bis 
zu 75% der Steuerschuld geleistet werden. 

Von großer praktischer Bedeutung war das Recht der ört- 
lichen Sowjets, Zuschläge inFormvonörtlichenUmlagen 
zu erheben. Mit dieser Befugnis wurde in Form von Zwangs- 
anleihen, außerordentlichen Abgaben, Kontributionen zu Lasten 
der Besitzenden schwerster Mißbrauch getrieben; die lokalen 
Umilagen wurden von den oft sehr ungebildeten örtlichen Organen 
»nach Augenmaß« und in rohester Form erhoben und wuchsen 
sich zu einer ziemlich chaotischen Vermögenskonfiskation aus; 
in Simbirsk wurden von den Besitzenden ıo Millionen Rbl. als 
Kontribution verlangt, aber nur 200 000 Rbl. beigetrieben, in 
Orgil 6 Millionen verlangt, hievon 2 Millionen beigetrieben. Die 
Versuche der Volkskommissare für Finanzen, die Steuererhebung 
zu »zentralisieren«, wurden durch diese planlosen Kontributionen 
illusorisch gemacht; mit Dekret vom 5. April 1918 wurde erst- 
mals die Erhebung von örtlichen Umlagen verboten und das Ver- 
bot dann mehrmals wiederholt. 
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Interessant ist endlich, daB indirekte Steuern 
nicht nur in Form von Monopolen geplant waren ; zur Begründung 
dieses Verstoßes gegen das sozialistische Programm wurde ange- 
führt, daß den renitenten Bauern nur in Form von indirekten 
Steuern auf Bedarfsartikel beizukommen sei. Geplant war zu- 
nächst eine Erhöhung der Abgaben von Tabak und Streich- 
hölzern. 


6 Umgestaltung des Privatrechts. 


Daß dieses radikale Wirtschaftsprogramm der Bolschewiki 
eine völlige Revolutionierung des Privatrechts und der Gerichts- 
verfassung bedeutete, versteht sich von selbst. Die privatrecht- 
lichen Maßnahmen der Sowjetrepublik laufen auf eine prinzipielle 
Aufhebung des Privateigentums hinaus. In dieser Richtung 
sind vor allem das Dekret über Aufhebung des Erb- 
rechts und das Gesetz über die Schenkungen im 
Zusammenhang mit dem Wirtschaftsprogramm von Be- 
deutung. | 

Durch Dekret vom 14. (17.) April 1918 wurde das testa- 
mentarische und gesetzliche Erbrecht kurzweg aufge- 
hoben; nach dem Tode des Eigentümers geht sein gesamtes 
bewegliches und unbewegliches Vermögen in Staatseigentum 
über. Die notleidenden ehelichen oder unehelichen Verwandten 
erhalten Unterstützung aus dem Nachlaß. Nur die Nachlaß- 
massen bis zu Io 000 Rbl. gelangen in die Verwaltung und Ver- 
fügung des überlebenden Ehegatten. Eine Ausnahme besteht, 
wie oben erwähnt, für das Nutzungsrecht an Grund und Boden, 
das an Verwandte oder Freunde des Erblassers in erster Linie 
übergehen soll. 

Die Ergänzung zu diesem Dekret bildet das Verbotvon 
Schenkungen durch Gesetz vom 7. (20.) Mai 1918. Danach 
sind Schenkungen und jede andere unentgeltliche Ueberlassung 
von Beträgen über 1o 000 Rbl. nichtig. Schenkungen unter 
10 000 Rbl. bedürfen der gerichtlichen oder notariellen Form, 
mit Ausnahme von Zuwendungen unter 1000 Rbl. Schenkungen 
auf den Todesfall sind ungültig. Wird eine Schenkung für un- 
gültig erklärt, so verfällt der Gegenstand dem Staate. Die Schen- 
kungssteuer für Beträge von r000 bis 10 000 Rbl. steigt für jedes 
1000 von 2—10%. 
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Gerichtsverfassung, Zivil- und Strafprozeß wurden von den 
Bolschewiki einer unerhört radikalen Umwälzung unterzogen; 
bereits durch das Justizdekret vom 24. Nov. 1917 wurden alle 
bestehenden ordentlichen Gerichte, Bezirks- und Appellations- 
gerichte, Handelsgerichte, Militär- und Marinegerichte mit einem 
Schlage aufgehoben und durch kollegiale, wählbare 
Volksgerichte ersetzt. Es liegt nicht im Plan vorliegen- 
der Darstellung, auf die teilweise sehr interessanten Einzelheiten 
der Justizdekrete einzugehen (vgl. Klibanski S. x31 ff. und 
meine kurze Darstellung in D. Jurist.Ztg. 1919, Heft 13/16). 
Ebenso kann auf die Kulturpolitik der Bolschewiki, deren 
Schwungkraft auf mehreren Gebieten zur Bewunderung nötigt, 
nach dem Plan dieser Arbeit nicht eingegangen werden; es sei 
nur bemerkt, daß die Nachrichten über »Kommunisierung der 
Frauen« und ähnliche Legenden frei erfunden sind; es ist lediglich 
die Ehescheidung sehr erleichtert (Antrag eines Ehegatten ohne 
Begründung genügt) und die soziale Deklassierung der unehelich 
Geborenen in vorbildlicher Weise beseitigt. 


III. Kritik des bolschewistischen Programms. 
I. Wirtschaftliche Folgen. 


Eine objektive Kritik der bolschewistischenExperimente ist 
für die Theorie des Sozialismus und für die so dringend erforder- 
liche Klärung der Begriffe von großer Bedeutung. Die Kritiker 
dieses gewaltigen Problems gehen jedoch leider meist in einer 
beschämend leichtfertigen und tendenziösen Weise zu Werke. 
Auch die anscheinend wertvollen Darstellungen von Gawronski 
und Kossowski, die ich bei den Lesern dieser Zeitschrift als 
bekannt voraussetzen darf, ebenso die ungleich gründlichere 
Zusammenstellung von Berichten aus 2 bolschewistischen und 
2 antibolschewistischen Zeitungen, die Kaplun-Kogan als r. Heft 
der »Quellen und Studien« des Osteuropa-Instituts in Breslau 
unter dem Titel »Russisches Wirtschaftsleben« herausgegeben 
hat, sind lediglich Material für eine Kritik des Bolschewismus, 
nicht selbst Kritik; denn es lassen sich natürlich aus bolschewisti- 
schen Quellen ebenso viele günstige Berichte aneinanderreihen, 
die ebensowenig etwas beweisen. Ein völliges Versagen aller 
Bemühungen der Bolschewiki kann unmöglich eingetreten sein; 


7 en sm EEE tn nn a a iii en i 
art = ee Ba sr E B en ' jpe ‘ "H 5 ; pia : 
. K ` -~ _ r E a PRA i Tete her ‘ aA # 
. . g ar” ooe k Pe | $ i Se Hr D ARE ; we . 


-- =e- 


Bolschewismus. 23 


sonst könnte nicht auf manchen Gebieten eine aufsteigende Ent- 
wicklung nachweisbar sein; und ein völlig bankrottes Regie- 
rungssystem würde auch das indolenteste Volk nicht 21⁄4 Jahre 
ertragen, mag der Terror der Regierenden noch so groß sein. 

Es ist also sinnlos, den Zusammenbruch des bolschewisti- 
schen Systems an einzelnen Zahlen, etwa an den enormen Preisen 
der Lebensmittel und Bedarfsgegenstände, oder an der Schlie- 
Bung von Werken und ähnlichen Einzelheiten nachweisen zu 
wollen. Man nehme z. B. eine Statistik des »Dalnyevostochnoe 
Obosrenie« vom 5. Oktober IgIg, abgedruckt in der New-Yorker 
Bolschewistenzeitung »Sovjet Russia« vom 22. November 1919; 
diese Statistik stellt für die Zeit vom Juni 1914 zum Juni IgIg 
für das Gebiet des südwestlichen Rußland und des nördlichen 
Kaukasus folgende durchschnittliche Steigerung der Preise (An- 
fangspreis 100) fest: 

Mchlprodukte 1325, Fleisch 1432, Gemüse 1875, Oel 1920, 
Molkereiprodukte 2864, Zucker 4444, Eier 5217, Salz 5333, 
Kartoffel 6285, Kohle 14000, Seife 2354, Petroleum 1777, Holz 
und Teer 4687. 

Diese Preissteigerung ist teilweise abnorm. Es fehlt aber 
am Nachweis des Kausalzusammenhangs mit den kommunisti- 
schen Experimenten in Rußland. Denn in Oesterreich sind ähn- 
liche Zahlen festgestellt, und die Preise zeigen in dem antibolsche- 
wistischen Deutschland genau dieselbe Tendenz. Nach einer 
Liste der Münchener Gewerkschaften betrug z. B. in München 
von Juli 1914 bis Februar 1920 die Preissteigerung (Anfangs- 
preis 100) für Getreide und Hülsenfrüchte 929, Fleisch 913, 
Molkereiprodukte 692, Gemüse und Kartoffel 727, Spezereien 
872, Heizung und Beleuchtung 613, Seife 3733, Bekleidung 1578, 
Hemden 2211, Arbeitsschuhe 2685, Frauenstrümpfe 2400,Frauen- 
stiefel 3000 usf. 

Die Bolschewiki haben das Land im November 1917 in 
einem Zustand unbeschreiblicher wirtschaftlicher Zerrüttung 
übernommen. Es ist also ein ganz unkritisches Verfahren, das 
dem Ernst des ungeheuren Problems in keiner Weise gerecht 
wird, ungünstige Zahlen als Wirkung der bolschewistischen 
Experimente zu buchen, olıne den Ursprung der Schädigungen 
zu untersuchen. 

Nach einer Statistik, die amtlichen Zahlen des Ministeriums 
für Handel und Gewerbe entnommen ist (Sovjet Russia vom 
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4. Oktober 1919) begann die katastrophale Arbeitslosigkeit 
schon unter Kerenski. Von März bis Juli 1917 mußten ge- 
schlossen werden: 


März 1917 74 Unternehmungen, dadurch arbeitslos 6 600Arbeiter 





April » 55 » » » 2800 » 
Mai » 108 ? » $ 8700 » 
Juni » 125 ’ » » 38400 » 
Juli » 206 ’ » » 4780 » 

568 » » ? I00 300 >»? 


Diese Statistik umfaßt nur völlig geschlossene Unter- 
nehmungen, nicht solche, deren Arbeitsleistung reduziert 
werden mußte. Die Gründe der Schließung beweisen, daß 
die späteren wirtschaftlichen Nöte der Sowjet-Regierung da- 
mals bereits die Nöte der Regierung Kerenski darstellen; es 
schlossen aus | 


Mangel an Heizmaterial 43 Fabriken mit 28 600 Arbeitern 

» » Baumwolle 4 » » 8000 ? 

» » beidem 4 » » 10900 » 

» » Getreide 72 Betriebe » 6100 > 

» » andrem Material 210 Fabriken » 14 600 ’ 

9 » Aufträgen 47 » » 4000 b, 
wegen finanzieller Verluste 22 » » 4400 » 

» Forderungen d. Arbeiter 49 » » 5600 » 

» andrer Schwierigkeiten 76 » » 6700 ’ 


Nach diesen und ähnlichen Statistiken steht fest, daß die 
wirtschaftliche Zerrüttung im November 1917 bereits sehr weit 
gediehen war. 

Dazu kommt, daß durch den gleichzeitigen Angriff der 
Deutschen und der Tchecho-Slowaken und durch den Abfall 
der Randstaaten, sowie durch die fortdauernde Blokade völlig 
abnorme Verhältnisse entstanden, unter denen das Gelingen oder 
Mißlingen von Experimenten für oder gegen die Gedanken der 
Bolschewiki wenig beweisen konnte. Der Export der Vereinigten 

Staaten nach Europäisch-Rußland betrug nach amtlicher ameri- 
kanischer Feststellung: 


1917 Gesamtwert 397 568 gıı Dollar 
1918 » 116 705 346 » 


I9Ig ? 7 150 994 ? 
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Der Export nach dem asiatischen Rußland: 
1917 Gesamtwert 126 744 179 Dollar 
1918 è 34 718 541I » 
191g » 30 217 166 » 

Durch die Absperrung, die durch die Angriffe Koltschaks 
und Denikins noch verstärkt wurde, und durch den Abfall der 
Randstaaten verlor Sowjet-Rußland einen so erheblichen Teil 
seiner Getreide-, Naphta-, Zucker- und Kohlenmengen, daß mit 
oder ohne Bolschewismus seine wirtschaftliche Lage zeitweise 
katastrophal werden mußte. 

Andrerseits sind die günstigen, oft geradezu glänzenden Be- 
richte aus Rußland mit Vorsicht aufzunehmen. Die amtliche 
Statistik war schon im zaristischen Rußland nicht mustergültig; 
unter den Bolschewiki begann jeder lokale Sowjet, jeder Volks- 
wirtschaftsrat, jedes Amtsbezirks-Agrarkomitee, jede städtische 
Selbstverwaltung mit begreiflicherweise recht primitiven und 
chaotischen Bestandsaufnahmen und Registrierungen; welchen 
Wert eine auf diesen Angaben aufgebaute, zuweilen noch dazu 
demagogisch aufgemachte Statistik hat, liegt auf der Hand. 
Immerhin läßt sich aus den vorliegenden amtlichen Zahlen (vgl. 
Sombart, Sozialismus und Soziale Bewegung, 7. Aufl., S. 164 ff. 
und meinen Versuch über »Bolschewismus«, Duncker u. Humblot 
1919) mit Sicherheit entnehmen, daß die Nachrichten über einen 
restlosen Zusammenbruch der bolschewistischen Wirtschaft stark 
übertrieben sind und daß seit r919 auf vielen Gebieten eine 
aufsteigende Tendenz nicht zu leugnen ist. Die Sowjetregierung 
stand 1919 im Begriffe, ihre wirtschaftlichen Nöte bis zu einem 
gewissen Grade zu überwinden; es scheint ihr gelungen zu sein, 
bis zur Aufhebung der Blokade sich zu behaupten, womit die 
Hauptgefahr beseitigt wäre. Ich entnehme der erwähnten Zeit- 
schrift Sovjet Russia noch folgende neuere Angaben, die, mit 
gewissen Vorbehalten gelesen, die Richtigkeit dieser Behauptung 
doch außer Zweifel stellen: 

Nach »Ekonomitschiskaja Shisn« vom 13. April 1919 ist es 
der Sowjetregierung gelungen, vom 30. Januar bis 21. Februar 
1919 aus der Ukraine 847 745 Pud Waren zu importieren, davon 
91% Nahrungsmittel, insbes. Gemüse, Molkereiprodukte, Fische. 
Der von den Konsumvereinen der Hauptstädte angemeldete Be- 
darf konnte in Höhe von 59,4 % befriedigt werden. Nach der 
gleichen Zeitungs-Nr. vom 26. Februar 1919 sind für das r. Drittel 
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191g Nahrungs- und Getreidemengen von 53 Millionen Pud 
sichergestellt, während 1916/17 das Maximum 32 Millionen Pud 
betragen haben soll. . 

Nach einer Mitteilung des Hauptes des obersten Volkswirt- 
schaftsrats Larin betrug (besonders durch Rückeroberung von 
Flachsgebieten) der Flachsvorrat Sowjetrußlands Dezember 1918 
1,2 Mill. Pud, Februar 1919 2,4 Mill. Pud, bis 8. März 
8,5 Mill. Pud. 

Auch auf anderen Gebieten wechseln katastrophale mit 
günstigen Nachrichten unaufhörlich ab. Nach einem Bericht 
der »Ekonomitschiskaja Shisn« bestand Mitte Igıg in der Pa- 
pierindustrie großer Materialmangel infolge Einstellung 
des finnischen Exports; von 50 nationalisierten Fabriken waren 
ıo geschlossen. In den Gerbereien herrschte ebenfalls 
Mangel an Material, auch technische Schwierigkeiten durch ver- 
altete Maschinen. In der Zuckerindustrie zeigte sich 
starker Aufschwung, da die Ukraine 120 Zuckerraffinerien wieder 
in Gang gesetzt hatte. Die Torfausbeute war durch In- 
angriffnahme von 100 000 neuen Deßjatinen erheblich gesteigert 
worden. Inder Zündholzindustrie waren von 55 Säge- 
werken 35 im Kriege außer Betrieb gesetzt worden; die Sowjet- 
regierung hat 38 wieder in Gang gebracht. Reparaturwerkstätten 
für landwirtschaftliche Maschinen wurden in großer Zahl neu 
errichtet. Nach einem Bericht aus Nordrußland konnten in den 
nördlichen Bezirken (in welchen ?) vom 16. Dezember ıgı8 bis - 
20. März I9Ig verteilt werden: 458 Eggen, 326 Mähmaschinen, 
104 Dreschmaschinen, 270 Sämaschinen, 45 000 Pflüge. 

Mit dem gleichen Vorbehalt sind endlich folgende Zahlen zu 
lesen, die dem Bureau der Sowjetregierung in New-York von 
der Zentrale Moskau als versandbereit zum Export gemeldet 
waren (August 1919): 

432 Millionen Pud Flachs, 216 Millionen Pud Hanf, ferner 
große Mengen Pelze, Häute, Platin und Holz. Das Bureau 
erhielt gleichzeitig Auftrag, folgende Abschlüsse für Import 
zu machen: 

für 150 Millionen Dollar Eisenbahnmaterial 


» 30 N » landwirtschaftliche Geräte 
» Io b » Maschinen und Werkzeuge 
» 5 ’ » Metall- und Eisenwaren 

» 30 » » Schuhe 


-— -=g 
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für 20 Millionen Dollar Textil- und Kurzwaren 


» 5 » » Papier 
» 25 » » Baumwolle 
» 25 » » Nahrungsmittel. 


Stellt man die günstigen und ungünstigen Zahlen zusammen, 
so ergibt sich zur Evidenz, daß im allgemeinen über die 
Wirkungen der bolschewistischen Experimente in wirtschaft- 
licher Beziehung auch heute noch ein sicheres oder gar abschlie- 
Bendes Urteil nicht abgegeben werden kann. Es steht fest, daß 
die unmittelbare Ueberführung in die sozialistische Wirtschafts- 
form die wirtschaftlichen Nöte zunächst ins Riesige gesteigert 
hat, daß insbesondere Hunger und Arbeitslosigkeit erschreckende 
Dimensionen angenommen haben. (Einzelheiten bei Gawronsky 
und Kaplun-Kogan 1. c.) Es steht ferner fest, daß sich die Wirt- 
schaft in einem Zustand der furchtbarsten Anarchie befand. Es 
steht endlich fest, daß sich auf vielen Gebieten seit 1918 und insbe- 
sondere seit 1919 ein Aufschwung zeigt, über dessen Umfang vor 
Durchführung der geplanten Studienkommissionen und vor Be- 
ginndes Handelsverkehrs nichts Näheres ausgesagt werden kann. 

Soviel scheint jedenfalls gewiß: Der Blutverlust, den eine 
ohnehin zerrüttete Wirtschaft bei derartigen radikalen Experi- 
menten zu ertragen hat, geht bis an die äußerste Grenze des Er- 
träglichen. Die Leitung durch Führernaturen größten Aus- 
maßes, als welche Lenin ohne Zweifel besonders durch seine 
Fähigkeit zur Selbstkritik erscheint, und eine erhebliche Primi- 
tivität der Verhältnisse kann eine vollkommene Katastrophe 
verhüten; in Deutschland würde der Versuch, ein solches Experi- 
ment nachzuahmen, da beide Bedingungen nicht zutreffen, jeden- 
falls zu unabsehbaren Gefahren führen. 

Wesentlich präzisere und klarere Resultate ergibt die Kritik 
des bolschewistischen Experiments für Teilfragen; aus diesen 
Mißerfolgen zu lernen, sollte selbstverständlich sein; trotzdem 
wird von putschistischen Theoretikern die Abhängigkeit der 
Städte von der Erfüllung der bäuerlichen Ablieferungspflicht 
und ähnliches auch bei uns in leichtfertiger Weise übersehen. Es 
dürfte daher Pflicht sein, auch teilweise Bekanntes, eigene Ein- 
geständnisse der bolschewistischen Führer über ihre Irrtümer, 
zu wiederholen. 

1.Sozialisierung des Bodens. Die Agrarpolitik 
der Bolschewiki ist ohne Zweifel mißlungen. Die Ursachen dieses 
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Fiaskos liegen in dem typischen Geburtsfehler aller bolschewisti- 
schen Ideen: in der falschen psychologischen Einstel- 
lung. | 

Der russische Bauer hatte die für die Sozialisierung not- 
wendig vorausgesetzte Reife des Proletariats nicht erreicht; die 
Theorie vom Staatseigentum am Boden unter Verteilung gleicher 
Nutzungsrechte erwies sich als zu kompliziert für sein Begriffs- 
vermögen. Er glaubte, daß eine allgemeine Aufteilung stattfinde 
und daß man sich einen möglichst guten Anteil sichern müsse. 
Ermordungen und Beraubungen von Gutsbesitzern, Plünderun- 
gen von Mustergütern und Baumschulen, Ausrodungen von 


Wäldern fanden in großer Zahl statt. Der Gedanke der Kollektiv- 


bewirtschaftung fand geringen Anklang. Die Einrichtung von 
Kommunen schritt sehr langsam fort. Ein Bericht vom 15. Ok- 
tober 1918, also fast ein Jahr nach Beginn der bolschewistischen 
Herrschaft (Sombart S. 172), stellt fest, daß bei der Kommune- 
Abteilung des Volkskommissariats für Landwirtschaft erst 523 
Kommunen und 88 Arbeitsgenossenschaften angemeldet waren. 

Bei dieser chaotischen, Aufteilung wurde wirtschaftliche 
Gleichberechtigung nicht im entferntesten erreicht. Nach einer 
Mitteilung Gawronskis entfielen bei den einen Kommunen des- 
selben Gouvernements auf ein Mitglied bis zu g Deßjatinen, bei 
andern nur 1, Deßjatine. Der Plan Lenins (»Der Kampf ums 
Brote), die in der Ablieferung willigen Kommunen bei der Zu- 
teilung von Land zu begünstigen, steigerte die Ungleichheit er- 
heblich, manche Kommunen erhielten mehr Land, als die Bauern 
ohne Lohnarbeit bestellen konnten, andere so wenig, daß sie nicht 
existenzfähig waren. 

Die Ankündigung, daß der Boden periodisch neu verteilt 
werden solle, führte zum Raubbau in der Ausnützung der Anteile 
und zu sorgloser Disposition auf kurze Zeit; die Einführung von 
Höchstpreisen für einzelne Produkte hatte Anbau von Neben- 
produkten zur Folge, so daß das System der Höchstpreise weiter 
ausgebaut werden mußte. 

Endlich übersahen die Bolschewiki, daß dem Bauern mit 
Land allein nicht gedient sein konnte. Seine Not an Maschinen 
und Gerät führte von selbst zur erneuten Abhängigkeit von der 
Dorfbourgeoisie. Eine großzügige Belieferung mit landwirt- 
schaftlichen Geräten war aber schon deswegen ausgeschlossen, 
weil ein einfacher Ackerpflug, der vor dem Kriege 12—13 Rbl. 
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gekostet hatte, in den Putilow-Werken z. B. auf etwa r000 Rbl. 
im Mai 1918 zu stehen kam. 

Von katastrophalen Folgen war endlich die Verpflanzung des 
Klassenkampfes auf das Land durch das »Dekret über die Dorf- 
armut« begleitet. Man kann sich ausmalen, wie die Komitees der 
armen Bauern bei der Verteilung von Geräten und Saatgut vor- 
gingen und wie die besitzenden Bauern darauf reagierten. 

Die Theorie der Bolschewiki, die anti-anarchistisch war, 
hatteanarchische Wirkungen. Die schematische Zer- 
trümmerung der großen und mittleren Betriebe führte nicht zu 
der geplanten Errichtung von Kleinbetrieben mit Kollektivwirt- 
schaft, sondern zu teilweise chaotischen Zuständen. 

2. Ernährungspolitik. Auch auf diesem Gebiet 
war in den ersten zwei Jahren der bolschewistischen Herrschaft 
die Bankrotterklärung nicht zu bezweifeln. Die Ernährungskrise 
bestand schon im November 1917, da die Anbaufläche bereits 
1916 bei den Bauern um 6%, bei den Gutsbesitzern um 16% 
zurückgegangen war; der Bruttoertrag sank z. B. im getreide- 
produzierenden Zentrum in einem Jahr von 479,8 auf 373,8 Millio- 
nen Pud (1917); daß aber die Bolschewiki die Ernährungskrise zu 
einer Katastrophe ausarten ließen, lassen die erschütternden 
Nachrichten über Hungerrevolten, Hungersnöte, Abwanderung 
von Fabrikarbeitern aufs Land (Einzelheiten bei Gawronski u. 
Kossowski) nicht bezweifeln. Die Rationen in Petersburg und 
Moskau, die oft nicht einmal verteilt werden konnten, sind be- 
kannt. 

Außer dem Rückgang der Produktivität war die Krisis 
im Verkehrswesen die Hauptursache der Notlage. Zahlen über 
den Rückgang der Kohlen-, Naphta- und Torfausbeute habe ich 
aus amtlichen bolschewistischen Angaben in meiner Schrift 
»Bolschewismus« zusammengestellt. 

Der entscheidende Irrtum der Bolschewiki, der uns aus dem 
Zusammenbruch der deutschen Höchstpreispolitik geläufig ist, 
war aber die Illusion, daß ein ausgebautes System von Höchst- 
preisen mit Ablieferungszwang zur Erfassung der Produktion 
führen könne. Der Versorgungsbedarf der Bauernwirtschaft 
hatte sich von 1914 auf 1918 auf das 30 bis 40 fache verteuert; 
die amtlichen Höchstpreise für landwirtschaftliche Produkte 
standen dazu in einem lächerlichen Mißverhältnis. Sie betrugen 
nach Mitteilung der bolschewistischen Prawda (Kaplun-Kogan 
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S. 279) im August 1918: für Roggen 12 R. 25 K. bis 18 R. 25 K., 
für Weizen 15 R. 25 K. bis 22 R. 50 K., für Hafer ıı R. 25 K. 
bis 18 R. 50 K., für Gerste 11 R. 25 K. bis 16 R. 25 K. Dazu 
kam, daß die Bauern mit Papiergeld ohnehin übersättigt waren 
und nur gegen Ware liefern wollten. Die Anordnung, daß lokale 
Räte, ja selbst Fabrikkomitees den direkten Warenaustausch 
mit den Bauern »organisieren« sollten, beweist, daß die Organi- 
sierung eines großzügigen Austauschs unmöglich war. 

Der Schleichhandel blühte trotz den drakonischen Straf- 
androhungen. Das denkbar primitivste Versorgungssystem, die 
gewaltsamen Requisitionen durch bewaffnete Banden, ist die 
offene Bankrotterklärung der Ernährungspolitik. Inwieweit seit 
1gıgeine Erleichterung eingetreten ist, ist nicht sicher zu erkennen 

3. Sozialisierung der Industrie. Die Nach- 
richten über einen vollkommenen Zusammenbruch der Industrie 
sind mit Vorsicht aufzunehmen. Nach den auf S. 77 meiner zit. 
Arbeit veröffentlichten amtlichen Tabellen sind Ansätze zu stei- 
gender Produktion auf dem Gebiete der Naphta-, Textilwaren-, 
Streichholz-, Kohlen- und Zuckererzeugung anzunehmen (vgl. 
auch Sombart S. 180—184). Diesen günstigeren Zahlen stehen 
aber äußerst ungünstige Nachrichten gegenüber, auch wenn man 
nur bolschewistische Angaben zugrunde legt. 

Die Arbeitslosigkeit hat seit November 1917 ohne Zweifel 
eine enorme Zunahme erfahren. Die Zahl der Arbeiter in der 
chemischen Industrie ist I9I8 um 73,3%, in der Metallindustrie 
um 58,7%, in der Textilindustrie um 50,7% zurückgegangen 
(Meldung des Petersburger Arbeitskommissariats vom 25. 
Mai/z7. Juni 1918, Kaplun-Kogan S. 47). Nach bolschewistischer 
Meldung waren bereits bis Ende Dezember 1917 im Moskauer 
Bezirk 36 Textilwerke mit 136 000 Arbeitern und 224 mechanische 
Werkstätten mit I2o 000 Arbeitern geschlossen worden, weiteren 
III Industriewerken mit Io8 ooo Arbeitern drohte im gleichen 
Bezirk die Stillegung. Im Mai 1918 waren nach bolschewistischer 
Feststellung 80% der Bergwerke im Donezbecken stillgelegt. 
Nun waren diese Betriebseinstellungen teilweise zwar vorüber- 
gehend, daß aber das bolschewistische Experiment die Gesamt- 
produktivität in verhängnisvoller Weise beeinträchtigt hat, 
steht fest. 

Für Rußland sind aber zur Zeit die Zahlen über steigende 
oder sinkende Produktivität der Betriebe überhaupt nicht 
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verwertbar, weil nicht zu erkennen ist, wie weit sie mit Ren ta- 
bilität der Betriebe identisch sind. Das System der staat- 
lichen Betriebszuschüsse kommt in den Bilanzen so wenig wie 
im staatlichen Budget zu klarem Ausdruck. Es steht fest, daß 
diese Zuschüsse teilweise eine enorme Höhe erreichten und daß 
das Darlehens- und Diskonto-Komitee der Volksbank zeiten- 
weise außerstande war, allen dringlichen Anforderungen nach- 
zukommen. So hat nach amtlicher Mitteilung (Prawda vom 
5./18. Juni 1918, Kaplun-Kogan S. 92) die chemische Fabrik in 
Orchewo ein Darlehen von I 200 000 Rbl., die Maschinenfabrik 
»Dynamo« einen Kredit von I 300 000 Rbl. erhalten. Trotzdem 
führten Hunderttausende von Arbeitern aller Betriebszweige 
Klage über unterbliebene Lohnzahlungen. Bis zum ı. Mai 1918 
hatte die Uralindustrie 105 Millionen Rbl. Zuschuß erhalten, 
obwohl das gesamte Aktienkapital nur 250 Millionen betrug. 
Nach nichtbolschewistischen Berichten sollen einzelne Betriebe 
sogar das Vielfache des Stammkapitals erhalten haben, so die Fa- 
brik von Kolomma-Ssormowo 74 Millionen Rbl. 

Endlich sind die Nachrichten über das enorme Sinken der 
Arbeitsintensität selbst von den Bolschewiki nicht be- 
stritten. Lenin (»Die nächsten Aufgaben der Sowjet-Macht«) hat 
mit dem ursprünglichen Programm der Arbeiterkontrolle so 
gründlich gebrochen, daß dieBankrotterklärung offensichtlich ist. 

Die bolschewistische Annahme, daß das Proletariat die Lei- 
tung der industriellen Produktion ohne weiteres übernehmen 
könne und daß die offene oder passive Resistenz der Kapitalisten 
und Betriebsleiter daher unbeachtlich sei, ging von der unbegreif- 
lich kurzsichtigen Behauptung aus, daß der Kapitalismus die 
Betriebsleitung mechanisiert und vereinfacht habe. Die geistige 
und seelische Leistung, die zur Führung eines großen Betriebs 
gehört, wurde von den Bolschewiki gewaltig unterschätzt. An- 
drerseits war ihre Ueberschätzung der derzeitigen freiwilligen 
Arbeitsdisziplin, der Selbstlosigkeit und Kollegialität des indu- 
striellen Proletariats so handgreiflich, daß die Folgen nicht aus- 
bleiben konnten. Die bekannte Erscheinung rapid steigender 
Löhne und sonstiger Produktionskosten unter rapid sinkender 
Arbeitsleistung führte zu folgenden Forderungen, die z. B. das 
Zentralkomitee des Metallarbeiterverbandes begutachtete (Nasch 
Wjek vom 18. /31. März 1918, Kaplun-Kogan S. 18): Akkordlöhne: 
Abstufung der Löhne nach den abgelieferten Produktionsmengen; 
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Auswahl der Arbeiter nach technischer Eignung und Diszipliniert- 
heit; Registrierung der Arbeitsleistungen; Spezialisierung der 
administrativen und technischen Funktionen (d. h. Anstellung 
hochbezahlter Betriebsleiter). 

Das alles bedeutet die vollständige Bankrotterklärung des 
Systems der kollegialen proletarischen Betriebsleitung, die das 
Dekret über Arbeiterkontrolle eingeführt hatte. 

4. Sozialisierung des Handels und Geld- 
verkehrs; Finanzlage. Der monopolisiertte Außen- 
handel der Sowjetrepublik hat bisher keine Möglichkeit gehabt, 
seine Leistungsfähigkeit zu erweisen. Es wird von großem In- 
teresse sein, festzustellen, welche Waren und welche Quantitä- 
ten bei Aufnahme der Handelsbeziehungen mit der Entente 
für den Export Rußlands zur Verfügung stehen. 

Der Versuch, im Innern den direkten Warenaustausch zu 
fördern und die Sozialisierung des Innenhandels durch Errichtung 
von Lagerhäusern, Registrierung und Verbot der Spekulation 
durchzuführen, scheint nur von Teilerfolgen begleitet zu sein. 
Im allgemeinen scheint auch die Warenzirkulation sich in einem 
Zustand der Verwirrung zu befinden, wozu die schwierige Ver- 
kehrslage erheblich beiträgt. Die Versuche, Filialen der Mos- 
kauer Manufakturlager über das ganze Land zu verteilen und die 
Waren nur gegen Bescheinigung über Ablieferung von Lebens- 
mitteln abzugeben, standen im Frühjahr 1918 erst im Anfang. 
Wie weit sie durchführbar waren, läßt sich nicht sicher fest- 
stellen. 

Die private Spekulation wurde durch die drakonischen 
Maßregeln der Sowjets und der außerordentlichen Kommissio- 
nen zwar erheblich eingeschränkt und Formen grober Ausbeutung 
beseitigt. Das zarte Geflecht des Geldumlaufs hat andererseits 
durch die primitiven Eingriffe bei Nationalisierung der Banken 
erheblichen Schaden gelitten. Kritisch verwertbare Angaben 
liegen aber in diesen Richtungen nicht vor. Die Revision der 
Banksafes hat den Bolschewiki (wie auch den Machthabern der 
Münchener Räterepublik) insofern eine Enttäuschung bereitet, 
als der zu konfiszierende Goldvorrat unverhältnismäßig gering 
war. Nach amtlicher Mitteilung (Kaplun-Kogan S. 168) ergab 
die Revision der Moskauer Safes bei 22 687 Bestandsaufnahmen 
nur 255 000 Rbl. Gold in Münzen, und nur ı2 Pud Gold in 
Barren; an barem Gelde wurden 48 400 ooo Rbl. vorgefunden, 


—— 


Bolschewismus. 33 


wovon 715 Millionen den Besitzern ausgehändigt, der Rest auf 
laufendes Konto gutgeschrieben wurde. 

Die Entwertung des Papierrubels hat unter bolschewistischer 
Herrschaft selbstverständlich rapide Fortschritte gemacht. Der 
Notenumlauf erreichte März 1918 30 Milliarden Rbl. bei Gold- 
deckung von 1290 Millionen Rbl., so daß die Golddeckung des 
Papierrubels nur 4,3 Kop. betrug; so wurde sein Kurs auf dem 
inneren Markte auch geschätzt. Bei Einführung des Monopols 
auf Gold und Platin wurde von der Räteregierung, wie erwähnt, 
die Entschädigung für 4,2 g Gold auf 32 Rbl. Papier festgesetzt, 
so daß für den Papierrubel sich ein Metallagio von 482% ergab. 
Die Regierung gab sich über den Wert des Papiergelds also keinen 
Ilusionen hin, sie scheint die Entwertung zwecks Förderung des 
direkten Warenaustauschs sogar begünstigt zu haben. 


2AllgemeineszurKritikdesBolschewismus. 


Es darf nach alledem als sicher gelten, daß das bolschewisti- 
sche Experiment in seinen wesentlichsten Teilen versagt hat und 
daß sogar die Führer selbst in vielen Punkten dieses Mißlingen 
anerkennen mußten. Es ist von großer Bedeutung, die Gründe 
dieses Mißlingens aufzusuchen. 

Sozialisierung setzt objektiv eine gewisse »Reife des Kapi- 
talismus« voraus. -In einem Zeitpunkt, in dem sich die Wirt- 
schaft im Zustand chaotischer Verwirrung befindet, kann sie 
den mit radikalen Experimenten notwendig verbundenen Blut- 
verlust nicht ertragen. Die dringendsten Probleme im Zeitpunkt 
des bolschewistischen Umsturzes waren in Rußland: die Ernäh- 
rungskrise, die Verkehrskrise und die Umstellung der Kriegs- 
industrie auf den Friedensbetrieb. Diese drei Probleme konnten 
durch eine radikale Sozialisierung nicht gefördert, sondern nur 
in ein katastrophales Stadium gebracht werden. Das Programm 
der Bolschewiki enthielt zum Beispiel für Lösung der Ernährungs- 
krise kein neues Heilmittel; Höchstpreise, Ablieferungszwang, 


. Verbot der Preistreiberei und des Schleichhandels waren bereits 


die unzulänglichen Arbeitsmethoden der Kriegswirtschaft.. Es ist 
nicht einzusehen, inwiefern die Umwandlung des kapitalistischen 
Staates in einen sozialistischen eine erhöhte Erfassung der Vorräte 
bewirken soll. 

Die bolschewistische Theorie ging allerdings von der (durch- 
aus nicht marxistischen) Ansicht aus, daß jeder Zeitpunkt 


und gerade der des Darniederliegens der kapitalistischen Wirt- 
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schaft zur Durchführung des Sozialismus geeignet sei. Insbeson- 
dere wies sie darauf hin, daß bei konsequenter Durchführung der 
Forderung von der »Reife des Kapitalismus« Rußland warten 
müsse, bis sein primitiver Kapitalismus zur Entwicklung gelangt 
sei; gerade die Länder mit geringer kapitalistischer Entwicklung 
seien als »Durchbruchspunkte des internationalen Kapitals« 
berufen, in der Durchführung des Sozialismus voranzugehen. 
Dies mag dahingestellt bleiben; keinesfalls trifft es die entschei- 
dende Frage, ob der Zusammenbruch der kapitalistischen Wirt- 
schaft am Ausgang des Weltkriegs der geeignete Zeitpunkt zur 
Durchführung radikaler Experimente, also zur unmittelbaren 
Uebernahme bankrotter Betriebe in gesellschaftliche Verwal- 
tung sei. 

Ein weiterer Irrtum der Bolschewiki bestand in der ur- 
sprünglichen Annahme, daß die Expansionskraft des bolsche- 
wistischen Beispiels andre Länder zum sofortigen Nachfolgen 
veranlassen werde. Die Schicksale der ungarischen und bayri- 
schen Räterepublik haben jedoch erwiesen, daß die Widerstands- 
kraft der Mehrheit der Bevölkerung und der internationalen ka- 
pitalistischen Interessen in andern Ländern bedeutend größer 
ist als in Rußland. Die Theorie von der Weltrevolution 
ist denn auch von Lenin inzwischen dahin modifiziert worden, daß 
Tempo und Formen der wirtschaftlichen Umwälzung in den 
andern Ländern ganz andere seien als in Rußland. Ist dies aber 
richtig, so wird Rußland — selbst wenn die bolschewistische 
Herrschaft sich behauptet — erhebliche Modifikationen vorneh- 
men müssen, um Anschluß an die Weltwirtschaft zu finden. 

Der entscheidende Irrtum der Bolschewiki lag aber auf 
psychologischem Gebiet. Bei ihren teilweise rein ideolo- 
gischen Voraussetzungen gingen sie von einer gänzlich irrtüm- 
lichen Einschätzung der derzeitigen »Reife des Proletariats« aus. 
Dies äußerte sich zunächst in einer falschen Beurteilung des 
Bauern und seines Widerstands. Sie erwarteten vom Bauern 
einen Gemeinschaftssinn, der nicht vorhanden war und nicht 
vorhanden sein konnte. Die gleiche Ueberschätzung des städti- 
schen Proletariats zeigte ihr System der Arbeiterkontrolle. Ihr 
Versuch, die Betriebsleiter, Ingenieure, Techniker durch eine 
kollegiale Leitung des Betriebs durch die Arbeiter selbst zu 
ersetzen, war von vornherein aussichtslos. Die hierzu erforder- 
lichen Fähigkeiten kann der Proletarier erst nach teilweiser 
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Durchführung des Sozialismus in langer mühevoller Entwicklung 
erwerben. Ebenso war ihre Hoffnung, daß die kollegiale Selbst- 
disziplin die Autorität ersetzen könne, eine glatte Selbsttäu- 
schung. Gerade im gegenwärtigen Zeitpunkt ist das moralische 
Niveau der gesamten Bevölkerung überall naturgemäß besonders 
tief, auch in subjektiver Beziehung ist dieser Zeitpunkt der Zer- 
rüttung des Gemeinsinns, der Entfesselung des Egoismus eine 
Quelle größter Schwierigkeiten selbst für die sukzessive Soziali- 
sierung. Die Fälle, in denen die lokalen Sowjets und die unteren 
Beamten ihre schrankenlose Macht bewußt mißbrauchten, waren 
natürlich Legion, wie die Urteile der Außerordentlichen Kom- 
missionen gegen Angestellte der Räterepublik beweisen. Wenn 
sogar Volkswirtschaftsräte Warenschiebungen und Preiswucher 
begingen und wenn sogar Beamte der Volksbank Baisse-Speku- 
lationen im Rubelkurs machten, kann man sich das durchschnitt- 
liche moralische Niveau vorstellen. 

Ein Schiffsuntergang pflegt keine Schule des Gemeinsinns zu 
sein; die in ihrer Existenz gefährdeten Massen zeigen überall 
denselben Ausbruch schrankenloser Gewinnsucht und Selbst- 
sucht. Unter diesen Umständen hat die Diktatur des Prole- 
tariats anders gewirkt als sie geplant war. Die ideologische 
Grundeinstellung der Bolschewiki in massenpsychologischen 
Fragen ging von dem Irrtum aus, daß die revolutionäre Begeiste- 
rung die jahrelangen Sozialisierungsversuche überdauern werde. 
In Wirklichkeit führten Hunger, Kälte, Arbeitslosigkeit und die 
Entfesslung niedriger Instinkte trotz der russischen Fähigkeit 
zur begeisterten Hingabe an eine Idee zu einer Aufrichtung des 
Faustrechts in der Wohnungsfrage, Ernährungsfrage, bei den 
Konfiskationen und Kontributionen, wobei die zarteren und 
geistigeren Teile des Volkes naturgemäß den Kürzeren ziehen 
mußten. Die Proletarisierung der Intellektuellen und großer Teile 
der Bourgeoisie wurde zwar erreicht, das Gesamtniveau aber nicht 
gesteigert. Die durchschnittliche Lebenslage ist nicht gehoben, 
sondern gemindert worden. 

Endlich hat der Bolschewismus, wie in Ungarn und Bayern, 
auch in Rußland bei der Umschichtung der Klassen die verhäng- 
nisvolle Wirkung gezeitigt, die niedrigsten Schichten, das L u m- 
penproletariat, in ungeahnter Weise an die Macht zu 
bringen. Solche Experimente locken nicht bloß verbrecherische 
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selben auch automatisch in maßgebende Stellen. Der fanatische 
Idealismus einzelner Führer, an deren moralischer Intaktheit zu 
zweifeln keinerlei Anlaß besteht, wurde durch diese Elemente 
auf Schritt und Tritt gehemmt. Lenin (»Die nächsten Aufgaben 
der Sowjetmachte) und Trotzki (»Arbeit, Disziplin und Ordnung 
werden die sozialistische Sowjetrepublik retten«) haben dies offen 
anerkannt. 

Es wäre einseitig, zu behaupten, daß der in der Anlage 
großartige bolschewistische Versuch nur negative Resultate 
gezeitigt habe. Diese günstigen Folgen wurden aber mit einer 
riesigen Vergeudung wirtschaftlicher Werte, mit einer gefähr- 
lichen Anarchie und mit der Gewaltherrschaft vieler sozial min- 
derwertigen Elemente über die Majorität der sozial Tauglicheren 
allzu teuer bezahlt. Es fragt sich, ob der Umweg von der radi- 
kalsten Forderung zur Konzession zweckmäßiger ist als der 
logische Fortschritt von der gemäßigten zur radikaleren, in der 
Entwicklungsrichtung liegenden Forderung. _ Ä 


IV. Versuch einer prinzipiellen Kritik des revolutionären 
Sozialismus. 


Die Kritik des Bolschewismus ist nur ein Ausschnitt aus 
einem viel größeren Problem. Bolschewismus ist nur eine der 
möglichen Formen des revolutionären Sozialismus. Nicht der 
Bolschewismus in seiner russischen Form, sondern der revolu- 
tionäre Sozialismus überhaupt ist ein aktuelles Problem Europas. 
Die Kritik des Bolschewismus hat daher nur die Grundlage für 
den Versuch zu bilden, die Vertiefung in eine prinzipielle Kritik 
des revolutionären Sozialismus anzuregen. 

Revisionistische und revolutionäre Fas- 
sung des Marxismus sind keine sich ausschließenden Gegensätze. 
Auch der Revisionismus fordert eine erhebliche seelische Spann- 
kraft des Proletariats, eine Bereitschaft zur Aktion, eine uner- 
müdliche Opferbereitschaft im Kleinkrieg des Klassenkampfes. 
Marxismus führt logisch nicht zum Fatalismus, so wenig wie 
die Erkenntnis von der Determiniertheit alles Geschehens die 
Aktivität ausschließt. Nach einem schönen Wort von Heinrich 
Peus hat nur der den Marxismus seelisch erfaßt, der durch ihn 
zur Tatkraft entflammt wird. So weit die Revisionisten über- 
haupt noch ernstlich eine radikale Verwirklichung der wirt- 
schaftlichen Demokratie erstreben, wissen sie, daß ohne ziel- 
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bewußte und revolutionäre Aktion des Proletariats gegen die 
hartnäckigen Widerstände der kapitalistischen Positionen und 
Institutionen nichts zu erreichen ist. Die unstreitig erheblichen 
Errungenschaften der unabdingbaren und allgemein verbind- 
lichen Tarifverträge, der Mitwirkung bei Einstellungen und 
Entlassungen, der 48 stündigen Arbeitswoche, des Betriebsräte- 
gesetzes und andere noch so unvollkommene, noch so zögernde 
Zugeständnisse der widerstrebenden Faktoren sind Resultate 
eines Zurückweichens vor der lJatenten Diktatur des Pro- 
letariats. 

Diese Methode der sukzessiven Verwirklichung der 
Wirtschaftsdemokratie hat die immanente Schwäche des Revi- 
sionismus, seine Neigung zu Kompromissen, zur Resignation, zur 
Verleugnung seiner Grundtendenzen schon vor dem Kriege 
häufig bloßgelegt;; seit Beginn des Krieges ist der Revisionismus 
aus den Kompromissen zwischen seiner internationalen und 
nationalen Einstellung nicht mehr herausgekommen; in der 
Revolution konnte schließlich der Konflikt zwischen seinen 
evolutionistischen und revolutionären Inhalten nicht mehr länger 
verhüllt werden. So lag für den revolutionären Sozialismus der 
Gedanke nahe, den so überaus einfachen Plan der unmittelbaren 
Ueberführung aller Produktionsmittel in Gemeinbesitz an Stelle 
dieses schwierigen sukzessiven Fortschreitens zu setzen. Das 
schon bei den Utopisten auftauchende Schlagwort von der rest- 
losen Verwirklichung der sozialen Harmonie wurde zum Programm. 

Dagegen lehrt der Revisionismus, daß die ökonomische und 
soziale Revolution im Gegensatz zur politischen kein Sturm, 
sondern eine langwierige sukzessive Unterminierung ist. Hiezu 
bedarf die Arbeiterklasse einer langsamen Steigerung ihrer 
politischen Macht durch die mühevolle Kleinarbeit der 
Aufklärung, der Erweckung des Klassenbewußtseins, der Pro- 
paganda, der Bildung der Organisationen, der Stimmenmehrung; 
und einer langsamen Steigerung ihrer ökonomischen 
Macht durch die Gewerkschaften, den Ausbau der Koalitions- 
freiheit, die Ansammlung von Mitteln für wirtschaftliche und 
politische Kämpfe, die Ausgestaltung ihrer Presse, das Tarif- 
vertragsrecht, die mühevolle Ausbildung des Proletariats für 
seine neuen Aufgaben, die Erziehung politischer und wirtschaft- 
licher Führer und unzählige andere langwierige und geduldige, 
auf Jahre und Jahrzehnte sich erstreckende Arbeiten. Danach ` 
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ist die ökonomische und soziale Revolution ein langwieriger, 
“von vielen Rückschlägen gehemmter Vorgang der schrittweisen 
Expropriierung der Kapitalisten, der mitten im Kapitalismus 
beginnt und längst begonnen hat. 

Scheint dieser Gegensatz zunächst eine Frage des Tempos, 
sozusagen des Temperaments zu sein, so wird er in seiner Kon- 
sequenz zu einem prinzipiellen: während der revolutionäre So- 
zialismus nur ein Mittel angibt, die gleichzeitige gewaltsame 
Ergreifung der gesamten politischen und wirtschaftlichen Macht, 
benützt der Revisionismus alle Mittel, die zur Stärkung der poli- 
tischen und ökonomischen Macht der Arbeiterklasse und zum 
Abbau der: kapitalistischen Monopolisierung der Produktions- 
mittel führen können. Insbesondere hat eine sozialistische Min- 
derheit im Parlament und im Wahlkampf mit bürgerlichen Par- 
teien zusammenzugehen und die hiezu nötigen Kompromisse 
nicht zu scheuen; die Partei hat im kapitalistischen Staat die 
wirtschaftliche und politische Mitarbeit durch Besetzung von 
Ministerposten, eventuell durch Budgetbewilligung, durch Um- 
gestaltung der Gesetzgebung, durch Kampf um die Demokratie 
nicht zu verweigern. Der Reformismus, die Bekämpfung der 
Verelendung durch Ausbau des Versicherungsrechts usw. wird 
bejaht, die Negierung des kapitalistischen Staates nicht praktisch 
in ihre Konsequenzen verfolgt. 

DieSchwächen dieser Auffassung sind in unsrer Epoche 
klar zutage getreten. Die Eingehung von Kompromissen ist 
eben auch ein quantitatives Prinzip, das schließlich ins Qualita- 
tive umschlägt; es ist schwer oder unmöglich, zu bestimmen, 
wo die Konzession an die fremden Interessen zur Aufopferung 
der eigenen wird. Schon vor dem Kriege haben sich hieraus ab- 
surde Konsequenzen ergeben; man denke nur an die gründlichen 
Debatten über die Frage, ob ein sozialistischer Reichstagspräsi- 
dent auch die höfischen Repräsentationspflichten zu erfüllen 
habe. Die ernste Begleiterscheinung dieser Kompromisse war 
eine steigende Unsicherheit in prinzipiellen Fragen und eine 
fortgesetzte Revision wesentlicher Programmpunkte, die schließ- 
lich den Charakter der Partei beeinflußte.e Automatisch ergab 
sich hieraus die Bildung eines radikalen linken Flügels, z. B. die 
Bildung einer »unabhängig-sozialistischen« Gruppe im Jahre 1905 
(vgl. Sozialist. Monatshefte 1905 S. 849). Der Ausbruch des 
Krieges stellte die Sozialdemokratie .aller Länder vor einen un- 
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lösbaren Konflikt dieser beiden divergierenden Tendenzen. Die 
geistige Niederlage der gemäßigten Richtung bei dieser ent- 
scheidenden Probe und ihre Unfähigkeit, sich im gleichen Tempo 
wie die Entwicklung selbst zu revolutionieren, führte überall 
zur Abspaltung eines radikalen Flügels, dessen ursprünglich ge- 
ringe Anhängerschaft sich rapid vermehrt hat. In Rußland trat 
der Bruch zwischen den Bolschewiki einerseits, der gemäßigten 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei und den Sozialrevolutio- 
nären andrerseits 1903 und endgültig 1917 ein, in Deutschland 
folgte die Spaltung der Partei in Mehrheit und Unabhängige. 
Aehnliche Erscheinungen zeigen die italienische, iranzösische 
und schweizerische Sozialdemokratie. Der Bruch hat sich 
schließlich zum offenen Kampf beider Richtungen und zur 
Benützung staatlicher Machtmittel für die Unterdrückung der 
radikalen Richtung durch die an der Staatsleitung beteiligten 
gemäßigten Sozialisten geführt. Die Grenzlinien zu den bür- 
gerlichen Machtkomplexen sind hierbei weiter verwischt 
worden. 

Gleichzeitig hat die sukzessive Erringung wirtschaftlicher 
Machtpositionen zur Ausscheidung von Führergruppen und zur 
Hebung des wirtschaftlichen Niveaus immer weiterer Arbeiter- 
gruppen geführt, die teilweise einer Ersetzung des proletarischen 
Niveaus durch das bürgerliche gleichkam; die Führer gehörten 
der von ihr geführten Klasse oft wirtschaftlich und seelisch gar 
nicht mehr an. All dies führte, im Zusammenhang mit der 
Erkenntnis von der unendlichen Langwierigkeit dieser Form 
des Kampfes, zur Entrevolutionierung der gemäßig- 
ten sozialistischen Richtungen. Schon vor 20 Jahren hat Bern- 
stein behauptet, die revolutionäre Seele herrsche nur noch in den 
Worten der Sozialdemokratie, in der Praxis sei sie eine demo- 
kratisch-sozialistische R e fo rm partei (vgl. Kautsky, »Bern- 
stein und das sozialdemokratische Programm« S. 160 ff.). Seit- 
dem hat sich der Charakter des revisionistischen Sozialismus in 
dieser Richtung immer mehr vertieft. 

Dies ist die Ursache der Wiedergeburt 
des revolutionären Sozialismus. Der Bolsche- 
wismus wie der revolutionäre Syndikalismus gehen von der 
Kritik dieser nichtrevolutionären, ja antirevolutionären Haltung 
der revisionistischen Parteien aus. Da sie im Kampf mit der 
herrschenden Richtung entstanden, übertreiben sie die Kritik 
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der revisionistischen Auffassung, wie denn Lenin, Radek und 
Trotzki nur von »Kapitalsozialisten, Regierungssozialisten, So- 
zialchauvinisten, Sozialpatrioten«, von Verflachung und Ver- 
fälschung des Marxismus, von verräterischem Opportunismus 
sprechen; besonders hierdurch wird ihr Radikalismus teilweise 
überhitzt und phrasenhaft. 

Die Schwächen des revolutionären Sozia- 
lismus treten noch klarer zutage als die des Revisionismus, 
weil im bolschewistischen Experiment ein großer praktischer 
Durchführungsversuch vorliegt. Die Kritik dieses Programms 
ergibt folgende Erkenntnisse zur Kritik des revolutionären So- 
zialismus überhaupt: 

‚Die Lehre von der Eroberung der Macht durch die Diktatur 
des Proletariats geht von einer primitiven Vorstellung aus, die 
die unendliche Kompliziertheit der wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhänge verkennt. Die gewaltsame Uebernahme der 
Produktionsmittel ist durchaus nicht gleichbedeutend mit Er- 
oberung der wirtschaftlichen Macht. In Ländern, deren Kapita- 
lismus auf viel höherer Entwicklungsstufe steht als der des russi- 
schen Agrarstaats, wäre die plötzliche Inbesitznahme aller Pro- 
duktionsmittel gleichbedeutend mit Außerbetriebsetzung der 
wesentlichen Teile des Gesamtorganismus. Die Eroberung der 
wirtschaftlichen Macht ist zwecklos, wenn sie nicht das willige 
Weiterarbeiten der lebendigen Wirtschaftsorganismen mit sich 
bringt, deren Substrat die Produktionsmittel sind. 

Demnach ist ein revolutionärer Sozialisierungsverusch er- 
folglos, wenn er nicht über dasjenige Menschenmaterial verfügt, 
das die Betriebe fortführen kann. Für sein Gelingen ist also 
vorausgesetzt, daß er so große Teile der Gesamtbevölkerung auf 
seiner Seite hat, daß er Banken, Verkehrswesen, Ernährung, 
öffentliche Sicherheit, landwirtschaftliche und industrielle Pro- 
duktion, Warenaustausch und Staatsverwaltung ohne wesent- 
liche Stockungen fortführen kann. Gleichzeitig muß die Auf- 
rechterhaltung der notwendigen Verbindung mit Nachbarstaaten 
und Weltwirtschaft garantiert sein; die Spekulation auf die spon- 
tane Nachfolge von kapitalistischen Nachbarstaaten hat sich 
bisher meist als trügerisch erwiesen. 

Der revolutionäre Putschismus, der Ueberrumpe- 
lungsversuch, ist daher ein aussichtsloses und infolge seiner 
Kostspieligkeit verbrecherisches Unternehmen. 
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Insbesondere krankt der revolutionäre Sozialismus an einer 
Verkennung der bäuerlichen Psychologie; die konservative und 
beschränkte Anschauungsweise des Bauern, dessen Seßhaftigkeit 
und Verwachsensein mit seiner Scholle eine extreme Betonung 
des Eigentumsbegriffs erzeugt hat, steht jeder revolutionären 
Umgestaltung der Besitzverhältnisse feindlich gegenüber, wenn 
er nicht — wiein Rußland — unter das Existenzminimum herab- 
gedrückt ist. Wie viele Bauern pflegen den revolutionär-sozialisti- 
schen Parteien anzugehören ? Die Eroberung der Macht in den 
industriellen Bezirken ist zwecklos, wenn die Agrargebiete reni- 
tent bleiben; daß gewaltsame Erfassung der landwirtschaftlichen 
Produkte unmöglich ist, dürfte doch endlich feststehen. 

Ein entscheidender Fehler des revolutionären Sozialismus 
besteht daher in der schematischen Abfassung seiner Programme, 
die eine Verständigung mit den Bauern ausschließen. 

Da die Eroberung der toten Produktionsmittel nicht ge- 
nügt, um das Weiterarbeiten des wirtschaftlichen Gesamtorganis- 
mus zu garantieren, muß der revolutionäre Sozialismus zwei 
Fragen lösen: die Sicherung der wirtschaftlichen Leitung 
und die Sicherung der Arbeitsdisziplin. In dieser 
Richtung steht bereits jetzt folgendes fest: Die Ersetzung der 
bisherigen Betriebsleitung durch Proletarier ist bei dem momen- 
tanen Stand der Ausbildung derselben undenkbar. Die leitenden 
Stellen in Fabriken, Banken, Lokalverwaltung, Zentralregierung, 
Versicherungswesen, Arbeitsvermittlung usw. setzen ein hohes 
Maß von Kenntnissen und organisatorischen Fähigkeiten voraus, 
das dem Proletarier notwendig fehlen muß. Der revolutionäre 
Sozialismus hat sich daher zu fragen, ob er genügend Anhänger 
seines Versuchs hat, um alle leitenden Stellen mit geeigneten 
Kräften besetzen zu können. Ist das nicht der Fall, so ist sein 
Unternehmen aussichtslos, wenn er auf Mitarbeit der bisherigen 
qualifizierten Kräfte nicht rechnen kann. Es steht ferner fest, 
daß bei der momentanen, durch den Weltkrieg erzeugten egoisti- 
schen und anarchischen Tendenz die kollegiale Selbstäisziplin der 
Arbeiter undurchführbar ist, so daß eine autoritative Leitung 
nicht ganz entbehrt werden kann. | 

Endlich besteht die entscheidende Schwäche des revolutionä- 
ren Sozialismus darin, daß seine Durchführung eine begeisterte 
und freiwillige Unterordnung, eine selbstlose Hingabe an die 
Gesamtheit voraussetzt, also eine Durchdringung der Volks- 
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gesamtheit mit sozialistischer Gesinnung, die nur langsam erar- 
beitet, nicht einfach erzeugt werden kann. Die radikale und 
' plötzliche Beseitigung der wirtschaftlichen Abhängigkeiten ist 
unmöglich, so lange die freiwillige Hingabe an die Gesamtheit 
nicht zu erreichen ist. Andernfalls wird das wesentlichste bis- 
herige Motiv zu wirtschaftlichen Anstrengungen, der Anreiz 
kapitalistischen Gewinns, plötzlich beseitigt, ohne daß ein an- 
deres Motiv an seine Stelle tritt. Im letzteren Falle ist wirt- 
schaftliche Anarchie und rapides Sinken der Arbeitsintensität 
unvermeidlich. 

Eine besonders furchtbare Folge eines radikalen Experiments, 
das diesen Voraussetzungen nicht genügt, ist das Emportauchen 
des Lumpenproletariats und die Vergewaltigung der geistigeren 
Naturen durch die Uebermacht brutaler Fäuste. Diese Vergeu- 
dung sozial wichtiger Kräfte ist ebenso gefährlich wie die Ver- 
geudung wirtschaftlicher Güter. | 

Durch das bolschewistische Experiment ist negativ ent- 
schieden, daß der revolutionäre Sozialismus in seiner jetzigen 
Form (Diktatur des Proletariats) undurchführbar ist. 

Mit dieser negativen Feststellung ist für die Kritik des 
Sozialismus unendlich viel gewonnen. Zwischen den übrigen 
sozialistischen Parteien besteht ein gleich prinzipieller Gegen- 
satz nicht, eine Arbeitsgemeinschaft zwischen ihnen ist denkbar 
und notwendig. Die Feststellung, daß die sukzessive Durch- 
führung der ökonomischen und sozialen Revolution die einzig rich- 
tige ist, bedeutet aber nicht eine Billigung der Gesamthaltung der | 
revisionistischen Führer. Die Gefahren des »politischen« Sozialis- 
mussind so groß, die Entrevolutionierung hat derartige Dimensio- 
nen angenommen, daß eine Befruchtung durch radikale Ideen un- 
entbehrlich ist. Die revisionistischen Sozialisten haben durch 
den erbitterten Kampf gegen die extremen Richtungen sich in 
eine antirevolutionäre Haltung hineingesteigert, die schwere Ge- 
fahren für den Sozialismus mit sich bringt; sie übersehen, daß 
Revolution kein Aufstand, sondern eine Forderung ihres eigenen 
Programms ist. 

Der immanente Widerspruch des marxistischen Sozialismus, 
der eine Resultante aus evolutionistischer und revolutionärer 
Einstellung ist, führt zu einem fortgesetzten Fluktuieren der 
beiden Tendenzen gegeneinander und zu einer fortgesetzten 
Verschiebung des Schwergewichts der Richtung und der ihr an- 
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hängenden Massen; beide Tendenzen sind not- 
wendig und es wird alles davon abhängen, ob sie sich be- 
fruchten oder gegenseitig aufheben. 

Die Wahrheit liegt niemals im Extrem; die Wahrheit liegt 
niemals in der Mitte; die Wahrheit liegt immer in der Synthese. 


Anmerkung. Eine Uebersicht der wesentlichen Literatur zum 
Studium des Bolschewismus enthält meine Arbeit eBolschewismuse und Kap- 
Im-Kogan, Russisches Wirtschaftsleben (Osteuropa-Institut in Breslau, Quellen 
und Studien I ı; Teubner 1919). Das Buch gibt eine wertvolle Material- 
sammlung ohne kritische Verwertung. Die erste kritische Darstellung des 
Problems gibt Sombert, Sozialismus und soziale Bewegung 7. Aufl. S. 143 
bis 192. Die wertvollste Quellensammlung stellt das zitierte Buch von Kli- 
danski dar, das oben vielfach benützt wurde. 
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3. Schematismus. 4. Namengebung. 5. Sozialisierungsmöglichkeiten. 6. Der 
Wirtschaftsplan als Reingewinnersatz. — IV. Wirtschaftsplan. ı. Uni- 
versalstatistik. 2. Lebenslagentypen. 3. Naturalrechnung. — V. Rationalisie- 
rung. ı. Leistung, Gesundheit, Behagen. 2. Arbeitstechnik. 3. Betriebstechnik. 
4. Gesellschaftstechnik. — VI. Organe der Sozialisierung. ı. Zentrale Maß- 
nahmen. 2. Zentralwirtschaftsamt. 3. Verbände und Banken. 4. Nachweis- 
stellen. 5. Wirtschaftliche Räte. 6. Sachverständigengruppen. — VII. Soziali- 
sierung und Sozialdemokratie 


I. Utopistik als Wissenschaft. 


Durch Deutschland rast der Bürgerkrieg. Hunger, Seuche 
und Mord. sind am Werke, die apokalyptischen Reiter. 
Wer kann ihnen wehren? Der Wille und die Erkennt- 
nis. Dieser Jammer ist nicht zuletzt deshalb über uns ge- 
kommen, weil wir klarer Ziele eımangelten. Marxisten hatten 
die spielerische Utopistik erschlagen, hatten so die Einheit 
der Partei und die »Wissenschaftlichkeit« gerettet, aber auch 
‘die Kraft, neue Formen zu erdenken, gelähmt. Die Lehre von 
der geschichtlichen Notwendigkeit wurde für viele zum Quietis- 
mus; was Marx über die Mitwirkung an der Neugestaltung 
lehrte, wurde vergessen. Als ob die bewußt’e Arbeit an der 
Gesellschaftsordnung bei klarer Zielsetzung im Widerspruch 
stünde zu der Einsicht, daß das Gewollte ebenso wie dies Wollen 


` 
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notwendige Bestandteile der Entwicklung sind! Die Zergliede- 
rung und Analyse mehr zufälliger Formen der Mehrwertlehre 
und anderer Teile des Marxschen Gedankengebäudes, dessen 
Wucht und Gewalt erst die Zukunft voll würdigen wird, trat 
an die Stelle tatfrohen Gestaltens. Durch die Novemberrevolution 
fiel dem Fabrikarbeiterproletariat und seinen Freunden viel 


„politische Macht in die Hand. Es fehlte aber ein wirtschaft- 


liches Zukunftsbild, das den Willen hätte lenken können. 
Dumpfes Sichaufbäumen, ungeordnete Zerstörung waren der 
Ausdruck unbefriedigten proletarischen Sehnens, proletarischer 
Erbitterung. Zur gestaltenden Macht wandeln sich diese ge- 
waltigen Kräfte nur dann, wenn die Sozialisierung die 
bewußte Heraufführung der neuen Lebensordnung auf begrifflicher 
Zergliederung beruht, wenn die Utopistik als Wissen- 
schaft, als Gesellschaftstechnik wirksam wird. 
In welcher Richtung dies möglich ist, soll dieser Versuch zeigen. 
Er geht von der selbstverständlichen Voraussetzung aus, daß 
man das eigene Wollen neben den sonstigen Umständen als 
Bedingung des »notwendigen geschichtlichen Ablaufs« in Rech- 
aung stellen muß. | 
Wie wir über den Ablauf des Geschehens denken — was 
selbst geschichtlich bedingt ist —, wirkt auf ihn merklich ein, 
während die Astronomie den Lauf der Sterne nicht merklich 
zu beeinflussen vermag. Von der hier entworfenen Soziali- 
sierungsanschauung wird angenommen, daß sie bereits begonnen 
hat, als Prophezeihung Ursache ihrer eigenen Verwirklichung 
zu werden, da seit kurzem an mehr als einer Stelle die plan- 
mäßige Verwaltungswirtschaft, Natural- 
steuern, Naturallohn, Wirtschaftsplan und 
anderes gefordert oder sogar angebahnt werden. Dazu zählt 
unter anderem der Sozialisierungsentwurf Kranold-Neu- 
Tath-Schumann, der in seinen wesentlichen Punkten 
hier zergliedert werden soll. Vor allem ist dabei an die Soziali- 
sierung eines Staates — etwa Deutschlands — gedacht; die 
Sozialisierung der Welt würde eine entsprechende Berücksichti- 
gung der übrigen Wirtschaftsformen voraussetzen. Jedenfalls 
sei darauf hingewiesen, daß der Wirtschaftsplan verschiedenen 
Wirtschaftsgestaltungen der niederen Wirtschaftseinheiten auf- 
Bepfropft werden kann wie ja auch für Deutschland die Soziali- 
serung nicht so sehr in einer Umwandlung der Einzel- 
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betriebe, als in einer Umwandlung der Gesamtstruktur erblickt 

werden muß. Die zentrale Ordnung kann völlig sozialistisch 

sein, während etwa Handwerkertum und Bauerntum durch das 

Genossenschaftswesen vereinigt sind, einzelne Siedelungen 

nach neokommunistischen Grundsätzen sich selbst verwalten 

und nur durch gewisse Verpflichtungen mit der sozialistischen 

Oberordnung verknüpft sind. Die Sozialisierung kann so durch, 
Pflege aller nichtkapitalistischen Lebensformen einer zukünftigen 

wirtschaftlichen Toleranz vorarbeiten. 


II. Grundbegriffe der Wirtschaftslehre. 


I. Das Glück und Unglück der Mitglieder einer menschlichen 
Gruppe —d.i.die Lebensstimmung — istaußer von den 


Falll. 


. Lebensstimmung 


Personengruppen: A B C 


Fall II. 


Lebensstimmung : 





Personengruppen: A B i C 


Anlagen der Menschen von Wohnung, Nahrung, Kleidung, 
Bildung, Vergnügungen, Arbeit, Krankheit und anderem — 
d. i. von der Lebenslage — unmittelbar abhängig. 

2. Durch Maßnahmen, Einrichtungen, Verhaltungsweisen 
— durch die Lebensordnung — werden Felder, Wälder, 
Sümpfe, Felsen, Menschen, Tiere, Maschinen und anderes — der 
Lebensboden — zur Quelle der mehr oder weniger be- 
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glückenden Lebenslagen, indem z. B. durch Ackerbau auf den 
Feldern Getreide wächst, durch Zusammenwirken von Müller 
und Bäcker Brot erzeugt, durch den Handel Getreide gegen 
Baumwollkleidung eingetauscht wird. 

3. Soweit wir rechnend oder schematisierend diese Ab- 
hängigkeit der Lebensstimmung von der Lebensordnung_ er- 
fassen können, nennen wir die Lebensordnung »Wirtschafts- 
ordnung« oder »Wirtschaft« und sagen die W irt- 
schaftlichkeit einer Wirtschaftsordnung sei höher als 
die einer zweiten, wenn die erste demselben Lebensboden beglücken- 
dere Lebenslagen als die andere zu entlocken vermag. 

4. Wir können aber die Wirtschaftsordnungen nicht nur 
als Voraussetzungen höherer oder niederer Wirtschaftlichkeit 
ins Auge fassen, sondern auch als Voraussetzungen verschiedener 
Verteilung der Lebenslagen unter den Mitgliedern einer 
Gruppe. Die verschiedene Menge der Lebenslagenteile (ein 
Mehr oder Weniger an Wohnung, Nahrung, Kleidung, Arbeit 


usw) kann sich in verschiedener Weise über die Mitglieder 


einer Gruppe verteilen, was eine wechselnde Verteilung der 
Lebensstimmungen — der »Plastik der Wirtschaft« — 
bedingt: Die »Wirtschaftsplastik« im Falle I zeigt uns eine 
gleichmäßige Verteilung der Lebensstimmungen, während im 
Falle II sich auf der gleichen Basis eine große Klasse mittlerer 
Lebensstimmung eine kleine Klasse niedrigerer und eine andere 
kleine Klasse höherer Lebensstimmung erheben. Die Plastik 
der Wirtschaft kann grundsätzlich gestaltet sein oder 
bestimmter Ordnung entbehren. 

5. Die Wirtschaftslehre untersucht die Wirt- 
schaftsordnungen als Ursachen verschiedener Wirtschaftlichkeit 
und Wirtschaftsplastik. Sie vergleicht geschichtlich ge- 
gebeneunderdachte Lebensordnungen (»U to- 
piena) in gleicher Wese miteinander. Wenn die Wirtschafts- 
lehre sich mit der Frage beschäftigt, welche Wirtschaftsordnungen 
verwirklicht werden können, wird sie zu einem Teil der Ge- 
sellschaftstechnik; entwirft sie dagegen die kommende 
Entwicklung, dann nennen wir sie Wirtschaftsprophe- 
tie, die, soweit sie das Handeln beeinflußt, selbst eine Mit- 
bedingung der von ihr vorausgesagten Geschehnisse ist. 
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III. Sozialisierung. 


r. Hat man früher die Lebensordnung als Schicksal hin- 
genommen, so wird sie nunmehr in immer höherem Maße ein 
Gegenstand unseres bewußt zergliedernden Wollens. Man fordert 
heute die Sozialisierung, d. h. die zielbewußte Ver- 
wirklichung der sozialistischen Wirtschaftsordnung. 

Wir werden ausschließlich von einer »Sozialisierung 
der Wirtschaft« — d. h. von einer Vollsoziali- 
sierung — sprechen und den Ausdruck »Sozialisierung eines 
Wirtschaftsausschnitts, Sozialisierung der Landwirtschaft, der 
Presse, des Aerztewesens usw.« nur insoweit gebrauchen, als 
es sich um eine Eingliederung in einen sozialistischen Gesamt- 
plan handelt, hingegen wird die irreführende Namengebung 
»Sozialisierung von Einzelbetrieben« vermieden, mit der die 
auch sonst üblichen Verstaatlichungen, die Uebernahme einer 
Fabıik durch die Arbeiter oder gar die Einführung der Gewinn- 
beteiligung bezeichnet wird. Viele bedienen sich dieser Aus- 
drücke, um das Volk zu beruhigen, als ob man dies durch Namen 
erreichen könne; das Volk will besser leben, es will 
keine ererbten oder erworbenen Besitzvorrechte 
dulden und es will herrschen. 

Die Sozialisierung ist eine organisatorische Neugestaltung, 
. nicht, wie manche meinen, ein bloßer Rechtsakt, durch den 
Privateigentum in Gesellschaftseigentum übergeführt wird. Das 
würde nichts helfen, wenn nicht die planmäßige Verwaltungs- 
wirtschaft geschaffen wird. 

2. Wer die Sozialisierung anstrebt, muß sich daher fragen. 
Wie ändert sie die Verteilung von Wohnung, Nahrung, Kleidung, 
Bildung und Vergnügen, Arbeit, Krankheit und Mühsal, d. h. 
die Wirtschaftsplastik ? 

Wie ändert sie die Ausnutzung aller Kräfte, d. h. die Wirt- 
schaftlichkeit; läßt sie Krisen und Depressionen bestehen, die 
Kraftverschwendung, welche mit zahllosen Verkaufsstellen und 
sinnloser Mannigfaltigkeit verbunden ist? 

Wie ändert sie die Herrschaft über das Wirtschaftsleben, 
die übrigens nicht nur als Ursache einer neuen 
Verteilung und Ausnutzung der Kräfte, sondern auch an sich 
vom Volke gefordert wird. " 
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Das schwierigste Problem ist dass der Ausnutzung 
eines gegebenen Lebensbodens durch die Wirtschaftsordnung. 
Es hat lange gedauert, bis man einigermaßen überzeugend nach- 
wies, daß die überlieferte Form der Verkehrswirtschaft Krisen, 
Depressionen und Kraftverschwendungen aller Art nicht 
zu verhindern wisse, ja sogar automatisch 
hervorrufe. Man hatte zwar schon im Zeitalter des Hellenis- 
mus beobachtet, daß die Aegypter Papyrusstauden nieder- 
schlugen, um den Gesamtreingewinn zu erhöhen, daß ähnliches 
die Holländer in den analogen Perioden der modernen Ent- 
wicklung taten; aber von solchen Beobachtungen bis zu ge- 
schlossenen Anschauungsreihen, wie sie uns Sismondi, Karl 
Marx, Henry George, Wilhelm Neurath u. a. darbieten, ist 
ein langer Weg. Die Sozialisierungsbewegung setzt im all- 
gemeinen voraus, daß die überlieferte Wirtschaftsordnung un- 
wirtschaftlicher als eine sozialistische ist, daß die Sozialisierung 
die Produktion im Interesse des werktätigen Volkes steigern 
werde. Es hat den Anschein, als ob die neue Ordnung infolge 


des ungestümen Drängens der Massen rascher verwirklicht wird, 


als es den Wissenschaftlern gelingt, diesen Wirtschaftlichkeits- 
vergleich restlos durchzuführen, mit dem sich ja nur wenige 
beschäftigen. 

Das Verteilungs problem, die Frage, wie ein Wirt- 
schaftsplan entworfen werden kann, ist logisch wesentlich ein- 
facher zu behandeln und dennoch nur selten bearbeitet worden; 
Popper-Lynkeus und Ballod-Atlanticus sind die einzigen, welche 
für Deutschland eine solche Berechnung wirklich durchgeführt 
haben. Die Theorie und Statistik der Lebenslagenverteilung 
liegt ganz im Argen, weil die Geldrechnung das Einkommen 
in den Vordergrund schob. 

Das Macht problem, das uns hier nur insoferne angeht, 
als die Machtorganisation die Wirtschaft beeinflußt, ist arg ver- 
nachlässigt worden. Nur so erklärt es sich, daß der Rätegedanke 
in seinen plumpsten Formen sich ausleben konnte, ohne daß 
wissenschaftlich geschulte Männer in größerer Zahl den Ver- 
such gemacht hätten, verschiedene Möglichkeiten zu durch- 
denken. Wir besitzen einige Räteentwürfe, aber eine Eingliede- 
rung in eine Utopie scheint außer dem Gesellschaftstechniker 
Rathenau niemand versucht zu haben. 

3. Fragen wir nun, was bringt die Sozialisierung ? 
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Statt Verkehrswirtschaft (a) bringt sie Ver- 
waltungswirtschaft (a,), d. h. eine zentrale Willens- 
beeinflussung oder mindestens Willensergänzung, zur Verwirk- 
lichung eines Wirtschaftsplanes. 

Statt Herrenherrschaft (b), wie wir sie bisher 
kannten, bringt sie Gemeinherrschaft (b,), indem sie 
das ganze Volk zum Herrn seines Geschicks macht. 

Statt Herrenwirtschaft (c) bringt sie Gemein- 
wirtschaft (c). Statt einer Wirtschaft, welche bevor- 
rechteten Herrenklassen dient, bringt sie eine Wirtschaft, welche 
allen in gleicher Weise Vorteil bringt. 

Wir können so die Sozialisierung durch die Formel a, b, c, 
definieren. 

Sie setzt überdies an die Stelle von Unternutzung 
(d) de Vollnutzung (d,). 

Sie kann in verschiedener Weise verwirklicht werden. Ent- 
weder — wir lehnen uns dabei an die Namengebung von Tönnies 
an — in einer Gesellschaftsordnung (e), d. h. in 
einer Ordnung, die mit Entlohnung nach der Leistung, mit 
Vertrag usw. arbeitet oder in einer Gemeinschafts- 
ordnung (e), die mehr die Leistung der Arbeitsfähigkeit, 
den Verbrauch dem Bedarf durch Brauch anpaßt. 

Sie kann mehr vom Gesellschaftsgeist (f) oder 
mehr vom Gemeinschaftsgeist (f,) getragen sein; es 
kann z. B. eine Gesellschaftsordnung in Geltung, aber der 
Gemeinschaftsgeist für die einzelnen Maßnahmen ausschlag- 
gebend sein, wie dies z. B. im Genossenschaftswesen der Fall 
ist, welches Gemeinschaftsgeist mit Gesellschaftsordnung ver- 
knüpft. 

Wir werden bei der Sozialisierung auch unterscheiden, ob 
sie auf der Ausgestaltung (g) der vorhandenen Einrich- 
tungen fußt, auf der Heranziehung der bisherigen Funktionäre 
oder auf der Ausschaltung (g,) des Ueberkommenen. 

Weiter kommt in Frage, ob die Sozialisierung friedsam 
(h) oder gewaltsam (h,) angestrebt wird. 

Gesellschaftswesen, Gemeinschaftswesen und 
Gildenwesen sind die Formen menschlichen Zusammen- 
lebens, die heute in Frage kommen. Jede dieser Formen kann 
ausschließlich herrschen wollen, sie können aber auch 
gleichzeitig verwirklicht werden. 
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Obige Uebersicht sucht schärfer, als dies in Wirklich- 
keit möglich ist, die einzelnen Lebensordnungen und die heute 
herrschenden gemeinwirtschaftlichen Bewegungen zusammen- 
zustellen und deutet an, wie die drei friedsamen Formen ver- 
einigt werden können. 

















Wirtschaft 
Verkehrswirtschaft Verwaltungswirtschaft 
er poene 
Herrenherrschaft Gemeinherrschaft 
Herrenwirtschaft Gemeinwirtschaft 
Unternutzung Vollnutzung 
Gesellschaftsordnung Gemeinschaftsordnung 
£ N 
Pa . N 
Gesellschafts- Gemeinschafts- Gesellschafts- Gemeinschafts- 
geist geist geist geist 
) (feblende Unter- 
abteilung) | 
| 
| | j 
Gesellschaftswesen Gildenwesen Gemeinschaftswesen 
(Sozialismus) (Solidarismus) (Kommunismus) 
(31 b; c, d, e f) (a, b; ci d; e f;) (ag b, cd, e fi) 


Wenn wir uns auf die angedeuteten Elementarerscheinungen 

aa bb, cc, dd, ee, ff, gg, h h, beschränken, erhalten wir 256 

Formen, von denen uns aber nur ein kleiner Teil beschäftigen 

wird. Die Formeln geben uns die Möglichkeit, kurz und klar 

gewisse Erscheinungen zu charakterisieren, insbesondere er- 

leichtern sie uns, festzustellen, ob wir alle Fälle innerhalb 
4* 
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eines bestimmten Bereiches erfassen. Daß wir dabei zunächst 
alle Abgrenzungen und Einteilungen vergröbern, darf uns nicht 
irremachen. Es wird an uns liegen, zu immer feineren Schattie- 
rungen fortzuschreiten. Die Verbindung a, b c, d, e, f, wäre 
z. B. durch eine patriarchalische Gemeinschaft repräsentiert, 
die Verbindung a, b c, d, e f durcheine sozialistische Monarchie. 
Manche Formen sind gänzlich unaktuell, z. B. a, b, c, d, e fı 
g h, d. h. eine auf gewaltsamen Umsturz abzielende Genossen- 
schaftsbewegung. 

Wir müssen aber im Auge behalten, daß die angedeuteten 
Elementpaare keine vollständigen Einteilungen 
liefern. Wir können z. B. nicht von jeder Wirtschaft sagen, 
ob sie Herrenwirtschaft oder Gemeinwirtschaft ist, da eine 
Reihe von Uebergangsformen möglich sind. Wohl aber kann 
jedes Element eines solchen Paares selbständig vorkommen. 
Eine reine Gemeinwirtschaft ist durchaus denkbar. 

Wenn wir die uns heute angehenden Unterteilungen zu- 
sammenstellen, erhalten wir (s. nächste Seite): 

4. Es wäre wohl an der Zeit, die Namengebung auf diesem 
Gebiete endlich in Ordnung zu bringen. Die von Tönnies ein- 
geführte und sehr verbreitete Abgrenzung von Gesellschafts- 
ordnung = Sozialismus und Gemeinschaftsordnung = Kommu- 
nismus, sollte zum Durchbruch -kommen. Welche Verwirrung 
wird heute im Denken und Handeln — es klebt Blut daran — 
dadurch angerichtet, daß die auf Ausschaltung überkommener 
Organisationen abgestellte gewalttätige Form des Sozialismus 
welche man in Deutschland gemeinhin als »Bolschewismus« be- 
zeichnet, den Namen Kommunismus ebenso führt, wie die 
äußerst friedfertige Form der Gemeinschaftsbewegung, die fern 
von Großstädten Siedelungen im Sinne brüderlichen Zusammen- 
lebens anstrebt. Sollte eine Bedeutungsänderung der üblichen 
Bezeichnungen nicht möglich.sein, dann müßte energisch 
an eine Neubenennung im Interesse der Politik geschritten 
werden. Es ist ja heute soweit gekommen, daß »Kommunist« 
soviel wie gewalttätiger Mensch bedeutet. Das ist nicht 
nur Folge bewußter Verleumdung und Verhetzung, sondern 
auch Folge der ungeordneten Namengebung, die dadurch eine 
neue Stütze erhalten hat, daß die bolschewistische Form des 
Sozialismus in Deutschland von der »Kommunistischen Partei 
Deutschlands« (KPD) vertreten wird, dem früheren Spartakus- 
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bund. Die Kommunisten der Tönnies-Terminologie werden oft 
auch als Anarchisten bezeichnet. Diese Bezeichnung, welche 
alle zusammenfaßt, die unstaatlich gestimmt sind, ist aber viel 
zu unbestimmt, da sie ebensogut den ganz individualistischen 
Stirner, wie den Gemeinschaft suchenden Krapotkin umfaßt. 

Es ist nicht zuletzt die Namengebung Ursache, daß in 
Deutschland bolschewistische Sozialisten und anarchistische 
Kommunisten — genauer gesagt anarchistische Neokommunisten 
— gemeinsame Sache machen. Es eint sie freilich auch, daß 
der Bolschewismus im Sozialismus nur einen Uebergang zum 
Kommunismus sieht, daß beide an keine Ausgestaltung über- 
kommener Organisationen glauben und bisher in gleicher Weise 
auf die Intoleranz der herrschenden Gruppen stoßen. Würde 
eine weitgehende Toleranz auf wirtschaftlichem Gebiet ein- 
treten, dann entstünde vielleicht auch eine friedsame Spielart 
des Bolschewismus, der man in irgendeiner Form neben an- 
deren Richtungen ein Dasein ermöglichen könnte. Dazu müßte 
er freilich seine eigene Intoleranz aufgeben. 

5. Den Versuch einer gleichzeitigen Verwirklichung von 
Sozialismus, Solidarismus und Kommunismus macht das hier 
besprochene Sozialisierungsprogramm (a, b, c, d, h), indem es 
Genossenschaften für Bauern und Handwerker, arbeitsvereini- 
gende Siedelungen auf kommunistischer Grundlage und sozia- 
listischen Großbetrieb in Landwirtschaft und Industrie neben- 
einander vorsieht, um so der Mannigfaltigkeit menschlicher 
Strebungen gerecht zu werden, die alle drei Gemein- 
wirtschaft in ihrer Art verwirklichen wollen. 

Die Grundsätze lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 

Das wesentliche für die Sozialisierung ist die einem Wirt- 
schaftsplan entsprechende Verteilung der Lebens- 
lagen, welche eine dem Wirtschaftsplan entsprechende Nutzung 
des Lebensbodens voraussetzt. Damit, daß die Bewegung der 
Rohstoffe und Kräfte einem Plan entspricht, ist nicht g e- 
sagt, daß dieser Plan jedem einzelnen vorschwebt! Es wäre 
denkbar, daß Bauern, die auf ihrer Scholle sitzen, nach altem 
Brauch ungestört weiter erzeugen und sich selbst versorgen 
können, weil ihr Verhalten dem neuen Plane 
der Gesamtwirtschaft entspricht. 

Es ist keine alles umfassende zentrale Willens- 
bildung der leitenden Stelle nötig, es genügt, wenn Ab- 
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weichungen vom Wirtschaftsplan verhindert, Mängel ergänzt 
werden. 

Die Gesamtordnung ist eine gesellschaftliche 
zielbewußte, rationalistische, dem widerstreitet 
aber nicht, daß -in Ausschnitten bewußt der Tradition, dem 
Gemeinschaftsgeist Raum gegeben wird. Es ist eine wichtige 
gesellschaftstechnische Aufgabe einer planmäßigen Gesellschafts- 
organisation, Gemeinschaftsgebilde, Gildengebilde restlos ein- 
zufügen. Sie scheint lösbar zu sein, zumal die gleichzeitige 
Verwirklichung aller drei Bewegungen der Entwicklungsrichtung 
gerecht wird. 

Nichts wäre verfeblter als zu glauben, daß das Teilmen- 
schentum, das Spezialistenwesen, die Arbeitsteilung 
der letzten Periode nunmehr in der sozialistischen Epoche ins 
schrankenlose gesteigert werden müsse. - Keineswegs; abgesehen 
davon, daß viele energische Vertreter des Großbetriebs- und 
Arbeitsteilungssozialismus in ihm nur den Uebergang zu 
einem Neokommunismus erblicken ist das Streben nach Er- 
haltung noch vorhandener nichtkapitalistischer Klein- und 
Mittelformen, das Streben nach unmittelbarer Schaffung 
kommunistischer, großstadtfeindlicher Siedelungen, die Gewerbe 
und Landwirtschaft vereinigen, heute recht erheblich und wohl 
geeignet, der übernächsten Zukunft vorzuarbeiten, welche das 
Vollmenschentum, die Arbeitsvereinigung in bewußter Abkehr 
vom Teilmenschentum, von der Arbeitsteilung pflegen dürfte. 
Wollte die Sozialisierung das Bauern- und Handwerkertum zer- 
stören, den Neokommunismus aufhalten, so würde sie sich nicht 
nur gewaltige Widerstände schaffen, sondern auch neue Kon- 
flikte vorbereiten, die vorbeugend zu vermeiden moderner 
Gesellschaftstechnik angemessen ist. Die Majorisierung wird 
wohl dr wirtschaftlichen Toleranz weichen, die 
mehrere nichtkapitalistische Wirtschaftsformen bewußt neben- 
einander dulden kann, wie in den Vereinigten Staaten Quäker- 
siedlungen neben Mormonensiedlungen geduldet werden. Oder 
muß erst ein 30 jähriger Wirtschaftskrieg uns Toleranz lehren? , 

Die Wirtschaftspläne hätten zu zeigen, wie Erzeugung und 
Verbrauch der ganzen Mannigfaltigkeit der kleineren Wirtschafts- 

gebilde zusammengefügt werden kann. 

6. Die Wirtschaftspläne würden aber nicht nur die schon 

verflossene Wirtschaft abschildern, sondern vor allem auch 
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die Möglichkeiten der Zukunft beschreiben. So wie man bisher 
einen Voranschlag für die Finanzgebarung machte, wird man 
in der sozialisierten Wirtschaft Voranschläge für die Gesamt- 
wirtschaft zu machen haben. 

Die Generalwirtschaftspläne müssen de Reingewinne 
als Regulatoren der Wirtschaft ersetzen. In der freien Verkehrs- 
wirtschaft wurden jene Unternehmen betrieben, welche den 
größeren Reingewinn erzielten. Die Reingewinne entstanden 
gewissermaßen automatisch, man fügte sich ihren Entscheidungen, 
wie sich Spieler einer anerkannten Spielregel fügen. An gewissen 
Stellen des Wirtschaftslebens wurde die Bedeutung des Rein- 
gewinns im Gemeininteresse ausgeschaltet. Es wurden von 
Staats wegen Schulen, Krankenhäuser usw. errichtet, die keinen 
Reingewinn litferten. Wie irrig es war, den Reingewinn als 
Anzeiger der Wirtschaftlichkeit anzusehen, kann man daraus 
entnehmen, daß z. B. die Erzeugung gewisser Bedarfsartikel 
unterblieb, weil die breiten Massen nicht über die Gelder ver- 
fügten, um diese Artikel zu kaufen und so auch keinen Rein- 
gewinn »erzeugen« konnten. Und dennoch hätte die Erzeugung 
beglückender gewirkt als ihre Unterlassung, wäre wirtschaft- 
licher gewesen. Aber der Reingewinn sicherte nicht einmal die 
Bestausnutzung aller Kräfte unter Berücksichtigung der ver- 
schiedenen Geldeinkommen, da ja Reingewinnsteigerungen ge- 
legentlich durch Warenzerstörung oder Produktionseinschränkung 
erzielt werden konnten. Der Reingewinn verlor aber als Wirt- 
schaftlichkeitsanzeiger jeden Schein an Berechtigung, seit die 
Verwaltungswirtschaft zunahm und insbesondere während des 
Krieges Preise und Löhne durch Staatseingriffe festgesetzt 
wurden. Wenn die Löhne der Kohlenarbeiter hoch, die Kohlen- 
preise niedrig angesetzt wurden, sank der Reingewinn der 
Kohlenproduktion, ohne daß daraus etwas auf die Zulässig- 
keit der Produktion aus was immer für einer Betrachtungsweise 
heraus geschlossen werden konnte. Der Bereich verwaltungs- 
wirtschaftlicher Eingriffe des Staates und führender Verbände 
wächst von Tag zu Tag. Es wird um Löhne, Warenpreise usw. 
“jetzt nicht mehr auf dem Markte, sondern in Kommi- 
sionen gekämpft. Die Stellen, welche Löhne und Preise 
bestimmen, bestimmen damit mittelbar die Reingewinne, d. h. 
die Einkommen der Unternehmer und der am Unternehmer- 
gewinn Beteiligten. Da immer häufiger aus dem höheren oder 
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niederen Reingewinn nur noch Rückschlüsse auf Machtverhält- 
nisse gezogen werden können, müssen die Entscheidungen dar- 
über, ob eine Produktion zu unternehmen ist, aus anderen Ein- 
sichten erfließen. Wir müssen eben unmittelbar betrachten, 
welche Lebenslagen heute und in Zukunft der Lebensboden in 
dem einen und dem anderen Fall liefert. Es muß dabei nicht 
das Glück aller, es kann auch das Glück einer Klasse ausschlag- 
gebend sein, aber auf Grund einer die Gesamtwirtschaft um- 
fassenden Naturalrechnung, nicht auf Grund von Einzelgeld- 
rechnungen vieler Einzelbetriebe. Durchgeführte Verwaltungs- 
wirtschaft bedeutet daher zentralistische, planmäßige Natural- 
rechnung, sie mu nicht Gemeinwirtschaft, sie muß nicht 
sozialistische Lebenslagenverteilung bedeuten! Wer für i r g e n d- 
eine Verwaltungswirtschaft eintritt, sei sie vom Staat, von 
Verbänden oder Gilden (z. B. Wilhelm Neurath, Rathenau) 
oder anderen Gebilden getragen, bereitet damit unausweichlich 
dr Planwirtschaft den Weg und bereitet den Wirt- 
schaftsplan des Sozialismus vor. Die sozialisierte 
Wirtschaft ist immer planmäßige Verwaltungswirtschaft. 


IIV. Wirtschaftsplan. 


1. Die Sozialisierung setzt einen klaren Wirtschafts- 
plan voraus, der die Wirtschaftlichkeit und Wirtschaftsplastik 
erkennen läßt. Dazu bedarf es einer Neugestaltung der Statistik. 
Die Statistik des 18. Jahrhunderts war unter dem Einfluß des 
aufgeklärten Absolutismus ein Mittel der Völkerbeglückung ge- 
worden. Die Freiheitsbewegung und der wirtschaftliche Libera- 
lismus, welche der staatlichen Vormundschaft ein Ende machten, 
zerstörten diese Ansätze zu einer Universalstatistik. 
Statistik galt als Mittel der Unterjochung, ja wurde wohl gar 
selbst als Unterjochung, als Eingriff in die persönliche Freiheit 
angesehen. Die Statistik zersplitterte und wir verfügen heute 
nur über Einzelübersichten, von verschiedensten Stellen an- 
gefertigt, die eines einheitlichen Planes und einer einheitlichen 
Anlage der Tabellenköpfe entbehren. Die trefflichsten Statistiken 
können meist miteinander nicht verknüpft werden. Da eine 
einheitliche Fragestellung fehlt, sind Angaben übe: gewisse 
Gebiete überhaupt nicht gesammelt worden, deren Beschaffung 
an Sich leicht gewesen wäre. 
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2. Die Lebensstimmungen können wir nicht 
unmittelbar erfassen, wir werden uns deshalb an die 
Lebenslagen halten, an Wohnung, Nahrung, Kleidung, 
Arbeitszeit usw, die wir zu Lebenslagentypen 
vereinigen müssen. Wir erhalten z. B. mehrere Stufen bäuer- 
licher Lebenslage irgendeiner Gegend. Das Endergebnis wäre 
eine »Lebenslagentopographie«. Die Versuche eines Le Play 
werden nun auf einer theoretisch höheren Stufe fortgeführt 
werden. Die »Lebenslage« wird aus dem logisch so unbefrie- 
digenden Konglomerat der sog. »Sozialpolitik« in die strenge 
Wirtschaftstheorie überführt. 

3. Im Rahmen einer Naturalrechnung, welche der 
üblichen Geldrechnung mit ihren Einkommen, Steuern usw. 
an die Seite zu treten und die Grundlage der Wirtschaftsbetrach- 
tung zu bilden hat, wird gezeigt werden, wie bestimmte Mengen 
an Bergwerken, Feldern, Wäldern, Sümpfen usw. eingeführten 
Rohstoffen, Maschinen usw., uns Kohle, Kupfer, Mehl usw. erzeugen, 
die einerseits in de Lebenslagen, andererseits in Pro- 
duktionsmittel wie Maschinen usw. als Rohstoffe oder 
Hilfsstoffe eingehen. Die Universalstatistik wird in großen Zügen 
die Wege der einzelnen Rohstoffe zu verfolgen haben, indem 
sie Einfuhr, Ausfuhr, Erzeugung (Umwandlung), Verbrauch und 
Vorratsbildung für alle Formen des Rohstoffs zu erfassen trachtet. 
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Vorrat Zugang Abgang Vorrat 
Form |Nr. Ende Ein- |Verwandlung: Aus Verwandlung Ende 
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Weitere Unte-gruppen würden das Bild vervollständigen. 
In ähnlicher Weise hätten Tabellen zu zeigen, was als R o h- 


stoff und Hilfsstoff (Energie) in die einzelnen Pro- 
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duktionen eingeht, was aus ihnen gewonnen wird, wie Dünger, 
Saatgut, Maschinen usw. in die Landwirtschaft eingehen, Milch, 
Butter, Fleisch, Faserpflanzen usw. aus ihr gewonnen werden. 

Was in einer Tabelle als »Zugang« erscheint, muß in einer 
zweiten als »Abgang« auftreten, so daß schließlich ein geschlosse- 
nes statistisches Gebäude erreicht wird. Wo Erhebungen zu- 
nächst nicht möglich sind, müssen Schätzungen an ihre Stelle 
treten, wie denn überhaupt die Konjekturalstatistik eine be- 
sondere Pflege erfahren müßte. In einem geschlossenen System 
von Größen kann sie weit erfolgreicher als in Einzelfällen zur 
Anwendung kommen. 


V. Rationalisierung. 


ı. Der Wirtschaftsplan zeigt uns, wie aus dem Lebensboden 
die Lebenslagen erwachsen, er setzt dabei technische Einsicht 
aller Art voraus. Wir müssen wissen, wie viel ein Arbeiter leisten 
kann, wenn wir den Bodenertrag eines bestimmten Landes 
festzustellen haben, wir müssen die Wirkungen von Prämien 
und vieles andere kennen. 

Die Aufstellung und Durchführung von Wirtschaftsplänen 
gründet sich so auf: 

Maschinen-(Apparaten-, Methoden- usw.) 
technik, | 

Arbeitstechnik, 

Betriebstechnik, 

Gesellschaftstechnik. 

Die Sozialisierung bedient sich bewußt dieser Techniken 
und geht rationalistisch vor, wobei unter Umständen bewußt 
stellenweise ein antirationalistisches, traditionelles Verhalten 
gerade im Interesse des Gesamtplanes gefördert werden kann! 

Die auf Reingewinn abgestellte Verkehrswirtschaft förderte 
die Entwicklung der Maschinen-, Arbeits- und Betriebstechnik, 
soferne sie die Leistung der Unternehmungen erhöhten, 

d. h. die Produktion verbilligten; ob im Ganzen der Volkswirt- 
schaft die Lebenslage der Menschen dadurch gewann, wurde 
nicht gefragt. Gesundheit und Behagen des Arbeiters wurden 
vom Unternehmer nur soweit berücksichtigt, als sie die Leistung 
erhöhten. Es konnte vorkommen, daß Rationalisierungeninner-. 
halb der Betriebe die Wirtschaftlichkeit der Gesamtwirtschaft 
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herabsetzten, wie dies zu Beginn des Maschinenzeitalters der 
Fall war, als die plötzliche Einführung der Maschinen Entlas- 
sungen, sowie Arbeitszeitverlängerungen zur Folge hatten. 

Die sozialisierte Wirtschaft berücksichtigt Gesundheit und 
Behagen des Arbeiters als Teile seiner Lebenslage genau 
so, wie das Endprodukt, das mittelbar seiner Lebenslage zugute 
kommt. Alle Verbesserungen der Arbeitsmethoden kommen nur 
soweit in Frage, als sie Leistung, Gesundheit und Behagen 
berücksichtigen. Die Arbeits- und Berufsforschung, welche jetzt 
einsetzt, die wissenschaftliche Betriebslehre, Taylorsystem, Ak- 
kordlöhne und alle anderen arbeits- und betriebstechnischen 
Mittel werden; auch von der sozialisierten Wirtschaft, aber nur 
im Interesse aller angewendet werden. 

Es ist durchaus möglich, sie auf gewissen Lebensgebieten 
einzuführen, auf anderen aber die Tradition, den überlieferten 
Brauch in Geltung zu lassen, wenn die Beseitigung des Alten mit 
besonderer Unlust verbunden wäre oder sonstige unerwünschte 
Folgen hätte. Aber grundsätzlich besteht für 
Sozialisatoren kein Bedenken, das Taylor- 
system und den Akkordlohn vorzuschlagen, 
wenn sie nicht dem Reingewinn dienen. Das werktätige Volk 
entscheidet selbst, ob es nach veralteten Regeln Ziegel legen 
will oder nach wissenschaftlichen Grundsätzen, welche Leistung, 
Gesundheit und Behagen in gleicher Weise berücksichtigen, 
genau so wie die Technik in ihren sog. gewerbehygienischen 
Abschnitten auf die Gesundheit Rücksicht nimmt. Es gehört 
nicht zum Wesen der wissenschaftlichen Betriebslehre, rein 
privatwirtschaftliche Wirkungen zu untersuchen, es gehört nicht 
zum Wesen der Prämien und des Akkordlohns, ausschließlich 
den Unternehmer zu fördern. Wir können uns z. B. Stücklöhne 
ausdenken, die derart von einem bestimmten Punkt an fallen, 
daß der Arbeiter keinen Gewinn mehr erzielt; wenn er das Opti- 
mum an Behagen und Gesundheit verläßt. Es können Prämien 
ausbezahlt werden, wenn Lärm erzeugende Arbeiten unter- 
bleiben. 

Wenn wir ernstlich sozialisieren, wird zunächst das Prämien- 
system eine Ausdehnung erfahren müssen, da ja der fleiBige 
Arbeiter nur so gegen den faulen geschützt werden kann, zumal 
in der sozialisierten Gesellschaft die Arbeiter nicht dadurch 
gestraft werden können, daß man sie entläßt, d. h. brotlos macht. 
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Nur innerhalb bestimmter Wirtschaftszweige, etwa des Hand- 
werks und Bauerntums, mag, soweit man die Neigung 
ohne Gewinnstachel zu arbeiten pflegen 
will, von einer Anwendung des Prämiensystems abgesehen 
werden. In einer ferneren Zukunft mag es überhaupt ein Ende 
finden, vielleicht dann, wenn Großbetriebe und Arbeitsteilung 
wesentlich zurückgedrängt worden sind. Die Versuche, in den 
überlieferten Großbetrieben auf Prämien und Akkordlöhne 
zu verzichten, dürfte die gesellschaftliche Lebenslage herab- 
setzen. | 
Prämien wird man an die Stelle der Gewinnbeteiligung 
setzen müssen, welche bisher für die leitenden Direktoren oft 
ein wichtiger Anreiz war. Es handelt sich dabei um ganz neue 


- Methoden, deren Ausarbeitung eine Ausdehnung der wissen- 


schaftlichen Betriebslehre voraussetzt. 

2.Neben Prämien und Akkordlöhnen spielen die Grundsätze 
für die zweckmäßigste Arbeitsweise eine ausschlaggebende Rolle. 
Neben die Auswahl der richtigen Handgriffe und die Auswahl 
handlicher Werkzeuge tritt de Auswahl der Arbeiter 
für bestimmte Arbeiten. Jeder Betrieb kann heute 
schon mit Vorteil für den Reingewinn aus dem Arbeiterangebot 
die geeignetsten Kräfte auswählen. Ein solches Vorgehen liefert 
geradezu Monopoleinnahmen, wenn es nicht von allen Unter- 
nehmern geübt wird. Die durch diese Auswahl bedingten Rein- 
gewinne, an denen viele Unternehmer die Arbeiter teilnehmen 
lassen, werden oft als Erfolg des Taylorsystems gerühmt, wobei 
übersehen wird, daß innerhalb der überlieferten Ordnung die 
plötzliche und allgemeine Einführung des Taylor- 
systems, die Auswahl der geeigneten Arbeiter keine Lohn- 
erhöhung bedeuten und ebenso zerstörend wirken würde. 
wie vor einem Jahrhundert die Einführung des Maschinen- 
systems. 

3. Das werktätige Volk wird sich mit der wissenschaftlichen 
Betriebslehre erst dann befreunden, wenn die Wirtschaftsordnung 
jeden Mißbrauch verhindert. Damit die Arbeits- und Betriebs- 
technik wahrhaft beglückend wirkt und die Lebenslagen steigert, 
muß für eine entsprechende Erhöhung der Arbeitsfreude, eine 
entsprechende Verteilung der verschiedenen Anlage auf die 
einzelnen Berufe Sorge getragen werden. Dazu bedarf es über die 
Betriebs- und Arbeitstechnik hinaus der Gesellschaftstechnik. 
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4. Eswird nicht wie bisher bloß die Frage zu stellen sein, wie 
sucht man aus einer gegebenen Gruppe von Arbeitern die für 
gegebene Berufe geeignetsten aus, man muß sich vielmehr fragen, 
wie schafft man jene Gruppierung von Menschen und Berufen, 
daß ein Maximum an Glück erzielt wird. Wenn Ioo Menschen 
gegeben sind, gibt es immer Io, welche als Kutscher am geeignet- 
sten sind, man wird aber fragen müssen, ob man nicht Auto- 
mobile den Wagen vorzieht, wenn unter Ioo Leuten sich mehr 
für Metallarbeiten und Automobillenken als für Holzarbeiten 
und Wagenlenken geeignete Menschen finden. Die Berufs- 
ausübung ist selbst ein Teil der Lebenslage und eine gute Berufs- 
gliederung bedeutet eine Beglückung des Daseins, genau so wie 
die Vermehrung der Produktion. 

Diese Beispiele zeigen zur Genüge, wie die Rationali- 
sierung der Wirtschaft neben der Wirtschaftlichkeit 
durch grundsätzliche Neuverteilung der Berufe auch die Men- 
schen und damit die Lebenslagenverteilung, die Wirtscha fts- 
plastik wesentlich beeinflußt. 

Zur Gesellschaftstechnik zählt auch de Normung, die 
Typisierung, die Spezialisierung, welche ja 
ihre Bedeutung erst dann voll entfalten, wenn es sich um eine 
Mehrzahl von Betrieben handelt. Ihre sachliche Bedeutung 
braucht hier füglich nicht erörtert zu werden. Daß die freie 
Verkehrswirtschaft diesen Bestrebungen entgegenwirkte, wird 
heute wohl kaum mehr geleugnet werden. Es gibt bereits Tech- 
niker, die weitgehender kapitalistischer Vertrustung das Wort 
reden, um die produktionsfördernden technischen Vereinheit- 
lichungen verwirklichen zu können. Es ist klar, daß eine soziali- 
sierte Wirtschaft die gleiche Aufgabe zu erfüllen vermag. 

Wie man Erfindungskraft, Beweglichkeit und viele andere 
Fähigkeiten, welche angeblich nur in freie Verkehrswirtschaft 
begünstigt werden, auch in der sozialistischen Verwaltungs- 
wirtschaft fördern kann, bedarf besonderer Untersuchungen. 


VI. Organe der Sozialisierung. 


I. Die bisherigen grundsätzlichen Auseinandersetzungen zeig- 
ten bereits zur Genüge, daß die Sozialisierung vor allem einen 
Wirtschaftsplan voraussetze, dessen Durchführung durch eine 
Zentralstelle kontrolliert und gesichert werden muß. 


Tr — ~ 
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Drängende Tagesprobleme gilt es dabei zu lösen. Das 
Streikfieber schüttelt den gesellschaftlichen Körper, die Arbeiter 
verlangen Lohnerhöhungen. Es widerspricht gemeinwirtschaft- 
lichem Denken, daß die drängenderen Arbeiter, daß jene, die 
in lebenswichtigen Betrieben tätig oder besser organisiert sind, 
höhere Löhne als andere erhalten. Abgesehen davon, daß diese 
Lohnkämpfe den Arbeitsmarkt verwirren, setzen sie die Schraube 
ohne Ende, höhere Löhne — höhere Preise — höhere Löhne — 
höhere Preise, in Bewegung. Es hilft nichts, einer Arbeiter- 
gruppe, die Lohnerhöhung fordert, zu erklären, sie verteuere 
damit letzten Endes die Lebenslage. Die einzelne Gruppe, 
welche vor anderen der Lohnerhöhung teilhaft wird, sichert 
sich dabei einen größeren Anteil am »Nationalprodukt« Nur 
wenn alle Arbeiter gleichzeitig ein Generallohn- 
system forderten, könnte dies Argument von Vorteil sein. 
Die Not wird uns bald zwingen, ein Generallohnsystem 
ins Auge zu fassen, das alle Tarifverträge und sonstigen Lohn- 
sätze vereinigt und untereinander abstimmt. 

Sobald einmal ein solches Generallohnsystem in Beratung 
genommen wird, erweist sich die gleichzeitige Festlegung eines 
Generalpreissystems als unbedingte Notwendigkeit. 
Die Arbeiter wollen von vornherein wissen, was sie für ihre 
Löhne werden kaufen können; gleichzeitig bestimmen diese 
Löhne die Warenpreise. Durch die Kuppelung des General- 
Iohnsystems mit dem Generalpreissystem wird die Lebenslage 
der Menschen in großen Zügen festgelegt. Es zeigt sich aber 
auch, daß die Nominallöhne und Nominalpreise bedeutungslos 
sind; den Arbeitern ist es eben so lieb, wenn sie zu niedrigen 
Preisen bei niedrigen Löhnen Waren erhalten, als bei hohen 
Löhnen zu hohen Preisen. Die Erörterungen werden sich daher 
af Naturallöhnme zuspitzen, welche in Geld verrechnet 
werden mögen. Der Wirtschaftsplan, die Naturalrechnung wird 
die Grundlage zentraler Lohn- und Preiserörterungen. Die 
hohen Nominallöhne und Nominalpreise haben nur soweit In- 
teresse, als es sich um Zahlung von festen Geldverpflichtungen 
— 2. B. Anleihezinsen — handelt, die bei einem niedrigen Lohn- 
und Preisniveau schwerer auf den Menschen lasten. In gleicher 
Weise wird auch die Arbeitszeit festgesetzt. Der Wirt- 
schaftsplan zeigt, wie die Lebenslage durch einen 9-, 8-, 7- oder 
Östündigen Arbeitstag bestimmt wird. 
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Die zentrale Bestimmung der Lebenslagenverteilung macht 
eine Regelung der Produktion notwendig, welche eine Kon- 
trolle der Geld- und Kreditbewegung voraussetzt, eine 
Brechung des Bankgeheimnisses und schrittweise eine Verfügung 
über die Geldverwendung. Der allgemeine Depotzwang für 
Wertpapiere, der bargeldlose Zahlungsverkehr 
liegen auf dieser Linie als zentrale Mittel der Sozialisierung. 

Die Rationierung der Rohstoffe und vieler Ver- 
brauchsartikel wird dauernd eine gewisse Bedeutung erhalten, 
wenn auch bei wachsender Produktion die freie Wahl wieder 
erheblich an Bedeutung gewinnen wird. 

Die allmähliche Verdrängung des Marktes durch ein 
Verteilungssystem mit möglichst freier Wahl ist eines 
der Endziele jeder Sozialisierungsbewegung. 

; 2. Diese und andere umfassende Maßnahmen, die Kontrolle 
und Ausgestaltung aller Organisationen müssen durch eine 
Zentralstelle erfolgen, diewir Zentralwirtschafts- 
amt nennen wollen. Die bisherige ressortmäßige Zersplitterung 
der Wirtschaftsleitung wird späteren Geschlechtern zum Gespött 
werden. Sie wird für unsere kläglichen Wirtschaftsverhältnisse 
verantwortlich gemacht werden, die nicht zuletzt daher rühren, 
daß man den freien Markt zerstörte, aber statt eine planmäßige 
Veıwaltungswirtschaft zu schaffen, eine planlose einführte, 
in welcher die Rechte nicht weiß, was die Linke tut, und beide 
nicht wissen, was sie sollen. Aufhebung der Zwangswirtschaft 
und Ausgestaltung der Planwirtschaft werden gleichzeitig be- 
trieben, auf einem Gebiet wird so, auf dem anderen anders 
gewirtschaftet. Das Zentralwirtschaftsamt hat den Wirtschafts- 
plan im Einvernehmen mit allen in Frage kommenden Stellen 
zu entwerfen, es hat für ein einheitliches Zusammenarbeiten 
zu sorgen und nur miteinander verträgliche Verschieden- 
heiten zuzulassen, ja zu fördern. Das Zentralwirtschaftsamt 
hat Innenwirtschaft und Außenwirtschaft miteinander zu ver- 
binden. Letztere entwickelt sich immer mehr zum Kompen- 
sationsverkehr, den das Zentralwirtschaftsamt kon- 
trollieren,müßte, wird doch immer häufiger auch der Import 
von Rohstoffen unmittelbar durch dea Export der aus ihnen 
erzeugten Fertigfabrikate bezahlt werden. 

Das Zentralwirtschaftsamt hätte auch die gesamte Arbeits- 
und Berufsforschung zentral zu leiten und überhaupt die Ratio- 
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nalisierung der Wirtschaft anzuregen und zu fördern, deren 
Bedeutung oben gewürdigt wurde. 

3. Die Durchführung aller Maßnahmen wäre, wo irgend 
möglich nicht-bureaukratischen, sich selbst verwaltenden Ver- 
bänden zu übertragen, welche den Gesamtplan mitzuberaten 
oder auch mitzubestimmen hätten. Diese Verbände könnten 
verschiedener Art sein. 

Handwerker und Bauern könnten in Genossen- 
schaften zusammengefaßt werden, welche Roh- und Hilfsstoffe 
übernehmen und dafür Sorge tragen, daß die Fertigfabrikate 
allen Volksgenossen, nicht nur wohlhabenden Kreisen, zu- 
geführt werden. Es könnten Zwangsgenossenschaften die freien 
Genossenschaften ergänzen und so ein geschlossenes Genossen- 
schaftssystem schaffen helfen, dem alle bäuerlichen 
oder handwerklichen Betriebe anzugehören hätten, die damit 
aus dem Wettbewerb mit den Großbetrieben ausgeschal- 
tet würden. 

Besondere Organisationen müßten nun die G r o B- 
betriebe aller Art umfassen. Sie würden nach Art der 
Kartelle und gemischten Werke aufzubauen sein. Diese Ver- 
bände würden vor allem die Regelung der Produktion über 
nehmen, während die Verteilung in Verbindung mit der Zentral- 
stelle vor sich zu gehen hätte. 

Da die Sozialisierung auf die gemeinwirtschaftliche Be- 
herrschung der Endprodukte hinausläuft, würden die Hand- 
werkergenossenschaften und Industrieverbände ebenso wie die 
Bauerngenossenschaften und Agrarverbände in Landes ver- 
bänden vereinigt werden, welche die Produktion möglichst 
vom Rohstoff bis zum Fertigfabrikat vereinigen; so würde der 
Landesverband für Bauwesen die Baumaterialherstellung, die 
Terrainverwaltung und die Bauerstellung umfassen. Inwieweit 
Ausschüsse, Kommissionen, beauftragte Einzelpersonen aus- 
schlaggebend sein sollen, spielt in dieser systematischen Ueber- 
sicht keine wesentliche Rolle, ebensowenig, ob die einzelnen 
Betriebe Privat- oder Staatsbetriebe sind, wenn sie nur 
dem Wirtschaftsplan unterworfen sind. 

Diese Verbände könnten zum Teil durch einen Bankkon- 
zern beherrscht werden, welcher so zum Mittel der Soziali- 
sierung würde. Besondere Sozialisierungs- und K o m- 


pensationsbanken könnten Sonderaufgaben überneh- 
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men. Ganz von selbst würden die Banken aus Geldzentralen 
zu Naturalzentralen, welche den von ihnen abhängigen Pro- 
duktionszweigen Rohstoffe, Hilfsstoffe usw. beschaffen müßte 
und auch die Naturalversorgung für die Arbeiter in die Hand 
zu nehmen hätten. Das groBen Wandlungen unterliegende 
Steuerwesen würde wohl auch allmählich durch Vermittlung 
der Banken mit naturalen Zügen durchsetzt werden. 

4.: Das System der Verbände und Banken bedarf zu seiner 
Ergänzung eines Systems statistischer Organe, der 
Nachweisstellen. Die Sozialisierung kann nur durch 
eine völlige Neugestaltung der Statistik gesichert werden. Alle 
statistischen Erhebungen, ob sie nun von Städten, staatlichen 
Behörden, Verbänden, Gewerkschaften ausgehen, müssen ein- 
heitlich geartet sein. Die Nachweisstellen müssen entsprechend 
gegliedert, das gesamte Gesellschaftswesen umfassen und durch- 
leuchten; sie sind in einer Naturalrechnungszentrale 
des Zentralwirtschaftsamtes zu vereinigen, welche insbesondere 
die Lebenslagentopographie, die Rohstoff- und Energiebewegung 
übersichtlich für den Wirtschaftsplan darstellt. 

5. Die Sozialisierung kann ebensogut von einer Despotie, 
wie von einer Räterepublik gesellschaftstechnisch 
durchgeführt werden. Politisch ist die Eignung der verschiedenen 
Verfassungsformen von den jeweiligen geschichtlichen Verhält- 
nissen abhängig. 

Breite Massen der Bevölkerung, insbesondere unter den 
Handarbeitern, welche die Sozialisierung fordern, sehen im 
gegenwärtigen parlamentarischen Apparat eine Verewigung der 
Herrschaft verstädterter Intelligenzkreise. Ebenso wie die letzte 
Revolution die Herrschaft des Adels und des Großgrundbesitzes 
durch die verstädterte Intelligenz stürzte, die kapitalistischem 
Denken auch in ihren nichtkapitalistischen Kreisen nahesteht, 
ebenso will die jetzige Revolution die verstädterte Intelligenz 
durch das ganze werktätige Volk stürzen. Mit einem Kampf 
zwischen Demokratie und Nichtdemokratie hat 
dies wenig zu tun. Wohl aber haben kapitalistische Kreise 
Vorteil davon, daß man gegen die breiten Massen und die von 
ihnen geforderten politischen Räte die Demokratie mobil macht. 
Die Massen könnten eine vollkommene politische Demokratie 
verlangen, die dem Ueberwiegen der verstädterten Intelligenz 
ein Ende bereitete. Es brauchte nur bestimmt zu werden: Die 
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Wahlen finden nach Berufsgruppen statt, es können nur jederzeit 
abberufbare Berufsgenossen gewählt werden. Die Bestimmung, 
daß indirekte Wahl dort stattfindet, wo Betriebe gegeben sind, 
könnte durchaus dem Proportionalwahlsystem eingegliedert wer- 
den. Es ist klar, daß in einem solchen, von allen Bürgern 
und Bürgerinnen gewählten Parlament die Kapitalisten eıne 
verschwindende Anzahl Stimmen erhielten. Während die Forde- 
rung nach politischen Räten sich zum Teil als Aus- 
druck ungenügend durchdachter Bestrebungen erweist, kommt 
der Forderung nach wirtschaftlichen Räten eine 
weit grundsätzlichere Bedeutung zu. 

Den Betriebsräten liegt der Gedanke der »konsti- 
tutionellen Fabrik« zugrunde. Isoliert haben sie für die So- 
zalisierung weniger Bedeutung. Eng mit ihnen verknüpft 
sind de höheren wirtschaftlichen Räte, wel- 
che mit dn politischen Räten nichts zu tun haben. 
Das werktätige, nichtkapitalistische Volk fordert Sicherungen, 
dB wirklich sözialisiertt wird. Selbst eine sozialistische 
Parlamentsmehrheit genügt nicht, es muß jeder Teil der Wirt- 
schaft kontrolliert werden können. Das ist eine Hauptaufgabe 
der mannigfaöh zu gliedernden wirtschaftlichen Räte. 

Die wirtschaftlichen Räte müßten übereinandergestaffelt in 
einem obersten Arbeiter- und Bauernkontroll- 
rat gipfeln, der mit dem Zentralwirtschaftsamt zusammen die 
gesamte Wirtschaft zu kontrollieren hätte. Nur durch überein- 
andergestaffelte wirtschaftliche Räte kann sich auch das werk- 
tätige Volk selbst disziplinieren. Gegen fremde Organe wird 
es immer Abneigung und Mißtrauen haben. Ob die Unternehmer 
mit den leitenden Direktoren als besondere »Sparte« in den 
höheren Räten vertreten sein sollen, kann hier nicht entschieden 
werden, da dies eine Machtfrage sein wird. Gesellschaftstechnisch 
ist ihre Weiterwendung zu begrüßen, da der Sozialisierungsplan 
die Leitung von Betrieben möglichst Einzelpersonen überlassen will. 
Die bisherigen Unternehmer sollen, wo es irgend angeht, als Leiter 
beibehalten bleiben und nicht etwa durch eine übereilte Enteig- 
nungsaktion zu Beziehern arbeitsloser Ablösungsrenten werden. 
Die Söhne hätten aber das Erbe nicht anzutreten. 

Der Kontrollrat hätte zu bestehen aus den 

aLandesfachräten, welche die Vertreter der 

nächst niederen Kreis- oder lokalen Fachräte nach Wirt- 
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schaftszweigen zu vereinigen hätten. (Landesfachräte für Nah- 
rungswesen, Wohnungs- und Bauwesen, Bekleidungswesen, Ge- 
sundheitswesen, Bildung und Vergnügen, Landwirtschaft, Forst- 
wirtschaft, Bergbau, Transport, Geldwesen, Verteilung, öffent- 
licher Dienst). 

b) Vertretern der Arbeiter und Arbei- 
terinnen vom Arbeitsplatz, welche der Erstarrung 
entgegenzuwirken hätten, die auch den wirtschaftlichen Räten 
eignen wird. Diese Arbeiter und Arbeiterinnen hätten nach 
einiger Zeit wieder an den Arbeitsplatz zurückzukehren. Re- 
formen, die sie unterstützt, würden sie selbst genießen; 

c) Vertreter nichtkapitalistischer Or- 
ganisationen. Hier wären die Gewerkschaften, die Ver- 
treter der Arbeitslosen, der Kriegsbeschädigten usw. zu nennen; 

d) Vertreter der Behörden und anderer 
öffentlicher Stellen. 

Unter den Landesfachräten stünden die örtlichen 
(oder auch Kreis-)JFachräte, welche von den Betriebs- 
räten einzelner \Wirtschaftszweige (Nahrung, Wohnung usw.) 
oder unmittelbar von den Mitgliedern jener Berufe zu wählen 
wären, die keine Betriebsräte wählen (Fachräte der Aerzte, 
der Landwirte, Schriftsteller usw.). Es wird eine wichtige gesell- 
schaftstechnische Aufgabe sein, diese Fachräte mit den Gewerk- 
schaften zu verbinden, die als Zwangsgewerkschaften vielleicht 
sogar mit den Fachräten verschmelzen könnten. Es wäre auch 
denkbar, die Gewerkschaften sozusagen zum bureaukratischen 
Apparat der Fachräte zu machen, die als wirtschaftliche Ver- 
tretungskörper aufzufassen wären. Die Sozialisierung eröffnet 
den Gewerkschaften ein neues Tätigkeitsfeld; gelingt es nicht ihnen 
hier einen Wirkungskreis zu schaffen, so werden sie zu Widerstand 
gegen die Sozialisierung gereizt, welche ihnen den Boden ab- 
gräbt. Da die sozialistische Bewegung den Gewerkschaften 
so viel verdankt und sie überdies über eine treffliche Organisation 
verfügen, ist die Zahl derer nicht gering, welche den Gewerk- 
schaften neue würdige Aufgaben zuweisen wollen. Sie besitzen 
freilich bereits heftige Gegner in den Reihen der Arbeiterschaft, 
die den wirtschaftlichen Ertrag der Revolution sehen will. 

Innerhalb der Sozialisierung hätten die Betriebsräte 
vor allem die Geld- und Rohstoffkontrolle in den Betrieben 
durch die auszurufendn Sachverständigen zu ver- 
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anlassen und so für die Durchführung aller Bestimmungen 
zu sorgen. Die Sozialisierung würde durch eine leitende 
Tätigkeit der Betriebsräte nicht gewinnen. Auch ist von 
ihr keine Produktionssteigerung zu erwarten. Wie weit sie aus 
allgemein-menschlischen Gründen angestrebt wird, ist eine 
andere Frage. Die Betriebsräte üben allzuleicht einen des- 
organisierenden EinfluB auf die Wirtschaft aus und schädigen 
dann die Interessen des werktätigen Volkes. Sie neigen auch 
oft zu kapitalistischem Verhalten, indem sie den Reingewinn 
unter die Arbeiter zu verteilen und eine Art Gewinnbeteiligung 
durchzusetzen trachten. Alle solche Einzeleingriffe sind ebenso 
wie Einzellohnforderungen grundsätzlich unsozialistisch. 
Das Einkommen des Arbeiters kann nach sozialistischen Grund- 
sätzen von dessen unmittelbarem Arbeitserfolg oder vom Ge- 
deihen der Gesellschaft, aber nie von dem Gewinn eines Unter- 
nehmens abhängen, das noch auf dem Markte auftritt. Es ist 
sozialistisch, den Setzer höher zu entlohnen, weil er mehr Buch- 
staben inder Stunde setzte, nicht aber weil er ein Buch setzte, 
das auf dem Markte besseren Absatz fand: Dazu kommt, daß 
beim Fortgang der Sozialisierung der Reingewinn einzelner 
Unternehmungen, ja ganzer Unternehmungsgruppen zu einer 
vereinbarten Rechengröße wird. 

Kurzum, der Sozialisierung dienen vor allem die höheren 
Räte, die Betriebsräte nur als unterste Instanz. 
»Arbeiterräte« als unterste politische Instanz unter- 
liegen gänzlich anderen Erwägungen. 

6. Damit das Zentralwirtschaftsamt, damit die wirtschaft- 
lichen Räte ihre Aufgabe voll erfüllen können, bedarf es einer 
Sachverständigenorganisation. Je mehr man 
jeden an der Macht teilnehmen läßt, unabhängig von seiner 
Sachkenntnis, um so mehr muß für eine systematische Heran- 
ziehung der Sachverständigen Sorge getragen werden. 

Es würde sich empfehlen, für jeden Wirtschaftszweig eine 
besondere Sachverständigengruppe aufzustellen, die an die vor- 
handenen Hochschulen, Institute, Vereinigungen usw. anzulehnen 
wären. Die Sachverständigengruppen hätten etwa folgende 
5 Fragenarten zu behandeln: 

a) kommerzielle. Hieher würde u. a. die ganze Buch- 
kontrolle zählen, die zentralisiert unter Heranziehung der Treu- 
händerorganisationen auszugestalten wäre; 
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b) arbeitstechnische. Hieher zählen psychologische und 
physiologische Bestrebungen, welche sich auf FAIUNGADE und 
Ernährung beziehen; 


c) maschinentechnische; 


d) betriebstechnische. Hieher zählen alle Untersuchungen | 


über wissenschaftliche Betriebsführung (Taylorsystem). 

e) wirtschaftliche, statistische, rechtliche. Es sind auch 
gesellschaftstechnische Fragen zu berücksichtigen, die über den 
einzelnen Betrieb hinausgreifen; sie sollen von einer besonderen 
Sachverständigenabteilung behandelt werden. 


VII. Sozialisierung und Sozialdemokratie. 


Die Sozialisierung wird vor allem von jenen gefordert, 
welche unter dem Kapitalismus am schwersten zu leiden hatten, 
von den Fabrikarbeitern. Um sie aber zu verwirk- 
lichen, müssen die Fabrikarbeiter sich mit den Handwerkern, 
Bauern, Beamten und den Angehörigen der freien Berufe zu 
einem antikapitalistischen Block verbinden. Die 

. Führer des Fabrikarbeiterproletariats standen diesen Gruppen 
meist fremd gegenüber; dies um so mehr, als sie die Parole 
vom Klassenkampf sehr betonten, die praktisch den 
Gegensatz zwischen den Fabrikarbeitern und allen andern Mit- 
gliedern der Gesellschaft — auch den Nichtkapitalisten — 
verschärfte, oft auch erst heraufbeschwor. 

Es ist zweifellos eine bedeutsame Aufgabe, die Klassen 
aufzulösen; das geschieht aber mit Erfolg auch durch 
Aufklärung und organisatorische Umgestaltungen. Dazu bedarf 
aber die Sozialdemokratie eines geschlossenen Sozialisierungs- 
programmes, das Menschen aller Kreise anzieht und 
befriedigt. Von deren Mitarbeit erhoffte ein Krapotkin das 
Heraufkommen einer neuen Zeit. Es muß sich in allernächster 
Zeit entscheiden, ob die Klassenauflösung nur durch blutigen 
Klassenkampf erfolgt, der, wie Rußland zeigt, konsequent in 
bestimmter Richtung durchgeführt zum Bolschewismus führt. 
Das Zerbrechen der überkommenen Staatsmaschine fordert auch 
solche Maschinisten zum Widerstand heraus, die bereit wären, 
den Sozialismus mit zu gestalten. 

Wer die Sozialisierung mit einem Mindestmaß von Gewalt- 
tätigkeit und möglichst fricdsam anstrebt, muß, soweit es 
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irgend möglich ist, die lebende Generation der Beamten, 
Lehrer, Richter usw. heranzuziehen trachten, daneben aber den 
bisher ausgeschalteten Kreisen ein beschleunigtes Einrücken in 
die Bureaukratie ermöglichen. Wenn es ein Notabiturium und 
gekürzte Semester für Kriegsteilnehmer geben kann, dann 
kann es auch ein Notabiturium für Proletarier 
und gekürzte Semester für sie geben. Dieser 
junge Frühling des Proletariats müßte in kürzester Zeit 
in Verwaltungsposten einrücken. Alle sonstige gutgemeinte 
Volkshochschulbewegung, welche nur Hebung der Bildung 
bezweckt, nicht aber Verwaltungsmacht verleiht, hat unmittel- 
bar für die Sozialisierung wenig zu bedeuten. 

Die sozialdemokratische Partei wurde durch die Erfolge 
der politischen Revolution überrascht. Nur langsam ließen sich 
einzelne Führer durch die Massen zwingen von der »Soziali- 
sierung der hiezu reifen Betriebe« zur »gebundenen Planwirt- 


schaft« überzugehen; wenn sie nicht die Leitung verlieren wollen, 


werden sie in absehbarer Zeit die »Vollsozialisierung« 
auf ihre Fahne schreiben müssen. Die Zeit ist vorbei, da man 
das Drängen der Massen durch den Hinweis auf die Not der 
Zeit aufzuhalten, versuchen kann; als ob ein Arbeiter begreifen 
könnte, daß planmäßige Verwaltungswirtschaft weniger leistungs- 
fähig als planlose Verkehrswirtschaft sein soll. Es handelt sich 
auch nicht so ausschließlich um die Beseitigung des »Mehrwerts«, 
den viele Sozialdemokraten heute so klein erscheinen lasse.) 
möchten, als vielmehr um eine Umstellung der gesamten Er- 
zeugung im Interesse des werktätigen Volkes, um Beseitigung 
von Kraftverschwendung, unnützer Mannigfaltigkeit, die über 
den »Mehrwert« hinaus das werktätige Volk belasteten, dem 
Unternehmertum Gelegenheit gebend, Reingewinne zu erzielen. 

Die Massen sind von dunklen Bestrebungen getrieben, 
deren geschichtliche Macht stärker ist, als gewisse Hemmungen 
im Verhalten vieler Führer. Der Tag ist nicht ferne, da dieser 
dumpfe Drang allgemeiner programmatischer Klarheit weicht. 
Dann wird in einer Gesellschaft von großer Mannigfaltigkeit, 
welche den Betrieb von Ackerbau und Industrie zu vereinigen 
und den Unterschied von Stadt und Land allmählich zu be- 
seitigen trachtet, dr Wirtschaftsplan herrschen. Dann 
wird die Sozialdemokratie vom Historismus, der sie 
groß und mächtig in der Vergangenheit machte, zum Utopis- 
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mus fortgeschritten sein, der das Zeichen einer neuen Zeit ist, 
die in Erkenntnis der geschichtlichen Notwendigkeit bewußt 
die Zukunft gestaltet. Es fällt nicht schwer, diese neue Be- 
wegung den überlieferten marxistischen Ideengängen anzuglie- 
dern und die praktisch so bedeutsame Parteitradition fort- 
zugestalten. Die hiezu erforderlichen Deutungen und Erklä- 
rungen, Einschränkungen und Erweiterungen auszudenken, ist: 
nicht mehr Aufgabe strenger Wissenschaft. Sie zeigt Möglich- 
keiten auf und verkündet das Wesen der Vergangenheit, 
der Gegenwart undder Zukunft. 


i Ergänzendes. 
Otto Neurath, Durch die Kriegswirtschaft zur Naturalwirtschaft 1919. 
Callwey. 


Derselbe, Wesen und Weg der Sozialisierung, 1919. Callwey. 
Derselbe, Die Sozialisierung Sachsens. ı919. Arbeiter und- Soldatenrat 
Chemnitz. 


Derselbe und Wolfgang Schumann, Können wir heute soziali- 
sieren ? 1919. W. Klinkhardt. 
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Die Sozialisierungsgesetzgebung Deutsch-Oesterreichs 
und ihre volkswirtschaftliche Bedeutung. 


Von 


EMANUEL HUGO VOGEL, 


Der unglückliche Ausgang des Weltkrieges hat bei den 
unterlegenen Völkern auf wirtschaftlichem Gebiete jenen un- 
überbrückbaren Gegensatz zwischen den auf Privateigentum 
und freiem Wettbewerb beruhenden kapitalistischen Unter- 
nehmertum und dem bisher in größerem Stile noch nicht ver- 
wirklichten Prinzipe sozialistischer Gemeinwirtschaft aufs schärfste 
in den Vordergrund gerückt und damit in letzter Linie den 
uralten Kampf zwischen individualistischer und kollektivistischer 
Weltanschauung ausgelöst. In Deutschland sowohl als in Deutsch- 
Oesterreich soll die »Sozialisierung« von der individualistischen 
Organisationsform der Wirtschaft im Wege der Vergesellschaf- 
tung allmählich überleiten zu einer neuen öffentlich-gemein- 
wirtschaftlichen Organisationsform auf dem Boden »wirtschaft- 
licher Demokratie«, wobei die Aktion zunächst bei jenen Pro- 
duktionszweigen einzusetzen hat, welche der Ausbeutung von 
Naturschätzen und Naturkräften dienen, an denen ein hohes 
Interesse der Allgemeinheit nicht nur in bezug auf die hier in 
Betracht kommenden Produkte, sondern auch die Intensität 
ihrer Gewinnung, ihre Preise und die zu erzielenden Gewinne 
besteht. 

Das prinzipielle Für und Wider der ganzen Sozialisierungs- 
aktion, welche einen so grundlegenden Wechsel der wirtschaft- 
lichen Organisationsform gerade in einer Zeit einleitet, in welcher 
das gesamte wirtschaftliche Leben nach einem lange dauernden 
Kriege von solcher Furchtbarkeit vollständig darniederliegt und 
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also auch der im Sinne der Marxistischen Lehre gewünschte 
Hochstand der kapitalistischen Entwicklung als Reifepunkt der 
sozialen Revolution mangelt, soll hier ebensowenig Gegenstand 
der Erörterung bilden als die vielfachen parteipolitischen Zu- 
sammenhänge, welche die Aufrollung dieser Frage gerade in 
diesem zweifellos ungeeignetsten Zeitpunkte in Deutschland 
sowohl als in Deutsch-Oesterreich zur Genüge erklären. Wohl 
aber sollen insbesondere die positiven praktischen Folgen und 
Rückwirkungen der Sozialisierungsaktion in der speziell in 
Deutsch - Oesterreich geplanten Gestalt vom volkswirtschaft- 
lichen Standpunkte aus, namentlich aber mit Rücksicht auf 
den Wiederaufbau unseres Wirtschaftslebens, die Notwendigkeit 
einer Erhöhung aller Gütererzeugung kritisch beurteilt werden, 
was mit Rücksicht auf die im Deutschen Reiche zu gleicher Zeit 
im Zuge befindliche Gesetzgebung von um so größerem wissen- 
schaftlichem und praktisch wirtschaftspolitischem Interesse sein 
dürfte, als die deutsch-österreichische Aktion schon in ihrer 
grundsätzlichen Anlage sich von jener im Deutschen Reiche 
nicht unwesentlich unterscheidet. 

Zunächst wollen wir uns über Begriff und charakteristische 
Merkmale der »Sozialisierung« im allgemeinen verständigen. 
Das eigentliche Leitmotiv der Sozialisierung, welche einen 
Hauptpunkt des wirtschaftlich-revolutionären Programmes des 
Sozialismus realisieren soll, ist nicht ein neues tragfähiges 
Element der Entwicklung dem Wirtschaftsleben mit 
dem primären Zwecke gesteigerter, verbesserter und verbilligter 
Produktion sowie Güterversorgung und individueller Bedürfnis- 
befriedigung einzufügen, nicht eine Intensivierung der Arbeit 
und ihrer realen volkswirtschaftlichen Leistungen herbeizuführen, 
sondern zunächst und in erster Linie ohne Rücksicht auf Pro- 
duktions- und Entwicklungsfrage eine grundlegende Aende- 
rung der Organisation unseres Wirtschafts- 
systemes anzubahnen, neue Formen und Wirt- 
schaftskörper zu schaffen, welche zugleich als Mittel 
des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Klassenkampfes dienen 
sollen. Dies ist für die Beurteilung der hiebei gewählten Wege 
der Durchführung, der hiebei zu gewärtigenden Rückwirkungen 
von besonderer Wichtigkeit. Nicht um Entwicklung, um Mehrung 
der Produktion und Güterversorgung, um bessere und sichere 
Grundlagen für den Wiederaufbau der zerstörten Volkswirtschaft 
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handelt es sich, um Schaffung geeigneter und leistungsfähiger 
Wirtschaftsformen für diese obersten Zwecke der nächsten Zu- 
kunft, sondern der Ersatz des privaten Unternehmertums durch 
einen staatlichen oder gemischt öffentlich-wirtschaftlichen An- 
staltsbetrieb steht im Vordergrunde, wobei die Erfolgs- 
frage gegenüber dem mit der Umformung der Wirtschafts- 
betriebe verfolgten äußerlichen sozialen Zwecke so gut wie voll- 
ständig in den Hintergrund tritt. Dieser Ausgangs- 
punkt der Aktion liefert für die praktische wirtschaftspolitische 
Beurteilung der ganzen Sozialisierungsaktion, für die kritische 
Beleuchtung der ihrer Durchführung dienenden Gesetzesbestim- 
mungen und für die Abschätzung der möglichen Folgeerschei- 
nungen im gesamten Wirtschaftsleben die wertvollsten Finger- 
zeige. 

Keinem Zweifel kann es ferner unterliegen, daß jede Soziali- 
sierung einen Schritt weiter bedeutet auf dem bisher in der 
Kriegszeit so vielfach angewendeten Gebiete der Zwangs- 
wirtschaft, indem sie neue Wirtschaftszweige, ja mittelbar 
oder unmittelbar die gesamte Volkswirtschaft in das neue System 
einer öffentlich-wirtschaftlichen Zwangsgemeinschaft einzufügen 
sucht. Die Frage, Rückkehr zur freien Wirtschaft oder Bei- 
behaltung und Ausdehnung der Zwangswirtschaft, ist heute 
wohl eine der schwierigsten und umstrittensten, wobei für ihre 
Lösung naturgemäß gerade das Moment des Wiederaufbaues, 
der Entwicklung, des Wirtschaftserfolges entscheidend in die 
Wagschale fallen müßte. Bekanntlich hat die Zwangswirtschaft, 
wenigstens nach den Erfahrungen in Oesterreich, selbst in der 
Kriegs- und Uebergangszeit, wo sie unentbehrlich, auf vielen, 
wenn nieht den meisten Gebieten versagt, so daß gerechte 
Zweifel bestehen müssen, ob sie überhaupt geeignet erscheint, 
in einer Zeit der wirtschaftlichen Regenerierung, welche Tat- 
kraft, Initiative und persönliche Hingabe für den angestrebten 
Zweck und Erfolg bedarf, zum leitenden Grundzug der gesamten 
Wirtschaft erhoben zu werden. Speziell in Deutsch-Oesterreich 
ist man auf einem der wichtigsten Versorgungsgebiete, jenem der 
Getreideaufbringung, wieder wenigstens teilweise zur freien 
Wirtschaft zurückgekehrt. Es wird nämlich das sog. »Kontin- 
gentierungssystem« in Anwendung gebracht, welches jedem 
einzelnen Lande die Aufbringung eines bestimmten niedrigen, 
dann weiter unterzuteilenden Getreidekontingentes auferlegt, 
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ale darüber hinaus erzielten Produktionsüberschüsse aber 
dem freien Handel offen läßt. Aehnlich ist auf anderen Gebieten 
der Approvisionierung, z. B. Obst, Gemüse u. dgl. die Zwangs- 
wirtschaft aufgegeben worden. Mag auch für die nächste Zeit 
von einem plötzlichen uneingeschränkten Uebergang zur freien 
Wirtschaft zumindest bei den wichtigsten, nur in beschränktester 
Menge vorhandenen oder von der Einfuhr abhängigen Artikeln 
des täglichen Lebensbedarfes keine Rede sein können, so drängt 
doch die ganze Entwickelung zweifellos nach einem allmählichen 
Abbau des Zwangswirtschaftssystems. Diese Tendenz kreuzt 
sich nun mit der neuen, von der Sozialisierung, d. h. der Aende- 
rung unserer wirtschaftlichen Organisationsformen ausgehenden 
Tendenz zur Schaffung neuer öffentlich-rechtlicher Zwangs- 
wirtschaften, welche eben die Ueberleitung zum sozialistischen 
gemeinwirtschaftlichen Zukunftsstaate sein sollen. Mag auch 
derzeit nur die Sozialisierung gewisser Bodenschätze und Natur- 
kräfte in Frage kommen, so liegt doch zweifellos darin eine 
außerordentlich wichtige Ausdehnung des Zwangswirtschafts- 
systemes überhaupt, da es sich gerade um die wesentlichsten 
Produktionsmittel aller Wirtschaftstätigkeit, Kohle und Elektri- 
zität, handelt, dieihr zunächst unterworfen werden. Dennhiedurch 
erhält die öffentliche Gemeinwirtschaft von selbst den geradezu 
ausschlaggebenden Einfluß auf Betriebsmöglichkeit und Umfang 
aller industriellen und wirtschaftlichen Tätigkeit überhaupt. 
Gerade die deutsch-österreichischen Sozialisierungsgesetze werden 
uns reiche Gelegenheit bieten, die Tragweite dieser mittelbar 
zwangswirtschaftlichen Rückwirkungen auch der vorläufig auf 
gewisse Produktionsmittel eingeschränkten Sozialisierung aufs 
deutlichste zu erweisen. | 

Der Begriff der Sozialisierung ist bekanntlich ein außcrordcnt- 
li-a vieldeutiger. Die bloße »Verstaatlichung« oder »Etati- 
sierung«, Verländerung, Uebernahme in Gemeıindebetrieb, also 
die Enteignung und Uebernahme eines bisher privaten Wirt- 
schaftszweiges in den Betrieb eines Öffentlichen Verbandes 
entspricht nicht dem eigentlichen Grundgedanken dieses Be- 
griffes im sozialistischen Sinne. Denn die Gemeinwirtschaft 
eines öffentlichen Verbandes setzt lediglich an Stelle privater 
Rechts- und Wirtschaftssubjekte ein öffentlich-rechtliches, even- 
tuell mit einem entsprechenden Monopol ausgestattetes Subjekt, 
setzt an Stelle der privaten Unternehmertätigkeit den öffentlich- 
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wirtschaftlichen Beamtenbetrieb mit allen seinen Fehlern und 
Vorzügen. Auch die Wirtschaftsführung des öffentlichen Ver- 
bandes erfolgt im Rahmen und nach den Methoden des all- 
gemeinen kapitalistischen Wirtschaftssystemes, an Stelle des 
privatwirtschaftlichen Einzel- oder Gesellschaftsbetriebes tritt 
nicht eine neue Gesellschaftsform, sondern der meist zugleich 
monopolistische Einzelbetrieb einer dem öffentlichen Rechte 
angehörenden juristischen Person, des öffentlichen Verbandes, 
der Betrieb verfolgt, soweit es sich nicht um öffentliche Anstalten 
mit ausschließlichem Verwaltungszwecke handelt, Gewinnabsicht 
wie jeder private Betrieb. Der Charakter eines »Gemeinschafts- 
betriebes« kommt in diesem Falle der Verstaatlichung usf. haupt- 
sächlich nur darin zum Ausdrucke, daß eben die Betriebsüber- 
schüsse nicht einem privaten Unternehmer, sondern dem öffent- 
lichen Verbande und damit der Allgemeinheit zufließen. 
Diese Art von »Gemeinwirtschaft« aber ist es nicht, die 
gegenwärtig in Deutschland sowohl als Deutsch-Oetsterreich unter 
dem Schlagworte der Sozialisierung in Frage steht, sondern jene 
Umformung der Organisation bisher privater Wirtschaftsbetriebe 
oder richtiger ganzer bisher privatwirtschaftlicher Produktions- 
und 'Erwerbszweige, welche an Stelle des privaten Unternehmers 
im Wege der Vergesellschaftung unter Teilnahme öffentlich- 
rechtlicher Subjekte ein von ersterem wie von Staat, Land oder 
Gemeinde verschiedenes, neues Rechts- und Wirtschafts- 
subjekt gemischt Ööffentlich-rechtlichen Charakters setzt. Das 
ist die gemeinwirtschaftliche oder richtiger gemeinschafts- 
wirtschaftliche Anstalt, welche grundsätzlich immer 
eine Gesellschaftswirtschaft, nicht die Einzelwirtschaft 
eines öffentlichen Verbandes darstellt. Diesemeinheitlichen Grund- 
zuge gegenüber tritt aber dann die Sozialisierung im eigentlichen 
Sinne wieder in zwei wesentlich verschiedenen Variationen auf. 
Bei der in der deutschen Sozialisierungsgesetzgebung 
(siehe das allgemeine Rahmengesetz über die Sozialisierung 
vom 23. 3. 1919 R.G.Bl. 68) ursprünglich gedachten Form einer 
organischen Verbindung von Staat, Kapital und Arbeitern zu einer 
neuen Gemeinschaft, welche die Verwaltung gemeinsam führt und 
auch am Betriebserfolg und Ertrag gemeinschaftlich partizipiert, 
würden alle diese drei Faktoren, darunter insbesondere auch der 
Unternehmer bzw. das von ihm repräsentierte Kapital die Gesell- 
schafter eines neuen Gemeinschaftsbetriebes bilden, welcher in 
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diesem Sinne ein neuer wirtschaftlicher Selbstverwaltungskörper 
ist. Da im Sinne des deutschen Rahmengesetzes die smensch- 
liche Arbeitskraft« und die »Naturkräfte« sozialisiert werden 
sollen, so bringt hierbei der Staat oder der öffentliche Verband 
die von ihm autoritär geschützte Monopolsberechtigung, eventuell 
auch die allerdings erst im Enteignungswege zu beschaffenden 
Bodenschätze oder Naturkräfte (Kohle, Wasserkräfte usf.) ein, 
der Unternehmer das Kapital, die Arbeiter ihre Arbeitskraft. 
Das Charakteristische einer solchen Form der Sozialisierung 
wäre also, daß Kapital und Unternehmertum nicht zur Gänze 
ausgeschaltet erscheinen, sondern mitberufen sind, wenn auch 
eingeschränkt durch die übrigen gleichberechtigten Faktoren, an 
der Verwaltung und Betriebführung der neuen Gesellschaftswirt- 
schaft mitzuwirken. Die Detailausführung des allgemeinenRahmen- 
gesetzes beschränkt sich zunächst auf die Kohlen- und Elektrizi- 
tätswirtschaft, um auf diesem Gebiet die Alleinherrschaft des Ka- 
pitals auszuschalten und diese Produktivgüter von allgemeiner 
volkswirtschaftlicher Wichtigkeit als öffentliches Gut in die Ge- 
meinwirtschaft überzuleiten, wodurch die deutsche Sozialisierung 
noch mehr den Charakter einer zur Wahrung des allgemeinen 
Interesses bestimmten kollektivistischen Aktion erhält. Aller- 
dings der gleich im ersten praktischen Sozialisierungsgesetze über 
die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 23. 3. I9Ig 
R.G.Bl. 68 bzw. dem Ausführungsgesetze vom 2I. 8. 1919 
R.G.Bl. 159 eingeschlagene Weg der obligatorischen Zusammen- 
fassung der bisherigen Unternehmer in Syndikaten sichert 
zwar dem Reiche und der Allgemeinheit weitgehende Einfluß- 
rechte auf Kohlenwirtschaft und Preisbildung, ändert aber an 
dem privatwirtschaftlichen Grundcharakter der nunmehr zwangs- 
weise kartellierten Bergwerksbetriebe eigentlich nichts. 
Vollständig anders präsentiert sich die Sozialisierungsaktion 
in Deutsch-Oesterreich. Sie ging von dem Grund- 
gedanken aus, zunächst dem Staate in Form eines Rahmengesetzes 
die allgemeine, unumschränkte Vollmacht zur Enteignung jed- 
weden privaten Wirtschaftsbetriebes einzuräumen, um so gleich 
von Anbeginn an die Grundlage zu schaffen, auf welcher die 
Gesetzgebung bzw. die von den gegenwärtig herrschenden 
Parteien eingesetzte Regierungsgewalt mit der allmählichen 
Sozialisierung der Privatwirtschaft vorgehen kann. Diesem 
Gedanken verdankt das Gesetz vom 14. III. 1919 StGBi. 
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181 über de Vorbereitung der Sozialisierung 
seine Entstehung. Es sagt gleich in $ ı ganz allgemein: »Aus 
Gründen des öffentlichen Wohles können hierzu geeignete Wirt- 
schaftsbetriebe zugunsten des Staates, der Länder und der 
Gemeinden enteignet, von dem Staate, den Ländern oder Ge- 
meinden entweder in eigene Verwaltung übernommen oder unter 
die Verwaltung öffentlich-rechtlicher Körperschaften gestellt wer- 
den.« Die Ausübung dieser Rechte wird durch besondere Ent- 
eignungs-, Bodenreform- und Besiedlungsgesetze geregelt. Weitere 
Kautelen über den Gegenstand der Enteignung werden nicht 
gemacht. Jeder Wirtschaftszweig, gleichgültig ob (Gewerbe, 
Industrie, Handel oder Landwirtschaft kann von ihr im Prinzip 
betroffen werden. Die einzige Voraussetzung ist nur, daß der 
betreffende Wirtschaftsbetrieb hierfür geeignet ist. 

Damit ist der in Oesterreich in Aussicht genommene Weg 
der Sozialisierung bereits gekennzeichnet. Es handelt sich um 
Enteignung entweder zugunsten eines öffentlichen Körpers und 
um Uebernahme in den Betrieb dieses letzteren bzw. eine Verbin- 
dung mehrerer Öffentlicher Körper (das wäre also reine Verstaat- 
lichung usf.) oder aber um Schaffung neuer öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften (»gemeinwirtschaftlicher Anstalten«) als des 
„ hauptsächlich in Betracht kommenden Falles. Schon in diesem 
allgemeinen Gesetze erkennen wir als hervorstechendsten Grund- 
zug den vollständigen Ersatz des privaten Unternehmer- 
tums durch die neue Gesellschafts- oder Körperschaftsform, 
an der dieses letztere weiterhin überhaupt nicht beteiligt ist. 
Dies wird bei Betrachtung der ausführenden Sozialisierungs- 
gesetze noch deutlicher in die Augen springen. Als zweiten 
Weg der Sozialisierung sieht das Rahmengesetz die Vereinigung 
hiezu geeigneter Wirtschaftsbetriebe zu neuen Gesellschaften 
öffentlichen Rechtes (Gesellschaften gemeinwirtschaftlichen Cha- 
rakters), die unter Aufsicht des Staates oder anderer öffentlicher 
Verbände gestellt werden, vor. Hier handelt es sich um neue 
Gesellschaften gemeinwirtschaftlicher Art, bezüglich deren jedoch 
der Staat oder andere öffentliche Körper nicht als Gesellschafter 
beteiligt sind, sondern nur als Aufsichtsorgane fungieren. Zur 
Ausarbeitung der ausführenden Spezialgesetze wurde eine staat- 
liche, mit den nötigen Vollmachten versehene !) »Sozialisierungs- 


1) Sie kann die erforderlichen Erhebungen pflegen, Auskunftspersonen 
einvernehmen, Wirtschaftsbetriebe besichtigen, in deren Handelsbücher und 
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kommission« eingesetzt. Faktisch wurde aber in der ausführen- 
den Gesetzgebung nur der an erster Stelle genannte Weg der 
Gründung neuer »gemeinwirtschaftlicher Anstalten« beschritten, 
der zweite dagegen in völliger Abweichung vom Rahmengesetz 
in einem ganz anderen Sinne ausgeführt (bloße Umwandlung 
schon bestehender Gesellschaften über deren Ansuchen siehe unten.) 

Die Kommission arbeitete zunächst 4 ausführende Gesetz- 
entwürfe aus, welche Ende April v. J. der Nationalversammlung 
nach Abschluß der Ausschußberatungen vorgelegt und auch 
zum größten Teil verabschiedet wurden, also Gesetzeskraft er- 
langt haben. Es sind dies: 

I. das Gesetz vom 30. V. 1919 StGBl. 308 über das Ver- 
fahren bei der Enteignung von Wirtschaftsbetrieben; 

2. der Entwurf über die Vergesellschaftung von Unter- 
nehmungen durch die Gemeinden, 

3. das Gesetz vom 15. V. r919 StGBl. 283 über die Er- 
richtung von Betriebsräten | 

4. das Gesetz vom 29. VII. ıgıg StGBl. 389 über gemein- 
wirtschaftliche Unternehmungen. 

Während diese 4 Gesetzesaktionen gleichsam die allgemeinen 
legislatorischen Grundlagen der Sezialisierung schaffen sollen, 
wurden auch bereits die ersten positiven, die Sozialisierung und 
Uebernahme bestimmter Wirtschaftszweige anordnenden Gesetz- 
entwürfe Anfang Juni r919 der Nationalversammlung vorgelegt, 
wo sie derzeit noch anhängig sind, nämlich ein Entwurf über 
die Vergesellschaftung der Kohlenwirtschaft (Kohlenhandel und 
Kohlenbergbau) und ein Entwurf über die Sozialisierung der 
Elektrizitätswirtschaft. Außerdem sind auf speziellen Gebieten 
besondere Enteignungsgesetze bereits ergangen, so das »Wieder- 
besiedelungsgesetz« auf dem Gebiete der Landwirtschaft (Gesetz 
vom 3I. V. ıgıg StGBl. 310 über die Wiederbesiedlung gelegter 
Bauerngüter und Häusleranwesen) und ein »Schlössergesetz« 
(Gesetz vom 30. V. 1919 StGBl. 309 über die Errichtung und 
Unterbringung von Volkspflegestätten), während ein Gesetz 
über den Abbau des Großgrundbesitzes noch in Vorbereitung ist. 

Wir wollen uns nun zuerst mit den 4 allgemeinen Soziali- 
sierungsvorlagen befassen, dann die ersten positiven Soziali- 


geschäftliche / Aufzeichnungen Einsicht nehmen oder die betreffenden Erhebungen 
durch die Staatsämter durchführen lassen. Auf Verweigerung der Auskünfte, 
Einsicht usf. ist eine Geldstrafe bis zu 20 ooo K. oder eine Arreststrafe bis zu 
3 Monaten gesetzt. 
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sierungsentwürfe auf dem Gebiete von Kohle und Elektrizität 
in ihren wahrscheinlichen volkswirtschaftlichen Rückwirkungen, 
sowie die mit der Sozialisierungsaktion zusammenhängenden, 
wenn auch Sonderzwecken dienenden Spezialenteignungsgesetze 
behandeln. 


1. Die allgemeine Sozialisierungsgesetzgebung in 
Deutsch-Oesterreich. 


I. DieEnteignungvonWirtschaftsbetrieben. 


Rückgrat und Ausgangspunkt der ganzen Sozialisierungs- 
aktion ist die Schaffung von entsprechenden Enteignungs- 
bestimmungen, welche einerseits den Gegenstand und Umfang 
der Enteignung, andererseits die Frage der Entschädigung und 
die Art des Enteignungsverfahrens regeln. Der erste der 4 Soziali- 
sierungsentwürfe war ursprünglich als eine allgemeine Norm für 
die im Zuge der Sozialisierung vorzunehmenden Enteignungen 
gedacht, welche einerseits der Regierungsgewalt die allgemeine 
Enteignungsvollmacht im einzelnen Falle einräumen, anderer- 
seits die gemeinsamen Bestimmungen über das hiebei ein- 
zuhaltende Verfahren enthalten sollte. In seiner ersten Fassung 
sah der Entwurf eine Bestimmung vor, wonach über Be- 
schluß der Staatsregierung die Enteignung von 
Wirtschaftsbetrieben zwecks Vergesellschaftung zugunsten des 
Staates, der Länder und Gemeinden oder zugunsten gemein- 
wirtschaftlicher Organisationen durchgeführt werden könnte. 
Diese Enteignung konnte dann eine Vollenteignung, welche das 
Unternehmen als Ganzes (also einschließlich ihrer gesamten 
Realitäten, Betriebsstoffe, Berechtigungen, Fonds, Verbindlich- 
keiten usf.) erfaßt oder eine Teilenteignung sein, welche nur 
einzelne Betriebe oder Berechtigungen nebst den dazugehörigen 
unbeweglichen und beweglichen Vermögensstücken, Rechten und 
Verbindlichkeiten umfaßt. Wie nicht anders zu erwarten, mußte 
eine solche schrankenlose Enteignungsbefugnis, wie sie übrigens 
auch schon im Sinne des früher erwähnten allgemeinen, vor- 
bereitenden Sozialisierungsgesetzes gelegen war, den heftigsten 
Widerstand der gesamten Industrie und Privatwirtschaft hervor- 
rufen. Einerseits stand es ja in keiner Weise fest, welche 
Unternehmungen überhaupt von dem Enteignungsbeschlusse der 
Regierung betroffen werden würden, so daß jede Unternehmungs- 
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lust gelähmt, ja der gesamte Wiederaufbau der Volkswirtschaft, 
welche in Deutsch-Oesterreich nach dem Zerfalle des Gesamt- 
reiches aus allen ihren früheren Beziehungen herausgerissen, 
vollkommen darniederliegt, geradezu unterbunden worden wäre. 
Wer hätte noch den Mut gefunden, Investitionen vorzunehmen, 
ym sein Unternehmen wieder in Gang zu bringen, wer sich der 
Mühe unterzogen, neue Absatzmöglichkeiten zu suchen, Ver- 
bindungen zur Beschaffung von Rohstoffen anzuknüpfen, Arbeiter 
einzustellen .usf., wenn er befürchten mußte, binnen kurzem 
oder langem gegen eine Kapitalabfindung aus seinem Unter- 
nehmen entfernt zu werden?, Andererseits mußte es mit 
Recht die gesamte wirtschaftlich tätige Bevölkerung mit Un- 
ruhe erfüllen, daß die Enteignung einem »Beschlusse der Staats- 
regierung« anheimgegeben sein sollte. Bei dem Vorherrschen 
einer einseitig nur die Arbeiterinteressen und nicht auch die Inter- 
essen derübrigen, für Staat und Volkswirtschaft nicht minder wich- 
tigen Volksschichten vertretenden Parteipolitik in der Staats- 
regierung war die Befürchtung nicht von der Hand zu weisen, 
daß wahllos und ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Zusammen- 
hänge sozialisiert werde, lediglich in dem Streben, möglichst 
rasch das sozialistische Parteiprogramm zu realisieren. Daß 
hieran nicht nur die Lebensinteressen der Unternehmer, sondern 
unterschiedslos jene der gesamten Volkswirtschaft, einschließ- 
lich der Arbeiter selbst, beteiligt sind, ist klar. Das erste und 
wichtigste ist, die volkswirtschaftliche Maschine überhaupt wie- 
der in Gang zu bringen, wofür die Tätigkeit privatwirtschaft- 
lichen Erwerbsfleißes nicht plötzlich auf irgendeinem Produktions- 
gebiete zur Gänze entbehrt werden kann und erst später, wenn 
bereits die halbwegs normale Wirtschaftstätigkeit wieder ein- 
gesetzt hat, zu neuen ÖOrganisationsformen überzugehen. Die 
Umformung und Neugestaltung der Wirtschaft in einem Zeit- 
raum vollständiger Deroute des ganzen Erwerbslebens und des 
Geldwesens, in einer Zeit, in welcher gerade die breiten Massen 
der Arbeitenden bei verkürzter Arbeitszeit und verringerter 
Gesamtleistung mit Rücksicht auf Geldentwertung und Preis- 
steigerung fortgesetzt erhöhte Löhne erhalten müssen, also bei 
kolossaler Kostenbelastung aller Produktion für die Unterneh- 
mungen kein Ausgleich in gesteigerter Produktivität und er- 
höhter Rentabilität zu finden ist, — bildet eine Gefahr nicht nur 
für die Wirtschaftsbetriebe und die Gütererzeugung im all- 
6” 
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gemeinen, sondern auch für die gesamte Masse des Volkes. Denn 
alles hängt von der Art ab, wie sich künftig die Arbeit des deut- 
schen Volkes in Sachgüter und neue wirtschaftliche Werte 
umsetzt, von der Größe und Intensität der Gütererzeugung, 
sowohl der innere Konsum, die Ernährung der Bevölkerung, 
als die Exportmöglichkeit, die Wiederaufnahme des Welthandels 
und Weltverkehres, welche im Interesse des Auslandskredites und 
der Valutabesserung unentbehrlich ist. l 

Die Einsicht der der Gesamtwirtschaft drohenden Gefahren 
bewog schließlich auch die Vertreter des Sozialisierungsgedankens 
im Ausschusse von der starren, unumschränkten Enteignungs- 
vollmacht, welche da der jeweiligen Regierungsgewalt eingeräumt 
werden sollte, abzustehen. So wurde in die endgültige Fassung 
des Enteignungsgesetzes (vom 30. Ve 1919 StGBl. 308) die 
Bestimmung aufgenommen, daß jeweils erst ein von der National- 
versammlung zu beschließends Sondergesetz Gegen- 
stand und Umfang deı Enteignung zu bestimmen und auch 
die den einzelnen Wirtschaftszweigen angepaßten Grundsätze 
der Entschädigung festzusetzen habe. Da die Sozialisierung 
mancher Wirtschaftszweige überdies nur im Einvernehmen mit 
den Ländern durchgeführt werden kann, so wird diesen Sondeı- 
gesetzen auch die Anordnung überlassen, inwieweit bei der 
Enteignung das Einvernehmen mit der betreffenden Landes- 
verwaltung herzustellen ist. Ebenso werden erst die Sonder- 
gesetze auch die im Enteignungsbeschluß festzusetzehde Frist 
für die Durchführung der Enteignung zu bestimmen haben. Zu- 
gleich lautet nunmehr entsprechend dem geänderten Inhalt und 
Zweck der Titel des allgemeinen Enteignungsgesetzes: »Gesetz 
über das Verfahren bei Enteignung von Wirtschaftsbetrie- 
ben« Es beschränkt sich hierbei auf gewisse allgemeine Ver- 
fahrensbestimmungen bei Einleitung und Durchführung der Ent- 
eignung, Feststellung der Entschädigung, Verwendung der Ent- 
schädigungssumme, insbesondere soweit Rechte Dritter in Be- 
tracht kommen. | 

Damit ist nunmehr die Sozialisierung in Deutsch-Oesterreich 
in ihrer praktischen Durchführung nicht mehr eine aus- 
schließliche Sache der Vollzugsgewalt, sondern ihre Einleitung 
für einen bestimmten Wirtschaftszweig oder bestimmte Wirt- 
schaftsbetriebe kann nur durch den gesetzgebenden Körper 
erfolgen, in welchem im Rahmen der bestehenden demokrati- 
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schen Verfassung immerhin auch die Einflüsse der übrigen 
wirtschaftlichen Faktoren im Staate mitzuwirken vermögen. 
Schon in dieser Notwendigkeit, nunmehr im Wege eines Spezial- 
gesetzes vorerst genau den Wirtschaftszweig und ?.rt und Um- 
fang der Wirtschaftsbetiiebe, auf welche sich die Sozialisierung 
konkret erstrecken soll, zu bestimmen, liegt eine erhöhte Ga- 
rantie gegen uferlose und rein parteipolitische Sozialisierungsmaß- 
nahmen. Natürlich genügt auch die prinzipielle Notwendigkeit 
eines Sondergesetzes zur Enteignung noch nicht, um die läh- 
mende Besorgnis und Beunruhigung der privaten Unternchmer- 
tätigkeit zu bannen, da eben noch immer nicht feststeht, welche 
Unternehmungen im Wege von Sondergesetzen schließlich das 
Schicksal der Enteignung ereilen soll. Nach wie vor ist hiefür 
keine gesetzliche Schranke vorgesehen, sondern der Spezialgesetz- 
gebung steht es frei, jeden geeigneten Wirtschaftsbetrieb zu 
erfassen. Auch in dieser Hinsicht mußte sich in der jüngsten 
Zeit die Regierung entschließen, die Produktionszweige bekannt- 
zugeben, welche zunächst in erster Linie Gegenstand der Soziali- 
sierung werden sollen. Hierüber wird a. a. O. bei Darstellung 
der ersten positiven Sozialisierungsvorlagen des näheren zu 
sprechen sein. 

Aehnliche Wandlungen, wie die Enteignungsfrage selbst 
hat auch die Frage der Entschädigung durchgemacht. 
Ursprünglich war im Enteignungsentwurfe auch die Art der 
Berechnung in einer für alle Fälle gleichen Weise geordnet, 
und zwar sollte sie dem tatsächlichen, nach der dauernden 
Ertragsfähigkeit der Unternehmung zu bestimmenden Werte 
entsprechen, wobei auf die Höhe des Anlagekapitales, die Höhe 
der bisherigen Gewinne und Verluste, die künftigen Ertrags- . 
aussichten, die Aenderung der Gestehungskosten usf. Bedacht 
zı nehmen war. Nach den Beschlüssen des Sozialisierungs- 
ausschusses sollte sich dann die Entschädigung aus zwei Kom- 
ponenten zusammensetzen, und zwar aus dem Liquidationswerte 
der Unternehmung (d. i. der gemeine Wert der einzelnen Ver- 
mögensobjekte der Unternehmung mit Ausschluß der während 
des Krieges vorgenommenen und bereits abgeschriebenen In- 
vestitionen) und dem Ertragswerte der Unternehmung, welcher 
mit dem ız\sfachen der durchschnittlichen Reinerträgnisse der 
7 letzten Friedensjahre nach Ausscheidung des höchsten und 
niedrigsten Reinerträgnisses angenommen werden sollte. In der 





86 Emanuel Hugo Vogel, 


` 


schließlichen Fassung des Enteignungsgesetzes hat man voll- 
ständig darauf verzichtet, eine allgemeine Direktive für die 
Berechnung der Entschädigung aufzustellen und diese letztere 
den jeweiligen Sonderenteignungsgesetzen überlassen. Im all- 
gemeinen Gesetze wird nur die eine Bestimmung getroffen, 
daß bei Bemessung der Entschädigung jedenfalls die im Rahmen 
der ordentlichen Geschäftsführung seit 14. III. 1919 gemachten 
Aufwendungen zur Erhaltung und Ausgestaltung‘ der Betriebe 
oder zur Beschaffung von Betriebsstoffen nach angemessenen 
Abschreibungen voll zu vergüten sind. Dies soll auch eines 
jener Mittel sein, um die durch die Sozialisierungsabsicht ge- 
lähmte Investitionslust der Unternehmer wieder anzufachen. 
Viel wird allerdings auch davon nicht zu erwarten sein, denn 
der bisherige Unternehmer hat jedenfalls keine Veranlassung, 
Mühe und Kapital zu verschwenden, wenn er gewärtigen muß, 
daß die Früchte dieser Tätigkeit andere ernten werden. Schäden, 
welch: aus der Zerreißung des wirtschaftlichen Zusammenhanges 
der Unternehmung infolge der Enteignung (insbesondere einer 
T:ilenteignung) entstehen, sind ebenfalls besonders zu vergüten. 
Ueber die Entschädigung sowie die in Gegenrechnung zu über- 
nehmenden Schulden und Verbindlichkeiten entscheidet in Er- 
mangelung eines Uebereinkommens ein Schiedsgericht. Auf die 
Entschädigung sind die auf den zur enteigneten Unternehmung 
gehörigen Mobilien und Immobilien haftenden Lasten, dann 
die zur Unternehmung gehörigen Schulden anzurechnen, soweit 
sie in der Entschädigung Deckung finden ?). Ebenso gehen auch 
die mit den Arbeitern und Angestellten mündlich oder schrift- 
lich abgeschlossenen Dienst- und Arbeitsverträge auf den Ueber- 
nehmer über. Die Abstattung der nach Abrechnung der über- 


2) Reicht die Entschädigung zur Deckung der auf der übernommcnen Unter- 
nehmung haftenden Lasten und sonstigen Schulden nicht aus, so sind zunächst 
die haftenden Lasten bis zur Höhe des Schätzwertes der belasteten Sachen nach 
ihrer Rangordnung zu decken, der Rest wird verhältnismäßig auf die zur Unter- 
nehmung gehörigen Schulden aufgeteilt. Für die nicht gedeckten Verbindlich- 
keiten bzw. Teile derselben haftet dem Gläubiger lediglich der bisherige Schuld- 
ner weiter, dagegen nicht mehr die enteignete Unternehmung und deren Reali- 
täten. Dingliche Rechte, die im Schätzwerte der haftenden Sache nicht Deckung 
finden, erlöschen. Auch dies muß als ein schwerer Eingriff in die privaten wohl- 
erworbenen Gläubiger- und Sicherstellungsrechte Dritter angesehen werden, 
der seine nachteiligen Folgen auf dem Kreditmarkte für alle Unterneh- 
mungen, deren »Sozialisierung« möglich ist oder in Aussicht steht, nach sich 
ziehen dürfte. 
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nommenen Verbindlichkeiten verbleibenden Entschädigungs- 
summe kann nach Wahl des Uebernehmers ganz oder 
teilweise in amortisablen Teilschuldverschreibungen gesthehen. 
Daß hierbei nicht dem Enteigneten, sondern dem Uebernehmer 
die Wahl zwischen barer Auszahlung oder Abfindung in Obli- 
gationen eingeräumt wird, ist ebenfalls eine nicht begründete 
Härte. Die Kosten des schiedsgerichtlichen Verfahrens sind 
vom Uebernehmer zu tragen, soferne die Anrufung des Schieds- 
gerichtes durch den Enteigneten nicht als ungerechtfertigt er- 
kannt wird 3). 

Ganz abgesehen davon, daß, wie erwähnt, die Wirtschafts- 
zweige, welche von der Enteignung betroffen werden sollen, im 
allgemeinen Enteignungsgesetze selbst nicht näher bezeichnet 
werden, liegt ein besonderer Mangel des Gesetzes auch in den 
spärlichen allgemeinen Bestimmungen in bezug auf das Ent- 
eignungsverfahren. Gegenstand und Umfang der Ent- 
eignung zu regeln ist den besonderen Enteignungsgesetzen über- 
lassen. Im allgemeinen Gesetze wird nur angeordnet, daß die 
Enteignung in der Regel die Unternehmung als Ganzes, 
d. i. samt Immobilien, maschinellen Einrichtungen, Zubehör, 
Rechten, Fonds usf., zu erfassen hat. Doch können ausnahms- 
weise einzelne selbständige Teile der Unternehmung samt deren 
Zubehör ausgeschaltet oder umgekehrt die Enteignung auf sie 
eingeschränkt werden (Teilenteignung; über die Schadensver- 
gütung siehe oben). 

Das Verfahren wird auf Grund des besonderen Ent- 
eignungsgesetzes durch den Beschluß der Staats- 
regierung auf Enteignung der Unternehmung oder eines 
Betriebes eingeleitet, wobei zugleich auch auszusprechen 
ist, wer der Uebernehmer des Betriebes ist *) und in welchem 
Zeitpunkte die Uebernahme erfolgen soll (richtiger bis zu welchem 
Endtermine, $$ 3 und ı5 des Gesetzes). Dieser Beschluß ist 
im Sinne des Gesetzes dem Enteigneten sofort mitzuteilen und 


3) Die finanziellen Auseinandersetzungen zwischen dem Unternehmer und 
der Unternehmung haben nach dem Gesetze auf Grundlage eines 5%igen Zins- 
fues zu erfolgen. 

% Als »Uebernehmers kommen im Sinne des vorbereitenden Sozialj- 
sierungsgesetzes (das allgemeine Enteignungsgesetz selbst enthält hierüber im 
Unterschiede vom Entwurfe nichts) in Betracht: der Staat, die Länder, Ge- 
meinden, Verbände dieser Körper und neue gemeinwirtschaftliche Korporatisnen 
oder Anstalten als öffentlichrechtliche Subjekte. 
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in den amtlichen Blättern kundzumachen, außerdem in den 
öffentlichen Grundbüchern, im Handelsregister, eventuell Patent- 
register anzumerken. Die Zustellung des Beschlusses hat nun 
bereits gewisse nachteilige Folgen für den bisherigen Unter- 
nehmer. Er bzw. sein Betriebsleiter haben nämlich den Betrieb 
unter persönlicher Haftung mit der Umsicht und Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes weiterzuführen, er darf aber Aende- 
rungen und Erweiterungen der Anlagen, Vertragsabschlüsse 
und finanzielle Transaktionen, die über den Bereich des regel- 
mäßigen Geschäftsbetriebes hinausgehen oder eine dauernde 
Belastung begründen, ohne Zustimmung des Ueber- 
‚nehmers nicht mehr vornehmen. Ebenso ist zur Gültigkeit 
von Veräußerungen, dinglichen Belastungen usf. nach Kund- 
machung des Enteignungsbeschlusses die Zustimmung. des letz- 
teren erforderlich. Das sind außerordentlich weitgehende Ein- 
schränkungen der Verfügungsrechte des bisherigen Unternehmers, 
welcher vom Zeitpunkte des über seinen Betrieb gefaßten Ent- 
` eignungsbeschlusses an auf die Dauer des Verfahrens, spätestens 
bis zu dem im Beschlusse bekanntgegebenen Endtermin der Ueber- 
nahme ($ 15) nicht mehr Herr seiner Unternehmung ist, obwohl 
natürlich vorweg noch gar nicht feststeht, ob es wirklich zur 
schließlichen Enteignung kommt. Erforderlichenfalls können 
sogar gleichzeitig mit der Mitteilung des Enteignungsbeschlusses 
ı oder 2 Vertrauensmänner der Geschäftsleitung der Unter- 
nehmung beigegeben werden, welche vom zuständigen Staats- 
sekretär im Einvernchmen mit dem Uebernehmer zu bestellen 
sind und ein Vetorecht gegen die Beschlüsse, Handlungen oder 
Unterlassungen des Unternehmers besitzen. Aus all dem geht 
mit voller Deutlichkeit hervor, welch schwere Eingriffe in die 
private Rechtssphäre selbst schon der angekündigte Enteignungs- 
beschluß zur Folge hat, obwohl er, wie wir sofort sehen werden, 
gar nicht unbedingt zur wirklichen Enteignung und Uebernahme 
führen muß, letzteres vielmehr in weitgehendem Maße vom 
Willen des Uebernehmers abhängt. Alle diese Schritte werden 
bereits vorgenommen, obwohl das Verfahren wegen Feststellung 
der zu zahlenden Entschädigung bloß mit Kundmachung des 
Enteignungsbeschlusses eingeleitet, aber deshalb noch lange 
nicht abgeschlossen ist, ja noch nicht einmal feststeht, ob der 
gefaßte Enteignungsbeschluß der Staatsregierung auch wirklich 
zur Durchführung gelangen wird. j 
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Sofort nach Zustellung des Enteignungsbeschlusses ist das 
Entschädigungsverfahren einzuleiten, d. h. Verhandlungen mit 
dem Enteigneten behufs gütlicher Einigung; eventuell ist die 
Entschädigungsfrage vor das Schiedsgericht zu bringen 5). Hie- 
bei obliegt dem Enteigneten schon auf Grund der unter Straf- 
sanktion gestellten Bestimmungen des vorbereitenden Soziali- 
sierungsgesetzes die Verpflichtung, alle erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen, Einsicht in den Betrieb, die Geschäftsbücher und 
Aufzeichnungen zu gewähren. Ein besonderes Zeichen der in 
das Gewand von Rechtsnormen gekleideten Gewaltanwendung 
gegen den bisherigen Unternehmer sind aber die folgenden Be- 
stimmungen. Ist bis zu dem durch den Enteignungsbeschluß 
festgesetzten Tage der Uebernahme noch keine Vereinbarung 
über die Entschädigung und die Uebernahme der Verbindlich- 
keiten zustande gekonımen, so kann der Uebernehmer gleichwohl 
mit Zustimmung des zuständigen Staatssekretärs den physischen 

Besitz und die Verfügung über die Unternehmung in dem durch 
den Enteignungsbeschluß festgesetzten Umfange gegen gericht- 
lichen Erlag der von ihm angebotenen Entschädigung in bar 
oder in Schuldverschreibungen ohne Inanspruchnahme des Ge- 
richtes übernehmen. Die Behörden haben zur Besitzübernahme 

die nötige Unterstützung zu gewähren. Umgekehrt würde, wenn 
in der im Enteignungsbeschlusse festgesetzten Frist die Ueber- 
nahme nicht vollzogen wurde, der Enteignungsbeschluß von 
selbst außer Kraft treten. In solchem Falle wäre der Unter- 
nehmer für svermögensrechtliche Nachteile« seitens desjenigen 
schadlos zu halten, zu dessen Gunsten der Enteignungsbeschluß 
gefaßt wurde. Immerhin ist aber, wie wir gesehen haben, der 
bisherige Unternehmer bereits während dieser ganzen Zeit in 
in seiner Verfügung über die Unternehmung beschränkt und 
durch die ihm eventuell aufgezwungene Besitzübernahme eines 
Dritten bedroht. 

Das allgemeine Enteignungsgesetz ist in seiner nunmehrigen 
Passung gegenüber dem Entwurfe ziemlich inhaltsarm. Ab- 
geschen davon, daß die Hauptfrage, Gegenstand und Umfang 
der Enteignung der besonderen Anordnung durch Spezialgesetze 
überlassen bleibt, wird es auch seinem eigentlichen Zwecke, 





') Das Schie isgericht besteht aus 3 Berufsri:htern der zuständigen ordent- 
lichen Gerichtshöfe und aus 4 sachverständigen Laienrichtern, von denen z 
dusch die Staatsregierung, z durch den Enteigneten gewählt werden. 
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wenigstens die allgemeinen, für alle Enteignungsfälle gemein- 
samen Bestimmungen zu ordnen und so die Spezialgesetze zu 
‘entlasten, nur in höchst unvollkommenem Maße gerecht. Denn 
auch die materiellrechtlichen Bestimmungen über die Entschädi- 
gungsfrage werden bis auf vereinzelte Anordnungen (Behand- 
lung von Investitionen, Schulden und Lasten) ausgeschieden, so 
daß nur wenige Verfahrensbestimmungen verbleiben, die selbst- 
verständlich in jedem besonderen Enteignungsgesetze der näheren 
Ausführung bedürfen. Schon darin zeigt sich, welche Schwierig- 
keiten die praktische Verwirklichung eines theoretischen, dok- 
trinären Sozialisierungsprogrammes macht, da so tiefgreifende 
Aenderungen der wirtschaftlichen Organisationsformen eben für 
jeden Wirtschaftszweig besondere Methoden erfordern und ganz 
verschiedene Wirkungen zeitigen, sich daher in einen allgemeinen 
Rahmen, ohne der Sache Gewalt anzutun, schwer einfügen lassen. 


2. Vergesellschaftung von Unternehmungen 
durch Gemeinden. 


Eine zweite Regierungsvorlage betrifft die Sozialisierung 
von Unternehmungen speziell durch die Gemeinden, stellt sich 
also eigentlich schon als ausführendes Sozialisierungsgesetz dar. 
Die ganze Stellung dieses zweiten Gesetzentwurfes, welcher der- 
zeit noch unerledigt ist, wurde dadurch einigermaßen zweifelhaft, 
daß nunmehr, wie oben ausgeführt, das allgemeine Enteignungs- 
gesetz die Bestimmung des Enteignungsgegenstandes ausdrück- 
lich Sondergesetzen überläßt, so daß die Beibehaltung eines 
solchen Sondergesetzes innerhalb des Komplexes der 4 all- 
gemeinen Sozialisierungsvorlagen eigentlich systemwidrig er- 
scheint. Denn der Entwurf über das Enteignungsrecht der 
Gemeinden soll den letzteren ebenso, wie dies ursprünglich im 
allgemeinen Enteignungsentwurfe für die Staatsregierung geplant 
war, die allgemeine Vollmacht erteilen, in den vom Gesetze 
angeführten Wirtschaftszweigen durch einfachen Gemeinderats- 
beschluß die Sozialisierung oder richtiger die Kommunalisierung 
eines Betriebes auszusprechen. Dieser Gedanke einer allgemeinen 
Ermächtigung der Vollzugsgewalt, im einzelnen Falle zu ent- 
eignen und zu sozialisieren, wurde bekanntlich hinsichtlich der 
Staatsgewalt fallen gelassen und ausdrücklich das Erfordernis 
eines vom gesetzgebenden Körper beschlossenen Spezialgesetzes 
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aufgestellt. Hinsichtlich der Gemeinden dagegen blieb vorläufig 
der Regierungsentwurf mit seiner allgemeinen Enteignungs- 
vollmacht für die Gemeinden aufrecht und nach der Auffassung 
der Regierung wird er nun wieder als ein bereits ausführendes 
‚Sondergesetz« auf Grund des allgemein vorbereitenden Soziali- 
sierungsgesetzes vom 14. III. ıgıu deklariert, welches zugleich 
Gegenstand und Umfang der den Gemeinden zustehenden Ent- 
eignungsrechte des näheren umschreibt. Mit dieser juristisch 
wohl kaum einwandfreien Deduktion ist aber sachlich gar nichts 
getan. Richtigerweise sollte das Enteignungsrecht der Gemeinden 
genau so gut der Sondergesetzgebung im Einzelfall überlassen 
bleiben, wie jenes der Staatsgewalt, zumal der vorliegende 
Gesetzentwurf ja doch nur eine allgemeine Ermächtigung zur 
Enteignung der in ihm angeführten ganzen Wirtschaftszweige 
im Rahmen des Gemeindegebietes enthält, während die An- 
ordnung und Durchführung bezüglich bestimmter konkreter 
Unternehmungen dann erst noch den Beschlüssen der Gemeinde- 
vertretung anheimgestellt bleibt. Dies ist eine außerordentlich 
bedenkliche Machtbefugnis, welche damit den doch wieder meist 
von reiner Parteipolitik geleiteten Gemeindevertretungen ein- 
geräumt wird. Welchen außerordentlich weiten Rahmen diese 
Enteignungsbefugnis besitzt, zeigen sofort die näheren An- 
ordnungen des Entwurfes. Darnach sollen die Gemeinden mit 
mehr als 20 000 Einwohnern berechtigt sein, innerhalb ihres 
Gebietes Privatunternehmungen der nachfolgenden Art zum 
Zwecke des Eigenbetriebes oder zugunsten von Anstalten und 
Gesellschaften gemeinwirtschaftlichen Charakters zu enteignen: 
Verkehrsunternehmungen für den Verkehr innerhalb des Ge- 
meindegebietes, Unternehmungen zur Wasser-, Licht- und Kraft- 
versorgung der Gemeinde, Unternehmungen zur Versorgung der 
Bevölkerung mit Lebensmitteln, Ankündigungsunternehmungen, 
Unternehmungen der gewerbsmäßigen Stellen-, Dienst-, Woh- 
nungs- und Realitätenvermittlung, Leichenbestattungsunterneh- 
mungen ©). Außerdem sollen die Gemeinden auch berechtigt 
werden, mit Zustimmung der Staatsregierung andere, innerhalb 
ihres Gebietes befindliche Privatunternehmungen, welche im 


® Im Regierungsentwurfe waren außerdem noch als Gegenstand der Ent- 
eignung angeführt: Der Arzneimittelverkehr (Apotheken), Gastwirtschaften, 
Theater, Kinos, die Herstellung und Vermietung von Kleinwohnungen. Diese 
Kategorien wurden dann auf Grund der dagezen erhobenen Bedenken im Soziali- 
sierungsausschusse eliminiert. 
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Wesen dem örtlichen Bedarfe dienen, zu enteignen. Nur die 
Enteignung von Grund und Boden, Warenhäusern und Unter- 
nehmungen zur Errichtung von Wohnhäusern wird einem be- 
sonderen Gesetze vorbehalten. 

Diese Bestimmungen zeigen deutlich, daß dasjenige, was 
im Rahmen des Gesamtstaates vermieden werden sollte, die 
volkswirtschaftlich so schädliche, dem Allgemeininteresse an 
vermehrter und verbesserter Produktion und Versorgung so 
abträgliche Beunruhigung der gesamten privaten Wirtschafts- 
tätigkeit im Falle der Beibehaltung dieses Sozialisierungs- 
entwurfes für die Gemeinden im kleineren Rahmen der letzteren 
in um so verstärktem Maße eintreten müßte. Denn in dem 
soeben angeführten Umfange sind ja ganze große Wirtschafts- 
zweige (man denke an das Approvisionierungsgewerbe) ohne 
nähere Bezeichnung der Enteignungsgefahr ausgesetzt. Welche 
Gefahren für das Geschäftsleben einer Stadt liegen nicht in so 
allgemeinen Ankündigungen der möglichen, wenn auch vielleicht 
dann gar nicht bei allen, sondern nur bei gewissen Kategorien 
von Geschäften der allgemeinbezeichneten Art durchgeführten 
Enteignung. Dies fällt um so schwerer ins Gewicht, als unter 
einem die Gemeinden an diese nämliche Geschäftswelt not- 
gedrungen mit außerordentlich hohen Steueranforderungen zur 
Deckung der Gemeindelasten werden herantreten müssen. Wie- 
der scheint ein weitausgreifendes Programm ohne konkreten In- 
halt für die Allgemeinheit Schaden stiften, ja dem ganzen So- 
zialisierungswerke unnütz Gefahren bereiten zu sollen, wo,nur 
eine schrittweise, jeweils genau und scharf umschriebene Ent- 
eignungsaktion in den für das allgemeine Wohl wichtigen, bis- 
her ausschließlich von privatem Gewinninteresse beherrschten 
Wirtschaftszweigen Erfolg haben könnte. 


3. Die Errichtung von Betriebsräten! 


Das ebenfalls bereits verabschiedete Gesetz über die Er- 
richtung von Betriebsräten betrifft eine über die »Sozialisierung « 
im engeren Sinne, d. h. die Ueberführung bisher privatwirt- 
schaftlicher Betriebe und Betriebszweige in gemeinwirtschaft- 
liche Verwaltung weit hinausreichende, wenn auch hiermit eng 
zusammenhängende Aenderung in der Organisation aller übrigen, 
auch der nicht sozialisierten, also in Privatbesitz verbliebenen 


= 
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Unternehmungen. Bei allen sozialisierten wie nichtsozialisierten 
Betrieben soll vorbauend nach den Grundsätzen der wirtschaft- 
lichen Demokratie ein Mitwirkungsrecht der Arbeiter und An- 
gestellten geschaffen werden, indem ein von diesen gewähltes 
und obendrein nicht notwendig nur aus Arbeitern und An- 
gestellten des betreffenden Betriebes zusammengestelltes Organ 
als Interessenvertretung Einfluß auf die Betriebsführung nimmt. 
Dies ist also im weiteren Sinne eine »Sozialisierungsmaßnahme« 
auch bei den übrigen unternehmungsweisen Betrieben der Privat- 
wirtschaften von einschneidendster Bedeutung. 

Nach dem ursprünglichen Regierungsentwurfe hätte sich 
die Errichtung von Betriebsräten außer auf Gewerbe und Indu- 
strie (bei Beschäftigung von mindestens Io Arbeitern) auch 
auf die Land- und Forstwirtschaft erstrecken sollen. Nach 
enem heftigen Kampfe im Sozialisierungsausschusse, in welchem 
die Vertreter der Landwirtschaft auf die ruinösen Folgen ins- 
besondere im mittelbäuerlichen Besitze hinwiesen, wurde die 
Landwirtschaft von der Errichtung der Betriebsräte ausgenom- 
men’?). Dagegen verblieb die Bestimmung für die Forstwirt- 
schaft und industrielle Nebenbetriebe der Landwirtschaft auf- 
recht. So erstreckt sich denn nunmehr das Gesetz in allerdings 
wenig glücklicher Stilisierung auf alle »fabrikmäßigen Betriebe 
sowie alle anderen Betriebe, wenn in diesen mindestens 20 Ar- 
beiter oder Angestellte dauernd gegen Entgelt beschäftigt sind ®), 
wobei es zur näheren Erläuterung dieser zwei Kategorien demon- 
strativ eine Reihe von Betriebsarten aufführt 9). Auch in Be- 
trieben, welche weniger als 20 Arbeiter oder Angestellte be- 





1) Diesbezüglich bestimmt das Gesetz: »Die Rechtsverhältnisse der in 
landwirtschaftlichen Betrieben Beschäftigten und die Einrichtungen zur Wah- 
rung ihreı Interessen werden durch ein besonderes Gesetz geregelte ($ ı P. 3) 

$) In der Regierungsvorlage hieß es ursprünglich »ıo Arbeiter oder An- 
gestellte. Die Fassung ist, da die Landwirtschaft nunmehr ausdrücklich aus- 
geschlossen bleibt, viel zu allgemein. 

*, Gewerbliche Betriebe einschließlich Handelsgewerbe, industrielle Neben- 
betriebe der Landwirtschaft und forstwirtschaftliche Betriebe, Betriebe des 
Bergbaues, des Personen- und Güterverkehrs, alle privaten und öffentlichen 
Bauarbeiten, alle dem Geld- und Kreditverkehre dienenden Betriebe (Banken 
Sparkassen, Kreditgenossenschaften, Pfandleihanstalten), Versicherungsinstitute, 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Monopolsverwaltung, Kanzleien von 
Advokaten, Notaren, Patentanwälten usf., Sanitätsanstalten aller Art, Hotels, 
Pensionen, Gast- und Schankwirtschaften, Unterrichtsinstitute, Theater, Sing- 


TE, Kinos, Betriebe zur Herstellung von Druckerzeugnissen oder deren 
erschleiß. 
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schäftigen, soll zwar kein Betriebsrat errichtet, aber immerhin 
ein Institut von Vertrauensmännern der Angestellten eingeführt 
werden, sofern mindestens 5 Arbeiter oder Angestellte dauernd 
gegen Entgelt beschäftigt werden (für 5—10 Beschäftigte ı Ver- 
trauensmann, für Io—2o zwei). Interessant ist, daß auch bei 
den öffentlichen Staats-, Landes- und Gemeindeämtern bzw. 
Behörden, dann bei den Eisenbahnen, Schiffahrtsunterneh- 
mungen, Post-, Telegraph, Telephon »den Betriebsräten im 
Sinne des Gesetzes entsprechende Einrichtungen auf Grund 
besonderer Vereinbarungen zwischen den zuständigen Verwal- 
tungen und dem beteiligten Personal durch Vollzugsanweisung 
geschaffen« werden sollen. Dies greift weit über das für die »So- 
zialisierung im eigentlichen Sinne allein in Betracht kommende« 
Gebiet wirtschaftlicher Arbeitstätigkeit hinaus, indem 
auch die öffentliche Verwaltung, Öffentliche, rein oder über- 
wiegend nach Rücksichten des Verwaltungsrechtes betriebene 
Staatsanstalten usf. mit den zunächst nur für das industrielle 
Arbeitsverhältnis gedachten und für letzteres passenden Institu- 
tionen ausgestattet werden sollen. Hier handelt es sich also um 
eine allgemeine Angelegenheit der sozialen Stellung im Lohn- und 
Besoldungsverhältnis überhaupt, nicht mehr um eine mit der 
»Sozialisierung« privater Unternehmungen parallel laufende He- 
bung des Anteilsrechtes am Betriebe und dessen Erfolge für die 
den »Mehrwert« schaffenden Arbeiter. 

Die Bestellung der Betriebsräte erfolgt durch unmittelbare, 
geheime Wahl seitens der Arbeiter und Angestellten des be- 
treffenden Betriebes auf die Dauer eines Jahres, im allgemeinen 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl, wobei für das aktive 
Wahlrecht das vollendete 18., für das passive das vollendete 
24. Lebensjahr und eine mindestens einmonatliche bzw. sechs- 
monatliche Beschäftigung im Betriebe vorausgesetzt wird. Wähl- 
bar sind zunächst einmal die wahlberechtigten Arbeiter und 
Angestellten des betreffenden Betriebes selbst, dann aber auch 
(für Betriebsräte von mindestens 4 Mitgliedern) die Vorstands- 
mitglieder und Beamte von Berufsorganisationen der Arbeiter 
und Angestellten, also auch im Betriebe nicht beschäftigte 
fremde Personen; allerdings dürfen letztere nicht mehr als 
1⁄4 der Mitglieder des Betriebsrates umfassen. Diese Bestimmung; 
welche auch fremden, zum Betriebe in gar keiner wirtschaft- 
lichen Beziehung stehenden Personen einen wichtigen Einfluß 
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einräumt, ist außerordentlich bedenklich und voraussichtlich 
eine wesentliche Erschwerung jeder Betriebsführung, zumal 
hierdurch dem rein politischen Momente, wie radikalen Ein- 
flüssen von außen, Eingang in die an sich wirtschaftlich-soziale 
Institution des Betriebsrates geschaffen wird. In Betrieben, 
die bis zu 50 Arbeiter oder Angestellte beschäftigen, besteht 
der Betriebsrat aus 3 Mitgliedern, in Betrieben mit mehr als 
50 Beschäftigten erhöht sich die Mitgliederzahl für je weitere 
100 Beschäftigte um ı Vertreter, in Betrieben mit mehr als 
1000 Beschäftigten entfällt auf je weitere 500 I Vertreter. Außer- 
dem wird die Schaffung von Einigungsämtern in Aussicht ge- 
nommen, jedoch einem besonderen Gesetze vorbehalten. 

Nicht wenig schwierig war es offenbar, den Wirkungskreis. 
der »Betriebsräte« mit Rücksicht auf die ähnlichen Aufgaben 
der ohnehin schon bestehenden »Gewerkschaften« abzugrenzen 
und insbesondere ein Zusammenarbeiten dieser älteren Institution 
mit der neuen sicherzustellen. Insbesondere sollte durch den 
den Betiiebsräten eingeräumten Einfluß auf die Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen nicht die gerade in Oesterreich in den 
letzten Jahren immer bedeutsamere Entwickelung der gewerk- 
schaftlichen Tarifverträge gehemmt werden. Hier besteht aber 
zweifellos die Gefahr, daß im Wege der Betriebsräte die Arbeiter- 
schaft einzelner Betriebe durch ein Sondervorgehen gün- 
stigere Bedingungen zu erzielen vermag als die Gewerkschaft 
für die Gesamtheit durchsetzen kann, so daß die Einrichtung 
der Betriebsräte nicht nur eine Ungleichmäßigkeit in den Lohn- 
bedingungen und Regien der Unternehmungen gleicher Branche, 
sondern zugleich möglicherweise eine Durchbrechung der Soli- 
darität der Arbeiterorgaänisation selber bewirken könnte. 

Tatsächlich weist das Gesetz den Betriebsräten, welche 
ım allgemeinen berufen sein sollen, »die wirtschaftlichen, sozia- 
len und kulturellen Interessen der Arbeiter und Angestellten im 
Betriebe wahrzunehmen und zu fördern«, einen sehr weitreichen- 
den Aufgabenkreis zu: Einmal die Durchführung und Einhal- 
tung der zwischen Unternehmer bzw. Unternehmerverbänden 
und Gewerkschaften oder Angestelltenorganisationen abgeschlos- 
senen kollektiven Arbeitsverträge zu überwachen, unter »Mit- 
wirkung der Gewerkschaften« usf. mit dem Betriebsinhaber 
Ergänzungen der Kollektivverträge in jenen Punkten vorzuneh- 
men, deren Sonderregelung in letzteren vorgesehen ist, eventuell 
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im Einvernehmen mit den Gewerkschaften solche Kollektiv- 
verträge, wo sie noch nicht bestehen, anzubahnen. Des weiteren 
ist die Zustimmung der Betriebsräte erforderlich zur Fest- 
setzung von Akkord-, Stücklöhnen, bei Erlassung und Aenderung 
der Arbeitsordnung usf. Die Betriebsräte haben auch die Durch- 
führung der Gesetze und Vorschriften über Arbeiterschutz, 
Betriebshygiene, Unfallverhütung und Arbeiterversicherung zu 
überwachen, an der Gewerbe- und Bergwerksinspektion teil- 
zunehmen, an der Aufrechthaltung der Disziplin in den Be- 
trieben mitzuwirken, wobei insbesondere Disziplinarstrafen nur 
durch einen Ausschuß verhängt werden können, in welchen 
sowohl der Betriebsinhaber als der Betriebsrat je ı Vertreter 
entsenden«!°). Die Betriebsräte haben das Recht, die Lohn- 
listen zu prüfen und die Lohnauszahlung zu kontrollieren, an 
der Verwaltung der Wohlfahrtseinrichtungen teilzunehmen. Die 
Betriebsräte können auch die im Zusammenhange mit der 
politischen Tätigkeit erfolgte Kündigung oder Entlassung eines 
Arbeiters beim Einigungsamte anfechten. Wichtiger aber sind 
noch die Einflußrechte der Betriebsräte auf die wirtschaftliche 
Seite der Betriebsführung. In dieser Hinsicht ist der Betriebs- 
inhaber auf Verlangen des Betriebsrates verpflichtet, gemeinsame 
Beratungen über Verbesserung der Betriebseinrichtungen und 
über allgemeine Grundsätze der Betriebsführung allmonatlich 
abzuhalten, wieder ein unter Umständen die Leitungsbefugnis 
des Unternehmers stark einschränkendes Recht. In Handels- 
unternehmungen mit mindestens 30 Angestellten und Arbeitern 
und in allen Industrie- und Bergwerksunternehmungen können 
die Betiiebsräte alljährlich die Vorlage einer Bilanz für das 
verflossene Geschäftsjahr und eines Gewinn- und Verlustaus- 
weises sowie einer lohnstatistischen Aufstellung verlangen. Da- 
durch ist den Betriebsräten, abgesehen von ihrem oben ge- 
schilderten Einfluß auf die Arbeitsbedingungen, auch ein wich- 
tiger Einfluß auf die Regelung der Löhne, insbesondere der 
Akkordlöhne gesichert, da der Betriebsrat eine Feststellung der 
hierfür maßgebenden Umstände durch Sachverständige aus den 
Büchern und Aufzeichnungen des Betriebsinhabers fordern kann. 


t0) Wie dieser »Ausschuße tatsächlich bei entgegengesetzten Meinungen 
der Vertreter funktionieren soll, ist völlig unklar. In dieser Beziehung bedarf 
das Gesetz noch einer näheren Ausführungsbestimmung. Uebrigens erscheint 
schon durch die vorhandene Bestimmung die Disziplinargewalt der Unter- 
nehmer ziemlich illusorisch. 


— m [om 
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Hiermit ist eine Kontrolle der erzielten Unternehmergewinne 
und ihres Verhältnisses zu den Arbeitslöhnen ermöglicht. Die 
auf diesem Wege ermittelten Daten können über den einzelnen 
Betrieb hinaus zugleich für die Lohnpolitik der Arbeiterschaft 
überhaupt und für die gewerkschaftliche Tätigkeit auf diesem 
Gebiete von besonderer Bedeutung sein, sie könnten auch, die 
nötige Mäßigung vorausgesetzt, von überspannten, für das ein- 
zelne Unternehmen ruinösen Lohnforderungen abhalten, wie 
sie auf der anderen Seite zugleich eine partikularistische Lohn- 
politik fördern. Interessant ist, daß die Begründung des Gesetzes 
zu diesem Einsichtsrechte der Arbeiter in die bücherlichen 
Aufschreibungen bemerkt, »diese Bestimmung werde für die 
Arbeiter stets eine Mahnung sein, bei ihren Lohnforderungen die 
Grenzen ‘des Möglichen einzuhalten, wie sie andererseits die 
Geltendmachung weitergehender Forderungen in höherem Maße 
als bisher ermöglichen wird«. Noch viel weiter geht das gesetz- 
liche Mitwirkungs- und Einflußrecht der Arbeiter bei Aktien- 
gesellschaften. Hier entsenden die Betriebsräte 2 Vertreter 
unmittelbar in den Verwaltungsrat oder Direktionsrat mit 
gleichen Rechten und Pflichten wie die übrigen Mitglieder des 
letzteren mit Ausschluß der Vertretungs- und Zeichnungsbe- 
befugnis 1), 

Wie wir sehen, ist mit der neuen Institution der Betriebs- 
räte ein wichtiger Schritt nicht nur auf dem Gebiete der Arbeiter- 
fürsorge und Lohnpolitik, sondern auch der sozialen Stellung 
des Arbeiters erfolgt. Alles hängt von der vernünftigen, Rei- 
bungen und Betriebshinderungen vermeidenden, stets die er- 
forderliche Rentabilität der Unternehmungen beachtenden An- 
wendung ab. Die Bestimmungen könnten günstige Wirkungen 
haben und Lohnstreitigkeiten, die Volkswirtschaft schädigende 
Streiks auf den Weg der einvernehmlichen Regelung zwischen 
Unternehmern und Arbeitern lenken; jedoch nur, wenn es ge- 
lingen sollte, ein entsprechendes Zusammenwirken zwischen 
Unternehmern und Betriebsräten herbeizuführen und soferne 
die neue Institution wirklich nur die berechtigten Arbeiter- 
interessen zu vertreten sucht, ohne sich als Kampfmittel zur 
allmählichen Eroberung der Unternehmerstellung selbst, als 


Seen 
11) Bei Gesellschaften m. b. H., sofern sie ein Stammkapital von mehr 
als t Million Mark haben, und Aktienkommanditgesellschaften entsenden die 
Betriebsräte in gleicher Weise ihre Vertreter in den Aufsichtsrat, 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. s. 7 
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Vorstufe zur »Sozialisierung« zu betrachten, welche ja eigentlich 
außerhalb ihres Zweckes ausschließlich Sache der hierfür ge- 
schaffenen Sondergesetze auf den von letzteren auserwählten 
Zweigen der Privatwirtschaft ist und bleiben soll. 


4. Die Errichtung von gemeinwirtschaft- 
lichen Anstalten und Gesellschaften. 


Das eigentliche Korrelat zum Enteignungsgesetze ist das 
Gesetz über die Bildung von »gemeinwirtschaftlichen Unter- 
nehmungen« zum Zwecke der Vergesellschaftung von Wirt- 
schaftsbetrieben. Hierbei handelt es sich entweder um die 
Errichtung von gemeinwirtschaftlihen Anstalten oder 
von Gesellschaften gemeinwirtschaftlichen Charakters 
im Sinne selbständiger »öffentlich-rechtlicher Körperschaften« 
(siehe das oben besprochene ällgemeine Sozialisierungsgesetz 
vom 14. III. 1919). Dies sind nämlich die beiden neuen Organi- 
sationsformen, in welche die zu Zwecken der Sozialisierung ge- 
eigneten Wirtschaftsbetriebe übergeleitet werden sollen. Hiebei 
schwebte vor allem der Gedanke vor, sowohl die Gefahr des 
»Syndikalismus« zu vermeiden, d. h. daß der Betrieb ohne Rück- 
sicht auf die Interessen der Volksgesamtheit ausschließlich in 
die Hände der in ihm beschäftigten Arbeiter und Angestellten 
übergeht, als die nicht minder große Gefahr des »Etatismuss, 
der Verstaatlichung, d. h. der wahllosen Unterwerfung aller 
Betriebe unter die staatliche Bureaukratie auch dort, wo sie 
nicht geeignet und berufen erscheint, die Betriebe zu über- 
nehmen und im Gesamtinteresse zu führen. So werden denn 
eigene Organisationen geschaffen, die selbständige juristische 
Personen sind und nach der Absicht des Gesetzes eine Bürg- 
schaft bieten sollen, daß sowohl das Interesse der Arbeiter und 
Angestellten als auch der Konsumenten, für welche der Betrieb 
arbeitet, als auch das Interesse der Gesamtheit, des Staates, 
der Länder usf. am Betriebserfolg in ihrer Verwaltung gewahrt 
wird. Ob dies in der gegenwärtig vorliegenden, im Verlaufe der 
Ausschußberatungen wesentlich geänderten Gestalt auch wirk- 
lich erreicht werden kann, werden wir sofort an der Hand der 
einschlägigen Gesetzesbestimmungen ersehen. 

Betrachten wir zunächst die an erster Stelle genannte 
Organisationsform, so sollen hier die enteigneten Betriebe in 
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Besitz und Verwaltung der vom Staate, einem Lande, einer 
Gemeinde oder Verbänden dieser Gebietskörperschaften be- 
gründeten gemeinwirtschaftlichen Anstalten« 
übergehen. Auch andere juristische Personen können von der 
Staatsregierung zur Gründung solcher Anstalten herangezogen 
werden. Die neuen gemeinwirtschaftlichen Anstalten sind zur 
öffentlichen Rechnungslegung verpflichtete selbständige ju- 
ristische Personen und daher nach dem II. Hauptstücke des 
österreichischen Pers.-Steuergesetzes (besondere Erwerbssteuer) 
zu besteuern. 

Gleich de Finanzierung dieser Anstalten bringt ein 
neues, bisher im Wirtschaftsleben in weiterem Umfang nicht 
angewendetes Moment, welches ganz dem Zwangscharakter des 
Gesetzes entspricht. Soweit das Kapital der gemeinwirtschaft- 
lichen Anstalt nicht von den gründenden öffentlichen Körper- 
schaften durch Stammeinlagen beigestellt wird, was bei der 
herrschenden Finanznot wohl für alle größeren Sozialisierungs- 
aktionen zur Gänze ausgeschlossen erscheinen muß, ist es durch 
Ausgabe auf den Inhaber lautender, amortisabler Teilschuld- 
verschreibungen aufzubringen, für welche ein Pfandrecht an 
allen Liegenschaften, eventuell auch an anderen Vermögens- 
stücken der Anstalt zu bestellen ist und die gründenden öffent- 
lichen Körperschaften eine Haftung bezüglich Verzinsung und 
Tilgung zu übernehmen haben. Um nun die Unterbringung 
dieser als mündelsicher erklärten Teilschuldverschreibungen auf 
dem Kapitalmarkt zu sichern, kann der Staatssekretär der 
Finanzen verfügen, daß die bestehenden Geld- und Kredit- 


Institute sowie Versicherungsanstalten jeweils einen Teil, bis zum 


Höchstmaß von 10% der bei ihnen zur freien Verfügung er- 
legten fremden Gelder oder ihrer bilanzmäßig ausgewiesenen 
Reserven in diesen Teilschuldverschreibungen anlegen müssen 12) 





12) Nach den Aeußerungen des Staatssekretärs der Finanzen im Budget- 
ausschusse wird die Errichtung einer Sozialisierungsbank geplant, 
weiche der Finanzierung der Vermögensabgabe, der Sozialisierung, der Elektri- 
atätswirtschaft und der Industrieförderung dienen soll. Hiefür soll das schon 
in Wien bestehende private »Kreditinstitut für Verkehrsunternehmungen und 
öffentliche Arbeitens unter entsprechendem Ausbau herangezogen werden. 
An dieses Institut sollen sich zur Organisierung dieser Finanzzwecke die anderen 
großen Banken des Wiener Platzes angliedern. Die Staatsverwaltung verfügt 
bereits über die Mehrheit der Aktien des genannten Instituts und hat die Stelle 
des Präsidenten und mehrerer Verwaltungsräte besetzt. Dagegen soll die Ge- 
schäftsleitung eine ausschließlich kaufmännische bleiben. Das wäre also zu- 

2 
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Insbesondere die Kapitalien der öffentlichen Arbeiterversicherung 
(nach Einführung einer Alters- und Invaliditätsversicherung 
in Oesterreich ist dies von besonderer Bedeutung), die Spar- 
kassen usf. würden hiedurch wohl in unerwünschtem Maße 
gebunden und die Möglichkeit einer Anlage in sozialpolitisch 
unmittelbar nützlicher Weise (man denke an die deutschen 
Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalten) erschwert; außer- 
dem wirt Kleinwohnungsbau und Innenkolonisation, sowie 
Wiederbesiedelung ebenfalls zur Ausgabe von Obligationen und 
eventuell zu deren zwangsweiser Uebernahme durch Versiche- 
rungsanstalten, Spar- und Kreditinstitute nötigen, ganz ab- 
gesehen davon, daß alle deutsch-österreichischen Finanzinstitute 
ohnehin durch ihren großen Besitz an altösterreichischer Kriegs- 
anleihe, mehr als ihrer Liquidität zuträglich, für Staatszwecke 
immer noch festgelegt sind. Schwerer als all dies wiegt aber 
der Umstand, daß überhaupt die Finanzierung jeder größern 
Sozialisierungsaktion unter den gegenwärtigen desolaten Geld- 
und Kreditverhältnissen des Staatswesens mit Aussicht auf 
Erfolg kaum durchführbar ist, handelt es sich doch hier um 
vielfache Milliardenwerte, die enteignet, d. h. im Wege der 
Kreditinanspruchnahme des äußeren oder inneren Marktes in 
Bewegung gesetzt werden müssen. Eine neuerliche Inanspruch- 
nahme der Notenpresse für Sozialisierungszwecke kann und 
darf selbstverständlich nirgends in Frage kommen. Man denke 
nur z. B. an die Enteignung und Sozialisierung der Kohlen- 
produktion, der Wasserkräfte, Forste usf. Dies läßt um so mehr 
den von vielen Seiten erhobenen Vorwurf erklärlich erscheinen, 
daß die ganze Sozialisierungsgesetzgebung im gegenwärtigen 
Zeitpunkte vollständigen Darniederliegens des Wirtschaftslebens 
und schwerster Krise der Staatsfinanzen entweder ein bloß 
von innerpolitischen Rücksichten getragenes, nicht ernstlich zu 
verwirklichendes doktrinäres Programm bedeutet oder aber ein 
kühnes Wagnis, welches die gesamte Volkswirtschaft am Wieder- 
aufbau des Zerstörten hindert und einen neuen, noch nicht 
eingelebten Organismus im ungeeignetsten Zeitpunkte in das 
ohnehin fast stillstehende Wirtschaftsgetriebe einzufügen ver- 
sucht. Dieser Eindruck wird allerdings noch verstärkt, betrachtet 
man des näheren die Art der Einrichtung, welche diesen 


gleich der Versuch eines gemischten Betriebes auf finanzpolitischem 
Gebiete. 
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neuen »gemeinwirtschaftlichen Anstalten« vom Gesetz gegeben 
wird. 

Die innere Organisation der Anstalten soll in einem Statut 
festgelegt werden, das von der gründenden Körperschaft (Staat, 
Land usf.) aufgestellt wird und, soweit dies nicht der Staat 
selbst ist, der staatlichen Genehmigung bedarf. Die neuen 
gemeinwirtschaftlichen Anstalten werden dreierlei zu ihrer Ver- 
waltung und Geschäftsführung berufene Organe haben: die 
Anstaltsversammlung, die Geschäftsleitung und den Ueber- 
wachungsausschuß. Dazu tritt dann noch eine ebenfalls zur 
Veberwachung berufene, jedoch außerhalb der Anstaltsorgani- 
sation stehende Treuhandstelle. Jenes Organ, welches bei 
Aktiengesellschaften etwa der Generalversammlung entspricht, 
ist de s»Anstaltsversammlung« Während im ur- 
sprünglichen Regierungsentwurfe diese Institution noch als »Ver- 
waltungsausschuß« bezeichnet war, wurde nun ihr Name ge- 
wechselt. Die-Sache ist aber ganz dieselbe geblieben. Die auf 
je 3 Geschäftsjahre bestellte Anstaltsversammlung ist nämlich 
nichts anderes als ein Vertreterausschuß der verschiedenartigen 
Interessen und Interessenten, welchen auf diese Weise ein Ein- 
flu8 auf die Geschäftsführung eingeräumt werden soll. Die 
rAnstaltsversammlung« ist zusammengesetzt aus Vertretern der 
gründenden öffentlichen Körperschaften, dann der Geschäfts- 
leitung, der Betriebsräte der Arbeiter und Angestellten, des 
Kreditinstitutes, welches die Finanzierung der Anstalt besorgt 
hat, als obligatorischen Mitgliedern, ferner fakultativ aus Ver- 
tretern anderer öffentlicher Körperschaften, der Konsumenten- 
organisationen 13) und anderen Privatinteressenten. Nur neben- 
bei sei bemerkt, daß einerseits nach dem Gesetze die Geschäfts- 
leitung von der Anstaltsversammlung selbst zu bestellen ist, 
andererseits deren Vertreter in der letzteren Sitz und Stimme 
haben. So kommt das merkwürdige Nonsens heraus, daß die 
Vertreter der Geschäftsleitung selbst über die Bestellung der 
Geschäftsleitung, also ihre eigene Bestellung oder die Berufung 
von Nachfolgern mitzubeschließen haben. Die Zahl der Ver- 
treter der Betriebsräte hat in der Regel Y, der Stellen zu be- 
tragen, die Zahl der Vertreter der Geschäftsleitung, des Kredit- 
institutes und der Privatinteressenten darf zusammen die Hälfte 
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der Stellen nicht erreichen. Wie ersichtlich sind in dieser »In- 
teressentenversammlung« unter Umständen 7 ganz heterogene 
Kategorien, deren Wünsche und Ziele von vornherein nach 
verschiedenen Richtungen gehen müssen, enthalten. Man denke 
nur an das Interesse der in den Betriebsräten vertretenen Arbeiter 
und Angestellten an möglichst hohen Arbeitslöhnen und Gehalten 
(also Regieverteuerung) bei größtmöglichstem Gesamtertrag 
(wegen des später zu besprechenden Gewinnanteils), an ‘das 
Interesse der Konsumenten an möglichst geringen*Regien und 
niedrigen Produktpreisen, an das Interesse des Staates, bzw. 
der Länder usf. an möglichst großem Fiskalertrag (gleichgültig, 
ob auf Rechnung des Kostenaufwandes oder der Preise). Gleich 
der erste Wirtschaftszweig, welcher der Sozialisierung entgegen- 
gehen soll, die Kohlenbewirtschaftung,wird für diese tiefgehenden 
Interessengegensätze das interessanteste Beispiel bieten, da hier 
noch die diametralen Interessen von Ländern, Gemeinden, 
Städten, insbesondere Wien, sich, abgesehen vom Produktpreis, 
auch auf die Verteilung der gewonnenen Produkte erstrecken. 
Namentlich besteht die große Gefahr, daß Investitionen und 
Rücklagen in Investitionsfonde über das gesetzlich vorgeschrie- 
bene Maß hinaus künftig ebenso wie irgend mit Risiko ver- 
bundene technische Vervollkommnungen unterbleiben werden, 
da hierfür niemand die Verantwortung wird übernehmen wollen. 
Arbeiter und Angestellte haben zu befürchten, daß die Rück- 
lagen und Aufwendungen für solche Zwecke Lohnsteigerungen 
hindern und die Produktpreise erhöhen, der Staat und die öffent- 
lichen Körper werden noch weniger geneigt sein, das Risiko 
der Kapitalinvestition und eventueller Mißerfolge auf sich zu 
nehmen. Für die nach dem Kriege und unter der Härte der 
Friedensbedingungen so unbedingt nötige Steigerung der Arbeits- 
intensität in den sozialisierten Betrieben, der Produktivität, 
der technisch und kommerziell raschen Anpassungsfähigkeit an 
neue Produktionsbedingungen, für die Verringerung der Pro- 
duktionskosten durch Zeit- und Kraftersparnis im Interesse der 
volkswirtschaftlichen Gesamtheit ergeben sich also leider recht 
schlechte Auspizien. 

Diese so verschiedenartig zusammengesetzte Anstaltsver- 
sammlung hat aber die schwerwiegendsten Entscheidungen zu 
treffen, so die Prüfung und Genehmigung des Rechnungsab- 
schlusses, die Verteilung des Reingewinnes, die Bestellung wie | 
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Abberufung der Geschäftsleitung, die Geltendmachung von 
Ersatzansprüchen aus der Geschäftsführung gegenüber dieser 
Geschäftsleitung, die Aufnahme langfristiger Darlehen über eine 
bestimmte statutarısche Grenze hinaus, Investitionen und An- 
käufe von unbeweglichen Gütern über einen bestimmten Wert- 
betrag, endlich Satzungsänderungen. DaB es gerade in den 
entscheidenden Dingen in der Anstaltsversammlung wird schwer 
zu einheitlichen Beschlüssen kommen können, ist klar. Majori- 
sierungen bedeuten aber bereits Ausschluß der vom Gesetze 
zur Mitwirkung berufenen, aber in keiner Weise geschützten 
Interessengruppe. Schon die Bestellung der »Geschäftsleitung« 
wird notwendigerweise entweder ein Ausdruck der durch Majori- 
sierung zur Vorherrschaft gelangten Interessenrichtung sein oder 
aber das Resultat eines Kompromisses. In ersterem Falle wäre 
möglicherweise eine initiative und energischere Geschäftsführung, 
allerdings in einseitiger Richtung, denkbar, ‘sofern diese Vorherr- 
schaft nicht vorweg, wie wahrscheinlich, den öffentlichen Kör- 
pern, speziell der Staatsverwaltung zufällt, auf deren Präponde- 
ranz das ganze Gesetz in seiner nunmehrigen Gestalt im Unter- 
schiede vom Regierungsentwurfe zugeschnitten ist. Dann werden 
wohl die für jeden Wirtschaftsbetrieb so sehr zu fürchtenden 
Grundsätze und Gebahrungsmethoden der komplizierten bureau- 
kratischen Amtsmaschinerie auch hier zur Geltung gelangen. 
Ist die Geschäftsleitung aber selbst einem Kompromiß der 
Interessengegensätze entsprungen, dann werden sich diese In- 
teressengegensätze und das Bestreben, ihnen gerecht zu werden, 
unheilvoll lähmend auf die Tätigkeit dieser Geschäftsleitung 
übertragen. 

Gegenüber dem Entwurfe ist insoferne eine Vereinfachung 
eingetreten, als nunmehr nicht wie ursprünglich geplant, neben 
der ohnehin von der Anstaltsversammlung berufenen Geschäfts- 
leitung noch ein »Vollzugsausschuß« aus dem Kreise der In- 
teressenvertreter (d. i. der Anstaltsversammlung, früher »Ver- 
waltungsausschuß«) bestellt wird. Diese Hypertrophie von 
Organen hätte von vornherein jede Arbeitsfähigkeit der gemein- 
wirtschaftlichen Anstalt unterbunden. Nur selbstverständlich 
ist die Bestimmung, daß die zur gerichtlichen und außergericht- 
lichen Vertretung der Anstalt berufene Geschäftsleitung, 
in deren Händen das gesamte Schicksal der letzteren ruht, auf 
keinen Fall »hne Einwilligung der Anstaltsversammlung« Ge- 


104 | EmanuelHugo Vogel, 


schäfte in dem Geschäftszweige der Anstalt für eigene oder 
fremde Rechnung machen oder bei einer Gesellschaft des gleichen 
Geschäftszweiges als persönlich haftende Gesellschafter sowie 
als Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglieder beteiligt sein dürfen. 
Auffallen mag nur, daß also mit Zustimmung der Anstalts- 
versammlung Mitglieder der Geschäftsleitung doch auch Ge- 
schäfte der gleichen Art für eigene Rechnung machen dürfen. 
Ob hiemit nicht mindestens ein Weg zu Unklarheiten und Miß- 
bräuchen geöffnet erschemt und die Reinheit der Geschäfts- 
führung, zumal etwa bei genereller oder ungenau abgegrenzter 
Ermächtigung gefährdet wird, bleibe dahingestellt. Nur selbst- 
verständlich ist es, daß der Anstalt bei Uebertretung des Ver- 
botes oder.der erteilten Ermächtigung das Recht auf Schaden- 
ersatz sowie Eintritt in das unbefugt abgeschlossene Geschäft 
vorbehalten wird, wie andererseits auch einzelne Mitglieder der 
Geschäftsleitung überhaupt mit der Vertretung der Anstalt in 
einem bestimmten Geschäftszweige oder mit dem Betriebe von 
Geschäften der Anstalt, natürlich auf deren Rechnung, ummittel- 
bar betraut werden können. Eine Frage bleibt freilich im Gesetze 
völlig ungelöst, ob nämlich die Mitglieder der Geschäftsleitung 
aus dem Kreise der Anstaltsversammlung selbst bestellt werden 
können. Da es das Gesetz nicht ausschließt, erscheint es wohl 
ohne weiteres zulässig, mag aber immerhin mit Rücksicht darauf 
nicht unbedenklich sein, daß eben diese »Anstaltsversammlung® 
nicht wie die Generalversammlung einer Aktiengesellschaft eine 
Versammlung von gleichinteressierten Kapitalbeteiligten dar- 
stellt, sondern aus den Repräsentanten der verschiedensten 
Interessenrichtungen zusammengesetzt ist. 

Das dritte Organ der Anstalt sollder»Ueberwachungs- 
ausschuBß« bilden, welcher ausschließlich aus Bevollmächtig- 
ten der gründenden Gebietskörperschaften (Staat, Land usf.) 
in einer Zahl von höchstens 5 Mitgliedern besteht. Darin zeigt 
sich wieder, wie in vielen anderen Bestimmungen und der ganzen 
Anlage des Gesetzes, daß nicht eine »Vergesellschaftung« von 
Unternehmungen im eigentlichen Sinne, sondern eine Umwand- 
lung in öffentlich-wirtschaftliche, von Staat, Land oder Gemeinde 
gegründete Körperschaften gedacht ist, für welche dann aller- 
dings auch der gewählte Name einer »gemeinwirtschaftlichen 
Anstalt« zutreffend und erklärlich ist. Sie hat die Präponderanz 
der öffentlichen Gesamtinteressen in bezug auf Geschäfts- 
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leitung, Geschäftsabschlüsse, Gewinnerzielung und -verwendung, 
Investitionen usf. zur Voraussetzung wie selbstverständlichen 
Folge. Diese Gesamtinteressen, nicht die Bedürfnisse und Er- 
fordernisse des einzelnen Geschäftsbetriebes werden sohin maß- 
gebend sein müssen. Dadurch tritt bereits ein tiefgehender 
Unterschied gegenüber der bisher privatwirtschaftlichen Führung 
solcher Produktionszweige ein, da eben die »Gesamtinteressen« 
die Geschäftsleitung stets zwingen werden, »auf einer höheren 
Warte zu stehen« und statt einer zielbewußten und konsequenten 
Verfolgung des geschäftlichen Interesses die aus staatsfinanziellen, 
sozialen, außen- und innenpolitischen, leider mitunter wohl 
auch aus gerade vorherrschenden parteipolitischen Rücksichten 
und Nebenumständen sich ergebenden Schranken einzuhalten. 
Beim Ueberwachungsausschusse gilt die übrigens selbstverständ- 
liche Bestimmung, daß dessen Mitglieder nicht auch der Anstalts- 
versammlung, der Geschäftsleitung angehören oder Beamte 
der Anstalt sein dürfen. Da der als allgemeines Kontrollorgan 
der Anstalt berufene Ueberwachungsausschuß ausschließlich aus 
Vertretern der gründenden Gebietskörperschaften zusammen- 
gesetzt ist, so konzentriert sich in ihm der Einfluß dieser letzteren. 
Er hat zu den wichtigsten Aktionen der Geschäftsleitung das 
Recht der Genehmigung, wodurch der »Anstaltscharakter« ganz 
besonders klar und deutlich in Erscheinung tritt. Seiner Ge- 
nehmigung unterliegen die Aufnahme langfristiger Kredite von 
bestimmter Höhe an, die Uebernahme von Wechselverpflich- 
tungen, der Ankauf unbeweglichen Gutes über ein bestimmtes 
Wertmaß hinaus, die von der Geschäftsleitung beantragte Ge- 
winnverteilung. Außerdem hat er das Recht zur Abberufung 
von Mitgliedern der Geschäftsleitung auch gegen den Willen 
der Anstaltsversammlung bei Verletzung der Anstaltsinteressen 
durch Vertrauensmißbrauch, eigennützige Gebarung, Ueber- 
tretung der Satzungen usf., ferner zur Einberufung der An- 
staltsversammlung behufs Bestellung einer neuen Geschäfts- 
leitung, zur Auflösung der Anstaltsversammlung bei »beharr- 
licher, grober Verletzung der ihr nach dem Gesetze und den 
Satzungen obliegenden Pflichten«, endlich zur Einberufung 
der Anstaltsversrammlung in anderen dringlichen Fällen. Nur 
selbstverständlich ist das Recht dgs Ueberwachungsausschusses, 
jederzeit in die Bücher Einsicht zu nehmen, die Anstaltskasse 
und Effektenbestände zu revidieren usf. Aus all dem ersehen 
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wir, daß die geplante »Sozialisierung« von der »Verstaatlichunge, 
»Verländerung« usf. mit allen ihren für die Geschäftsführung. 
gefährlichen Folgen der Bureaukratisierung doch nicht gar 
soweit entfernt ist, als das nach der Zusammensetzung der 
Anstaltsversammlung den Anschein erwecken könnte. Jeden- 
falls ist gar nichts vorgesehen, um all den Hemmnissen gegen- 
über wenigstens einige der Vorzüge rascher, anpassungsfähiger 
und initiatorischer Wirtschaftsführung, wie sie dem kaufmänni- 
schen Unternehmertum eignen, zu retten. 

Die Einflußrechte der Staatsverwaltung werden noch durch 
eine weitere Institution verstärkt, welche dem Staatsamte der 
Finanzen wichtige Kontrollsrechte einräumt. In diesem Staats- 
 amte soll nämlich eine aus Sachverständigen zusarmmengesetzte 
Treuhandstelle errichtet werden, welche berechtigt ist, 
jederzeit die Geschäftsbücher, Kassengebarung und Inventur 
sämtlicher gemeinwirtschaftlicher Anstalten zu überprüfen. Im 
Falle sich Anstände ergeben, sind diese dem Ueberwachungs- 
ausschusse der betreffenden Anstalt anzuzeigen, welcher seiner- 
seits für Aufklärung und Abstellung der Mängel Sorge zu tragen 
hat. Im seinerzeitigen Regierungsentwurfe waren die Rechte 
dieser staatlichen Treuhandstelle noch viel weitergehendere. 
Die Staatsverwaltung konnte darnach im Weigerungsfalle auch 
den »Verwaltungsausschuß« (d. i. die nunmehrige Anstalts- 
versammlung) auflösen und bis zur Ordnung der Verhältnisse 
einen Staatskommissär mit allen Rechten des letzteren einsetzen. 
Ist auch diese weitgehende Befugnis weggefallen, vielmehr dem 
nunmehr im Gesetze vorgesehenen und ohnehin ebenfalls aus 
staatlichen Vertretern öffentlicher Körper zusammengesetzten 
Ueberwachungsausschusse das Recht der Auflösung vorbehalten, 
so ist doch der staatlich-bureaukratische Charakter des Anstalts- 
wesens wohl schon zur Genüge in dem letzteren zum Ausdruck 
gebracht. Wozu noch eine eigene staatliche Treuhandstelle 
dienen soll, ist unerfindlich, außer sie hätte noch den besonderen 
Zweck, die speziell staatlich-finanziellen Interessen gegenüber 
der gemischten, auch Länder und Gemeinden umfassenden Zu- 
sammensetzung der Ueberwachungsausschüsse zu wahren. 

Betrachten wir die besprochene Vielheit von Organen (An- 
staltsversammlung als Interessentenkörper, hieraus bestellte 
Geschäftsleitung, öffentlicher Veberwachungsausschuß, staatliche 
Treuhandstelle), so kann man nicht gerade sagen, daß Einfach- 
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heit und wirtschaftliche Unabhängigkeit das oberste Prinzip 
der neuen Wirtschaftsorganisation bildet, welche nun berufen 
sein soll, an Stelle des privaten Unternehmergeistes und privat- 
wirtschaftlicher Leitungsinitiative gerade die voraussichtlich für 
die Allgemeinheit wichtigsten, zur Sozialisierung bestimmten 
Produktionszweige in ihre Hand zu nehmen. Zu all den früher 
erwähnten bedenklichen Fragen der Finanzierung, Kapital- 
ausstattung usf. kommt also noch die Schwerfälligkeit einer 
von verschiedenen Interessen nach verschiedenen Richtungen 
gelenkten, mehr oder weniger von bureaukratischen Zusammen- 
hängen beherrschten Verwaltungsorganisation, welche die ein- 
heitliche straffe Leitung des privaten Unternehmers gewiß nicht 
zu ersetzen vermag. Mit der hierdurch vollzogenen Annäherung 
andie öffentliche Verbandswirtschaft wurde 
das im Grundgedanken der Sozialisierung gelegene Prinzip der 
wVergesellschaftung« so ziemlich verlassen. 

Noch bleibt eine Frage offen, nämlich die Erfolgsfrage, die 
Frage des künftigen Reinerträgnisses und seiner 
Verteilung. Zweifellos liegt gerade in dem Gedanken, bei 


den sozialisierten Wirtschaftszweigen den privaten Unternehmer- 


gewinn zur Gänze auszuschalten und diese Ueberschüsse in 
einer Zeit, wo der ordentliche Finanzbedarf des Staates und 
der öffentlichen Körper unmöglich mehr durch Abgaben- und 
Steuererhöhung gedeckt werden kann, der Allgemeinheit zu- 
zuführen, das stärkste Triebmoment aller Sozialisierung über- 
haupt. Daß die Erfolgsfrage auf jedem Gebiete des Wirtschafts- 
lebens in erster Linie von der Organisation der Betriebe, ihrer 
Leitung und Kapitalausstattung abhängt, ist klar. In dieser 
Richtung ergeben sich, wie erwähnt, keine großen Hoffnungen. 
Sehr wird es hierbei auch auf das Verhältnis von eigenem und 
fremdem Kapital ankommen. Daß das eigene Kapital der gemein- 
wirtschaftlichen Anstalten bei dem finanziellen Stande aller 
öffentlichen Körper nicht ins Gewicht fallen wird, bedarf keiner 
Erörterung. Vorweg muß also der Betriebserfolg unverhältnis- 
mäßig mit der Verzinsung und Tilgung fremden Kapitals, des 
Gründungs- und Uebernahmekapitales der enteigneten Unter- 
nehmungen belastet werden. Auf der anderen Seite stehen un- 
streitig noch gewaltige Erhöhungen aller Produktionskosten und 
Regien, insbesondere aber der Arbeitslöhne bevor, welchen 
nunmehr als einzige Hemmung bestenfalls die durch das Prüfungs- 
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recht der Bücher und Bilanzen geförderte Selbsteinsicht der 
Arbeiterkreise gegenübersteht. So müßte denn alles daran 
gesetzt werden, durch Zusammenlegung von Betrieben, Ver- 
einheitlichung der Arbeit, eventuell auch unter Verringerung 
der Zahl der beschäftigten Kräfte, Verbesserung und Verkürzung 
der Transportwege usf., dann durch technische Vervollkomm- 
nungen, welche allerdings Initiative, Kapital und den Willen, 
das Risiko eines Mißerfolges auf sich zu nehmen, voraussetzen, 
eine Verbilligung der Produktion und der technischen Betriebs- 
führung zu erzielen. Soweit dies nicht möglich ist oder zureicht, 
müßte die einzig berechtigte Quelle zur Deckung 
der unvermeidlich erhöhten Regien ausschließlich der künftig 
wegfallende, beziehungsweise den beteiligten öffentlichen Verbän- 
den zufließende Unternehmergewinn nach selbstver- 
ständlicher Vornahme der erforderlichen Rücklagen für Inyestitio- 
nen und Betriebsverbesserungen, Abschreibungen usf. bilden, 
soll die Sozialisierung ihrem Zwecke gerecht werden, nicht 
dagegen dürfte einfach durch Erhöhung der Pro- 
duktpreise zu Lasten des Konsums und der Allgemeinbeit 
die Vermehrung der Produktionskosten hereingebracht werden. 
Was dann noch vom früheren Unternehmergewinn erübrigt, 
wäre die der Allgemeinheit zugute kommende Mehreinnahme 
des Staates oder der öffentlichen Körper. Ob und inwieweit 
allerdings unter diesen Umständen auf solche Mehreinnahmen 
zu rechnen sein wird, mag dahingestellt bleiben. Der schwerste 
Fehler, welcher jede Sozialisierungsaktion unheilbar diskreditieren 
müßte, wäre jedenfalls die bedenkenlose Fiskalpolitik durch 
Steigerung der Produktpreise, da sie den zwar einfachsten und 
leichtesten, aber auch gefährlichsten, - für die Allgemeinheit 
schädlichsten Weg darstellt, die Betriebsbilanz einer öffentlich- 
gemeinwirtschaftlichen Anstalt zu sanieren. 

Die Verwendung des Reinerträgnissesträgt 
in weitgehendem Maße dem überwiegend sozialen Zwecke der 
neuen Organisationsform Rechnung, schränkt aber dadurch die 
fiskalen Erfolgsmöglichkeiten naturgemäß in noch engere Grenzen 
ein. Vorweg sollte den Arbeitern und Angestellten eine ent- 
sprechend weit erstreckte Beteiligung am Reinerträgnis gesichert 
werden. Interessant ist nun, inwieweit dieser Zweck mit dem 
finanziellen Interesse der betreffenden gründenden Gebiets- 
körperschaften einerseits, mit der Notwendigkeit genügende 
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Bewegungsfreiheit für Rücklagen zu Investitionszwecken und 
für Betriebsverluste zu belassen andererseits in Einklang gebracht 
wurd. Nach dem Gesetz soll vorweg das Erfordernis für 
Verzinsung und Tilgung der Teilschuldverschreibungen, dann 
für Rückstellungen zur »technisch und wirtschaftlich gebotenen 
Ausgestaltung des Unternehmens« sowie für etwaige Betriebs- 
verluste in einem durch die Satzungen, also auf längere Dauer 
im voraus bestimmten Mindest maße, endlich für eine 
höchstens 5%,ige Verzinsung der Stammeinlagen gedeckt werden. 
Von dem weiteren Erträgnis fällt ein ebenfalls durch die Satzungen 
im voraus bestimmter Anteil (bis zu Y,) den Arbeitern und 
Angestellten zu, während erst der Rest den gründenden öffent- 
lichen Körperschaften zufließt. Eine Verkürzung des Anteils 
der Arbeiter durch die Notwendigkeit weiterer Rücklagen über 
das früher erwähnte Mindestmaß hinaus ist also ausgeschlossen; 
in dieser Hinsicht ist die Verfügungsfreiheit der Anstaltsleitung 
vorweg begrenzt. Sind durch die Verhältnisse in einem Jahre 
höhere Investitionen erforderlich, so können sie nur aus dem 
den öffentlichen Körperschaften zufallenden Gewinnanteil, sofern 
sich ein solcher überhaupt ergibt, und zwar über einen dies- 
bezüglichen besonderen Beschluß der Anstaltsversammlung und 
nach Zustimmung des Ueberwachungsausschusses vorgenommen 
werden. So wird denn Fiskalinteresse mit kaufmännischer In- 
vestitionslust, soweit eine solche bei der durch den gesetzlichen 
Arbeiteranteil vorweg eingeschränkten Verfügungsfreiheit der 
Anstaltsleitung überhaupt vorhanden sein wird, in stetem Wider- 
streit stehen. Siegt das erstere, dann wird es bei dem satzungs- 
gemäßen Minimalmaß der Rückstellungen bleiben, eine vom 
produktions- wie allgemein wirtschaftspolitischen Standpunkte 
gewiß unerwünschte Konsequenz. 

Der den Arbeitern und Angestellten zufallende Anteil des 
Reinerträgnisses soll aber diesen letzteren nicht in Form eines 
individuellen Anteiles mit den Wirkungen einer Lohnergänzung 
zugutekommen, sondern zur einen Hälfte für Wohlfahrtszwecke 
der bei der betreffenden Anstalt beschäftigten Arbeiter 
nach den Beschlüssen der Betriebsräte verwendet werden, zur 
anderen Hälfte in eine Gemeinschaftskasse der Arbeiter aller 
gemeinwirtschaftlichen Anstalten des Staatsgebietes fließen. Diese 
Bestimmung hat gewiß triftige Gründe für sich: sie soll vor 
allem verhindern, daß die Arbeiter bestimmter prosperierender 
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Produktionszweige bzw. Anstalten über reiche Gewinnanteile 
verfügen, während die Arbeiter anderer ungünstiger Anstalten 
leer ausgehen. Dies würde der Solidarität und dem ganzen 
gewerkschaftlichen Zusammenhalte der Arbeiter starken Ab- 
bruch tun. Aus dem gleichen Grunde wird außerdem verfügt, 
daß bei den von einer und derselben Gebietskörperschaft (Staat 
Land, Gemeinde) gegründeten Anstalten auch der für Wohl- 
fahrtszwecke der Arbeiter bestimmte Teil nicht den Arbeitern 
der einzelnen Anstalt zukommen, sondern in eine besondere 
gemeinsame Ausgleichskasse fließen soll. All dies mag vom 
Standpunkte der Arbeitersolidarität und der möglichst gleich- 
mäßigen Lohnbildung noch so begründet sein, vom produktions- 
politischen Standpunkte hat aber diese Form bloß mittelbaren, 
übertragenen Gewinninteressements gewiß keinerlei Wert. Denn 
der Zweck dieser Gewinnbeteiligung als rationeller Entlohnungs- 
form ist doch, die Arbeitsintensität, das Interesse jedes einzelnen 
Arbeiters und Beamten am Betricbe zu erhöhen. Dies wird 
auf diesem Wege kaum erreicht werden. Waren doch schon die 
im Wirtschaftsleben bisher selbst mit wirklichen, unmittelbaren 
Gewinnbeteiligungen der Arbeiter gemachten Erfahrungen, 
namentlich, soweit es sich um große Massenbetriebe gehandelt 
hat, keine übermäßig günstigen. Denn im Bewußtsein des ein- 
zelnen Arbeiters wurde der schließlich nach der Bilanz ausgezahlte 
Gewinnanteil zum Lohnbestandteil, da er sich auf eine große 
Masse verteilt, das Gefühl der Mitverantwortlichkeit und der 
Mitwirkung am Erfolge aber ging angesichts des Umstandes 
völlig verloren, daß jede Anpassung des Gewinnanteiles an das 
individuelle Maß der Arbeitsleistung ausgeschlossen erscheint, 
überdies ein erhöhtes Arbeitsergebnis doch in erster Linie dem 
Unternehmer, beziehungsweise nun dem Staate oder öffentlichen 
Körper erhöhte Einnahmen zuführt. Um so mehr bleibt es bei 
‘dem hier gewählten System der mittelbaren Wohlfahrtsförderung 
wohl mehr als fraglich, ob die im Gesamtinteresse so wünschens- 
werte und im Falle der Sozialisierung um so dringender gebotene 
Steigerung der Arbeitsintensität und Produktivität der Arbeit, 
um der gesetzlich zugesicherten Beteiligung am Reinerträgnis 
willen, auch wirklich eintreten wird. Immerhin eröffnet dieser 
Umstand wenigstens eine Hoffnung, daß auch ein belebendes 
Moment gegenüber so vielen retardierenden in den künftigen 
gemeinwirtschaftlichen Anstalten mittätig sein wird. 
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Da die Einrichtung der Betriebsräte selbstverständlich in 
vollem Maße auch auf die gemeinwirtschaftlichen Anstalten 
Anwendung findet, so wird die Stellung der Arbeiterschaft 
und ihre Mitwirkung an der Geschäftsführung auf gefestigter 
Grundlage beruhen. Die Betriebsräte wählen die Vertreter der 
Arbeiter und Angestellten für die Anstaltsversammlung, außer- 
dem haben sie insbesondere auch über die Art der Verwendung 
des den Arbeitern und Angestellten zukommenden Teiles vom” 
Reinerträgnisse zu entscheiden. 

Wie wir schon eingangs erwähnten, kann die Vergesell- 
schaftung von Wirtschaftsbetrieben nicht nur durch Ueber- 
nahme seitens einer von einem öffentlichen Körper gegründeten 
»gemeinwirtschaftlichen Anstalt« erfolgen, sondern es können 
auch Gesellschaften gemeinwirtschaftlichen 
Charakters« begründet, d. h. bestehende Aktiengesellschaf- 
ten und Gesellschaften m. b. H. in solche übergeleitet werden. 
Dies ht über Ansuchen dieser Gesellschaften durch 
»Zuerkennung des gemeinwirtschaftlichen Charakters« seitens 
der Staatsregierung zu geschehen, wenn an ihrer Verwaltung 
und Ueberwachung öffentliche Körperschaften (Staat, Länder, 
Gemeinden oder gemeinwirtschaftliche Anstalten), sowie die 
Arbeiter und Angestellten des Betriebes Anteil erhalten. Im 
Vorstande der Gesellschaften !*) müssen die Vertreter der öffent- 
lichen Körperschaften und die der Arbeiter und Angestellten 15) 
zusammen die Hälfte der Stellen einnehmen. Diese Be- 
stimmungen des Gesetzes sind wohl in ihrer praktischen Zweck- 
mäßigkeit wenig durchdacht. Denn obwohl von einer 
Kapitalbeteiligung des Staates oder sonstiger öffent- 
licher Körper, von den Arbeitern und Angestellten ganz ab- 
gesehen, gar nicht die Rede ist, also die Aktien- 
gesellschaft bzw. Gesellschaft m. b. H. und ihre Aktionäre, Teil- 
haber usf. im Vollbesitze der Unternehmung, des in ihr investierten 
Kapitals bleiben, die Unternehmung nominell auf ihre Rechnung 
geführt wird, soll doch in der Verwaltung die Hälfte der Stellen 
dem Staate usf. einschließlich der Arbeiter und Angestellten 
zufallen. Dies ist ein offenbarer unlösbarer Widerspruch. Nicht 
minder gilt dies von der Verteilung des Reinerträgnisses. Auch 
hier muß ein durch das Statut bestimmter Teil des Reinerträg- 





1) Bei Gesellschaften m. b. H. im Aufsichtsrate. 
3) Diese werden von den Betriebsräten bestellt. 
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nisses zam Verteile der Arbeiter und Angestellten. verwendet 
werden (wieder unter Entscheidungsrecht der Betriebsräte über 
die Art dieser Verwendung). Erst der Rest des Reinerträgnisses 
wird auf die Aktionäre (Gesellschafter) verteilt. Uebersteigt 
die Dividende 6% des Gesellschaftskapitales, so wird der Mehr- 
betrag zwischen den Aktionären (Gesellschaftern) und den öffent- 
lichen Körperschaften geteilt, obwohl, wie erwähnt, letztere 
mit Kapital überhaupt nicht notwendig beteiligt sind. Der An- 
teil der öffentlichen Körperschaften steigt sodann progressiv mit 
der Erhöhung des Reinerträgnisses. Die Einrichtung der Treu- 
handstellen (siehe oben), der Betriebsräte usf. findet auch hier 
Anwendung. Für die Aufbringung von fremdem Kapital kann 
der Staatssekretär der Finanzen die Ausgabe von Teilschuld- 
verschreibungen gestatten 16). 

Betrachtet man diese bereits auch im ursprünglichen Regie- 
rungsentwurfe enthaltenen Bestimmungen, so kann man nur 
sagen, daß ihr praktischer Erfolg wohl ein sehr fragwürdiger 
bleiben muß. Welche Gesellschaften werden um Zuerkennung 
des gemeinwirtschaftlichen Charakters selbst ansuchen, 
wenn die Folge ein Verlust der selbständigen Geschäftsführung 
und die Preisgabe namhafter Teile des Reinerträgnisses ist, 
ohne daß dem nennenswerte Vorteile, als höchstens Staatsautori- 
tät und Gestattung der Kapitalaufnahme durch Emission von 
mündelsicheren Schuldverschreibungen, gegenüberständen. Da 
es sich hier eben grundsätzlich nicht um Zw a n g s soziali- 
sierung, sondern umeine freiwillige Sozialisierung handelt, 
so werden prosperierende Gesellschaften kaum Schritte unter- 
nehmen, um neue Faktoren mit weitgehenden Verwaltungs- und 
Kontrollsrechten am Reingewinn beteiligen zu lassen, die zur 
Unternehmung und ihrem Betriebserfolge nichts beitragen. So 
bleibt denn zu erwarten, daß, soweit überhaupt von diesen Be- 
stimmungen in der Praxis Gebrauch gemacht wird, nur die mit 
Defizit arbeitenden, auf schlechter Basis beruhenden Gesell- 
schaften es sein werden, welche für die hierdurch eintretende 
staatliche Mitwirkung insbesondere den Vorteil erlangen, fremdes 
Kapital gegen staatlich garantierte Schuldverschreibungen auf- 
nehmen zu können. Andere Gesellschaften haben wohl 





16) Im übrigen sollen für die Gesellschaften gemeinwirtschaftlichen Charak- 
ters die bestehenden Vorschriften für Aktiengesellschaften und . Gesellschaften 
m. b. H. unverändert Geltung behalten. 
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keine Veranlassung, ohne jede Gegenleistung auf eine Schmälerung 
bzw. Teilung ihres Reinerträgnisses mit anderen Faktoren ein- 
zugehen, ja unter Umständen den Einfluß auf die Verwaltung 
ihres Kapitales und die Betriebsführung ihrer Unternehmung 
sogut wie aufzugeben. Dieser Teil des Gesetzes ist vielleicht 
mehr noch als so manches andere ein Beweis für die stark dok- 
trinäre und deshalb vielfach wirklichkeitsfremde Art, in welcher 
die Sozialisierungsgesetzgebung in die Welt gesetzt wurde. Der 
freiwillige Uebergang von Gesellschaften, die heute noch 
auf völlig private Gewinnerzielung eingerichtet sind, in gemein- 
wirtschaftliche Gesellschaften, welche für den Staat und die 
Allgemeinheit an Stelle des anspornenden Unternehmerinteresses 
arbeiten sollen, kann so jedenfalls nicht erreicht werden. Stets 
muß bei wirtschaftlichen Maßnahmen in erster Linie den Voraus- 
setzungen und Tatsachen des Wirtschaftslebens, den Gesetzen 
wirtschaftlicher Logik Rechnung getragen werden, sollen sie 
nicht von vornherein bloß in papierenen Gesetzesparagraphen 
ohne reelle Wirkungsmöglichkeit erstarren. 

Allerdings geht das Gesetz noch in einer weiteren Bestim- 
mung über den Rahmen der eigentlichen Sozialisierung oder 
Verstaatlichung bestehender Betriebe und Gesellschaften 
ganz bedeutend hinaus, indem es dem Staate schon bei der 
Gründung von Aktiengesellschaften und Gesellschaften 
m. b. H. für die Zukunft ein außerordentlich wichtiges und ganz 
allgemeines, in keiner Richtung irgend eingeschränktes Recht 
einräumt. Die Staatsverwaltung kann nämlich verlangen, daß 
ihr oder anderen öffentlichen Körperschaften gleich bei dieser 
Gründung eine Beteiligung am Gesellschaftskapital bis zur 
Hälfte desselben zu Bedingungen eingeräumt werde, die nicht 
ungünstiger sind als die sonst geltenden günstigsten Bedingungen 
und daß bi Kapitalserhöhungen ebenfalls dieses 
Recht der Beteiligung, und zwar bis zum vollen Umfange der 
Erhöhung, so lange in Anspruch genommen werden kann, bis 
die Beteiligung der öffentlichen Körperschaften die Hälfte des 
gesamten Gesellschaftskapitales erreicht hat. Das bedeutet nicht 
mehr und nicht weniger, als daß der Staat, wann und wo er 
will, sich an jeder in dieser Gesellschaftsform erfolgenden privaten 
Gründung bis zur Hälfte beteiligen kann. Damit würde der 
ıgemischtwirtschaftlichen« Unternehmungsform, ganz unabhängig 


von den naturgemäßen Zusammenhängen und Möglichkeiten 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. ı. 8 


114 Emanuel Hugo Vogel, 


bei Erhebung einer allgemeinen, einmaligen Vermögensabgabe 
in weitgehendstem Maße der Boden vorbereitet — könnte der 
Staat unter den heutigen desolaten Finanzverhältnissen in ab- 
sehbarer Zeit auch nur überhaupt daran denken, sich in weiterem 
Umfang an privaten Unternehmungen mit Kapital zu beteiligen. 
Einzig die einmalige Vermögensabgabe kann und wird not- 
gedrungen, wo die Naturalbeteiligung an Unternehmungen, Im- 
mobilien usf. bzw. die Staatshypothek an Stelle barer Steuer- 
entrichtung treten muß, Gelegenheit zu solchen aus privater und 
öffentlicher Beteiligung zusammengesetzten Wirtschaftsbetrieben 
geben, über deren praktische Erfolgsmöglichkeiten heute ein 
Urteil wohl noch schwer abzugeben ist. Darüber hinaus werden 
wohl den Staatsfinanzen Deutsch-Oesterreichs dauernd die 
Mittel fehlen, durch Beteiligung an Gesellschaftsgründungen 
die öffentliche Verbandswirtschaft in weitere Zweige und 
Gebiete bisheriger Privatwirtschaft zu tragen. Gar nicht da- 
von zu reden, ob das produktions- und wirtschaftspolitisch 
auch nur wünschenswert ıst. So dürfte denn der einzige Effekt 
dieser in die Zukunft ausgreifenden »Sozialisierungssbestimmung 
sein, die in Oesterreich seit jeher im Vergleiche mit anderen 
Ländern sehr geringe, weil verwaltungspolitisch erschwerte Gesell- 
schaftsgründung zu hemmen und in der Zeit der mühevollen 
Wiederbelebung von Handel und Industrie die Initiative zum 
gesellschaftlichen Zusammenschluß sowohl beim ' inländischen 
als bei dem derzeit in ziemlich starkem Maße zur Beteiligung 
_ bereiten ausländischen Kapital zu lähmen. 


II. Die Sozialisierungsaktionen der nächsten Zukunft auf Grund 
der allgemeinen Sozialisierungsgesetzgebung. 


Wir haben schon oben ausgeführt, welche Beunruhigung in 
das ohnehin völlig stagnierende Wirtschaftsleben Deutsch-Oester- 
reichs durch die allgemeine Enteignungsvollmacht hineingetragen 
wurde, welche in dem ersten vorbereitenden Sozialisierungsgesetze 
ausgesprochen wurde. Auch durch die spätere Bestimmung 
des ausführenden allgemeinen Enteignungsgesetzes, daß Umfang 
und Gegenstand der Enteignung jeweils erst im Wege eines 
Sondergesetzes festzustellen sei, sind die alle Unternehmungs- 
und Arbeitslust lähmenden Befürchtungen nicht gebannt worden, 
denn immer noch stand die Frage offen, welche Wirtschafts- 
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zweige werden denn nun die ersten sein, welche zur Sozialisierung 
kommen und wie weit wird diese in Wirklichkeit reichen. Um 
diesen unleidlichen Verhältnissen ein Ende zu machen, entschloß 
sich endlich die Regierung am 21. V. v. J., eine offizielle Er- 
klärung in der Nationalversammlung abzugeben, in welcher 
jene Wirtschaftszweige bekanntgegeben wurden, welche zurächst 
zur Sozialisierung bestimmt seien. Darnach soll sich die Söziali- 
sierung in erster Linie auf die beiden wichtigsten Kraftquellen 
Kohle und Elektrizität samt der zu letzterer erforder- 
. lichen Ausnutzung der Wasserkräfte, dann die Eisen- 
gewinnung und die Roheisenerzeugung, sowie die damit 
verbundene Weiterverarbeitung und de Gewinnung an- 
derer nutzbarer Metalle, endlich die Bewirtschaf- 
tung großer Forste samt der Holzindustrie und dem 
Großhandel mit Holz erstrecken. Die Sozialisierung 
dieser für jede Volkswirtschaft ausschlaggebenden, die wichtigsten 
ProduktionsmittelumfassendenWirtschaftszweige solldurch Grün- 
dung neuer gemeinwirtschaftlicher Anstalten seitens des Staates 
und der Länder gemeinsam erfolgen fin Anwendung des letzt- 
besprochenen Gesetzes über die gemeinwirtschaftlichen Anstalten. 
Während an der Verwaltung des Kohlenbergbaues und der 
Eisenindustrie die Staatsregierung und die Landesverwaltung 
gemeinsam teilnehmen, soll die Elektrizitätswirtschaft und die 
Forstwirtschaft länderweise den hiezu zu begründenden Landes- 
anstalten übertragen werden, die sich lediglich zur Verwaltung 
der mehreren oder allen Ländern gemeinsamen Angelegenheiten 
zu Staatsverbänden vereinigen. Für einen späteren Zeitpunkt 
ist ferner noch in Aussicht genommen, die militärärarischen 
Betriebe an besondere gemeinwirtschaftliche Anstalten zu über- 
tragen und sie dadurch in den Dienst der Volkswirtschaft zu 
stellen. Auch die Sozialisierung einzelner Zweige der chemischen 
Industrie, die monopolistischen Charakter tragen, wird für einen 
späteren Zeitpunkt erwogen. Damit ist der Anfang der zunächst ge- 
planten Sozialisierungsaktionen in großen Umrissen umschrieben. 

Selbstverständlich bedarf es zur Ueberleitung so gewaltiger 
Vermögenswerte, wie sie durch den Kohlenbergbau, die Wasser- 
kräfte, Eisenbergwerke, Forste usf. repräsentiert werden, in 
den Staatsbesitz entsprechend großer Kreditoperationen, welche 
Milliardenbeträge in Bewegung setzen müßten. Ob das unter 


den heutigen Verhältnissen, wo angesichts der drückenden 
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finanzicllen Bedingungen des Friedensvertrages überhaupt auch 
sclbst nur die normale Finanzwirtschaft des Staates völlig in 
Frage gestellt ist, nur im entferntesten durchführbar ist, 
steht wohl dahin. Wieder ergibt sich schon hieraus, daß der 
ganze Sozialisierungsplan vor allem ein parteipolitisches Gesetzes- 
werk®ist, für dessen praktische Durchführung weder die richtige 
Zeit noch die erforderlichen Mittel gegeben sind. 

Die ersten Sozialisierungsvorlagen, welche der National- 
versammlung vorgelegt wurden, betreffen die Kohlen- und die 
Elektrizitätswirtschaft. Diese beiden, welche zugleich ein kon- . 
kretes Beispiel für die geplante Art der Verwirklichung bieten, 
sollen nun des näheren besprochen werden. 


I. Die Sozialisierung der Kohlenwirtschaft. 


An dem Gesetzentwurf über die »Vergesellschaftung der 
Kohlenwirtschaft« lassen sich die Folgen und Wirkungen der 
Sozialisierung und die hiermit verbundenen Gefahren für die 
Gesamtwirtschaft am deutlichsten zeigen. Denn hier handelt 
es sich um ein Produktionsmittel von geradezu allgemeiner 
Unentbehrlichkeit, dessen Bewirtschaftung ausschlaggebend ist 
für die gesamte Industrie, ja das gesamte Wirtschaftsleben 
überhaupt. Zweifellos ist richtig, daß hier die Schäden und 
Nachteile ausschließlich privater Ausbeutung und Gewinn- 
erzielung bisher am schärfsten hervorgetreten sind, daß also 
an sich gewiß die Ueberleitung der Kohlenschätze, ähnlich wie 
dies auch von anderen unentbehrlichen Bodenschätzen und 
Naturkräften gilt, in staatlichen bzw. öffentlichen Besitz aus 
den verschiedensten Gründen gerechtfertigt werden kann. Einer- 
seits wird es hierdurch den öffentlichen Körpern ermöglicht, 
jederzeit über diese wichtigsten Kraftquellen für ihren eigenen 
Bedarf zu verfügen und diesen in erster Linie sicherzustellen, 
andererseits die hier zu erzielenden bedeutenden Gewinnüber- 
schüsse der Gesamtheit zuzuführen und dadurch die Steuer- 
aufbringung zu entlasten, während zu gleicher Zeit dem Staate 
sich die Möglichkeit eröffnet, durch entsprechende Preispolitik 
das wichtigste Produktionsmittel der Industrie billig zu erhalten 
und so die monopolistische Preistreiberei privater Gewinnsucht 
auf diesem Gebiete auszuschalten. Das wären die gewiß er- 
strebenswerten Ziele einer Verstaatlichung oder Gemeinwirtschaft 
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bezüglich dieser Produktionszweige. Der wegfallende Unter- 
nermergewinn wäre hierbei, wie a. a. O. ausgeführt, die einzig 
wirtschaftlich berechtigte Quelle von neuen Einnahnien für 
den Staat. im übrigen müßte technische Vervellkommnung, 
Ausnützung der Konjunkturen, Verbesserung der Arbeitsorganl- 
sation und -intensität, der Verkehrswege usi. das Gegengewicht 
gegen steigende Regien bilden; die bloße Preiserhöhung zu Lasten 
des Konsums behufs Einnahmenerzielung müßte dagegen soviel 
nur irgend möglich vermieden werden. Wie steht es nun mit 
der Verwirklichung dieser Grundsätze bei der geplanten Sozicli- 
sierung der Kuhlenwirtschaft in Deutsch-Oesterreich und welche 
Aussichten eröffnen sich daraus für die weitere Zukunft: 
Zunächst ist naturgemäß von entscheidender Bedeutung. 
ob es sich um ein Land mit großer Kohlenproduktien. wie z. B. 
bisher Deutschland, oder um ein vorweg kohlenarmes Land 
wie Deutsch-Oesterreich handelt, welches der Hauptsache nach 
auf die Einfuhr angewiesen ist. Ein Blick auf die hier in Betracht 
kommenden Ziffern der Kohlenproduktion belehrt sofort darüber, 
daß die eigentlich für die Sozialisierung der Bodenschätze in 
Betracht kommende Kohlenproduktion hier eine außerordentlich 
geringe Rolle spielt. Es kommen insbesondere das Graz-Köf- 
lacher Revier mit jährlich vor dem Kriege 4 Mill. mtc Braun- 
kohle mit einem Kapitalwerte von 51, Mill. Kr., dann das Wolfs- 
egg-Irauntaler Revier mit 4 Mill. mtc im Kapitalwert von 
ıı Mill. Kr. und die Harter Kohlengruben bei Glogenitz mit 
einem jährlichen Förderungswerte von ca. 315 Mill. Kr. in Be- 
tracht. Die gesamte Kohlenproduktion in Deutsch-Ocsterreich 
betrug in der letzten Zeit kaum 130 000 t monatlich gegenüber 
einem Bedarf von etwa I 100 ooo t monatlich, also kaum 13%. 
Dagegen müssen 87% des gesamten Kohlenbedarfes aus dem 
Auslande, d. i. in erster Linie den Ländern der Tschechoslowakei, 
Polens und aus Deutschland bezogen werden. Obendrein ist die 
in Deutsch-Oesterreich selbstgeförderte Kohle überwiegend eine 
ziemlich minderwertige Braunkohle, so daß der Steinkohlen- 
bedarf fast zur Gänze aus dem Auslande gedeckt werden muB. 
Daraus ergibt sich bereits, daß die Sozialisierung der Kohle, 
welche im gesamten ehemaligen Staatsgebiete Alt-Oesterreichs 
mit Rücksicht auf die großen Kohlenreviere in Böhmen und 
Mähren (Brüx, Dux, Kladno, Pilsen, Mährisch- und Polnisch 
Ostrau u. a.) immerhin eine relativ große Bedeutung gehabt 
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hätte, für Deutsch-Oesterreich zu einem belanglosen Faktor 
herabsinkt, so daß also durch Sozialisierung der Produktion 
allein schon vorweg nicht das angestrebte Ziel erreicht werden 
kann. So ist man denn genötigt, und darin liegen zugleich die 
schweren Bedenken gegen die ganze Sozialisierungsaktion, hier 
auch zu einer Gemeinwirtschaft auf dem Gebiete der gesamten 
Kohlenein- und -ausfuhr und damit zu einer Soziali- 
sierung und Zwangswirtschaft des ganzen Kohlehhandels 
und der Kohlenverteilung überzugehen. Das bedeutet 
natürlich Schaffung einer neuen Zentrale, von geradezu 
umfassender Allmacht, da durch das Produktionsmittel der 
Kohle mittelbar die gesamte Volkswirtschaft, die gesamte Indu- 
strie und deren ganzer Produktionsplan von der Tätigkeit dieser 
neuen Kohlenzentrale abhängig wird. Müssen schon schwer- 
wiegende Bedenken dagegen bestehen, überhaupt eine solche 
monopolistische Stellung des Staates und seiner »gemeinwirt- 
schaftlichen Anstalt« durch Einbeziehung auch der‘ Kohlen- 
einfuhr und des Handels in die Sozialisierung zu begründen, 
die deshalb gefährlich ist, weil sie unter gar keinem Drucke 
einer Konkurrenz arbeitet, daher nur allzuleicht der Bureau- 
kratisierung verfällt, so führt die damit untrennbar verbundene 
allgemeine Macht der Kohlenverteilung zu einer unerträglichen 
staatlichen Bevormundung des gesamten Wirtschaftslebens. 
Welche Konflikte dies (man denke nur an die Sonderinteressen 
der einzelnen Länder und Städte) hervorrufen, welche Hemmung 
und Erschwerung der wirtschaftlichen Arbeit dies besonders 
dann bewirken muß, wenn obendrein die Staatsregierung durch 
die jeweils herrschende Mehrheitspartei ausschließlich verkörpert 
wird und so auch bestimmte politische Tendenzen in die Gesamt- 
verwaltung getragen werden, das läßt sich unschwer ahnen. 
Eine auf Produktion, Einfuhr und Handel erstreckte Soziali- 
sierung der Kohle bedeutet unzweifelhaft einen entscheidenden 
weiteren Schritt zur allgemeinen staatlichen Zwangswirtschaft, 
mag in diesem Sinne eine Vorbereitungsmaßnahme für den 
sozialistischen Zukunftsstaat bilden, in der Gegenwart aber 
unterbindet sie Kräfte, wo diese frei walten müßten, um über- 
haupt wieder zu lebendiger Wirkung zu kommen. Sie erschwert, 
ja verhindert die auf vielen Gebieten des Wirtschaftslebens für 
die nächste Zukunft des Friedens und Wiederaufbaues unbedingt 
gebotene Rückkehr zu freier Wirtschaft auch da, wo eine solche 
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im Interesse der Gesamtheit möglich und wünschenswert ge- 
wesen wäre. 

Entsprechend der Bedeutung des Kohlenhandels bzw. der 
Kohleneinfuhr für Deutsch-Oesterreich steht die Vergesell- 
schaftung des Kohlenhandels an der Spitze des 
Gesetzentwurfes. Dieser wird künftig ausschließlich einer gemein- 
wirtschaftlichen Anstalt vorbehalten, welche als selbständige 
juristische Person vom Staate unter der Firma »Deutsch-öster- 
reichische Kohlenhandelsgemeinschaft, GWA.« errichtet wird. 
Dieser neuen Anstalt steht nunmehr ein Vollmonopol auf dem 
Gebiete der Kohlenwirtschaft zu, denn sie hat folgende Befugnisse: 

I. Alle in Oesterreich erzeugte Kohle gegen Entgelt zu 
übernehmen. Die Kohlenbergbauunternehmungen sind ver- 
pflichtet, die gesamte von ihnen gewonnene Kohle der Kohlen- 
handelsgemeinschaft zu überlassen oder nach ihrer Weisung zu 
verwenden. Der Uebernahmepreis für inländische Kohle wird 
im Vereinbarungswege zwischen Kohlenhandelsgemeinschaft und 
Bergbauunternehmung festgesetzt, mangels einer Vereinbarung 
erfolgt die Preisfeststellung durch das Staatsamt für Handel, 
Gewerbe usf. 

2. Die Ein- und Ausfuhr von Kohle ausschließlich durch- 
zuführen. Bei Ausübung dieses Rechtes kann sich die Anstalt 
auch anderer Personen bedienen, insbesondere letzteren die 
Einfuhr von Kohle bewilligen (z. B. großen Industrieetablisse- 
ments für den eigenen Bedarf). 

3. Die zweckmäßige Aufteilung der Kohle an die Ver- 
braucher vorzunehmen. In dieser Hinsicht fungiert also die 
Kohlenzentrale zugleich als Verteilungsstelle der Sog für den 
Gesamtbereich des Staates. 

4. Die Preisbildung der Kohle zu regeln. Die Verkaufs- 
preise (Groß- wie Kleinverschleiß) werden von der Kohlen- 
handelsgemeinschaft, und zwar einseitig festgesetzt, monopoli- 
siert ist eigentlich nur der Kohlengroßhandel, nicht auch der 
Kleinhandel. Die Abgabe der Kohle an die Konsumenten hat 
entweder unmittelbar durch die Kohlenhandelsgemeinschaft oder 
durch Vermittlung der Gemeinden als Zwischenabgabestellen 
zu erfolgen. Auf diese Art soll der Zwischenhandel ausgeschaltet 
werden. Von diesen Stellen wird die Kohle an den Kleinkohlen- 
handel abgegeben, dessen Verkaufspreise ebenfalls die Kohlen- 
handelsgemeinschaft zu regeln hat. 
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5. Die wirtschaftliche Verwertung der Kohle zu fördern, 
insbesondere Versuchsanstalten für Kohlenuntersuchung und 
Kohlenvergasung zu errichten. 

Aus diesen Bestimmungen geht mit aller Deutlichkeit hervor, 
daß künftig die neue gemeinwirtschaftliche Anstalt die einzig- 
berechtigte Sammel- wie Verteilungsstelle der wo immer her- 
bezogenen Kohle in Deutsch-Oesterreich sein wird, welche auch 
ausschließlich die Preisbestimmung in der Hand haben wird. 
Daß damit eine neue Zwangswirtschaft von umfassendster Be- 
deutung geschaffen wird, da die Kohlenzentrale geradezu den 
Aufteilungsplan der Kohle für die gesamte Industrie, für Gewerbe 
und Landwirtschaft, sowie den sonstigen Verbrauch entwerfen 
muß und so alle produktive Arbeit im Lande von ihr abhängig 
wird, wurde schon oben auseinandergesetzt. Durch das ein- 
seitige Recht der Preisfeststellung hat sie den maßgebendsten 
Einfluß auf die Kostenbestimmung aller übrigen Produktion. 
Fürwahr, eine außerordentlich schwere und verantwortungsvolle 
Aufgabe, die selbst volle Unparteilichkeit und reibungsloses 
Arbeiten dieser Zentrale vorausgesetzt, bei dem voraussichtlich 
stets gegenüber dem Bedarfe unzureichenden Kohlenangebote 
keine kleinen Anforderungen stellen wird. Welche Gefahr aber, 
wenn der Apparat, dessen komplizierte Verwaltungsorganisation 
wir sofort besprechen wollen, diesen Anforderungen nicht ge- 
wachsen ist, wenn das während des Krieges mehr noch als vorher 
eingenistete Protektionswesen Einfluß gewinnt, oder auch nur 
Schwerfälligkeit und Langsamkeit einer bureaukratischen Ge- 
barung den dringenden Bedarfswünschen von Industrie und 
Konsum eine starre Unbeweglichkeit entgegensetzen ? Dadurch 
würde die gesamte Produktion und das ganze Wirtschaftsleben 
gefährdet. 

Aber die ausschließliche Zentralisierung der Einfuhr- und 
Ausfuhrrechte in der Hand der neuen Kohlenzentrale hat noch 
andere Bedenken gegen sich. Bisher war es von größter Wichtig- 
keit, daß der Kohlengroßhandel neue Bezugsquellen im Auslande 
für Kohle gesucht und eröffnet, Kaufkonjunkturen ausgenützt, 
eventuell im Wege der Kapitalbeteiligung an ausländischen Berg- 
bauunternehmungen Bezugsrechte sich gesichert hat. Ob hierzu 
die neue gemeinwirtschaftliche Anstalt mit ihren Verwaltungs- 
einrichtungen geeignet sein wird, mag wohl sehr zweifelhaft 
sein, da der Unternehmungsgeist von vornherein fehlt, das 
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erforderliche Kapital für Auslandsbeteiligungen mit Rücksicht 
auf die finanziellen Verhältnisse des Staates und der übrigen 
öffentlichen Körper nicht minder. Zum mindesten müßte für 
ein glattes Zusammenarbeiten zwischen der neuen Anstalt und 
den für die Ein- und Ausfuhrbewilligungen zuständigen Staats- 
ämtern gesorgt sein, eine weitere Frage nach den Fähigkeiten 
eines bureaukratischen Verwaltungsapparates kann wohl nach 
den bisherigen Erfahrungen in Deutsch-Oesterreich kaum 
günstig beantwortet werden. Nicht ganz läßt sich übrigens auch 
die Befürchtung von der Hand weisen, daß trotz der mono- 
polistischen Allgewalt der neuen Anstalt doch die Kohle, mag 
se nm aus Einfuhr oder inländischer Produktion stammen, 
nunmehr Gegenstand eines neben der zentralen Bewirtschaftung 
ähnlich wie auf anderen Gebieten sich etablierenden Schleich- 


-handels würde, welcher die von Seite des Staates fixierten Preise 


weit überschreitet. Allerdings sieht der Entwurf die Bestimmung 
vor, daB Kohle, welche der Kohllenhandelsgemeinschaft nicht 
ordnungsmäßig zur Verfügung gestellt wurde, auf ihren Antrag 
vom Staate ohne Entgelt beschlagnahmt werden kann. Aber 
einerseits kann und muß die Kohlenzentrale die Einfuhr in 
besonderen Fällen auch anderen Personen bewilligen, andererseits 
ist Kohle für den eigenen Verbrauch der fördernden Unter- 
nehmungen nicht an die Kohlengemeinschaft abzuliefern. Mag 
auch bezüglich der ohnehin geringen Kohlenmengen aus der 
eigenen Förderung in Oesterreich keine besondere Gefahr der 
Hinterziehung bestehen, so dürfte doch die Einfuhr aus dem 
Auslande bei einmal erfolgter Wiedereröffnung des freien Ver- 
kehres nicht in gleicher Weise zu überwachen sein. Nur nebenbei 
si bemerkt, daß übrigens bei dem wahrscheinlichen Verhältnis 
der Nationalstaaten zueinander, die privaten Beziehungen und 
Geschäftsverbindungen auf dem Gebiete der Einfuhr, soferne 
se keine Hinderung durch staatliche Schranken erfahren, immet 
noch die größere Aussicht auf Erfolg haben dürften, als staatliche 
Initiative und praktisch nicht eingehaltene oder durchgeführte 
Kompensationsverträge. 

Betrachten wir nun den Apparat, welcher in der neuen 
Kohlenhandelsgemeinschaft zur Ausführung einer so wichtigen 
und schwierigen Aufgabe berufen wird. Der Entwurf wird in 
seinen verwaltungstechnischen Details allerdings mit Rücksicht 
auf das inzwischen verabschiedete Gesetz über »gemeinwirtschaft- 
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liche Unternehmungen« teilweise umgcarbeitet werden müssen. 
Die oberste Leitung der letzteren und die Ueberwachung ihrer 
Geschäftsführung obliegt dem sog. Verwaltungsausschusse (im 
' Sinne des obenbesprochenen Gesetzes nun als »Anstaltsversamm- 
lung« zu bezeichnen). Dieser besteht aus im ganzen nicht 
weniger als 22 Mitgliedern, welche zugleich eine Repräsen- 
tanz der vielfachen bei der Kohlenbewirtschaftung zusammen- 
stoßenden verschiedenartigen Interessen darstellen. Zunächst 
sind im Ausschusse 7 Vertreter des Staates (5 Staatsbeamte, 
2 Fachmänner des praktischen Wirtschaftslebens) , 4, Vertreter 
der einzelnen Länder 17), je ı Vertreter der Gemeinde Wien, der 
Hauptgeschäftsleitung der Anstalt, der landwirtschaftlichen Ver- 
bände, je 2 Verteter des Betriebsrates, der später zu besprechenden 
Kohlenbergbaugemeinschaft und der Kohlenverbraucher. Ein 
Blick auf diese verschiedenen Vertretergruppen zeigt, daß es 
sich hier um zum Teil völlig gegensätzliche Interessen handelt, 
die in einem und demselben Ausschusse zur Verwaltung der 
neuen Kohlenzentrale bestimmt sind. Da die aus Produktion 
und Einfuhr zu beschaffende Kohlenmenge hinter dem Bedarf 
wahrscheinlich weit zurückbleiben wird, so wird die Aufteilung 
der Kohle auf Industrie und Landwirtschaft, auf den Konsum 
der einzelnen Länder und größeren Städte, namentlich jenen 
einer Größstadt wie Wien, die allein 1,3 der gesamten Einwohner- 
zahl Deutsch-Oesterreichs umfaßt, dann die Beteiligung der 
Länder untereinander am Kohlenquantum, wahrlich ein kleines 
Abbild von den Verwaltungsschwierigkeiten bieten, welche im 
Rahmen des deutsch-österreichischen Staates auf Schritt und 
Tritt auftauchen. Das Bedenklichste ist nur hierbei, daß von 
dieser richtigen und rechtzeitigen Kohlenaufteilung die gesamte 
volkswirtschaftliche Arbeit abhängt, daß die »Kohlenfrage«s neben 
der Frage des »Geldwertes« und der Rohstoffbeschaffung eine 
Kardinalfrage für die Aufrechterhaltung des ganzen Wirtschafts- 
lebens dieses jungen Staates überhaupt ist. 

Das Anfangskapital der Kohlenhandelsgemeinschaft soll vor- 
schußweise von der Staatsverwaltung beschafft werden; diese hat 
also die Finanzierung der Anstalt zu besorgen, was im Sinne des 
früher besprochenen Gesetzes durch Ausgabe von Teilschuld- 


17) Und zwar r Vertreter für Steiermark, ı Vertreter für Niederösterreich, 
dann ı Vertreter für Oberösterreich und Salzburg zusammen, ı Vertreter für 
Kärnten, Tirol und Vorarlberg zusammen. 
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verschreibungen geschehen kann. Die Kohlenbewirtschaftung 
sol nach Zweck und Absicht der Sozialisierungsaktion dem 
Staate eine neue Einnahmequelle eröffnen, indem sie die 
bisher erzielten Unternehmergewinne dem Staate zuführt. Auch 
die neue Kohlenzentrale muß also auf die Erzielung von Betriebs- 
überschüssen bedacht sein, nur daß die Verteilung des Rein- 
erträgnisses eine gegen früher geänderte ist. Von dem nach 
Deckung der Betriebskosten einschließlich des Erfordernisses für 
Verzinsung und Tilgung der Verbindlichkeiten sowie der Steuern 
und öffentlichen Abgaben, dann nach Vornahme angemessener 
Abschreibungen verbleibenden Gewinne sind zunächst 20%, zur 
Deckung von Verlusten dem allgemeinen Reservefonde zu- 
zuweisen, von dem erübrigenden Gewinne fallen !/, den Arbeitern 
und Angestellten der Kohlenhandelsgemeinschaft nach Ver- 
fügung des Betriebsrates zu, der Rest ist der Staatsverwaltung 
zuzuweisen. Sie kann ihren Anteil zur Bildung eines außer- 
ordentlichen Reservefondes für die Gemeinschaft verwenden. 
Ob es bei den steigenden Auslagen für Gehalte, Löhne usf., 
eventuell auch einer minder kaufmännisch tüchtigen Führung 
ohne bedeutende Erhöhung der Kohlenpreise gelingen würde, Ge- 
winne zu erzielen, bleibt wohl dahingestellt. Gerade die Preiser- 
höhung aber wäre unter den heutigen Produktions- und Konsum- 
verhältnissen wohl das schlechteste Mittel, die Aktivität der Be- 
triebsführung zu sichern, da in ihr eine verstärkte, nicht kontrollier- 
bare und darum umso drückendere Kohlensteuer gelegen wäre. 

Außer dem Kohlenhandel soll aber in der neuen Zentrale 
asch der Kohlenbergbau sozialisiert werden. Gegen die 
Sozialisierung des letzteren bestehen an sich im Unterschiede 
von dem stets mehr oder weniger kaufmännischen Geistes und 
privater Unternehmungslust bedürftigen Kohlenhandel weitaus 
geringere Bedenken. Sie mag im Prinzipe von dem Standpunkte 
aus erwünscht sein, das primäre Recht der Allgemeinheit auf 
die Ausnutzung der Bodenschätze und Naturkräfte zu wahren. 
Vorweg stellt daher der Entwurf, das Recht des Staates fest, 
sich die Aufsuchung und Gewinnung von Kohle, das Schürf- 
und Aufschlußrecht ausschließlich vorzubehalten. Dieses Recht 
des Staates zur ausschließlichen Exploitation neuer Kohlen- 
felder erstreckt sich von der Tagoberfläche bis in die ewige 
Teufe. Außerdem schreitet nun der Entwurf zur »Vergesell- 
Schaftung des Kohlenbergbaues«, indem die Staatsregierung er- 
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mächtigt wird, auf Grund des Gesetzes vom 14. III, ıgıg und 
des Gesetzes über das Verfahren bei Enteignung von Wirtschafts- 
betrieben innerhalb 6 Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zugunsten der unter Einem zu begründenden» Deutsch-österreichi- 
schen Kohlenbergbaugemeinschaft« die bestehenden Kohlen- 
bergbauunternehmungen zu enteignen?®), sofern sie nicht 
etwa ausschließlich nur der örtlichen Versorgung oder dem Be- 
darf einer einzelnen Unternehmung, deren Bestandteil sie bilden, 
dienen 1%). Die Enteignung umfaßt in der Regel die Unter- 
nehmung als Ganzes. Die anläßlich der Enteignung zu zahlende 
Entschädigungssumme setzt sich aus 2 Komponenten zusammen. 
Einmal aus der sog. »Förderabgabe«. Diese wird durch 20 Jahre 
nach der Größe der alljährlichen Kohlenproduktion mit einem 
bestimmten Satze per Tonne der geförderten Kohle (abgestuft 
nach der Zahl der Kalorien) halbjährlich in bar an die enteigneten 
Unternehmer bezahlt. Des weiteren ist eine »Kapitalvergütung« 
für die zur Ausübung der Bergbauberechtigung dienenden Tag- 
anlagen, Gebäude, Grundstücke, Maschinen usf. unter Gegen- 
rechnung der auf der enteigneten Unternehmung haftenden 
Lasten zu entrichten. Diese Vergütung ist von der Kohlenbergbau- 
gemeinschaft in 4%igen amortisablen Teilschuldverschreibungen 
zu leisten, welche auf sämtlichen Liegenschaften und Bergbau- 
berechtigungen derselben zu hypothezieren sind. Der Ueber- 
nahmekurs dieser Obligationen wird nach Maßgabe des Durch- 
schnittsgeldkurses gleichartiger Wertpapiere an der Wiener Börse 
im letzten Halbjahre bestimmt. 

Die Art der gewählten Entschädigung mag, soweit eine 
fortlaufende Förderabgabe gezahlt werden soll, ebenfalls nicht 
unbedenklich sein. Diese letztere hängt nämlich zur Gänze 
von der Intensität der künftigen Bergbauproduktion ab, wird 
mit dieser steigen und fallen. Das vom betriebswirtschaftlichen 
Standpunkte Nachteilige ist nun, daß jede Erhöhung der Inten- 
sität auch eine höhere Belastung durch die Förderabgabe be- 
wirkt, so daß letztere keinesfalls anspornend in dieser Hinsicht 
wirken dürfte. Abgesehen davon macht sie den bisherigen 
1) Hier wird also der Weg der Enteignung betreten. Bezüglich der Soziali- 
sierung des Kohlenhandels dagegen ist von einer Enteignung der bestehenden 
Kohlengroßhandelsbetriebe nicht die Rede. Diese werden vielmehr durch das 
staatliche Monopol von selbst außer Tätigkeit gesetzt. 


19) z. B. die Zillingdorfer Braunkohlenwerke, welche nur der Gasversorgung 
der Gemeinde Wien dienen. 
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Besitzer völlig von dieser Betriebsintensität der staatlichen 
Anstalt abhängig, was auch ein Moment von Willkür und Un- 
gerechtigkeit in sich schließt. Das zur Geschäftsführung er- 
forderliche Kapital soll vorschußweise vom Staate und den 
beteiligten Ländern nach einem vereinbarten Schlüssel beschafft 
werden. Auf die Schwierigkeiten der Ausgabe von Teilschuld- 
verschreibungen wie der Finanzierung im gegenwärtigen Zeit- 
punkt haben wir schon oben Bezug genommen. 

Der Verwaltungsapparat der Kohlenbergbaugemeinschaft 
weist eine ähnlich komplizierte Struktur wie jener der Kohlen- 
handelsgemeinschaft auf. Dem Verwaltungsausschusse (nun 
‚Anstaltsversammlung«) gehören hier an: 5 Vertreter des Staates 
(davon 4 Beamte), 5 Vertreter der Länder, ı Vertreter der 
Hauptgeschäftsleitung und 2 Vertreter der Werkleitungen, 5 Ver- 
treter der Betriebsräte, 3 Vertreter der Kohlenhandelsgemeinschaft, 
ı Vertreter des betreffenden Finanzierungsinstitutes, I Vertreter 
des Verbandes der Industrie Deutsch-Oesterreichs (zusammen 23 
Vertreter). Nicht vertreten sind sohin hier die Landwirtschaft, die 
Gemeinde Wien und die Konsumentenvereinigungen, welche ledig- 
lich im Rahmen der Kohlenhandelsgemeinschaft zur Mitwirkung 
berufen sind. Wieder kann man konstatieren, daß eine derartig 
zusammengesetzte Verwaltungsstelle, welche die verschiedensten 
Interessen in ihrem Schoße vereinigt, kaum eine rasche, an- 
pissungsfähige entschlußbereite Verwaltung und Betriebsführung 
sichert; dazu dürften die Wünsche der einzelnen Vertreter- 
gruppen in bezug auf Kostenaufwand, Preishöhe der Produkte, 
Lohnhöhe, Steigerung des Rohergebnisses oder Steigerung des 
Reinertrages und der Rentabilität wohl zu verschiedenartige 
sein. Die große Frage ist insbesondere, ob sich die nötige Initia- 
tive zu Investitionen, technischen Versuchen, welche eventuell 
das Reinerträgnis zunächst zu vermindern drohen oder ein 
Risiko enthalten, im vielköpfigen Verwaltungsausschusse finden 
wird. Gerade dies ist aber das wichtigste Erfordernis, soll die 
nun mit allen Kräften anzuspannende Intensität der heimischen 
Köhlenproduktion auch wirklich eine Steigerung erfahren. 

Die Verteilung des nach Abrechnung der Erhaltungs- und 
Betriebskosten einschließlich Verzinsungs- und Tilgungserforder- 
nis, der Steuern und öffentlichen Abgaben und angemessener 
Abschreibungen verbleibenden Ueberschusses soll hier nach 
lolgendem Schlüssel erfolgen: zunächst sind 10% dem allgemeinen 
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Reservefonds zuzuweisen, weitere 10% dem Erweiterungs- und 
Schürfungsfonds, vom restlichen Gewinn 4, den Arbeitern und 
Angestellten zur Verfügung des Betriebsrates, das übrige dem 
Staate und den beteiligten Ländern nach einem vereinbarten 
Schlüssel. | 

Die Sozialisierung der Kohle ist unter den geschilderten 
Verhältnissen und bei dem hierfür in Aussicht genommenen 
Apparate in einer so schwierigen krisenhaften Lage der gesamten 
Wirtschafts-, Geld- und Finanzverhältnisse des Staates zweifellos 
ein Wagnis, welches der Gesamtwirtschaft unter Umständen 
ebenso verderblich werden kann, als es zu günstigeren Zeiten 
Nutzen stiften könnte. 





| 
| 


2. Die Sozialisierung der Elektrizitätswirt- 
schaft. Ä 


Viel geringere wirtschaftliche Bedenken als gegen die Soziali- 
sierung der Kohle bestehen gegen die Sozialisierung der Elektri- 
zitätswirtschaft in Deutsch-Oesterreich. Denn vor allem handelt 
es sich um einen Wirtschaftszweig, welcher unter rationeller 
Ausnutzung der zahlreich in den Alpen vorhandenen Wasser- 
kräfte neu auszubauen ist, wo also zu großem Teile nicht die 
Enteignung schon bestehender Unternehmungen mit deren viel- 
fachen Nachteilen (Wechsel der Betriebsleitung, Stillstand der 
Investitionstätigkeit, Gefahr unkaufmännischer Führung usf.): 
in Frage kommt, sondern neue technische Anlagen und Betriebe 
(z. B. Elektrisierung von Eisenbahnen, Schaffung von Ueber- 
landzentralen) ins Leben zu rufen sind. AfBerdem sind es über- 
wiegend technisch-organisatorische Anforderungen, welche hier 
gestellt werden und die eher durch den Staat oder öffentliche 
Körper und deren geschultes Personal erfüllt werden können 
Auch ist hier der Betrieb vorweg auf größere räumliche Gebiete 
eventuell jene eines ganzen Landes oder mehrerer Länder er 
streckt, so daß auch in dieser Hinsicht die Bedingungen, ins 
besondere Planmäßigkeit und Einheitlichkeit für einen öffentlich, 
gemeinwirtschaftlichen Betrieb günstig liegen. Man darf sohij 
gerade die Sozialisierung dieses neuen Betriebszweiges, sofer; 
sie richtig unternommen wird, für durchaus zweckmäßig halter 
Das einzige Bedenken, welches auch hier wieder unter de 
heutigen Verhältnissen aller öffentlichen Betriebs- und Unter 

| 


| 
j 
| 
| 























Die Sozialisierungsgesetzgebung Dentsch-Oesterreichs usw. 127 


nehmertätigkeit entgegensteht, ist die voraussichtliche Un- 
zulänglichkeit des Öffentlichen Kapitales und Kredites. Hier 
würde zweifellos privates (vielleicht auch ausländisches) Kapital, 
überließe man die Verwertung und den Ausbau der Wasser- 
kräfte privatem Unternehmergeist, sich bereitwillig zur Ver- 
fügung stellen, ohne daß hierzu die anderweitig so sehr in An- 
spruch genommenen öffentlichen Mittel herangezogen werden 
müßten und bei allzu sparsamer Verwendung dennoch einen 
großzügigen Ausbau und Betrieb verhindern. Allerdings ist 
auch die Befürchtung nicht von der Hand zu weisen, daß wenn 
Staat und öffentliche Körper nicht rechtzeitig diese Reichtums- 
quellen und Vermögensreserven in eigene Bewirtschaftung neh- 
men, ausländisches Kapital sich derselben bemächtigt und die 
hieraus erzielten Gewinne der österreichischen Volkswirtschaft 
verloren gehen. So scheint denn, wenn überhaupt auf irgend- 
einem Gebiete, hier die Sozialisierung noch der vernünftigste 
Ausweg, sofern die öffentlichen Faktoren es verstehen, diese 
noch ungenützte Kraft- und Einnahmequelle in einer volks- 
wirtschaftlich nützlichen Weise auszugestalten und in erster 
Linie bestrebt sind, das gesamte volkswirtschaftliche Leben zu 
befruchten, namentlich dem Kohlenmangel durch Eröffnung 
der elektrischen Kraftquellen abzuhelfen, nicht dagegen lediglich 
den neuen Produktionszweig als fiskale, auf Preiserhöhungen 
aufgebaute Ertragsquelle zu verwerten. 

An Stelle des ursprünglich eingebrachten Entwurfes (vom 
5.6. 1919) wurde am Io. I2. 1919 ein neuerlicher, auf wesent- 
lich geänderten Grundlagen beruhender Gesetzentwurf einge- 
bracht (Big. 519 zu den stenogr. Prot. Sess. 1920), welcher eine 
bedeutende Verbesserung gegen früher darstellt. 

Um sdie planmäßige und einheitliche Versorgung des ge- 
samten deutsch-österreichischen Wirtschaftsgebietes mit elektri- 
scher Energie unter rationeller Ausnutzung der Wasserkräfte 
zu ermöglichen«, soll in jedem einzelnen Lande unter Beteili- 
gung des Staates eine »gemeinwirtschaftliche Landes-Elektrizi- 
tätsunternehmung«e nach den Grundsätzen des Gesetzes über 
gemeinwirtschaftliche Anstalten errichtet werden. (Sohin ent- 
weder als sgemeinwirtschaftliche Anstalte oder als »Gesellschaft 
gemeinwirtschaftlichen Charakters«e.) Wir sehen also, daß hier 
die Betriebsorganisation von vornherein länderweise de- 
zentralisiert gedacht ist, doch ist die im ersten Ent- 
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wurfe geplant gewesene Zusammenfassung der Landesanstalten 
zu einem Zentralverband für ganz Deutsch-Oesterreich fallen 
gelassen worden. Um aber wenigstens eine einheitliche Be- 
handlung der Wasserkräfte und Elektrizitätswirtschaft ın den 
Staatsämtern zu sichern, sowie ein einheitliches Zusammen- 
wirken der Organe der Staatsverwaltung und der Landesver- 
waltungen auf diesem Gebiete zu ermöglichen, wird ein der 
Staatsregierung unmittelbar unterstehendes zentrales »Wasser- 
kraft- und Elektrizitätswirtschaftsamt« vorgesehen, welches | 
speziell an der Aufstellung des allgemeinen Versorgungsplanes 
seitens der Landesanstalten behufs Aufrechthaltung der Einheit- 
lichkeit mitzuwirken hat. 

Die neuen Anstalten werden das ausschließliche Monopol 
zur Errichtung und zum Betriebe von Stromlieferungsunter- 
nehmungen besitzen, ohne hiezu einer besonderen Verleihung 
zu bedürfen. Sie können dieses Recht auch im Einvernehmen 
mit der Staatsregierung an (ev. mit ausländischem Kapital ar- 
beitende) private Bau- und Betriebsgesellschaften durch Kon- 
zessionsverträge übertragen. Die Landesanstalten haben einen 
allgemeinen Versorgungsplan und Richtlinien für dessen Durch- 
führung aufzustellen, in welchen auch die schon bestehenden 
Elektrizitätsunternehmungen aufzunehmen sind. Konzessionen 
an sonstige private Unternehmer zur Erzeugung und Verteilung von 
elektrischer Energie werden nicht mehr erteilt werden 2°). | 

Sehr wichtig ist, daß die bestehenden privaten Elektrizitäts- 
unternehmungen nach den Bestimmungen des Gesetzes über 
das Verfahren bei Enteignung von Wirtschaftsbetrieben mit der 
Landeselektrizitätsunternehmung zusammengeschlossen werden 
können. Zu diesem Zwecke kann letztere innerhalb eines halben 
Jahres nach Aufstellung des allgemeinen Versorgungsplanes: 
längstens innerhalb eines Jahres nach Wirksamkeit des Gesetzes 
die Enteignung der betreffenden Stromlieferungsunternehmun 
gegen Entschädigung im Sinne des oben besropchenen allgeme ae 
Enteignungsgesetzes durchführen. Mangels einer Vereinbarung ha‘ 











20) Gegenüber der im Entwurfe durchgeführten Dezentralisation der Elek 
trizitātswirtschaft in den Ländern und dem Vorwalten ihres Enflusse 
auf die Ausnutzung der Produktivkrāfte ihres Gebietes soll der Einfluß de 
Staatsverwaltung auf Ausbau und Betrieb dadurch gewahrt werder 
daß der letzteren im Vorstande oder Aufsichtsrate der »gemeinw rtschaftliche 
Landesanstalt: oder der » Gesellschaft gemeinwirtschaftlichen Charakters« mıı 
destens 3%} der Stellen gesichert sein muß. 











Die Sozialisierungsgesetzgebung Deutsch-Oesterreichs usw. 129 


das nach letzterem vorgesehene Schiedsgericht die Modalitäten der 
Uebergabe und die Höhe der Entschädigung festzusetzen ?!). 

Würde der Zweck des Gesetzes, eine möglichst vollständige _ 
Ausnützung der vorhandenen Kraft- und Energiequellen zu 
erreichen und die Anlagen jeweils dem Stande der Technik und 
wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit entsprechend auszugestalten, 
dabei eine möglichst technische Einheitlichkeit der Anlagen und 
ein organisches Zusammenarbeiten derselben auch über die 
Lendesgrenzen hinaus innerhalb des gesamten Wirtschaftsgebietes 
Deutsch-Oesterreichs herzustellen ($ 6 des Entwurfes), in Wirk- 
lichkeit erfüllt, dann hätte die Gemeinwirtschaft auf diesem 
Gebiete einen großen Erfolg erzielt. Gleichzeitig würde damit 
der praktische Beweis erbracht, daß zwar nicht alle Wirtschafts- 
¿weige und nicht unter allen Umständen in gemeinwirtschaftliche 
Betriebsformen überführt werden können, daß aber die Gemein- 
wirtschaft dann zweckmäßig sein kann, wenn alle wirtschaft- 
lichen und tatsächlichen Voraussetzungen für den Betrieb durch 
öffentliche Körper vorliegen. Bezeichnend für die durchaus richtige 
Art, wie hier die Frage der Gewinnerzielung und damit die 
fiskale Seite der Sozialisierung behandelt wird, ist die folgende 
Bestimmung des Entwurfes, welche im Wortlaute angeführt sei: 
»Bei der Festsetzung der Tarife sind die wirtschaftlichen Bedürf- 
nisse dr Abnehmer in erster Linie zu berücksichtigen, jedoch 
ist darauf zu achten, daß nach Bestreitung der Betriebsauslagen 
und Vornahme angemessener Abschreibungen und Rückstellungen 
mindestens die Deckung des Erfordernisses für die Verzinsung 
und Tilgung des Anlagekapitales dauernd gesichert bleibt.« 
Hier sehen wir deutlich den starken Einschlag öffentlicher Ver- 
waltungsrücksichten, welche die Gewinnerzielung und fiskale 
Ausnützung gegenüber den allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Zwecken in die zweite Linie treten lassen. 


3. Das Wiederbesiedelungsgesetz. 


Der landwirtschaftliche Betrieb weist derartige Besonder- 
heiten auf, daß die Sozialisierungsgesetzgebung hier nicht ohne 


n) Das gedachte Monopol schließt nicht aus, daß von einzelnen oder meh- 
teren privaten Unternehmungen zusammen Eigenanlagen zur Erzeugung 
und Verwendung elektrischer Energie für den eigenen Bedarf errichtet und be- 
trieben werden können. Auch kann privaten Unternehmern, welche Eigenanlagen 
besitzen oder errichten, die Abgabe überschüssiger Energie (Abfallenergie) an 
andere und zwar bis zu 20 Kilowatt Anschlußwert ohne weiteres, darüber 
hinaus mit Zustimmung der Landesanstalt bewilligt werden. 

Archiv für Sosialwissenschaft und Suzialpolitik. 48. ı. 9 
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weiteres Anwendung finden konnte. In der Landwirtschaft 
hat die auf Privateigentum beruhende Individualwirtschaft 
namentlich vom produktionspolitischen Standpunkte eine der- 
artig unersetzbare Bedeutung, daß eine Vergesellschaftung land- 
wirtschaftlicher Betriebe notwendig das Produktionsergebnis und 
damit die gegenwärtig so entscheidende Ernährung gefährden 
müßte. Dies hat den Sozialisierungseifer der ersten Entwürfe, 
welche in gewisser Richtung auch auf die Landwirtschaft sich 
hätten erstrecken sollen, wesentlich gedämpft. Während noch 
das vorbereitende Gesetz die Enteignungsvollmacht ganz all- 
gemein der Staatsregierung ohne Unterschied der Betriebsart, 
also auch mit Einschluß der Landwirtschaft erteilte, hat das 
erste ausführende Sozialisierungsgesetz über das Enteignungs- 
verfahren das Erfordernis der Sondergesetzgebung aufgestellt 
und speziell die Einrichtung der Betriebsräte findet nunmehr 
auf die Landwirtschaft überhaupt keine Anwendung. 

Kann also auch nicht das »Vergesellschaftungsprinzip«, 
welches die Sozialisierungsgesetzgebung auf dem Gebiete der 
industriellen Betriebe beherrscht, schlechtweg auf die Land- 
wirtschaft übertragen werden, so ist doch unter grundsätzlicher 
Aufrechterhaltung des Individualeigentums und individueller 
Wirtschaftsführung durch Klein-, Mittel- und Großbetrieb einer- 
seits ein Abbau des Großgrundbesitzes, d.h. 
eine Verkleinerung allzugroßer, historisch im Laufe der Zeiten 
erwachsener oder durch Zusammenkauf entstandener Besitz- 
akkumulationen, wie sie namentlich in den Fideikommißgütern 
zutage treten, unter gleichzeitiger Innenkolonisation durch Neu- 
besiedelung auf den hier abzutrennenden Grundteilen und Schaf- 
fung neuer kleiner und mittlerer Bauernstellen in Aussicht genom- 
men ??), andererseits eine Wiederbesiedelungsaktion, 
welche speziell die im Verlaufe der letzten Jahrzehnte gelegten 
Bauerngüter wieder der landwirtschaftlichen Kultur zuführen soll. 

In der ersteren Hinsicht befindet sich derzeit ein besonderes 
Gesetz über den Abbau des landwirtschaftlichen* Großbesitzes 


233) Siehe u. a. zur Frage der Innenkolonisation folgende Ar- 
beiten des Verfassers: sInnere Kolonisation und Landarbeiterfrage in 
Oesterreich nach dem Kriege«, Wien-Berlin 1918. Deutsche Landbuchhandlung, 
Berlin, Verlag Wilhelm Frick, Wien I. — »Agrarstatistische Grundlagen einer 
Innenkolonisation und Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktivität in 
Oesterreiche, Gutachten, dem Staatsamte für Landwirtschaft erstattet, Wien 
1919. Verlag Wilhelm Frick, Wien I. 
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in Vorbereitung. Nach den bisherigen Vorarbeiten steht zu 
hoffen, daß nicht nach dem Muster anderer Staaten (Böhmen, 
Ungarn) eine mechanische Obergrenze als zulässiges Höchst- 
maß für Großbesitz eingeführt werden wird, eine Maßnahme, 
welche mangels jeder Anpassungsfähigkeit an die lokalen und 
agrikulturellen Verhältnisse des einzelnen Falles vorweg un- 
zweckmäßig wäre, sondern daß auch hier nach gewissen agrar- 
wirtschaftlichen Zweckmäßigkeitsrücksichten vorgegangen werde. 
In erster Linie wird man nach den offiziellen Eıklärungen im 
Entwurfe bestrebt sein, jene Besitzungen der Allgemeinheit 
dienstbar zu machen, welche durch ihre Lage, Größe und sonstige 
Beschaffenheit für die Versorgung von Großstädten und Indu- 
striezentren von besonderer Bedeutung sind. Namentlich in der 
Umgebung von Wien wäre dies von hoher Wichtigkeit. Ferner 
sollen jene landwirtschaftlichen Großgrundbesitze, welche nicht 
entsprechend bewirtschaftet werden, einer produktiveren Be- 
wirtschaftung dadurch zugeführt werden, daß entfernt gelegene 
Außenschläge, z. B. ein abgelegener Maierhof, von dem Gesamt- 
besitz abgetrennt und einem Landwirte zur selbständigen Be- 
'wirtschaftung übergeben wird. Insbesondere sollen auch bei 
Großbesitzen, die ganz oder teilweise in Parzellenpacht aus- 
gegeben sind, die Pächter unter gleichzeitiger Zusammenlegung 
der Grundstücke zu Eigentümern gemacht werden, da in solchen 
Fällen der Großbesitz vom Inhaber offenbar bloß als Kapitals- 
anlage betrachtet wird, ohne daß sich dieser selbst dabei land- 
wirtschaftlich betätigt. 

Dagegen ist auf dem Gebiete der Wiederbesiedelung bereits 
ein Sondergesetz im Zuge der Sozialisierungsaktion erschienen 
(vom 31. V. 1919 StGBl. 310, mit Vollzugsanweisung vom 
31. VIIL 1919 StGBl. Nr. 446), welches für die Agrarreform in 
Deutsch-Oesterreich von größter Bedeutung werden kann (am 
27. VII. 1919 in Wirksamkeit getreten). Speziell in Deutsch- 
Oesterreich hat die Bauernlegung in den letzten Jahrzehnten 
des 19. Jahrhunderts einen bedeutenden Umfang angenommen 
und außerordentlichen Schaden gestiftet ??). Sie hatte eine 
wesentliche Verringerung der Getreide-, Vieh- und Milchproduk- 





9) So wurden allein in 3 Gerichtsbezirken in Niederösterreich (Aspang, 
Gaming, Gutenstein) in der Zeit von 1893 bis 1905 216 Bauerngüter mit run: 
16 000 ha gelegt. Aehnliche Verhältnisse herrschen in Oberösterreich und Steier- 
mark, nur in Tirol und Vorarlberg steht die Sache besser. 

g*® 
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tion und damit eine Erschwerung der Versorgung für die Städte 
und Industrieorte zur Folge. Die in den betreffenden Gebieten 
gelegenen Märkte gingen zum Schaden der Landgemeinden und 
ihres Haushaltes rasch zurück und eine erschreckende Ent- 
völkerung und Verödung ganzer Täler in den Alpen trat ein. 
Der Aufkauf bäuerlicher Liegenschaften zur Schaffung großer 
Jagd- und Forstkomplexe wurde seitens kapitalistischer Kreise 
hauptsächlich in den zur Hochwildhegung geeigneten gebirgigen 
Lagen betrieben, indem mehrere Bauerngüter zusammengekauft, 
die Wohn- und Wirtschaftsgebäude abgerissen oder dem Verfalle 
preisgegeben wurden, die landwirtschaftlichen Kulturen aber 
mit Ausnahme der für das Wildheu notwendigen Wiesen auf- 
gelassen und aufgefoıstet wurden. Die vorhandenen Alpen 
wurden zugleich mit der Verminderung des Rinderstandes und 
damit des Auftriebes verlassen und verwilderten. 
Gegenstand der Wiederbesiedelung sollen land- und forst- 
wirtschaftliche Grundstücke sein, welche früher ein selbständiges 
Bauerngut oder Häusleranwesen gebildet haben, seit dem 1. I. 
1870 (sohin greift das Gesetz fast auf 50 Jahre zurück) entweder 
zu Jagdzwecken, Luxuszwecken (Anlage von Parks, Tiergärten) 
verwendet oder aus spekulativen Gründen (Holzabstockung) 
anderweitig benutzt wurden oder Bestandteile eines forstwirt- 
schaftlichen Betriebes geworden sind oder endlich mit einem 
landwirtschaftlichen Besitze, der hierdurch das Ausmaß eines 
Bauerngutes überschreitet, vereinigt wurden. Solche im Wege 
der »Bauernlegung« ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung ent- 
zogene Grundstücke können im Enteignungswege ihrem gegen- 
wärtigen Besitzer abgenommen und der Wiederbesiedelung als 
»Bauerngut« oder »Häusleranwesen« zugeführt werden ?4}. Wie 
ersichtlich, handelt es sich also hier nur um eine auf die Fälle 
früherer Bauernlegung beschränkte Enteignung von Großbesitzen, 


st) Interessant ist hiebei, wie da: Gesetz den Begriff des Bauerugutes oder 
Häusleranwesens umschreibt. Wenn die Gesamtheit der Grundstücke, welche 
zur Zeit der Legung in einer Hand vereinigt waren und einem einheitlichen 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebe dienten, keinen größeren Durchschnitts- 
e:trag als das 6 fache des zur Erhaltung einer Familie von 7 Köpfen Erforder- 
lichen abwirft, so soll sie als Bauerngut, wenn aber der Durchschnitts- 
ertrag das 2 fache des zur Erhaltung einer Familie von 7 Köpfen Erforderlichen 
nicht überstieg, als Häusleranwesen angesehen werden. Ob diese 
Daten aus einer weit zurückliegenden Zeit heute sich noch feststellen lassen, 
ferner ob dieses Kriterium überhaupt zur Abgrenzung hinreicht, mag wohl 
dahingestellt bleiben. 


Aro iae aa 
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die außerdem nur dann Platz greifen soll, wenn die aus diesem 
Titel abgetrennten Flächen wirtschaftlich sich zur Wiederanlage 
einer landwirtschaftlichen Kultur eignen ?5). Zu diesem Zwecke 
haben die Gemeinden und landwirtschaftlichen Fachkörper- 
schaften binnen einer angemessenen Frist die Grundflächen, 
welche sich zu einer Wiederbesiedelung eignen, der Agrarlandes- 
behörde in einem gemeindeweise angelegten Verzeichnisse mit- 
zuteilen. Die Eigentümer sind von der Aufnahme in das Ver- 
zeichnis zu verständigen und besitzen ein Einspruchsrecht gegen 
die Aufnahme, über welches dann die Landesagrarbehörde ent- 
scheidet. Schon vom Tage dieser Verständigung an darf der 
Grundeigentümer bzw. Fruchtnießer oder Pächter der betreffen- 
den Grundstücke bei sonstiger Strafe keine Veränderungen, 
welche ihren Kulturstand oder Wert tangieren, vornehmen. 

Das Eigentümliche und gewiß Anfechtbare an den Be- 
stimmungen des neuen Gesetzes ist wohl darin gelegen, daß 
der auf diese Art einmal in das »Verzeichnis« aufgenommene 
Grundbesitzer unter der fortdauernden Gefahr der Enteignung 
hinsichtlich der im Verzeichnis näher bezeichneten Grundstücke 
steht, bis seitens eines geeigneten Uebernahmewerbers ein 
Antrag auf Enteignung der letzteren gestellt wird. Wie erfahren 
nun die Uebernahmewerber von dem Vorhandensein solcher 
zu Wiederbesiedelung bestimmter Grundstücke? Die Aufforde- 
fung zur Bewerbung ist nach dem Gesetze zugleich mit den von 
der Agrarlandesbehörde richtig gestellten Verzeichnissen in den 
Gemeinden, in welchen solche Grundstücke liegen, kund- 
zumachen. Da das wichtigste für jede erfolgreiche Besiedelungs- 
aktion vor allem die genügende Publizität der Besiedelungsfälle 
in den hierfür in Betracht kommenden Kreisen ist, ordnet aller- 
dings erst die Vollzugsanweisung noch an, daß diese Kund- 
machungen auch in den amtlichen Zeitungen und den Fach- 
blättern zu verlautbaren sind. Das Staatsamt für Land- und 
Forstwirtschaft hat sodann ein Sammelverzeichnis für ganz 
Oesterreich zu führen. Erst wenn durch 3 Jahre nach Kund- 
machung der Aufforderung zur Stellung von Enteignungsanträgen 





33) Keine Anwendung finden die Enteignungsbestimmungen auf Grund- 
stücke, die im Gebiete einer städtischen Gemeinde liegen, sich im Eigentum 
oder in der Verwaltung einer gemeinnützigen Anstalt oder einer Genossenschaft 
für landwirtschaftliche Zwecke befinden oder dem öffentlichen Verkehr (Eisen- 
bahnen, Straßen, Kanäle, Wasserbauten) oder gewerblichen, industriellen, 
Bergbauzwecken dienen oder endlich mit Wohnhäusern verbaut sind. 
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bezüglich eines in das Verzeichnis aufgenommenen Grundstückes 
kein Enteignungsantrag gestellt oder ein solcher von der Agrar- 
landesbehörde abgewiesen wurde, ist das Grundstück im Verzeich- 
nisse zu löschen. All dies dürfte natürlich kaum anregend wirken, 
diese Grundstücke in der Zwischenzeit auch nur in der bisherigen 
Art weiter zu bewirtschaften, mag auch dem Besitzer, wie oben 
erwähnt, eine diesbezüglich unter Strafsanktion gestellte Pflicht 
obliegen. Es von dem willkürlichen Umstande abhängig zu 
machen, ob und wann sich ein Bewerber findet, um die angedrohte 
Enteignung wirklich durchzuführen, erscheint wenig zweck- 
mäßig. Hier zeigt sich eben die notwendige Unvollständigkeit 
einer auf bloBe »Wiederbesiedelung« beschränkten Aktion. Denn 
diese müßte stets ihre logische und auch sachlich vom agrar- 
politischen Standpunkte unbedingt gebotene Ergänzung durch 
eine staatliche Innenkolonisationsaktion er- 
halten. Wäre letzteres der Fall, dann würde die Enteignung der 
seinerzeit gelegten Bauerngüter und Häusleranwesen, die wirt- 
schaftliche Zweckmäßigkeit stets vorausgesetzt, unter allen 
Umständen, ob nun gerade ein Anwärter vorhanden ist 
oder nicht, erfolgen können, in Ermangelung eines Anwärters 
(bei entsprechender Publizität würde es übrigens an einem solchen 
nie mangeln) vorläufig zugunsten des Staates, welcher dann 
diesen Grund und Boden ebenso wie andere für Innenkoloni- 
sationszwecke verfügbar gemachte Grundstücke nach den für 
letztere geltenden Grundsätzen (zu Rentengutsrecht, Erbpacht 
u. dgl.) an die hier wahrlich nicht geringe Zahl von Anwärtern 
zu vergeben hätte. Irgendwelche Beschränkungen dieser Be- 
werbung nach Landes- oder Gemeindeangehörigkeit innerhalb 
Deutsch-Oesterreichs hat übrigens auch bereits nach dem Wieder- 
besiedelungsgesetz nicht stattzufinden, nur daß deutsche Volks- 
zugehörigkeit vorausgesetzt wird und deutsch-österreichische 
Staatsbürger den Vorzug genießen 28). Würde aber die »Wieder- 


mn nn — mn 


16) Die Bedingung deutscher Volkszugehörigkeit ist mit Rücksicht auf 
die nicht unbedeutenden tschechischen Minoritäten in Wien und einigen Ge- 
meinden Niederösterreichs von praktischer Bedeutung. Andererseits kommen 
auch deutsche Auswanderer aus dem nunmehrigen Gebiete der anderen National- 
staaten der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie in Betracht. Ferner 
können auch Agrargemeinschaften und Genossenschaften für landwirtschaft- 
liche Zwecke, gemeinnützige Siedlungsgesellschafien, Gemeinden, Bezirke, sowie 
Land oder Staa: »für Zwecke der Förderung der Landeskultur, Wohltfahrts- 
und Heimatspflege« in Bewerbung treten. Selbstverständliche weitere Voraus- 
setzungen sind: Vollgenuß der bürgerlichen Rechte, dann daß der Bewerber 
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besiedelung« mit einer allgemeinen Siedlungsaktion (Neusiedlung 
auf hierfür verfügbar gemachtem, geeignetem und noch nicht 
intensiv landwirtschaftlich bebautem Grunde) verbunden, dann 
könnte die Enteignung seinerzeit gelegter Grundstücke unter 
allen Umständen innerhalb einer kurzen, von vornherein fest- 
gesetzten Frist (im Bedarfsfalle zunächst zugunsten des Staates) 
erfolgen, worauf die Vergebung an einen geeigneten Anwärter 
(insbesondere Heimkehrer landwirtschaftlichen Berufes, Offi- 
ziere) unter den wesentlich erleichternden und die Betriebs- 
führung sichernden Bestimmungen eines Heimstättengesetzes 
stattzufinden hätte. Statt dessen wird im Wiederbesiedelungs- 
gesetze die tatsächliche Durchführung auch der sachlich ge- 


botenen und völlig gerechtfertigten Enteignung von dem »An- 


trage eines geeigneten Bewerbers« abhängig und damit gleichsam 
zu einer Interessenangelegenheit dieses letzteren gemacht. 

Das Enteignungsverfahren wird durch den Antrag des sich 
meldenden Bewerbers bei der Agrarlandesbehörde eingeleitet. 
Im Falle sich mehrere melden, haben Kriegsteilnehmer, ins- 
besondere Kriegsbeschädigte und Ausgezeichnete, dann Witwen 
und Waisen nach solchen, Väter kinderreicher Familien, der 
Seinerzeitige Eigentümer des gelegten Gutes bzw. dessen Nach- 
kommen, der bisherige Pächter den Vorzug, wobei unter gleichen 
Voraussetzungen immer die Enteignung zugunsten desjenigen 
zu verfügen ist, welcher größere Gewähr für erfolgreiche Be- 
wirtschaftung bietet. Von dem gestellten Enteignungsantrage, 
der im Grundbuche vorgemerkt wird, ist wieder der Eigentümeı 
der Grundstücke zu verständigen. Ihm obliegt es nun, sich 
über die entgeltliche Abtretung der letzteren mit dem Ent- 
eignungswerber ins Einvernehmen zu setzen, widrigenfalls der 
Uebernahmepreis im Schätzungswege von der Landesagrarbehörde 
festgestellt wird. Der Uebernahmepreis ist derart festzusetzen, 
daß der Erwerber auf seinem Wirtschaftsbesitz wohl bestehen 
kann, im allgemeinen unter Zugrundelegung des 25 fachen des 
durchschnittlichen Reinertrages nach dem Kulturzustande der 
zu enteignenden Grundstücke zur Zeit der Enteignung und unter 
Annahme normaler Preisverhältnisse. Das sohin von der Agrar- 
landesbehörde gefällte Enteignungserkenntnis verliert seine Wirk- 
samkeit, wenn der Enteignungswerber nicht binnen 6 Wochen 


—— 


nicht schon im Besitze eines Bauerngutes steht und als selbstbewirtschaftender 
Landwirt alle erforderlichen Eigenschaften eines solchen hat. 
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nach seiner Rechtskraft die grundbücherlicher Durchführung 
beantragt und die Erfüllung der Bedingungen, zu denen die 
Enteignung erkannt wurde, nachweist. 

Daß hier im Unterschiede von den sonstigen Sozialisierungs- 
gesetzen, die auf wirtschaftliche Rückwirkungen gar keine Rück- 
sicht nehmen, nicht an eine Enteignung ehemals gelegter Grund- 
stücke gedacht wird, wenn mit den enteigneten Grundstücken 
der wirtschaftliche Zweck erhöhter Produktion nicht erreicht 
werden kann, zeigt die Bestimmung, daß eine Enteignung vn- 
zulässig sein soll, wenn die Grundstücke nur unter Gefährdung 
der ordentlichen Bewirtschaftung des dem Eigentümer verbleiben- 
den Restgutes abgetrennt oder nur mit unverhältnismäßigen 
Kosten der Bewirtschaftung als selbständiges Bauerngut oder 
Häusleranwesen zugeführt werden können oder endlich, wenn sie 
weder für sich allein noch zusammen mit den Grundstücken, 
welche dem Enteignungsbewerber bereits gehören, den Bedingun- 
gen eines lebensfähigen Bauerngutes usf. entsprechen. Auch dann 
soll die Enteignung unterbleiben, wenn sie aus anderen Gründen 
(z. B. Verwendung als Naturschutzpark, Notwendigkeit der 
Waldanlage u. dgl.) volkswirtschaftlich nachteilig wirken würde. 
Wir sehen, daß hier in zweckmäßiger Weise (allerdings bedarf 
es hierzu einer entsprechend objektiven und verläßlichen Prüfung 
jedes einzelnen Falles) die Enteignung auf Fälle eingeschränkt 
wird, wo der hiermit angestrebte Zweck der dauernden Wieder- 
aufrichtung selbständiger landwirtschaftlicher Betriebe auch 
tatsächlich erreicht wird. Deshalb ist es auch vollständig zu 
billfgen, daß nach dem Gesetze an Stelle getrennt liegender Grund- 
stücke des seinerzeit gelegten Gutes auch andere angrenzende 
und geeignete Grundstücke des bisherigen Eigentümers behufs 
Arrondierung enteignet werden können, dann, daß sich die Ent- 
eignung auch auf Wohn- und Wirtschaftsgebäude, Wälder, 
Weiden, Alpen, die zu dem gelegten Gute gehörten, sowie auf 
die damit verbundenen Anteilsrechte an agrargemeinschaftlichen 
Grundstücken zu erstrecken hat. Allerdings ist zu bedenken, 
daß die Wiederbesiedelungsaktion auf die Veränderungen wäh- 
rend eines halben Jahrhunderts (bis zum Jahre 1870) zurück- 
greift, also häufig die Feststellung des ursprünglichen Zustandes, 
ebenso wie seine Wiederherstellung nicht nur ziemlich schwer, 
sondern auch unter Umständen mit unnötigen Härten verbunden 
sein kann. 
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Ueber die bloße Enteignung der gelegten Grundstücke 
hinaus und damit über seinen ursprünglichen Rahmen geht 
wohl auch die weitere Bestimmung des Gesetzes, daß die Ent- 
eignung auch auf das erforderliche Bauholz zur Herstellung der 
Wohn- und Wirtschaftsgebäude ausgedehnt werden kann oder 
daß, wenn die Wälder, Weiden, Alpen und Gemeinschaftsrechte, 
die seinerzeit Bestandteile des gelegten Gutes bildeten, infolge 
grober wirtschaftlicher Fahrlässigkeit« des Eigentümers nicht 
mehr als solche benützbar sind oder wenn sie inzwischen in das 
Eigentum eines Dritten übergegangen sind, an deren Stelle 
andere geeignete Grundstücke dieser Art enteignet werden 
können. Ebenso können dem gegenwärtigen Grundbesitzer an 
Stelle von Gemeinschaftsrechten, deren Aufrechterhaltung 
wirtschaftlich nicht zweckmäßig wäre, andere Grundstücke 
enteignet werden. Ja es kann der gegenwärtige Besitzer, wenn 
die betreffenden seinerzeit von Vorbesitzern ‚gelegten landwirt- 
schaftlichen Grundstücke durch Aufforstung der landwirtschaft- 
lichen Kultur entzogen wurden und diese Aufforstung nach dem 
Forstgesetze oder sonst volkswirtschaftlich nicht gerecht- 
fertigt war, ferner ihre Wiedergewinnung für die Landwirtschaft 
nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich wäre, dazu ver- 
halten werden, andere geeignete Grundstücke als Ersatz 
vorzuschlagen. Hat er keine solchen, so ist er zur Entrichtung 
eins Geldbetrages im zofachen des Katastralrein- 
ertrages der betreffenden Grundflächen verpflichtet. In allen 
diesen Fällen schreitet das Gesetz zweifellos weit über die bloße 
Rückentziehung des Eigentumes an den gelegten Grundstücken 
hinaus auch zu einer Rückgängigmachung der in Anwendung 
des bisher geltenden Privatrechtes vorgenommenen Verfügungen 
mit den letzteren vor, ja es zieht den gegenwärtigen Besitzer 
unter Umständen direkt vermögensrechtlich zu einer Schaden- 
ersatzleistung und Beihilfe bei der Wiederbesiedelung heran. 

Ob in allen diesen weit über den Rahmen bloßer Enteignung 
hinausgehenden Fällen nicht immerhin auf die im Gesetze unter- 
schiedenen, wohl völlig verschieden zu behandelnden Gründe 
der seinerzeitigen Vereinigung der wiederzubesiedelnden Grund- 
stücke hätte rückgegangen werden sollen, mag dahingestellt 
bleiben. Diese Gründe (Jagd-, Luxus-, Spekulationszweck, forst- 
wirtschaftliche Verwendung, Vergrößerung eines bestehenden 
landwirtschaftlichen Besitzes über das Ausmaß eines Bauern- 
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gutes) haben wohl ein ganz verschiedenes wirtschaftliches Ge- 
wicht. Vor allem können derart weitgehende »Wiederbesiedelungs- 
bestimmungen« trotz der vorgesehenen Kautelen (keine wirt- 
schaftliche Gefährdung des Restgutes) doch nachteilig bzw. 
als unbillige Härte wirken, wenn sie rücksichtslos gegenüber 
einem mittleren Besitz, der infolge der seinerzeitigen Vereinigung 
»über das Ausmaß eines Bauerngutes« hinausgeht und deshalb 
noch lange keiner der so viel angefeindeten Großbesitze sein 
muß, angewendet werden, zumal das Wort von der »Gefähr- 
dung der vorteilhaften, nachhaltigen Bewirtschaftung des Rest- 
gutes« ($ 8) wohl auch ein sehr dehnbarer Begriff ist. Sollte 
es ferner auch ganz ohne Bedeutung sein, welcher Art denn 
seinerzeit das »gelegte Bauerngut« oder »Häusleranwesen« war? 
Wenn dieses selber schon vollständig verfallen und lebens- 
unfähig war, wenn es vom früheren Besitzer durch schlechte 
Bewirtschaftung, Unfähigkeit usf. derart herabgebracht worden 
war, daß seine Einbeziehung in einen anderen lebensfähigeren 
Nachbarbesitz nur eine Verbesserung seiner wirtschaftlichen 
Produktivität bedeutete, daher volkswirtschaftlich durch- 
aus erwünscht war? Vollständig muß man in dem Gesetze 
das Eingehen auf die wirtschaftlichen Nebenumstände der seiner- 
zeitigen Vereinigung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke 
vermissen. Allerdings hätte man dann kaum auf eine so aus- 
gedehnte Spanne Zeit von 50 Jahren zurückgreifen können, 
aus welcher alle diese Nebenumstände heute kaum irgend ein- 
wandfrei sich feststellen ließen. ` Immerhin öffnet dieser Um- 
stand Härten und wirtschaftlichen Benachteiligungen des Mittel- 
und Großbesitzes zum Schaden der landwirtschaftlichen Produk- 
tivität Tür und Tor, mindestens müßte man daher eine vorsichtige 
Anwendung der Gesetzesbestimmungen, insbesondere eine von 
Verständnis für die Besonderheiten des einzelnen Falles ge- 
tragene Anwendung der Kautelen allseitiger volkswirtschaft- 
licher Zweckmäßigkeit der durchzuführenden Wiederbesiede- 
lung fordern ?°). i 


37) Ueber den eigentlichen Wiederbesiedelungszweck geht ferner die Be- 
stimmung hinaus, daß nicht nur ganze Komplexe ehemaliger Bauerngüter 
und Häuleranwesen, sondern auch einzelne land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke oder Anteilrechte an Agrargemeinschaften, welche früher den 
Bestandteil eines Bauerngutes gebildet haben, dann aber abgetrennt und in 
Jagd- oder Forstgründe umgewandelt wurden, zugunsten des betreffenden 
Bauerngutes wieder enteignet werden können. Dadurch dürfte es möglich 
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Das Wiederbesiedelungsgesetz repräsentiert sich im wesent- 
lichen als ein spezielles Enteignungsgesetz im Zuge der Soziali- 
sierungsaktion. Daher enthält es nur wenige und gewiß nicht 
zureichende Bestimmungen über die Art und Mittel der Wieder- 
besiedelung selbst, d. h. der Wiederaufrichtung eines Bauern- 
gutes auf dem enteigneten Grunde, über den Schutz und die 
E:haltung dieser neuen Betriebe, wie auch, da die Wieder- 
besiedelung nicht mit einer großangelegten und in einem Heim- 
stättengesetz allgemein geregelten Besiedelungsaktion verbunden 
wird, über das bestehende bürgerliche Recht hinausgehende neue 
Rechtsformen für die Wiederbesiedelungsgüter nicht zur Ver- 
fügung stehen. Insbesondere kann eine Errichtung zu Renten- 
gutsrecht, welche bei schwachen finanziellen Mitteln des Er- 
wırbers erwünscht wäre, nicht in Anwendung kommen. Was 
die eventuelle Vergebung des enteigneten Grundes zu Erbpacht- 
techt statt individuellem Eigentumsrecht anbelangt, eine Rechts- 
form, die finanziell die geringsten Anforderungen an den Er- 
werber stellt, so mangeln ebenfalls diesbezügliche Bestimmungen. 
Das Gesetz beschränkt sich nur darauf, statt der Enteignung 
des Eigentumsrechtes an den wiederzubesiedelnden Grundstücken 
auch eine zwangsweise Einräumung des Erbpachtrechtes an 
letzteren gegenüber dem gegenwärtigen Besitzer (der sodann 
nomineller Eigentümer bleibt) zu gestatten, wofür noch ge- 
sonderte Bestimmungen in Aussicht gestellt werden. Für dieses 
Institut des Erbpachtrechtes fehlen allerdings in Oesterreich 
derzeit noch entsprechende zivilrechtliche Bestimmungen. Die 
zwangsweise Einräumung der Erbpacht zu Zwecken der Wieder- 
besiedelung würde selbstverständlich die notwendige Konsequenz 
haben, daß dann das Wiederbesiedelungsgut nicht zu Eigentum, 
sondern zu Erbpachtrecht vergeben würde. Dagegen ist nichts 
einzuwenden, im Gegenteile für jede Besiedelungsaktion ist heute 
das Institut des Erbpachtrechtes, modernisiert und mit ent- 
sprechenden Kautelen gegen Begründung neuer Hörigkeits- und 


— 





werden, wesentlich zur Stärkung des kleinbäuerlichen Besitzes (Besitzfestigung) 
beizutragen, welcher im Laufe der Zeit gerade durch Abverkäufe für Jagd- 
zwecke starke Einbuße erlitten hat. Vermieden müßte es nur werden, daß 
die Bestimmungen des Gesetzes dazu benützt werden, um mit Gewinn und 
Ohne wirtschaftliche Zwangslage vorgenommene Abverkäufe von Grundstücken 
nun mala fide aus dem Titel der »Wiederbesiedelung« im Enteignungswege zu 
günstigen Bedingungen nach Willkür wieder rückgängig zu machen. (Siehe 
übrigens die $$ 27 und 37 der Vollzugsanweisung.) 
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Abhängigkeitsverhältnisse umgeben, eine unentbehrliche Ein- 
richtung. Nur muß sich die Frage, ob im gegebenen Falle zu 
Erbpachtrecht oder Eigentum vergeben werden soll, auch nach 
den Verhältnissen ds Anzusiedelnden, nicht nur nach 
den Verhältnissen des Enteignungsfalles, d.h. des bisheri- 
gen Besitzers richten. 

Die gesetzliche Fürsorge für das Wiederbesiedelungsgut 
beschränkt sich auf gewisse, im Grundbuch einzuverleibende 
Veräußerungs- und Belastungsverbote und ein Abstiftungsrecht 
gegenüber dem Erwerber. Wiederbesiedelungsgüter dürfen näm- 
lich durch 50 Jahre vom Tage der Einverleibung des Eigentums- 
rechtes des Enteignungswerbers an gerechnet, ohne Zustimmung 
der Agrarlandesbehörde an andere Personen als Ehegatten, 
Verwandte und Verschwägerte in auf- und absteigender Linie, 
Geschwister oder Miteigentümer durch Rechtsgeschäfte unter 
Lebenden weder ganz noch teilweise veräußert oder verpachtet 
werden. Hier fällt auf, daß also eine Veräußerung an den Mit- 
eigentümer gestattet wird. Eröffnet das nicht eine bequeme 
Möglichkeit, durch vorherige Anschreibung als Miteigentümer 
auch einen Verkauf an jeden beliebigen Dritten durchzuführen 
beziehungsweise das Genehmigungsrecht der Agrarlandesbehörde 
zu umgehen ? Des weiteren dürfen diese Wiederbesiedelungs- 
güteı ohne Zustimmung der letzteren weder belastet noch der 
Exekution oder Zwangsversteigerung unterzogen werden. Diese 
Bestimmung bedeutet allerdings eine durch die Sache gewiß 
gebotene, unter Umständen aber auch für den Erwerber und 
dessen Betriebs- und Aktionsfähigkeit recht nachteilige Ein- 
schränkung der Kreditfähigkeit, setzt überdies eine ständige 
Ueberwachungstätigkeit der Agrarlandesbehörde bezüglich sämt- 
licher in ihrem Sprengel befindlichen Wiederbesiedelungsgüter 
voraus. Diesum so mehr, als der Erwerber vom Gesetze verpflich- 
tet wird, »die enteigneten Grundstücke in zweckmäßiger und 
nachhaltiger Weise zu bewirtschaften, die Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude ordentlich instand zu halten und gegen Brand- 
schaden zu versichern, sowie in der »Regel auf dem geschaffenen 
behausten Wirtschaftskörper zu wohnen« Zu allen Verände- 
rungen, die über den ordentlichen Wirtschaftsbetrieb hinaus- 
gehen, hat er die Genehmigung der Agrarlandesbehörde ein- 
zuholen. Wieder drängt sich der Gedanke auf, daß hier ein 
verhältnismäßig großer Apparat (soll die ganze Aufsichts- und 
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Veberwachungstätigkeit ernstlich durchgeführt werden), für die 
doch selbstverständlich im Rahmen eines ganzen Landes wie 
vieler Bezirke nur sporadischen und mindestens weit voneinander 
abgelegenen Wiederbesiedelungsfälle aufgeboten werden muß, 
daß also um so mehr als weiterer Schritt die Schaffung eines 
Heimstättengesetzes und die allgemeine Innenbesiedelung auf 
dem für landwirtschaftliche Kultur geeigneten und mittelst der 
hierfür in Betracht kommenden Erwerbsarten (Abbau des Groß- 
grundbesitzes, Verwertung staats- und hofärarischer Gründe, 
Abtretung an Zahlungs Statt für die Vermögensabgabe usf.) 28) 
gewonnenen Grundflächen nachfolgen müßte, sollen nicht un- 
wirtschaftliche Kosten erwachsen. Dann wäre es auch nıöglich, 
an Stelle des rein bureaukratischen Apparates eine mit land- 
wirtschaftlichen Sachverständigen ausgestattete Organisation von 
Ansiedelungskommissionen zu setzen, welche ein wertvolles 
Zwischenglied gegenüber den Agrarbehörden bilden würden. 

Die Agrarlandesbehörde hat, wenn der Erwerber seinen 
Verpflichtungen bezüglich Bewirtschaftung, Belastungsverbot 
usf. nicht entspricht oder in Konkurs kommt, das Recht der 
Abstiftung und Enteignung zugunsten eines anderen geeigneten 
Bewerbers, außerdem auch das Recht zur Verhängung einer 
Geldstrafe bis zu 20 000 Kr. oder von Arrest bis zu 6 Monaten. 
Letztere Strafsanktion mutet in einem rein wirtschaftlichen 
Fürsorgegesetz etwas eigentümlich an. Hier kann man wohl 
nur mit den wirtschaftlichen Mitteln der Besitzentziehung, 
KreditverwWeigerung usf. wirken, die faktische Verhängung obiger 
Strafen könnte unter Umständen selbst bereits die Unmöglich- 
keit des Weiterbestandes nach sich ziehen. Sie werden daher 
vor allem die abschreckende Wirkung eines Drohmittels be- 
halten müssen. 

In engem Zusammenhange mit dem Belastungsverbote steht 
naturgemäß eine organisierte Fürsorge für die Kredit gewäh- 
rung. Hier sind die vorhandenen Gesetzesbestimmungen völlig 
unzulänglich bzw. müssen erst im Verordnungswege entsprechend 
ergänzt werden. Denn es heißt im Gesetze nur ganz allgemein, 
es sei »Vorsorge zu treffen, daß die Landeshypothekenanstalten 
oder sonstige, auf gemeinwirtschaftlicher Grundlage aufgebaute 
Kreditanstalten oder Fonds dem Enteignungswerber gegen 





8) Siehe die in einer früheren Anmerkung an erster Stelle zitierte Arbeit 
des Verfassers. 
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hypothekarische Sicherstellung unkündbare, in Annuitäten rück- 
zahlbare Darlehen bis zur statutenmäßigen Beleihungsgrenze 
bei Bürgschaftsleistung des Staates, eines Landes oder Fonds 
aber bis zur Beleihungsgrenze von 90, eventuell ausnahmsweise 
95% des Enteignungspreises gewähren«., In solchem Falle kann 
das Veräußerungs- und Belastungsverbot statt zugunsten der 
Agrarlandesbehörde zugunsten des Darlehensgebers mit Wirkung 
bis zur völligen Tilgung des Darlehens begründet werden. Wieder 
rechnet also das Gesetz ausschließlich mit dem Kapitalskredit 
bzw. der Kapitalshypothek, die immerhin dem Kreditnehmer 
eine schwerere Verzinsungs- und Tilgungspflicht auferlegt; da- 
gegen bleibt der für Besiedelungszwecke so bewährte Renten- 
kredit außer Betracht. 

Bezeichnend für den zweifellos guten Willen, doch die völlig 


unzulänglichen schwachen Verwirklichungsmittel des Gesetzes | 
ist aber speziell die darin in Aussicht genommene Schaffung 


eines Siedlungsfondes. Dieser soll nämlich ausschließ- 


lich — aus den nach diesem Gesetze verhängten Geldstrafen des 
Siedlungserwerbers und den vom enteigneten Vorbesitzer in 
gewissen Fällen (z. B. wirtschaftlich nicht gerechtfertigte Auf- 


forstung gelegter Grundstücke siche oben) zu entrichtenden 
einmaligen Geldbeträgen (Ablösungsbeträge, $ 19) gebildet wer- 


den und dann zur Gewährung von Krediten, Deckung der Kosten 
baulicher Herstellungen und Meliorationen auf den wieder- 
besiedelten Anwesen, sowie zur Beschaffung von Betriebsmitteln 











dienen. So zahlreich die löblichen Zwecke dieses Siedfungsfondes 


sind, so gering werden voraussichtlich seine Mittel sein. Denn 


hoffentlich wird die Wiederbesiedelungsaktion nicht allzuhäufig 
mit Geldstrafen arbeiten müssen, ebenso werden die Fälle, wo 
dem gegenwärtigen Besitzer »Geldersätze« auferlegt werden 
müssen, ohne dem Gesetze und dem Wirtschaftsleben Zwang 


anzutun, nicht besonders zahlreich und ergiebig sein. Ein Sied- 
lungsfond, der etwas leisten soll — und das muß er unbedingt, 


da die Unterstützung mit Betriebsmitteln (Düngemittel, land- 


wirtschaftliche Maschinen, Betriebseinrichtung, Meliorations- 


zuschüsse usf.) geradezu eine conditio sine qua non aller auf 


gesicherter Grundlage operierender Wiederbesiedelungen ist —, 





muß unbedingt einen größeren öffentlichen Kredit zur Ver- 
fügung gestellt erhalten, der ja kein reiner Konsumtivkredit 


wäre, vielmehr wenigstens zum Teile, soweit es sich nicht um 


| 
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reine Zuschüsse zu Einrichtungs- und Baukosten handelt, rück- 
fließen würde ®). Auch hier wieder wäre es nur in Verbindung 
mit einer allgemeinen Innenbesiedelungsaktion möglich, eincn 
größeren, seinen Zwecken gewachsenen Fonds, z. B. im Wcge 
einer hierfür bestimmten, einzig mit Aussicht auf Erfolg reali- 
sierbaren Prämienanleihe zu schaffen. 


4 Die Errichtung von Volkspflegestätter. 


Das letzte der im Zusammenhange der gesamten Soziali- 
sierungsaktion in Deutsch-Oesterreich geschaffenen Gesetze hat 
einen ganz speziellen Fürsorgezweck, nämlich die Errichtung 
und Unterbringung von Volkspflegestätten. Es handelt sich 
wieder um ein besonderes Enteignungsgesetz, durch welches 
Schlösser, Paläste und andere Luxuswohnge- 
bäude samt Zubehör und Nebengebäuden, sofern sie nicht 
freiwillig für die gedachten Zwecke von ihren Eigentümern dem 
Staate zur Verfügung gestellt werden, im Enteignungswege in 
Anspruch genommen werden können. Ursprünglich war die völlig 
unentgeltliche Enteignung solcher Gebäude geplant. Dieser 
schwere Eingriff in die Eigentumsrechte, welcher eigentlich 
bereits eine Durchbrechung der bestehenden Privatrechtsordnung 
überhaupt mit allen Konsequenzen sich fortgesetzt steigernden 
Appells an die Gewalt statt an das Recht bedeutet hätte, wurde 
schließlich vermieden und an Stelle der unentgeltlichen Eigen- 
tumsentziehung für die Regel die entgeltliche Enteignung be- 
schlossen, allerdings mit einer Reihe von ziemlich weitgehenden 
Ausnahmen, so daß sich die ganze Bestimmung deutlich als 
ein Kompromiß der entgegengesetzten politischen wie recht- 
lichen Anschauungen darstellt. Die unentgeltliche In- 
anspruchnahme solcher Gebäude kann stattfinden, wenn sie 
erst nach dem ı. I. 1915 (bis 31. XII. 1919) anders als durch 
Erbschaft oder Vermächtnis, also z. B. im Kaufwege erworben 
wurden oder wenn die Gebäude innerhalb des letztvorausgegangc- 
nen Jahres (längstens ab ı. I. 1918) nicht oder nur unzulänglich 
benützt wurden oder endlich wenn die in Deutsch-Oesterreich 
heimatberechtigt gewesenen Eigentümer ihren Wohnsitz ins 





1) Im Ausschusse wurde der Antrag gestellt, dem Fonde einen Betrag 
von 50 Millionen Kronen zuzuweisen. Das "Gesetz enthält keine ziffernmäßi;,v 
Dotierung. 
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Ausland verlegt haben (Emigranten). In allen anderen Fällen 
erhalten die Eigentümer eine entsprechende Entschädi- 
gung, »wenn sie nachweisen, daß das Gebäude für ihre wirt- 
schaftliche Existenz von wesentlicher Bedeutung ist«. 

Da es sich wohl in aller Regel um Besitzer handelt, deren 
Existenz nicht gerade vom Besitze des einzelnen in Anspruch 
genommenen Schlosses abhängt, so könnte auf Grund dieser 
Bestimmungen doch in den meisten Fällen zur unentgeltlichen 
Enteignung oder richtiger Konfiskation geschritten werden. Der 
Vollzugsgewalt bzw. einer nach jeweiligen politischen Momenten 
schwankenden schärferen oder milderen Handhabung derartiger 
Gesetzesbestimmungen bleibt es überlassen, inwiefern Konfis- 
kation oder entgeltliche Erwerbung angewendet werden soll. 
Uebrigens sieht das Gesetz auch gleichsam eine »Ablösemöglich- 
keit« für die drohende Konfiskation oder Enteignung vor, in- 
dem dem Eigentümer freigestellt bleibt, innerhalb einer an- 
gemessenen Frist anderweitig für eine geeignete Unterbringung 
der projektierten Volkspflegestätten zu sorgen. 

Bei dieser Aktion handelt es sich in erster Linie um öffent- 
liche Heil- und Pflegestätten für Kriegsbeschädigte, Arbeits- 
invalide, Tuberkulöse usf., dann öffentliche Kinder- und Jugend- 
fürsorgestätten. Grundstücke und landwirtschaftliche Betriebe, 
welche zu derartigen in Anspruch genommenen Gebäuden ge- 
hören und für die Volkspflegestätten benötigt werden, können 
vom Staate ebenfalls, jedoch nur gegen eine nach dem Ertrags- 
werte der betreffenden Liegenschaften zu berechnende Ent- 
schädigung in Anspruch genommen werden. Ob hier nicht eine 
volkswirtschaftlich schädliche Kollision mit dem öffentlichen 
Interesse an ungeschmälerter landwirtschaftlicher Produktion 
eintreten kann, sei nur nebenbei bemerkt. Interessant ist auch, 
daß der Eigentümer des »Luxuswohngebäudes«, wenn es Sitz 
eines mit ihm verbundenen land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebes ist und der Eigentümer es dauernd bewohnt hat, auch 
weiterhin Anspruch auf die »nach der Kepfzahl seiner Familie 
und des notwendigen Hauspersonals erforderlichen Wohnräumes 
haben soll, wenn ihm dafür nicht ohnehin andere geeignete 
Gebäude zur Verfügung stehen. Was hierbei überhaupt als 
»Luxuswohngebäude« angesehen werden soll, wird allerdings 
nirgends gesagt. Schließlich ist jeder Herrensitz eines größeren 
landwirtschaftlichen Gutes in aller Regel schloßartig gebaut, 

® 
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so daß die Entziehung der Wohnsitze in solchem Falle zugleich 
zu einer Störung des Betriebes größerer landwirtschaftlicher 
Güter überhaupt führen würde. 

Die Entscheidung darüber, welche Gebäude, Grundstücke 
und landwirtschaftlichen Betriebe im Sinne des Gesetzes in 
Anspruch genommen werden sollen, steht der Staatsregierung 
(Staatsamt für soziale Verwaltung) nach freiem Ermessen zu. 
Durch ein Jahr vom Tage der Entscheidung an dürfen im all- 
gemeinen die bisherigen Eigentümer dieser Gebäude, sofern 
die Staatsregierung nicht für ihre sonstige angemessene Unter- 
bringung sorgt, noch »die bisher tatsächlich bewohnten Räume 
in einem der Kopfzahl der Familie entsprechenden Ausmaß 
weiter benützen«. Wieder steht völlig dem freien Ermessen und 
damit der Vollzugsgewalt frei zu bestimmen, was als ein ent- 
sprechendes Ausmaß angesehen werden soll. Daraus läßt sich 
erkennen, daß dieses Gesetz, allerdings unter dem Gesichtspunkte 
des vorherrschenden öffentlichen Interesses, in viel weiterem 
Maße als je irgendein Steuergesetz in die Verwendungs- und 
Verfügungsfreiheit des Eigentümers eingreift. 

Ausgenommen von der Inanspruchnahme bleiben nur solche 
Luxuswohngebäude, deren unveränderte Erhaltung wegen ihres 
hohen Wertes als Bauwerk oder wegen ihrer künstlerischen 
Innenausstattung im allgemeinen öffentlichen Interesse gelegen 
ist. Auch darüber dürften im Einzelfalle wohl die Meinungen 
stark auseinandergehen und wieder ein Konflikt der entgegen- 
stehenden Interessen eintreten, des Sozialen an der Errichtung 
einer Volkspflegestätte und des Künstlerischen an der unver- 
änderten Erhaltung eines Kulturgutes. Die Möglichkeit der 
staatlichen Inanspruchnahme wird gesetzlich bis 31. XII. ıgı9g 
eingeräumt, doch genügt, daß bis zu diesem Zeitpunkte die 
Zulässigkeit der Inanspruchnahme« im Sinne des Gesetzes 
grundbücherlich angemerkt wurde. Ein Termin für die Ent- 
scheidung der Staatsregierung, welche auf Grund des Antrages 
einer Landeskommission (zusammengesetzt aus Vertretern der 
Landesregierung, der künstlerischen Vereinigungen usf.) gefällt 
wird, ist im Gesetze nicht vorgesehen. Dies ist zweifellos ein 
schwerer Mangel, da es eine völlige Ungewißheit und Rechts- 
unsicherheit für den bisherigen Eigentümer zur Folge hat. Da- 
gegen ist letzterer schon vom Tage der Kundmachung des Gesetzes 
bis zum 31. XII. ıgıgoder, wenn bis dahin bloß die Anmerkung 
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der Inanspruchnahme erfolgte, bis zur tatsächlichen Uebernahme, 
eventuell der wieder erfolgten Löschung der Anmerkung zur 
ordnungsmäßigen Verwaltung der Realität verpflichtet und auch 
bereits in seinem Verfügungsrechte beschränkt. Denn alle Ver- 
fügungen, welche über den Rahmen der ordentlichen Verwaltung 
oder Betriebsführung hinausgehen, kann er bei sonstiger persön- 
licher Haftung nur mehr mit Zustimmung der Landeskommission 
vornehmen. Andererseits steht dem -früheren Eigentümer oder 
seinen Erben auch ein Wiedereinlösungsrecht zu, wenn die 
Realität späterhin nicht mehr als Volkspflegestätte oder Wohl- 
fahrtsanstalt verwendet wird. 

Es kann keinem Zweifel begegnen, daß dieses Gesetz, aller- 
dings um eines durch die traurigen Folgen des Krieges für die 
Allgemeinheit außerordentlich wichtig gewordenen Zweckes willen, 
aufs denkbar tiefste in die private Rechtssphäre eingreift und 
aufs schärfste den Sieg des öffentlichen Interesses über entgegen- 
stehende Individualinteressen darstellt. Volkswirtschaftlich, von 
juristischen Rücksichten ganz abgesehen, werden die nach- 
teiligen Rückwirkungen eines solchen Gesetzes dann noch am 
geringsten fühlbar sein, wenn es wirklich, wie ein Schlußparagraph 
anordnet, »im einzelnen Falle nach Grundsätzen der Billigkeit« 
angewendet wird und wenn hierbei namentlich auf die ebenfalls 
im Allgemeininteresse liegenden Produktionsaufgaben der land- 
wirtschaftlichen Großbetriebe und die Bedeutung und Wichtig- 
keit selbstbewohnter Betriebssitze auf diesen Bedacht genommen 
wird. Sonst würde dieses Gesetz in bedauerlichster Weise die 
. wichtigen Funktionen, welche letztere vom Standpunkte der 
Ernährung und Güterversorgung zweifellos zu erfüllen haben, 
außerordentlich erschweren. 

Damit erscheint unsere Untersuchung über die Soziali- 
sierungsaktion in Deutsch-Oesterreich abgeschlossen. Bei dem 
traurigen Tiefstande des ganzen Wirtschaftslebens nach dem 
Kriege kann nicht eindringlich genug betont werden, daß wich- 
tiger als organisatorische Veränderungen der Wirtschaftsformen 
und Durchsetzung bestimmter, von außerwirtschaftlichen Mo- 
menten getragener Programmpunkte vor allem ehestens ein- 
setzende rastloseArbeitallerBevölkerungsschich- 
ten ohne Unterschied zur Gesundung und zum Wiederaufbau 
nottut, eine Arbeit, welche Unternehmer, Landwirte, geistige und 
manuelle Lohnarbeit zu gemeinsamer Anspannung ver- 
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einen müßte. Die Sozialisierung stellt in Deutschland wie-Deutsch- 
Oesterreich eine neue Form dar für diese gesellschaftliche 
Arbeit, den Inhalt aber müßte dieser Form die willfährige, nicht 
bloß auf Lohn und Gewinn oder Verkürzung der Arbeitszeit, 
sondern auch auf einen Enderfolg für die Gesamtheit bedachte 
Arbeit aller Beteiligten geben. Möge die Sozialisierung mit 
Vorsicht durchgeführt nicht Wege des Wiederaufbaues ver- 
schütten, nicht verschüchternd wirken und einen Kampf ein- 
seitiger partikularistischer Interessenpolitik in, der Verwaltung 
der »sozialisierten« Unternehmungen wachrufen, möge sie dem 
Handel und vor allem auch der Beteiligung am Welthandel und 
Weltverkehre keine Hemmnisse bereiten, sondern mit ihm und 
für ihn arbeiten — dann könnte ihr an sich gesundes demo- 
kratisches Prinzip innerhalb der durch Natur und Wirtschafts- 
leben vorgezeichneten, nicht ohne Schaden für die Allgemein- 
heif zu verletzenden Schranken auch wirtschaftlich gute Früchte 
tragen. 
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Die Entwicklung der englischen Betriebs- und 
Wirtschaftsverfassung. 


Von 


` ` TONI KASSOWITZ. 

Die Kriegsjahre haben als ein starker Antrieb auf die eng- 
lische Arbeiterbewegung gewirkt. Drei Umstände waren es 
besonders, die frühere Bestrebungen verstärkten und neue Aus- 
blicke eröffneten: die Hochkonjunktur in der englischen Kriegs- 
industrie, die neue nationale Geltung der Arbeiter als umworbene 
Glieder einer siegreichen Armee und die ganz neue Rolle, die 
der Staat in der Betriebsorganisation einiger wichtiger Industrie- 
zweige und in der Wirtschaftspolitik überhaupt zu spielen begann. 
Diese starken Kriegsimpulse trafen in England eine hochorgani- 
sierte Arbeiterschaft, deren Kampftradition sich auf eine über 
1oo Jahre alte Entwicklung erstreckt, ohne sich je in theoretische 
Dogmen verstrickt zu haben; und sie wirkten innerhalb eines 
reifen politischen Organismus, dessen Regierungsmaßnahmen 
seit vielen Generationen auf dem lebendigen Interesse und der 
tätigen Mitarbeit immer weiterer Kreise der von politischer Be- 
gabung erfüllten Volksgesamtheit beruhen. Wir haben daher allen 
Grund, die lebhaften sozialen Erscheinungen im gegenwärtigen 
England mit großer Aufmerksamkeit zu verfolgen, um so mehr 
vielleicht, als ihm trotz der Weltkatastrophe die revolutionslose 
Stetigkeit der Entwicklung bis jetzt erhalten geblieben ist. 
Es erscheint von höchster Bedeutung, daß die weiteren sozialen 
Ereignisse in einem Lande, das noch immer, wie in der Geschichte 
der vergangenen 150 Jahre, das Vorbild sozialer Gestaltungen 
in unserem Kulturkreis zu werden verspricht, uns möglichst 
bald wieder vertraut und deutbar werden. 
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In der durch den Krieg angeregten sozialen Entwicklung 
erscheint zunächst in allen kriegführenden Ländern das ge- 
änderte Verhältnis des Staates zur Wirtschaft besonders be- 
achtenswert. Im Kriege ist wohl die erste, liberale Form der 
kapitalistischen Wirtschaft, in der die Arbeiterschaft ein bloßer 
sachlicher Produktionsfaktor neben Kapital und Naturkraft 
und der Staat in eine wirtschaftlich neutrale Sphäre gebannt 
war, endgültig zusammengebrochen. Aber auch mit dem un- 
gezügelten Kampf zwischen Kapital und Arbeit scheint es nun 
in Europa zu Ende zu gehen. Zu den zwei wetteifernden Mächten 
hat sich unversehens eine dritte gesellt, teils mit schiedsrichter- 
licher, teils aber auch mit eigenmächtiger Gewalt: der Staat 
als Exponent der wirtschaftlichen Gemeinschaftsinteressen der 
Volksgesamtheit. Dieses Hinzutreten des dritten Wirtschafts- 
faktors darf vielleicht als ein Ergebnis dieses Krieges bezeichnet 
werden; denn die frühere sozialpolitische und wirtschaftspolizei- 
liche Tätigkeit des Staates hatte noch nicht die grundsätzliche 
wirtschaftliche Bedeutung, daß die Antithetik von Kapital und 
Arbeit durch die Herausbildung eines neuen dreifältigen Ver- 
hältnisses gegenseitigen Gleichgewichtstrebens aufgelöst wurde. 
Erst die zentrale Problemstellung der Nachkriegszeit, die sich 
allmählich jedem einzelnen Wirtschafter aufdrängt — das un- 
geheuer nachdrückliche Hervortreten des volkswirtschaftlichen 
Produktionsproblems in der Gestalt der staats- 
finanziellen Aufgaben und der Preis- und Währungsfragen — 
erzwingt nunmehr ständig die praktische einheitliche Erfassung 
der Volkswirtschaft. Damit ist der Staat als Verwalter der 
Gemeinschaftsinteressen auf absehbare Zeit dauernd in die 
Wirtschaft verflochten. 

Dieses Problem der Entwicklung eines neuen Teilhaber- 
schaftsverhältnisses zwischen Kapital, Arbeit und Staat am 
Wirtschaftsprozeß scheint in verwandtschaftlicher Aehnlichkeit 
und individueller Eigenart zahlreichen einzelnen Erscheinungen 
in England wie in Deutschland zugrundezuliegen. Doch muß 
für England eine zutreffende Darstellung der neuen Erschei- 
nungen viel vorsichtiger zu Werk gehen, weil hier alles mehr durch 
Gewohnheitsrecht heranwächst als durch umgrenzte Taten ge- 
setzt wird und weil gerade der Ausdehnung des staatlichen 
Machtbereiches in England die ganze eingeborene Neigung aller 
Schichten der Bevölkerung zur freien gesellschaftlichen Be- 
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tätigung hemmend und verschleiernd entgegenwirkt. Gerade 
wegen dieser liberalen Widerstände ist aber das Emporkommen 
des staatlichen Elementes im modernsten Stadium der englischen 
Wirtschaft besonders interessant, weil hier dadurch gewisser- 
maßen rein hervortritt, was dem kapitalistischen Wirtschafts- 
system durch den Weltkrieg an notwendigen Organisations- 
tendenzen hinzugefügt worden ist. i 

Auf dem Kontinent hat die machtsteigernde Wirkung des 
Krieges auf die Staatsgewalt verhältnismäßig wenig gesellschaft- 
liche Widerstände gefunden. In Deutschland und Oesterreich 
und, soweit wir sehen, auch in Frankreich und Italien wurde 
die Leitung der Kriegswirtschaft auch in ihren sozialen Folge- 
erscheinungen dem Staate überantwortet. Früher angesponnene 
Fäden sozialer Entwicklung wurden abgerissen, neue Beziehungen 
angeknüpft. So stockte zum großen Teil der gewerkschaftliche 
Kampf gegen die Front des Unternehmertums und der Staat 
trat immer mehr als Kampf- und Kontraktpartner auf. Die 
durch die Kriegsleistungsgesetze vorgeschriebenen Arbeiter- und 
. Angestelltenausschüsse der Kriegsbetriebe wurden in Deutsch- 
land und Oesterreich die Zellen, aus denen sich nach Kriegs- 
schluß wesensneue Bildungen zu öffentlich-rechtlichen Körper- 


schaften entwickeln sollten: den Betriebs- und Wirtschaftsräten, 


durch die die mitteleuropäischen Arbeiter sich, immer im Rahmen 
staatlicher Gesetzgebungsakte, die aktive Teilhaberschaft an 
der Leitung des Produktionsprozesses erwerben wollen. 

In England geht die Entwicklung in weniger einfachen 
Zügen vor sich. Auch während des Krieges sind, trotz erstaun- 
licher Konzessionen an die Staatsgewalt, die eigentlichen kon- 
struktiven Impulse aus der Mitte der Gesellschaft hervorgegangen 
und entwickeln sich frei weiter. 

Als während des Krieges, besonders seit der zweiten Hälfte 
von IgI5, da man begann, auch in England die Kriegsaufgaben 
ernst zu nehmen, der Staat sich energisch in die Wirtschaft 
einmischte, zeigten sich die Arbeiter der Munitionsindustrien an- 
fangs zu bedeutenden sozialpolitischen Konzessionen bereit. So ver- 
zichteten sie nach einer Konferenz der Regierung mit den Arbeiter- 
vertretern Mitte März IgI5 zugunsten einer Steigerung der 
Erzeugung auf eine Reihe gewerkschaftlicher Errungenschaften 
des Arbeiterschutzes, der Beschränkung der Arbeitszeit und 
anderer gewerkschaftlicher Regeln und Abmachungen. Jedoch 
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geht schon daraus die größere Kraft der englischen Gewerk- 
schaften im Vergleich zu den deutschen und österreichischen 
hervor, daß diese Konzession nur durch die in den Munitions- 
gesetzen von IQI5 und IgI6 festgelegte Verpflichtung der Regie- 
rung erlangt wurde, nach Kriegsende sämtliche gewerkschaftlichen 
Errungenschaften der Vorkriegszeit wieder aufleben zu lassen. 
Auch eine weitere eifersüchtig gehütete Prärogative, das un- 
begrenzte Streikrecht, gaben die Munitionsarbeiter vorüber- 
gehend preis, indem sie sich 1915 der Einrichtung einer provi- 
sorischen Zwangsschiedsgerichtsbarkeit (durch das sog.Committee 
on Production, das 1918 in das Interim Court of Arbitration 
überging) fügten. Jedenfalls erlangte die Regierung mit dem von 
Lloyd George zuerst verwalteten Munitionsministerium, mit der 
Herrschaft über die Eisenbahnen und seit 1917 über die Kohlen- 
bergwerke, in der staatlichen Aufzucht neuer Industriezweige 
usw. einen für England unerhörten wirtschaftlichen Machtbereich 
— nicht ohne bereits während des Krieges die schärfsten Abwehr- 
bewegungen von seiten der Unternehmer gegen bureaukratische 
Hemmungen ihrer Initiative, wie vor allem von seiten der Ar- 
beiter gegen die Beeinträchtigung ihrer Koalitionsfreiheit zu 
erregen. Es ist nicht Aufgabe dieser Arbeit, die besonderen 
Kriegserscheinungen im englischen Wirtschaftsleben darzustellen, 
sondern nur insoweit die Kriegserfahrungen die soziale Entwick- 
lung für die Zukunft entscheidend gelenkt und beeinflußt zu 
haben scheinen. Von 1915 bis 191g steht der Staat in England 
mitten im Wirtschaftsleben drinnen, nicht infolge irgendeiner 
Theorie, sondern durch den übermächtigen Zwang des Krieges; 
die Wirtschaft bäumte sich dagegen auf, beeilte sich gleich 
nach behobenem Zwang den größten Teil der Fesseln abzu- 
schütteln, hat aber unversehens aus der einige Jahre währenden 
Gemeinschaftsarbeit eine Menge neuer Impulse, Ideen, Ge- 
wöbnungen und Anregungen empfangen, die unter dem fort- 
dauernden Einfluß der neuen Gemeinschaftslasten weiterhin die 
Entwicklung beherrschen. 


Die Whitley-Räte. 


Gerade in dem Stadium, als die Arbeiterschaft begann, 
sich nach der ersten Betäubung allenthalben gegen den Kriegs- 
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zwang aufzulehnen, ist in England die erste schöpferische Formu- 
lierung eines neuen ÖOrganisationsgedankens gelungen. Schon 
im Jahre 1916 schritt man offiziell daran, den künftigen Friedens- 
zustand im Innern vorzubereiten; es wurde ein parlamentarischer 
Ausschuß für den Wiederaufbau (Reconstruction Committee) 
konstituiert, dessen einer Unterausschuß sich mit dem Verhältnis 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu befassen hatte. 
Dieser Unterausschuß wurde aus angesehenen Vertretern der 
Arbeiter (darunter der Führer der Kohlenarbeiter Smillie und 
der unqualifizierten Arbeiter Clynes) und Unternehmer unter 
dem Vorsitz des stellvertretenden Vorsitzenden des Unterhauses, 
Mr. John Whitley, gebildet. Die fünf Berichte, die er im 
Laufe der Jahre 1917 und 1918 erstattete, enthalten die Grund- . 
sätze einer kommenden Industrieverfassung, wie sie sich nach 
zweieinhalb Kriegsjahren aus der Verquickung von alten und 
neuen Bedürfnissen zu ergeben schien. 

In Deutschland und Oesterreich wären die Arbeiten eines 
solchen parlamentarischen Ausschusses zweifellos zur Grund- 
lage eines gesetzgeberischen Aktes gemacht worden, so daß man 
es von da ab mit einer einigermaßen einheitlichen Entwicklung 
im neuen Rahmen zu tun gehabt hätte. In England jedoch 
ist die Achtung vor dem Recht jedes organisierten Körpers auf 
eigene Entwicklung viel größer. Die Regierung legte die Whitley- 
Vorschläge zunächst den beteiligten Interessentenverbänden zur 
Beurteilung vor und nach einer eingehenden Diskussion in der 
Oeffentlichkeit erklärte das Kriegskabinett sich mit dem Whitley- 
Ausschuß im ganzen solidarisch. Die Vorschläge wurden nun der 
Industrie zur Annahme empfohlen, eine offizielle Propaganda 
sorgte dafür, daß ihre Vorteile allgemein bekannt wurden, 
und das weitere überließ man dem freien Entschluß der einzelnen 
Verbände und Industrien. Es liegt also in dieser Sache keinerlei 
gesetzgeberischer Akt vor. So kommt es, daß längere Zeit 
hindurch das praktische Schicksal der Whitley-Vorschläge 
ungewiß erschien, daß sich auch weiterhin trotz des raschen 
Fortschreitens in diesen Bahnen nicht von einer derartigen 
einheitlichen Durchorganisierung der englischen Industrie wird 
reden lassen, daß aber andererseits, was immer davon ver- 
wirklicht wird, als spontane und ungezwungene Entwick- 
lung der englischen Wirtschaftsverfassung in Erscheinung 
tritt. 
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Der Grundgedanke der Whitley-Vorschläge ist es, für gemein- 
same Beschlüsse und gemeinsam verwaltende Tätigkeit der 
Arbeiter und Unternehmer eines Industriezweiges eine neue 
Organisationsgrundlage zu schaffen. Dieser Gedanke hat zwei 
wichtige Aspekte: die Arbeiter werden aus ihrer untergeordneten 
Stellung im Arbeitsverhältnis zu einem erweiterten Mitbestim- 
mungsrecht emporgehoben, das über die bisher erkämpften 
sozialpolitischen Vertragsrechte weit hinausgeht; aber sie er- 
langen diese Emanzipation nicht vermöge einer schärfer be- 
tonten klassenmäßigen Trennung von den Unternehmern, son- 
dern in fachlicher Verbundenheit; sie sollen ihrer gesteigerten 
Macht nicht nur in ebenbürtiger Kampfstellung, sondern in 
neuen Gemeinschaftspflichten bewußt werden. Es ist wichtig, 
daß dies nicht in zwei getrennten Phasen, sondern uno actu 
erreicht wird; daß nicht, wie etwa in Rußland, die Arbeiter 
zuerst die wirtschaftliche Vor- oder Alleinherrschaft erhielten, 
um erst durch die mächtigeren Tatsachen ihrer Schranken be- 
wußt und nach bösen Lehrjahren der verkannten Gemeinschafts- 
ziele gewahr zu werden. In England stehen diese Gemeinschafts- 
ziele ohne Phrase und theoretische Verschleierung am Anfang 
der neuen Bewegung !). 

Folgendes ist der Organisationsplan: 

In Industriezweigen, die über ausgebildete, alle Beschäftig- 
ten repräsentierende Verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
verfügen, bilden sich durch freie Wahl aus den organisierten 
Beteiligten paritätische Vertretungskörper für den betreffen- 
den Industriezweig. Die Organisation dieser Whitley-Räte 
(Joint Industry Councils, deutsch wohl am richtigsten als 
rArbeitsgemeinschaften« oder »Paritätische Industrieräte« be- 





!) Henderson drückte den neuen Gedanken in seiner Rede auf der Industrie- 
konferenz im April 1919 (vgl. »Times+ vom 5. IV. 19) folgendermaßen aus: »Es 
besteht seit den Kriegserlebnissen auf seiten der Arbeitgeber wie der Arbeit- 
nehmer der ausgesprochene Wunsch, sich als Treuhänder der Industrie zu 
fühlen. Diese Vertrauensstellung hat einen dreifachen Charakter. Es trifft nicht 
mehr zu, daß die Arbeitgeber allein am Fortschritt, der Entwicklung und dem 
Erfolg der Industrie interessiert sind. Ebenso trifft es nicht mehr zu, daß dies 
dur die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer allein angeht, obwohl das jetzt er- 
freulicherweise stärker bewußt geworden ist als je zuvor. Aber wir gehen bereits 
auch darüber hinaus. Wir erkennen, daß eseinedritte Partei gibt, deren 
Interessen nicht verkannt werden dürfen: das ist die Gemeinschaft als Ganzes. 
Und wir wollen deshalb weder die Ansprüche der Unternehmer noch der Arbeit 
auf die Spitze treiben, sondern womöglich allgemeine Grundsätze festlegen... 
damit die Staatsinteressen nicht durch diese Rivalitäten leiden.s 
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zeichnet) geht von der Vertretung des ganzen Industriezweiges 
in einem Landesrat (National Council) aus, gliedert sich dann 
nach freiem Ermessen je nach «den lokalen Bedürfnissen und 
Organisationen in den betreffenden Industrien in einzelne Bezirks- 
räte (District Councils) und erstreckt sich endlich bis in die 
"Betriebe (Works Committees oder Councils). Grundsatz ist, 
daß unbedingt die übergeordnete Stellung der Gewerkschaften 
und Unternehmerverbände unangetastet bleibt, als deren Ver- 
treter die paritätischen Räte erscheinen, daß also die volle 
Kontinuität mit der bisherigen Entwicklung gewahrt wird. Die 
Wahl der Räte erfolgt in allen drei Stufen durch die für das ganze 
Gewerbe, den Bezirk und Betrieb zuständigen Gewerkschafts- 
und Unternehmerorganisationen. In den Betrieben etwa abseits 
von den Gewerkschaften gewählte Vertrauensleute der Arbeiter 
würden nicht als Mitglieder eines Whitleyrates anerkannt wer- 
den. Die Selbständigkeit der beiden Parteien wird in den pari- 
tätischen Beratungen vollständig gewahrt, da jede Seite 
getrennt abstimmt und Beschlüsse nur mit Mehrheiten beider 
Teile zustandekommen. 

Nach dem bisher Gesagten würden die Whitley-Räte genau 
den »Arbeitsgemeinschaften der Arbeitgeber und- Arbeitnehmer- 
verbände« entsprechen, die sich in Deutschland ebenfalls unter 
ähnlichen Kriegsimpulsen seit 1918 ganz spontan entwickelten. 
Nur in drei wichtigen Beziehungen scheinen die englischenGemein- 
schaften weiterzugehen: während sich die deutschen Arbeits- 
gemeinschaften vorderhand meist auf sozialpolitische Fragen 
zu beschränken scheinen, ist den Whitley-Räten von Anfang 
an ein viel ausgedehnteres Feld des Zusammenwirkens vor- 
gezeichnet, das sich weit in das Gebiet der allgemeinen Wirt- 
schaftspolitik erstreckt. Sodann versucht es der englische Plan, 
die auch hier stürmisch zur Betriebsrätebildung drängenden 
Bedürfnisse mit in den Rahmen dieser paritätischen Körper 
zu fassen, während in Deutschland und Oesterreich die Betriebs- 
räte als ausgesprochene Klassenorgane zu Werkzeugen des indu- 
striellen Mitbestimmungsrechtes der Arbeiter gemacht wurden. 
Und drittens fußt das künftige Zusammenwirken des Staates 
mit der Industrie in England auf diesen freiwilligen Rätekörpern, 
während in Deutschland durch die Verfassung für diese Funktion 
die Bildung von öffentlich-rechtlichen Wirtschaftsräten vor- 
gesehen ist. 
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Der Aufgabenkreis der Whitley-Räte ist im ersten Bericht 
des Ausschusses ?2) durch folgende Aufzählung, die aber nicht 
etwa erschöpfend sein soll, urftschrieben: 

I. Die bessere Verwertung der praktischen Kenntnisse und 
Erfahrungen der Arbeiter. | 

2. Auffindung von Mitteln, um für die Arbeiter einen 
größeren Anteil und größere Verantwortlichkeit in der Fest- 
setzung und Beobachtung der Bedingungen zu erlangen, unter 
denen die Arbeit ausgeführt wird. 

3. Die Festsetzung der Grundsätze über de Anstellung 
von Arbeitern, einschließlich der Festsetzung, 
Bezahlung und Regelung der Löhne und unter 
Berücksichtigung der Notwendigkeit, den Arbeitern einen An- 
teil an den zunehmenden Erträgen der Industrie zu gewähren. 

4. Die Einführung von bestimmten Verfahren für die Ver- 
handlungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern zur Ver- 
hinderung vonMeinungsverschiedenheiten 
und zur Erleichterung der Regelung, falls solche auftauchen. 

5. Einrichtungen, die den Arbeitern die größtmögliche Be- 
ständigkeit in Lohn und Beschäftigung gewährleisten, ohne 
eine ungebührliche Beschränkung beim Wechsel der Arbeit oder 
des Arbeitgebers. 

6. Methoden zur Festsetzung und Regelung der Löhne, 
Akkordlöhne usw. und zur Regelung der zahlreichen Schwierig- 
keiten, die sich bei der Löhnung ergeben, außer der Festsetzung 
von allgemeinen Normalraten, die bereits in $ 3 behandelt wor- 
den sind. 

7. Technische Schulung und Ausbildung. 

8. Industrielle Forschung und volle Ausnützung der Er- 
gebnisse. 

9. Die Möglichkeit, durch Arbeiter gemachte Erfindun- 
gen und Verbesserungen genau zu prüfen und aus- 
zunutzen und Schutz der Rechte der Arbeiter, die solche Ver- 
besserungen entworfen haben. 

10. Verbesserung der Verfahren maschineller Anlagen und 
Betriebsorganisationen und der zugehörigen Fragen, die sich 
auf die Leitung und Prüfung von Versuchen in der Industrie 





N) s. Labour Gazette, Juli 1917; Parlamentsdrucksachen Cd. 8606; in 
Auszügen wiedergegeben in »Weltwirtschaftliche Nachrichten aus d. Institut 
i Weltverkehr und Weltwirtschaft in Kiel, r. Febr. 1919. 
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beziehen, besonders beim Zusammenarbeiten in der Ausführung 
neuer Ideen unter Beachtung der hierauf bezüglichen Gesichts- 


punkte der Arbeiter. > 
II. Die vorgeschlagene auf die Industrie bezügliche Gesetz- 
gebung. 


Es sind also drei Hauptgruppen von Aufgaben zu unter- 
scheiden. Zunächst das ganze Gebiet der sozialpoliti- 
schen Fragen, wie Lohn, Lohnsystem, Arbeitszeit, Einigungs- 
einrichtungen, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Werkstätten- 
ordnung usw., also das alte Feld des gewerkschaftlichen Kampfes. 
Hiebei ist vor allem festzuhalten, daß die Arbeiter sich nicht 
etwa durch ihre Teilnahme an diesen paritätischen Beratungen 
ihres Streikrechtes begeben, wozu sie sich nie verstanden hätten. 
Der Arbeitsminister Roberts hat 1917 in einem Rundschreiben °?) 
betont, daß dep Zweck der Räte und der von ihnen geschaffenen 
Einigungseinrichtungen nicht sein kann, Streiks unmöglich, 
sondern sie überflüssig zu machen und daß die Wirksamkeit 
aller Uebereinkommen nur von der bereitwilligen Mitarbeit der 
für die Ausführung kompetenten Organisationen abhängig sei. 
Gerade wegen des vollkommenen Mangels an jedem obrigkeit- 
lichen Zwang ist das Funktionieren der Whitleyrät@ unbedingt 
an das Vorhandensein umfassender Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände des betreffenden Industriezweiges gebunden, 
die für die Ausführung der Beschlüsse ihrer Vertreter einiger- 
maßen bürgen können, da sonst derartige unverbindliche Be- 
ratungen bald diskreditiert wären. Wie wir noch sehen werden, 
bildet dies eine bedeutende Begrenzung für das Anwendungs- 
gebiet des reinen Typus der Whitleyräte. 

Die zweite Gruppe von Aufgaben bildendie technischen 
Industrieangelegenheiten, durch die den Arbeitern ein grund- 
sätzlich neues Feld für ihre planmäßige Mitarbeit an der Rege- 
lung des Produktionsprozesses eröffnet wird. Die Fragen der 
technischen Schulung und Ausbildung der Arbeiterschaft sind 
von nicht zu unterschätzender Bedeutung für die Zukunft 
mancher Industriezweige und bei der wachsenden Macht der 
Gewerkschaften ist es wichtig, daß in paritätischen Beratungen 
ihr oft eng zünftlerischer Standpunkt mit den Interessen einer 
aufstrebenden Industrie zum Ausgleich gebracht werden können. 
Bessere Verwertung der praktischen Kenntnisse der Arbeiter, 


3) Zitiert nach Lloyds List, London, 25. Okt. 1917. 
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etwaiger Erfindungen und Verbesserungen sprechen für sich 
selbst. Der Gedanke des gemeinsamen Interesses am Produktions- 
erfolg, nicht nur vom Standpupkt des eigenen Industriezweiges, 
sondern der geselischaftlichen Güterversorgung tritt bei solchen 
Beratungsgegenständen zutage. | 

Einen dritten bedeutsamen Komplex innerhalb der Kompe- 
tenz der Industrieräte bilden endlich de Beziehungen 
zum Staat. Punkt 11 sieht die Beratung der vorgeschlagenen 
Industriegesetzgebung vor und betont damit ausdrücklich die 
Anschauung, daß auch die nicht nach Klassen getrennten Ver- 
treter der Industrien zu wirtschaftspolitischen Aktionen berufen 
sein können. Bei oberflächlicher Betrachtung könnte es nun 
scheinen, daß das Interesse und die Mitwirkung des Staates 
an diesem Rätesystem nicht über diese Aufforderung zur Gesetzes- 
beratung hinausgeht. Da, wie betont wurde, das ganze System 
von der Konstituierung bis zur Durchführung durchaus auf 
freien Beschlüssen freier Verbände beruht, so könnte das Whitley- 
system gerade als ein Beweis dafür gedeutet werden, daß in 
England weiterhin die reinliche Scheidung zwischen "Staat und 
Wirtschaft aufrecht bleiben soll. Daß dem nicht so ist, bezeugt 
schon allein der Umstand, daß zum erstenmal in England der- 
artige freie Organisationen auf staatliche Initiative und auf 
einen von staatlich berufenen Experten zentral erdachten Organi- 
sationsplan zurückgehen. Der Grund, weshalb die englische 
Regierung gedade 1917 zu derartigen Vorschlägen den Anstoß 
gab, liegt denn auch nicht etwa bloß in einer neugewonnenen 
theoretischen Einsicht in empfehlenswerte Organisationsprin- 
zipien sondern in sehr konkreten staatlichen Bedürfnissen. 
Es erwies sich, daß angesichts der bedeutend gesteigerten Macht- 
position der Arbeiterschaft die Aufgaben des Uebergangs zur 
Friedenswirtschaft sich nicht ohne enges Zusammenwirken von 
Staat und Wirtschaft würden lösen lassen und dazu brauchte 
der Staat neue gesellschaftliche Organe, die den neuen staat- 
lichen Gemeinschaftszielen nicht so heterogen wären, wie die 
bestehenden klassenmäßig getrennten Interessenverbände. 

Es ist schon oben darauf hingewiesen worden, daß die 
Regierung im Jahr 1915 gezwungen war, den Gewerkschaften 
teils in Gesetzesform (War Munitions Acts), teils durch bindende 
Verpflichtungen die Wiederherstellung aller gewerkschaftlichen 
Regeln und Usancen der Vorkriegszeit nach Friedensschluß zu 
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versprechen. Da sich nun durch den Krieg die industriellen 
Verhältnisse vielfach grundlegend geändert hatten, mußten für 
die Zeit der Erfüllung dieses Versprechens (an dessen offenen 
Bruch angesichts der Machtstellung der Gewerkschaften nicht 
gedacht werden konnte) schwere Erschütterungen befürchtet 
werden. Daneben waren es die Fragen der Wiedereinstellung 
demobilisierter Soldaten, der Aufsaugung der Munitionsarbeiter, 
der überschüssigen Frauenarbeit usw., für die Vorkehrungen zu 
treffen waren. Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, trachtete 
die Regierung noch mitten im Kriege rechtzeitig nach der Schaf- 
fung eines Apparates, der sie von dieser Verantwortung in der 
Uebergangszeit zum Frieden entlasten könnte und diesem Akt 
bemerkenswerter und seltener Voraussicht verdankt der Whitley- 
plan seine Entstehung. Als im Laufe der Jahre ıgı8/ıg die 
Rückkehr zur Friedenspraxis für die Gewerkschaften aktuell 
wurde, war die Organisierung der Whitleyräte bereits so weit 
vorgeschritten, daß die Regierung mit einiger Beruhigung in 
dem »Restoration of Pre-War Practices Act« vom 15. August 1919 
ihr Versprechen in der Form einlösen konnte, daß sie überall 
die Wiederherstellung der gewerkschaftlichen Friedenstegeln an- 
ordnete, soweit es die Gewerkschaften selbst 
forderten. Es konnte also nunmehr den durch die pari- 
tätischen Beratungen mit den Interessen der Gesamtindu- 
strie vertrauten Gewerkschaften überlassen werden, nach ihrem 
Ermessen den Gemeinschaftsstandpunkt zu wahren. Es scheint, 
daß im allgemeinen die Anpassung an die Friedensbedürfnisse 
in den betreffenden Industrien ohne schwere Konflikte vor sich 
geht. 

Daß die Whitleyräte in dieser Spezialfrage des Uebergangs 
zur Friedenswirtschaft sich als ein wichtiges vermittelndes Glied 
zwischen Regierung und Gewerkschaften bewährten, macht aber 
noch nicht ihre prinzipielle Stellung zur Staatsgewalt deutlich. Die 
Regierung hat mit ihrer Annahme der in Einzelheiten modi- 
fizierten Whitleyvorschläge ausgesprochen, daß die Industrie- 
räte als amtliche ständige beratende Ausschüsse der Regierung 
in allen Fragen der Industriepolitik anerkannt werden #). Aller- 


Bi Y1) Der Wortlaut der Regierungserklärung, der in einer Veröffentlichung 
des Arbeitsministeriums sIndustrial Councils: The Recommendations of the 
Whitley Report« (zitiert nach. Labour Gazette, Mai 1918) enthalten ist, lautet 
auszugsweise: »Es gibt eine große Menge von Fragen, die sowohl der Wirtschaft 
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dings bedingt der Verzicht der Regierung auf jeden Eingriff 
in das Streik- und Aussperrungsrecht, daß zunächst den Be- 
schlüssen der Industrieräte eine öffentlich-rechtliche bindende Ge- 
walt nicht erteilt werden kann, daß also der Staat sich noch 
nicht mit seiner Zwangsgewalt schützend hinter die Wirksam- 
keit dieser seiner Gemeinschaftsorgane stellt. Von manchen 
wird das als ein Fehler des neuen Organisationsplanes angesehen 
und zwar, wie es scheint, gerade von einer Seite, von der man 
die Sehnsucht nach staatlichem Zwang bisher nicht erwartet 
hätte, nämlich vom liberalen Unternehmertum, das aus Kon- 
kurrenzgründen die Bindung aller Unternehmer an die Ab- 
machungen der organisierten wünscht 5). Es bleibt abzuwarten, 
ob sich nach Einbürgerung der Whitleyräte ein solcher Ueber- 
gang zur rechtlichen Geltung der Beschlüsse gewohnheits- 
rechtlich ausbilden wird, wofür es in England manche Vorbilder 
gibt. Daß der rechtliche Zwang auf Einspruch der Arbeiter- 
vertreter des Whitleyausschusses Clynes und Smillie nicht an 
den Anfang dieser Entwicklung gestellt wurde, was sie in der 
bisher traditionellen Atmosphäre von Klassenmißtrauen wohl 
von vornherein zum Scheitern verdammt hätte, war sicher klug. 
Auch nach der bisherigen Wirksamkeit geht noch von den Ar- 
beitern der Widerstand gegen die Bindung an die Rätebeschlüsse 
aus und der Arbeitsminister hat sich gegen jeden staatlichen 
Druck in dieser Richtung erklärt. Doch scheint es auf alle Fälle 
nach der Entstehungsart und nach dem Willen der Urheber des 





wie der Politik angehören. Sie haben politischen Charakter, weil die Gemein- 
schaft für ihre Lösung verantwortlich ist und weil der Staat eingreifen muß, 
wenn sie nicht ohne ihn bewältigt werden; und sie haben wirtschaftlichen Cha- 
rakter, weil sie nur mit Hilfe des Wissens und der Erfahrung der in der Industrie 
tatsächlich Beschäftigten gelöst werden können. Alle diese Fragen wurden 
bisher in der Hauptsache den Unternehmern überlassen, aber in Wirklichkeit 
bilden sie einen Komplex von wichtigen gemeinsamen Interessen, auf dessen 
Grundlage alle die in einer Industrie beschäftigt sind, einander treffen können.... 
Während es aber gewiß ist, daß jede Industrie Probleme bietet, die nur gelöst 
werden können, wenn die Erfahrungen und Bedürfnisse aller Zweige und Gruppen 
in Betracht gezogen werden, hat bisher die Tendenz bestanden, daß jede Gruppe 
Ihren eigenen Weg geht. So oft die Regierung die Bedürfnisse und Meinungen 
emer Industrie festzustellen wünscht, empfängt sie statt der einen Stimme einer 
einzigen Organisation ein Dutzend Stimmen von einem Dutzend Organisationen. 
Die verschiedenen Sektionen und Interessen sind organisiert und können ihren 
Standpunkt zur Geltung bringen; die Industrie als Ganzes hat keine maß- 
gebende Vertretung, so daß das allgemeine Interesse der Industrie übersehen 
werden kann... .« 


') s. New Statesman vom I. Juni 1918 und »Times« vom 15. Januar 1920. 
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Whitleyplanes erwiesen, daß auch über die Zeit des Abbaus der 
Kriegswirtschaft hinaus das Zusammenarbeiten zwischen den 
Räten und der Regierungsgewalt ein dauerndes und enges sein 
soll. Die hiefür errichtete Abteilung im Arbeitsamt steht in 
ständigem regem Verkehr mit den Räten. 

Die praktische Wirkung der Whitleyberichte war auch nach 
der Annahme durch die Regierung nicht gesichert. Es gab zuerst 
Widerspruch und Mißtrauen von beiden Seiten und ein Jahr 
nach der Veröffentlichung des ersten Berichtes, im Juni 1918, 
war erst ein einziger Landesindustrierat und zwar in der kera- 
mischen Industrie konstituiert ®). Besonders wenig Vertrauen 
hat es bei den Beteiligten erweckt, daß anfangs die Leitung der 
staatlichen Unternehmungen, so der vom Munitionsministerium 
geleiteten Fabriken, der Post, der staatlichen Werften usw. sich | 
gegen die Einführung von Whitleyräten ablehnend verhielt. 
Erst als die Regierung im März 1919 mit den Gewerkschaften 
ein eigenes Statut für die Anwendung der paritätischen Räte 
auf Staatsbetriebe vereinbarte 7), als ferner die ausgedehnte 
Propaganda der Regierung (durch die Abteilung für Whitleyräte 
des Arbeitsamtes) und der wachsenden Anhängerschaft des 
Systems in beiden Lagern zu wirken begann, schlug die Grün- 
dung von Räten ein schnelleres Tempo ein. So wurden noch 
im Jahre 1918 in 18 Gewerbszweigen mit 1,2 Millionen Arbeitern 
Landesindustrieräte errichtet, bis Juli I9gIg kamen noch über 
20 weitere Industrien mit im ganzen etwa 21% Millionen Arbeitern | 
hinzu und die Ausbreitung über eine große Anzahl von Industrien 
befindet sich weiter in vollem Gang (Ende 1919 etwa 3,3 Millionen 
Arbeiter) 8), so daß man bereits berechtigt ist, von einem ersten | 
Sieg des Gedankens zum mindesten der Landesindustrieräte | 
zu sprechen. | 

Die Bildung von Bezirks- und Betriebsräten geht vorläufig‘ 
viel langsamer vor sich, doch waren Ende 1919 in ıg Industrien; 
Bezirksräte und in ıı Industrien Betriebsräte errichtet oder 
in Bildung begriffen. Der Arbeitsminister Sir Rob. Horne hat 
zur Beschleunigung dieser Entwicklung den Nationalräten an- 
geboten, ihnen Beamte des Arbeitsministeriums zur Verfügung 




















¢) s. New Statesman vom r. Juni 1918. 

7) s. »Times+ vom 27. März 1919. 

8) s. »Manchester Guardian« vom 8. Oktober 1919 und »Economist«e von 
17. Januar 1920. 
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zu stellen, um bei der Aufstellung von Bezirks- und Betriebs- 
räten beratend mitzuwirken. Das Schicksal dieses Versuches, 
den Gedanken der Betriebsräte in den paritätischen Räteplan 
einzubeziehen, wird viel über die Tragweite des Whitleyplanes 
und für die Stetigkeit der sozialen Entwicklung in den betreffen- 
den Industrien entscheiden. Es ist ja einer der Grundgedanken 
des Whitleyplanes, die unbedingte Kompetenz der Gewerk- 
schaften für die Vertretung aller Arbeiterinteressen zu bekräftigen. 
Wenn der Whitleygedanke also in die Betriebsräte eindringt, 
so wird das dazu helfen, den Kampf um die Seele der Arbeiter 
im Betriebe zugunsten der Gewerkschaften zu entscheiden. Diese 
Entscheidung war zeitweilig zweifelhaft. Vor dem Kriege schien 
sich der spontane Zug zur Einführung der »shop stewards«, der 
Betriebsvertrauensleute, von der allgemeinen Gewerkschafts- 
politik zu entfernen. Es lag in den Autonomiebestrebungen der 
Betriebe eine gewisse Opposition gegen die Gewerkschafts- 
bureaukratie und die Gefahr eines Abschwenkens in syndi- 
kalistische Bahnen. Während des Krieges, als die Gewerk- 
schaften sich entschlossen, in weitem Maß vor den staatlichen 
Einflüssen in der Kriegswirtschaft zu abdizieren, vervielfachten 
sich die selbständigen Betriebsräte in überraschender Weise. 
Sie schienen ganz neue Wege gehen zu wollen, da sich bald in 
vielen Industriezentren Abgeordnete sämtlicher Betriebe eines 
Bezirkes zu einem Generalbetriebsrat zusammenfanden °). Diese 
Betriebsrätebewegung, die es in der Maschinenbauindustrie im 
Dezember 1917 schon zu einer vertragsmäßigen Anerkennung 
durch die Unternehmer gebracht hat, scheint nun nach dem’ 
Kriege wieder mehr und mehr in die Bahnen der offiziellen 
Gewerkschaftspolitik einzumünden, indem sie diese allerdings 
in einem moderneren und demokratischen Sinn umwandelt. 
Sie ist eine spezifische Strömung von unten herauf, aus den 
täglichen Bedürfnissen des Betriebes erwachsen, und wenn es 
gelingen sollte, sie mit der Whitleybewegung, die zunächst etwas 
zu sehr von oben hinuntersieht, allmählich in engen Kontakt 
zu bringen, so wird dies eine entscheidende Tatsache für die 
arbeitsfähige Durchorganisierung der Industrien sein. Es ist 
wichtig, daß diese Tendenz zur Assimilierung der Betriebsräte- 
bewegung von Anfang an im Whitleyplan vorgezeichnet wurde. 


m a EN 


N s. »Manchester Guardian« vom 7. und 8. Februar 1919. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 1. 11 
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Eine der ersten und bis jetzt die größte der Industrien, 
die nach dem Whitleyvorschlag organisiert wurden, ist das 
Baugewerbe; dann folgen der Größe nach die Wollindu- 
strie, das Druckereigewerbe, die Schuhwarenindustrie, die 
Straßentransportbetriebe, Approvisionierungsgewerbe, Gasan- 
stalten, neuerdings die Zivilstaatsbediensteten usw. 

Die Gegenstände, die von diesen im einzelnen nicht durchaus 
gleichartig organisierten Räten behandelt werden, sind auch 
vorläufig sehr wenig einheitlich. Im Vordergrund standen zu- 
nächst natürlich die Fragen von Lohn und Arbeitszeit. Bis 
Oktober Igıg hatten etwa ein Viertel der Industrieräte Verein- 
barungen zur Verkürzung der Arbeitszeit (gewöhnlich 47-Stunden- 
woche, in einem Fall 46-Stundenwoche) durchgeführt 1°). Die 
vereinbarten Lohnerhöhungen waren zum Teil erheblich, bei 
manchen Industrien durch prozentuelle Aufschläge (bis zu 20%) 
auf die bestehenden Tarifverträge, bei anderen durch Verein- 
barung neuer kollektiver Verträge und Festsetzung von Minimal- 
löhnen. In mehreren Industrien sind Wanderschiedsgerichte 
eingeführt worden, die ebenso wie der Industrierat selbst pari- 
tätisch zusammengesetzt sind. In anderen werden Streitigkeiten 
von den Betriebsausschüssen oder von den Bezirksräten be- 
handelt und nur die allgemeineren Streitfälle, die die Gesamt- 
industrie betreffen, werden vor den Nationalrat gebracht. Die 
Schiedsämter haben bereits vielfach mit Erfolg gewirkt. Weiters 
wurden einvernehmlich gesetzliche Maßnahmen für Arbeiter- 
schutz in hygienischer Beziehung u. dgl. gefordert. Auch auf 
das Gebiet der technischen Schulung haben sich Beschlüsse 
der Whitleyräte schon erstreckt. Die für die Hebung des Lehr- 
lingswesens eingesetzten Sonderausschüsse der Räte stehen in 
engster Fühlung mit dem Unterrichtsamt, das Verbindungs- 
beamte zur Unterstützung derWhitleyräte ernannt hat. Ebenso 
eng ist die Verbindung der Räte für die exportierenden oder 
importierenden Gewerbe mit dem Handelsamt, dem Amt für 
Ueberseehandel und anderen Regierungsstellen. Dieses Zu- 
sammenarbeiten mit den staatlichen Stellen hat sich ganz zwang- 
los aus der besonderen Stellung der Whitleyräte als Vertrauens- 


10) Die folgenden Angaben, die fortlaufenden Berichten der »Labour 
Gazette« entnommen sind, halten sich im wesentlichen an die Darstellung von 
Th. Plaut »Selbstverwaltung der Industrie und Mitbestimmungsrecht der Ar- 
beiter in England« im Hamburger »Wirtschaftsdienst« 1920, Nr. 2. 
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organe aller drei beteiligten Gruppen, des Staates, der Arbeiter 
und der Unternehmer ergeben. 

Ueber diese grundsätzlich wenig problematische Tätigkeit 
sind jedoch bereits mehrere Industrieräte hinausgegangen. So 
beschäftigen sich einige Räte mit der. Gewinnung statistischen 
Materials über die allgemeinen Aufgaben der Industrie, über 
Löhne, Betriebskosten und durchschnittliche Profitsätze, um 
durch solche Kenntnisse tiefere Eingriffe in die Produktions- 
leitung zu ermöglichen. Am weitesten ist in dieser Richtung 
ein Unterausschuß des Industrierates für das Baugewerbe !!) 
fortgeschritten, der auf Grund derartiger Erhebungen über die 
wirtschaftlichen Grundlagen des Gewerbes Vorschläge für ratio- 
nelle Kalkulationen, Verminderung der Produktionskosten, Ein- 
schränkung der Unternehmergewinne, Arbeitslosenunterstützung 
auf Unternehmerkosten usw. erstattet hat. Diese Vorschläge 
sind für eine paritätische Körperschaft erstaunlich weit von 
dem herrschenden liberalen Unternehmerstandpunkt abgewichen 
und aus einer ganz neuen Ideenrichtung erwachsen, die weiter 
unten bei der Besprechung des »Gilden-Sozialismus« erörtert 
werden wird. Vorderhand sind allerdings jene radikalen Vor- 
schläge des Unterausschusses vom Nationalrat des Baugewerbes 
nicht akzeptiert worden. | 

Dieser Ueberblick über die positiven Ergebnisse der Whitley- 
vorschläge muß jedoch nach der negativen Seite hin ergänzt 
werden. So bedeutsam der Gedanke der autonomen paritätischen 
Arbeitsräte für die ganze zukünftige Wirtschaftsverfassung Eng- 
lands zu werden verspricht, so gewiß ist es, daß er gegenwärtig 
nicht allen Bedürfnissen aus dem Verhältnis zwischen Unter- 
nehmern, Arbeitern und Staat genügen kann. Die Whitleyräte 
haben in weniger als zwei Jahren tatsächlich die breite Mitte 
der englischen Industrie ergriffen; nach zwei Seiten hin jedoch, 
zu den am schwächsten und zu den am besten organisierten 
Teilen der englischen Industriearbeiterschaft, sind sie zunächst | 
nicht vorgedrungen. Die mangelhaft organisierten Gewerbe 


u) Diese ist interessanterweise ein Vorläufer des Whitleyplanes, denn er 
wurde bereits vor der Veröffentlichung dieses Planes in ganz analoger Weise 
konstituiert. Ein Unterschied besteht nur darin, daß die Beschlüsse nicht wie 
in den Whitleyräten durch getrennte Abstimmung beider Parteien zustande- 
kommen, sondern daß mit Stimmenmehrheit der gesamten Stimmen beschlossen 
wird. Vgl. Dr. Bräunig-Oktavio, Die Rätefrage in England. Vossische Zeitung 
17. II. 20. 
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bleiben nach der vollen Absicht des Whitleyberichtes zunächst 
außerhalb des Rätesystems und für sie wird in besonderer Weise 
gesorgt. Die kräftigsten Gewerkschaftsorganisationen Englands 
und zwar die zur sog. Tripelallianz zusammengeschlossenen 
Bergarbeiter, Eisenbahner und Transportarbeiter, dazu die mäch- 
tige Gewerkschaft der Maschinenbauer und einige andere !) 
verhalten sich jedoch aus eigenem Antrieb bisher ablehnend 
gegen den Gedanken der paritätischen Räte und wollen von 
ihrer immer weiter vervollkommneten Kampforganisation und 
-tradition nicht zugunsten eines Gedankens abweichen, der von 
ihrem Standpunkt aus zunächst wie ein Rückschritt erscheinen 
würde. 

Was zuerst die mangelhaft organisierten Gewerbe betrifft, 
so hat sich der Whitleybericht ausdrücklich mit ihnen beschäftigt. 
Er hat die Industrie je nach der Vollkommenheit der vorhandenen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen in drei Gruppen 
geteilt, von denen nur die oberste für das reine Whitleysystem 
tauglich ist, während die zweite eine Uebergangsstufe bildet. 
Für die dritte Gruppe, die wenig oder gar nicht durchorgani- 
siertten Gewerbszweige, knüpft der Whitleyvorschlag an eine 
schon seit 1909 bestehende gesetzliche Einrichtung, die sog. 
Trade-Boards, an, um aus ihnen neuartige Vertretungskörper 
zu schaffen, die einen Grenzfall und gleichzeitig einen allmäh- 
lichen Uebergang zu den echten Whitleyräten bilden sollen. 
Die dusch die Lloyd Georgesche Trade-Boards Act von 1909 
eingeführten Arbeits- oder Lohnämter hatten die Aufgabe, für 
die sog. Schwitzindustrien, in denen meist Heimarbeiter und 
Frauen einer nicht aus eigener Kraft bekämpfbaren Ausbeutung 
ausgesetzt waren, erträgliche Minimallöhne festzusetzen. Die 
Trade-Boards wurden vom Handelsamt aus Vertretern der 
beteiligten Interessenten und amtlichen Funktionären zur Unter- 
suchung der Umstände gebildet und den von ihnen aufgestellten 


12) Für die Baumwollindustrie wurde im Kriege eine besondere Aufsichts- 
organisation, das Cotton Control Board, von der Regierung aus Vertretern der 
Industriellen aller Erzeugungsstufen, der Arbeiter und des Baumwollhandels 
gebildet. Dieser ernannte Körper übt vorläufig noch eine gewisse Kontrolle 
über die Industrie aus und es ist möglich, daß er sich zu,einem freien Whitley- 
rat umbilden wird, wenn die gesetzliche Grundlage für Kriegsmaßnahmen, 
die Defense of the Realm Act (Dora), schwindet. Von manchen Seiten wird aller- 
dings eine Umbildung in eine andere Richtung, im Sinne einer gesetzlichen 
Zwangsorganisation aller an der Baumwollindustrie Beteiligten propagiert. 
(Siehe »Times« vom ıı. Oktober 1919.) 
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Minimallohnsätzen wurde durch besondere Parlamentsakte gesetz- 
liche Kraft erteilt. Durch diese Einrichtungen arbeiteten 1913 
etwa 400 000 Arbeiter unter Mindestlöhnen. Auf Grund des 
Whitleyvorschlages wurde nun diese Institution durch die »Trade- 
Boards Amendment Act 1918« für die Zwecke des Räteplanes 
ausgestaltet. Nunmehr ist der Aufgabenkreis über die Lohn- 
festsetzung hinaus auf die Kompetenz der Whitleyräte aus- 
gedehnt worden. Die Zusammensetzung erfolgt nicht aus freier 
Wahl der Arbeiter und Unternehmer, sondern durch Ernennung 
aus von beiden Parteien dem Arbeitsminister vorgelegten Vor- 
schlagslisten. Neben den so berufenen Parteienvertretern ernennt 
der Arbeitsminister eine Anzahl unparteiischer Vertreter, die 
gewöhnlich den Vorsitz innehaben und deren Stimmen den 
Ausschlag geben, wenn die Parteienvertreter sich nicht einigen 
können. Nach Bedarf werden außer dem zentralen Amt für das 
betreffende Gewerbe auch untergeordnete Bezirksämter nach 
den gleichen Grundsätzen gebildet. Seit 1918 hat die Einrich- 
tung und Tätigkeit solcher Aemter. sehr rasch zugenommen, 
da sie die volle Sympathie der Arbeiterschaft besitzen. Ihre 
Hauptarbeit besteht auch weiterhin in der Erstellung von Lohn- 
tarifen, die seit 1918 nicht mehr durch Parlamentsakte, sondern 
durch bloßes Dekret des Arbeitsministers nach einem Monat Ge- 
setzeskraft erhalten. Mitte 1919 arbeiteten bereits gegen 4 Millionen 
Arbeiter, das ist etwa ein Viertel der gesamten Industriearbeiter- 
schaft, unter gesetzlichen Minimallöhnen. Eine andere wichtige 
Wirkung dieser Aemter ist es, daß sie einen starken Antrieb 
zam Ausbau der autonomen Organisationen bieten, denn jeder 
solche Fortschritt kommt in der Zusammensetzung der Be- 
ratungskörper und in der ihnen eingeräumten Selbständigkeit 
zum Ausdruck !?). Dieser Anstoß zu immer geschlossenerer 
Organisierung der Arbeitgeber wie Arbeitnehmer ist überhaupt 
einer der grundlegenden Züge des Whitleysystems. Die Ein- 
richtungen für schwach organisierte Gewerbe sind daher als 





13) Daß die Arbeiter sich für die Errichtung weiterer Trade-Boards eifrig 
emsetzen und in den gering organisierten Industrien somit gegen die gesetz- 
liche Bindung der Beschlüsse nichts einzuwenden haben, zeigt, daß die Ab- 
neigung gegen gesetzliche Bindung der Rätebeschlüsse ein Korr®lat der Kraft 
der betreffenden Gewerkschaften ist. Dieser Hinweis wirft auch ein bezeich- 
nendes Licht auf die Bereitwilligkeit deutscher und österreichischer Gewerk- 
schaften, die Rückendeckung des staatlichen Zwanges für ihre sozialpolitischen 
Errungenschaften anzunehmen. 
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Vorstufen und Vorschulen für die autonomen Räte anzusehen 
und gliedern sich so dem eigentlichen Räteplan vollkommen an. 

Viel schwieriger liegt die Sache auf der anderen Seite, 
bei den hochorganisierten Kampfgewerkschaften, die aus eigenem 
Entschluß dem Whitleysystem fernbleiben. ‘Um die Motive 
zu bestimmen, die zu dieser Ablehnung führen, muß etwas 
weiter zu einer Schilderung der inneren Struktur -und äußeren 
Ziele jener Gewerkschaften ausgeholt werden, die (neben den 
erst im Kriege zu erstaunlicher Größe angewachsenen Organi- 
‚sationen der ungelernten Arbeiter) den radikalen Flügel der 
englischen Gewerkschaftswelt bilden. 


Die Konzentration der Gewerkschaften. 


Die englischen Gewerkschaften, wie sie in den klassischen 
Werken der Webbs zu Anfang der goer Jahre geschildert wurden, 
setzten sich aus einem unabsehbaren Gewirr von kleinen bis 
kleinsten Gewerkvereinen zusammen, die nach den verschieden- 
sten Organisationsprinzipien — öÖrtlichem Zusammenarbeiten, 
Zugehörigkeit zu einem gewissen Beruf im Sinne einer quali- 
fizierten Fertigkeit (craft), Zugehörigkeit zu einem größeren 
Industriezweig usw. — zusammengefügt waren. Bis zum Ende 
des vorigen Jahrhunderts überwog neben kleinen lokalen Vereinen 
die Organisierung nach der Handfertigkeit. Die vielen z. B. 
innerhalb der Schmiede oder Steinmetze usf. bestehenden Ge- 
werkvereine schlossen sich allmählich zu einheitlichen Fach- 
gewerkschaften für das ganze Land, oft, aber nicht immer, mit 
Einschluß von Schottland und Wales zusammen. Diesen sog. 
»craft unions« war ein stark zünftlerischer Zug eigen, der sich 
vor allem in dem strengen Ausschluß aller weniger qualifizierten 
Arbeiter äußerte. Mit dem Wachstum der Unternehmerverbände 
und der Ausbildung der sozialen Kampftechnik wurden sie aber 
den Bedürfnissen der Arbeiter in vielen Fällen weniger gerecht 
und in den letzten Jahrzehnten vor dem Krieg hat sich der Zug 
der Entwicklung mehr dem Zusammenschluß aller zu einem 
Industriezweig gehörenden Arbeiter, oft mit Einschluß der un- 
gelernten Arbeiter, zugewendet. Dem englischen Konservatis- 
mus und der Abneigung gegen jedes aufgezwungene Schema 
entsprechend hat sich diese Entwicklung jedoch keineswegs 
rein durchgesetzt. Abgesehen von einigen Zwischenformen — der 
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Organisierung nach dem bearbeiteten Material, besonders bei 
den Metallarbeitern, oder nach der Art.des Unternehmers, z. B. 
kommunale oder genossenschaftliche Angestellte — haben sich 
neben den großen beherrschenden Industrieverbänden zahlreiche 
große und kleine Fachverbände erhalten, die sich zum Teil 
vollkommen den modernen Bedürfnissen angepaßt haben, wie 
2. B. der große Gewerkschaftsbund der vereinigten Maschinen- 
bauer (Amalgamated Society of Engineers, A.S.E.). Auf alle 
Fälle hat sich der schon in den goer Jahren von den Webbs ge- 
schilderte Zug zur Gruppen- und Verbandsbildung seither in 
immer steigendem Maße zur Geltung gebracht, der zwar die 
zahlreichen begrenzten Gewerkvereine bestehen läßt und auch 
ihre weitere freie Entstehung nicht behindert, aber sie, immer 
noch nach verschiedenen Gesichtspunkten, in den Rahmen 
größerer und kräftigerer Ueberorganisationen einfügt. Auf diese 
Weise ist das englische Gewerkschaftswesen, wenn auch noch 
immer nicht sehr systematisch, so doch immerhin wesentlich 
übersichtlicher geworden !%). So waren 1918 drei Viertel aller 
Gewerkschafter in 22 Organisationen vereinigt, von denen 8 über 
100000 Mitglieder hatten, und die 100 Gewerkschaften, über 
die das Arbeitsamt (bis, 1916 das Handelsamt) regelmäßig be- 
richtet, umfassen die ganze für die Gewerkschaftspolitik in 
Betracht kommende Mitgliedschaft der bestehenden Organi- 
sationen. Dabei umfassen die stärksten Gewerkschaftsverbände, 
obwohl einzelne Gewerkschaften sich gegen den Zusammen- 
schluß sperren, den weitaus größten Teil der betreffenden Berufs- 
angehörigen, so der Kohlenarbeiterbund zirka 92% der organi- 
sierten Kohlenarbeiter usw. 15). 

Einige von diesen Gewerkschaftsverbänden haben nun im 
Lauf der Zeit eine so vollkommene innere Verfassung ausgebildet, 
daß sie fast wie Staaten im Staate, wie demokratische Repu- 
bliken innerhalb der demokratischen Monarchie erscheinen. Zu 
diesen Verbänden gehören in erster Linie die vier, die oben 


14) Vgl. für das Folgende G.D.H. Cole »An Introduction to Trade Unio- 
nisme Trade Union Series Nr. 4, London 1918. 

) Die Mitgliedschaft aller dem Trades Union Congress angeschlossenen 
Gewerkschaften betrug Ende 1918 6,62 Millionen, davon 1,22 Millionen Frauen. 
Der Zuwachs seit 1914 beträgt 2,4 Millionen, also mehr als den dritten Teil. 
Die größten Zunahmen verzeichneten die Landarbeiter (56 000 auf 126 000), 
die Gewerkschaft der Ungelernten (General Labour, 732 000 auf ı 102 000) und 
die Bauarbeiter (38 000 auf 67 000). 
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als Gegner des Whitleysystems genannt wurden: Bergarbeiter, 
Eisenbahner, Transportarbeiter — und in zweiter Linie die Maschi- 
nenbauer !®) — sind zu sehr in ihre eigenen Pläne, ihre eigene Ent- 
wicklung eingesponnen, fühlen sich zu sehr als Pioniere der 
gesamten Arbeiterklasse, als daß sie sich dem Alltags- und 
Durchschnittssystem, das die Whitleyräte so glücklich geschaffen 
haben, leicht fügen könnten. Wenn wir die Beiträge zu einer 
künftigen Wirtschaftsverfassung kennen lernen wollen, die von 
diesen Riesenverbänden zu erwarten sind, so müssen wir einen 
jeden von ihnen gesondert betrachten. 

Zweien dieser Verbände, den Bergarbeitern und Eisen- 
bahnern, ist das Schicksal gemeinsam, daß ihre Industriezweige 
während des Krieges — wie es zunächst beabsichtigt war, vorüber- 
gehend — unter staatliche Verwaltung gebracht wurden. Dieses 
Schicksal trägt dazu bei, daß der Gedanke der Parität 
zwischen privaten Arbeitgebern und Arbeitnehmern, wie er im 
Whitleyplan formuliert ist, für sie nichts Verlockendes hat, 
da sie seitdem all ihre Wünsche nurmehr auf den Ausbau 
eines dauernden Teilhaberschaftsverhältnisses mit dem Staate 
richten. 


Die Bergarbeiter. 


Für die Bergarbeiter war die enge Berührung mit dem Staate ° 


während des Krieges die unmittelbare Ursache, daß eine schon 
vor dem Krieg in starken Keimen vorhandene revolutionäre 
Idee, die sog. Nationalisierung der Bergwerke, kräftig aufblühte. 
Die Bergarbeiter sind nach der Natur ihres Berufes wie überall 
so auch in England in einer Position, die die straffe Organi- 
sierung besonders begünstigt. Die technische Sonderstellung 
der Kohle als einer der wichtigsten Kraftgrundlagen von Industrie 


16) Für die Maschinenbauer ist der Umstand erschwerend, daß sie gewerk- 
schaftlich nicht nach Industriegruppen, sondern im Fachverband der A.S.E. 
organisiert sind. Ueberdies hat sich unter ihnen die Sonderbewegung der Shop- 
Stewards am meisten geltend gemacht. Es wird hier also vielleicht eine Um- 
bildung der gewerkschaftlichen Organisation vorausgehen müssen, bevor das 
System der paritätischen Räte Eingang finden kann. Knapp vor Erscheinen 
der Arbeit hat sich eine erhebliche Veränderung in der Organisation der 
Maschinenbauer vollzogen, durch einen neuen Zusammenschluß von elf Ge- 
werkschaftsverbänden zu der AEU. (Amalgamated Engineering Union) mit 
460 000 Mitgliedern, in welcher nunmehr die ASE. aufgeht. Das Prinzip des 
Fachverbandes bleibt also auf höherer Stufe der Konzentration vorläufig auf- 
recht. Die Einrichtung der Shop Stavards wurde hiebei ausgebaut und in 
den Gewerkschaftsorganismus verflochten. 
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und Verkehr, die nur mit großem Arbeitsaufwand zu beschaffen 
ist, hat den Bergarbeitern seit jeher die Macht zu radikalen 
Kämpfen um Verbesserung ihrer sozialen Stellung gegeben; 
und ganz besonders wuchs den englischen Kohlenarbeitern 
während des Krieges eine solche Macht zu, als die gesamte 
Kriegführung der Entente von der Ergiebigkeit der englischen 
Bergwerke abhing. Zu dieser günstigen politischen Lage kommt 
hinzu, daß die Bergarbeitergewerkschaften, dank der eindeutigen 
Organisationsgrundlage in den einzelnen Bergwerken und Berg- 
werksdistrikten, von den vielfachen zersplitternden Organi- 
sationsexperimenten der übrigen englischen Gewerkschaften ver- 
schont blieben. Sie haben sich früher und mit weniger Schwierig- 
keiten zu der großen Organisation zusammengefunden, die jetzt 
in imponierender Weise einen bedeutsamen Prinzipienkampf 
mit der Regierung und der Oeffentlichkeit austrägt. 

Der Bergarbeiterverband (Miners Federation of Great Bri- 
tain) mit seiner ı Million übersteigenden Mitgliederzahl ist 
nicht der am straffsten zentralisierte Gewerkschaftsbund 17). 
Die autonomen Einheiten sind die einzelnen großen Berg- 
werksdistrikte, wie z. B. Süd-Wales, Northumberland usw., 
die sich in die Gewerkvereine der verschiedenen Gruben und 
deren bezirksweise Zusammenfassung gliedern. Jeder dieser 
großen Distrikte hat seine eigene Exekutive und seinen Gewerk- 
schaftsrat, also in die politische Sprache übersetzt, eigene Regie- 


. rung und Parlament, und jeder führt getrennt die Kämpfe 


und Unterhandlungen mit den Unternehmern. Ueber diesen 
getrennten Distriktsverbänden steht erst das zentrale Exekutiv- 
komitee und der Nationalrat des Gesamtverbandes. Die Miners 
Federation bot also bis vor kurzem das Bild eines Staatenbundes, 
da nur seltenere Fragen der gemeinsamen »äußeren Politik« den 
jährlichen Nationalratssitzungen vorbehalten waren und die 
Zentralexekutive nicht über eigenes Budget noch Beamtentüm 
verfügte. | 

In das Wesen dieser Organisation hat der Krieg eine be- 
deutende’ Wendung zu größerer Zentralisierung gebracht. In 
den Jahren 1915 bis 1917 griff die Regierung immer tiefer in 
die privatkapitalistische Leitung der Bergwerke ein, zuerst 
durch Regulierung der Preise und der Verteilung und endlich 
durch volle Uebernahme des Bergwerksbetriebes im Februar 1917. 


=) s. Cole, a. a. O. S. 34 f. 
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Die Leitung wurde einem‘dem Handelsamt unterstellten Kohlen- 
kommissär übertragen, dem ein aus 8 Arbeitgeber- und eben- 
sovielen Arbeitervertretern bestehender Beirat zur Seite ge- 
stellt wurde. Seither stand statt den lokalen Unternehmungen 
der Staat als einziger zentraler Unternehmer den Arbeitern 
gegenüber und die volle Leitung der grundsätzlichen Ge- 
werkschaftspolitik fiel nun dem Nationalrat des Gewerk- 
schaftsbundes zu. Der große Kampf um die Nationalisierung der 
Bergwerke wird von dem zu immer häufigeren Sitzungen be- 
rufenen Zentralparlament der Bergarbeiter und von der Zentral- 
exekutive geführt und auch die Distriktskämpfe stehen nunmehr 
unter stärkerer Aufsicht der Zentralstellen. Durch diese straffe 
Zusammenfassung ist den Kohlenarbeitern erst die ganze Trag- 
weite ihrer natürlichen Machtstellung bewußt geworden und 
die unmittelbare Folge davon ist, daß sie sich nicht mehr mit 
den bisher üblichen Kämpfen und Vereinbarungen mit den 
Unternehmern begnügen, die eventuell in die neue Form der 
_ Whitleyräte hätten gebracht werden können. Mit großer Schnel- 
ligkeit ist bei den Bergarbeitern auf das Bewußtwerden ihrer 
wachsenden Machtposition die Aufwerfung grundsätzlicher Fragen 
der sozialen Gestaltung gefolgt. Diese Promptheit ist gewiß ein 
Zeugnis für den sicheren politischen Instinkt der Engländer. Daß 
jedoch das Bestreben, bestehende soziale Grundprinzipien um- 
zustürzen, der Erlangung der Machtposition nicht weit voran- 
ging, wie es für die sozialistischen Bewegungen Ost- und Mittel- 
europas die Regel ist, sondern ihr erst auf den Fuß folgte, das 
ist charakteristisch für die »evolutionistische Revolutions 19), 
wie sie in England stetige Tradition bleibt. 

Der Feldzug der Bergarbeiter für die Sozialisierung des 
Kohlenbergbaues muß hier kurz geschildert werden, weil ein 
Erfolg oder Mißerfolg ganz allgemein als durchaus entscheidend 
für die Entwicklung der gesamten englischen Industrieverfassung 
angesehen wird 1%). Vor dem Kriege (1912) war ein kleiner Teil 
der Bergarbeiter für eine reine Verstaatlichung des Bergbaus 
unter der Leitung eines Kohlenministeriums eingetreten. Im 
Jahre 1916 veröffentlichte Sidney Webb eine kleine Schrift 
über die »Nationalisierung« des Bergbaues, die eine der Grund- 


16) Nach einem Ausdruck des Bergarbeiterführers R. Smillie. 
19) Eine ausführlichere Darstellung findet sich im »Oesterreichischen 
Volkswirt« vom 13. und 20. September 1919, ıı. Jahrgang, Nr. 50 und 51. 
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lagen für den gegenwärtigen Kampf der Gewerkschaft bildet. 
Seitdem waren die drei Kardinalforderungen der Bergarbeiter: 
I. die jeweiligen beträchtlichen Lohnansprüche, 2. der Sechs- 
stundentag und 3. die Nationalisierung. Bis zum Frühjahr 1919 
steigerten sich die Kämpfe zu solcher Heftigkeit, daß die Regie- 
rung unter der Drohung des Generalstreiks zu dem oft bewährten 
Mittel einer königlichen Enquetekommission griff. Unter dem 
Versitz des Richters Sankey wurde die Enquete über die beiden 
ersten Punkte im März 1919 mit großer Eile und vollem Erfolg 
durchgeführt, da sich die Bergarbeiter in einer Urabstimmung 
mit dem vom Enquetebericht einstimmig vorgeschlagenen Kom- 
promig, einer 20%igen Lohnerhöhung und der 46-Stundenwoche 
einverstanden erklärten. Der zweite Teil der Enquete beschäf- 
tigte sich dann mit der grundsätzlichen Frage der Sozialisierung 
— dem dornigen Gegenstand entsprechend mit weniger Ein- 
mütigkeit und ohne durchgreifende Wirkung. Am 23. Juni 
1919 wurden als Ergebnis der Enquete vier Berichte veröffent- 
licht: der vom Vorsitzenden Sankey gezeichnete Mehrheits- 
bericht der Kommission, die — bald darauf fallen gelassenen — 
wenigen Vorbehalte der Arbeitervertreter, das abweichende 
Votum der Unternehmeıvertreter und ein Einzelbericht des 
Mitgliedes Sir A. Duckham. Nur das erste — und in weiterer 
Linie das letzte — Votum sind von praktischer Bedeutung. 

Der Sankeybericht 2°) stellt sich wesentlich als eine Erfüllung 
der Webbschen Sozialisierungsgrundsätze in einer gewissen Ver- 
quickung mit dem Gedanken der Whitleyräte dar. Er hat — ob 
bewußt oder unbewußt, ist uns nicht bekannt — auch eine un- 
verkennbare Verwandtschaft mit dem am x15. Februar ıgı19 
abgeschlossenen Mehrheitsbericht der deutschen Sozialisierungs- 
kommission. Die Grundzüge sind: sofortige Ablösung der in 
England noch immer bestehenden Hoheitsansprüche der Grund- 
herren auf einen Rentenbezug aus dem Bergwerksbetrieb, Ein- 
führung einer neuen Betriebsorganisation und, nach einer drei- 
jährigen Uebergangsfrist, volle Uebernahme des Eigentums an 
den Bergwerksbetrieben durch den Staat. Das Staatseigentum 
soll durch einen dem Parlament für den gesamten Betrieb ver- 
antwortlichen Bergbauminister ausgeübt werden. Diese Kon- 
struktiin der Ausdehnung der demokratischen Parlaments- 
herrschaft auf eine in Gemeineigentum übernommene Industrie 


' Veröffentlicht in der »Times« vom 23. Juni 191% 
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begründet den englischen Begriff der »Nationalisierung« Sie 
unterscheidet sich hierin von dem Vorschlag der deutschen 
Sozialisierungskommission, die das Eigentum am gesamten 
Kohlenbergbau nicht dem »Staat«, sondern einem völlig auto- 
nomen Wirtschaftskörper übertragen will, der in seiner gemisch- 
ten Zusammensetzung das staatliche Element in ausreichender 
Weise zur Geltung bringen soll. Eine ähnliche reine Soziali- 
sierung hatte die englische Bergarbeitergewerkschaft durch 
W. Straker *!) der Sankey-Kommission vorgeschlagen, doch ist 
sie später zugunsten des Sankeyvorschlages davon abgegangen. 
Der charakteristische Unterschied zwischen dem englischen und 
dem deutschen Plan der Kohlensozialisierung (verglichen wird 
der Sankeybericht und der Mehrheitsbericht der deutschen 
Sozialisierungskommission) ist also, daß in England der Staat 
nicht paritätisch neben den Betriebsleitungen, den Arbeitern 
und Konsumenten die oberste Leitung inne haben soll, sondern 
daß die Hierarchie der staatlichen, dem Parlament verantwort- 
lichen Funktionäre vom Minister bis hinunter zum Betriebs- 
leiter der einzelnen Werke ne ben der Hierarchie der gemischten 
Räte stehen soll. Auf diese Weise ist der Gedanke der selbständi- 
gen Gilde, wie er dem deutschen Entwurf zugrunde liegt, im 
englischen Nationalisierungsplan mit der alten demokratischen 
Vorstellung des Parlamentes als oberster Rechtsquelle und 
Verwaltungsstelle der Gemeinschaft verquickt. 

Im einzelnen ist der Verwaltungsplan des Sankeyberichtes 
folgender: Die eigentlichen Verwaltungsinstanzen für den Berg- 
werksbetrieb sind die Distriktsräte in r4 Bergwerksdistrikten. 
Sie bestehen aus 2 vom Minister ernannten Vorsitzenden und 
12 Mitgliedern, von denen 4 von den Arbeitern gewählt, die 
übrigen 8 vom übergeordneten Nationalrat ernannt werden 
sollen, und zwar so, daß 4 die Konsumenten, 2 die technische 
und 2 die kommerzielle Seite des Bergbaubetriebes vertreten. 
Die Mitglieder sind bezahlt und für 3 Jahreim Amt. Die Aufgaben 
der Distrikträte sind: der Betrieb der alten und eventuell Er- 
schließung neuer Minen, die Preis- und Lohnbestimmung, die 


21) Danach sollte die oberste Leitung einem Reichsbergwerksrat übertragen 
werden, dessen Vorsitzender der Minister sein sollte. Seine zwanzig übrigen 
Mitglieder sollten zur Hälfte von der Regierung, zur anderen Hälfte von der 
Bergarbeiter-Gewerkschaft ernannt werden. Neben ihm hätte ein eigener Kon- 
sumentenrat zu wirken. 
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Kohlenverteilung, die Ernennung aller technischen und kommer- 
ziellen Betriebsleiter der im Distrikt befindlichen Werke. 

Ueber und unter diesen beschließenden Rätekörper- 
schaften, die den eigentlichen »Unternehmer« darstellen, sollen 
beratende paritätische Körperschaften errichtet werden. 
Dem Minister soll ein Nationalkohlenrat zur Seite stehen, der 
unter dem Vorsitz des Ministers aus gewählten Vertretern der 
Distrikträte besteht, und zwar je ein Vertreter für 5 Millionen 
Tonnen geförderter Kohle. Diese größere Körperschaft wählt 
einen achtzehngliederigen Arbeitsausschuß, der zu je einem 
Drittel die Arbeiterschaft, die Konsumenten und die technische 
und kommerzielle Leitung vertritt und sich mit dem Minister in 
die oberste Verwaltung des gesamten Bergwesens teilt. Nach 
Beratung mit diesem Ausschuß steht dem Minister ein Veto 
gegen alle Beschlüsse der lokalen und Distriktsräte zu, was erst 
die Voraussetzung dafür ist, daß er wirklich dem Parlament 
gegenüber die volle Verantwortung für die gesamte Kohlen- 
verwaltung tragen kann. 

Die untersten Räteorgane sind die lokalen Bergwerksräte. 
Sie stehen beratend dem verantwortlichen Werksleiter, seinem 
Stellvertreter und dem kommerziellen Werksleiter zur Seite, die 
den Räten ex officio angehören. Von den übrigen 7 Mitgliedern 
sind 4 von den Arbeitern zu wählen und 3 vom Distriktsrat zu 
ernennen. Die wichtigste Funktion der Räte soll erstens die 
Aufsicht über Sicherheit und Ergiebigkeit der Minen sein, worüber 
jederzeit ein Appell an die übergeordnete Räteinstanz offen- 
steht. Die zweite Hauptaufgabe ist ihre Wirksamkeit als Schlich- 
tungsstellen für Arbeiterstreitigkeiten. Denn die Streikklausel 
des Sankeyberichtes, gegen die zuerst die Arbeitervertreter der 
Kommission protestierten, um sich ihr später zu fügen, schreibt 
vor, daß kein lokaler, bezirksweiser oder nationaler Streik unter- 
nommen werden darf, bevor die für den betreffenden Umkreis 
kompetente Rätekörperschaft die Angelegenheit erfolglos beraten 
hat. Die Werksräte können ihrer Zusammensetzung nach immerhin 
als modifizierte Whitleyräteangesehen werden, wiesie auch für an- 
dere Staatsbetriebe (Post, Werften usw.) bereits eingerichtet wer- 
den. Beidem Nationalrat für das Kohlenwesen bildet die beson- 
dere Vertretung der Konsumenten ein unterscheidendes Merkmal. 

Es ist offenkundig, daß dieser Plan die radikalen Wünsche 
der Kohlengewerkschafter und der prinzipiellen Anhänger der 
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Kohlensozialisierung nicht durchaus befriedigen kann, da sie, 
nach dem der Kommission vorgelegten Entwurf des Gewerk- 
schaftssekretärs Straker, eine 50%ige Vertretung der Ge- 
werkschaften in der verantwortlichen Leitung des Bergbetriebes, 
die volle Autonomie der Kohlengemeinschaft und zum Teil die 
entschädigungslose Enteignung der Schürfrechte, vor allem aber 
weiterhin die ungebrochene Streikfreiheit fordern. Diese radi- 
< kaleren Wünsche wurden jedoch unter dem Eindruck der ge- 
schlossenen Gegnerschaft von Regierung, Unternehmerschaft und 
dem größten Teil der bürgerlichen Oeffentlichkeit gegen den 
Sankeybericht zurückgestellt und der Kampf der Gewerk- 
schaften, und zwar aller im Trades Union Congress vereinigten 
Gewerkschaften, hat sich seit September 1919 vollständig auf 
den Boden dieses Berichtes gestellt. Lloyd George hat den Kampf 
voll aufgenommen. Er benützte ihn zum Sammelruf an alle 
der Arbeiterpartei feindlichen Strömungen und bei seinem be- 
rühmten politischen Instinkt könnte diese seine Entscheidung 
zu größerer Skepsis für den Erfolg der radikalen Arbeiterpolitik 
veranlassen. In mehreren großen Parlamentsreden und in fort- 
gesetzten persönlichen Verhandlungen mit den Vertretern der 
Kohlenarbeiter hat er jede Art der Zentralisierung des Kohlen- 
betriebes und die verlangte Betriebsgemeinschaft zwischen Staat 
und Arbeiterschaft abgelehnt und hierbei die oberflächlichste 
Stimmungsmache durch geschickte rednerische Ausbeutung der 
bolschewistischen Mißerfolge und der bisherigen Streiklust der 
Arbeiterschaft in Staatsbetrieben nicht verschmäht. Er hat 
sich zuerst für den vierten Bericht der Sankeykommission aus- 
gesprochen, in dem Sir A. Duckham eine Art privatwirtschaft- 
licher Vertrustung der Bergbaugesellschaften unter Staats- 
aufsicht zum Zweck der Rationalisierung vorschlägt, ein Plan, 
der eine gewisse Aehnlichkeit mit dem gegenwärtig in Deutsch- 
land geltenden System der Syndikate hat, jedoch durch den 
Mangel einer einheitlichen Leitung noch hinter ihm zurück- 
bleibt. Nach kurzer Zeit wurde aber auch dieser Plan, der nie- 
mand befriedigte, von der Regierung fallen gelassen und seitdem 
stünde sie mit ihrer negativen Stellungnahme ohne jede Politik 
da, wenn die Liquidierung der Kriegswirtschaft im Kohlen- 
bergbau unter dem ständigen harten Druck der Gewerkschafts- 
forderungen nicht dringend positive Maßnahmen erzwingen 
würde. An diesem in jeder Einzelheit interessanten Feldzug 
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der Kohlengewerkschaft ist es zwar deutlich geworden, daß 
mit dem Aufhören der Kriegshandlungen die unmittelbar 
zwingende Machtstellung der englischen Arbeiter im allgemeinen 
und der Kohlenarbeiter im besonderen wieder um einiges schwä- 
cher geworden ist. Denn die im Herbst Igıg dem Generalstreik- 
beschluß nahen Gewerkschaften der Tripelallianz haben sich 
seither, unter dem Eindruck der gefestigten sozialen Position 
der bürgerlich konservativen Regierung und der ruhebedürftigen 
Oeffentlichkeit, auf eine ungemein intensive aber unrevolutio- 
näre Propaganda zurückgezogen ??). 

Aber man darf die Aufmerksamkeit nicht auf den mehr oder 
weniger kritischen Verlauf des Kampfes um die Nationalisierung 
allein beschränken, wenn man die eigentliche Tragweite der 
sozialen Kriegsfolgen im englischen Bergbau abschätzen will. 
Mindestens ebenso charakteristisch sind die ständigen Verhand- 
lungen der Bergarbeiterexekutive mit der Regierung über die 
Festsetzung der Kohlenpreise und Löhne. Die Löhne sind seit 
dem ersten Sankeybericht geregelt und sollen bis September 
1920 in Geltung bleiben. Aber mit großer Energie haben die 
Gewerkschaften es seit etwa einem halben Jahr übernommen, 
die vom Zeitpunkt der Betriebsübernahme an von der Regierung 
zentral gehandhabte Preisfestsetzung zu kontrollieren und fast 
schon mitzubestimmen. Die propagandistisch so wertvolle Be- 
hauptung der Bergarbeiter, daß die nationalisierten Bergwerke 
billigere Kohle liefern würden, wird durch ständige, bis ins 
einzelne rechnerisch begründete Angriffe auf die Preispolitik 
der Regierung gestützt. Damit haben die Bergarbeiterführer 
die unschätzbare Parole gewonnen, daß sie nicht einen Lohn- 
kampf für die begrenzte Zahl der Bergarbeiter, sondern einen 


8) Diese Taktik, die auch durch den unentschiedenen Ausgang des großen 
Eisenbahnerstreiks vom Oktober 1919 bestärkt worden ist, hat kürzlich, am 12. 
März 1920, ein außerordentlicher Gewerkschaftskongreß mit 3,8 gegen ı Million 
Stimmen bestätigt, die sich für den Streik ausgesprochen haben. Zwei Tage 
vorher hatte čine Sonderkonferenz der Bergarbeitergewerkschaften ein gegen- 
teiliges Votum abgegeben, indem sie sich, allerdings nur mit einer Majorität 
von 546.000 gegen 325 000 Stimmen, für den Streik zur Erzwingung der Natio- 
nalısierung ausgesprochen hatten. Der Sieg des demokratischen Konstitutio- 
nalismus war in dieser Frage also noch nicht entschieden. Die Debatte auf dem 
Gewerkschaftskongreß bezeugt aber, wie tief das Vertrauen in die demokra- 
tische Verfassung — Eisenbahnerführer Thomas nennt sie stolz die demokra- 
tischste der Welt — unter den Gewerkschaftern wurzelt. Für den General- 
streik haben mit den Bergarbeitern von großen Verbänden nur die Maschinen- 
dauer, nicht aber die Gefährten der Tripelallianz gestimmt. 
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` Preiskampf zugunsten der ganzen Konsumentenschaft und für 
das nationale Wohl führen. Die ablehnende Haltung der Regie- 
rung in der Nationalisierungsfrage wird also immer prompt 
mit einem Angriff in der Preisfrage beantwortet 2°) und erst 
in dritter Linie wird als letzte Drohung die Lohnfrage wieder 
aufgeworfen, allerdings in einem Ausmaß, das zu einer Krisis 
in der Organisierung der Kohlengewinnung ebensosehr drängt 
wie die Nationalisierungskampagne. Es hat sich auf diese Weise 
das geschäftliche Teilhaberschaftsverhältnis zwischen Staat und 
Arbeitern, dessen geregelte Durchführung im Sankeyprojekt 
bisher vergeblich angestrebt wird, in einer formlosen und un- 
geregelten Weise tatsächlich schon vorgebildet, da der Unter- 
nehmer Staat in keiner seiner Bewegungen mehr die Unternehmer- 
freiheit besitzt. Für die Rückgabe an die privaten Unternehmer, 
die Lloyd George anstrebt und vorbereitet, hat er sich von 
vorneherein zu einer gesetzlichen Beschränkung der Unternehmer- 
gewinne verpflichten zu müssen geglaubt, die durch einen Gewinn- 


ausgleichsfond erreicht werden soll. Diese Maßnahme schließt 


eine volle Rückkehr zum Wirtschaftsliberalismus von Regie- 
rungs wegen vollständig aus und zeigt — soweit sie auch von 
den Gewerkschaftszielen entfernt ist — wie unlöslich sich der 
Staat als Vertreter der nationalen Wirtschaftsgemeinschaft wäh- 
rend der Kriegsjahre in die Wirtschaft verstricken mußte. Mit 


dem dauernden Einfluß von Staat und Oeffentlichkeit auf Preis- | 
politik, Profitrate, Sicherung des Inlandsverbrauches und Lohn- | 


festsetzung im Kohlenbergbau ist — mit oder ohne revolutionäre 


Lösung des Sozialisierungskampfes — für dieses Wirtschafts- 
gebiet der eigentliche revolutionäre Schritt aus der liberalen 


23) Hierbei handelt es sich kurz um folgendes: Bei der Uebernahme der 
Bergwerkskontrolle durch die Regierung im Jahre 1917 wurde den Bergwerks- | 
gesellschaften der Gewinn der letzten Friedensjahre garantiert, mit einem. 
5%igen Anteil am Mehrgewinn bei steigender Förderung und Abschlägen beı 
sinkendem Ertrag. In den Kriegsjahren hatte die Kohlenwirtschaft mit einem 
Defizit zu kämpfen, dem die Regierung noch im Juni r919 mit einer Erhöhung 
der inländischen Kohlenpreise um 6 sh pro Tonne begegnen zu müssen glaubte. 
Im Laufe des Sommers Igıg waren aber die Preise der Exportkohle so sprung- 
haft gestiegen, daß sich in der Bilanz ein erheblicher Ueberschuß ergeben mußte. 
Hier setzte die Kritik der Gewerkschafter ein, erzwang zunächst die Verbilligung 
der Hausbrandkohle um ıo sh und beansprucht eine allgemeine Senkung des 
Inlandspreises um etwa 9 sh. Die Regierung hat sich unter dieser Agitation 
zur Ueberprüfung ihrer Gebarung durch unabhängige Sachverständige ent- 
schlossen, die weiterhin von den Gewerkschaftern, wie es scheint, mit Erfolg) 
angefochten wird. 








l 
) 
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Wirtschaft zur »Gesellschaftswirtschaft«, zum »Sozialismus«, be- 
grifflich bereits vollzogen. - 


Die Eisenbahner. 


Die englischen Eisenbahnen waren bis zum Krieg noch 
ein unbestrittenes Gebiet des Wirtschaftsliberalismus. Die mehr 
als 50 privaten Bahngesellschaften, die sich zum Teil mit Parallel- 
linien konkurrenzierten, einen übermäßigen Aufwand für den 
schlecht ausgenützten Wagenpark bedingten und oft das Reisen 
zwischen benachbarten Orten zu einer Serie von Waggonwechsel 
und versäumten Anschlüssen machten, wurden jedoch am Tage 
der Kriegserklärung in einheitlichen Staatsbetrieb übernommen. 
Die zersplitterten Unternehmerverhältnisse hatten auch lange 
die Gewerkschaften von einheitlicher Organisierung abgehalten 
und erst im Jahre 1913 bildete sich aus zahlreichen Einzel- 
gewerkschaften die große Ueberorganisation der Eisenbahner 
(National Union of Railwaymen, N.U.R.). Infolge dieser späten 
Entstehung hat aber die Organisation von Anfang an modernere 
Züge erhalten; sie ist straffer zentralisiert als die anderen großen 
Gewerkschaftsbunde 24). Zum Unterschied vom Bergbau ist nun 
nach dem Kriege die Initiative zur Beibehaltung der staatlichen 
Zentralisierung des Eisenbahnwesens nicht von den Gewerk“ 
schaften sondern von der Regierung ausgegangen, allerdings 
im Sinn einer reinen Verstaatlichung. Da die Eisenbahnverstaat- 
lichung in den meisten Staaten des Festlandes bewährt ist, 
fürchtete die Regierung davon offenbar nicht einen šo folgen- 
schweren Einbruch in das privatkapitalistische System wie durch 
eine zentrale Uebernahme der Bergwerke. Dennoch erklärte 
als Redner der Regierung Bonar Law bei der parlamentarischen 
Verhandlung des Transportgesetzes im März 1919, daß die 
Annahme des Gesetzes einen vollständigen Bruch mit der ganzen 
vergangenen Wirtschaftspolitik Englands bedeute und daß er 
selbst vor wenigen Jahren der schärfste Bekämpfer einer solchen 





30 Ueber den lokalen Zweigorganisatiohen steht, mit Ueberspringung der 
sonst üblichen ziemlich autonomen Bezirksverbände, die 24 gliedrige gewählte 
Zentralexekutive, die vierteljährlich zusammentritt, ein sechsgliedriges ge- 
wähltes Generalsekretariat, das aus vollbeschäftigten gezahlten Beamten be- 
steht, und als eigentliche gesetzgebende Körperschaft, die alle Abkommen mit 
den Unternehmern usw. zu ratifizieren hat, die Generalversammlung. S. Cole 
a a O. S, 31. . 

Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. ı. 12 
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Maßnahme gewesen wäre ®). Das erwähnte Gesetz sieht die 

Errichtung eines Transport-Ministeriums vor und zunächst für 

2 Jahre die Fortführung des staatlichen Betriebes der Bahnen. 

Die von der Regierung angesprochene Ermächtigung, während 

dieser Zeit auf kurzem Wege durch Verordnung den Ankauf 

jeder beliebigen Transportunternehmung (einschließlich Hafen- 

gesellschaften, Dockereien usw.) vornehmen zu können, wurde 

im Parlament aus dem angeborenen englischen Abscheu vor 

jedem bureaukratischen Absolutismus von allen Parteien ab- 

gelehnt. Die eigentliche Entscheidung über die Art des Ueber- 

gangs der Bahnen in Staatseigentum wird also erst im Jahre 
192I fallen. Die Tatsache selbst und vor allem der zentrale 

Betrieb steht bereits für die Dauer fest und die Arbeitnehmer 
stehen definitiv mit ihren Ansprüchen dem Unternehmer Staat 
gegenüber. Sie haben die Regierung zunächst in dem Entschluß 
zur Verstaatlichung unterstützt, um nunmehr die Umwandlung 
der bureaukratischen Leitung in gemeinwirtschaftlichem Sinne 
zu betreiben. Es ist ihnen auch bereits geglückt, in dieser Rich- 
tung einen bedeutenden Erfolg zu erringen. Nach längeren 
Verhandlungen zwischen Eisenbahnergewerkschaften und Regie- 
rung ist Anfang Dezember 1919 ein Uebereinkommen erzielt 
worden, das nach der Ansicht der Eisenbahner schon den 
prinzipiellen Schritt zur »Nationalisierung« der Eisenbahnen 
bedeutet ?®%). Zunächst werden zwei gemischte Körperschaften 
zur Beratung der Lohnfragen und Betriebsbedingungen errichtet 
und zwar das Zentralamt aus 5 leitenden Eisenbahnbeamten und 
5 Gewerkschaftsvertretern, dem alle umfassenden Streitpunkte 
vorzulegen sind; und darüber als Berufungsinstanz das Landes- 
lohnamt aus 4 Direktoren, 4 Arbeitervertretern und 4 Konsu- 
mentenvertretern mit einem von der Regierung ernannten un- 
abhängigen Vorsitzenden. Die Gewerkschaften haben sich damit 
einverstanden erklärt, auf ihr Streikrecht für eine einmonatige 
Frist nach der Unterbreitung strittiger Angelegenheiten im Lan- 
deslohnamt zu verzichten, eine bisher völlig isolierte Konzession, 
die privaten Unternehmern noch unter allen Umständen ver- 
weigert wird. Diese zwei gemischten Aemter, die von ähnlichen 
lokalen Schlichtungsstellen unterstützt werden, bedeuten im 
Grunde eine Anwendung des Whitleysystems auf die Verhältnisse 


25) s. »Times« 19. März Igıg. 
20) s. »Times« 6. Dezember ı919. _ 
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der staatlichen Unternehmungen, sind aber auf rein sozialpoli- 
tische Angelegenheiten beschränkt. Dagegen geht eine dritte 
gemischte, aber nicht paritätische Körperschaft, der ab I. Januar 
1920 eingerichtete Beirat aus 12 leitenden Direktoren und 4 Ar- 
beitervertretern über dieses Gebiet hinaus, denn er steht dem 
Minister in der Ausübung seiner Betriebsgewalt beratend zur 
Seite, stimmt also über alle allgemeinen Fragen, z. B. der Tarif- 
politik usw., mit und wird gewiß bei der künftigen vollen Ver- 
staatlichung entscheidend mitzureden haben. Bei den Eisen- 
bahnen geht also, wie es scheint, der Prozeß der gemeinwirtschaft- 
lichen Umwandlung unter engerem Zusammenwirken von Staat 
und Arbeiterschaft auf einem allmählichen, nicht sehr plan- 
mäßigen, aber dem Wesen des Betriebes angemessenen Wege 
vor sich ?7), 


Die Transportarbeiter. 


Als dritte Sondergruppe, deren Politik kurz erörtert werden 
muß, sind im Verlauf des Krieges die Transportarbeiter, genauer 
die Hafenarbeiter, aus dem allgemeinen gewerkschaftlichen Rah- 
men hervorgetreten. Auch sie nehmen durch die besondere wirt- 
schaftliche Funktion ihrer Beschäftigung eine günstige Ausnahms- 
stellung ein, da im englischen Inselreich der gesamte Warenver- 
kehr mit dem Ausland durch ihre Arbeit vermittelt wird. Gemein- 
sam mit den Bergarbeitern ist ihnen also der Machtzuwachs wäh- 
rend des Krieges gewesen; aber sie unterscheiden sich von Berg- 
arbeitern und Eisenbahnern, mit denen sie sich 1915, zunächst 
mehr zu politischen als zu wirtschaftlichen Kämpfen, in der 
Tripelallianz zusammengeschlossen haben, dadurch, daß ihr 
Gewerbe im Krieg von jedem Staatseingıiff freigcblieben ist. 
Vielleicht ist gerade darum ihr gegenwärtiger Kampf um so 

“) Hiebei soll nicht etwa behauptet werden, daß die Entwicklung kampf- 
los oder auch nur etwa unter versöhnlicher Stimmung der Gewerkschaften er- 
folgt. Der große Eisenbahnerstreik vom September bis Oktober 1919, der um 
eine reine Lohnfrage, die Aufrechterhaltung der Kriegslöhne, ausbrach, war 
eine starke Machtprobe zwischen Staat und Oeffentlichkeit cincerseits, den Ge- 
werkschaften anderseits und hat beiden Seiten Respekt vor dem Gegner ein- 
gellößt. Auf dieser Machtgrundlage erfolgte im Dezember die Konzession der 
Regierung in der Rätefrage und die schr radikalen Eisenbahner drängen ihre 
Führer weiterhin stürmisch zu neuen Kämpfen. Nur den rechtzeitigen Konzes- 
sionen der Regierung und der aufreibenden vermittelnden Tätigkeit der staats- 
mannisch auf großer Höhe stehenden Gewerkschaftsführer ist der ruhigere 
Verlauf der Nationalisierungsfrage auf diesem Gebiete bisher zu danken. 

ı2 * 
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lehrreicher, weil sich an ihm der Unterschied gegen die Vorkriegs- 
kämpfe ermessen läßt, wie er sich bloß aus der geändeiten sozialen 
Position gewisser Arbeitergruppen ergeben hat, auch ohne daß 
sich die Beziehungen zur Staatsgewalt rechtlich verändert 
hätten. 

Der Kampf, den die Transportarbeiter gegenwärtig führen, 
hat denn auch dem Anschein nach keine Ziele, die prinzipiell 
über die frühere soziale Ordnung hinausführen. Er ist ein reiner 
Lohnkampf und tastet die privatwirtschaftliche Organisation der 
Unternehmerschaft formell in nichts an. Was ihn jedoch im Wesen 
dennoch zu einem Vorstoß in ein Gebiet neuer sozialer Gestal- 
tungen macht, ist die neue theoretische Fundierung der Lohn- 
forderungen, ihre Höhe und die das ganze Gewerbe und von 
da aus die ganze Wirtschaft umfassende Weite des Gesichts- 
punktes, die den einzelnen Unternehmer vollständig aus dem 
Auge verliert. Neu sind daher auch die Abwehrmaßregeln, zu 
denen die Unternehmer sich gezwungen sehen. 

Der Gewerkschaftsbund der Transportarbeiter hat Ende 
ıgıg die Forderung auf Festsetzung eines allgemeinen Mindest- 
lohnes von 16 Shilling pro Tag aufgestellt. Dieser Betrag geht 
um etwa 4 Shilling über das bisherige durchschnittliche Lohn- 
niveau hinaus und setzt sich übeı die beträchtlichen lokalen 
und zeitlichen Schwankungen der gegenwärtigen Lohnsätze voll- 
ständig hinweg. Vor der ernsten Drohung dieser geschlossenen 
Kampfansage hat die Unternehmerschaft der Kraft der üblichen 
gewerkschaftlichen Abwehrmittel mißtraut und ist mit einem 
Appell um Unterstützung in die Oeffentlichkeit geflüchtet. Das 
kurz zuvor erlassene Gesetz über Industriegerichtshöfe (siehe unten 
S. 185) gewährte die neue Form, unter der im April 1920 von 
einer aus Vertretern beider Streitteile und der Konsumenten 

unter dem Vorsitz eines Richters gebildeten Kommission die 
Sache der Transportarbeiter in voller Oeffentlichkeit untersucht 
wurde 2°). Die Arbeiter haben die Gelegenheit, für ıhre Ansprüche 

29) An dieser Stelle mag eine Bemerkung über einen bedeutenden Faktor 
im sozialen Leben Englands Platz finden, nämlich über die Berichterstattung 
der Presse in sozialen Angelegenheiten. Nicht nur, daß die Presse aller Parteien 
die Wahlreden und sonstigen öffentlichen Aeußerungen der Arbeiterführer in 
objektiven Auszügen Tag für Tag wiedergibt, gelangen durch sie alle erheb- 
lichen Verhandlungen der Arbeiter mit der Regierung, alle Enquetevorgänge usw., 
zum großen Teil im lebendigen und charakteristischen Wortlaut, unmittelbar 


vor die große Oeffentlichkeit , die dadurch erst in die Lage versetzt wird, alle 
diese Vorgänge mitzuerleben. Wenn in dieser Beziehung für Deutschland auch 
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auf sichtbarem Forum zu wirken, mit großer Genugtuung er- 
griffen und ihr Führer, Mr. Bevin, hat mit einer durch drei 
Tagungen währenden großangelegten Rede einen gewaltigen 
Eindruck gemacht. 

Die Lohnforderung hat in diesem Stadium folgende prinzipielle 
Gestalt angenommen: I. Die Industrie muß jedem Arbeiter, 
den sie beschäftigt, einen Standardlohn gewähren, der nicht nur 
das nackte Leben, sondern einen Anteil an den nationalen Kultur- 
gütern eımöglicht 2). 2. Bevor dies erreicht ist, ist jeder 
Unternehmerprofit (gemeint ist ausdrücklich nicht Kapital- 
verzinsung, sondern Unternehmerrente) unberechtigt und muß 
verschwinden. 3. Die Industrie kann den Standardlohn nur 
tragen, wenn das volle Interesse und die volle Mitwirkung der 
Arbeiter ander Intensivierung der Produktivi- 
tät durch neue Organisationsformen gesichert wird ?°). So 
wächst aus der Lohnfrage ohne theoretische Doktrin die soziale 
Prinzipienfrage heraus, ohne daß sich jedoch die Arbeiter in 
dieser Industrie zuvor auf irgendeine Formfrage der neuen 
Gestaltungen festgelegt hätten: die unternehmungsweise Pro- 
duktion soll ruhig fortbestehen, wenn sie die neuen Anforderungen 
befriedigen kann; wenn nicht, so muß sie eben zugunsten neuer 
Gemeinschaftskräfte abdizieren. Und neben der Lohnfrage ist 
es, gerade in dem Gewerbe der Transportarbeiter, die Arbeits- 
losenfrage, die zu einem revolutionären Hebel wird. Die Arbeiter 
verlangen, daß jede Industrie alle von ihr zu irgendeiner Zeit 
erforderten Arbeitskräfte erhalten muß. Für die mit dem Schiffs- 
lauf verbundene Unregelmäßigkeit der Beschäftigung im Trans- 
portgewerbe soll durch eine Umlage auf alle verladenen Güter 
Vorsorge getroffen werden, so daß die Versicherung gegen zeit- 


nn nn 





der Unterschied in der Papierversorgung eine entscheidende Rolle spielen mag, 
so dürfte doch auch die Gewohnheit, wichtige Angelegenheiten unter den Augen 
weniger Augureh auszutragen, mitwirken, was einer Klärung und Reinigung der 
Kämpfe gewiß nicht dienlich ist. 

39) Charakteristisch ist die Stelle in Bevins Rede, in der er die Minister 
auffordert sdie Schulen zu schließen, wenn die Ansprüche der Arbeiter nicht 
erfüllt würden; denn nur dann könne die Industrie auf der reinen Arbeitstier- 
und Futterbasis weitergeführt werden« Es sind die ersten Generationen der 
verbesserten allgemeinen Schulbildung, die zu den gegenwärtigen sozialen 
Ansprüchen herangewachsen sind. 

30) Bevin sagt (s. »Times« 7. Februar 1920): »Die Arbeiter sind sebst- 
bewußt genug zu glauben, daß sie einige organisatorische Fähigkeiten besitzen 
und wenn sie die Gelegenheit hätten, würden sie Wege zur Erhöhung des Er- 
trages finden, die selbst sachverständigen Technikern verborgen bleiben.« 
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weilige Arbeitslosigkeit von Schiffseigentümern, Kaufleuten und 
Transportunternehmungen mitgetragen würde. Ein solches Ver- 
fahren, dessen administrative Ausführung die Transportarbeiter 
dem Staate anvertrauen wollen, würde die Registrierung aller 
der Industrie verpflichteten und sie verpflichtenden Arbeiter 
bedingen. Der ganze gewiß ungemein interessante Vorschlag 
läuft also letzten Endes auch auf eine gildenmäßige Organi- 
sierung der Industrie hinaus. 

Die Transportarbeiterenquete ®!), bei der sich die Unter- 
nehmer rein defensiv verhielten, wirkte also durch die bloße 
Vertiefung der Lohnfrage und der Arbeitslosenfrage im sozial- 
revolutionären Sinn. Was die Beziehung zu dem Whitleysystem 
betrifft, so haben sich mehrere große Hafenunternehmungen, 
so die von Glasgow, mit großem Erfolg in seinem Sinn organi- 
siert. Einer allgemeinen Zusammenfassung in einem Nationalrat 
wirkt erstens die Ungleichheit der Unternehmungen entgegen, 
da neben 25% privaten Unternehmern im übrigen städtische 
und staatliche Hafenbehörden bestehen. Sodann ist es die 
radikalere Gedankenrichtung dieser ungelernten, aber straff 
organisierten Arbeiterschaft, die gegenwärtig den Kampf deı 
Beratung vorzieht. | 


Der Staat als sozialer Gesetzgeber. 


Nach der Erledigung der Kriegsaufgaben greift der eng- 
lische Staat nur gezwungen als Gesetzgeber in die Freiheit des 
Arbeitsvertrages ein. Einige wichtige Schritte in dieser Rich- 
tung hat er aber in dem ersten Nachkriegsjahr bereits vollziehen 
müssen. Durch den Whitleyplan glaubte er sich das Odium 
und die Verantwortung solchen Zwanges zunächst vom Halse 
geschafft zu haben. Es ist ihm dies nicht ganz gelungen. Die 
Fragen eines nationalen Maximalarbeitstages und Minimallohn- 
satzes wurden ihm darüber hinaus zu gesetzlicher Regelung auf- 

gedrängt. Lloyd George, der es wohl veısteht, wenn es ihm 


31) Deren Bericht bei Abschluß dieser Arbeit noch nicht vorliegt. (Wäh- 
rend der Drucklegung ist die Angelegenheit zu einem für .die Arbeiter durch- 
\aus günstigen Abschluß gelangt. Die Kommission hat gegen zwei von drei 
Unternehmerstimmen die Lohnforderung der Transportarbeiter für berechtigt 
erklärt und nach der Annahme des Enqueteberichtes durch Arbeiter und 
Unternehmerverbände ist der für ungelernte Arbeiter bisher unerhörte Ein- 
heitsiohn von 16 sh pro Tag in Kraft getreten). 
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richtig erscheint, eine starke Minderheit der öffentlichen Meinung 
hart anzufassen, übt die kluge Taktik, die Verantwortung für 
öffentliche Zwangsmaßnahmen so lange es geht von der Regie- 
rung weg auf breitere Schultern abzuwälzen. Es ist ihm dies 
fast auch in diesen beiden heiklen Fragen gelungen. Mitten 
aus den Pariser Friedensverhandlungen heraus gelang es ihm 
im Winter 1919 adhoc eine Art Wirtschaftsparlament, wie es auch 
die Whitleyvorschläge vorsehen, improvisiert aus dem Boden 
zu stampfen. Er berief Ende Februar IgIg eine »Gemischte 
Industrie-Konferenz« aus etwa 500 Vertretern der Arbeiter und 
300 Vertretern der Unternehmer, die vor allem den Whitleyräten 
entnommen waren, aber auch die übrigen Industrien möglichst 
vollkommen repräsentierten ??). Eine solche unvorbereitete Mas- 
'senversammlung ungleichartiger Elemente hätte sich wohl in 
keinem Lande als arbeitsfähig erwiesen. In England gelang das 
Kunststück erstaunlich gut, denn nach Verlauf von wenigen 
Wochen hatte diese gemischte Körperschaft durch Vermittlung 
eines von ihr gewählten zwanziggliedrigen gemischten Komitees 
einstimmig ein praktisches Aktionsprogramm zur unmittelbaren 
Verwirklichung ausgearbeitet. Der Zeitpunkt der ersten Sieges- 
stimmung, den Lloyd George geschickt benützt hatte, war einem 
gemeinsamen Arbeitswillen so günstig, daß die Scheu gegen 
gesetzliche Bindungen des freien Kontraktrechtes von beiden 
seiten überwunden wurde. Die Vorschläge überden Arbeits- 
tag gehen auf eine gesetzliche Festlegung der allgemeinen 
48-Stundenwoche, daneben auf Gesetzlichmachung von Sonder- 
vereinbarungen der Arbeitgeber und -nehmer im Bereich ein- 
zeiner Industrien über Verkürzung und Verlängerung dieser 
Arbeitszeit. Aehnlich sollen de Arbeitslöhne für das 
ganze Land jeweils auf Vorschlag einer paritätischen Kommission 
gesetzlich an ein Minimum gebunden werden und industrielle 
Sondervereinbarungen bindende Kraft für die ganze Industrie 
erhalten. Der dritte Vorschlag gibt allgemeine Richtlinien für 
de Arbeitslosenfürsorge, die durch die Vermitt- 
lung der Whitleyräte von »einem Gefühl gemeinsamer Verant- 
wortung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer des als eine Einheit 
wirkenden Industriezweiges« getragen werden müsse. Der vierte 
Vorschlag geht auf die Errichtung eines ständigen Wirt- 





=") Die Tripelallianz und die Maschinenbauer enthielten sich, ihrer Ab- 
Reigung gegen paritätische Veranstaltungen folgend, auch von dieser Konferenz. 
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schaftsparlamentes mit beratender Funktion, das aus 
Wahlen der Organisationen hervorgehen soll und unter dem 
Vorsitz des Arbeitsministers mit Hilfe eines permanenten 
Arbeitsausschusses an der gesamten wirtschaftlichen Gesetz- 
gebung mitzuwirken hätte. Ebenso wie in den Whitleyräten 
sollten die Abstimmungen nach der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerseite getrennt und die Beschlüsse durch Majoritäten 
jeder Seite zustande kommen. Dieses Wirtschaftsparlament 
erscheint als der organische Abschluß des Systems der Whitley- 
räte. 

Wenn die einstimmigen Vorschläge der Industriekonferenz *°) 
von Lloyd George seinem Versprechen gemäß unverändert zur 
Grundlage der Gesetzgebung gemacht worden wären, so hätte 
sich voraussichtlich die Stimmung des Vertrauens zwischen 
Arbeitern, Unternehmern und Staat, wie sie auf den Industrie- 
konferenzen von Februar und April 1919 zu etwas trügerischem 
Ausdruck gekommen ist, befestigt und es hätte sofort eine Aera 
intensiver sozialer Gesetzgebung begonnen, die die rechtliche 
Struktur der englischen Wirtschaft weit vom Liberalismus in 
die Richtung des Sozialismus abgeführt hätte. Inzwischen haben 
sich einem so reibungslosen Einverständnis doch noch mehrfache 
Hemmungen entgegengesetzt und die Neigung zu gegenseitigen 
Konzessionen hat wieder einer schärferen Kampflust Platz ge- 
macht. Lloyd George hat — wie die Arbeiter meinen gerade 
durch ihre Versöhnlichkeit ermutigt — den Vorschlag über die 
48-Stundenwoche in seinem im August IgIg eingebrachten 
Gesetzvorschlag nicht voll angenommen, sondern hat die land- 
wirtschaftlichen Arbeiter, Seeleute, Polizei, Dienstboten und 
übergeordnete Angestellte von der Maximalarbeitszeit aus- 
genommen. Dies wird von den Gewerkschaften als Kampfansage 
aufgefaßt, und sie weigern sich, bevor die Vorschläge der Industrie- 
konferenz nicht durchaus verwirklicht sind, dem Gedanken des 
Wirtschaftsparlamentes näherzutreten. Solange Lloyd George 
sich also auf sein durchaus kapitalistisch gesinntes »Khaki- 
Wahlen-Parlament« stützt, ist es nicht sehr wahrscheinlich, 
daß die Gesetzgebung wirklich bereits aus dem vollen Einver- 
ständnis aller sozialer Schichten hervorgeht. 

Dennoch hat auch die Gesetzgebung der letzten Zeit einige 
interessante soziale Neuerungen geschaffen. Hievon soll das 


3) Enthalten in der »Times« vom 27. März 1919. 
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Gesetz über Industriegerichtshöfe Erwähnung fin- 
den, das für die freiwillige Schlichtung von Lohnstreitigkeiten 
Vorsorge trifft. An Stelle des Zwangsschiedsgerichtes der Kriegs- 
zeit treten nach dem Gesetz von November ı919 Schiedsämter, 
die der Arbeitsminister von Fall zu Fall aus Vertretern der 
Streitteile und unabhängigen Personen ernennt. Nach dem 
Gesetzentwurf sollte ein Element des Zwanges in diese Schieds- 
gerichtsbarkeit gebracht werden, indem nach dem Wunsche 
der Arbeiter Schiedssprüche für die Unternehmerschaft einer 
ganzen Industrie für bindend erklärt werden konnten. Auf der 
anderen Seite sollten aber auch die Arbeiter für eine 4-monat- 
liche Kündigungsfrist an die Bestimmungen der Schiedssprüche 
gebunden sein und ihre Streikfreiheit verlieren. Die ungemein 
heftige Opposition der Arbeiter gegen diese letzte Bestimmung 
veranlaßte den Arbeitsminister, mit ihr auch die gesetzliche 
Bindung für die Unternehmer zurückzuziehen, so daß das Gesetz 
nunmehr vollständige Freiwilligkeit der einverständlichen An- 
rufung des Schiedsgerichtes und der Befolgung seiner Schieds- 
sprüche vorsieht. Die Einrichtung ist trotzdem zu einem recht 
bedeutenden Faktor im sozialen Leben geworden, da die Gerichts- 
höfe von November 1918 bis März ıgıg mit über 200 Schieds- 
fällen befaßt worden sind. Die neben den Schiedsgerichten 
(Industrial Courts) von dem Gesetz vorgesehenen offiziellen 
Untersuchungskommissionen (Courts of Inquiry), die, auch auf 
Anrufung beider Teile, vom Arbeitsminister zur Öffentlichen 
Erforschung jeder strittigen sozialen Angelegenheit eingerichtet 
werden können, gaben den Rahmen für die große Enquete der 
Transportarbeiter. 

Gesetzlich gebunden ist seit dem Kriege auch noch weiter- 


‘hin (zunächst bis 30. September 1920) die Lohnfestsetzung für 


die gesamte Industrie, da eine Herabsetzung der Kriegslöhne 
ohne Vereinbarung mit den Arbeitern ungesetzlich ist. 

Ein Gesetz über Ausdehnung der Arbeitslosenversicherung, 
das in Verhandlung steht, bewegt sich noch ganz in dem Rahmen 
der anteilsmäßigen Beitragsleistung von Staat, Unternehmern 
und Arbeitern und befriedigt die letzten in keiner Weise, sowohl 
wegen der ungenügenden Höhe der Unterstützung als mit Rück- 
sicht auf die radikalen Wünsche nach voller Unterstützung 
zu Lasten jeder Industrie. 
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Ausblick. 


Es erübrigt noch der Versuch festzustellen, ob neben diesen 
vielfachen praktischen Ergebnissen aus den verschiedenartigen 
Tagesfragen der Praxis irgendeine zusammenfassende soziale 
Gestaltung in England Leben gewinnt; ob den mächtigen sozialen 
Umsturztheorien, die Rußland und Mitteleuropa bewegen, und 
die der kapitalistischen Wirtschaftsordnung ein neues Reich 
folgen lassen wollen, auch England eine bodenständige theo- 
retische Anschauung und Tendenz entgegenzusetzen hat. 

England würde wohl weiterhin in seinem sinnvollen Chaos 
praktischer Lösungen der sozialen Einzelfragen befangen bleiben, 
wenn nicht mit dem zweiten Jahrzehnt des Jahrhunderts und 
ganz besonders in den Kriegsjahren ein neues Element das 
innere politische Leben umzufärben begonnen hätte. Die Arbei- 
ter, die sich bisher vollkommen dem traditionellen Zweiparteien- 
system gefügt hatten, die ihren organisierten Einfluß immer 
nur für konkrete Maßnahmen, selten für Parteien und Grund- 
sätze einsetzten, haben sich im Verlauf des Krieges stark politi- 
siert. Bis zum Kriege bestand im Denken der Masse der Arbeiter 
eine scharfe Scheidung zwischen Politik und Wirtschaftspolitik. 
Für jedes der beiden Gebiete hatten sie ein zentrales Organ aus- 
gebildet: für die Wirtschaftspolitik den Trades Union Congress, 
dessen Parlamentarisches Komitee die gesamten angeschlossenen 
Gewerkschaften nach außen vertritt und bei der jeweils herr- 
schenden Partei die Gewerkschaftsforderungen zur Geltung zu 
bringen hat. Und ganz getrennt neben diesen Organen stand die 
Labour Party, der zwar die meisten Gewerkschaften als solche 
als Mitglieder angehören, die aber bisher keineswegs als der 
eigentliche parlamentarische Exponent der Gewerkschaften an- 
gesehen werden konnte, da die Gewerkschaften im parlamentari- 
schen Kampf mit jeder Partei arbeiteten, die ihren Wünschen 
zugänglich war und die reine Arbeiterpolitik lange als aussichts- 
los vernachlässigten. Während des Krieges hat das politische 
Interesse der Arbeiter sprunghaft zugenommen, einesteils wegen 
der im Weltkrieg natürlichen Erweiterung des Interesses für 
internationale Zusammenhänge und sodann vor allem deshalb, 
weil sie sich zum erstenmal der Möglichkeiten ihrer gesammelten 
politischen Macht im Lande bewußt wurden. Erst während des 
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Krieges ist der Gedanke erwacht, daß es nur von Propaganda, 
staatsmännischen Programmen undOrganisation abhängen könne, 
daß die kleine »dritte Partei«, die die Arbeiterpartei dauernd zu 
bleiben schien, zu einer ersten, zu der Regierungspartei werde. 
Und erst mit der Popularisierung dieses Gedankens ist im prak- 
tischen Sinne des englischen Arbeiters das Interesse für Politik, 
für eine eigene Politik, eigentlich zum ersten Mal aufgeflammt. 
Von diesem Augenblick fängt die Trennung zwischen Wirt- 
schaftspolitik und Parteipolitik an zu schwinden; die Beschlüsse 
der einzelnen Gewerkschaften und des Gewerkschaftskongresses 
gehen unmittelbar in die Propaganda der Arbeiterpartei über 
und werden zu entscheidenden Faktoren bei Wahlen und Nach- 
wahlen; und die politischen, sogar außenpolitischen Tendenzen 
der Arbeiterpartei werden von Beschlüssen der Gewerkschafts- 
kongresse aufgenommen. Durch diese Verschmelzung aller politi- 
schen Bestrebungen der Arbeiter $) ist erst die Nötigung zur 
Aufstellung von Programmen und Theorien gegeben, die das 
ganze Wesen des staatlichen und wirtschaftlichen Apparates 
unter einheitlichen Gesichtspunkten umfassen — und eventuell 
sine Umbildung anstreben. Die englische Arbeiterbewegung 
ist deshalb bisher theorielos geblieben, weil die politische Macht 
zur Umsetzung in die Praxis noch in weiter Ferne zu liegen schien 
und der Sinn des Engländers eine große zeitliche Spannung 
zwischen Theorie und Praxis nicht erträgt. Da nun die Erlangung 
der politischen Macht in den nahen Bereich einer demokratischen 
Entwicklung gerückt scheint, stellen sich auch zusammen- 
fassende Programme für neue Gestaltungen ein. 

Diese neuen sozialen Programme haben vor den sozialisti- 
schen. Theorien, die um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
entstanden, um die Geister bis über den Weltkrieg hinaus zu 
beherrschen, den unendlichen Vorteil voraus, daß sie an ein 


%, Die tatsächlich angebahnte Verschmelzung soll in einer neuen Organ- 
bildung zum Ausdruck kommen. Auf dem Gewerkschaftskongreß vom Dezem- 
ber 1919 wurde ein Antrag angenommen ı. die zentrale Exekutive der Gewerk- 
Schaften auszugestalten, indem das Parlamentarische Komitee zu einem aktions- 
higen Generalsekretariat im Sinn der deutschen Gewerkschaftskommission 
umgewandelt wird; 2. die Errichtung von gemeinsamen Körperschaften vor- 
zubereiten, in denen sich Gewerkschaften, Arbeitspartei und Genossenschaften 
zum Zweck der statistischen Forschung, des Rechtsschutzes und der Preßpolitik 
zu vereinigen hatten. Wie immer geht auch hier die feste Gestaltung eines ge- 
wohnheitsrechtlich vorgebildeten Zustandes langsam und zögernd von statten. 
Die offene Politisierung der Gewerkschaften ist noch nicht vollzogen. 
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ungleich höheres Entwicklungsstadium der sozialen Organbildung 
anknüpfen können. Es ist bekannt, daß die sozialistischen 
Theorien von Marx in England nie Wurzel gefaßt haben. Sie 
sind natürlich auch dort eingedrungen, wurden von einer Schichte 
von Intellektuellen aufgegriffen, und haben zweifellos, ohne 
tief ins Bewußtsein der Massen zu dringen, in manchen Einzel- 
erscheinungen als treibende und richtunggebende Kraft gewirkt. 
So stand die Tendenz zur Zusammenfassung der Gewerkschaften 
nach Industrien, der Zug zur Örganisierung der ungelernten 
Arbeiter unter dem Einfluß der marxistisch orientierten Führer. 
Dagegen hat die ausgesprochene Tendenz, den kapitalistischen 
Staat nicht als abzuschaffendes Grundübel anzusehen, sondern 
ihn zur Erfüllung der eigenen Bedürfnisse zu benützen, die Rezi- 
pierung des Kiassenkampfdogmas nie zugelassen. Dazu blieb 
das Wohlbehagen der Engländer aller Schichten an ihrer wohl- 
gelungenen Staats- und Gesellschaftsverfassung zu sehr die 
allgemeine Grundstimmung der im einzelnen noch so scharfen 
sozialen Kämpfe. Aus demselben Grund hat wie die deutsche 
marxistische auch die romanische syndikalistische Doktrin nur 
vorübergehend, etwa von IgII bis zum Krieg, die Geister der 
englischen Arbeiter für sich gewonnen. Nach einer kurzen Periode, 
in der eine günstige Streikkonjunktur zur Ueberschätzung deı 
rein gewerkschaftlichen Kampferfolge verleitet hatte, tauchte 
überall im Bewußtsein der englischen Arbeiter, durch das Kriegs- 
erlebnis gefördert, der Gedanke der Nationsgemeinschaft und 
damit hinter dem gewerkschaftlichen Kampf der einigende und 
größere politische Gesichtspunkt auf. — Aus dem negativen 
Verhältnis zu diesen zwei fremden Theorien sollte sich schon 
erkennen lassen, welche Grundzüge einer im gegenwärtigen 
England bodenständigen Zielsetzung eigen sein müßten: Das 
seit hunderten von Jahren unveräußerliche soziale Besitztum 
der Engländer, die demokratische Staatsgemeinschaft, wird 
weiterhin den einen Eckpfeiler jeder sozialen Neugestaltung 
bilden; und die ungemein gekräftigte und entfaltete Organisation 
der gewerkschaftlichen Industrieverbände wird sich als zweite 
tatsächlich schon präformierte neue Rechts- und Verfassungs- 
quelle zu staatlicher Geltung bringen. 

Diese zwei Grundzüge charakterisieren die soziale Kon- 
zeption des demokratischen Gildenstaates, die 
nach außen sichtbar seit 1912, unter der jungen Führergeneration 
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Gestalt zu gewinnen beginnt. Die Gildensozialisten, wie sich 
die neue Richtung nennt, setzen sich ein erstes in täglicher 
praktischer Arbeit zu erreichendes Ziel: die Umwandlung der 
Gewerkschaft zur Gilde. Dies geschieht dadurch, daß aus dem 
Kampforgan um bessere Arbeitsbedingungen innerhalb des ver- 
traglichen Lohnsystems ein demokratisches Verwaltungs- und 
Produktionsorgan im Rahmen einer neuen sozialistischen Gemein- 
schaft wird. Die Gilde umfaßt alle körperlichen wie geistigen 
Arbeiter eines jeden Industriezweiges. Sie besitzt das Arbeits- 
monopol für das betreffende Tätigkeitsgebiet und hebt damit 
im Zeitpunkt ihrer Entstehung das Lohnverhältnis der unter- 
nehmungsweisen Produktion kampflos auf. Die demokratische 
Gilde macht die Gesamtheit der in ihr organisierten Arbeiter 
aller Grade zum Unternehmer der Industrie, macht den einzelnen 
Arbeiter zum freien Arbeitsbürger und damit erst, was schon 
längst erreicht schien, zum freien Staatsbürger. Die Gesamt- 
heit der Gilden erschöpft das ganze Arbeitsgebiet der Gemein- 
schaft — neben der Industrie sind also Landwirtschaft, öffent- 
liche Dienste, Schul-, Heilwesen usw. in analoger Weise zu 
organisieren. Der Gildenkongreß ist der Ausdruck dieser Arbeits- 
gesamtheit, ein Wirtschaftsparlament, das die fachliche Struktur 
der Gemeinschaft spiegelt. Aber daneben bleibt auch die alte 
landschaftliche Organisierung des Volkswillens weiter bestehen, 
wo Mensch für Mensch mit seinen nicht fachlich gebundenen 
Bedürfnissen in gleicher Weise zur Geltung kommt, das alte 
demokratische Parlament. In diesem Plan bedeutet der Gilden- 
kongreß die Wirtschaft, das Parlament den Staat. Der Staat 
besitzt allen Reichtum des Landes, die Wirtschaft verwaltet 
ihn. Der Staat fordert und verteilt die notwendigen Güter, 
die Wirtschaft produziert sie. Innerhalb der Gilden ist die für 
die Wirtschaft unerläßliche Freiheit der Erzeugungsmethoden 
und der Verteilung des nach Abzug der Gemeinschaftslasten 
verbleibenden Einkommens zu wahren. Als höchste Instanz 
steht über Gildenkongreß und Parlament ein gemeinsamer Aus- 
schuß als oberstes Berufsgericht. 

Dies sind in ganz kurzen Zügen die Grundvorstellungen 
des Gildensozialismus. Man sieht, daß sie in letzter Linie ganz 
weit von der Gegenwart in einen vollständig umorganisierten 
sozialistischen Staat abführen. Aber gleichzeitig zeigt es sich, 
daß diese Gedankengänge ein reiches Programm für die un- 
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mittelbare Zukunft eröffnen, daß sie schon kräftig angesponnene 
Bewegungen in gerader Linie weiterzuführen suchen. Und 
dies mag entscheidend dafür sein, daß sie mehr als die früheren 
fremden Theorien aus dem Besitztum weniger Intellektueller 
— das'sie heute gewiß noch sind — zu einem Agens für Massen- 
strömungen werden. Zunächst ist die beschleunigte Umgestal- 
tung der chaotischen Gewerkschaftsstruktur in einander aus- 
schließende und das Wirtschaftsgebiet ausfüllende Industrie- 
verbände eine Gegenwartsaufgabe, die nicht überall zur gleichen 
Zeit ans Ziel führen kann, aber überall eine starke Bewegung wach 
erhalten wird. In diese Bewegung fügen sich die offiziellen 
Whitleyräte mit ihrer Tendenz zur planmäßigen Durchorgani- 
sierung der Industrien ebenso ein, wie die industriemäßig zentrali- 
sierten Kampfgewerkschaften. Dann ist die Anpassung der 
Gewerkschaftsstruktur an die Bedürfnisse der »geistigen Arbeiter, 
der »Schwarzröcke«, wie sie in England populär heißen, durch 
die Gildenidee aktuell geworden und die rasch fortschreitende 
Verquickung dieses Mittelstandes in die soziale Bewegung hat 
ein ideelles Ziel bekommen. Der in den fortgeschrittensten 
Gewerkschaften im Kriege groß gewordene Gedanke der Er- 
setzung der einzelnen Unternehmer durch den Staat verliert 
durch die Einfügung in das größere Gildenprogramm den An- 
strich gefährlicher syndikalistischer Sondertümelei und der Ruf 
nach Nationalisierung einzelner großer Industriezweige wandelt 
sich aus dem instinktiven übersteigerten Machtstreben privile- 
‚gierter Teile der Arbeiterschaft zu dem — mehr oder minder 
bewußten — Streben nach der Statuierung von beispielgebenden 
Grenzfällen einer einheitlichen Gestaltung. Ja sogar für die 
unmittelbaren Aufgaben des Wiederaufbaus nach dem Krieg 
will der Gildengedanke in einem besonders günstigen Fall seine 
Fruchtbarkeit schon erweisen. Das Beispiel der Baugilde von 
Manchester, die für diesen Stadtbereich das Arbeitsmonopol 
bereits konstituiert hat und nun, unter voller Ausschaltung der 
Unternehmer, mit der Gemeinde einen Dienstvertrag auf Er- 
bauung von 2000 Gemeindehäusern geschlossen hat, hat zur Bil- 
dung einer nationalen Baugilde für das ganze Land und zu viel- 
fachen Experimenten geführt. Andererseits ruft der Gildengedanke 
den Staat zwar nahe heran an die Wirtschaft, verwirklicht 
damit eine Tendenz, die sich aus dem Krieg als unausweichlich 
ergeben hat, ist aber geeignet, ihn, soweit die Gefahr der Bureau- 
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kratisierung besteht, durch die Aufrichtung der Gildenautonomie 
von vorneherein auf Armeslänge von den einzelnen Wirtschafts- 
entschlüssen fernzuhalten. 

Diese flüchtige Darstellung des Gildengedanken, wie er in 
England aufgetaucht ist, muß es sich natürlich versagen, in 
irgendeine theoretische Durchdringung der einzelnen Fragen, 
die sich aus ihm ergeben, einzugehen. So bleibt die Abgrenzung 
zwischen Gilde und Staat in allen Fragen der Preisbildung, der 
Steuern, der sozialen Fragen des Existenzminimums und der 
Einkommenverteilung hier im Dunkeln. Nur soviel soll noch 
angedeutet werden, daß ein großer Vorzug dieser Idee sein dürfte, 
daß sie auf ähnliche — wenn auch zum Teil aus anderen drängen- 
den Bedürfnissen erwachsene — Tendenzen des europäischen 
Festlandes stoßen dürfte, daß sie also einen günstigen Ansatz 
zur Pflege der internationalen Strömungen bietet, die sich neuer- 
dings in der englischen Arbeiterschaft so glücklich anspinnen ®). 
Wenn England mit seiner gesünderen Wirtschaft gegenwärtig 
Muße und Kraft zur Aufwerfung rein grundsätzlicher sozialer 
Formprobleme hat, so dürften die durch den Krieg sämtlich 
an den Rand des Wirtschaftsbankerottes gebrachten Festlands- 
staaten in erster Linie durch das staatsfinanzielle Problem zu 
einer ähnlichen Umbildung des staatlich-wirtschaftlichen Gefüges 
gedrängt werden. Ein systematischer Vergleich der ähnlichen 
deutschen Gedanken — der Rathenauschen Gilden, der Moellen- 
dorffschen Selbstverwaltungskörper, der Stolperschen Steuer- 
verbinde — mit dem englischen Gildensozialismus soll hier nicht 
versucht werden. Aber die Vorhersage mag gewagt werden, 
daß Deutschland, wenn es sich von der Suggestion des ihm 
wesens- und wirtschaftsfremden russischen Agrar-und Zwangsso- 
zalismus zu befreien vermag, im stamm- und wirtschaftsverwand- 
ten England einen über Erwarten ergiebigen Austausch an Ideen, 
Anregungen und an positiver Hilfe empfangen und geben kann. 


% Die im Trades Union Congress vereinigten Gewerkschaften waren 
am erstenmal 1918 auf einer internationalen Tagung in Amsterdam vertreten. 
$ither sind internationale Fragen ständig auf der Tagesordnung der Kongresse 
nd die positive Wirkung der Gewerkschaftsforderung nach Sistierung der 
antibolschewistischen Intervention in Rußland ist bekannt. Die Labour Party 
arbeitet in der letzten Zeit durch Entsendung von Studienkommissionen nach 
Irland, Indien, Aegypten, Rußland, Ungarn. ein vollständiges außenpolitisches 
Programm aus. Die eindringlichste und wirkungsvollste Kritik des Friedens- 
vertrages ist von einem der Labour Party angehörigen Wirtschaftspolitiker 
, (Keynes >The Economic Consequences of the Peace«) ausgegangen. 
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Von 








KARL SCHMIDT. 


| 
Einleitung und I. S. 192; II. Zum Problem der Dauerrente S. 198; IIL Zur | 


Frage der Ablösbarkeit S. 20:; IV. Die Höhe der Rente S. 212; V. Zur Frage 


der Veränderungsfähigkeit der Rente S. 216; VI. Die Rechtsbeschränkungen 
des Ansiediers S. 221. 


Zu dem gegenwärtig so wichtigen und zugleich so umstrittenen 
Problem der inneren Kolonisation wollen die folgenden Betrachtungen 
nur in einem begrenzten Rahmen Stellung nehmen. Nicht die prin- 
zipiellen Fragen über ihre Durchführbarkeit je nach den verschie- 
denen Grundbesitzverhältnissen der einzelnen Länder, über ihre Or- 
ganisation u. dgl. sollen hier berührt werden, sondern lediglich die 
Frage, welche Rechtsformen für die Ansiedlungsgüter in Anwendung 
zu kommen hätten. Alle Verschiedenheiten also, welche in ersterer 
Richtung die Lösungsversuche und Maßnahmen der zahlreichen 
Staaten Europas aufweisen, wo gegenwärtig das Problem der Grund- 
besitzreform und inneren Ko!onisation auf der Tagesordnung steht 2), 
bleiben daher hier außer Betracht. 

Infolge der Unterschiede, die sich aus den verschiedenen Sied- 
lungszwecken, also aus der Differenzierung in mittelbäuerliche, klein- 
bäuerliche und Landarbeiter - Siedlungen ergeben müssen, sei mit 
Rücksicht auf die hier gebotene Raumökonomie von einer Ein- 
beziehung der für die Landarbeiter-Siedlungen maßgebenden Rechts- 
formen abgesehen. Bei der Besprechung der einzelnen rechtlichen 
und wirtschaftlichen Erscheinungen habe ich vor allem die Verhält- 
nisse in Deutschland und Deutschösterreich im Auge gehabt. 








1) Infolge der hier gebotenen äußersten Raumbeschränkung muß ich von 
einer den Ausführungen im Texte im einzelnen angepaßten Anführung der 
Quellen nach Möglichkeit absehen. Ich mache diese daher nur bei den haupt- 
sächlichsten Punkten ersichtlich und verweise im übrigen auf die am Schlusse 
dieser Abhandlung beigefügte Literaturübersicht. 


23) Ich verweise auf die Maßnahmen in Deutschland, Deutschösterreich, in 
der Tschechoslovakei, in Polen, Rumänien usw. 
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I. 


Die wirtschaftlichen und sozialen Folgeerscheinungen des Welt- 
krieges. haben auch in das Bild, das bisher die gesetzlichen Maß- 
nahmen zur inneren Kolonisation darboten, tiefgreifende Aenderungen 
eingezeichnet. Teils unter dem Drucke der politischen Machtver- 
schiebungen innerhalb der einzelnen Staaten, teils infolge der Er- 
kenntnis zwingender sozialer und volkswirtschaftlicher Bedürfnisse 
sind hier neue Prinzipien ?®) weitreichendster Bedeutung zur Anwen- 
dung gekommen. Um so auffallender ist es, daß sich auf dem hier 
zur Diskussion gestellten Gebiete der Siedlungsrechtsformen solche 
Neuerungen gar nicht oder nur in sehr beschränktem Maße ?) gezeigt 
haben. Hier wird im wesentlichen an den rechtlichen Konstruk- 
tionen, die bis vor dem Kriege galten, festgehalten; in Deutschland 
also an dem System des preußischen Rentenguts, somit des Eigen- 
tumserwerbes am Siedlungsgute in Form einer Tilgungsrente. 
Oesterreich, das vor dem Kriege eine Siedlungsgesetzgebung 5) über- 
haupt nicht kannte — soweit man von Galizien und der Bukowina 
absieht —, hat in seinem Wiederbesiedlungsgesetz und analog in 
dem bereits in Note 3 erwähnten Gesetzentwurfe für die Erwerbung 
der Siedlungsgüter gar keine besondere Rechtsform vorgesehen, 
sondern läßt die käufliche Erwerbung des Eigentums gegen Abstat- 
tung des Kaufschillings in einigen Abschlagszahlungen zu®). Hier 
ist also nicht einmal die »Rentengutsform« zur Anwendung gekom- 
men; der nur allgemeine Hinweis auf die einer besonderen Gesetz- 
gebung vorbehaltene Erbpacht ist praktisch belanglos. 


3) Ich denke hier vor allem an die neuen deutschen Bestimmungen über 
die Beschaffung des nötigen Siediungslandes durch Zwangsmaßnahmen (Land- 
lieferungsverbände, eventuell Enteignung usw.), an die Statuierung eines den 
Siedlungsbehörden zustehenden gesetzlichen Vorkaufsrechtes, an die wichtigen 
Bestimmungen über die Wertberechnung des Siedlungslandes (nicht mehr 


` der zur Zeit der Erwerbung geltende Verkehrswert!) u. dgl. In Deutsch- 


österreich sind im Wiederbesiedlungsgesetz (vom 31. V. 1919 St.G.BI. 310) 
die vorerwähnten Prinzipien in noch schärferer Weise zum’ Ausdruck gekom- 
men und liegen auch dem vom Staatsamt für Landwirtschaft bereits seit langem 
ausgearbeiteten Entwurfe eines Gesetzes »über den Abbau des übermäßigen 
landwirtschaftlichen Großbesitzes« zugrunde. 
* Vgl. die nur andeutungsweisen Bestimmungen des österr. Wiederbesied- 
lungsgesetzes über die Anwendung der Erbpacht ($ 4, Abs. ı des Gesetzes). 
$) Auf die Streitfrage, ob speziell in Deutschösterreich bei der Eigenart 
Seiner Grundbesitzverteilung (starkes Zurücktreten des Landwirtschaft- 
lichen Großgrundbesitzes!) eine innere Kolonisation erwünscht und möglich 
sei, kann hier, wie schon im Anfang erwähnt wurde, nicht eingegangen werden. 
Ich beschränke mich nur auf die Tatsache, daß hier solche Bestrebungen bzw. 
legislative Maßnahmen im Zuge sind. 
* Nach der II. Vollzugsanweisung zum Wiederbesiediungsgesetz (vom 
32. VIIL. 1919, St.G.Bl. Nr. 446) isthöchstens die Abstattung in 5 gleichen 
Jahresraten zulässig ($ 45 Abs. 3). 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 1. 13 
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Wird sich dieses Beharren an den alten Prinzipien aufrecht er- 
halten lassen? Beziehungsweise ist solches volkswirtschaftlich wün- 
schenswert ? Ich möchte dies verneinen. Ganz verschiedene Gruppen 
von Kräften sind gegenwärtig nach einer Aenderung der bisherigen 
Siedlungsrechtsformen wirksam und lassen daher eine wissenschaft- 
liche Prüfung dieser Fragen geboten erscheinen. Auf der einen Seite 
die im Kriege so erstarkte und in einer ganzen Flut von Flugschriften, 
Publikationen °) und auch legislativen Maßnahmen zur Geltung ge- 
kommene Heimstättenbewegung °) ; damit zusammenhängend die wie- 
der mehr hervorgetretenen Bestrebungen der Bodenreformer. Schließ- 
lich in politischer Hinsicht die Forderungen der sozialistischen Parteien, 
die, soweit sie eine innere Kolonisation überhaupt befürworten, die 
vorzugsweise Anwendung der Erbpacht verlangen und so durch das 
Obereigentum des Staates oder der anderen öffentlich - rechtlichen 
Korporationen eine Sozialisierung des Siedlungslandes erreichen wollen. 
Auf der anderen Seite sind es wieder ausschließlich wirtschaft- 
liche Momente, die, aus den tiefgreifenden Folgeerscheinungen 
des Weltkrieges entstanden, meiner Ansicht nach das Einschlagen 
neuer Wege fordern. 

Unter diesen Veränderungen will ich nur folgende hervorheben: 
An erster Stelle steht das für unsere ganze Volkswirtschaft zur un- 
heimlichen Gefahr gewordene Preisproblem. Auf dem Gebiete 
der inneren Kolonisation ist dieses von ausschlaggebender Bedeutung 
und zum Teil auch der Schlüsselpunkt für das Verständnis der meisten 
Zwangsmaßnahmen der jüngsten Zeit. Seit jeher war es die Haupt- 
aufgabe jeder inneren Kolonisation, die entsprechenden Grundkom- 
plexe für jene zur Besiedlung allein in Betracht kommenden Be- 
völkerungsschichten zu beschaffen, die teils durch gänzlich fehlende 
oder durch nicht genügende Kaufkraft sich im freien Grundstücks- 
verkehr einen landwirtschaftlichen Besitz nicht erwerben können. 
Die »Preisfrage« spielte also immer einen entscheidenden Einfluß. 
Wie bekannt, war sie schon in Friedenszeiten ein immer schwie- 
rigeres Problem geworden, da z. B. in Preußen durch die Ankäufe 
der Generalkommissionen und der Ansiedlungskommission eine außer- 
ordentliche Preissteigerung des Siedlungslandes eingetreten war. 
Während des Krieges führte dies zu einem fast gänzlichen Stocken 
der Ansiedlungstätigkeit, trotz der außerordentliclen Nachfrage nach 
Rentengütern und einzelnen Grundstücken. Mehr als je mußte da- 
her die Frage nach der Zweckmäßigkeit einer zwangsweisen 
Erwerbung von Grund und Boden bei gleichzeitiger autoritärer 
Preisfestsetzung auftauchen, sowohl in Deutschland als auch in den 
auf dem Boden des alten Oesterreich entstandenen Nationalstaaten °). 





7) Vegel. z. B. die im Literaturverzeichnis angeführten Schriften. 

8) Näheres unten Abschnitt VI. 

?) Vgl. z. B. den Bericht über die Tätigkeit der Ansiedlungskommission 
im Jahre r915 im Archiv, Jhg. 1915/16, S. 228 ff., desgleichen den Bericht 
der deutschen Ansiedlungsgesellschatten über die Geschäftsjahre 1916—ı8 im 
Archiv, Jhg. 1918/19, S. 57, 59 ff. usw. 
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Die mit dem Umsturz vom Herbst 1918 eingetretenen politischen 
Machtverschiebungen haben bekanntlich die Hemmnisse für eine 
solche Regelung beseitigt. Deutschland sieht schon mit seiner 
»Reichssiedlungsverordnung« vom 29. I. 1919, seither mit dem an 
deren Stelle getretenen »Reichssiedlungsgesetz« vom Iı. VIII. 1919 
eine solche zwangsweise Erwerbung des Siedlungslandes vor, im 
wesentlichen durch die Errichtung eigener Zwangsverbändes (»Land- 
lieferungsverbände«) ; Deutschösterreich !°) läßt überhaupt die Grund- 
beschaffung durch eine für jeden Fall eintretende individuelle Ent- 
eignung zu !!). In beiden Staaten wird in der Frage der Wert- 
berechnung dieses Siedlungslandes eine schwerwiegende Neuerung 
geschaffen: nicht mehr der zur Zeit der Enteignung bzw. Grund- 
stücksbeschaffung geltende allgemeine Verkehrswert soll gezahlt 
werden, sondern es ist eine den Wertverhältnissen vor dem Kriege 
entsprechende Veranschlagung vorzunehmen !?). 

Diese Lösung kann meinem Ermessen nach aus mehrfachen 
Gründen nicht gebilligt werden. Es ist vor allem ein Unding, in 
einer Zeit so ungeheurer Geldwertverschiebungen — auch in Deutsch- 
land; aber vor allem erst in Deutschösterreich! — auf die Friedens- 
relationen zurückgreifen zu wollen. Unter solchen Bedingungen wird 
das Prinzip der sentgeltlichen Enteignungs ja eine Selbsttäuschung. 
Waren die landwirtschaftlichen Schätzungen schon im Frieden, also 
in der Periode stabilisierter, normaler Wertverhältnisse, nichts weni- 
ger als einwandfreie, objektive Wertfeststellungen ?!°), so wäre gerade 
in der Gegenwart unter der Direktive der vorerwähnten nichts- 
sagenden und unendlich dehnbaren gesetzlichen Bestimmungen der 
Willkür der Schätzleute Tür und Tor geöffnet. Eine solche Lösung 


10) Von den Maßnahmen in den anderen Sukzessionsstaaten muß ich hier 
absehen. 

1) Sowohl im Wiederbesiedlungsgesetz als auch in dem schon erwähnten 
Entwurf über den Abbau des übermäßigen landwirtschaftlichen Großbesitzes. 

12) So ist nach § 13 des deutschen Reichssiedlungsgesetzes vom ı1. VIII. 
1919 als »Kaufpreis« der »gemeine Wert« zu entrichten, sden das Land im Groß- 
betriebe hat, ohne Rücksicht auf Wertsteigerungen, die auf außerordentliche 
Verhältnisse des Krieges zurückzuführen sind«. Deutschösterreich zeigt im 
$ 10 des Wiederbesiedlungsgesetzes nachstehende Bestimmungen: »Die Ent- 
schädigung des Grundeigentümers (Enteignungspreis) ist... derart festzu- 
setzen, daß der Erwerber wohl bestehen kann. Im allgemeinen ist der Ert- 
eignungspreis für Grundstücke mit dem 25 fachen des durchschnittlichen Rein- 
ertrages zu bestimmen, der dem Kulturzustand des zu enteignenden Grunc.- 
stückes zur Zeit der Enteignung entspricht. Bei der Ermittlung des Reiner- 
trages ist ein Preis der Erzeugnisse zugrunde zu legen, der regelmäßigen 
Preisverhältnissen entspricht. Führt diese Art der Bestimmungen des Ent- 
eignungspreises zu einem offenbar unrichtigen Ergebnisse, so ist der durch- 
schnittliche Verkehrswert, den Grundstücke gleicher Lage, Beschaffenheit 
und Ertragsfähigkeit in den Jahren ıgro—ı914 hatten, zur Richtschnur zu 
nehmen .. .. Damit übereinstimmend auch der Gesetzentwurf über den 
Abban des übermäßigen landwirtschaftlichen Großbesitzes. 

3) Das liegt im Wesen jeder Schätzung: »Taxen sind Faxen!« Näheres 
z. B.in Schmidt, Gutsübergabe und Ausgedinge, Kap. 42. 
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würde eine doppelte Ungerechtigkeit und Gefahr bedeuten: Einerseits 
gegenüber dem enteigneten Grundbesitzer. Für seinen vielleicht 
seit Generationen in seinem Besitz befindlichen Boden, der in 
der Sturmflut der gegenwärtigen Geldentwertung resp. Geldwert- 
schwankungen doch zumindest eine »sichere Kapitalsanlage« bietet, 
bekommt er einen ungleich geringeren Geldbetrag, dessen Wert 
bei dem gegenwärtig noch nicht absehbaren Prozeß der Geld- 
wertschwankungen überdies schwer gefährdet ist. Eine solche 
Regelung wälzt also alle Verluste aus der ungeheueren Geldent- 
wertung Seit IQI4 einseitig auf die Schultern des Enteigneten und 
stellt in Wirklichkeit zum größten Teile eine Konfiskation seines 
Vermögens dar. Andererseits ist die vorerwähnte Lösung auch für 
den Ansiedler gar nicht wünschenswert: dieser bekommt sein 
Siedlungsgut zu einem rein fiktiven Werte, da der durch Verkauf 
seines Siedlungsgutes sofort erzielbare Preis ungleich höher ist. 
Bei einer Wirtschaftsorganisation mit Privateigentum an Grund und 
Boden und einem im wesentlichen !?) freien Grundstücksverkehr be- 
deutet dies einen Spekulationsanreiz, welchem gegenüber eine ge- 
nügende Sicherung durch die diversen Rechtsbeschränkungen des 
Ansiedlers meines Ermessens nicht vollkommen durchzuführen ist ®). 

Würde man aber die erwähnten Gefahren vermeiden wollen, 
indem man in der Wertberechnung mehr auf die zur Zeit der Ent- 
eignung geltenden wirklichen Verkehrswerte ` zurückgriffe, so wäre 
selbstredend von vornherein eine Ansiedlungsmöglichkeit ausge- 
schlossen, da der Ansiedler diese Lasten durch die Jahrzente des 
Laufes der Tilgungsrente bei der später voraussichtlich eintretenden 
Geldwertbesserung nicht tragen könnte. 

Ich erwähne noch, daß gegenwärtig auch aus einem anderen 
Momente das System des preußischen Rentengutes mit Tilgungsrente 
große Schwierigkeiten hervorruft. Die Notwendigkeit einer immer- 
hin beträchtlichen Anzahlung, sowie die aus der Tilgungspflicht 
des Rentenkapitals erwachsende empfindliche Belastung !°) des An- 
siedlers bedeutet gerade bei den jetzigen exorbitanten Preisen für 
das anzuschaffende tote und lebende Inventar eine absoluse Läh- 
mung der Ansiedlung und Unterbindung seines wirtschaftlichen Vor- 


14) Die in Deutschland und Deutschösterreich seit dem Kriegsbeginne 
eingeführten Beschränkungen des freien Grundstücksverkehrs (so zuletzt in 
Deutschösterreich mit dem neuen Grundverkehrsgesetz vom 13. XII. 1919 
St.G.Bl. 583, in Deutschland durch die »Bekanntmachung über den Verkehr 
mit landwirtschaftlichen Grundstücken« vom 15. III. 1918, R.G.Bl. Nr. 36) 
bezwecken ja nur die Ausschaltung des Landerwerbes durch Nichtlandwirte 
bzw. überhaupt zu Spekulationszwecken. 

15) Näheres unten Abschnitt VI. 

16) Schon in Friedenszeiten war häufig auch in den besten Rentenguts- 
kolonien die Lage der Ansiedler eine sehr schwierige; vgl. z. B. Sering, 
Kolonisation, 231, Spickermann, 48, u.a. Noch in neuester Zeit wird 
aus den Kreisen der preußischen Generalkommissionen zugegeben, daß die 
Ansiedler sehr hoch belastet sind: mit 70—80% des Wertes, also weit stärker 
als die alteingesessenen Bauern (so bei Metz, 160). 
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wärtskommens. Wenn man überhaupt der Ansicht ist, dab man 
bei den gegenwärtigen unendlichen Schwierigkeiten in der Material- 
und Inventarbeschaffung noch eine innere Kolonisation treiben kann, 
dann wäre doch zumindest durch die Wahl entsprechender neuer 
Siedlungsrechtsformen dem Ansiedler die möglichste Verfügung über 
Barmittel zur Einrichtung und Ausgestaltung seiner Wirtschaft ein- 
zuräumen. 

Schließlich schaffen die vorerwähnten gesetzlichen Bestimmungen 
nur eine Handhabe für die Heranziehung des in privaten Händen 
befindlichen Grund und Bodens. Für die beträchtlichen Grund- 
komplexe, die im Besitze der verschiedenen öffentlich - rechtlichen 
Korporationen (Staat, Kirche, Gemeinden, in Oesterreich auch der 
Länder usw.) sind, fehlt daher jede derartige Verwendungsmöglichkeit. 
Wenn sich gegenwärtig der preußische Staat entschließt, seine Do- 
mänen als »Rentengüter« auszulegen, sich also in der Zeit so un- 
geahnter Preisrevolutionen seines Eigentums käuflich entäußert, so 
werden ihm gewiß die anderen öffentlich-rechtlichen Korporationen 
hierin nicht folgen können. Für diese wird ihr Grundbesitz die 
Quelle eines dauernden, größeren Geldwertänderungen entrückten 
Einkommens bleiben müssen. 

Die im Vorhergehenden skizzierten Momente sollten also meine 
frühere Behauptung begründen, daß die wirtschaftlichen Nachwir- 
kungen des Krieges eine Heranziehung ne uer Rechtsformen für 
die innere Kolonisation verlangen. Die ausschließliche Verwendung 
des preußischen Rentengutstypus mit kurzfristiger Tilgungsrente, wie 
es in Deutschland gegenwärtig geschieht, erscheint mir nach dem 
Vorhergesagten nicht gerechtfertigt und vorteilhaft. Gerade für die 
nächsten Jahre, wo die schweren Erschütterungen unseres Wirtschafts- 
lebens noch so fühlbar sein werden und vor allem die schwankenden 
Wertverhältnisse exakte Preisberechnungen unmöglich machen, wird 
nur die vorzugsweise Anwendung eines anderen Typus von 
Rechtsformen die geschilderten Schwierigkeiten verhindern können. 
Darüber hinaus wird diese Neuerung auch die Handhabe für eine ` 
Besiedlung des im öffentlich-rechtlichen Besitz befindlichen Bodens 
zu bilden haben. 

Stellt man überhaupt die Frage, welche Rechtsformen für die 
innere Kolonisation zur Anwendung zu kommen hätten, so wäre 
darauf zu antworten: Eine Mehrzahl, angepaßt den verschieden- 
artigen Siedlungsbedingungen ' Für den Grundbesitz öffentlich- 
rechtlicher Korporationen werden also andere Rechtsformen anzu- 
wenden sein, als für den bisher in privaten Händen befindlichen. 
Innerhalb des letzteren wird wieder zu unterscheiden sein nach den 
Erwerbungsmodalitäten: kommt der Ansiedler durch das Eingreifen 
der staatlichen Zwangsgewalt und unter Ausschaltung des derzeitigen 
Verkehrswertes zu seinem Siedlungsgut, werden ihm also in der 
Wertveranschlagung so entscheidende Begünstigungen eingeräumt, 
so hätten hier wieder andere Rechtsformen zu gelten, als dann, wenn 
der Ansiedler vielleicht zu den normalen, im freien Grundstücks- 
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verkehr geltenden Bedingungen den Grund erwirbt !”) und so vor allem 
zur Abstattung des Kaufschillings die staatliche Siedlungsorganisation 
benützt !#). Nur für letzteren Fall erscheint mir die Beibehaltung 
des preußischen Rentengutstypus angemessen, für die beiden früheren 
Gruppen hingegen das Einschlagen neuer Wege. 

Diese lassen sich in ihren Hauptrichtungen folgendermaßen 
skizzieren: Annahme einer Dauerrente statt der bisherigen Til- 
gungsrente; in der Frage ihrer Ablösbarkeit wäre nach den 
beiden Gruppen von Grundbesitz (öffentlich-rechtlicher Besitz bzw. 
bisher privater Grundbesitz) zu unterscheiden; neue Grundsätze für 
die Festsetzung ihrer Höhe; Herbeiführung einer gewissen Ver- 
änderungsfähigkeit dieser Rente. Schließlich wären noch 
die allgemeinen Rechtsbeschränkungen zu erwähnen, denen sich der 
Ansiedler mit Rücksicht auf die Sicherung der staatlichen Koloni- 
<ationszwecke zu unterwerfen hat. 


II. Zum Problem der Dauerrente. 


Der wirtschaftliche Effekt einer Dauerrente (Ewigrente) kann 
bekanntlich durch zwei juristisch 1°) verschiedene Konstruktionen 
bewirkt werden: durch die Erbpacht oder in der Form der Eigen- 
tunnsübertragung gegen dauernde Rentenverpflichtung (eigentliches 
»Renteneigentum«). Welche Wahl hier zu erfolgen habe und wie 
diese Frage bisher beurteilt wurde, soll im Nachstehenden skizziert 
werden: 

Bekanntlich ist schon vor dem Beginne der preußischen Renten- 
gu.sgesetzgebung über diese Frage ein lebhafter Meinungsstreit durch- 
gefochten worden *). Die Erbpacht war ja nicht nur durch Jahr- 
hunderte hindurch in ihren so mannigfach verschiedenen und im 
Laufe der Zeit auch großen Veränderungen unterworfenen Gestal- 
tungen in Deutschland und Oesterreich die vorherrschende Form 
des bäuerlichen Grunđbesitzes; sie war auch bei den großen Kolo- 
nisationsmaßnahmen, die schon seit dem Ende des Mittelalters durch- 
geführt wurden, vor allem im Norden und Westen Deutschlands, 
be:onders aber im 18. Jahrhundert in Oesterreich und Preußen *!), 





17) Was für die Gegenwart praktisch wohl nicht häufig sein wird. 

18) Das war ja das Charakteristische der inneren Kolonisation bis zum 
Kriegsausbruch, wo das Siedlungsland nur durch freihändigen Ankauf seitens 
der diversen Siedlungsgesellschaften erworben wurde, oder auch eine direkte 
Vereinbarung zwischen Ansiedler und Grundstückseigentümer vorlag. 

19) Abernichtwirtschaftlich! Vgl. Anm. 37 und 38. 

20) Näheres unten bei Note 26 ff. 

21) Ich erwähne die großzügigen Domänenparzellierungen in Preußen, vor 
allem unter Friedrich I. unter der Leitung des Kammerrates v. Luben; in Oester- 
reich wurden sie insbesondere unter Josef II. in umfassendster Weise nach 
dem vom Hofrat der Kommerzkommission Franz Anton v. Raab ausge- 
arbeiteten System durchgeführt. (Vgl. die zahlreiche Literatur; darunter G r ü n- 
berg, Bauernbefreiung, I. Bd., 302 ff., II. Bd., 309 ff.; Ruprecht ı4ff, 
Aalıff, Schmoller 23ff, Berghoff-Ising 26ft. usw.). 





——{r a h 


Rechtsformen der inneren Kolonisation. 199 


mit zugleich erweiterten Rechten des Erbpächters °*) zur allgemeinen 
Anwendung gelangt. In dieser freieren Form war sie volkswirt- 
schaftlich von außerordentlicher Bedeutung °°). 

Die machtvolle Bewegung, die von der großen französischen 
Revolution ausgehend in ganz Europa die Befreiung des Grund- 
eigentums bewirkte, hat auch die Erbpacht beseitigt °*), trotz der 
sofort geltend gemachten Bedenken ®). Aber die Tatsache, daß 
diese auch in ihrer durch die vorangegangenen Reformen geläuterten 
Form immer ein privates Abhängigkeitsverhältnis zum Grundherrn 
verursachte, von dessen Gestattung die Veräußerung, Teilung des 
Gutes u. dgl. abhing, war für den auf völlige Beseitigung jeglicher 
sFeudalität« gerichteten Zug der Zeit Anlaß genug zu ihrer Auf- 
hebung, wenn hiebei auch die volkswirtschaftlich berechtigten Seiten 
des Instituts zugleich fallen mußten. 

Der hiedurch begangene Fehler hat bekanntlich sehr bald dar- 
auf die Oeffentlichkeit eingehend beschäftigt. Teils die seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts in größerem Umfang wieder aufgenom- 


?2) So hatte z. B. nach dem Raab’schen System der Erbpächter keine 
Frohnden zu leisten, sondern nur denKornkanon zu zahlen, der von Io zu Io Jah- 
ren nach Vereinbarung in Geld geleistet werden konnte. Der Erbpächter konnte 
nunmehr sein Gut nach Gutdünken nutzen, belasten, mit Zustimmung der 
Obrigkeit auch teilen, veräußern u. dgl. Bei Besitzveränderungen in direkter 
oder Seiten-Verwandtschaftslinie war ein Laudemium von 21, bis 5% des 
Schätzwertes zu zablen (vgl. Grünberg, Bauernbefreiung, I 303 ff.). 

3) Durch die Gestattung der Ansiedlung breiter Volksschichten ohne den 
Aufwand von eigenem oder staatlichen Kapital; Ermöglichung einer Verände- 
rungsfähigkeit des Kanons nach dem Steigen der Grundrente; Schutz für die 
Aufrechterhaltung der Wirtschaften durch die Beschränkungen hinsichtlich der 
Veräußerung und Teilung usw. 

#4) In Frankreich wurden (durch die Gesetze vom 4. August 1789 Art. 6, 
29. XIL 1790 Art. ı und vom 17. VII. 1793 Art. 2) bekanntlich alle auf dem 
Grundbesitz haftenden ewigen Renten für ablösbar erklärt. Pachtverhältnisse 
sollten nur insoweit fortbestehen, als sie die Dauer von 99 Jahren nicht über- 
schreiten oder sauf drei Erben« festgesetzt sind. In Preußen wurde schon durch 
das Edikt vom 14. IX. 1811 die Ablösung der Erbpachtlasten gestattet. Die 
gänzliche Beseitigung der Erbpacht erfolgte dann unter dem Einfluß der deut- 
schen Verfassung des Jahres 1849. Die »Grundrechte des deutschen Volkes«s 
hatten im $ 36 die Ablösung aller Grundlasten verfügt und das Verbot eine: 
Belastung von Grundstücken mit einer unablösbaren Rente ausgesprochen: 
Art. 42 der deutschen Verfassung bestimmte: »Bei erblicher Ueberlassung eines 
Grundstückes ist nur die Uebertragung des vollen Eigentums zulässig. Jedoch 
kann auch hier ein fester ablösbarer Zins vorbehalten werden.e Durch das 
Gesetz betreffend die Ablösung der Reallasten und die Regelung der gutsherrlich- 
bäuerlichen Verhältnisse vom 2. III. 1850 wurde die Erbpacht gänzlich abge- 
schafft. Analog war die Entwicklung in den anderen Bundesstaaten Deutsch- 
lands und auch in Oesterreich (vgl. z. Be Ruprecht 40ff., Aal6ff.u.a.). 

*) So wurde z. B. schon im deutschen Verfassungsausschuß bei Beratung 
des in der vorhergehenden Note erwähnten $ 36 auf das Nachteilige dieser Be- 
stimmung für den Grunderwerb der kleinen Leute auf dem Lande hingewiesen. 
Ebenso wurden Warnungen laut bei den Beratungen in Schleswig-Holstein, 
Bayern usw. (vgl. Ruprecht 45, 54í, 58f.. u. a). 
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menen Parzellierungen preußischer Domänen, wodurch das öffent- 
liche Interesse auf das Siedlungsproblem gelenkt wurde, teils wert- 
volle Publikationen und Erörterungen °) führten schließlich zu den 
wichtigen Verhandlungen des preußischen Landesökonomiekollegiums 
im Jahre 1879, in welchen die Frage der Wiedereinführung der 
Erbpacht auf der Tagesordnung stand. Einhellig ging zwar die 
Anschauung dahin, daß die neue Gesetzgebung, die nur das volle 
Eigentum kennt und eine über dreißig Jahre hinausgehende Be- 
lastung desselben mit einer Rentenverpflichtung ausschließt, einer 
Korrektur bedürfe; doch hat schon damals der Meinungsstreit an- 
gehoben, ob die Reform in der Einführung eirer modemnisierten 
Erbpacht oder in der Schaffung einer Rechtsform mit Eig en- 
tum s übertragung gegen eine Rentenverpflichtung bestehen solle *°). 
Wenn damals der Mehrheitsbeschluß der Versammlung sich für die 
Wahl der Erbpacht ausgesprechen hat, und später sowohl in wissen- 
schaftlichen Kreisen als auch von agrarischen Körperschaften ihre 
Wiedereinführung vertreten wurde °®), so darf das Motiv hiefür nicht 
unberücksichtig bleiben. Nämlich die Besorgnis, daß beim »Erb- 
zinsgut«, also beim Rentengutseigentum der Besitzerin zu kurzer 
Zeit unbeschränkter Eigentümer werden könnte °*). Die Notwendig- 
keit, daß der Ansiedler in seiner V'erfügungsfreiheit gebunden bleibt, 
sollte das Kolonisationswerk von Erfolg begleitet sein, war ja durch 
die Erfahrungen bei den zahlreichen preußischen Domänen-Parzel- 
lierungen mit aller Schärfe hervorgetreten und bildete überhaupt 
das treibende Motiv bei der Vorbereitung der preußischen Renten- 
gutsgesetzgebung. 

Bekanntlich hat sich das preußische Landwirtschaftsministerium 
für das Rentengutssystem entschieden, das von der Wissen- 
schaft überwiegend günstig aufgenommen °“), nach lebhaften parla- 


= 


26) So vor allem die Veröffentlichungen von Rodbertus, insbesondere 
aber die im Jahre 7378 publizierte Abhandlung von Erwin N asse, »Die wirt- 
schaftliche Bedeutung von Erbzins- und Erbpachtverhältnissens« in den land- 
wirtschaftlichen Jahrbüchern, worin die Revision des Ablösungsgesetzes vom 
Jahre 1850 gefordert wurde (vgl. hierüber Darmstädter 362f., u. a). 

27) Der Versammlung lagen 2 Anträge vor: einerseits auf die Uebeilassung 
des Eigentums als »Erbzinsgut« gegen unablösbare feste, in Geld 
oder Roggenwert zu bestimmende jährliche Rente (sErbzinse); anderseits 
auf Einführung einer modernisierten Erbpacht. (Näheres bei A a 1 39 f., Dar m- 
städter 363f., u. a.) 

238) Vgl. z.B .Ruprecht2, Darmstädter 363f., Thiel 79, 82 ff., 
Aalz39ff. u. a. 

29) Vgl. Aal 41. Allerdings lautete der dem Landesökonomiekollegium 
vorgelegene andere Antrag auf die Einführung des Eigentums gegen unab- 
lösbare Rente, ebenso hat der Referent Prof. Nasse statt der Erbpacht die 
Eigentumsübertragung gegen unablösbare Rente vorgeschlagen (vgl. Thiel 
go f. und wie in Note 27). 

30) Vgl. z. B. die zustimmenden Gutachten von Schmoller, Mias- 
kowski, Prof. Meitzen v. a. (zitiert in Darmstädter 365). 
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mentarischen Kämpfen °') als Mittel der preußischen Polenpolitik in 
das preußische Ansiedlungsgesetz vom 28. II. 1856 übernommen 
wurde *), um schließlich in der folgenden Gesetzgebung seine weitere 
Ausbildung zu erfahren. 

Hiemit hatte die Praxis in Preußen den Streit dahin beendet, 
dab sie den Rentengutstypus zur alleinigen Anwendung brachte. 
Seither, vor allem im Schoße der neuen Heimstättenbewegung wäh- 
rend des Krieges ist dann auch der Erbpacht wieder ein gewisses 
Anwendungsgebiet zugesprochen worden, so daß man sie neben 
dem Rentengut heranzuziehen empfahl 33). Ueberwiegend wurde sie 
dabei nur als sekundäre Rechtsform betrachtet, die nur dort zur 
Anwendung zu kommen habe, wo das Rentengutssystem, also die 
Form des Eigentums, nicht möglich sei, entsprechend der Eigenart dcs 
Rechtsempfindens der landwirtschaftlichen Bevölkerung in Deutsch- 
land und Oesterreich 34). 


Die vorstehende Skizze suchte die bisl’erige Stellungnahme der 
Fachkreise anzudeuten. Die Prüfung der Frage erfolgte dort also 
nach zweierlei Gesichtspunkten: Einerseits dahin, welche Rechtsform 
ausschließlich zur Anwendung zu kommen habe, ob die Erbpacht oder 
der Rentengutstypus; anderseits dahin, inwieweit derErbpacht neben 
dem Rentengutssystem ein Verwendungsgebiet zuzusprechen sei. 

Für die vorliegende Untersuchung ist die Scheidung schon an- 
gedeutet worden: Prinzipiell soll eine Vielheit von Siedlungs- 
rechtsfornen anwendbar sein, je nach den verschiedenen Ansied- 
lungsbedingungen. Eine Abkehr vom bisherigen Rentengutstypus 
mit Tilgungsrente habe ich aber für die praktisch wichtigsten Fälle 





31) Wobei die parteipolitische Richtung in folgender Weise zur Geltung 
kam: die Konservativen forderten die Erbpacht, hingegen die Nationalliberalen 
das Rentengut, um die »Rechtsform des abgeschafften und übel beleumdeten 
geteilten Eigentums« zu vermeiden (vgl. Darmstädter 367 f.). 

3) Bemerkt sei, daß der Regierungsentwurf den Rentengutsgedanken 
wieder fallen gelassen und nur den Erwerb gegen Eigentum und Zeitpacht vor- 
gesehen hatte. Erst die Kommission des Abgeordnetenhauses hat die Renten- 
gutsiorm in das Gesetz eingefügt (vel. Aal 52, Darmstädter 367, u. a.). 

3) Als hauptsächlichste Vorzüge der Erbpacht wurden genannt: ihre 
geringeren finanziellen Anforderungen an den Ansiedler infolge des Wegfallens 
«er Anzahlung und infolge der geringeren Höhe des Pachtschillings gegenüber 
"er Rente; vor allem aber die Möglichkeit, jenen Grund und Boden zur inneren 
holonisation heranzuziehen, dessen Besitzer nicht bereit seien, ihn zumEigentum 
abzutreten: also zum Teil der private Großgrundbesitz, weiter der rechtlich 
sebundene Besitz (Fideikommisse) und vor allem der Besitz der öffentlich- 
rechtlichen Korporationen; vgl. hierüber die zahlreiche Heimstättenliteratur, 
darunter die im Literaturverzeichnis erwähnten Schriften von Vogel,Rauch- 
berg, Pribram, Pes], desgleichen die daselbst genannten legislativen 
Entwürfe, 

*) So auch zahlreiche Mahnungen und Beispiele aus praktischen Kreisen 
vgl. Archiv Jhg. 1913/14, S. 213, Petersen 243, u.a.) 
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gefordert, und zwar dort, wo das Siedlungsland den bisherigen pri- 
vaten Grundbesitzern durch die staatliche Zwangsgewalt 
entzogen wird, desgleichen für den Grundbesitz der öffentlich- 
rechtlichen Korporationen. Bei diesen beiden Gruppen ist aber 
dic Entscheidung der gestellten Frage, ob Erbpacht oder Renter- 
gutssystem mit Daueriente, praktisch die Entscheidung nach der 
Ablösbarkeit der Rente bzw. des. Erpachtzinses. Hievon 
wi'd im folgenden Abschnitt die Rede sein. Soweit das Resultat 
scion hier vorweg genommen werden ‘soll, wäre meines Ermessens 
bei den im bisherigen privaten Besitz befindlichen Grundkom- 
plexen eire prinzipielle Unablösbarkeit der Rente abzulehnen; 
die-im Späteren vorgeschlagenen Erschwervngen der Ablösung könn- 
ten im praktischen Ergebnisse die Vorteile sichern, die man von 
der Unablösbarkeit der Rente erhofft. Als hiefür geeignete Rechts- 
form kann die Erbpacht schon aus dem Grund nicht angesehen 
werden, da mit dieser begrifflich die Unablösbarkeit 3) des Kanons 
gegeben ist; räumt man hingegen die Ablösbarkeit ein, so ist der 
NWentengutstypus mit Dauerrente das natürlichere System °®). 

Somit bleibt hier das Problem nur für die Fälle zu untersuchen, 
wo infolge der rechtlichen Eigenart des Siedlungslandes eine völlige 
Aufgabe des Eigentums der bisherigen Besitzer nicht stattfinden 
kann: also für den Grundbesitz der diversen öffentlich-rechtlichen 
Korporationen. Hier wird somit eire Unablösbarkeit der Rente ge- 
fordert werden müssen. Für die Entscheidung der am Anfang ge- 
stellten Frage, ob Erbpacht oder Rentengutstypus mit unablösbarer 
Dauerrente, kann nun ein wesentlicher Unterschied nicht heran- 
gezogen werden. Wie schon erwähnt wurde, besteht ja wirt- 
schaftlich?”) zwischen diesen beiden Rechtskonstruktionen gar kein 
Gegensatz ®°); die Entscheidung wird also lediglich nach formalen 


35) Diese Unablösbarkeit muß aber nicht vorhanden sein (vgl. unten vor 
Note 49). 

36) Hier stehen ja der Ablösbarkeit der Rente schon viel geringere formale 
Schwierigkeiten im Wege: der Ansiedler ist von vornherein Eigentümer, die 
Grundbuchsordnung ist entsprechend hergestellt, die Ablösung der Rente stellt 
also schon grundbücherlich viel geringere Anforderungen, als bei der Erbpacht 
wo der Kanonberechtigte bisher noch wirklicher Eigentümer war. 

37) Die in Note 33 erwähnten Vorteile lassen sich durch beide Systeme ver- 
wirklichen. Falls sich die öffentlich-rechtlichen Korporationen zur Abgabe von 
Sıedlungsland gegen Renteneigentum mit unablösbarer Dauer- 
rente entschließen, ist ihre wırtschaftliche Stellung keine ndere, als wenn si: 
formal Eigentümer gegen bloße Erbpachtbegründung geblieben wären, da im 
ersteren Falle ibr Rentenanspruch eine Reallast darstellt, die als sunbeweg- 
liches Gute die gleiche Wertung erfahren muß wie das Eigentum (Hypothe- 
zierung, Verkauf usw.). 

3) So schon Aalı. Diese Uebereinstimmung ist auch von den Referenten 
bei den Beratungen zur preußischen Rentengutsgesetzgebung ausdrücklich aner- 
kannt wordeħ. Bezeichnenderweise wurde hiebei auch die Benennung »Erb- 
zinsguts statt »Rentenguts gebraucht (vgl. Aal 48). Gierke erklärte damals, 
daß mit dem Rentengut die alte Erbpacht wieder für die ganze Monarchie zuge- 
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Gesichtspunkten zu treffen sein 3°). Allerdings wären hiebei meiner 
Meinung nach die Imponderabilien, die sich aus dem historischen 
Rechtsempfinden unserer bäuerlichen Bevölkerung ?) ergeben, in 
Betracht zu ziehen: für diese ist die Rechtsform der Erbpacht etwas 
durchaus Fremdes und Ueberholtes, der Erbpächter wird möglicher- 
weise immer im Kreise seiner bäuerlichen Nachbarn als Besitzer 
geringeren Ranges, als »besserer Pächter« gewertet werden. Für 
diese' Bevölkerung wird daher das Eigentum, sei es auch'nur in 
der Form der Belastung mit einer unablösbaren Dauerrente, das 
ihrem Rechtsgefühle Entsprechendere sein *!). Will man die wichtigen 
psychologischen Voraussetzungen nicht außer acht lassen, die man 
für die Assimilierung der Ansiedler, für ihr wirtschaftliches Vor- 
wärtskommen durch möglichste Anpassung ihrer Lebensbedingungen 
an die Vorstellungs- und Gefühlswelt der umgebenden bäuerlichen 
Bevölkerung zu schaffen hat, so wird auch hier dem Rentenguts- 
system der Vorzug vor der Erbpacht zu geben sein. 


III. Zur Frage der Ablösbarkeit $). 


Wie bereits erwähnt wurde, ist diese Frage im Rahmen der 
vorliegenden Abhandlung gerade für die Hauptfälle derinneren Koloni- 


lassen und die Möglichkeit eines Obereigentums wieder geschaffen worden sei 
(Aal 65). Auch in der neuen Heimstättenbewegung wird die gleiche Stellung 
eingenommen (arg. ex contrario aus Pribram S. 109, der bei der Ablösbar- 
keit der Rente den wirtschaftlichen Unterschied des Rentenguts zur Erbpacht 
eben nur in dieser Ablösbarkeit sieht! Analog Petersen 235). 

3) Der manchmal (so Vogel, Innere Kolonisation, 69) als wirtschafts- 
politischer Vorzug der Erbpacht bezeichnete Umstand, daß sie die Verwendung 
von Teilen hypothekarisch belasteter Grundstücke ohne Besitzveränderung und 
somit auch ohne Abtrennung vom Gutskörper gestatte, ist in Wirklichkeit 
auch nur ein formaler Vorzug: bei der Uebertragung gegen Renteneigen- 
tum könnte ja die Reallast des Rentenanspruchs an die Stelle des bisherigen 
Eigentums als Sicherstellung für die betreffenden Hypothekenteile treten. 

4%) Die Ansiedler werden sich ja vor allem, wenn nicht ger ausschließlich, 
aus den Kreisen des bäuerlichen Nachwuchses rekrutieren! 

t) Zahlreiche Beispiele aus der Vergangenheit und Gegenwart sprechen 
biefür! Ich erinnere nur an den Mißerfolg der unter Kaiser Josef II. unter- 
nommenen großangelegten Versuche zur Verbesserung der Besitzrechte der 
üntertänigren Bauern, womit die uneingekauften Rustikalgründe zum Erb- 
eigentum verwandelt werden sollten. Diese Reform scheiterte vor allem an dem 
inneren Widerstande der Bauern, an ihrer Abneigung gegen die Erwerbung 
des Eigentums; ihnen war damals infolge der jahrhundertelangen Unterdrückung 
das s»Eigentum« ein leeres Wort, für das sie jedes Verständnis verloren hatten 
(vzl.Grünberg, Bauembefreiung, 1295 f.). Heute soll wieder der u m g e- 
kehrte Weg eingeschlagen werden. Inmitten einer auf dem bäuerlichen 
Privateigentum an Grund und Boden fußenden ländlichen Rechtsordnung soll 
der “ückschritt auf die dem heutigen Bauernstande gänzlich fremde und von 
der geschichtlichen Entwicklung (insbesondere hier in Deutschösterreich) völlig 
überwundene Rechtsform der Erbpacht vollzogen werden. Vgl. auch die An- 
gaben in Note 34. 
=“) Diese Frage kann theoretisch bei den verschiedenen Rechtsformen der 
inneren Besiedlung gestellt werden: also sowohl bei der Erbpacht (deren Wesen 
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sation von größter Bedeutung: nämlich da, wo es sich um die Be- 
siedlung von bisher im privaten Besitz befindlichen Grund- 
komplexen handelt, die ihr mittels der staatlichen Zwangsgewalt 
zugeführt werden sollen. Darüber hinaus soll auch die allgemeine 
prinzipielle Seite dieser Frage berührt werden: denn seit Jahrzehnten 
wird sie bei der Prüfung der zur inneren Kolonisation geeigneten 
Rechtsformen aufgeworfen und steht seither im Mittelpunkt wichtiger 
politischer und sozialer Streitfragen. So verlangen die Sozialisten 
die ausschließliche Anwendung der Efbpacht bei der inneren 
Kolonisation, erstreben somit auf diese Weise eine Sozialisierung des 
Siedlungslandes. Im Wesen handelt es sich hier also um die Frage 
nach der Unablösbarkeit der einem Grundbesitz auferlegten 
Rentenverpflichtung, wenn man von dem formälen Begriff der Erb- 
pacht und ihrer dogmengeschichtlichen Stellung innerhalb der sozia- 
listischen Lehre absieht. In ähnlicher Richtung bewegen sich die 
Bestrebungen der Bodenreformer. Aber auch sonst spielte sich über 
die vorliegende Frage seit langem ein Meinungskampf ab. Wie sich 
die wissenschaftliche Beurteilung und die Praxis bisher mit ihr aus- 
einandersetzten, soll im folgenden ein kurzer Ueberblick auf- 
zeigen: 

Für den Bereich der preußischen Rentengutsgesetzgebung war 
sie vor allem aus dem Grunde von Belang, weil man bei der ge- 
gebenen juristischen Konstruktion nur durch eine Beschränkung der 
Ablösbarkeit der Rente jenen Einfluß auf das fernere Schicksal des 
Rentenguts ausüben konnte, der, wie die bisherigen Besiedlungsver- 
suche gezeigt hatten, für ein Gelingen der Aktion sich als unbedingt 
notwendig erwiesen hatte. Also die Ingerenz des Rentenberechtigten 
auf spätere Veräußerungen und Teilungen des Gutes war hier nur 
während des Fortbestandes der Rentenverpflichtung möglich, des- 
halb wurden Beschränkungen der Ablösbarkeit in Erwägung gezogen. 
Nachdem bereits in den Beratungen des preußischen Landesökonomie- 
kollegiums vom Jahre 1879 die Unablösbarkeit der Rente zur .An- 
erkennung gekommen war *), hatte das preußische Gesetz über die 
Förderung deutscher Ansiedlungen in den Provinzen Westpreußen 
und Polen vom Jahre 1886 nach mehrfachen Aenderungen in den 
parlamentarischen Beratungen schließlich eine gewisse Unablösbarkeit 
in der Weise eingeführt, daß die Ablösbarkeit der Rente nur mit 
ja im dauernden, unablösbaren Kanon besteht) als auch beim Rentengut; hier 
in erster Linie bei jenen Konstruktionen, welche eine Dauerrente ohne 
Tilgungspflicht vorsehen (z. B. den preußischen Ansiedlungsgütern). Aber auch 
bei den Rentengütern mit Tilgungsrente ist die vorerwähnte Frage praktisch: 
hier beinhaltet sie die Entscheidung, ob der Rentengutsinhaber, der z. B. eine 
auf Gojährige Tilgungsdauer berechnete Rentenverpflichtung übernommen hat, 
letztere jederzeit ablösen kann, sich von ihr also durch einmalige Barzahlung 
des jeweils ausständigen Rentenkapitals befreien darf. Für die Ausführungen 
im Texte werden mit Rücksicht auf die prinzipiellen Ziele dieser Abhandlung 


nur die Rechtskonstruktionen mit Dauerrente ohne LEE BENCH ins 
Auge gefaßt. 


43) Vgl. oben Note 28 f. 
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beiderseitiger Zustimmung möglich sei. Demgemäß hat die Ansied- 
lungskommission in ihren Kontrakten immer ein Zehntel der Rente 
als nur mit ihrer Zustimmung ablösbar erklärt. Diese Erschwerung 
der Ablösbarkeit ist bekanntlich auf das preußische Andsiedlungs- 
gesetz beschränkt geblieben. Die im Entwurf vom 7. VII. 1891 vor- 
gesehene Beschränkung, wonach der Rentenbankkredit nur dann 
gewährt werden soll, wenn die Ablösbarkeit wenigstens eines Teiles 
der Rente im Vertrage von der Zustimmung beider Teile abhängig 
gemacht sei, ist nach heftigen Debatten infolge der überwiegenden 
Verurteilung im preußischen Abgeordnetenhaus beseitigt und statt 
dessen die Bestimmung übernommen worden, daß die Ablösbarkeit 
innerhalb der ersten zehn Jahre nach Begründung des Rentengutes 
nur mit Genehmigung der Generalkommission zulässig sei 43). 

Die in der Heimstättenbewegung der jüngsten Zeit vorgeschla- 
genen Konstruktionen des Rechtsverhältnisses bei den Siedlungsgütern 
haben bekanntlich in ihrer Mehrzahl die Beschränkung der Rechte 
des Ansiedlers nicht mehr aus jenem formalen Moment des preußischen 
Systems #), sondern aus dem öffentlich - rechtlichen Anspruch des 
Staates als des Organisators und Finanzierenden des Siedlungswerkes 
abgeleitet; aus diesem Grunde war sonach eine Beschränkung der 
Ablösbarkeit der Rente nicht mehr erforderlich. Tatsächlich ist hier 
auch überwiegend ihre volle Ablösbarkeit vertreten worden 46). 

Die Gründe, die seit jeher gegen die Unablösbarkeit geltend ge- 
macht wurden, bedürfen keiner weiteren Hervorhebung. Soweit das 
Rechtsverhältnis ein solches zwischen dem früheren privaten 
Grundeigentümer und dem Ansiedler sein sollte, wurde darin mit 
Recht eine für den gegenwärtigen Zeitgeist unmögliche Freiheits- 
beschränkung gesehen *”). Aber auch für das praktisch hauptsäch- 

“) Vgl. für das Vorhergehende: Aal 65,68 ff., Sering, Kolonisation 208 
u.a. Bei den preußischen Rentengütern, die mit tilgungspflichtiger Rente konstru- 
iert sind, ist also die Ablösbarkeit gegenüber letzterer zu verstehen! Vgl. Note 42. 

#) Im Juliheft der Preußischen Jahrbücher vom Jahre 1886 werden die 
Motive für diese Konstruktion treffend charakterisiert und zwar: Zu dem glei- 
chen Resultate hätte einfach das Ver bo t , ohne Genehmigung zu veräußern, zu 
teilen usw. führen können; dies hätte aber seinen viel größeren Einbruch in das 
geltende Agrarrecht« bedeutet, als das Prinzip der Unablösbarkeit der Rente. Für 
die liberale »hoffentlich bald verschwindende vulgäre Strömung, staatliche 
direkte Eingriffe zu perhorreszieren«, sei eben die Formel gewählt worden, daß 
der Willkür der Kontrahenten alles überlassen werde, dadurch auch die Vereinba- 
tung über die Unablösbarkeit der Rente (vgl. Thiel S. 122). 

“) So z. B. Vogel, Innere Kolonisation, 86, Pribram 103 ff., Rau ch- 
berg 55, böhm. Kriegerheimstätten-Entwurf 135 usw. Andere Entwürfe 
schließen sich wieder dem Muster der preußischen Ansiedlungsgüter an, wollen 
also wenigstens einen Teil der Rente unablösbar lassen: so z. B. der Heim- 
Stätten-Regierungsentwurf für Braunschweig von 1918 (vgl. Archiv, Jhg. 1917/18 
S. 185), desgl. die Tiroler — Kriegerheimstätten — Leitsätze S. 274), die ein 
Zehntel der Rente durch fünfzig Jahre unablösbar sein lassen. 

. .*) So verweist z. B. Aal (S. ı08f.) darauf, daß in Preußen gegenüber 
einem privaten Grundeigentümer kein einziges unablösbares Rentenguts- 
verhältnis von der Bevölkerung eingegangen wurde. 
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liche Anwendungsgebiet, beim Bestehen einer Rentengutsverpflichtung 
gegenüber dem Staate, wurde die Ablehnung der Unablösbarkeit 
der Rente mit dem Hinweis auf die hiedurch verursachte unerträg- 
liche Belastung des Ansiedlers, auf die unbedingte Hemmung in der 
Entfaltung voller Arbeitsenergie, auf den Widerspruch gegen die 
»Grundanschauungen der deutschen Bauernschaft«e usw. ausge- 
„sprochen +°). Schließlich sei noch erwähnt, daß auch bei der Erb- 
pacht, soweit sie in Deutschland tatsächlich besteht, der Kanon 
gleichfalls als ablösbar konstruiert ist; so z. B. in Mecklenburg t’). 

Das in Europa zuerst in der französischen Revolution zum Siege 
gelangte Prinzip der Beseitigung jeder ewigen Rente auf Grund und 
Boden, somit der Beseitigung jeder Form des »geteilten Eigentums« 
hat sich daher bis heute — soweit die Landbevölkerung in Deutsch- 
land und Deutschösterreich in Betracht kommt — in allen prak- 
tischen Rechtskonstruktionen ungeschwächt erhalten. 

Für die Gegenwart erfordert die hier gestellte Frage aus doppelten 
Gründen eine neuerliche Prüfung: einerseits infolge des mit der poli- 
tischen Machtverschieburg seit dem Umsturzjahre 1918 so in den 
Vordergrund getretenen Einflusses der sozialistischen Parteien. Diese 
verlangen ja die allgemeine Anwendung der Erbpacht, also wirtschaft- 
lich betrachtet einer Rechtsform mit unablösbarer Rentenverpflichturg; 
in Deutschösterreich haben sie auch einen teilweisen Erfolg insoferne 
erzielt, als hier die neuen legislativen Maßnahmen den Gebrauch der 
Erbpacht neben der Eigentumsübertragung vorsehen 5°). Auf der 
anderen Seite sprechen die wirtschaftlichen Folgeerscheinurgen des 
Krieges, wie bereits im Abschnitt I dieser Abhandlung erwähnt wurde, 
für eine Untersuchung dieser Frage. 

In ersterer Bezieliung sollen noch kurz die volkswirtschaftlichen 
Vorteile berührt werden, welche die Sozialisten und Bodenreformer 
mit der Unablösbarkeit der Rente resp. mit der Erbpacht anstreben: 
Teils sieht man hierin die konsequente Ausbildung des schon von 
Robertus verfochtenen Rentenprinzips und will somit die in der 
Hypothekarverschuldurg durch den Kaufschillirg liegenden Gefahren 
der Kündbarkeit, Zinsfußschwankungen usw. beseitigen. Zum arderen 
Teile wird in dieser Unablösbarkeit die Voraussetzung für die Mög- 
lichkeit gesehen, die Rente als veränderlich zu konstruieren, 
somit deren Anpassungsfähigkeit an das Steigen bzw. Fallen cr 
Grundrente herbeizuführen: in ersterem Falle ein Vorteil des Staates 
durch das Einziehen der Grundrentensteigerung, im letzteren Falle 
umgekehrt ein Vorteil des Rentenverpflichteten, der ihm bei einer 
Hypothek deshalb nicht zusteht, da das Fallen der Grundrente ge- 


48) So Aal ıogf., Metz 39f. usw. Schon gegenüber der Tilgungsrente 
des preußischen Rentengutstypus wird die Bindung des Ansiedlers durch die so 
viele Jabrzehnte dauernde Amortisation der Rente als drückend bezeichnet: 
so Aalg6f.,, Spickermann 49 u. a., woselbst als Beispiele hiefür Klagen 
von Ansiediern angeführt werden. 

4) Vgl. Ruprecht ı52, Sering, Kolonisation, 125 u. a. 

50) Vgl. oben Note 4. 
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wöhnlich nicht mit einem Fallen des Hypothekarzinsfußes verbunden 
sein wird. ` | 

Diese Vorteile müssen jedoch gewisse Einschränkungen erfahren. 
Die in der Kauischillingsverschuldung liegenden Gefahren sird ja 
durch die mit der Kreditorganisation der neueren Zeit verwirklichte 
unkündbare, in Annuitäten tilgbare Hypothek ohnehin zum größten 
Teile beseitigt; der bisherige praktische Hauptanwendungsfall der in- 
neren Besiedlung, nämlich mittels des Rentengutstypus, bedient sich 
tatsächlich dieser Kreditform in vollkommener Weise. Allerdings ist, 
wie schon in Note 42 bemerkt wurde, auch bei diesem System der 
Tilgungsrente die Frage der Ablöstarkeit berechtigt: räume ich auch 
hier die letztere ein, so kann möglicherweise der Ansiedler, falls in 
einem gegebenen Zeitpunkte der Hypotlıekarzinsfuß niedriger ist als 
der bei seiner Tilgungsrente zur Anwerdung gebrachte, sich hievon 
verleiten lassen und das Rentenkapital zur Ablösung bringen; wenn 
er sich nun das hiezu nötige Geld durch Aufnahme einer gewäöhn- 
lichen Hypothek verschafft, so kann er bei dem später wieder mög- 
lichen Steigen des Zinsfußes durch deren Aufkündigung in Gefahr 
kommen. Dies gilt in analogem Maße auch bei der in Form der 
Dauerrente (also ohne Tilgungspflicht) vorgenommenen Konstruktion. 
Angenommen, die Ablösbarkeit dieser Rente wäre zugestanden, und 
zwar nur mit dem Zwanzigfachen der Rente; die letztere würde somit 
einer 5% igen Verzinsung des Rentenkapitals entsprechen. Der An- 
siedler wird daher, falls ihm die Aufnahme einer Hypothek mit z. B. 
nur 4% iger Verzinsung möglich ist, das Rentenkapital zur Ablösung 
bringen. . Insoferne bleiben also durch die Ablösbarkeit die vorer- 
wähnten Gefahren bestehen, trotz der Wahl des Rentengutstypus, 
wenn der Ansiedler die Ablösung vornimmt, ohne hiefür ausschließlich 
eine unkündbare, nur in Annuitäten tilgbare Hypothek aufzunehmen. 

Meiner Ansicht nach können aber diese Momente in praktisch völlig 
genügender Weise ohne die prinzipielle Unablösbarkeit der 
Rente vermieden werden, wie im Späteren gezeigt wird. Hiemit kann 
man dann auch eine Veränderungsfähigkeit der Rente 
verbinden, so daß die mit letzterer angestrebten Vorteile im prak- 
tischen Ergebnisse gleichfalls gesichert erscheinen. Die Unablösbar- 
keit der Rente ist daher auch hinsichtlich der ihr zugesprochenen 
ea En Vorteile zum größten Teile ersetzbar und ent- 

rich. 
. Hiezu kommen aber noch die bedeutenden Schattenseiten, die 
ihr unleugbar anhaften und zu ihrer Vermeidung unbedingt einraten. 
Abgesehen von den politischen Schwierigkeiten 5) urd von den in der 


S) Die unablösbare Rente schafft ja ein Obereigentum des Staates bzw. der 
anderen öffentlich-rechtlichen Korporationen (an eine unablösbare Renten- 
verpflichtung gegenüber einem privaten Rechtssubjekte wird ja nicht 
gedacht! Vgl. unten) und würde z. B. in Deutschösterreich die Aenderung 
des Art. 7 des Staatsgrundgesetzes vom 21. XII. 1867 R.G.Bl. 142 (sJede 
aus dem Titel des geteilten Eigentums auf Liegenschaften haftende 
Schuldigkeit oder Leistung ist ablösbar und es darf in Zukunft keine Liegen- 
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außerordentlichen Heratdrückung des Wertes des Ansiedlungsgutes 
somit in der Unterbindung seiner späteren Verkaufsmöglichkeit 
und auch seiner Kreditfähigkeit liegenden Schäden, muß vor allem 
ein Moment ausschlaggebend sein: nämlich der hiemit hervor- 
gerufene enorme Kontrast zum Rechtsbewußtsein der ländlichen 
Bevölkerung. Das Gewicht dieses Faktums wird man kaum üter- 
schätzen können. Durch die »innere Besiedlung« wird man ja 
nicht ein agrarisches Sonderrecht für ewige Zeiten schafien 
wollen; im Gegenteil, man will doch die Ansiedler zu einem organi- 
schen Bestandteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung überhaupt 


machen. Deshalb sind ihnen — allerdings nur, soweit der Zweck 
der inneren Besiedlung es zuläßt, also innerhalb gewisser Be- 
schränkungen ihrer Verfügungsfreiheit 5) — die gleichen Be- 


dingungen für ihre wirtschaftliche und psychische Entwicklung zu 
bieten, wie sie für die übrige landwirtschaftliche Bevölkerung bestehen. 
Ihnen die ewige Unablösbarkeit ihrer Rente aufzunötigen, hieße, sie 
außerhalb dieses organischen Zusammenhanges zu stellen. Schließlich 
wäre ihnen hiemit auch ein wesentlicher Ansporn zur möglichsten 
Entfaltung ihrer wirtschaftlichen Energie geraubt; denn alle die kleinen 
und kleinsten Leute, welche die innere Besiedlung zu Inhabern land- 
wirtschaftlicher Betriebe macht, sei es als Häusler, sei es als Klein- 
bauern oder gar Mittelbauern, werden und sollen von dem die bäuer- 
liche Bevölkerung fast aller Länder treibenden Hauptstreben erfaßt 
sein: vorwärts zu kommen und sich emporzuarbeiten! Bei der Be- 
lastung mit einer ewigen Rente wird der Ansiedler diesen Weg für 
immer verlegt fühlen. Darüber helfen keine theoretischen Erwägungen 
hinweg, daß diese unablösbare Rente ihm gleichwohl die Freiheit ge- 
währe, seine Wirtschaft nach Beiieben zu führen und zu vergrößern usw. 
Der Kontrast zu den fundamentalen Bräuchen und Anschauungen 
der ihn umgebenden bäuerlichen Bevölkerung wird immer nur in der 
ersterwähnten Richtung wirksam sein. 

Also keine Unablösbarkeit der Rente, soweit eine solche nicht 
durch die Rechtspersönlichkeit der bisherigen Besitzer des Siedlungs- 


landes (also bei den öffentlich - rechtlichen Korporationen usw.) un- | 


bedingt geboten ist. Die mit der Unablösbarkeit angestrebten volks- 
wirtschaftlichen Vorteile können, wie bereits angedeutet wurde, prak- 
tisch auch auf anderem Wege zum größten Teile erreicht werden. 
Dieser Weg ist aber zugleich auch geeignet, den in Abschnitt I 
skizzierten Schwierigkeiten, die aus den wirtschaftlichen Folgeerschei- 


nungen des Krieges für die weitere Anwendung des bisherigen Renten- 


gutstypus mit Tilgungsrente erwachsen sind, entgegenzutreten. 














| 


Ich denke hiebei an folgendes im Späteren näher geschildertes | 


System, für das natürlich eine Vorbedingung die Ausschließung jeder, 
Rentenverpflichtung gegenüber dem bisherigen privaten Grund- 


schaft mit einer r derartigen unablösbaren Leistung belastet werden «) erforder-, 


lich machen. 
52) Vgl. unten Abschnitt VI. 
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besitzer sein müßte. Lediglich der Staat, beziehungsweise eventuell 
auch andere öffentlich - rechtliche Korporationen sollen die Renten- 
berechtigten, resp. im Falle der Anwendung der Erbpacht die Ver- 
erbpächter sein. Dies ist auf mehrfache Weise zu erreichen: teils 
durch Erwerbung dieser Grundkomplexe zum Eigentum des 
Staates, sei es gegen Barablösung, sei es gegen eine fortlaufende 
Rentenentschädigung 5) oder bei der Erbpacht auch durch das Ein- 
treten des Staates als Dauerpächter gegenüber dem Großgrundbesitzer. 
D.e gegenteilige Forderung auf Zulässigkeit einer solchen Renten- 
verpflichtung gegenüber dem bisherigen privaten Grundbesitzer 
‚ wird niemand stellen wollen, da sie, schon seit Mitte des vorigen 
Jahrhunderts mit Recht abgelehnt, für die Gegenwart ein ganz un- 
mögliches privates Abhängigkeitsverhältnis des Ansiedlers schaffen 
würde. 

Der Hauptfall der gegenwärtigen Durchführung einer inneren 
Kolonisation wird, wie schon erwähnt wurde, die Heranziehung des 
hiefür geeigneten privaten Großgrundbesitzes mittels der staat- 
lichen Zwangsgewalt und unter gleichzeitiger niedrigerer Wertver- 
anschlagung sein 51). Der Ansiedler bekommt also das Gut ganz 
außerordentlich billiger, als dem normalen derzeitigen Verkaufswert 
entspricht. Der Staat 55) konstruiert seine Rente als Dauerrente 
ohne Tilgungspflicht; beim Kanon der Erbpacht ist dies ja 
selbstverständlich. Die Ablösbarkeit ist jedoch zugelassen. 

er Staat wird diese aber nicht fördern (wie es die Tilgungspflicht 
eigentlich tut); er kann deshalb de Barzahlung der ganzen 
Ablösungssumme verlangen und letztere bedeutend höher fest- 
Setzen, als es der normalen Kapitalisierung der Rente resp. des Kanon 
entspräche. Mit Rücksicht auf die in Abschnitt I gezeigten wirtschaft- 
lichen Ausnahmsverhältnisse der Gegenwart wird es notwendig sein, 
die Ablösbarkeit der Renteerst nach Ablauf eines längeren Zeitraumes, 
beispielsweise von zehn Jahren, zu gestatten. Bis dahin wird ja 
längst eine Stabilisierung des Geldwertes eingetreten sein, so daß 
mit der Ablösung der Rente keine größeren Nachteile für den Staat 
oder auch für die mit einem Rentenanspruche abgefundenen ehe- 
maligen Grundbssitzer eintreten können. 

Die vorerwähnte Erhöhung der Ablösungssumme ist gewiß zu 
rechtfertigen: der Ansiedler hat ja das Siedlungsland zu ungleich 
niedrigerem Werte gegenüber den Preisen des freien Grundstücks- 
‚verkehrs erhalten; durch die Geltendmachung der staatlichen Zwangs- 
gewalt und durch diese niedrigere Preisfestsetzung ist dem bisherigen 
Grundbesitzer ein bedeutender privatrechtlicher Nachteil zugefügt 
worden, der sich nur mit dem öffentlichen Interesse an der inneren 





#) Diese letztere Form wird, wie noch im Abschnitt IV und V gezeigt 
werden soll, für die Gegenwart die zweckentsprechendere sein. 

#) Vgl. oben Abschnitt I. 

#) Der Kürze wegen spreche ich hier nur vom Staate, nicht von jenen 
anderen öffentlich-rechtlichen Korporationen, die in dieser Richtung mit ihm 
auf gleiche Stufe gestellt werden können. 
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Kolonisation billigen läßt. Will nun der Ansiedler durch Ablösung 
der Rente freier Eigentümer werden, sc soll dies nicht zu dem so 
niedrigen Enteignungspreise geschehen, wie er sich aus der normalen 
Kapitalisierung der Rente ergäbe, sondern nur zu einem Preise, der 
den im freien Grundstücksverkehr zur Zeit der Gründung des An- 
siedlungsgutes in Geltung gestandenen Preisen näher kommt. Es sollte 
daher die Ablösung z. B. nur zum 25 fachen oder 40 fachen der Rente 
zulässig sein. Dies hätte aber nachstehende wichtige Folge: Die Rente 
resp. der Kanon würde also in Wirklichkeit eine 2,8% ige bzw. 2,5% ige 
Verzinsung des Ablösungskapitals darstel!en. Der Ansiedler wird daher 
nie an die Ablösung denken, solange der allgemeine Hypothekarzinsfuß _ 
höher ist, da er sich in diesem Falle das zur Ablösung nötige Kapital 
nur unter großer finanzieller Einbuße verschaffen ..könnte. 

Mit der vorerwähnten Konstruktion wäre nun auch eine gewisse 
Veränderlichkeit der Rente zu verbinden: wenn nämlich die Ablösung 
der Rente mit dem vorgeschlagenen 35- bzw. 4ofachen sich immer 
nur auf die jeweilige Höhe der Rente bezieht, wird also auch 
das Ablösungskapital steigen, wenn die Rente fallweise erhöht wurde, 
resp. sinken, wenn die Rente ermäßigt wurde. Der Ansiedler, der 
also durch die Ablösung der Möglichkeit einer künftigen Steige- 
rung der Rente vorbeugen will, wird sich daher einer Situation gegen- 
übersehen, die durch folgendes Beispiel anschaulicher gemacht werden 
soll: Angenommen, die Ablösung ist mit dem 35 fachen zulässig; die 
Rente entspricht daher einer 2,§5%igen Verzinsung der Ablösungssumme. 
Zur Zeit der beabsichtigten Ablösung ist der Hypothekarzinsfuß bei- 
spielsweise 4,3 % (die Dezimalzahl wird zur Vereinfachung des Beispiels 
gewählt!). Der Ansiedier muß sich daher das Ablösungskapital — 
wenn er sich dieses nicht erspart hat, in welchem Falle er aber wieder 
auf die Möglichkeit der Anlegung seines Sparkapitals zu diesem 
höheren Zinsfuße verzichten muß — zu diesen 4,3 % verschaffen: das 
heißt, er muß nunmehr Zinsen zahlen, die einem um rund 35 % 
höheren Kapitale entsprechen, als das Ablösungskapital betrug. 

Auch die Besorgnis, daß der Ansiedler vielleicht aus Furcht vor 
der mit der Veränderlichkeit gegebenen Steigerungsmöglichkeit der 
Rente die Ablösung vornehmen wird, wäre nicht begründet: für die 
im Laufe der nächsten Jahre ausgelegten Ansiedlungsgüter wird im 
Gegenteil mit Rücksicl.t auf die zu erwartende allgemeine Preissenkung 
eher eine zeitweise Ermäßigung der Rente 56) zu gewärtigen sein, SO 
daß schon aus diesem Grunde der Ansiedler an eine Ablösung nicht 
denken wird. Für die folgenden Jahrzehnte wird jedoch, wenn über- 
haupt, so immer nur mit einer solchen Steigerung 5) der Rente zu 
rechnen sein, die bei entsprechender Kapitalisierung noch weit hinter 
der Differenz zur Ablösungssumme zurückbleibt. Der Ansiedler wird 
daher auch dann von der Ablösung keinen Gebrauch machen, da er 
selbst bei der späteren Erhöhung der Rente gegenüber der zur 


60) Ueber die Kautelen bei ihrer Veranschlagung vgl. unten Abschnitt V. 
8) Vgl. unten Abschnitt V. 
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Ablösung nötigen rund 35% höheren Summe bedeutend im Vor- 
teil ist. Allerdings nimmt das vorstehende Beispiel nur die rech- 
nungsmäßige Betrachtung der Sache vor und läßt den Fehler- 
koeffizienten unberücksichtigt, der in dem psychologischen 
Moment ruht, nämlich in der Möglichkeit, daß der Ansiedler aus dem 
unüberlegten, nur auf Vermeidung einer späteren Steigerung der Rente 
gerichteten Impulse die Ablösung eben unter allen Umständen vor- 
nimmt, auch wenn er sich, wie oben gezeigt worden ist, unbedingt 
empfindlich schäcigt. Wieweit diesem letzteren Moment wird Einfluß 
eingeräumt werden müssen, läßt sich nicht annühernd beurteilen und 
wird gewiß je nach der wirschaftlichen Erziehung des Ansiedlers, rach 
seiner Kulturstufe u. dgl. ganz verschieden sein. 

Mit der vorstehenden Regelung wären somit die volkswirtschaft- 
lichen Vorteile, die man mit einer unablösbar konstruierten Rente 
erzielen will, im praktischen Ergebnisse verwirklicht 55), ohne die 
schwerwiegenden Schattenseiten dieses Rechtssystems au’zuweisen. 
Da dem Ansiedler prinzipiell die Ablösbarkeit der Rente zugestanden 
wird, ist der notwendige Ansporn zu möglichster Wirtschaftlichkeit 
und zum Sparsinn gegeben 5*). Hiemit ist aber noch nicht entschieden, 





38) Für die im Texte vorgeschlagene Konstruktion mit erschwerter Ablösbar- 
keit der Rente kann auf Ansätze in der Praxis verwiesen werden: so ist 
der Kanon bei der Erbpacht in Meklenburg ablösbar und zwar mit dem 25 fachen 
Betrage, jedoch ist Barzahlung vorgeschrieben, eben um diese Ablösung 
zu erschweren (vgl. Sering, Kolonisation 126, Ruprecht 164u.a.). Beiden 
preußischen Ansiedlungsgütern ist bekanntlich gleichfalls keine Til- 
gungsrente vorgesehen, eine regelrechte Amortisation erfolgt also nicht. Die 
Ablösbarkeit der Rente ist nur bezüglich neun Zehntel der Rente eingeräumt; 
hiebei darf aber auf einmal nie weniger als ein Zehntel zur Ablösung gebracht 
werden (vgl. Sering, a. a. O. 209). 

%3) Zuzugeben ist, daß dieser Sparsinn durch die Konstruktion einer Til- 
gungsrente noch wirksamer gefördert würde; so hat z. B. Serin g schon 
in der Rentenkonstruktion der preußischen Ansiedlungsgüter (vgl. die vorher- 
gehende Note) eine Beseitigung des wirtschaftlichen Anreizes zur Tilgung ge- 
sehen und erklärt: sOb diese Sachlage von den Ansiedlern noch als günstig 
angesehen werden wird, wenn nach der Ueberwindung der Zeit des Einrichtens 
und Einarbeitens Ersparnisse gemacht werden können, muß bezweifelt werden. 
Der Entwicklung der Kolonien aber kann es nicht zum Vorteil gereichen, daß 
mit der Erschwerung der Ablösung der Anzeiz zur Kapitalsbildung und Schuld- 
entlastung vermindert wirde. Erwähnenswert ist bei dieser Gelegenheit ein 
Vorschlag (von Prof. Dr. Walter Schiff, erwähnt bei Pribram 106, 
Note 18), der die mit der Tilgungspflicht verbundene Sparpflicht des Ansied- 
lers auf einem anderen Wege sicherstellen will. Hienach sollen die Ansiedler 
regelmäßige Tilgungsraten einzuzahlen haben, die aber in einen besonderen 
Tilgungsfonds vorderhand ohne Verrechnung auf den Kaufpreis übernommen 
werden. Haben die Einlagen einen gewissen Tilgungsbetrag (etwa 20—30%, 
des Kaufpreises) überschritten, dann dürfen dem Ansiedler diese Ueber- 
schüsse nach Bedarf, z. B. für Erbabfindungen, Kreditaufnahmen usw. zur 
Verfügung gestellt werden. Die Schwierigkeiten einer solchen Lösung sind nicht 
zu verkennen. Abgesehen von der hiemit verbundenen finanziellen Belastung 
(Vogel, Innere Kolonisation, Note 128, sagt richtig, daß sie im Grunde eine 

14* 
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daß er seinerzeit auf jeden Fall diese Ablösung vornehmen wird; 
denn ist einmal der Zeitpunkt gekommen, wo er über ausreichendes 
erspartes Kapital verfügt, dann wird er sich — seine genügende wirt- 
schaftliche Erziehung vorausgesetzt — lediglich von den praktischen 
Erwägungen seines Nutzens leiten lassen, die ihn nach dem Vor- 
gesagten von der Ablösung abhalten werden ®%). Die Einräumung der 
Ablösbarkeit soll ihm also nur die psychologisch wichtige Sicherheit 
bieten, sich von der Rentenverpflichtung zu befreien, wenn sie ihm 
bei einer künftigen wirtschaftlichen Entwicklung Schacen bringen 
könnte. 

Selbstredend könnte diese Darerrente resp. der Kanon sich nur 
auf den zur Ansiedlung gegebenen Grund und Boden beziehen; 
für die Baulichkeiten also, die dem Ansiedler allenfalls mit- 
übergeben werden, wäre daher nur der Erwerb des freien Eigentums 
möglich und hiefür, soweit nicht eine entsprechende Anzahlung (bei 
der Erbpacht das alte »Erbb>standsgeld«) gefordert wird und hin- 


reicht, eine Tilgungsrente einzuräumen. Näheres hierüber 
im Späteren. 


IV. Die Höhe der Rente. 


Dieser Frage kommt sowohl für das Schicksal des Ansiedlers als 
auch zur Begründung der in dieser Abhandlung vertretenen neuen 
Rechtsform die größte Bedeutung zu. Nach den Bemerkungen im 
Abschnitt I erfordern ja gerade die geänderten Wirtschaftsverhältnisse 
infolge des Krieges und die geänderte Rechtsgrundlage, auf welcher 
sich die Herbeischaffung des notwendigen Siedlungslandes vollzieht, 
das Abgehen von den bisherigen Rechtsformen bzw. Vorschlägen 9). 





_—— u 


Erhöhung der Rente bedeutet!), liegt darin. ein schwer zu vertretender Spar- 
zwang für den Ansiedler, der als eine empfindliche staatliche Bevormun- 
dung gewiß drückend empfunden wird. 

60) Auch hiefür können Beispiele aus der Praxis erbracht werden: So haben 

z. B. in Mecklenburg die Erbpächter von der Ablösung bisher keinen Gebrauch 
gemacht, ausgenommen die Häusler, bei denen es sich um ganz geringfügige 
Ablösungssummen handelt. Bei den preußischen Ansiedlungsgütern, wo die 
Rente nur eine 3%ige Verzinsung des Ablösungskapitals darstellt, haben die 
Ansiedler gleichfalls die Ablösung (der neun Zehntel des Rentenkapitals: ein 
Zehntel ist ja als unablösbar konstruiert) noch nicht begehrt und es denkt daran 
niemand von ihnen (vgl. Sering, Kolonisation 129, 222, Ruprecht 164). 
61) Bei den Rentengütern wurden bekanntlich, soweit nicht über- 
haupt eine direkte Vereinbarung zwischen dem Grundeigentümer und 
dem NRentengutsbewerber vorlag, also bei den von den diversen Sied- 
lungs-Gesellschaften ausgegebenen Rentengüten, die Ankaufspreise 
in Rechnung gestellt, wozu noch die »Besiedlungszuschläge«, Regiekosten u. dgl. 
hinzukamen. Bei den preußischen Ansiedlungsgütern wurden durchschnittlich 
gleichfalls die Ankaufspreise in Rechnung gestellt; aber erstens mit niedriger 
Verzinsung von nur 3%, anderseits wurde, falls diese Ankaufspreise zu hoch 
waren, vielfach die Rente noch niedriger bemessen, so daß oft nur 2%, resp. gar 
nur 2% Zinsen als Rente gezahlt wurden. Diein der einschlägigen Literatur 
der jüngsten Zeit in dieser Richtung gemachten Vorschläge lassen sich im 
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Gemeint sind hier vor allem die Fälle, wo das Siedlungsland im 
Sinne der schon erwähnten neuen Siedlungsgesetze im Zwangswege 
und zu ungleich niedrigerem Wertanschlage herangezogen wird. Dies 
habe ich ja schon öfters für die Gegenwart als den praktischen Haupt- 
fall der Siedlung hervorgehoben. In zweiter Linie kommen hier jene 
Siedlungsfä!le in Betracht, wo es sich um den Grundbesitz öffentlich- 
rechtlicher Korporationen handelt, die in Wahrung des öffentlichen 
Interesses an einer umfangreichen inneren Kolonisation ikr Land 
gleichfalls gegen. niedrigere Wertveranschlagung, als es dem ge;,en- 
wärtigen Verkchrswerte entspricht, zur Verfügung stellen werden. 

Für die zuerst genannte Gruppe von Siedlungsfällen ist die weitere 
Scheidung zwischen der vom Staate nach Ausübung seiner Zwangs- 
gewaltanden bisherigen Eigentümer zu zahlenden Entschädigung 
und der dem Ansiedler aufzuerlegenden Rente zu machen. Daß 
sich bei den gegenwärtigen enormen Geldwertschwankungen eine 
halbwegs taugliche Wertberechnung für einen »Kaufpreis« oder 
einmaligen »Enteignungspreis« nicht machen läßt, habe ich schon 
ım Früheren (Abschnitt I) berührt. Die bisherigen gesetzlichen 
Bestimmungen, die auf die Friedensrelationen zurückgreifen, er- 
scheinen mir gleichfalls unbrauchbar. Meines Ermessens müßte hier 
auch in der Frage der an den Grundeigentümer zu zahlen- 
den Entschädigung das Rentenprinzip angewendet 
werden; der Grundeigentümer sollte also als Entschädigung 
gleichfalls eine Rente bekommen, die, wie noch später gezeigt wird, 
in einem gewissen korrespondierenden Verhältnis zu der dem An- 
siedler aufzuerlegenden Rente stünde. Für die Berechnung jener 
Rente hätte cie Feststellung des vom Großgrundbesitzer während 
eines längeren Zeitraumes (beispielsweise der letzten 10 Jahre) er- 
zielten durchschnittlichen Natural-Reinerträgnisses auf den betref- 
fenden Siediungsflächen zu gelten. Mit Rücksicht auf den Umstand, 
daß hier ein Großgrundtesitz vorliegt, bei dem immer der erzielte 
bzw. erzielbare Reinertrag pro Flächeneinheit geringer ist als bei 
den Kleinbetrieben, wird die an den Grundbesitzer zu zahlende 





wesentlichen folgendermaßen gruppieren: Bei der Konstruktion des Rechtsver- 
hältnisses als eines Vertrages zwischen dem früheren privaten Grundeigen- 
tümer und dem Ansiedler soll zunächst die private Vereinbarung entscheiden, 
aber unter Genehmigung der Staatsbehörde. Andere Vorschläge wollen die 
Rente wieder nach der Ertragsfähigkeit des Gutes, bzw. dem Nutzwert der 
Wohn- und Wirtschaftsgebäude derart bemessen, daß der Erwerber »wohl be- 
stehen kanne. Bei den auf dem Z.wangswege erworbenen Grundstückd# - 
sollen die Selbstkosten der betreffenden öffentlich-rechtlichen Korporationen, 
welche die Enteignung vornehmen, nicht überschritten werden und nur die 
zur Deckung der Verwaltungskosten der betreffenden Behörden und zur An- 
legung eines eigenen »Siedlungsfondss notwendigen Zuschläge gemacht werden 
dürfen (vgl. für das Vorhergehende: Sering, Kolonisation, 219 ff, Rauch- 
berg 55, das deutsch-österr. Wiederbesiedlungsgesetz und den in Vorbe- 
reitung befindlichen Gesetzentwurf über den Abbau des landwirtschaftlichen 
Großbesitzes, weiter den böhm. Kriegerheimstätten-Entwurf 135, die Tiroler- 
Kriegerheimstätten-Leitsätze 274 USW.). 
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Entschädigungsrente niedriger sein als die korrespondierenden Ren- 
ten, die den Ansiedlern auferlegt werden, zusammen betragen. 
Da jene Bemessungsart auch den jeweiligen Kulturzustand des zur 
Siedlung heranzuziehenden Landes berücksichtigt, wird bei bisher 
schlecht bewirtschafteten Grundkomplexen eine bedeutend niedrigere 
Entschädigungsrente festgesetzt werden können. Diese Rente wäre 
vorerst als Naturalrente zu berechnen, und dann ganz ana!og den 
für die Ansiedler-Rente im folgenden in en gebrachten Be- 
stimmungen jeweilig in Geld zu bezahlen ®2). 

Als allgemeine Richtlinie für die Benin der dem An- 
siedler aufzuerlegenden Rente hätte folgendes doppelte Ziel zu 
gelten: Einerseits die Vermeidung jedes Fiskalismus; oberste Norm 
hat die Ermöglichung seines wirtschaftlichen Vorwärtskommens 
zu sein. Andererseits aber auch die Vermeidung einer zu großen 
Billigkeit der Rente, was für den Ansiedler eine Abschwächung 
seiner wirtschaftlichen Energie und eine Beschenkung bedeuten 
müßte ©). Die Rente bzw. bei der Erbpacht den Kanon, wird 
man daher nur nach jedesmaliger individueller Schätzung des 
Reinertrages, der bei der ortsüblichen Bewirtschaftung 
durchschnittlich erzielbar ist, festsetzen sollen. Da bei der 
Enteignung bzw. Besiedlung eines größeren Grundkomplexes auch 
diese Ertragswerte der einzelnen als Siedlungsgüter ausgelegten Teile, 
wie erwähnt wurde, zusammen vielfach höhere sein werden, als die 
für das Ganze berechnete Entschädigungsrente, wird deshalb die 
Differenz zwischen der Summe der Ansiedler-Renten und der an 
den früheren Grundeigentümer zu zahlenden Entschädigungsrente 
dem Staate zugute kommen. Diese durchschnittlichen Reinerträge 
hätte man mit Rücksicht auf die gegenwärtigen Schwierigkeiten 
einer Geldwertberechnung als Naturalerträge festzusetzen. Hie- 
bei werden die Siedlungsgüter je nach der für sie in Betracht kom- 
menden landwirtschaftlichen Hauptkulturart zu gruppieren sein: 
also in Siedlungsgüter mit hauptsächlichem Getreideban resp. mit 
hanptsächlicher Viehzucht. Ueber die weiteren Erfordernisse bei 
der Umwertung dieser Naturalerträge in eine Geldrente wird im 
folgenden Abschnitt gesprochen werden. 

Einer Erwähnung bedarf noch die Frage nach der Kapitals- 
anzahlung. Letztere ist bisher aus verschiedenen Gründen ge- 

62) Bei dieser Entschädigungsrente hätte aber eine Steigerungsmöglichkeit 
N ge schlossen zu bleiben. Der private Grundbesitzer soll aus seinem bloßen 
Besitztitel nicht aus dem Steigen der Grundrente Vorteil ziehen. Eine eingehen- 
dere Behandlung der mit dieser Frage zusammenhängenden Schwierigkeiten 
muß hier infolge der Raumbeschränkung entfallen. 

e8) Vgl. hierüber auch Archiv, Jhg. 1916/17, S. 206, Jhg. 1914/15, 
S. 250 ff. u. a. Aus dem gleichen Grunde scheut sich z. B. auch die Ansiedlungs- 
kommission bei den so häufig in die schlechteste Wirtschaftslage geratenen’ An- 
siedlern die ursprünglichen Ansiedlungsbedingungen zu mildern, da eben die 
Gefahr besteht, daß sie sich als »Staatspensionäre« fühlen (Sering, Koloni- 
sation 231). 
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fordert worden: Schon aus dem psychologischen Moment, daß der 
Erwerb eines Ansiedlungsgutes nicht gänzlich risikolos sein soll, da 
sonst leicht eine spekulative Ausnützung erfolgt, andererseits durch 
später eintretende Schwierigkeiten der Wirtschaftsführung leicht ein 
Aufhören der wirtschaftlichen Ausdauer eintreten kann, was die 
Erfahrung vielfach erwiesen hat. Bei den die Uebernahme des 
preußischen Rentengutstypus empfehlenden Vorschlägen wird die An- 
zahlung wieder aus dem Grunde als erforderlich erklärt, weil der 
Rentenbankkredit (samt der weiteren »Resthypothek«) bekanntlich 
höchstens 99% des Taxwertes deckt, die übrigen 10% daher zur 
baren Anzahlung gelangen müssen. Andere Vorschläge lassen wieder 
durch die Konstruktion einer sehr langfristigen Tilgungsrente 
(z. B. von go Jahren) die Anzahlung sehr gering bemessen, even- 
tuell nur auf einen Prozentsatz des Gebäudekapitals, während der 
Erwerbspreis des Bodens hiefür außer Betracht bleibt 63). 

Die Frage der Anzahlung ist auch bei der Erbpacht praktisch 
und beinhaltet hier in der Form des »Erbbestandsgeldes« das Aequi- 
valent für die mitübsrlassenen Baulichkeiten — die mit Rücksicht auf 
die sonst gegebenen Schwierigkeiten in der Frage der Ausbesserung, 
des Ersatzes u. dgl., aber auch aus juristischen Gründen, da sich 
eine Erbpacht nicht auf ein Gebäude beziehen kann, zweckmäßig 
nur zum Eigentum des Erbpächters überlassen werden können ®5) 
— eventuell auch für mitüberlassenes Inventar und Aehnliches ®), 

Für die in der vorliegenden Abhandlung vertretene Rechtsform 
mit einer Dauerrente wird die Frage der Anzahlung nicht schema- 
tisch gelöst werden können. Im allgemeinen wird hier auf eine solche 
zu sehen sein, aus den vorerwähnten Gründen des Ansporns der 
wirtschaftlichen Energie. Diese Anzahlung wird natürlich einen. 
gewissen Prozentsatz des Wertes der Baulichkeiten darstellen 
(oei Neugründungen von Wirtschaften! Bei bloßen Zuwachs grund- 
stücken wird eine solche Anzahlung zweckmäßig entfallen!); hiefür 
ist ja olınehin eine Tilgungsrente festzusetzen, wie im früheren er- 
wähnt wurde. Bei der Erbpacht wäre dementsprechend dieses Ge- 
bäudekapita! gleichfalls in entsprechender Ratenzahlung zur Tilgung 
zu bringen. 

Doch hätte diese Norm nicht starr zu gelten: je nach der Per- 
Söllichkeit des Ansiedlers könnten hievon auch Ausnahmen bewilligt 
werden; bzi bssonderer Vertrauenswürdigkeit und Tüchtigkeit sollte 
also auch die Ansiedlung bzw. Vererbpachtung ohne Anzahlung er- 

“) Vgl. für das Vorhergehende Ruprecht 97, Archiv Jbg. 1914/15 
252. Vogel, Innere Kolonisation 83 f., den Entwurf der steir. Bodenreformer 
(Beilage 98, Konst. Nat.-Vers. ı 3 f., 43 Í.) usw. 

% So auch Ruprecht 97, Vogel, Innere Kolonisation 103. Pesl 
21f.u.a. Bei den großen Vererbpachtungen in Oesterreich zur Zeit Josef II. 
nach dem Raabschen System wurden die Meierschaftsgebäude den Unter- 
tanen gleichfalls zum Schätzungswert übergeben (vgl. Grünberg, Bauern- 
befreiung I 347). 

“ So Ruprecht a. a. O. 
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laubt werden können, — wozu eben bei der Rentengutskonstruktion 
.die Konstruktion als Dauerrente von wesentlichem Wert ist. 
Die vorstehenden Richtlinien könnten auch hinsichtlich der Frage 
der Freijahre resp. der Stundung zur Anwendung kommen. Im all- 
gemeinen wird die obligatorische Einräumung eines Freijahres für 
die Ansiedler zur Ueberwindung der Schwierigkeiten bei cder Einrich- 
tung der Wirtschaft gewährt werden sollen; für die späteren Jahre 
wäre von einer Stundung der Renten- bzw. Kancnverpflichtung des 
Ansiedlers nur fallweise bei Elementarschäcen u. dgl. Gebrauch zu 
machen und für die Nachzahlung der gestundeten Beträge eine be- 
stimmte Frist zu setzen. Hier erscheint große Rigorosität angezeigt, 
um eine leichtsinnige Lebensführung des Ansiedlers zu verhindern ®°). 
Bei Vererbpachtungen bzw. Rentengutsausgaben zum Zwecke von 
Rodungen, Meliorierungen u. dgl. wären entsprechende Abstufungen 
in den Zahlungen für eine Reihe von Jahren vorzunehmen; ein gänz- 
licher Verzicht auf solche Zahlungen für längere Zeit wäre aus den 
gleichen Gründen nicht angezeigt 65). 


V. Zur Frage der Veränderungsfähigkeit der Rente. 


Hiemit wird ein besonders schwieriges Froblem berührt, das 
eine vorsichtige Prüfung erfordert. 

Bekanntlich haiten die großen Reformen in Preußen und Oester- 
reich unter Friedrich IJ. bzw. Josef Il., die eine Erleichterung der 
Lage des untertänigen Bauernstandes brachten und eine großzügige 
Besiedlung des Landes curchführten, auch in der Frage der Berech- 
nung des Kanon einen wichtigen Fortschritt erzeugt; um die Grund- 
eigentümer, und zwar ohne Unterschied, ob es sich um den Staat 
als Vererbpächter oder um private Grundbesitzer handelt, von der all- 
fälligen Steigerung der Giundrente nicht auszuschliefen, war der 
Kanon nicht als feste Geldrente, scndern als Getreidekanon 
dergestait geregelt worden, daß für eine unveränderliche feste Getreide- 
quantität der jeweilige Geldwert zu zahlen war, der periodisch te- 
rechnet wurde ®). Für den Erbpächter hatte dieses System wiedır 


— 


6) So auch in der preußischen Rentengutsgesetzgebung; vgl. z. B. Rie- 
chert 7o0f. 

68) Analog z. B. Ruprecht 98f. 

6) Im einzelnen war die Regelung recht verschieden: in Oesterreich war 
bei den großen Vererbpachtungen nach dem Raabschen System der Kanon 
(nach vier Bonitätsklassen der Gründe pro Metzen Aussaat berechnet) in den 
ersten zehn Jahren in Geld, nachher in Getreide, vorbehaltlich weiterer Verein- 
barung der Geldzahlung für einen Zeitraum von je zehn Jahren zu leisten. Bei 
den Steigerungen des Kanon konnte zum Schutze des Bauern die Bestimmung 
getroffen werden, daß eine bestimmte Relation zu den Getreidepreisen einge- 
halten werden solle (vgl. Grünberg, Bauembefreiung I 304 ff., 311). In 
Preußen war unter Friedrich II. der Getreidezins in Geld je nach der Kammer- 
taxe zu entrichten (vgl. Ruprecht 29 u. a.). Später waren andere Fest- 
setzungen üblich, z. B. die Neubemessung für je 30 Jahre (vgl. z. B. Berg- 
hoff-Ising 37), in Mecklenburg für je zo Jahre (vgl. Ruprecht 161). 
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den Vorzug, daßer bei sinkenden Getreidepreisen auch eine Ermäßi- 
gung des Kanon erlangen konnte. 

Bei der um die Mitte des rọ. Jahrhunderts erfolgten großen 
Umwälzung der Agrarverfassung sind mit der Erbpacht auch die 
vorerwähnten Le:stungen verschwunden. Bei den noch in der Ge- 
genwart bestehenden Erbpachtsystemen ist meines Wissens der Kanon 
unveränderlich und fest angeordnet, also auf cine Veränderungs- 
fähigkeit desselben Verzicht geleistet 7t). Bei dem preußischen Ren- 
tengutssystem ™!) ist die Rente natürlich ihrem Wesen als Tilgungs- 
rente entsprechend in Geld festgesetzt und nicht veränderungsfähig. 
Das Analoge gilt für die preußischen Ansiedlungsgüttr. 

Im Rahmen der Heimstättenbewegurg scit dem Kriegsausbruch 
ist aber das Problem der Steigerungsfähigkeit wieder in die Erör- 
teruag aufgenommsn worden und zwar sowohl für das Erbpacht-, 
wie das Rentengutssystem. Die zahlreichen Vorschläge zeigin im 
allgemeinen eine Ueber.instimmung nach folgenden Richtungen: Für 
die Erbpacht wurde im wesentlichen die Unsteigerbarkcit des Kanon — 
selbstredend während des Bestandes des Erbpachtverhältnisses — 
vertreten; eine Erhöhung sollte nur in den auch für die Rentengüter 
geltenden Ausnahmsfällen möglich sein. Für die Rentengüter wieder 
wurde in Abweichung vom preußischen System die Steigerbarkeit der 
Rente für folgende Fälle empfohlen: Zu Lebzeiten des Rentenguts- 
besitzers überwiegend nur dann, wenn er die Wirtschaft an fremde 
Personen veräußert (auch wenn dies mit Zustimmung der kompetenten 
Staatsbel:örde erfolgt!); im Eıbfalle dann, wenn andere Personen als 
die Witwe und Deszendenten Erben sind; im letzteren Falle soll die 
Steigerung erst nach Ablauf einer Reihe von Jahren, beispielsweise 
nach 5 bis 10 Jahren möglich sein °?). 

Eine periodisch vorzunehmende Erhöhung der Rente wird somit 
nicht in Vorschlag gebracht ”°). Sie wird hingegen von sozialistischer 
Seite vertreten und zwar soll von 5 zu 5 oder Io zu ro Jahren eine 
Neubemessung des Kanon je nach der Bewegung der Grundrente er- 
folgen, was also sowohl die fallweise Steigerung als auch die fall- 
weise Ermäßigung in sich schlieft. 





10) So in Mecklenburg (vgl. Ruprecht 161). 

71) Schon bei den jahrelangen Beratungen, die der preußischen Rentenguts- 
Gesetzgebung vorausgingen, ist die Veränderungsfähigkeit des Kanon (bei der 
Erbpacht) resp. der Rente (bei den vorgeschlagenen »Erbzinsgütern«; ange- 
regt worden (vgl. z. B. Ruprecht 8f., Thielu.a.). 

72) Vgl. für das Vorhergehende die zahlreiche Heimstättenliteratur: insbes. 
Pribram 104, 109, Rauchberg 56, Vogel, Innere Kolonisation 88 
böhm. Kriegerheimstättenentwurf 135, Entwurf der steir. Bodenreformer (Beil. 
98 a. 2. O. S. 44) usw. 

n) Vogel (Innere Kolonisation S. 88 f.) will die Vereinbarung einer 
stufenweise ansteigenden Rentes gegen besondere Niedrighaltung derselben 
für die ersten Wirtschaftsjahre zulassen. Hierin liegt natürlich keine Steige- 
rungsfähigkeit nach der Grundrente. sondern nur eine Art Abstvfung der sonst 
fest bemessenen Rente nach der gestiegenen Leistungsfähigkeit des Renten- 
gutes 
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Nun zur Prüfung dieser einzelnen Vorschläge! Für die erstge- 
nannte Gruppe derselben sind folgende Eigentümlichkeiten hervor- 
zuheben: Sie läßt nämlich einerseits eine Steigerungsfähigkeit der 
Rente bzw. des Kanon prinzipiell zu, also auch bei den zwischen 
den privaten Grundeigentümern und dem Ansiedler bestehenden 
Rechtsverhältnissen 74). Nach meiner Ansicht kann man aber eine 
solche Anteilnahme des privaten Grundeigentümers bzw. Renten- 
gutsausgebers an der Grundrente aus dem bloßen juristischen Titel 
seines Obereigentums nicht aufrechterhalten. Hierfür können ledig- 
lich der Staat bzw. eventuell auch andere öffentlich-rechtliche Kor- 
porationen in Betracht kommen. 

Eine weitere schwerwiegende Eigentümlichkeit jener Vorschläge 
ist darin gelegen, daß für die Art der Steigerungsfähigkeit gar keine. 
feste Relation angegeben erscheint. Gemeint ist eine jeweilige N eu- 
berechnung und Erhöhung der Rente je nach der gestiegenen 
Grundrente. An eime Ermäßigung der Rente kann bei diesen Kon- 
struktionen schon deshalb nicht gedacht sein, weil ein privater 
Grundeigentümer bzw. Rentenberechtigter ohne staatlichen Zwang 
gewiß eine solche nicht vornehmen wird. Einer solchen Neuberech- 
nung stehen aber die schwersten Bedenken und au’erordentliche 
Schwierigkeiten entgegen! Wie will sie aus cer gestiegenen Ren- 
tabilität einer Wirtschaft die einzelnen Komponenten ausscheiden, 
um die »bloße Grundrente« auszulösen ? Wie sollen die etwaigen Melio- 
riationen berechnet werden, wie soll die durch letztere, oder durch 
erhöhte Arbeits eistung u. dgl. herbeigeführte Steigerung der Ertrags- 
fähigkeit des Gutes entsprechend gesondert werden, usw.? Schließ- 
lich ist zu berücksichtigen, daß auch die einzeinen Anlässe, bei 
welchen jene Neuberechnung einzutreten hat, manche Einschränkung 
erfahren müßten: so ginge es z. B. nicht an, diese Neuberechnung 
im Erbfalle schon nach Ver.auf einiger Jahre vorzunehmen, da 
bekanntlich gerade diese Zeit die schwierigste für den Uebernehm:r 
ist. Bei dem z. B. in Oesterreich durchwegs herrschenden un geteil- 
ten Besitzübergang im Erbgange sind ja für den die Wirtschaft 
übernehmenden Anerben die großen Lasten der Erbgelder für die 
ausscheidenden Geschwister, vielfach auch des Ausgedinges für den 
überlebenden Elternteil durch eine beträchtliche Reihe von Jahren 
zu tragen’?). 


7t) Das Motiv hiefür ist bekanntlich die Förderung der Grundstücksausgabe 
seitens privater Grundbesitzer aus dem Anreiz, daß sie an der Steigerung der 
Grundrente Anteil nehmen (so Rauchberg 56 usw.). Schon zur Zeit der 
Grunduntertänigkeit sollte die Konstruktion eines steigerungsfähigen Kanons 
ein Hauptmittel sein, den privaten Großgrundbesitzer zur Vererbpachtung 
anzuspornen. Das gleiche gilt für die seitherige Zeit (vgl. auch Ruprecht 
86 f., der aus demselben Grunde die Steigerungsfähigkeit der Rente vertritt). 
Die in Note 72 zitierten Autoren schreiben für eine solche Erhöhung der 
Rente in Konsequenz der von ihnen vertretenen Heimstättenorganisation die 
Zustimmung der Heimstätten-Behörden vor. 


75) Vgl. Näheres in Schmidt, insbes. Kap. 13, 14, ı8 usw. 
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Auch gegenüber den sozialistischen Vorschlägen auf eine perio- 
dische Neubemessung der Rente ist auf die bedeutende Schwierig- 
keit einer solchen Lösung zu verweisen. Für sie gilt im verstärkten 
Maße schon das Vorhergehende, falls nicht für die Verände- 
rungsfähigkeit der Rente ganz bestimmte Normen festgesetzt werden 
können. Es erübrigt sich wohl der Hinweis, daß eine sclche Neube- 
messung z. B. nech der Ertragsfähigkeit des Ansiedlungsgutes 
unbedingt vermieden werden müßte. Jahrhundertealte Erfahrungen 
aus den Zeiten der Grunduntertänigkeit und auch bei den rückstän- 
digen Agrarsystemen der Gegenwert — z. B. bei den verschiedenen 
Formen des Kolonats in Europa! — erweisen es, daß jede Abgabe, 
die dem Bolenbebauer nicht die Vorteile der Verbesserung des Bodens, 
die Früchte seiner gesteigerten Arbeitsleistung, Seiner Sparsamkeit 
usw. allein zugute kommen läßt, unbedingt kulturfeindlich wirkt 
und einer Intensivierung des landwirtschaftlichen Betriebes im Wege 
steht 76). Will sich anderseits die Neuberechnung nur auf die Verände- 
rungder Grund ren te beschränken, so gelten hier die schon im frühe- 
ren angedeuteten Schwierigkeiten, welche die Unterscheidung hindern, 
welche Gewinne aus der bloßen Konjunktur und welche aus der ver- 
esserten Bodenestellung erflossen sind. 

Auf der Grundlage der vorerwähnten bisherigen Vorschläge läßt 
sich also eine Veränderungsfähigkeit der Rente nicht vornehmen. 
Nach den Ausführungen im Abschnitt I erscheint aber eine solche 
dringend wünschenswert: schon mit Rücksicht auf die aus dem 
gegenwärtigen Geldwertproblem erwachsenden Schwierigkeiten. Tritt 
nämlich in den nächsten Jahren eine beträchtliche Hebung des Geld- 
wertes ein, somit eine entsprechende Senkung der Lebensmittelpreise 
u. dgl., so wird für den Ansiedler die in Form der alten unver- 
änderlichen Geldrente auferlegte Verpflichtung möglicher- 
weise eine ruinöse Belastung bedeuten. Umgekehrt soll ja durch die 
Möglichkeit einer Veränderungsfähigkeit der Rente deren Anpassungs- 
fähigkeit an die Bewegung der Grundrente auch im Interesse der 
öffentlich-rechtlichen Korporationen erfolgen, damit sie sich zur Her- 
gabe ihres Bodenbesitzes zu Siedlungszwecken entschließen, bzw. 
überhaupt des Staates in den Fällen der Beschaffung des bisher 
privaten Siedlungslandes im Zwangswege. 

Die einzig mögliche Form einer solchen Veränderungsfähigkeit 
wäre nun meiner Ansicht nach durch die Festsetzung einer festen 
unveränderlichen Naturalrente gegeben, für die perio- 
disch der Geldwert berechnet und geleistet wird; dies bedeutet 
alsó im Wesen das Zurückgreifen auf die im früheren erwähnten 





76) Ich erinnere für die Gegenwart nur an die Erfahrungen z. B. beim Kmeten- 
system in Bosnien-Herzegowina und bei den übrigen Agrarsystemen mit Natural- 
abgaben, insbes. beim Kolonat. Einhellig geht das Urteil der Kenner dahin, 
daß — von unter ganz bestimmten Voraussetzungen möglichen Ausnahmen 
abgesehen — alle diese Systeme den intensiven Bodenbau hindern. Vgl. die 
zahlreiche Literatur! Z. B. Grünberg, Agrarverfassungg in Bosnien 58, 
Schullern 12, 28, Leithe ı6f.,, Jenny 111, Preser ı21 usw. 
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Konstruktionen der alten Erbpacht. Der Ansiedler hätte demnach 
für alle Zukunft nur den jeweiligen Geldwert eines festen, 
nie erhöhbaren Naturalquantums zu bezahlen, also je nach 
der vorherrschenden Kulturart des Siedlungsgutes entweder eines 
Getreidecuantums oder eines bestimmten Lebendgewichtes an Vieh. 
Für dieses Naturalquentum würde schon bei der Ansiedlung der 
Geldwert nach dem für einen mehrjährigen Zeitraum errechneten 
Durchschnitt der Getreide- resp. Viehpreise der einzelnen Ansied- 
lungsbezirke festgesetzt werden. Nach Ablauf von beispielsweise je 
Io Jahren hätte dann je nach der Veränderung dieser Durchschnitts- 
preise des abgelaufenen Jahrzehntes die entsprechende Feststellung 
der für das nächste Jahrzehnt zu zahlenden Geldrente zu erfolgen 7”). 

Allerdings hat auch diese Konstruktion ihre empfindlichen 
Schattenseiten: das Steigen der Getreice- resp. Viehpreise braucht 
ja gar keinen Gewinn für den Grundbesitzer zu bedeuten, also keine 
Steigerung der Grundrente zu beinhalten; es kann beispielsweise 
durch das gleichzeitige Steigen der Löhne bei den landwirtschaft- 
lichen Arbeitern und durch sonstige Verteuerung der Betriebsführung 
usw. wett gemacht oder gar überboten werden. Die schematische Er- 
höhung der Rente nach der bloßen Steigerung der Preise wird daher 
oft eine empfindliche Schädigung. des Ansiedlers bedeuten müssen. 
Andererseits wird die für das verflossene Jahrzehnt berechnete Ge- 
treide- resp. Viehpreissteigerung die Zahlung der er. öhtın Rente 
für das nächste Jahrzehnt auch c.ann bewirken, wenn sich seither 
die Preise wieder gesenkt haben, so daß der Landwirt cie erhöhte 
Rente aus den verminderten Einkünften der betreffenden Jahre zu 
zahlen hat oder gar seine Ersparnisse heranziehen muß. 

Diese Konstruktion beinhaltet in gewissem Sinne auch ein 
Kredithindernis. Da die Rente im Grundbuche an erster Stelle 
eingetragen ist und für die nachfolgenden Hypotheken mit dem 
kapitalisierten Betrage ”®) gewertet wird, beceutet ihre fallweise Er- 
höhung eine plötzliche bedeutende Steigerung dieses Ablösungsbe- 
trages, somit, falls nicht zu gleicher Zeit auch der Grundwert ent- 
sprechend gestiegen ist, eine Gefährdung der nachfolgend.n Hypo- 
theken. Gegen diese Wirkung müßten daher entsprechende Maß- 
nahmen getroffen werden '®). 

Die vorerwähnten Schwierigkeiten lassen sich aber im wesent- 
lichen überwinden, wenn man von einer schematischen, lediglich 
die Preisbewegung der betreffenden landwirtschaftlichen Hauptpro- 
dukte in Betracht ziehenden Festsetzung des Geldwertes der Natural- 
rente absieht. Seine Berechnung müßte also unter genauer Mitbe- 








77) Analog z. B. Ruprecht8gf. und Pes! 20. 

18) Im Falle der Konstruktion als unablösbare Rente mit der dem jeweiligen 
Zinsfuße entsprechenden Kapitalisierung! Im Falle der Ablösbarkeit der Rente 
mit dem hiefür festgesetzten Vielfachen ! 

19) So auch Ruprecht S. 162, der als Ausweg die nur stufenweise (von 
drei zu drei oder fünf zu fünf Jahren) eintretende Steigerung des Kanon, den er 
nach dem 15—20 jährigen Durchschnittspreis berechnen will, vorschlägt. 
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rücksichtigung der für den betreffenden Zeitraum vorhandenen 
Bewegung der durchschnittlichen ortsüblichen Betriebs- 
kosten erfolgen, so daß bei deren Verteuerung der entsprechende 
Abzug vom Umrechnungswerte gemacht wird. Infolge der in Ab- 
schnitt I geschilderten derzeitigen Schwierigkeiten jeder Wertberech- 
nung wird es sich für den Anfang auch empfehlen, diese Um- 
rechnung der Naturalrente in kürzeren Zeiträumen, eventuell 
alle 3 Jahre vorzunehmen und erst nach der völligen Ueberwindung 
der volkswirtschaftlichen Nachwirkungen des Krieges eine längere 
Periode, etwa die im früheren genannte Iojährige, hierfür festzu- 
setzen. 

Hiernach erfordert das Problem der Veränderungsfähigkeit der 
Rente die vorsichtigste Prüfung. Diese ist schließlich schon aus dem 
Grund geboten, da es sich bei der »inneren Besiedlung« so stark 
um kleine und kleinste landwirtschaftliche Existenzen handelt, denen 
schon mit Rücksicht auf den so geringen Umfang ihres landwirt- 
schaftlichen Betriebes — wo also eine Produktion für den Markt, 
somit die Möglichkeit eines Konjunkturgewinnes gar nicht in Be- 
tracht kommt — durch die Steigerungsfähigkeit der Rente leicht 
Unrecht geschehen könnte. Das Problem der »Grundrente« ist ja 
für den landwirtschaftlichen Klein- und Zwergbetrieb praktisch nur 
beim Besitzwechsel gegeben; für letzteren sind aber andere 


Maßnahmen von Wert, wie noch im folgenden Abschnitte gezeigt 


VI. Die Rechtsbeschränkungen des Ansiedlers. 


Schon im Wesen der inneren Kolonisation liegt die Notwendig- 
keit begründet, durch gewisse Beschränkungen der freien ungehemm- 
ten Verfügungsgewalt des Ansiedlers die mit der inneren Koloni- 
sation angestrebten Zwecke nach Möglichkeit festzuhalten und eine 
mißbräuchliche Ausnützung der mit ihr gebotenen Vorteile oder eine 
durch sonstige Momente herbeigeführte Gefährdung des Bestandes 
des Ansiedlungsgutes zu vermeiden. Diescs Bestreben wird insbesondere 
bei den gegenwärtigen Ansiedlungsmaßnahmen geboten sein, schon 
infolge der außerordentlichen Begünstigung, die der Ansiedler bei 
der Wertveranschlagung seines Siedlungsgutes empfängt. 

Bevor in eine Prüfung der für die Gegenwart zu empfehlenden 
Bestimmungen eingegangen wird, sei erst eine kurze Uebersicht über 
die Anordnungen in der bisherigen Gesetzgebung bzw. über ihre bis- 
herige wissenschaftliche Beurteilung gegeben. 

Hier ist eine interessante Entwicklung festzustellen. Sie ist 
einerseits auf die Aenderung zurückzuführen, die sich in der An- 
schauung über die Stellung des Staates zur inneren Kolonisation, 
also gegenüber der Frage vo!lzogen hat, ob und inwiefern sie ledig- 
lich ein privatrechtliches Verhältnis zwischen Grundeigentümer und 
Ansiedier schaffe; anderseits hat vor allem die im Kriege erstarkte 
Heimstättenbewegung das Prinzip vertreten, daß in weitestgehender 
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Weise die Verfügungsgewalt des Ansiedlers der Aufsicht der Staats- 
behörden zu unterwerfen sei. Für die folgende Skizze ist daher 
zwischen der älteren Gesetzgebung resp. den älteren Vorschlägen 
und der im Kriege zur Geltung gelangten Richtung zu unter- 
scheiden: 

a) In ersterer Beziehung waren die Eingriffe in die Rechts- 
fähigkeit des Ansiedlers auf ein Minimum reduziert. Einerseits mit 
Rücksicht auf die Zulässigkeit der Gründung solcher Rechtsver- 
hältnisse zwischen Ansiedler und privatem Grundeigerriümer; anderer- 
seits auch. unter dem Gewicht des wirtschaftspolitischen Liberalis- 
mus, der jeden Eingriff in die Rechtssphäre des Ansiedlers be- 
schränkte. Ä 

I. Die Regelung bei der Erbpacht: Bei den Erbpachtver- 
hältnissen in Mecklenburg besteht nur das Verbot der Teilung und 
Zusammenlegung mit einem anderen Grundstücke ; außerdem ist für 
den Besitzwechsel unter Fremden ein Laudemium vorgeschrieben ®). 
Sonst hat der Erbpächter volle Verfügungsfreiheit, kann also. das 
Gut verkaufen, belasten usw. Aehnlich sind die Erbpachtverhält- 
nisse in Holland, wo nur das Verbot der Teilbarkeit und Deterio- 
rierung, bzw. Aenderung der Kulturform des Gutes besteht. 

Analog haben auch die älteren Vorschläge auf Einführung 
der Erbpacht dem Vererbpächter nur das Zustimmungsrecht hin- 


sichtlich der Teilung und ein Privationsrecht im Falle der Deterio- 


rierung zugestanden ®'). 

2. Die Regelung im preußischen Rentensntsärsten 
Das preußische Gesetz vom Jahre 1886 über die Ansiedlungsgüter 
kennt bekanntlich überhaupt keine gesetzlichen Beschränkungen, 
sondern läßt nur vertragsmäßige Beschränkungen zu; doch 
kann hier die vorbehaltene Zustimmung zur Veräußerung und Teilung 
des Ansiedlungsgutes durch das Gericht ersetzt werden, das die Zu- 
stimmung zu erteilen hat, wenn die Veräußerung bzw. Teilung sim 
gemeinschaftlichen Interesse« wünschenswert erscheint. Weiterge- 
gangen ist die preußische Gesetzgebung bei den Rentengütern: nach 
dem Gesetz vom Jahre 1891 wird die Teilung und der Abverkauf 
von Teilen von der Zustimmung der Generalkommission abhängig 
gemacht. Der Verkauf im Ganzen war zwar möglich, aber hier- 
bei die vertragsmäßige Festsetzung des Vorkaufs- und Wiederkaufs- 
rechtes zugelassen. Erst das Gesetz vom Jahre 1896 über das An- 
erbenrecht auf den Rentengütern macht auch die Veräußerung des 
Rentenguts im Ganzen von der Zustimmung der Generalkommis- 
sion abhängig; jedoch war die Genehmigung nur dann zu versagen, 
wenn die wirtschaftliche Selbständigkeit des Gutes gefährdet war. 
Bei den preußischen Ansiedlungsgütern waren überdies noch einige 


80) Dieses Laudemium wurde nur durch die außerordentlich billige Ueber- 
lassung des Grundes an den Erbpächter bei der Vererbpachtung veranlaßt 
(vgl. Ruprec ht 153, Sering, Kolonisation 127 u. a.). 

81) Vgl. für das Vorhergehende Ruprecht 72, 143 f. u. a. 
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wirtschaftliche Verpflichtungen des Ansiedlers festgesetzt €?). 
Außerdem gilt für die Ansiedlungs- und Rentengüter das mit dem 
Gesetz vom 8. VI. 1896 eingeführte Intestatanerbenrecht °). 

b) Viel weiter gehen, wie erwähnt, die Vorschläge der neuen 
Heimstättenbewegung, wobei eine deutliche Scheidung zwischen den 
Rechten des privaten ehemaligen Grundeigentümers und den darüber 
hinausgehenden Aufsichtsrechten des Staates zu machen ist. 

Angesichts der Mannigfaltigkeit der hier für die innere Besied- 
lung vertretenen Rechtsformen — Erbpacht-, Rentengüter mit ver- 
schiedenen Rentenkonstruktionen, rentenfreie Heimstätten! — ist 
vor allem der manchmal gemachte Vorschlag hervorzuheben, bei 
allen Rechtsformen ganz gleichmäßige Rechtsbeschränkungen aufzu- 
erlegen, um die Wahl der Rechtsform statt von der wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeit nicht von der Rücksicht auf eine geringere Rechts- 
beschränkung beeinflussen zu lassen °‘). 

Im einzelnen sind die Regelungen folgendermaßen zu gruppieren: 

I. Hinsichtlich der Veräußerungsbeschränkungen: 
Für alle Verkäufe des Siedlungsgutes mit Ausnahme von solchen 
an die nächsten Verwandten wird fast durchwegs die Bewilligung der 
kompetenten Staatsbehörde, nicht des privaten Grundstückaus- 
gebers gefordert. Zur Begründung wird angeführt, daß diese Güter 


‚ mit öffentlichen Mitteln errichtet wurden und daher vor der Spe- 


kulation, anderseits auch vor der Gefahr des Entziehens ihrer Be- 
stimmung geschützt sein sollen. Das schon in der älteren Heim- 
stättenbewegung verlangte und neuerdings von zahlreichen Seiten 
befürwortete 8) Erfordernis der Zustimmung der Ehefrau zur Ver- 
äußerung wird überwiegend abgelehnt 8°). 

Hinsichtlich der vorerwähnten Veräußerungsbeschränkungen 
wird zum Teil eine Differenzierung nach Besitzgrößen vorgeschlagen, 
so daß für die »Arbeiterstellen« leichtere Bedingungen bestehen sollen, 
um die Freizügigkeit des Landarbeiters, ebenso auch die Möglichkeit 
zum »sozialen Aufstieg« usw. sicherzustellen °°). 

2. Hinsichtlich der Verpachtung: Diese wird durchwegs 
gleich behandelt wie die Veräußerung. Allgemein wird also der 





) So die Verpflichtung, Spirituosen nur mit Genehmigung des Fiskus zu 
vertreiben, weiter die Verpflichtung zur Feuer- und Hagelversicherung bei be- 
stimmten Gesellschaften, weiter bezüglich der Beiträge zu Schullasten, zur 
Erhaltung der öffentlichen Wege u. dgl., bezüglich der Haltung der erforderlichen 
Zuchtstiere und -Eber als Kommunallast usw. (Sering, Kolonisation 210). 

“) Vgl. für das Vorhergehende A a 1 25 ff., 8ı u. a. 

*) So z. B. Vogel, Innere Kolonisation 107, 121. 

") So z.B. Rauchberg 54, böhm. EIS ET T EIE 135, 
Tiroler Kriegerheimstättenleitsätze 275. 

Vgl. für das Frühere Vogel, Innere Kolonisation 107 ff., Rau ch- 
berg 53, den Entwurf der steir. Bodenreformer S. 15, 44, Regierungs- 
entwurf für Braunschweig (im Archiv, Jhg. 1917/18, S. 185), analog im deutsch- 
österr. Wiederbesiedlungsgesetz usw. 

") So Vogel, Innere Kolonisation 109 f., Rauchberg 53. 
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»Rückenbesitz«, die Verpflichtung zur eigenen Wirtschaftsführung, 
gefordert. | 

3. Hinsichtlich der Teilung: Für diese wird übereinstimmend 
die Genehmigung der zuständigen Behörden gefordert, die nur aus 
zwingenden Gründen gegeben werden soll. 

4. Hinsichtlich des Zukaufes: Für diesen gilt das früher 
Gesagte; auch hier soll die Bewilligung nur aus zwingenden Gründen 
erteilt werden 88). . 

5. Zur Frage des Vorkaufs- bzw. Wiederkaufsrechtes: 
Uebereinstimmend soll dieses nur in bestimmten Fällen eintreten, 
die im späteren noch genauer berührt werden. Sonst sind die Vor- 
schläge verschieden: Teils wird nur ein Vorkaufsrecht eingeräumt, 
wobei oftmals eine Unterscheidung je nach dem Grundstücksausgeber 
eintritt, so daß der private Grundstücksausgeber ein Vorkaufs- 
recht besitzt, dem Staate als Grundstücksausgeber aber ein Wieder- 
kaufsrecht gewährt werden soll 8). Mit Recht wird aber überwiegend 
eine solche Differenzierung abgelehnt, dem privaten Grundstücks- 
ausgeber kein Vorkaufsrecht und nur dem Staate bzw.’ den von 
ihm autorisierten öffentlich-rechtlichen Korporationen das Wieder- 
kaufsrecht gewährt, und zwar in einer verschieden geregelten Form: 
teils soll die Rücknahme des Besitzes zum seinerzeitigen Ausgabe- 
preis und gegen Ersatz der seitherigen notwendigen und nützlichen 
Aufwendungen erfolgen; teils soll die Rücknahme zum jeweiligen 

neu festzustellenden Schätzwert vor sich gehen, Die Geltendmachung 
des Wiederkaufsrechtes kann im allgemeinen erfolgen bei einer ohne 
Zustimmung der Behörde vorgenommenen Veräußerung des Ansied- 
lungsgutes, ebenso bei dessen Verpachtung, Teilung, bei der Aende- 
rung seiner Zweckbestimmung, bei Aufgabe des »Rückenbesitzes« 
u. dgl. Im praktischen Erfolge stellt das Wiederkaufsrecht daher 
eine Abstiftung dar und die Abstiftungsgründe, die in der neuen 
Siedlungsbewegung vertreten wurden, decken sich mit den vorer- 
wähnten Voraussetzungen des Wiederkaufsrechtes °°). 

6. Zur Frage der Belastungsbeschränkungen: Auch 
hier hat im Gegensatz zur völligen Freiheit, welche die preußische 
Rentengutsgesetzgebung und die ältere Literatur in dieser Hinsicht 
dem Ansiedler gewährt haben, die neue Heimstättenbewegung außer- 
ordentlich starke Beschränkungen des Ansiedlers festgesetzt, die 
tatsächlich auch in die neue Gesetzgebung einzelner Staaten Ein- 
gang gefunden haben. 

Eine allgemeine Uebereinstimmung der Vorschläge besteht darin, 
daß die Belastungsbefugnis des Ansiedlers beschränkt ist, sei 


ss) Literatur wie in Note 86. 

#) Soz.B. Rauchberg 59, böhm. Kriegerheimstättenentwurf 136 u. a. 

°) Vgl. für das Vorhergehende Vogel, Innere Kolonisation rro f., den 
Entwurf des Reichsdeutschen Kriegerheimstättenausschusses (im Archiv Jhg. 
1917/18 S. 193, $ 10), analog Rauchberg 54 59, Pribram roo, das 
deutsche Reichssiedlungsgesetz vom rr. VIII. 1919, $ 20, Entwurf der steir. 
Bodenreformer $ 29 usw. 
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es auf ganz testimmte Belastungszwecke, sei es durch die generelle 
Verpflichtung zur jedesmaligen Einholung der Genehmigung der zu- 
stindigen Behörden ù”). In der Festsetzung der »Belastungsfälle« 
differieren die Ansichten: Uebereinstimmung herrscht darüber, daß 
die zur Erwerbung des Gutes notwendigen Kredite, ebenso die Auf- 
wendungen für notwendige und nützliche Bauführungen, für Me- 
liorierungen u. dgl. intabulationsfähig sein sollen ®®). Von manchen 
Seiten wird die Belastungsfähigkeit der Erbgelder der Kinder und 
der Ausgedinge der Eltern ausgeschlossen *®). 


Auch hinsichtlich der Frage der Exekution zeigt sich ein Gegen- 
satz der Anschauungen: Teils wird bei den Ansiedlungsgütern volle 
Exekutionsfähigkeit für die zur Intabulation zugelassenen Forderungen 
eingeräumt und zwar sowohl durch Zwangsveräußerung als auch 
durch Zwangsverwaltung; das Interesse der Siedlungsbehörde wird 
nur durch deren Recht auf Uebernahme des Gutes zum Meistbote 
gewahrt. Teils finden sich wieder Stimmen, welche die Zwangs- 
veräußerung ganz ausschließen wollen und nur die Zwangsver- 
waltung als zulässig erklären. 


Erwähnt seien auch die Vorschläge auf Festsetzung einer Til- 
gungspflicht tür die aufgenommenen Hypotheken zwecks Entschul- 
dung; desgleichen ist auf die Anregungen zu verweisen, welche 
zwecks Schonung der staatlichen Mittel auch die Belehnung seitens 
anderer Kreditinstitute zu erlangen trachten durch Nachahmung 
des reichsdeutschen Musters (Vorrangseinräumung vor der Renten- 
bankrente u. dgl.) ®%). 


7. Die Beschränkungen hinsichtlich der Vererbungsfähig- 
keit: Hier gehen die Vorschläge ganz außerordentlich weit: sie 
fordern nämlich überwiegend ein Zwangsanerbenrecht mit 
Ausschluß jeder testamentarischen oder sonstigen Verfügungsfreiheit 
des Erblassers, gesetzliche Bestimmung des Erben, Gewährung eines 


oT mn 


9) Letzteres z. B. im deutschösterr. Wiederbesiedlungsgesetz ($ 17), das für 
jede Art der Belastung die vorherige Zustimmung der Agrar-Landesbehörde 
vorsieht. Analog der Gesetzentwurf über den Abbau des landwirtschaftlichen 
Großbesitzes. Erstere Regelung überwiegt in den zahlreichen Vorschlägen der 
neueren Heimstättenbewegung; vgl. die folgende Note. 

”) So z.B. Vogel, Innere Kolonisation 112, Pribram 99, Rauch- 
berg 62, die Regierungsvorlage für Braunschweig, (Archiv, Jhg. 1917/18 
S. 185), Entwurf des reichsdeutschen Kriegerheimstätten-Ausschusses (Archiv 
a. a. O. S. 190) usw, 

9) So Rauchber g 52, arg. aus dem böhm. Kriegerheimstättenentwurf 
134 Í., arg. aus den Tiroler Kriegerheimstätten-Leitsätzen 274 f. Die in der 
vorhergehenden Note zitierten Autoren lassen wieder die Belastungsfähigkeit 
für diese Zwecke im allgemeinen zu. 

M) Vgl. für das Vorhergehende Vogel, Innere Kolonisation 113 ff., 
Pribram roo, Entwurf des Reichsheimstättengesetzes vom Kriegerheim- 
stättenausschuß (Archiv, Jhg. 1917/18, $. 193), Rauchberg 53, böhm. 
Kriegerheimstättenentwurf 135 usw. 
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»Voraus« für diesen und auch die Verpflichtung der Miterben, statt 
Barzahlung des Erbteils eine Abfindungsrente anzunehmen *). 


Den in der vorhergehenden Uebersicht skizzierten Vorschlägen 
bzw. gesetzlichen Bestimmungen wären meiner Ansicht nach wichtige 
Einschränkungen entgegenzusetzen. Vor allem ist auf die Notwendig- 
keit zu verweisen, zwischen den beiden Hauptgruppen von Besied- 
lungsfällen zu unterscheiden: Will man nämlich, was hier nicht 
näher berührt werden kann, die »Grundstücksausgabe« außer dem 
Staate und den anderen öffentlich-rechtlichen Korporationen auch 
privaten Rechtssubjekten einräumen, so müßte für letztere auch 
in der Frage der Verfügungsbeschränkungen eine ganz andere Rege- 
lung getroffen werden. Handelt es sich also um einen privaten 
Grundbesitzer, der selbständig eine Vererbpachtung vornimmt — 
welcher Fall für die Praxis ja wenig anzunehmen ist, soweit man 
von solchen Vereinbarungen auf den zur Enteignung fähigen Grund- 
flächen absieht — oder einen Rentengutsvertrag abschließt, ohne 
sich die Rente vom Staat ablösen zu lassen, so wäre seine Ingerenz auf 
die Verfügungsfreiheit des Ansiedlers im Sinne der seit Mitte des 
vorigen Jahrhunderts herrschenden Anschauungen nur auf ganz geringe 
Punkte zu beschränken. Zweckmäßigerweise würde ihm — und zwar 
zum Zwecke der Sicherung seines Rentenanspruchs! — nur ein Zu- 
stimmungsrecht für Teilungen der Wirtschaft, desgleichen ein Ver- 
botsrecht bei Deteriorierungen zuzugestehen sein; in den letz- 
teren Fällen könnte er die Abstiftung des Ansiedlers bei der kompetenten 
staatlichen Siedlungsbehörde gegen Ersatz des durch jeweilige Schät- 
zung festzustellenden »gemeinen Wertess beantragen. Eine weiter- 
gehende Rechtsbeschränkung würde den Ansiedler tatsächlich in 
ein privates Abhängigkeitsverhältnis bringen, das die Zwecke der 
Besiedlung gefährden müßte. Insbesondere soll dem privaten Grund- 
stücksausgeber also keine Ingerenz auf spätere Verkäufe des Gutes, 
auf dessen Verpachtung, kein Vorkaufsrecht u. dgl. zustehen ®). 
Diese Ablehnung ergibt sich auch aus der Erwägung, daß bei der- 
artigen privaten »Besiedlungen« die Grundstücksausgeber infolge der 
Freiwilligkeit ihres Entschlusses ihre finanziellen Interessen ohnehin 
in den Festsetzungen über die Höhe von Kanon oder Rente werden 
gewahrt haben, so daß eine freie Verfügungsberechtigung des An- 
siedlers nicht die Gefahr eines Mißbrauches der durch die Besied- 
lung gebotenen Vorteile mit sich bringen kann, wie sie bei den 


#5) So vorallem Vogel, Innere Kolonisation 108 f., analog Rauch- 
berg 5ı, Pribram 102. Die reichsdeutschen Vorschläge beziehen sich auf 
die dortselbst geltenden Anerbengesetze. 

%8) Zu einem ähnlichen Resultat kommt z. B. P es 1 (S. 23 ff.), der zwischen 
sfreien Erbpachtgütern«s (d. s. die. von privaten Grundeigentümern ausgegebenen 
bzw. überhaupt diejenigen, wo den Erbpächtern keine besonderen Begünsti- 
gungen gewährt worden sind) und den »nicht freien« unterscheidet. Nur für 
letztere sollen Veräußerungs- und Belastungsbeschränkungen gelten. 
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vom Staat oder auch von anderen öffentlich-rechtlichen Korpo- 
rationen vorgenommenen Siedlungen vorhanden ist. 

Angesichts der jetzt möglichen Enteignung als Mittel der Be- 
schaffung von Siediungs'and ist noch eine weitere Unterscheidung 
wichtig: Auf Grundflächen, die ohnehin zur Enteignung herange- 
zogen werden könnten, müßte eine private Vereinbarung zwischen 
dem bisherigen Grundstückseigentümer und dem Ansiedler über die 
Begründung eines Siedlungs-Rechtsverhältnisses — sei es als Erb- 
pacht, sei es als Rentengutsvertrag — unzulässig sein. Hierdurch 
soll vermieden werden, daß die einheitlichen Pläne der staatlichen 
Siedlungsaktion durch solche private Maßnahmen durchkreuzt werden 
können, anderseits soll auch eine Beeinflussung des Ansiedlers zu 
ungünstigeren Preisvereinbarungen (wie dies die Erfahrungen so vielfach 
gezeigt haben) hintangehalten werden. Auf solchen Grundflächen 
soll daher lediglich der Staat durch seine Siedlungsorganisation die 
Besiedlung vornehmen können; die Interessenten hätten daher sich 
nur an diesen zu wenden. 

Schließlich ist noch zu erwähnen, daß in den früher genannten 
Fällen, wo ein privater Grundstücksausgeber nach Abschluß eines 
Rentengutsvertrages sich seine Rente vom Staat ablösen lassen will, 
um die Barzahlung des Rentenkapitals zu erlangen, eine solche 
Uebernahme der Rente nur nach vorheriger genauer Prüfung deı 
Rentengutsvereinbarungen, insbesondere auch hinsichtlich der An- 
gemessenheit der Preisfestsetzungen erfolgen könnte. Dies würde 
dann schon für den Zeitpunkt des Abschlusses des privaten Renten- 
gutsvertrages. auf den privaten Grundstücksausgeber eine Pression 
dahin ausüben, die Rente den Ertragsverhältnissen entsprechend 
festzusetzen, da er sonst auf eine Barablösung nicht rechnen könnte 
und sich mit dem Bezuge der bloßen Rente begnügen müßte. 

Eine andere Regelung hätte, wie schon erwähnt wurde, für jene 
Siedlungsgründungen zu gelten, welche vom Staate resp. den anderen 
öffentlich-rechtlichen Korporationen unter Begünstigung des An- 
siedlers in der Wertveranschlagung durchgeführt werden. Hier ist 
eine weitergehende Beschränkung der Verfügungsfreiheit des 
Ansiedlers gerechtfertigt und geboten. Desgleichen hätte hier der 
Bestand dieser Rechtsbeschränkungen unabhängig zu sein vom 
Laufe der Rente oder des Kanon. Also auch für die Fälle, wo ihre Ab- 
lösung seitens des Verpflichteten erfolgt, hätten diese Beschränkungen 
durch eine gewisse Zeit aufrecht zu bleiben °*). 

Fraglich ist, ob bei Uebernahme der in dieser Abhandlung vor- 
geschlagenen Konstruktion der Rente als Dauerrente diese Ver- 
lügungsbeschränkungen auch aufrecht zu bleiben haben, wenn dieser 
obige Zeitraum verstrichen ist und die Rente noch nicht abge- 
löst wurde. Meiner Ansicht nach sollte hier keine andere Regelung 


”) Hiefür werden verschiedene Zeitbestimmungen vorgeschlagen: teils 
30 Jahre, teils 30—6o Jahre (vgl. Pribram 110, bzw. Vogcl, Innere Koloni- 
sation 116); das deutschösterr. Wıederbesiedlungsgesetz setzt einen Zeitraum 
von 50 Jahren fest ($ 17). 
15 * 
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eintreten, als sie im früheren skizziert wurde: die Verfügungsbe- 
schränkungen sollten daher nach Ablauf dieses Zeitraumes z. B. 
von 40 oder 50 Jahren erlöschen, auch wenn die Rente noch läuft 
resp. auch beim Fortbestande der Erbpacht, allerdings mit A us- 
nahme des Einspruchrechtes hinsichtlich Teilung und Dete- 
riorierung der Wirtschaft, was mit Rücksicht auf die Sicherung 
der Rente notwendig erscheint. Eine weitere Erstreckung auch der 
anderen Verfügungsbeschränkungen würde nur ein Ansporn zur 
möglichst raschen Ablösung der Rente resp. des Kanon sein — selbst- 
redend soweit diese nicht als unablösbar konstruiert wurden. 

Nun zur Besprechung der einzelnen vom Staate auszuübenden 
Rechtsbeschränkungen des Ansiedlers. 

I. Hinsichtlich der Veräußerungsbefugnis: Hierist gewiß 
die vorherige Zustimmung der Siedlungsbehörde erforderlich. Jedoch 
sollte deren Entscheidungsrecht dahin eingeschränkt werden, daß 
die Zustimmung nur dann zu verweigern ist, wenn durch die Ver- 
äußerung der staatliche Siedlungszweck vereitelt würde; also z. B. 
wenn der neue Käufer bereits eine den selbständigen landwirtschaft- 
lichen Betrieb ermöglichende Wirtschaft hat u. dgl. 

Es sei gleich an dieser Stelle bemerkt, daß alle hier zur Dis- 
kussion gestellten Verfügungsbeschränkungen nach Möglichkeit auf 
das unbedingt Notwendige reduziert werden sollten. Einer- 
seits mit Rücksicht auf die für die wirtschaftliche und psychische 
Entwicklung des Ansiedlers notwendige Freiheit, andererseits infolge 
der Erkenntnis, daß man den komplizierten Wirtschaftsorganismus 
der landwirtschaftlichen Mittel- und Kleinbetriebe nicht durch eine 
sich ins einzelne einmengende Bürokratisierung und Bevormundung 
fördern kann. Letzteres gilt aber vielfach für die große Reihe von 
Verfügungsbeschränkungen, wie sie die im früheren skizzierten Vor- 
schläge aufweisen. 

Was die Frage der Veräußerungsbeschränkungen anlangt, so 
halte ich also die Festsetzung einer gewissen Richtlinie für die 
etwaige Konsensverweigerung, wie sie im früheren angeregt wurde, 
für geboten. Die Möglichkeit, sein Siedlungsgut zu veräußern, 
darf ja dem Ansiedler nicht geraubt sein. Nur soweit die Ziele der 
Besiedlungsaktion gefährdet erscheinen, ist durch das Kontrollrecht 
des Staates der Verkauf der Wirtschaft zu versagen. Diese prin- 
zipielle Veräußerungsfreiheit wäre auch eine wichtige Vorbedingung 
für die wirtschaftliche Energie des Ansiedlers, da bekanntlich gerade 
die kleinen landwirtschaftlichen Existenzen häufig den "Verkauf 
ihrer Wirtschaften zu einem Neuankauf auf einer größeren Wirt- 
schaft benützen und auf diese Weise ihr wirtschaftliches Vorwärts- 
kommen erringen °). Die hiemit gegebene Gefahr eines Spekulations- 


8) Für die Notwendigkeit einer weitherzigen Handhabung dieses Kontroll- 
rechtes spricht auch das Beispiel der preußischen Ansiedlungskommission, die 
hiebei nicht kleinlich verfuhr und so einen dem wirtschaftlichen Bedürfnis ent- 
sprechenden Besitzverkehr ermöglichte (vgl. Sering, Kolonisation 211). 
Das häufige Bedürfnis gerade der kleineren Ansiedler nach einem Besitz- 
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gewinnes (besonders bei der außerordentlichen Wertbegünstigung 
für den Ansiedler nach der gegenwärtigen Siedlungsgesetzgebung) 
wird aber vor allem durch die in dieser Abhandlung vorgeschlagene 
Konstruktion der Rente als veränderliche Dauerrente mit erhöhtem 
Ablösungsbetrage zurückgedrängt erscheinen. Uebrigens wird schon 
die bei der Siedlungsgründung von der Siedlungstehörde auszuübende 
Prüfung der persönlichen Qualifikation des Ansiedlers eine gewisse 
Gewähr dafür schaffen können, daß das =p a aionemenent nach 
Möglichkeit ausgeschaltet wird ®°). 

Hiemit ist auch die Frage berührt, ob dem Ansiedler der aus 
dem Verkauf des Siedlungsgutes resultierende Gewinn allein zuzu- 
fallen hat, oder ob der Staat durch Geltendmachung eines Rück- 
kaufrechtes oder eines mit der entsprechenden Möglichkeit der Preis- 
ermäßigung verbundenen Vorkaufsrechtes den durch den Verkauf 
erzielbaren Wertzuwachs für sich in Anspruch nehmen soll !). Die 
Entscheidung hierüber kann schon aus den vorangehenden Aus- 
führungen abgeleitet werden. Da der Ansiedler, soweit es nicht 
die Zwecke der inneren Besiedlung unbedingt erfordern, nicht 
schlechter gestellt werden soll als die andere bäuerliche Bevölkerung, 
da es insbesondere vermieden werden muß, ein agrarisches Sonder- 
recht mit den Ansiedler hauptsächlich nur belastenden Bestimmungen 
für ihn zu schaffen, wird jenes zu verneinen sein. Soweit also 
der Verkauf als zulässig erscheint, wird er vom Ansiedler durchge- 
führt werden können, wie auf den freien bäuerlichen Besitzungen 1”). 
Schließlich ist auch im Auge zu behalten, daß die en 


wechsel erweist z. B. auch die Berechnung von Arnold Gaede (vgl. i 
Literaturverzeichnis), der den Besitzwechsel der preußischen ee 
in den Jahren 1892—1908 unter anderen auch nach den Besitzgrößen untersucht 
und den größten Besitzwechsel bei den Handwerkerstellen und Halbbæuern 
feststellt. 

#) Darauf weist auch Vogel, Innere Kolonisatıon, Note 143 hin, desgl. 
Rimpler 166. 

190) Auch diese Frage ist in der reichsdeutschen Literatur vielfach erörtert 
worden. Von den besonders weitgehenden Anregungen zur Verhütung der 
Spekulationsgewinne sei der von Pohlmann gemachte Vorschlag erwähnt, 
der durch Einführung einer unablösbaren, bei jedem Besitzveränderungsfall 
neu zu bemessenden Rente zugunsten der öffentlich-rechtlichen Korporationen 
den Wertzuwachs der Oeffentlichkeit zuweisen will (vgl. Archiv, Jhg. 1913/14, 
3. 41off.). Dieser Vorschlag wurde mit Recht bekämpft und abgelehnt (vgl. 
sie Abhandlungen von S t u m p f e und M e t zim Archiv, Jhg. 1913/14, S. 414 ff. 
Ihe. 1914/15, S. 31 ff. u. a. 

101) Dies wird auch in der einschlägigen Literatur vertreten: vgl. z. B. 
Archiv Jhg. 1914/15, S. 40, Jhg. 1913/14, S. 416 usw. Riechert (S. 54 f.) 
sagt ganz richtig, daß auch den Neuansiedlern die ohne ihrer Hände Arbeit 
erzielten Gewinne nicht vorenthalten werden sollen; solange nicht Maßregeln 
getroffen seien, alle Konjunkturgewinne für den Grund und Boden auszuschließen 
solle einem Volksteil dieser Gewinn nicht geschmälert werden. Durch die vielen 
Verfügungsbeschränkungen des Rentengutsbesitzes (man beachte, daß die 
viel mildere preußische Gesetzgebung gemeint ist!) sei dieser schon jetzt in den 
Augen des freien Besitzes ein »Bauer zweiter Klasse« usw... . 
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infolge der ihren Inhabern auferlegten zahlreichen Beschränkungen, 
die ja im Gegensatz zum preußischen System durch eine bestimmte 
Reihe von Jahren unter allen Umständen zu gelten haben, ohnehin 
gegenüber den anderen freien landwirtschaftlichen Besitzungen 
beträchtlich im Werte zurückstehen werden. 

Für die Erbpacht ist noch anzuführen, daß gegenwärtig Be- 
sitzveränderungsgebühren, »Laudemien«, selbstredend nicht mehr in 
Betracht kommen !%), 

2. Hinsichtlich der Verbote der Verpachtung und Teilung 
erscheinen die auf Seite 223 skizzierten Vorschläge zweckmäßig. 

3. Hinsichtlich des Zukaufs erachte ich eine andere Regelung 
für geboten: Es ist nicht einzusehen, warum den kleinen und 
kleinsten Ansiedlern die Vergrößerung ihres Siedlungsgutes aus den 
durch fleißige Arbeit gewonnenen Ersparissen nicht möglich sein 
sollte; diese Befugnis ist geradezu eine Voraussetzung für ihr wirt- 
schaftliches Vorwärtskommen. Eine Petrifizierung der durch die 
Siedlung geschaffenen Besitzgrößen kann gewiß nicht im Sinne 
einer vernünftigen Siedlungspolitik liegen; im Gegenteil, die wirt- 
schaftliche Erstarkung der Siedlungen wäre mit allen Mitteln an- 
zustreben. Allerdings könnte dann eine obere Grenze für diese 
Befugnis der Vergrößerung des Siedlungsgutes durch Zukauf anderer 
Grundstücke festgesetzt werden, um eine auf dem Grundstocke der 
staatlichen Siedlungsunterstützung ermöglichte Bildung zu großer 
Wirtschaften zu vermeiden; demgemäß könnte daher die Zukaufs- 
möglichkeit bis zur Größe von »mittleren Bauernwirtschaften« erlaubt 
sein. Hiebei ist auch festzusetzen, daß sich die auf das Siedlungs- 
gut erstreckenden Rechtsbeschränkungen auf die später hinzuge- 
kauften Grundstücke nich tt beziehen sollen, da eben dieser Zuwachs 
durch die freie, selbständige Arbeit des Ansiedlers erworben wurde. 

Bei dieser Gelegenheit sei auch der gegenteiligen Frage näher- 
getreten, auf welche Weise bei der Ausgabe von Siedlungsland an 
bereits bestehende landwirtschaftliche Besitzungen, also in jenen 
Fällen, wo Häusler und Kleinbauern im Rahmen der staatlichen 
Siedlungsorganisation Grund und Boden zu den allgemeinen Sied- 

lungsbedingungen erlangen, hinsichtlich der Rechtsbeschränkungen 
zu verfahren ist. In der preußischen Praxis sind diese Arten von 
Siedlungen unter dem Namen der »Zukaufsrentengüter« bekanntlich 
ein wesentlicher Bestandteil der inneren Kolonisation 1°) und der- 
art geregelt, daß sich hier die Rechtsbeschränkungen auch auf die 
bisherige freie Besitzung des Bewerbers erstrecken 1%). Diese Regelung 


108) Diese lehnt schon Ruprecht (S. 71) ab. 

103) Vgl. Metz 148 usw. Von den bis Ende 1916 ausgelegten 22 603 preußi- 
schen Rentengütern sind 4001 solche »Zukaufsrentengüter« (vgl. Archiv, Jhg. 
1918/19, S. 110). Je nach der Grundbesitzverteilung der einzelnen Provinzen 
ist diese Form der Rentengutsgründung mehr oder weniger bedeutsam; in 
manchen Provinzen (z. B. in Hessen-Nassau, Sachsen usw.) ist sie praktisch 
die einzige Form der inneren Kolonisation (vgl. Metz I1r4, I2I usw.). 

104) Vgl. Aal 72 u. a. 
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ist gerechtfertigt; denn die Siedlungsgrundflächen werden auch als 
Zuwachsgrundstücke nur unter Berücksichtigung der persönlichen 
und wirtschaftlichen Qualitäten der Bewerber ausgegeben, so daß 
ihre zweckmäßige Bewirtschaftung nur im Rahmen dieser den Be- 
werbern bisher gehörigen Besitzungen möglich und beabsichtigt ist. 
Deshalb erscheint hier ein Aufsichtsrecht des Staates über die 
ganze Wirtschaft geboten. 

4. Zur Frage des Wiederkaufsrechtes: Hier erscheinen 
mir die auf Seite 223 skizzierten bisherigen Vorschläge, die nur 
dem Staate in bestimmten taxativ aufgezählten Fällen ein Wieder- 
kaufsrecht zum jeweiligen Schätzwert zugestehen, durchaus zweck- 
mäßig. In diese Form wären am besten auch die Fälle der »Ab- 
stiftung«e zu kleiden. Ds 

Noch ein Moment ist hervorzuheben, das in der bisherigen 
literatur bzw. Regelung nicht vorgesehen ist: Die Siedlungsbehörde 
hat ja ein Zustimmungsrecht zu Veräußerungen des Siedlungsgutes. 
Was soll nun geschehen, wenn sie die Zustimmung verweigert’? 
Nach meinem im, früheren geschilderten Vorschlage könnte also eine 
solche Zustimmungsverweigerung nur in bestimmten Fällen erfolgen. 
Aber auch hier müßte der Ansiedler das Recht haben, seinen Besitz 
aufgeben zu können, eine »Schollenpflichtigkeite kann nicht beab- 
sichtigt werden. Deshalb wäre für die Siedlungsbehörde nicht nur 
ein Wiederkaufsrecht, sondern auch eine Wiederkaufspflicht 
vorzusehen für die Fälle, wo es der Ansiedler verlangt. Ein Schutz 
gegen Mißbrauch wird auch hier die im früheren vorgeschlagene 
Konstruktion der Dauerrente mit erhöhtem Ablösungskapital sein, 
en also von dem an den Ansiedler zu zahlenden Betrag in Abzug 

e. 

5. Zur Frage der Belastungsbeschränkungen: Den auf 
Seite 224 skizzierten neueren Vorschlägen stehen meiner Ansicht nach 
Schwere Bedenken entgegen. Für sie gelten vor allem meine zur 
Frage der Veräußerungsbeschränkungen gemachten Bemerkungen. 
Die Furcht, daß der Ansiedler den Hypothekarkredit mißbrauchen 
könnte, sei es zu einer leichtsinnigeren Lebensführung, sei es zu miß- 
glückten Unternehmungen usw. darf gewiß nicht soweit gehen, über 
den Ansiedler ein ganzes Netz von bevormundenden Vorschriften 
zu breiten, um angeblich sein wirtschaftliches Gedeihen zu fördern. 
Und schließlich soll ja der Ansiedler keine Treibhauspflanze sein, 
dienur unter der schützenden Hülle staatlicher Fürsorge und Kon- 
trolle ihr Leben fristen kann. Will man die Ansiedler zu brauch- 
baren Landwirten erziehen, so ist der Weg der Verbote gewiß 
der ungeeigneteste; eine Einflußnahme durch eine vernünftige Kon- 
trolle, durch Belehrungen und Anregungen, durch die Schaffung 
wichtiger Organisationen wie z. B. zur Inventarbeschaffung, Saat- 
gutverteilung, Maschinenverleihung u. dgl. wäre das einzig Richtige. 
Soweit nicht die Rücksicht auf die Siedlungsaktion gewisse unbe- 
dingt notwendige Schranken für die Verfügungsfreiheit des Ansiedlers 
erfordert, soll dieser ein gleichberechtigtes Glied der übrigen landwirt- 
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schaftlichen Bevölkerung sein, soll für ihn also kein drückendes 
Sonderrecht gelten. 

Deshalb erscheinen mir — worauf auch das Beispiel der preußi- 
schen Rentengüter hinweist — sowohl die Konstruktionen, die nur 
gewisse »Belastungsfälle« vorsehen, als auch das im deutschöster- 
reichischen Wiederbesiedlungsgesetz (desgleichen im Entwurf über 
den Abbau des übermäßigen landwirtschaftlichen Großbesitzes) 
angeordnete Erfordernis der vorherigen behördlichen Zustimmung 
nicht empfehlenswert. Insbesondere aber würde ich den Ausschluß 
der Intabulationsfähigkeit von Erbgeldern und Ausgedingen der 
Eltern für einen schweren Fehler halten. Wer die ländlichen Erb- 
rechtsverhältnisse kennt, weiß, wie ungeheuer zäh die ältesten 
Rechtseinrichtungen von der gesamten landwir:schaftlichen Bevöl- 
kerung, ohne Unterschied nach der Größe ihrer Besitzungen, fest- 
gehalten werden; an diesen Grundanschavungen zu rütteln, oder gar 
den Eltern, die die Wirtschaft zu ihren Lebzeiten durch das jahr- 
hundertealte Rechtsinstitut der »Gutsübergabe« an eines ihrer Kir.der 
gegen Vorbehalt des Ausgedinges übertragen, die Intabulationsmög- 
lichkeit für letzteres zu rauben, würde dem Rechtsempfinden aller 
Schichten der landwirtschaftlichen Bevölkerung — zu der ja auch 
die Ansiedler gehören! — Unmögliches zumuten !°5). 

Ueberdies sprechen noch andere Erwägungen für ein Fallenlassen 
solcher Belastungsbeschränkungen. Praktisch wird nämlich die 
Kreditfähigkeit des Siediungsgutes, insbesondere wenn eine Dauer- 
rente mit erhöhtem Ablösungshetrage zur Anwendung kommt — 
und dies gilt in gleicher Weise für die Erbpacht wie für das Renten- 
gut — außerordentlich beschränkt sein und es wird im Gegen- 
teil staatlicher wichtiger Fürsorge bedürfen, um die dem Ansiedler 
für die Wirtschaftsführung der ersten Zeit unbedingt notwendigen 
Kredite sicherzustellen. Für die ganze lange Zeit also, wo es nicht 
zur Ablösung der Rente bzw. des Kanon gekommen ist, wo also 
infolge des Fehlens einer ratenweisen Tilgung die Höhe des Ab- 
lösungskapitals immer die gleiche bleibt, wird die Belastungsfähig- 
keit des Gutes (und dies wird ja von den Gegnern der Dauerrente 
mit Recht als der Hauptnachteil dieser Konstruktion getadelt!) 
stark beschränkt sein: sie wird sich vor allem auf den Wert 
der Baulichkeiten erstrecken, für welche ja durch Festsetzung 
einer tilgungspflichtigen Rente, ebenso durch eine eventuelle An- 
zahlung das unbelastete volle Eigentum für den Ansiedler bestehen 
wird; nur zum ganz geringen Teil auf den Grund und Boden und 
zwar nur hinsichtlich der Differenz zwischen dem Ablösungsbetrage 
und dem jeweiligen Verkehrswert. Diese Differenz wird aber durch 
die von den Kreditinstituten einzuhaltende Belehnungsgrenze empfind- 
lich reduziert sein, vielfach sogar praktisch gar nicht in Betracht 
kommen. Also auch aus diesen Gründen ist die Gefahr mißbräuch- 
105) Eine ausführliche Betrachtung aller sich auf den bäuerlichen Familien- 
besitzübergang und die bäuerliche Altersversorgung beziehenden Fragen habe 
ich in meinem Buche »Gutsübergabe und Ausgedinges vorgenommen. 
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licher Kreditaufnahmen seitens des Ansiedlers ausgeschaltet und 
die Festsetzung von Belastungsbeschränkungen vollständig entbehrlich. 

Hiemit ist auch die Frage der Einschränkung der Exekution 
erledigt. Soll man die Kreditfähigkeit des Gutes nicht unterbinden, 
dann darf man selbstredend die Exekutionsmöglichkeit nicht schmälern. 
Jene Vorschläge -der neuen Heimstättenbewegung, welche in dieser 
Richtung Beschränkungen schaffen, nähern sich also bedenklich 
den Forderungen der alten Heimstättenbewegung, die als unbe- 
dingtes Kredithemmnis seit langem abgetan sind !%*). 

6. Zur Frage des Erbrechtes: Die wirklichen Erbrechtsver- 
hältnisse der landwirtschaftlichen Bevölkerung Deutschlands und 
Oesterreichs werden bekanntlich im Gegensatz zum »Gesetzesrecht« 
von einem noch außerordentlich starken Gewohnheitsrecht beherrscht, 
das sich im Wesen dem alten Rechtszustande vor der im Laufe 
des 19. Jahrhunderts erfolgten Aufhebung der bäuerlichen Sonder- 
erbvorschriften anschließt 1"). Das gegenüber den Siedlungsgütern 
notwendige Verbot einer willkürlichen Teilung erfordert nun gewiß 
die Einführung eines Sondererbrechtes, soweit für die bäuerliche 
Bevölkerung nicht ohnehin schon eigene »Anerbengesetze« bestehen 1°), 
die man einfach auf die Siedlungsgüter anwenden könnte. Wohl 
aber erscheint mir die Uebernahme solcher Bestimmungen, wie sie 
die auf Seite 225 skizzierten neueren Vorschläge beinhalten, als ganz 
ausgeschlossen. Ein Zwangsanerbenrecht, mit Ausschluß jeder 
Verfügungsfreiheit des Wirtschaftsbesitzers zu seinen Lebzeiten oder 
auf den Todesfall, würde schon den wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
beim landwirtschaftlichen Familienbesitzübergang geradezu entgegen- 
gesetzt sein. Ich erinnere hier nur an die Tatsache, daß sich dieser 
Familienbesitzübergang im allgemeinen in der überwiegenden Mehr- 
zahl aller Fälle schon zu Lebzeiten des Wirtschaftsbesitzers voll- 
zieht, und zwar — soweit die Gebiete mit Naturalleitung außer 
Betracht bleiben — in Form der Gutsübergabe mit Ausgedingsvor- 
behalt, was sowohl durch die Rücksichtnahme auf die durch das 
Alter oder durch eine Erkrankung usw. hervorgerufene Minderung 
der Arbeitsfähigkeit der Eltern notwendig ist, als auch durch die 
wichtige Berücksichtigung der Interessen des Uebernehmers, der 
erst dann gewöhnlich eine Heirat schließen kann und seine wirt- 
schaftliche Selbständigkeit erlangt. Aber auch für die Fälle, wo 
eine Gutsübergabe unter Lebenden nicht möglich ist, sei es durch 

1%) So hat z. B. der seinerzeitige deutsche Reichsheimstättenentwurf aus 
den goiger Jahren die Exekutionsführung auf Heimstätten nur unter bestimm.- 
ten Kautelen für zulässig erklärt und auch hier nur die Zwangsverwaltung 
erlaubt. Mit Recht hebt demgegenüber Grünberg (Heimstätten-Gesetz- 
entwurf S. 382) hervor, daß hiemit der Heimstättenbesitzer schlechter gestellt 
se: als jeder andere. 

107) Näheres in meinem Buche »Gutsübergabe und Ausgedinge«. 

108) Soweit hier Deutschöstcrreich in Betracht gezogen wird, ist dies nur 
in Tirol (Landesgesetz vom 12. VI. 1900, L.G.Bl. 47) und Kärnten (Landes- 
gesetz vom 6. IX. 1903, L.G.Bl. 33) der Fall. 
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den vorzeitigen Tod der Eltern oder eines Elternteiles oder aus 
anderen Gründen, sind vielfach für den Erbfall zahlreiche Be- 
stimmungen getroffen in den das eheliche Güterrecht regelnden 
Ehepakten der Eltern oder in Testamenten u. dgl. °). Ein Zwangs- 
anerbenrecht würde nun diese ganze unendlich mannigfaltige, den 
jeweiligen so verschiedenen Wirtschaftsnotwendigkeiten angepaßte 
individuelle Regelung des Erbganges unmöglich machen .und an 
dessen Stelle eine starre schematische Bindung setzen. Die seit 
Jahrzehnten im Streite der Anhänger und Gegner der Anerbenge- 
setzgebung übereinstimmend anerkannte Notwendigkeit, ein Z w angs- 
anerbenrecht zu vermeiden und nur ein Intestatanerbenrecht, das 
also die Verfügungsfreiheit des Wirtschaftsbesitzers freiläßt, einzu- 
führen, würde hiemit wieder umgestoßen sein. 

Eine Besorgnis, daß bei dieser Verfügungsfreiheit des Ansiedlers 
eine Gefährdung des Siedlungsgutes durch Ueberlastungen des Ueber- 
nehmers bei der Gutsübergabe unter Lebenden oder in den Testa- 
menten u. dgl. eintreten kann, ist gleichfalls unbegründet. Denn 
die Erfahrung lehrt, daß gerade der Uebergabsvertrag das haupt- 
sächliche Mittel der bäuerlichen Bevölkerung ist, mit welchem sie die 
in den Gesetzesrechten auf der Grundlage des gemeinen Rechtes 
liegenden Gefalren einer Ueberlastung des Uebernehmers im Erb- 
gange zu vermeiden versteht, und zwar durch eine den tatsächlichen 
Ertragsverhältnissen nach Möglichkeit Rechnung tragende niedrigere 
Festsetzung der Erbgelder. Dieses Bestreben ist für alle bäuer- 
lichen Besitzgrößen gleich stark vorhanden und wird somit auch 
für die Ansiedler gelten. Schließlich ist auch in dieser Richtung 
wieder die im obigen in Anregung gebrachte Konstruktion der 
Dauerrente mit erhöhtem Ablösungskapital von wesentlichem Wert, 
da dieser Ablösungsbetrag als vom Anerben zu übernehmende Passiv- 
post bei der Berechnung der Erbgelder in Abzug gebracht wird und 
somit eine Begünstigung des Uebernehmers bedeutet, der, solange 
er nicht an die Ablösung der Rente denkt, tatsächlich nur die 
gegenüber dem Ablösungskapital so viel geringere Rente zu zahlen hat. 





Mit Vorstehendem wären somit die meiner Ansicht nach in Be\ 
tracht kommenden Beschränkungen der Verfügungsfreiheit des An- 
siedlers im wesentlichen skizziert. Wenn ich gegen die in vielem 
weitergehenden Vorschläge aus der neueren Zeit Bedenken ausge- 
sprochen habe und ihre Ablehnung nötig fand, so wurde ich hiezu 
durch die Erfahrung veranlaßt, daß bei jeder Siedlungsaktion die 
möglichste Anpassung an die wirtschaftlichen und rechtlichen Ver- 
hältnisse der betreffenden landwirtschaftlichen Bevölkerung, inner- 
halb welcher die Siedlung erfolgen soll, die erste Bedingung für ihr 
Gelingen ist. Wie ich schon oft betont habe, erscheint die volle 
Eingewöhnung des Ansiedlers in diese ihn umgehenden Verhältnisse 


10%, Näheres in Schmidt, Kap. 18 bis 2o. 
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die Voraussetzung für sein wirtschaftliches und psychisches Ge- 


' deihen. Nichts anderes kann die staatliche Siedlungsaktion anstreben ! 


Deshalb aber erscheinen mir alle Bestimmungen als verfehlt, die den 
Ansiedler einem drückenden Sonderrechte unterwerfen wollen, das 
sich von dem Rechtszustande der anderen landwirtschaftlichen Be- 
völkerung völlig unterscheidet. Erachtet man auch die wirtschaft- 
lichen Zustände, die gegenwärtig noch vielfach die bäuerliche Be- 
völkerung, vor allem in Deutschösterreich, darbietet, in vielem für 
reformbedürftig, die Rückständigkeit unserer Landwirtschaft kann 
nur dadurch überwunden werden, daß man die zweckmäßigen Re- 
formen allgemein durchführt, und zwar gegenüber der Gesamt- 
heit der landwirtschaftlichen Bevölkerung, aber nicht gegenüber 
einem isolierten, ohnehin in den Anfangsschwierigkeiten der Exi- 
stenzgründung stehenden Zweige, wie es die Ansiedler sind. Bei 
allen Siedlungsmaßnahmen soll also die Einheitlichkeit der 
für die landwirtschaftliche Bevölkerung geltenden Rechtsordnung 
gewahrt werden, soweit der Siedlungszweck nicht unbedingt eine 
Abweichung erfordert. 
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Wirtschaftsrecht und Völkerbund. 
Von 


EMIL PERELS. 


Vorbemerkung. 


Der Pariser Völkerbundssatzung von IgIg ist In der Ge- 
schichte des Völkerbundgedankens, ob ihre Schöpfung lebendige 
Kraft gewinnt oder nicht, als wichtiges Dokument ein Platz 
gesichert. Die großen Schwierigkeiten, die sich der Ratifikation 
des Friedens von Versailles in den Vereinigten Staaten von 
Amerika entgegenstellen, wie nicht minder die bei den ehe- 
maligen Gegnern, vor allem in England und Italien, beginnende 
Erkenntnis, daß der Friedensvertrag von Versailles, und das 
gleiche gilt für den Parallelvertrag von Saint-Germain-en-Laye, 
statt aufzubauen, Europa politisch und wirtschaftlich zersetzt 
und zerstört, lassen die Hoffnung nicht schwinden, daß dem 
deutschen Volke doch nach einer furchtbaren Zeit der Prüfung 
wieder Gerechtigkeit zuteil werden könne. Dann aber wird 
auch die Pariser Völkerbundssatzung eine Revision erfahren. 
Der Aufbau des Pariser Völkerbundes kann nicht als Fortschritt 
der alten Völkerrechtgemeinschaft, wie sie vor dem Kriege be- 
stand, und als eine wirkliche Weiterentwicklung des Völkerrechtes 
betrachtet werden. 

Die Völkerbundssatzung (Pacte de la Société des Nations, 
The Covenant of the League of Nations) ist ein Bestandteil 
der Friedensverträge der Entente mit den- Mittelmächten, und 
zwar ist sie in Art. I—26 der umfangreichen Friedensinstrumente 
von Versailles, Saint-Germain-en-Laye und Neuilly niedergelegt. 
Präsident Wilson hatte den Entwurf der Satzung bereits im 
Februar “ıgıg der Friedenskonferenz in Paris überreicht. Das 
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Hauptgewicht des Pariser Uebereinkommens liegt in der Organi- 
sation des Bundes und den Mitteln zur friedlich-schiedlichen 
Austragung internationaler Streitfälle (Art. I—2ı). Dann folgen 
4 Artikel kulturpolitischen Inhaltes: Art. 22 (Kolonialpolitik) 
überträgt die Vormundschaft über die bisher deutschen Kolonien 
und gewisse Gebiete des türkischen Reiches Mandataren des 
Bundes; Art. 23 enthält ein paar dürftige Sätze über Sozial- 
und Handelspolitik der Bundesmitglieder, über Mädchen- und 
Kinderhandel, Handel mit Opium und anderen schädlichen 
Mitteln, Waffen- und Munitionshandel und die gerechte Behand- 
lung der eingeborenen Bevölkerung in den ihrer Verwaltung 
unterstellten Gebieten, schließlich über internationale hygienische 
Maßnahmen. Art. 24 unterstellt die internationalen Verwaltungs- 
stellen dem Bunde; Art. 25 verpflichtet die Bundesmitglieder 
zur Förderung des Roten Kreuzes. 

In wirtschaftsrechtlicher Beziehung liegt der Schwerpunkt 
der Abmachungen in Art. 23e: »Unter Vorbehalt der Bestim- 
mungen der schon bestehenden oder künftig abzuschließenden 
internationalen Uebereinkommen und im Einklang mit diesen 
Bestimmungen übernehmen die Bundesmitglieder folgendes: 

e) sie werden die nötigen Anordnungen treffen, um die 
Freiheit des Verkehrs und der Durchfuhr sowie die gerechte 
Regelung des Handels aller Bundesmitglieder zu gewährleisten 
und aufrechtzuerhalten mit der Maßgabe, daß die besonderen 
Bedürfnisse der während des Krieges 1914/18 verwüsteten 
Gegenden berücksichtigt werden sollen.« 

Wie im folgenden dargestellt werden wird, bleibt diese 
Formulierung sehr weit hinter von der deutschen Regierung 
ausgearbeiteten Vorschlägen zurück, die gerade auch auf wirt- 
schaftlichem Gebiete ein ziemlich eingehendes Programm materiell- 
rechtlicher Normen enthalten. 


Der Ausschluß der Mittelmächte aus dem 
Völkerbunde; Wirtschafts- und Verkehrs- 
freiheit. 


Wie die eigentlichen Friedensbestimmungen Seite für Seite 
von dem Gedanken der strafenden Gerechtigkeit des Siegers 
als Richter erfüllt sind, ist der neue Völkerbund keineswegs in 
jenem versöhnlichen Sinne zusammengesetzt, der nach den 
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vor dem Waffenstillstande verkündeten Hauptzielen der Entente- 
mächte zu erwarten gewesen wäre. Die Völkerbundssatzung 
hält die Kriegsgegner der Ententestaaten vorläufig, bis sie 
(Art. ı) »für ihre aufrichtige Absicht, ihre internationalen Ver- 
pflichtungen zu beobachten, wirksame Gewähr leisten« von 
dem Völkerbunde ausgeschlossen. Die vor dem Kriege kon- 
struierte Völkerrechtsgemeinschaft der Kulturstaaten !) ist also 
zerrissen. Das Deutsche Reich und Oesterreich, Ungarn, Bul- 
garien und die Türkei bilden mit Rußland oder den auf dessen 
Gebieten neu entstandenen Staaten, mit Mexiko, Abessinien, 
den Himalayastaaten Bhutan und Nepal und einigen anderen 
staatlichen Gebilden ungefähr gleichen Ranges eine zweit- 
klassige Gruppe von Staaten. Aus dieser politischen Zurück- 
setzung ergibt sich die wirtschaftsrechtlich wichtige Folge, daß 
Art. 23e im Verhältnis der Mitglieder des Völkerbundes zu 
dem Deutschen Reiche und seinen Verbündeten keine An- 
wendung findet. 

Der Friedensvertrag legt vielmehr ohne Gegenseitigkeit 
Deutschland die Gewährung der handelspolitischen Meistbe- 
günstigung an die alliierten und assoziierten Mächte für die 
Dauer von fünf Jahren (Art. 280) nach Inkrafttreten des 
Vertrages auf. (Einfuhr Art. 264, Ausfuhr Art. 266, Durchfuhr 
Art. 267, Schiffahrt Art. 271, Behandlung der Staatsangehörigen 
der alliierten und assoziierten Mächte hinsichtlich der Aus- 
übung von Handwerk, Beruf, Handel und Gewerbe Art. 276, 
vgl. auch Teil XII Häfen, Wasserstraßen und Eisenbahnen.) 
Der Staatsvertrag von Saint-Germain enthält fast überein- 
stimmend die gleiche Verpflichtung einseitiger Meistbegünstigung 
für Oesterreich, jedoch mit der Einschränkung (Art. 232) der 
zollpolitischen Meistbegünstigung im engeren Sinne (Ein-, Aus-, 
Durchfuhr) auf drei Jahre. Außer im Falle gegenteiliger 
Entscheidung des Völkerbundes soll die Meistbegünstigung nach 
Ablauf der Frist von keiner Ententemacht in Anspruch ge- 
nommen werden können, die nicht hiefür Oesterreich die Gegen- 
seitigkeit gewährt. 

Die deutsche Delegation in Versailles hat wiederholt gegen 
die mangelhafte Formulierung der Wirtschafts- und Verkehrs- 
freiheit in der Völkerbundssatzung, gegen den vorläufigen Aus- 
schluß des Deutschen Reiches aus dem Völkerbunde und die 


ı) Liszt, Das Völkerrecht, ıı. Auflage, Berlin 1918, S. 5. 
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handelspolitische Vergewaltigung durch die einseitige Verpflich- 
tung zur Meistbegünstigung Einsprache erhoben, so in der Note 
vom 9, Mai Igıg über den Völkerbund ?), ausführlicher in den 
Bemerkungen zu den Friedensbedingungen ?). 

Im Gegensatze zu der Pariser Satzung ist in dem von der 
deutschen Regierung in Anlehnung an Vorschläge der Deutschen 
Gesellschaft für Völkerrecht ausgearbeiteten Völkerbundsvor- 
schlage ein Kapitel »Verkehrsfreiheit« enthalten, das bei aller 
Beschränkung doch in weit höherem Maße als Art. 23e als 
materiellrechtliche Grundlage eines Weltwirtschaftsrechtes an- 
gesehen werden kann. Gewiß lassen sich gegen einzelne Punkte 
mehr oder weniger ernste wirtschaftspolitische Bedenken vor- 
bringen, solange die einzelnen Staaten ihre wirtschaftliche und 
politische Selbständigkeit bewahren wollen, aber wenn man 
die praktische Durchführung des Völkerbundgedankens ernst- 
lich in Angriff nehmen wollte, sind die Vorschläge der deutschen 
Regierung gewiß nur als Formulierung der bescheidensten 
Forderungen zu betrachten. Es ist sehr bezeichnend, daß die 
deutsche Regierung, so sehr sie den Entwurf der Deutschen 
Gesellschaft für Völkerrecht berücksichtigte, die allgemeine 
handelspolitische Meistbegünstigungsklausel nicht aufgenommen 
hat. 

Im folgenden sei der auf Abschnitt IV, Verkehrsfreiheit, 
bezügliche Teil des deutschen Regierungsentwurfes wieder- 
gegeben. (Der Uebersichtlichkeit wegen werden den einzelnen 
Punkten schlagwortartige Ueberschriften gegeben, die im Ent- 
wurfe selbst nicht enthalten sind.) 

Freiheit der Meere. 

43. Die Herrschaft über das Meer wird dem Völkerbunde 
übertragen. Er übt sie durch eine internationale Seepolizei 
aus, über deren Organisation ein besonderes Abkommen 
entscheidet. 

Die für die Seepolizei erforderlichen Machtmittel werden 
zwischen den Seestaaten des Völkerbundes durch das Ab- 
kommen kontingentiert. 





3) Materialien betreffend die Friedensverhandlungen (in der Folge »M a- 
terialien« zitiert), Auswärtiges Amt, Geschäftsstelle für die Friedensver- 
handlungen, Berlin, I. und II. Teil, S. 19. 

”) Materialien, III. Teil, S. 25 (Völkerbund) und S. 65 (handelspolitische 
Bestimmungen). 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 1. 16 
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Außer den Schiffen der Seepolizei dürfen keine bewaffneten 
Schiffe das Meer befahren. 

44. Die für den internationalen Seeverkehr unentbehr- 
lichen Meerengen und Kanäle stehen den Schiffen aller Völker- 
bundsstaaten gleichmäßig offen. 

45. Kein Völkerbundsstaat darf die See- und Binnen- 
schiffahrt eines anderen Völkerbundsstaates ungünstiger be- 
handeln als diejenige des eigenen oder meistbegünstigten 
Landes. Dies gilt insbesondere für die Benutzung der Ein- 
richtungen für die Versorgung der Schiffe mit Feuerungs- 
und Betriebsstoffen. Die Küstenschiffahrt wird durch ein 
besonderes Abkommen geregelt. Wegen der Seetüchtigkeit 
der Schiffe und der Bordverhältnisse werden bis zur Regelung 
durch den Völkerbund die Gesetze des Flaggenstaates als 
maßgebend anerkannt. 


Freiheit der Luft. 

46. Die Luft steht dem Verkehr der Luftfahrzeuge aller 
Völkerbundsstaaten gleichmäßig frei. Zur Durchführung dieses 
Grundsatzes wird ein besonderes Abkommen getroffen, das 
u. a. die Notlandung auf dem Gebiete des überflogenen Staates 
sowie die Sicherung des Zollaufkommens regelt. 

Freiheit des Kabel- und Funkspruch- 
verkehrs. 

47. Kein Völkerbundstaat darf in der Freiheit des Kabel- 
und Funkspruchverkehrs beschränkt werden. 


Wechselseitige Rechtsstellung der 
Staatsangehörigen, 


- 48. Die Rechtsstellung der Angehörigen des einen Völker- 
bundstaats im Gebiete des anderen in bezug auf persönliche 
Freiheit, Kultusfreiheit, Aufenthalts- und Niederlassungsrecht 
sowie Gerichtsschutz regelt ein besonderes Abkommen auf 
der Grundlage möglichster Gleichstellung mit den Inländern. 

Ausübung von Handel, Gewerbe und 
Landwirtschaft. 


49. In der Ausübung von Handel, Gewerbe und Land- 
wirtschaft sollen die Angehörigen des einen Völkerbundstaats 
im anderen Völkerbundstaat den Inländern gleichgestellt sein, 
insbesondere auch hinsichtlich der damit verbundenen Abgaben 
und Lasten. 
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Wirtschaftskrieg. 

50. Die Völkerbundstaaten werden sich weder unmittelbar 
noch mittelbar an Maßnahmen beteiligen, die auf eine Fort- 
setzung oder Wiederaufnahme des Wirtschaftskrieges ab- 


zielen. Zwangsmaßnahmen des Völkerbundes bleiben vor- 
behalten. 


Warenverkehr‘). | 

51. Waren aller Art, die aus dem Gebiet eines Völker- 
bundstaats kommen oder nach einem solchen gehen, sollen 
in den Gebieten der Völkerbundstaaten von jeder Durchfuhr- 
abgabe frei sein. 

52. Der gegenseitige Verkehr soll innerhalb des Völker- 
bundes nicht durch Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote gehemmt 
werden, soweit dies nicht aus Gründen der öffentlichen Sicher- 
heit, der Gesundheits- und Seuchenpolizei oder zur Durch- 


führung der inneren wirtschaftlichen Gesetzgebung erforder- 
lich ist. 


Wirtschaftliche Sonderabkommen und 
Welthandelsvertrag. 

53. Den einzelnen Völkerbundstaaten steht es frei, die 
wirtschaftlichen Beziehungen zueinander unter Berücksichti- 
gung der besonderen Bedürfnisse durch Sonderakommen auch 
in anderen als den vorstehend aufgeführten Beziehungen zu 
regeln. 

Sie anerkennen als Ziel ihrer Bestrebungen die Schaffung 
eines Welthandelsvertrags. 

Die österreichische Delegation hat ebenfalls, in der Beilage C 
zur Note vom 23. Juni Ig1g 5) über den Völkerbund, den Art. 23 e 
einer vorsichtigen Kritik unterzogen und einen eigenen formu- 
lierten Vorschlag ausgearbeitet, der die Rechtsstellung der An- 
gehörigen eines Völkerbundsstaates in den Gebieten aller übrigen 
Völkerbundsstaaten, den gegenseitigen Verkehr innerhalb des 


t) Der Entwurf einer Verfassung des Völkerbundes, der von der Deutschen 
Gesellschaft für Völkerrecht ausgearbeitet wurde, sagt in Art. 29: »Die Völker- 
bundstaaten gewähren sich gegenseitig handels- und zollpolitische Meist- 
begünstigun g mit der Wirkung, daß jede Begünstigung, welche einem 
anderen Völkerbundstaate oder einem Staat, der nicht zum Bund gehört, ge- 
währt wird, bedingungs- und vorbehaltlos sämtlichen anderen Völkerbundstaaten 
zusteht. e n 

‘) Bericht über die Tätigkeit der deutsch-österreichischen Friedensdele- 
gation in Saint-Germain-en-Laye (in der Folge »Bericht« zitiert), Konstituierende 
Nationalversammlung. 379 der Beilagen, I, S. 184—185. 
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Völkerbundes und den _ Güteraustausch zwischen den Staaten 
des Völkerbundes teils auf Grundlage der Gleichstellung mit 
den Inländern, teils auf Grundlage der Meistbegünstigung regelt. 

Die Entente hat die deutschen und österreichischen Vor- 
schläge zurückgewiesen. In der Antwort Clemenceaus ®) an 
die deutsche Friedensdelegation heißt es einfach: »Die alliierten 
und assoziierten Mächte sind der Ansicht, daß entgegen dem 
deutschen Vorschlag eine Ergänzung der Völkerbundssatzung 
bezüglich der wirtschaftlichen Fragen nicht notwendig ist. Sie 
müssen bemerken, daß die Völkerbundssatzung vorsieht, daß 
im Einklang mit den Bestimmungen schon bestehender oder 
künftig abzuschließender internationaler Uebereinkommen die 
Bundesmitglieder die nötigen Bestimmungen treffen werden, 
um die Freiheit des Verkehrs und der Durchfuhr aller Bundes- 
mitglieder zu gewährleisten und aufrechtzuerhalten (Art. 23 e). 
Sobald Deutschland in den Bund aufgenommen sein wird, wird 
ihm die Wohltat dieser Bestimmung zuteil werden. Die Fest- 
legung allgemeiner Abkommen über die Durchiuhrfrage wird 
in diesem Augenblick erwogen.« 

In ähnlicher Weise wurden auch die österreichischen Vor- 
schläge abgelehnt 7). 


Arbeıiterrecht. 


Die in allen Staaten zur Zeit des Friedensschlusses in so 
scharfer Weise vorhandenen sozialen Bewegungen haben die 
Verfasser der Völkerbundssatzung gezwungen, auch eine sozial- 
politische Klausel aufzunehmen (Art. 23a): Die Bundesmit- 
glieder übernehmen sich zu bemühen, »billige und menschliche 
Arbeitsbedingungen für Männer, Frauen und Kinder zu schaffen 
und aufrechtzuerhalten, sowohl in ihren eigenen Gebieten, wie 
in allen Ländern, auf die sich ihre Handels- und Gewerbebe- 
ziehungen erstrecken, und zu diesem Zwecke die erforderlichen 
internationalen Stellen zu errichten und zu unterhalten.« Im 
engsten Zusammenhang hiemit steht Teil XIII des Friedens- 
vertrages von Versailles, überschrieben »Arbeit« So inhaltslos 
Art. 23a ist, enthält auch der XIII. Teil keine meritorischen 
Bestimmungen, sondern lediglich allgemeine Grundsätze und 


e, Materialien, IV. Teil, S. 97. 
73) Bericht, I, S. 319. 
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organisatorische Vorschriften über ein internationales Arbeits- 
amt und eine Konferenz der Mitgliedstaaten. 

Das internationale Arbeitsamt soll am Sitze des Völker- 
bundes errichtet werden und bildet einen Bestandteil der Bundes- 
einrichtungen. Im November 1919 hat bereits eine Konferenz 
in Washington stattgefunden, zu der auch die Vertreter der 
Mittelmächte zugelassen wurden, ein Beweis, daß die Behandlung 
der sozialpolitischen Probleme aus sachlichen und politischen 
Gründen doch nicht ohne die Mitarbeit Deutschlands möglich 
ist 9). Die Washingtoner Konferenz wurde Ende Januar 1920 
in Paris °) abgeschlossen. 

Die sozialpolitischen Anordnungen des Friedensvertrages 
von Versailles (die Bestimmungen sind wörtlich gleichlautend 
im Vertrage von Saint-Germain-en-Laye) werden vielleicht in 
Zukunft, unter dem Drucke der tatsächlichen Verhältnisse, 
eine ganz geeignete Grundlage für den Ausbau der internationalen 
Sozialpolitik bilden. Gewiß aber kann nicht behauptet werden, 
daß bis zum Weltkriege eine solche Organisation gefehlt hätte; 
esseinur an das Internationale Arbeitsamt und die Internationale 
Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz in Basel und deren 
verdienstvolles Wirken erinnert. 

In den letzten Jahren wurde eine Reihe von Entwürfen 
über ein internationales Arbeitsrecht ausgearbeitet 1%. Ohne 
hier in Einzelheiten einzugehen, sei nur hervorgehoben, daß in 
diesen Entwürfen, wie insbesondere auch im Entwurfe der deut- 
schen Regierung, das internationale Arbeitsrecht neben dem 
Arbeiterschutze im engeren Sinne sich auch auf die Arbeits- 
vermittlung, Sozialversicherung, Koalitionsrecht und Arbeits- 
bedingungen beziehen soll. 


Kolonialwesen. 


Eine besondere Regelung der wirtschaftsrechtlichen Kolonial- 
fragen wäre kaum erforderlich, wenn der Völkerbund überhaupt 





N Die Ergebnisse der internationalen Konferenz sind veröffentlicht in 
»Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt«, 1920, XXIX, Nr. 17. Die 
soziale Gesetzgebung des Deutschen Reiches und Oesterreichs entspricht in 
den meisten Punkten bereits den Beschlüssen, teils geht sie weiter. 

9) Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt, 1920, XXIX, Nr. 22. 

10) Der Völkerbundvorschlag der deutschen Regierung mit dem Entwurfe 
für ein Weltarbeiterrecht; herausgegeben von der Deutschen Liga für Völker- 
bund, 6. Flugschrift, Berlin ıgıg. Stefan Bauer, Arbeiterschutz und Völker- 
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das Prinzip der Verkehrs- und Wirtschaftsfreiheit einhalten 
würde. Die Regelung von Kolonialfragen in der Pariser Völker- 
bundssatzung erfolgt unter dem kulturpolitischen Gesichts- 
punkte, daß in Erfüllung einer heiligen Aufgabe der Zivilisation 
für das Wohlergehen und die Entwicklung der Völker in den 
Kolonien und Gebieten, die infolge des Krieges aufgehört (!) 
haben, unter der Souveränität der Staaten zu stehen, die sie 
vorher beherrschten, gesorgt werden müsse. 

Gemäß Art. ııg des Friedensvertrages von Versailles hat 
Deutschland zugunsten der alliierten und assoziierten Haupt- 
mächte auf alle seine Rechte und Ansprüche bezüglich seiner 
überseeischen Besitzungen verzichtet. Dieser Artikel des eigent- 
lichen Friedensvertrages steht im Zusammenhange mit Art. 22 
der Völkerbundssatzung, der die Vormundschaft über »die 
Völker, die noch nicht imstande sind, sich unter den besonders 
schwierigen Bedingungen der heutigen Welt selbst zu leiten«, 
als Mandat des Völkerbundes »an die fortgeschrittenen Nationen 
überträgt, die auf Grund ihrer Hilfsmittel, ihrer Erfahrung 
oder ihrer geographischen Lage« hierzu am besten imstande 
sind. Die außerordentlich schwulstige Stilisierung des Art. 22 
ist wohl schon an sich ein Musterbeleg für die Art und Weise, 
wie bei Abfassung des Vertrages von Versailles die höchsten 
sittlichen Ideale der. Gerechtigkeit und Kultur mißbraucht 
wurden. 

Die deutsche Gesellschaft für Völkerrecht hat versucht, 
auf dem Boden der Wilsonschen Erklärungen Bestimmungen 
über das Kolonialwesen auszuarbeiten, deren Vergleich mit 
Art. 22 des Vertrages von Versailles sehr deutlich zeigt, wie 
eine Lösung der Kolonialfragen im Geiste des Völkerbund- 
gedankens anzustreben wäre !!). Die deutsche Regierung 1?) hat 
in teilweiser Anlehnung an den Entwurf der Deutschen Liga 
ebenfalls die Kolonialfragen in ihren Völkerbundvorschlag auf- 
genommen. Durch Art. 59 des Regierungsvorschlages soll den 


gemeinschaft, Zürich 1918. (Dieses Buch enthält auch die Programme von 
Leeds und Bern.) 

11) Monographien zum WVölkerbunde, herausgegeben von der Deutschen 
Liga für Völkerbund, Verlag von Hans Robert Engelmann, Berlin, Heft ı, Der 
Völkerbundentwurf der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht, S. 48. 

12) Der Völkerbundvorschlag der deutschen Regierung mit dem Entwurfe 
für ein Weltarbeiterrecht, 6. Flugschrift der Deutschen Liga für Völkerbund, 
Berlin 1919, S. 20. 
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Angehörigen aller Völkerbundstaaten die Freiheit der wirtschaft- 
lichen Betätigung unter Berücksichtigung der allgemeinen. Be- 
stimmungen über die Verkehrsfreiheit in jeder Kolonie gewähr- 
leistet werden. 

Während die beiden deutschen Entwürfe als ein Fortschritt 
des internationalen Kolonialrechts zugunsten aller Staaten zu 
betrachten wären, geht aus Art. 22 der Bestimmungen der 
Pariser Völkerbundssatzung klar hervor, daß es sich hier nur 
darum handelte, die Deutschland als Beute abgejagten Kolonien 
aufzuteilen. Art. 22 erklärt, daß die Art des Mandates »nach dem 
Maße der Entwicklung des Volkes, nach der geographischen 
Lage des Gebietes, nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen 
und allen sonstigen Umständen dieser Art« verschieden sein 
muß. Daß nun aber die Art des Mandates von der bloßen Unter- 
stützung und Beratung bei Gesetzgebung und Verwaltung bis 
zur vollständigen Gleichstellung mit Teilen des eigenen Staats- 
gebietes wesentlich nach politischen Erwägungen der führenden 
Völkerbundmächte bestimmt wird, ist selbstverständlich. Der 
Antrag der deutschen Regierung, dem Deutschen Reiche das 
Verwaltungsmandat über die deutschen Kolonien zu übertragen, 
wurde von der Entente glatt abgelehnt. Der Gedanke der 
Verkehrsfreiheit in den Kolonien ist in dem Pariser Texte 
ganz verschwunden. -Nur bei dem eigentlichen Verwaltungs- 
mandat, wie es für die mittelafrikanischen Völker vorge- 
schen wird, soll dem Güteraustausch und Handel der anderen 
Bundesmitglieder die gleiche Möglichkeit der Betätigung 
gesichert sein. 


InternationaleAbmachungenundVerträge. 


Nach Art. 24 der Pariser Völkerbundssatzung sollen alle 
früher durch Gesamtverträge errichteten internationalen Stellen 
vorbehaltlich der Zustimmung der vertragschließenden Teile 
dem Bunde untergeordnet werden. Das gleiche gilt für alle 
künftig gebildeten anderen Stellen und mit der Regelung von 
Angelegenheiten internationalen Interesses betrauten Ausschüsse, 
Gerade auf wirtschaftsrechtlichem Gebiete hat die Interessen- 
gemeinschaft der Staaten schon vor dem Weltkriege zu einer 
Reihe von zwischenstaatlichen Verwaltungsgemeinschaften, be- 
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sonders auf dem Gebiete des Verkehrswesens, geführt '3): Bureau 
international des Administrations tel&graphiques in Bern, Bureau 
des Weltpostvereins in Bern, Bureau international des poids 
et mesures in Paris, Bureau der Staatengemeinschaft zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums in Bern, Bureau des Staatenver- 
bandes zum Schutze der Werke der Literatur und Kunst in 
Bern, Bureau des internationalen Verbandes zur Veröffentlichung 
der Zolltarife in Brüssel, Office central des transports inter- 
nationaux in Bern, Landwirtschaftliches Institut in Rom, Inter- 
nationales Bureau für Funkentelegraphie in Bern usw. 

Gegen die Unterordnung der internationalen Verwaltungs- 
gemeinschaften unter den Völkerbund wäre an sich nichts ein- 
zuwenden. Art. 17 des deutschen Entwurfes sagt: »Der Völker- 
bund wird alle Bestrebungen für die Zusammenfassung der 
gemeinsamen Interessen der Völker fördern und auf die Weiter- 
bildung der bestehenden und die Schaffung neuer internationaler 
Einrichtungen hinwirken. Dies gilt besonders für die Gebiete 
des Rechtes, der Wirtschaft und des Finanzwesens.« Nach 
Art. 20—22 sollen die bestehenden Unionen dem Völkerbunde 
nach Möglichkeit angegliedert, die internationalen Bureaus, die 
durch Kollektivverträge eingeführt wurden oder künftig ge- 

bildet werden, unter die Aufsicht des Bundes gestellt sein. 

Bei der gegenwärtigen Konstruktion-des Völkerbundes mit 
Ausschluß der Mittelmächte kann die Uebertragung der inter- 
nationalen Verwaltungsämter an den Bund nicht gutgeheißen 
werden, solange nicht zumindest dem Deutschen Reiche und 
Oesterreich die ihnen gebührende Einflußnahme gesichert sein 
wird. 


Schiedsgericht und Wirtschaftskrieg. 


Die in Art. ız—ı5 der Pariser, Völkerbundssatzung vor- 
gesehene Errichtung eines ständigen internationalen Gerichts- 
hofes zur Austragung von Streitfragen zwischen den Bundes- 
mitgliedern ist auch für die wirtschaftsrechtlichen Beziehungen 
der Bundesmitglieder von Bedeutung. Art. 17 sieht vor, daß 
bei Streitfragen zwischen einem Bundesmitglied und einem 





13) Liszt, Das Völkerrecht, 11. Auflage, Berlin 1918, S. 202. Harms, Pro- 
bleme der Weltwirtschaft, VI. Volkswirtschaft und Weltwirtschaft, Verlag von 
Gustav Fischer, Jena 1912, S. 483. 
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Nichtmitglied oder zwischen Staaten, die nicht Mitglieder sind, 
der Völkerbundrat eine Aufforderung ergehen läßt, sich für 
die Beilegung der Streitfrage dem Schiedsgerichte zu unter- 
werfen. Streitfragen, die zu einem Bruche zwischen den Staaten 
führen könnten und nicht der Schiedsgerichtsbarkeit unter- 
breitet werden, sollen vor den Völkerbundrat gelangen. Die 
Völkerbundsatzung verpflichtet die Mitglieder wohl zur An- 
rufung eines Schiedsspruches oder einer Untersuchung durch 
den Rat des Völkerbundes, doch ist (Art. 15 Abs. 6 und 7) eine 
kriegerische Austragung von Streitfragen trotzdem nicht aus- 
geschlossen. In der Regel dürften wohl wirtschaftliche Fragen 
dem Schiedsgerichte vorgelegt werden. Ob die künftigen Streitig- 
keiten zwischen den Staaten tatsächlich gemäß der Völkerbunds- 
satzung gelöst werden, hängt von der weiteren politischen Ent- 
wicklung ab. Die Schiedsgerichtsbestimmungen der Völkerbunds- 
satzung gehen weiter als die Ergebnisse der Haager Friedens- 
konferenzen von 1899 und 1907, doch dürfen bei der Schwäche 
der Konstruktion des Völkerbundes keine großen Hoffnungen 
gehegt werden, daß die in Paris unter dem furchtbaren Ein- 
drucke des Weltkrieges getroffenen Abmachungen das lang 
ersehnte Ziel der Friedensbewegung dauernd verwirklichen. In 
großen internationalen Verträgen, wie im internationalen Eisen- 
bahnübereinkommen von 1890, im Weltpostvertrage von 1874, 
im funkentelegraphischen Abkommen von 1906, häufig auch 
in zwischen einzelnen Staaten geschlossenen Handelsverträgen 
wurde schon früher eine schiedsgerichtliche (sog. kompromissari- 
sche) Klausel aufgenommen. 

Der Völkerbundsvorschlag der deutschen Regierung ist 
hinsichtlich der Zusammensetzung des internationalen ständigen 
Gerichtshofes unter Berücksichtigung früherer Vorschläge ein- 
gehender als die Pariser Satzung ausgearbeitet. Die österreichische 
Delegation hat der Friedenskonferenz ebenfalls einen sehr be- 
achtenswerten Gegenantrag eines ihrer Mitglieder 14) sowie An- 
regungen des bekannten Pazifisten und Völkerrechtslehrers Pro- 
fessor Lammasch 15) vorgelegt. Clemenceau !°) antwortete, daß 
die Entente es nicht für möglich oder zweckmäßig gehalten 
habe, in das Abkommen selbst die für die Errichtung des ständigen 





14) Bericht, I, S. 176. 
18) Bericht, I, S. 178. 
N Bericht, I, S. 319. 
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Gerichtshofes geforderten Detailbestimmungen aufzunehmen. Die 
gegebenen Anregungen würden dem Rate des Völkerbundes zur 
Prüfung überwiesen werden, wenn dieser daran gehen wird, 
einen Entwurf für einen ständigen Gerichtshof auszuarbeiten. 

Eine auch wirtschaftlich sehr wichtige Bestimmung ent- 
hält Art. 16: Schreitet ein Bundesmitglied — und das gleiche 
gilt gemäß Art. 17 auch für Nichtmitglieder, die der Aufforde- 
rung zur Unterwerfung unter das Schiedsgericht oder den Ober- 
sten Rat nicht entsprochen haben — entgegen den Bestimmungen 
des Abkommens zum Kriege, sind alle übrigen Bundesmitgliedei 
verpflichtet, unverzüglich alle Handels- und Finanzbeziehungen 
zu diesem Mitgliede abzubrechen, ihren Staatsangehörigen jeden 
Verkehr mit den Staatsangehötigen des vertragsbrüchigen Staates 
zu untersagen und alle finanziellen, Handels- und persönlichen 
Verbindungen zwischen den Staatsangehörigen dieses Staates 
und jedes anderen Staates, gleichviel ob Bundesmitglied oder 
nicht, abzuschneiden. Die Bundesmitglieder sagen sich außer- 
dem die wechselseitige Unterstützung bei Ausführung der zu 
ergreifenden wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen zu, 
um die damit verbundenen Verluste und Nachteile auf das 
Mindestmaß herabzusetzen. 

Der Wirtschaftskrieg — neben etwaigen militärischen 
Bundesmaßnahmen —, der während des Weltkrieges gegenüber 
dem Deutschen Reiche und seinen Verbündeten angewendet 
wurde, soll also ein künftiges Mitteldes Bundesexekution 
sein. Ob freilich die wirtschaftliche Blockade und Aussperrung 
immer ein taugliches Mittel ist, sei dahingestellt. So ungünstig 
die Verhältnisse für die Mittelmächte lagen, war doch ein Zeit- 
raum von mehr als 4 Jahren erforderlich, um den Zusammen- 
bruch herbeizuführen. Manche Staaten und Staatengruppen 
werden die Drohung des Wirtschaftskrieges wohl störend, aber 
nicht zwingend empfinden. 


* i * 

Die Pariser Völkerbundssatzung ist ein Staatsvertrag, ab- 
geschlossen durch in der praktischen Politik tätige und verant- 
wortliche Staatsmänner, ein Kompromiß zwischen realpolitischen 
Erwägungen und idealen Konstruktionen zur Sicherung des 
Weltfriedens Als Wilson den Entwurf der Satzung dem Plenum 
der Friedenskonferenz vorlegte, verglich er den Völkerbund 
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mit einem neugeborenen Kind und schloß seine Ansprache: 
»Wir müssen sorgen, daß die Kleider, die wir für den Neugeborenen 
bereithalten, seine Bewegungen nicht hemmen.« Um bei diesem 
Bilde zu bleiben: wenn gerade in dem kulturpolitischen Teile des 
Vertrages die Bindung der Bundesmitglieder in sehr wichtigen 
Beziehungen — Freiheit der Meere, Freiheit des Handels und 
Verkehrs — die Kundgebungen des Präsidenten Wilson (Bot- 
schaft an den Kongreß vom 8. Januar 1918) nicht erfüllt, ist 
dies darauf zurückzuführen, daß die Interessengegensätze zwi- 
schen den Mächten einen Ausgleich erforderten, der in der zurück- 
haltenden Formulierung zum Ausdrucke kommt. Es ist gewiß 
eine verhältnismäßig leichte Aufgabe, in der Studierstube oder 
am Beratungstische einer Völkerbundliga ein ideales Programm 
des Weltwirtschaftsrechtes im Rahmen eines Völkerbundes, etwa 
auf Basis der von Wilson verkündeten Grundsätze, auszuarbeiten. 
Die Formulierung ist jedoch lediglich eine technisch-juristische 
Arbeit, der die innige Verknüpfung der Wirtschaftspolitik 
mit der allgemeinen Politik der einzelnen Staaten entgegen- 
steht. Die Geschichte der Haager Friedenskonferenzen wie 
überhaupt der Verlauf eines jeden internationalen Kongresses 
lehrt zur Genüge, wie die naturgemäß vorhandenen Neben- 
absichten, Heimlichkeiten und Unaufrichtigkeiten dazu führen, 
daß sachliche Gegensätze durch Weglassungen, Beschrän- 
kungen und Unklarheiten in der Textierung überbrückt wer- 
den. Es ist selbstverständlich, daß jeder Staatsmann, der 
nicht auf die politische Selbständigkeit seines eigenen Staates 
verzichten will, gerade auch bei der Regelung wirtschafts- 
politischer Fragen eher zu einem Mehr an Zurückhaltung neigt, 
um sich nicht von vornherein, verleitet durch doktrinäre Forde- 
rungen, wichtige Macht- und Kampfmittel aus der Hand nehmen 
zu lassen. 

Es sei jedenfalls festgehalten, daß die Redigierung des 
wirtschaftsrechtlichen Teiles der Pariser Völkerbundssatzung die 
Möglichkeit nicht ausschließt, in Zukunft weiter zu gehen. Die 
Verhandlungen zwischen den Gegnern der Mittelmächte über 
den Völkerbund wären durch eine Aufnahme von Vorschlägen, 
wie sie in dem deutschen Regierungsprogramm vorgezeichnet 
sind, die an sich durchaus dem Völkerbundgeiste, wie er von 
Wilson verkündet wurde, entsprechen, außerordentlich erschwert 
worden. Man denke nur an die politische Stellung Englands 
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gegenüber dem Problem der »Freiheit der Meere«. Vielleicht 
wäre das Zustandekommen der Organisation des Völkerbundes 
durch ein schärferes Erfassen der wirtschaftsrechtlichen Fragen 
überhaupt in Frage gestellt worden. Bei der Friedenskonferenz 
wirkte zweifellos der chauvinistische Geist der Beschlüsse der 
Pariser Wirtschaftskonferenz von IgI6 17) nach, verstärkt durch 
die Meinung, daß Deutschland verhältnismäßig unversehrt aus 
dem Kriege hervorgehe !%). Frankreich vor allen wehrte sich 
dagegen, Deutschland formclle Gleichheit einzuräumen, weil 
dadurch gerade das Gegenteil, ein Uebergewicht des Deutschen 
Reiches, erzielt würde. Die Ereignisse haben wohl die Entente 
inzwischen zur Einsicht geführt, daß trotz aller im Namen der 
Gerechtigkeit und Zivilisation gewagten Sophismen der Friedens- 
konferenz Europa eine wirtschaftliche Einheit und daß das 
Schicksal Frankreichs an das des Deutschen Reiches gebunden 
ist. Das vor Ostern 1920 veröffentlichte Wirtschaftsmanifest 
des Obersten Rates der Friedenskonferenz !?), wie die angekün- 
digten internationalen Finanzkonferenzen sind hierfür ein Beleg. 

Die in Paris gewählte Beschränkung im wirtschaftlichen 
Teile läßt der künftigen Entwicklung freien Spielraum, die 
schon einen Erfolg zu verzeichnen haben wird, wenn der Zustand 
des weltwirtschaftlichen Verkehrs, wie er vor dem Kriege be- 
stand, erreicht würde. Unerläßliche Voraussetzung hiefür ist 
aber, daß die Mittelmächte als gleichberechtigte Mitgliedsstaaten 
des Völkerbundes aufgenommen werden. 


17) Friedrich Kahl, Die Pariser Wirtschaftskonferenz vom 14. bis 17. Juli 
1916, Jena 1917. i 

18) Antwort der alliierten und assoziierten Mächte vom 4. Juli 1919. Mate- 
sialien, IV. Teil, S. 85, ausführlicher S. 118. 

19) Wirtschaftsdienst, Deutscher Volkswirt, herausgegeben vom Hamburger 
Welt-Wirtschafts-Archiv, 5. Jahrgang, Nr. 12—183. 
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Wirtschaftsgesetzgebung seit 1918. 
Von 


FRANZ DOCHOW. 


I. 


Die Wirtschaftsgesetzgebu ng bezweckt 
menschliche Arbeit, die wirtschaftlichen 
Zwecken dienen soll, zu regeln !). Die grundlegenden 
deutschen Wirtschaftsgesetze, von denen die Rechtsentwicklung 
auszugehen hat, sind das Handelsgesetzbuch vom Io. Mai 1897 
und die Gewerbeordnung in der Fassung vom 26. Juli 1900. 
Beide Gesetze sind von der wirtschaftlichen Entwicklung über- 
holt und mußten im Laufe der Jahre durch zahlreiche Neben- 
gesetze ergänzt werden. Da es in der Wirtschafts- und Finanz- 
gesetzgebung an einem einheitlichen Begriff des Gewerbes fehlt, 
empfiehlt es sich dort, wo man bisher von Gewerbe und Gewerbe- 
gesetzgebung zu sprechen pflegte 2), von Wirtschaft und 
Wirtschaftsgesetzgebung zu reden. Wie neben 
die Gewerbefreiheit, die den Betrieb eines Gewerbes gestattet, 
die Gewerbeordnung trat, die sie einschränkte?®), so tritt neben 
de Wirtschaftsfreiheit die Wirtschaftsord- 
nung. Neben das Arbeitsgesetzbuch, mit dessen Vorarbeiten 
begonnen ist, wird ein Wirtschaftsgesetzbuch treten müssen. 
Denn das für das Wirtschaftsleben geltende Recht bedarf eben- 


1) Herkner, Arbeit und Arbeitsteilung. Grundriß der Sozialökonomik. II. 
Abteilung (1914) S. 170; Elster, Was ist Arbeit ? Jahrbücher f. Nationalökonomie 
(1919), Bd. 112, S. 627. Dochow, Wirtschaftsrecht. Leipziger Zeitschr. í. 
Deutsches Recht 1920, S. 556. 

!) Meyer-Dochow, Deutsches Verwaltungsrecht (1913) * S. 266; Meyer- 
Loening, Art. Gewerbegesetzgebung, Handwörterbuch d. Staatswissenschaften 3 
Bd. 4, S. 907. 

3) v. Sarway, Allgemeines Verwaltungsrecht 1887, S. 132. 
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falls dringend der Ueberarbeitung und der Zusammenfassung. 
Das Reichsjustizministerium hat eine Durchprüfung des Handels- 
gesetzbuches in unbestimmte Aussicht gestellt. Damit ist aber 
nicht viel geholfen. Wenn man nur die neuen gesellschaftlichen 
Organisationsformen berücksichtigen will, so, bedarf es schon 
aus diesem Grunde allein einer weitgehenden Umgestaltung 
des Handelsgesetzbuches). Der Rest der Gewerbeordnung, der 
noch bleibt, wenn die arbeiterrechtlichen Bestimmungen aus 
ihr herausgenommen und dem Arbeitsgesetzbuch eingefügt sind, 
die zahlreichen, sie ergänzenden Nebengesetze, aus denen voraus- 
sichtlich die Strafbestimmungen herausgenommen und dem 
neuen Reichsstrafgesetzbuch eingefügt werden sollen, die neuen 
land- und bergwirtschaftlichen Verwaltungsgesetze bedürfen der 
Zusammenfassung und Vereinheitlichung, wenn die von ihnen 
Betroffenen in die Lage kommen sollen, zu wissen, was nun 
eigentlich Rechtens ist 5). Die nach der Revolution lebhaft ein- 
setzende Gesetzgebung genügte nach Form und Inhalt nicht 
durchweg den Anforderungen, die man bisher an deutsche 
Gesetzgebung zu stellen pflegte. Erst allmählich ist man wieder 
dazu übergegangen, Gesetze und Verordnungen nicht einfach 
mit sofortiger Gesetzeskraft im Reichsgesetzblatt zu veröffent- 
lichen, sondern man gibt den Entwürfen an die verfassung- 
gebende Nationalversammlung amtliche Begründungen bei und 
bietet den im Wirtschaftsleben tätigen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern Gelegenheit, zu ihnen Stellung zu nehmen. . 

Die Ordnung des Wirtschaftslebens is 
Reichsangelegenheit. Land- und Forstwirtschaft, Bergbau und 
Industrie, Handel und Verkehr im Groß- und Kleinbetrieb 
können zum Gegenstand der Reichsgesetzgebung gemacht wer- 
den. Eine scharfe Trennung dieser Wirtschaftsgebiete ist nicht 
mehr durchführbar. Das Einkommensteuergesetz vom 29. März 
1920 unterscheidet in $$ 6 und 7 noch Einkommen aus Grund- 
besitz, wozu es die Einkünfte aus dem Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft rechnet, und aus Gewerbebetrieb, wozu die 


4) Geiler, Gesellschaftliche Organisationsformen des neuen Wirtschaits- 
rechts. 1919. 3 

5) Kern, Was ist Rechtens? Ein Ueberblick über die Grundlagen der im 
Reich geltenden Gesetze und Verordnungen, insbesondere der wirtschaftlichen 
Bestimmungen. Deutsche Juristenzeitung (1920), Bd. 25, S. 271; Jacobi, Das 
Verordnungsrecht im Reiche seit dem November 1918. Archiv d. öffentl. Rechts 
(1920), Bd. 39, S. 273. 
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Einnahmen aus gewerblichen Unternehmungen gehören. Land- 
wirtschaft und Bergbau unterstehen zwar der Reichsgewerbe- 
ordnung nicht, sind aber deshalb doch gewerbliche Unterneh- 
mungen, weil sie wie andere Gewerbe als selbständige und er- 
laubte Tätigkeit zum Erwerb ausgeübt werden. Gegenstand 
desselben Unternehmens können z. B. sein: Gewinnung, Be- 
arbeitung und Vertrieb sämtlicher Erzeugnisse der Montan- 
industrie und der Landwirtschaft, Betrieb der See- und Binnen- 
schiffahrt und aller hiermit in Verbindung zu bringender Ge- 
schäfte. Industrielle Unternehmungen bearbeiten land- und 
lorstwirtschaftliche Erzeugnisse, die sie in eigenen Nebenbe- 
trieben gewinnen und betreiben in größerem Umfange Landwirt- 
schaft auch über den eigenen oder den Bedarf ihrer Arbeiter 
hinaus ô). 

Die Zuständigkeit des Reiches zur Wirtschaftsgesetzgebung 
ergibt sich aus der Reichsverfassung Art. 6—1o 7). Den Inhalt 
der Gesetze und Verordnungen des Reichs nebst den ergänzenden 
Bestimmungen der Landesgesetzgebung, die wirtschaftliche An- 
gelegenheiten zum Gegenstand haben, bezeichnen wir als Wirt- 
schaftsrecht. Nach Art. ı5I ist die Wirtschaftsfreiheit 
nach Maßgabe der Reichsgesetze gewährleistet 8), und diese 
verlangen Rücksichtnahme auf die anderen. Die Art. 152—154 
gewährleisten die Vertragsfreiheit, das Eigentum und das Erb- 
recht, wobei zu beachten ist, daß die guten Sitten zu wahren sind, 
daß das Eigentum verpflichtet und daß dem Staate ein Anteil 
am Erbgut zusteht. Gesetzlicher Regelung unterliegen nach 
Art. 155 die Verteilung und Nutzung des Bodens und nach 
Art. 156 die Vergesellschaftung. 


I. Land- und Forstwirtschaft. 


| Die Landwirtschaft bezweckt die Gewinnung pflanz- 
licher und tierischer Erzeugnisse durch zweckentsprechende Ver- 
wertung nutzbarer Grundstücke °). Die Landwirtschaft umfaßt 


ne 

) Dochow, Landwirtschaftliche Nebenbetriebe, Holdheims Monatsschrift 
für Handelsrecht (1919), Bd. 38, S. 40. 

‘) Zweckentsprechende Erläuterungen zu Art. 6—10 bei Giese, Reichs- 
verfassung (1920) %, S. 78. 

') Nach Art. 111 hat jeder das Recht, jeden Nahrungszweig zu 
betreiben. 

") Dochow, Landarbeitsrecht. Jahrbücher f. Nationalökonomie (1919), 
Ba. 113, S. 136. 
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feld-, wald- und viehwirtschaftlichen Betrieb. Waldwirtschaft- 
licher Betrieb ist Nutzung aus Waldgrundstücken. Forst- 
wirtschaft ist waldwirtschaftlicher Großbetrieb, vorwiegend 
Holzwirtschaft. Die Nebenbetriebe der Land- und Forstwirtschaft 
dienen der Weiterverarbeitung in den Hauptbetrieben gewonnener 
Erzeugnisse. Die neue Wirtschaftsgesetzgebung räumt der Land- 
wirtschaft, die der Gewerbeordnung nicht untersteht, keine 
Sonderstellung mehr ein. 

Die vorläufige Landarbeitsordnung vom 24 Ja- 
nuar IgIg greift zwar in den landwirtschaftlichen Betrieb regelnd 
ein, ist aber kein Wirtschafts-,sonderneinArbeitergesetz. 
Sie legt gesetzlich fest, was zum Teil schon ohne Zwang in land- 
wirtschaftlichen Betrieben durchgeführt wurde, enthält aber 
auch Neuerungen, die bisher nur für industrielle Betriebe galten. 
Wichtig und nicht nur für die Uebergangsverwaltung von Be- 
deutung ist die Bundesratsverordnung vom 15. März 1918 über 
den Verkehr mit Grundstücken, die bestimmt, daß 
Grundstücke von gewisser Größe nicht ohne vorher erteilte 
Genehmigung der zuständigen Behörde aufgelassen werden dür- 
fen. Dadurch wird ungeeigneten Personen — Nichtlandwirten — 
der Erwerb und die Bewirtschaftung landwirtschaftlich nutz- 
barer Grundstücke erschwert, die voraussichtlich nicht in der 
Lage sind, die Landwirtschaft den Ansprüchen der Allgemein- 
heit entsprechend zu betreiben. Den Forderungen des Art. 155 
der Reichsverfassung, wonach die Verteilung und Nutzung des 
Bodens von Staats wegen überwacht werden soll, um Miß- 
brauch zu verhüten, entspricht auch die Verordnung über 
die Sicherung der Landbewirtschaftung vom 
4. Februar 1919 !%). Weigert sich der Nutzungsberechtigte, ein 
Grundstück so zu bewirtschaften, wie es die Verwaltung wünscht, 
dann kann ihm die Nutzung entzogen werden. 

Am 29. Januar 1919 wurde mit Gesetzeskraft vom gleichen 
Tage durch den Rat der Volksbeauftragten die Verordnung zur 
Beschaffung von landwirtschaftlichem Siedlungsland erlassen. 
Gegen diese Verordnung erhob sich lebhafter Widerspruch, der 
dazu führte, daß sie noch einmal durchberaten und in einzelnen 
Punkten abgeändert als Reichssiedlungsgesetz vom 
II. August IgIg neu veröffentlicht wurde. Nun kann Land 


10) Abgeändert durch Verordnung vom ız. August ıgıg. — Dochow 
Landarbeitsrecht. Jahrb. S. 139. 
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für neue Siedlungen beschafft und bestehenden kann die Mög- 
lichkeit gegeben werden, sich zu erweitern. In erster Linie sollen 
Staatsdomänen und Moor- und Oedland bereitgestellt werden. 
Landwirtschaftlichen Arbeitern soll auf Wunsch Land in Pacht 
gegeben werden. Die Schwierigkeiten, die einer zweckent- 
sprechenden Siedlung zur Zeit entgegenstehen, sind so groß, 
daß in absehbarer Zeit mehr Land zur Verfügung stehen wird, 
als verwertet werden kann. Zur Enteignung wird man zunächst 


„nicht zu greifen brauchen, da der Großgrundbesitz freiwillig 


genügend Land abgibt. Es ist unwahrscheinlich, daß der Groß- 
grundbesitz unter den jetzigen Verhältnissen durch die Pflicht, 
Land für Siedlungszwecke abtreten zu müssen, in seiner Betriebs- 
führung stark beschränkt wird, wenn er mit einer Verringerung 
des Grundbesitzes rechnen muß, auf den er den Betrieb ein- 
gestellt hat. Dagegen ist es wahrscheinlich, daß manchem 
Kleingrundbesitzer, der Land zukaufen kann, die bessere Aus- 
nützung seines Inventars erleichtert wird. 

Solange die Preise für lebendes und totes Inventar so hoch 
sind, wie zur Zeit, ist an eine umfangreiche Siedlungstätigkeit 


nicht zu denken. 


Il. Bergbau und Industrie. 


Nach der Reichsverfassung Art. 716 hat das Reich die 
Gesetzgebung über Gewerbe und Bergbau. Die Gewerbeordnung 
findet nach $ 6 keine Anwendung auf das Bergwesen, wozu 
man die eigentlichen Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanstalten, 
unterirdisch betriebenen Brüche und Gruben zu rechnen pflegt "). 
Von einer reichsrechtlichen Regelung des Bergrechts war bisher 
abgesehen 12), der Weg für den Erlaß eines Reichsberggesetzes 
ist nun frei 28), | 

Bergbau im eigentlichen Sinne ist die auf Gewinnung 
nutzbarer Mineralien durch unterirdische Arbeit gerichtete 
Tätigkeit. Danach rechtfertigt sich auch die Trennung in Ge- 
werbe und Bergbau, die auch von der staatswissenschaftlichen 


— m 


1) v, Landmann, Gewerbeordnung $ 6 !?; Hoffmann $ 6 1, 

) EG. zum BGB. Art. 67. 

13) Nach einer Mitteilung der Deutschen Allgemeinen Zeitung vom 13. 
März 1920 Nr. 134 will das Reichswirtschaftsministerium die Vorarbeiten für 
ein zu erlassendes Reichsgesetz demnächst in die Wege leiten. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 48. ı. 17 
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Methode des Verwaltungsrechts beibehalten wurde *), wie denn 
auch jetzt noch die Finanzgesetzgebung unter dem Einkommen 
aus Gewerbebetrieb die Einnahmen aus gewerblichen oder 
bergbaulichen Unternehmungen unterscheidet 15). Die Entwick- 
lung des Wirtschaftslebens, der die Wirtschaftsgesetzgebung sich 
doch anpassen sollte, führt zu einer Erweiterung des Bergrechts, 
zu einem Bergwirtschaftsrecht. Durch Gesetz und 
Verordnung ist man dazu übergegangen, nicht nur die Gewinnung 
von Bodenbestandteilen, sondern auch ihre Verwertung, ihre 
Bewirtschaftung zu regeln. Dazu führte die Verbindung von 
Bergbau und Industrie in denselben Betrieben, vielfach in 
Verbindung mit Land- und Forstwirtschaft, Handel und Ver- 
kehr. Die Wasser-, Kraft- und Wegenutzung zwang zur Rücksicht- 
nahme auf die anderen Gewerbe !%). Man kann wohl annehmen, 
daß das vom Reich geplante Berggesetz ein Reichsberg- 
wirtschaftsgesetz werden wird. Bis zur einheitlichen 
Regelung bleibt die Landesgesetzgebung zuständig, soweit nicht 
das Reich durch Einzelgesetze vorgreift. Im Vordergrunde 
steht zur Zeit die gesetzliche Regelung der Gewinnung und 
Verwertung von Kohle, Kali und Eisen. 

Die Sozialisierungsgesetzgebung vom 23. März 1919 be- 
stimmte, daß das Reich befugt ist, im Wege der Gesetzgebung 
für eine Vergesellschaftung geeignete wirtschaftliche Unter- 
nehmungen, insbesondere solche zur Gewinnung von Boden- 
schätzen und zur Ausnutzung von Naturkräften, in Gemein- 
wirtschaft zu überführen, im Falle dringenden Bedürfnisses die 
Herstellung und Verteilung wirtschaftlicher Güter gemeinwirt- 
schaftlich zu regeln. Das Nähere ist besonderen Reichsgesetzen 
vorbehalten. Der Inhalt des Sozialisierungsgesetzes ging in die 
Reichsverfassung Art. I56 über. 

Ein abschließendes Urteil über die Anfänge dieser Soziali- 
sierungsgesetzgebung genannten Gesetze und Verordnungen kann 
noch nicht abgegeben werden 17). Gleichzeitig mit dem Soziali- 
"14 Meyer-Dochow, Deutsches Verwaltungsrecht 4 260. 

15) Einkommensteuergesetz vom 29. März 1920 $ 7. 

16) Nach dem Geschäftsverteilungsplan des Reichswirtschaftsministeriums 
(Drucksache der Nationalversammlung 1920 Nr. 1886) besteht dort in der 
Hauptabteilung A für allgemeine Fragen, Industrie, Handel und Handwerk eine 
Abteilung VII für Kohle und Energieversorgung mit fünf Sektionen: Kohlen- 
wirtschaft, Bergbau, Unterkunft, Energiewirtschaft und Transportfragen. 


17) Kohlenwirtschaftsgesetz vom 23. März 1919 (RGBl. 341), Textaus- 
gaben von Isay, Moses, Lüttich. — Kaliwirtschaftsgesetz vom 24. April 1919 
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sierungsgesetz war das Kohlenwirtschaftsgesetz erlassen worden, 
einen Monat später das Kaliwirtschaftsgesetz. Nach einem 
Jahre, in dem man sich.die Erfahrung mit dem Kohlen- und 
Kaliwirtschaftsgesetz zunutze machen konnte, erschien die 
Eisenwirtschaftsverordnung, der ein Teerproduktengesetz folgen 
soll. Das Gesetz über die Sozialisierung der Elektrizitätswirt- 
schaft vom 3I. Dezember 1919 kündet an, daß bis zum ı. April 
1921 ein Gesetz zur Regelung der Elektrizitätswirtschaft er- 
lassen wird. Bei all diesen Gesetzen, die weitgehende Erwar- 
tungen enttäuscht haben, kann es sich nur um eine vorläufige 
Regelung handeln. Wenn die Regierung den allerdings noch 
in unbestimmte Aussicht gestellten Plan durchführt, das Berg- 
recht reichsrechtlich zu regeln, so wird man dann auch die Kohlen-, 
Kali- und Eisenwirtschaft mit berücksichtigen müssen. Zur 
Zeit steht die Reichsregierung auf dem Standpunkt, daß ein 
Mittelweg gefunden werden müsse, der den allgemeinen Soziali- 
sierungsgedanken mit der Möglichkeit einer Betätigung des 
Unternehmergeistes in einem den volkswirtschaftlichen Interessen 
entsprechenden Maße vereinigt. 

Die neue Wirlschältseesezeebüng für Bergbau und Industrie 
gewährt der Reichsregierung die Möglichkeit, die wirtschaft- 
liche Arbeit planmäßig zu beeinflussen. Sie hat für abgegrenzte 
Wirtschaftsgebiete Selbstverwaltungskörper geschaffen, in denen 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Verbraucher nach den Vor- 
schriften der Regierung zu verwalten haben und zwar nach 
gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen. Sache des Reiches wird 
es sein, einen Plan zu entwerfen, nach dem dies mit Aussicht 
auf Erfolg geschehen kann. 





(RGBI. 413). — Eisenwirtschaftsverordnung (Verordnung über die Regelung 
der Eisenwirtschaft (vom ı. April 1920 (RGBl. 435). Textausgabe von Dochow- 
Gieseke 1920. 


17* 
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Bevölkerungsfragen und Nachkriegsaufgaben 
der Bevölkerungspolitik. 


Von 


HENRIETTE FÜRTH. 


Wir wissen nicht, ob es noch einen Zweck hat, über die Wirmis 
unserer Tage hinaus den Blick der Zukunft unseres Volkes zuzuwenden. 
Trotzdem muß, wer sich als Sachwalter dieser Volkeszukunft fühlt, 
solange noch nicht alle Hoffnung volklicher Fortexistenz geschwunden 
ist, mit sorglichster Aufmerksamkeit all die Probleme und Aufgaben 
ins Auge fassen, die berufen sind, einen entscheidenden Einfluß auf 
die Gestaltung unserer- Volkszukunft auszuüben. In diesem Sinne 
war die Beschäftigung mit dem Bevölkerungsproblem niemals not- 
wendiger als heute. In erschreckender Weise hat der fürchterlichste 
aller Kriege unser Volkstum dezimiert. Millionen hat er draußen im 
Feld und drinnen im Land als Opfer gefordert. Andere Millionen 
wurden unheilbar an Leib und Seele geschädigt. Das trifft uns um so 
schwerer, als es insbesondere das Säuglings- und Kindesalter ist, 
auf das dieser Krieg seine Schrecken losgelassen, das er recht eigentlich 
schon im Mutterleib gezeichnet und verderbt hat. 

Den ganzen Umfang der stattgehabten Schädigung werden uns 
erst die Gesundheits- und Sterblichkeitstafeln kommender Jahre und 
Jahrzehnte vor Augen stellen; doch ist, was bis jetzt an Zahlen- 
und Tatsachenmaterial vorliegt, mehr als ausreichend, um uns das, 
was dieser Krieg rassebiologisch für uns bedeutet hat, wenigstens 
ahnen zu lassen. 

Für die Steigerung der Inlandskrankhaftigkeit und Sterblich- 
keit ist vor allen Dingen die bis zur Stunde infolge der Geldentwertung 
fortgesetzte Hungerblockade verantwortlich zu machen. 

Versuchen wir durch einige Stichproben einen Ueberblick des 
heutigen zahlenmäßigen Standes und Zustandes unserer Bevölkerung 
zu gewinnen. (Da wir uns neben einigen amtlichen Daten vorwiegend 
auf Broschüren- und Zeitungsmaterial stützen müssen, ist es nicht 
ausgeschlossen, daß die eine und andere Ziffer eine nachträgliche Kor- 

rektur erfahren wird. Am Gesamtbild, wie es übereinstimmend nicht 
nur durch die Zahlen, sondern auch durch die gewiß unvoreingenom- 


—— — 
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menen Aussagen von Beobachtern aus den Ententeländern bezeugt 
wird, dürfte dadurch kaum etwas geändert werden.) 

Die Zusammenstellung der Ergebnisse über die Lebendgeborenen 
und Sterbefälle zeigt für das Deutsche Reich in den Jahren. 


(Zahlen des Statistischen Reichsamts) 1915 1916 1917 
(ohne Elsaß- 
Lothringen) 

Lebendgeborene I 382 546 1029484 912109 

davon unehelich 153 143 112 703 104 066 

Sterbefälle (ohne Militärpersonen und ohne 

Totgeborene) I 019 658 960 667 1054 505 
davon im ı. Lebensjahre 231 804 152 862 141 244 
davon unehelich 35 784 26 078 26 746 


Von je 1000 Personen gleichen Alters starben 
in den Jahren im ı. Lebensjahr im Alter v. 1ı—5 J. im Alter von 70 und 


mehr Jahren 
19Io 135,2 13,3 110,3 
1917 147,6 15,9 147,1 
Zunahme 9,7% 19,6 % 33,4 % 


Vom Bayer. Stat. Landesamt (Heft 1/2 des Jahres IgIg seiner 
Zeitschrift. Verl. A. J. Lindauerschen Universitätsbuchhandlung, 
München) liegen vollständige und außerordentlich lehrreiche An- 
gaben über die Entwicklung der bayerischen Bevölkerung während 
des Weltkrieges vor. 

Die Gesamtzahl der geborenen Kinder .betrug 


1013: 207 457, 


1914: 204 707, mithin Ausfall gegen 1913: 2750 = — 13% 
I915: 155 850, ? » > 1913: 51607 = — 24,9% 
1916: 116 508, » > » 1913: 90949 = — 43,8% 
1917: 112 477, ? ’ » 1913: 94980 = — 45,8% 
1918: 114 726, > » ® 1913: 92731 = — 44,7% 


Insgesamt war bis zum Ende des Jahres 1918 ein Geburten- 
ausfall von rund 330 000 festgestellt. Im ganzen wurde der durch den 
Weltkrieg veranlaßte Geburtenausfall für Bayern mit rund 400 000 
Kindern veranschlagt. Das sind etwa 2 volle Jahresgenerationen 
aus der letzten Friedenszeit. 

Die Gesamtzahl der Gestorbenen erhöhte sich von I20 703 im 
Jahr 1913 auf 167 411 in 1918. Im ganzen waren in Bayern bis Ende 
1918 infolge des Krieges etwa 70000 Personen, die nicht 
unmittelbar an der militärischen Kriegfüh- 
tung beteiligt waren, mehr gestorben, als bei 
Fortdauer des Standes der Sterblichkeit vom letzten Friedensjahr 
zu erwarten gewesen wäre. 

Als Endergebnis der gesamten Aufstellung wird hervorgehoben, 
daß sich als Folge des Krieges für Bayern ein Gesamtbevölkerungs- 
verlust in Höhe von rund 550 000, also ein Verlust von mehr als einer 
halben Million Seelen ergibt. 
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Nun zur Erläuterung im einzelnen noch einige Städtezahlen. 


In München 1) betrug die Zahl der Lebendgeborenen 


1915 1916 1917 1918 

10 162 8 354 8 394 9 122 

Zahl der Gestorbenen ohne Totgeb. 9 387 9 422 9755 II 915 
Gestorben im I1. Lebensjahr 1514 I IIO I 189 1541 


In Hamburg stellte sich die Zahl der Geburten und Sterbefälle 
wie folgt: 


1915 1916 1917 1918 
Lebendgeborene 16 278 II 202 9 263 9 674 
Gestorbene ohne Totgeborene (Zi- 

vilpersonen) 12 921 12 340 14 860 15 782 
Darunter im ı. Lebensjahr I 808 1277 1061 I II4 


Auch hier ist wie in München festzustellen, daß an Stelle eines 
Geburten- ein beträchtlicher Sterbeüberschuß getreten ist. 1915 
zeigt München ein Geburtenplus von 775, Hamburg von 3357. Im 
Jahr 1918 finden wir in München ein Sterblichkeitsmehr von 2793, 
in Hamburg von 6108. 


In Berlin ergab sich folgendes Verhältnis der Lebendgeborenen 
zu den Gestorbenen: 


1913 1914 1915 1916 1917 1918 
Lebendgeb. 40 833 37 493 30 993 22 707 18 725 20 228 
Gestorben 28 067 29 664 28 572 27147 34 138 35 764 

Hier ist die Verschiebung geradezu erschreckend. Im letzten 
Friedensjahr übertreffen die Geburten die Sterbefälle um 12766. 
Im Jahr 1915 noch um 2421, während das Jahr 1918 ein Sterblich- 
keitsmehr von 15 536 aufweist. 

In Frankfurt a. M., das sich seit langem durch außerordent- 
lich günstige Sterbeziffern auszeichnete, steht die Sache wie folgt: 
(Zivilstand der Stadt Frankfurt a. M., Hauptzahlen aus den Kriegs- 
jahren I9I4—ıgı8. Frankfurt 1919). | 
Jahr Eheschließungen Leb. Geb. Sterbefälle Mehr Leb. Geb. Mehr Tod. 

ohne Totgeb. 


1914 4264 8651 5203 3448 Ror 
IgI5 2822 6884 5208 1676 == 
1916 2591 5182 5092 90 2 
1917 277! 4490 6034 — 1538 
1918 3233 5009 6702 = 1693 


Auch hier macht sich allmählich der Einfluß der Kriegsnot in 
bedenklicher Weise geltend, obwohl Frankfurt eine der Städte ist, die 
für die Ernährung und insbesondere auch für die Beschaffung von 
Säuglingsmilch außerordentlich viel getan haben. Dem ist es auch 
wohl zuzuschreiben, daß sich die Säuglingssterblichkeit auch während 
der Kriegsjahre auf dem niedrigen Stand der Friedensjahre hielt. Im 


Jahr 1910 ergab sich eine Säuglingssterbeziffer von II,75 %, im 
letzten Friedensjahr (1913) von 10,24%. 


1) Nach Informationen, die Herr Dr. Busch, der Leiter des Stat. Amtes der 
Stadt Frankfurt in dankenswerterWeise bei den betr. stat. Aemtern eingeholt hat. 
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1914 1915 1916 1917 1918 

10,57 % 10,76 % 10,63 % 11,77 % 10,96 % 

Aus einer vom Statistischen Amt der Stadt Köln für die nach- 
benannten Großstädte gemachten Zusammenstellung gehen für 
das Jahr 1917 folgende Relativzahlen der Säuglingssterblichkeit 
hervor. (Die in Klammer eingefügten Zahlen bedeuten die Sterb- 
lichkeit im Jahre 1912): Köln 18,18 (15,16), Berlin 15,73 (14,17), 
Stettin 17,88 (17,51), Magdeburg 19,65 (16,75), Düsseldorf 12,29 
(12,53), Breslau 17,04 (16,32), München 14,16 (13,42), Frankfurt 
11,77 (10,21). 

Frankfurt steht hier am günstigsten, doch zeigen mit Ausnahme 


von Köln und Magdeburg auch die übrigen Städte mindestens bis - 


Ende 1917 keine wesentliche Erhöhung der Säuglingssterblichkeit, 
die in Düsseldorf sogar unter den Friedensstand sinkt. (Ein Um- 
stand, den man wohl mit Recht hier wie in Frankfurt der großzügigen 
Säuglingsfürsorge zuschreiben darf. Damit ist gleichzeitig ein wesent- 
licher Fingerzeig für die reformierende Behandlung der Geburten- 
frage gegeben.) 

Im ganzen ist die Säuglingssterblichkeit des Jahres 1917 um 
2,4% höher als die des letzten Friedensjahres 1913. Dagegen zeigten 
die absoluten und auch die relativen Zahlen der Säuglingssterblich- 
keit in den ersten Kriegsjahren oder vielmehr nach Inkrafttreten 
der ersten Mutterschutzverfügung und Stillprämienaussetzung vom 
3. 12. I9I4 eine weichende Tendenz, die erst und zwar infolge der 
mit der Zeit immer empfindlicher werdenden Kriegsnöte mit dem 
Jahr 1917 eine Umkehrung erfährt, die für die folgende Zeit das 
Schlimmste befürchten läßt. 

Die Tuberkulosesterblichkeit stellt sich wie folgt: 

Es starben an Tuberkulose in 380 deutschen Orten mit mehr 
als 15 000 Einwohnern von je IO 000 Einwohnern: | 


1913 15,7 1916 18,0 
1914 26,0 1917 25,3 
1915 16,8 1918 31,7 


Nimmt man das Jahr 1913 hinsichtlich der Tuberkulosesterb- 
lichkeit als Normaljahr an, so hat sich in den obengenannten Orten 
diese Sterblichkeit vermehrt: 


1914 um 1456 1917 um 27 824 
1915 um 4431 I9I8 um 43 320 
1916 um 8405 
Inder Stadt Berlin war die Tuberkulosesterblichkeit für Männer 
ım 3. Quartal 1917 um 40,1% größer als im 3. Quartal 1915, für 
Frauen zur gleichen Zeit um 91,7% größer. 
Von den klinisch auf Tuberkulose untersuchten Kindern erwiesen 
sich als tuberkulose-infiziert: 
vor dem Krieg während des Krieges 
Säuglinge im 1.3. Monat 0,0 % 2,4 % 
Kinder im 3.—12. Monat 5,0% 7,8 90 
? >» 2. Lebensjahr 12,0 % 23,0 %o 
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Kinder im 3. und 4. Lebensjahr 32,0 % 25,0 % 
» > 5.und ©. > 33,0 % 50,0 % 
» > 7.10 » 47,5 % 56,0 % 
? » 11.—14. » 50,0 % 66,0% 


Von allen unter 14 Jahre alt sezierten Kindern litten an Tuber- 

kulose: 
in den Friedensjahren 1910—1914 = 5—8 vom Hundert 
IgI6 = 44 

Die Zunahme der Sterbefälle von 2—6jährigen (Lic. F. C. Schultze: 
»Die Wirkungen der englischen Hungerblockade auf die deutschen 
Kinder.« Verlag Friedrich Zillessen, Berlin) betrug im Jahre 1917 
49,3% gegenüber den Zahlen von 1913, die der 6—15jährigen 55%. 
Sogar die Sterblichkeit der Ueberfünfzehnjährigen weist eine Zunahme 
von mehr als 40% auf. 

In Berlin steigen die Todesfälle an Krankheiten der Verdauungs- 
organe in den Jahren I9I5—I917 

bei den 3jährigen Kindern: von ı3 auf 3I 


> 8  4—5jährigen >» » 10 » 36 
09 6-10 >? » » 5 > 23 
> > 11-15 > b » I > 3 


Grauenhaft ist die Vermehrung der bezüglichen Todesfälle bei den 
Kleinkindern. Bei den 4—6jährigen verzehnfacht sich die Zahl der 
Todesfälle wegen Brechdurchfall, bei den 6—ıojährigen verachtfacht 
sie sich. 

Für das Jahr 1918 liegen Reichszahlen noch nicht vor. Die Stich- 
proben aus einzelnen Städten ergeben aber wiederum eine wesent- 
liche Steigerung gegen 1917. In Köln stieg die Sterbehäufigkeit der 
6—ıojährigen von 5,38 auf 6,53 im Schuljahr 1917/18, der 11—15- 
jährigen von 2,65 auf 3,81 vom Tausend. Nach einer Publikation 
des Schulhygienikers Adolf Thiele (Die neue Erziehung, Heft 1, S. 36) 
vermehrte sich in einer Knabenvolksschule in Chemnitz die un- 
genügende Ernährung von Schülern von 11,2% im Dezember 1916 
auf 17,1% im Dezember ıgı8. Die Blutarmut stieg von 36,5 auf 
50,9% und die Tuberkulose von 2,9 auf 6,3%. 

Wir sind mit dieser Feststellung bei einem Kapitel angelangt, 
das für die Beurteilung der Bevölkerungsfragen und bevölkerungs- 
politischen Aufgaben ungleich schwerer wiegt als alle Sterblichkeits- 
ziffern. Es ist gewiß nicht gleichgültig zu erfahren, daß sich die 
Sterblichkeit an Lungentuberkulose der Zivilbevölkerung in Preußen 
in folgender Weise gegen 1913 erhöht (vgl. Preuß. Stat. Landesamt): 


Zunahme % In den Städten Zunahme % 
1913 56,9 % 31,7 % = 
1914 58,6 % 3 32,6 % 3,1 
1915 61,0 % 753 34,4 % 8,8 
1916 66,5 °% 17 37,6 % 18,6 
1917 86,2 % 51,6 50,5 % 59,5 


Für 1918 nach Schätzung der wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen Zunahme gegen I9I3: 97 = 70%. Es ist ferner nicht 
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gleichgültig, daß beispielsweise in Berlin die Zahl der an Lungentuber- 
kulose gestorbenen Kinder sich in den Jahren 1915—1917 für die 
Kleinkinder fast verzweiundeinhalbfacht, für die jüngeren Schulkinder 
nahezu verdoppelt, und für die II—ı5jährigen beinahe verdreifacht 
hat. Weitaus bedenklicher als diese traurigen Totenlisten ist aber die 
gesteigerte Krankhaftigkeit, die herabgesetzte Widerstandskraft ins- 
besondere der Kinder und Jugendlichen. In einem Artikel der Frank- 
furter Zeitung heißt es darüber mit Recht: »Die Gründe für die stärkere 
Einwirkung der Folgen der Hungerblockade auf die Kinder liegen 
darin, daß der Erwachsene in sich selbst gegen Nahrungsmittelmangel 
besser geschützt ist. Wie bekannt, kann der erwachsene Mensch 
einige Zeit völligen Hunger vertragen; gesunde Erwachsene sterben 
bei völliger Entziehung fester Nahrung erst nach mehreren Wochen, 
Kinder aber halten erfahrungsgemäß den Hunger nicht so lange aus; 
haben sie doch nicht nur den Status quo zu erhalten, sondern müssen 
einen Teil der Nahrung für das Wachstum hergeben. mn. 
treten bei ihnen die Folgen des Hungers zeitiger ein.« 

Und während z. B. die ?2) »durchschnittliche T oaiae 
lichkeit» Berlins in den Jahren 1913—1916 3375 und im Jahre 1917 
5046 Fälle betrug, sagten Aerzte, die im Armenviertel praktizierten, 
aus, daß die Zahl der Erkrankungen an Tuberkulose im 3. und 4. 
Kriegsjahr gegenüber der Friedenszeit um das vierfache gestiegen 
sei. Man rechnet auf einen Todesfall an Tuberkulose fünf Infektionen 
in der Umgebung. Auf dem Nährboden der Unterernährung gedeiht 
das Uebel noch besser. Alle Tuberkulosefürsorgestellen sind über- 
lastet, die Lungenheilstätten überfüllt. In Breslau stieg die Zahl 
der Patienten des Vereins zur Fürsorge für unbemittelte Lungen- 
kranke von 8692 im letzten Friedensjahr auf 20 669 im Jahre 1917, 
um I9I8 noch weiter anzuwachsen. 

Ungeheuer groß ist neben der Zahl der Erkrankungen an’ Ernäh- 
rungsstörungen die Ausbreitung der Krankheiten, deren Ursache 
zumeist mangelnde Reinlichkeit ist. Hierfür ist das Fehlen von Seife, 
Soda, Warmwasser usw. verantwortlich. Mit großer Sorge erfüllen 
ferner die Mitteilungen über andere Folgen der ungenügenden Er- 
nährung, wie Nachlassen der Leistungen der Kinder in der Schule, 
Gedächtnisschwäche, Unlust zu Bewegungsspielen, Turnen, Wandern 
usw. Die Folgen dieser Erscheinungen werden sich in der Regel noch 
nach Jahren und häufig für das ganze Leben einstellen. Sie wirken 
sich nicht nur aus in geringerer Leistungsfähigkeit, sondern nicht 
selten auch in unmoralischen, ja verbrecherischen Handlungen. Die 
angezogene Schrift bringt eine Reihe von Fällen zur Kenntnis, wo 
der Hunger und die infolge der schlechten Ernährungsverhältnisse 
traurige Lage der Familie Kinder zu Betrügereien und zu Diebstählen 
veranlaßt haben.« 

Das, was bis Ende 1917 zahlenmäßig belegt ist, erscheint aber 
aur als der Auftakt zu dem Schlimmeren, was sich gestern, heute, 
Morgen vor unseren sehenden Augen vollzieht. 


nun 


1) Vgl. Gewerkschaftliche Frauenzeitung, 4. Jahrg. 1919, Nr. 21. 
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Geben wir zur Kennzeichnung des in Deutschland bestehenden 
Elends unsern Gegnern selbst das Wort: 

Unter der bezeichnenden Ueberschrift: »Der deutsche Kindertod. 
Tatsachen über den gegenwärtigen Gesundheitszustand europäischer 
Kinder und die Wirkung auf die Zukunft der zivilisierten Welt« hat 
Capt. J. Atwood Whitacker als Führer einer amerikanischen Studien- 
kommission die von Dr. Thiele, dem Minister der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege in Dresden mitgeteilten Tatsachen über das schreck- 
liche Wüten der Rachitis und andrer Krankheiten unter den Kindern 
der Mittelmächte selbst nachgeprüft. Der Bericht sagt: »In den öffent- 
lichen Schulen Berlins allein siechen über 200 000 Kinder aus Mangel 
an geeigneter Nahrung dahin, Tausende von Kindern sind krank und 
dem Tode nahe — und dies ein Jahr nach dem Waffenstillstand .... 
Ich hätte das Entsetzliche kaum für möglich gehalten, das sich meinen 
Augen bot. Kleine im Wachstum zurückgebliebene krummbeinige, 
hohläugige, unterernährte Kinder standen zum Gruß auf, als wir 
eintraten. 

Als Capt. Whitacker ein Kind nach dem andern aufrief und die 
kleinen Hände ergriff, machte er mich darauf aufmerksam, daß sie 
ausnahmslos eiskalt waren. .Er sah ihnen in die Augen und lenkte 
meine Aufmerksamkeit auf ihre trockene, spröde Haut, die lose und 
schlaff um die Muskeln herumhing, auf den hervortretenden Unter- 
leib und die krummen Beine. Er zeigte uns bei einem der Kinder eine 
starke Drüsenentzündung und machte uns besonders auf die unge- 
wöhnliche Blässe aufmerksam, die starke Blutarmut anzeigte, und 
darauf, daß viele der Kinder, die wir da vor uns sahen, das typische 
Merkmal des allmählichen Verhungerns zeigten; es waren speziell 
diejenigen, bei denen Gesicht, Brust und Glieder ganz ausgemergelt 
erschienen, während der Unterleib stark hervortrat. Ihre hohlen 
Augen, ihre abgezehrten Gesichter, trockene, rissige, schlaffe Haut 
und besonders ıhre allgemeine Mattigkeit waren deutliche Zeichen 
der jahrelangen Unterernährung. »Meiner Meinung nach müßten 
Journalisten und Politiker, die von den Allierten hergesandt wurden, 
um die Zustände in Mitteleuropa nach Abschluß des Waffenstill- 
standes zu untersuchen, und die berichteten, daß die deutschen Kinder 
nicht am Verhungern seien, am Tage des jüngsten Gerichts als Massen- 
mörder hilfloser Kinder angeklagt werden.« 

Was tun? Seien wir vorab so ehrlich, eines zu sagen: Deutsch- 
land kann sich aus eigner Kraft nicht mehr helfen. Kommt man uns 
nicht von außen zu Hilfe, so sind wir verloren. Wir können das um 
so ruhiger aussprechen, als wir wissen, daß unser Tod unweigerlich 
den der ganzen europäischen Völkerfamilie herbeiführen würde und 
daß demnach die Hilfe, die man uns bringen kann, wenn man nur 
will, für alle Helfer ein wesentliches Stück Selbsterhaltung bedeutet. 

So wollen wir hoffen, daß, wenn nichts andres, wenigstens diese 
Einsicht, das Handeln unserer Gegner beeinflussen möge. Jedenfalls 
sind unsere folgenden Darlegungen zur bevölkerungspolitischen Re- 

form nur mit diesem Vorbehalt uns zu bringender Hilfe zu verstehen. 





el 
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Wir können uns bei diesen Darlegungen auf Vorkriegsstandpunkte 
berufen. (Vgl. Fürth, »Der Rückgang der Geburten als soziales Pro- 
blem«, Conradsche Jahrbücher. Dritte Folge Bd. XLV (C). Fürth, 
»Die Bevölkerungspolitik und die Frauen«. Oeffentliche Gesundheits- 
pilege 1917.) Nicht so sehr auf die Z a h l als auf die Besch a ffen- 
heit des Nachwuchses kommt es an. Und es kommt an auf 
die Altersgliederung der Bevölkerung und darauf an, zu prüfen, ob es 
Mittel und Wege gibt, um ohne hohe Geburtenzahlen eine starke und 
gesunde Besetzung der schaffenskräftigsten Altersklassen herbeizufüh- 
ren. Wir sind durch diesen Krieg und seine Folgen ein bettelarmes 
Volk geworden, das vielleicht genötigt sein wird, Millionen seiner 
Volksgenossen darum an die Fremde abzugeben, weil es sie nicht 
mehr ernähren kann. Um so dringlicher ist die Verpflichtung dafür 
Sorge zu tragen, daß durch eine Gesundung von innen heraus Wesen 
und Bestand unseres Volkstums gestärkt und gefestigt werde. Lernen 
wir dabei von unsern Gegnern: Der Krieg hat die Fanatiker hoher 
Geburtenzahlen ad absurdum geführt: Die volk- und geburtenreichen 
Russen sind rasch zusammengebrochen, die von deutschen Chauvi- 
nisten auf den Aussterbeetat gesetzten Franzosen haben eine nie ver- 
mutete Schlagkraft und Widerstandsiähigkeit gezeigt. Das Wunder 
hört auf eines zu sein, wenn wir seinen Ursachen nachgehen. Dazu 
kann uns eine außerordentlich lehrreiche figürliche Darstellung des 
»Altersaufbaus der Bevölkerung in den europäischen und verschie- 
denen außereuropäischen Staaten nach den letzten Volkszählungen« 
helfen, die in dem von Dr. E. Roesle bearbeiteten Sonderkatalog der 
wissenschaftlichen Abteilung der Int. Hygiene-Ausstellung ent- 
halten ist. (Dresden 1911.) In 41 Diagrammen wird hier gezeigt, daß 
die größten Geburtenfrequenzen keineswegs mit den auch nur relativ 
größten Volkszahlen gleichbedeutend sind, und daß manchmal große 
Geburtenfrequenzen zusammen mit außerordentlich ungünstigem 
Altersaufbau der Bevölkerung vorkommen. Frankreich, das in seinem 
Altersaufbau einen besonders gesunden Eindruck macht, hat eine 
niedrigere Geburtenfrequenz als irgendein anderes Land. Noch niedri- 
ger als die Geburts- sind aber, mit Ausnahme der letzten Jahre, die 
Sterberaten, so daß Frankreich in der Besetzung der Altersklassen 
zwischen 20 und 30 Jahren, ausgerechnet auf das 1000 der in der 
betreffenden Altersklasse stehenden Bevölkerung, nur um ein ge- 
ringes hinter Deutschland und England, in der Altersklasse zwischen 
30 und 40 Jahren hinter keinem Lande zurücksteht, während die 
Altersklassen vom 40. Jahre aufwärts in Frankreich stärker besetzt 
sind, als in irgendeinem Lande. Frankreich kommen also seine pro- 
duktiven Menschen weitaus billiger zu stehen als beispielsweise uns. 
Es genießt ferner die Vorteile einer starken Besetzung der für das 
produktive Schaffen ertragsreichsten Jahre zwischen 20 und 45 
bis50. Das sind aber die Jahre, in denen der Mensch der Gemeinschaft 
die auf ihn verwandte Sorge, die für ihn gemachten Aufwendungen 
mit Zins und Zinseszins zurückzahlt bzw. zurückzahlen kann. Des- 
halb ist es das für die volkswirtschaftliche Bilanz Wesentliche, eine 
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Bevölkerungspolitik zu betreiben, bei der die unnütze Sterb- 
lichkeit,aberauch dasunnützeGeborenwerden 
tunlichst gemindert und die stärkereBesetzung der pro- 
duktiven Altersklassen erreicht wird. 

Auch bei uns hatte sich in den letzten Jahrzelnten vor dem 
Krieg eine günstige Verschiebung des Altersaufbaus vollzogen. Aus 
einer bezüglichen Abhandlung des Reichsarbeitsblattes (Jahrg. 9, 
Nr. 5 S. 379 ff.) geht hervor, daß zwischen 1871 und 1910 das Durch- 
schnittsalter für das männliche Geschlecht sich von 35, 58 auf 45, 
das des weiblichen von 38, 45 auf 48 Jahre erhöht hat. Das bedeutet 
(die letzte Erhöhung von 1901 bis 1910 nicht gerechnet) in zwei Jahr- 
zehnten eine Verstärkung des produktiven Alters (15, bis 60. Jahr) 
um 2 Millionen Arbeitsjahre. 

Demnach: keine übermäßige Zahl von Geburten, 
aber gesunde Geburten und Durchführung all 
der Maßnahmen, die zur Verminderung der 
Sterblichkeit, zur Gesundung und Gesund- 
erhaltung des Nachwuchses erforderlich sind. 
Schutz der Schwangeren, der Mütter und Kinder, Verbot der Frauen- 
arbeit in Gift- und sonstigen gefährlichen Industrien (vgl. dazu Mayet: 
Die Krankheits- und Sterblichkeitsverhältnisse der Ortskrankenkasse 
Leipzig; bei Fürth: Die Mutterschaftsversicherung, S. 13, Fischer 
Jena ıgıı). So ist eine Erweiterung des Mutter- und Säuglings- 
schutzes über das Maß dessen hinaus, was das Gesetz vom Sommer 
ıgIg vorsieht notwendig. Dort ist das Wöchnerinnengeld in Höhe 
des Krankengeldes, das ist aber zu niedrig angesetzt. Wir müssen 
dahin kommen, der Wöchnerin ein Wöchnerinnengeld nicht in der 
Höhe des Krankengeldes, sondern in der vollen Höhe des Individual- 
lohnes zuzubilligen. Die Begründung liegt für jeden Denkenden so 
nahe, daß wir sie uns ersparen können. Da ist ferner die Einführung 
der Hauspflege als eine obligatorische Zuwendung zu fordern. End- 
lich muß der Bezug von Stillgeld auf mindestens 6 bis zu 8 Monaten 
erstreckt werden unter der selbstverständlichen Voraussetzung, daß 
die Stillende sich der Kontrolle der Säuglingsfürsorge unterwirft. Auch 
müssen alle Beschränkungen auf versicherungspflichtige Kreise oder 
deren Angehörige fallen und die Wochenfürsorge in allen ihren Teilen 
allen Unbemittelten und Minderbemittelten zugute kommen. Die 
damals auf ein maximales Individualjahreseinkommen von M. 2000 fest- 
gesetzte Bezugsgrenze ist heute als viel zu niedrig zu bezeichnen. 
Aus diesen wie aus anderen im Zusammenhang unserer heutigen Auf- 
gabe nicht zu erörternden Gründen dürfte eine baldige Revision dieses 
Gesetzes unerläßlich sein. 

An die Forderungen allgemeiner Fürsorge reihen sich die beson- 
deren, die im Interesse des unehelichen Kindes zu erheben sind. Es 
handelt sich bei den unehelichen Kindern um eine Volksgruppe, 
die je nachdem zu einem Aktiv- oder Passivposten der Volksbilanz 
werden kann. Zu einem Passivposten, wenn man die unehelichen 
Säuglinge und Kinder so schlecht verpflegt, daß sie in unverhältnis- 
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mäßig hohem Maße dahinsterben. Wenn man sie so schlecht erzieht 
und schult, daß sie die Reihen der ungelernten Berufe und die der 
Verbrecher und Prostituierten füllen, während sie von Haus aus 
geschickt gewesen wären, den schaffenden Kräften des Volkes ein 
wertvoller Zuwachs zu sein. (Vgl. Fürth: Der Unehelichen Schicksal 
und Recht.) Der § 121 der neuen Verfassung hat eine nicht unwesent- 
liche Verbesserung der Rechtsstellung des unehelichen Kindes ge- 
bracht. »Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die 
gleichen Bedingungen für ihre leibliche, seelische und gesellschaft- 
liche Entwicklung zu schaffen wie den ehelichen.« Das klingt sehr 
gut, ist aber nicht mehr als eine Möglichkeit, ein Rahmen, in den 
ein Gewebe von Menschlichkeit und Gerechtigkeit gespannt werden 
kann, wenn es gelingt den Menschen, die diesem Paragraphen in 
näherer gesetzlicher Ausgestaltung Sinn und Inhalt geben und jenen 
anderen, die das Gesetz verlebendigen sollen, den rechten Geist und 
das rechte soziale und menschliche Verständnis einzuflößen. Die 
bezüglichen Verhandlungen in der Nationalversammlung waren wenig 
ermutigend und es wird noch harter Arbeit bedürfen bis das soziale 
und sittliche Vorurteil durch Erwägungen einer höheren Sittlichkeit 
aber auch durch solche volkswirtschaftlicher und rassebiologischer 
Nützlichkeit abgelöst sein wird. 

Zum Abschluß unserer Betrachtungen über den unmittelbaren 
Schutz von Mutter und Kind sei auf ein großzügiges Programm zur 
Geburtenpolitik hingewiesen (Archiv für Frauenkunde und Eugenetik 
Bd. 5, H. ı, Würzburg 1919), das der bekannte Gynäkologe Dr. Max 
Hirsch Berlin unterm 14. Februar 1918 und einen Vorschlag (Staats- 
kinder. Ein Vorschlag zur Bevölkerungspolitik im neuen Deutsch- 
land a. a. O. Bd. IV Heft 3—4) den er am 13. 12. 1918 der preußischen 
Regierung vorgelegt hat. Neben einer fast lückenlosen Rekapitu- 
lation aller rassebiologischen und soziologischen Forderungen zum 
Schutz der Generation begründet Hirsch in wirkungsvoller Weise 
die Notwendigkeit der Sorge für jene, die nicht in der Lage sind für 
sich selbst zu sorgen. »Wer — Mann oder Frau — aus irgendeinem 
Grunde nicht in der Lage ist, das erwartete oder schon vorhandene 
Kind zu ernähren und zu erziehen, dem soll die Möglichkeit gegeben 
sein, es der Allgemeinheit, dem Staate zur Aufzucht zu übergeben.« 
In diesem Zusammenhang fordert er Aufnahmehäuser »für alle Schwan- 
geren welche sie suchen, für alle Neugeborenen, welche ihnen gebracht 
werdens er fordert Kinderhäuser und Mutterhäuser und alle damit in 
Verbindung stehenden Einrichtungen der Fürsorge, der Erziehung 
und des Rechtsschutzes. So viel Bestechendes diese Vorschläge haben, 
und so sehr man dem Grundgedanken zustimmen mag: ihrer heutigen 
Verwirklichung stehen nicht nur unübersteigliche, ökonomische Hin- 
dernisse entgegen, sondern sie sind auch vom Standpunkt sowohl der 
generativen wie der sozialen Verantwortlichkeit in der beabsichtigten 
Ausdehnung zu widerraten. Aufnahme-, Kinder- und Mutterhäuser 
für alle Unehelichen. Dagegen ist nichts zu erinnern. Nehmen wir 
aber der Ehe die Verantwortung und die Sorge für das Kind, so be- 
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rauben wir sie ihres besten Inhalts und ihrer Bu und charakter- 
bildenden Kraft. 


Dem vorgeburtlichen wie dem Wöchnerinnen- und Säuglings- 
schutz muß sich eine Fülle anderer Schutzmaßnahmen gesellen. Auch 
hier nichts Neues, sondern nur ein entsprechender Ausbau von Maß- 
nahmen, die längst vor dem Krieg gefordert worden sind. (Vgl. dazu 
Fürth: Die Bevölkerungspolitik und die Frauen, Fürth: »Die Frauen 
und die Bevölkerungs- und Schutzmittelfragee Archiv für soziale 
Hygiene und Demographie; XI. Bd. ı. H. Leipzig 1915 und Fürth: 
Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, der Krieg und die 
Schutzmittelfrage im Lichte der Bevölkerungspolitik. Zeitschr. f. 
Bek. d. Geschlechtskr. XVI. Bd.) a. a. O. S. 233 und ff. Da ist zu- 
nächst die Bekämpfung der Geschlechtskankheiten. Genaue ziffern- 
mäßige Angaben über die durch Geschlechtskrankheiten verursachte 
Geburtenminderung liegen nicht vor. Man geht aber nicht fehl, wenn 
man diese Minderung auf Hunderttausende schätzt (vgl. Blaschko- 
Fischer: Einfluß der sozialen Lage auf die Geschlechtskrankheiten 
in Krankheit und Soziale Lage, München 1913). Schlimmer als die 
Geburtenminderung ist aber, daß die unter Einwirkung der Geschlechts- 
krankheiten geborenen Kinder als ein minderwertiges und in weitem 
Umfang lebensuntaugliches Menschenmaterial zu kennzeichnen sind. 
»Von der überlebenden Nachkommenschaft trägt ein Teil trotz zweck- 
mäßiger Behandlung dauernd Zeichen schwerster körperlicher oder 
psychischer Entartung in der Gestalt von Zwergwuchs, Taubstumm- 
heit, Lähmung, Idiotie usw. davon, nur ein Bruchteil wird wieder- 
hergestellt und dauernd lebenskräftig. (Blaschko: Hygiene der Pro- 
stitution und venerischen Krankheiten, Jena 1900.) Die venerische 
Gefahr ist infolge der Kriegsverhältnisse übergroß geworden. Die 
Durchseuchung hat Auch solche Kreise ergriffen, die, wie die Arbeiter- 
schaft und insbesondere die Landbevölkerung vordem durch ıhre 
ganze soziale und familienhafte Struktur vergleichsweise unberührt 
geblieben waren. So ist hier eine auf Beratungs- und Fürsorgestellen 
gestützte, ausschließlich nach sanitären und sozialen Gesichtspunkten 
orientierte gesetzliche Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten und 
besonders auch eine dementsprechende Behandlung der Schutzmittel- 
frage zu fordern. Ein bezüglicher Gesetzentwurf liegt der National- 
versammlung vor. Er enthält wichtige Verbesserungsvorschläge in 
bezug auf die Wohnfrage der Prostituierten, zur Verhütung der Ueber- 
tragung venerischer Erkrankungen usw. (vgl. Fürth: Die Bekämp- 
fung der Geschlechtskrankheiten und die Gesetzgebung, GIeIchneze 
30. Jahrgang 1920, Nr. 3—13). SEs 

Zu fordern ist ferner die obligatorische Beibringung eines N 
heitszeugnisses vor der Eheschließung, sowie jenes ganze System 
von Schutzmaßnahmen, das in Gestalt von erziehlicher Beeinflussung, 
von Wohnungs- und Emährungsfürsorge dazu angetan ist, den Boden 
zu schaffen, auf dem ein gesundes und ae Geschlecht 
heranwachsen kann. 
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Fassen wir zusammen: Nicht hohe Geburtenzahlen, 
sondern eine die volkliche Existenz und ihren Auf- 
stiegsichernde mäßige Zahl gesundGeborener 
tut uns not. Nicht hohe Geburtenzahlen, sondern niedrige Sterbe- 
ziffern, sondern Maßnahmen, durch die 

1. die Geburt Lebensuntauglicher verhütet, 

2. das Gesundgeborenwerden ermöglicht, 

3. die Sterblichkeit vermindert, d. h. aber alles Geborene in 

sorglichster Weise herangepflegt, 

4. alle Schädigungsmöglichkeiten durch Berufsgefährdung, Woh- 

nungs- und Ermmährungsmängel tunlichst ausgeschaltet und 

5. durch erziehliche Fürsorge ein an Leib und Seele gesundes, 

lebenstüchtiges und charaktervolles Geschlecht herangepflcegt 
werden kann. 

Wir haben in flüchtigen Strichen die zur Erreichung dieses Zieles 
führenden Wege gekennzeichnet. Sollen wir in die Lage gesetzt werden 
sie zu gehen, das heißt aber die zu ihrer Begehung nötigen Mittel 
aufzubringen, so müssen wir arbeiten, arbeiten und noch einmal 
arbeiten. Wir müssen arbeiten um die Gelder für diese Fürsorge- 
einrichtungen zu gewinnen. Wir müssen arbeiten, um Nahrungs- 
mittel und Rohstoffe bekommen zu können. 

Wir waren vor dem Kriege dabei, auf dem Weg friedlichen Wett- 
bewerbs das in der Welt führende Wirtschaftsvolk zu werden. Upscre 
Tüchtigkeit auf technischem und industriellem Gebiet setzte den 
von uns bezogenen Rohstoffen und Halbfabrikaten soviel Wert zu, 
daß wir z. B. im Jahr ıgıo für I 273 290 Tonnen 241 859 000 Mk. 
zahlten und für nur 585 752 ausgeführte Tonnen 225 580 000 Mk. 
bekamen. Wir hatten außerdem beträchtliche Einnahmen aus dem 
blühenden deutschen Transportgewerbe, aus den Zinsen der in deut- 
schem Besitz befindlichen Auslandspapiere, aus den deutschen Geldern, 
die im Ausland in gewinnbringenden Betrieben angelegt waren. 

Der Krieg hat das alles zertrümmert. Bettelarm fristen wir 
heute unser Dasein aus den Resten unserer Wirtschaftsgüter und aus 
dem großen Ausverkauf an Grund und Boden, Haus und Hof und 
nicht zuletzt an Arbeitskraft, der jetzt unterm Zeichen des unseligen 
Valutastandes zugunsten des Auslandes in Deutschland stattfindet. 
Wir können den Tag ausrechnen, an dem wir auch damit fertig sind. 
Dann bleibt uns nichts mehr als unsere etwaige Arbeitskraft und unsere 
Hoffnung auf das heranwachsende Geschlecht. Mehr als je sind 
heute unsere Kinder unser einziger Reichtum. Mehr als je ist es 
unsere dringlichste Aufgabe, diesen Reichtum zu erhalten. 

An diesem Punkte schließt sich der Ring. Wir können es nur, 
wenn wir arbeiten, wenn die Entente uns arbeiten läßt, indem sie 
uns Rohstoffe und Nahrungsmittel zu erträglichen Bedingungen zur 
Verfügung stellt. 

Nun träumen manche (und es sind Volkswirtschaftler unter diesen 
Träumern), daß wir die geschlossene Wirtschaftsweise, die der Krieg 
durch die Blockade uns aufgezwungen hatte, auch für die Zukunft 
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beibehalten könnten. Wir können das. Gewiß! Nur müssen wir 
dann 20 vor unsern 50 Millionen Volksgenossen übers Meer schicken. 
Nur müssen wir dann darauf verzichten, die verbrauchten und ver- 
lorenen Sachgüter (Hausrat, Kleidung usw.) entsprechend zu ersetzen, 
müssen unsre Kriegsbeschädigten, unsere Witwen und Waisen darben 
lassen und uns damit abfinden, ewig in der Schuldknechtschaft unsrer 
Feinde zu verbleiben als ein armes Volk von ackerbauenden Heloten. 
Müssen all den großzügigen hygienischen Volksbildungseinrichtungen 
und kulturellen Gütern entsagen. 

Wollen wir das nicht und wir können das nicht wollen, dann 
müssen wir, selbstverständlich unter Verzicht und strengem Verbot 
jeglicher Luxuseinfuhr, nach ‘wie vor Rohstoffe und Halbfabrikate 
vom Ausland beziehen, ihnen durch unsere Arbeit Wert zusetzen und 
sie in veredeltem Zustand mit gutem Nutzen dem Ausland wieder 
zuführen. Mehr noch als früher müssen wir Qualitätsarbeiter werden, 
aber allemal Arbeiter. Und alle müssen arbeiten. Männer und Frauen. 
Auch die Ehefrauen. 

Es gibt viele (auch Hirsch vertritt in dem angeführten Programm 
diesen Standpunkt) die gerade aus generativen Gründen die Erwerbs- 
arbeit der Ehefrauen widerraten. Die hier auftauchenden Bedenken 
sind nicht abzuweisen. Die Vereinigung von Mutterschaft und Beruf 
ist furchtbar schwer und ist in manchen Fällen undurchführbar. Trotz- 
dem muß sie in der Mehrzahl der Fälle bewerkstelligt werden. Nicht 
nur, weil der Familienvater innerhalb der mittellosen Schichten heute 
nicht mehr in der Lage ist, eine auch nur mäßig große Familie aus eigner 
Kraft zu erhalten, sondern weil wir als Volk gesehen eine so riesen- 
hafte Arbeitslast bewältigen müssen, daß wir nicht eine schaffens- 
kräftige Hand entbehren können. Unsere Haushaltungen sind vom 
Nötigsten entblößt, unsere Warenlager sind leer. Es fehlt an Roh- 
stoffen und guten Maschinen. Unsere Verkehrswege und Werkzeuge, 
unsere Straßen und Häuser sind verwahrlost. Und unsere Menschen ? 
Millionen Schaffenskräftige hat der Krieg gemordet. Andere Millionen 
auf Lebenszeit so geschädigt, daß sie als Arbeitskräfte gar nicht 
oder nicht voll gerechnet werden können. 

Für die alle und ihre Angehörigen gilt es mitzuarbeiten. Alles das muß 
wieder gutgemacht, ausgeglichen, aufgebaut werden. Dabeisoll von den 
utopischen Forderungen der Entente gar nicht weiter die Rede sein. 

Wie sollen wir das schaffen können, wenn nicht alle irgendwie Ar- 
beitsfähigen Hand an’s Werk legen ? So müssen auch die Frauen heran. 

Damit aber ihre generative und hausmütterliche Aufgabe nicht 
notleide, müssen durch zentrale Koch- und Wascheinrichtungen, durch 
konsumgenossenschaftliche Erleichterungen der Hauswirtschaft, durch 
Schulspeisung und Schulfürsorge mannigfacher Art durch den von 
uns näher umgrenzten Mutter- und Säuglingsschutz und endlich durch 
eine großzügige und allseitige Kinderfürsorge die in generativem Inter- 
esse erforderlichen Hilfen und Ergänzungen geschaffen werden. (Vgl. 
Fürth: »Gemeinwirtschaftliche Förderung der Haushaltung und der 
Lebenskraft«, Gesellschaft für soziale Reform, Fischer, Jena 1919.) 
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Examen und Studium der Staatswissenschaften. 
Von 


EDGAR SALIN. 


1. Das staatswissenschaftliche Examen. ` 


In allen Zeiten, in denen das wirtschaftliche Leben im Anstieg 
war, während die geistigen Gebiete brach lagen, ist die Klage erschollen, 
daß der Sinn des Studiums verloren sei. In anderen Zeiten, in denen 
die Wirtschaft darniederlag, war ebenso verbreitet die ähnliche Klage, 
daß das Studium nur noch um des Brotes willen getrieben werde. 
Aus dem Ertönen dieser Klage in Blüte und Verfall der Wirtschaft 
geht deutlich hervor, daß nicht die Wirtschaft es ist, die das geistige 
Leben verursacht oder gar seine Höhe oder Tiefe verschuldet. Aber 
es läßt sich doch feststellen, daß ein Einfluß der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse zwar nicht auf die geistige Produktion eines Volkes überhaupt, 
aber indirekt auf die Höhe und Dichte des geistigen Lebens an seinen 
Universitäten vorliegt. Es hat den Anschein, daß ein Uebermaß des 
wirtschaftlichen Gedeihens und des wirtschaftlichen Zerfallens gleich 
gefährlich für die Wissenschaft ist, während in den Zeiten eines maß- 
vollen ökonomischen Strebens und einer gesicherten, gleichgewichtigen 
Wirtschaftslage das Leben der Universitäten, durch die Wirtschaft 
am wenigsten berührt wird und in ruhigem Wachstum sich entfalten 
kann. 

Die Zeit vor dem Krieg war äußerlich eine Periode der höchsten Blüte, 
auch der Universitäten. Die jährliche Statistik der Studenten wies 
von Semester zu Semester steigende Zahlen auf, und wenn sich durch 
die Zahl der Studierenden ein Anhaltspunkt für die geistige Regsam- 
keit eis Volkes gewinnen ließe, so wäre es in Deutschland trefflich 
bestellt und müßte noch dauernd besser werden; denn die Zahl der 
Studierenden hat seit dem Kriege nochmals einen gewaltigen Auf- 
schwung genommen und es ist sicher, daß mindestens auf einige Jahre 
hinaus noch kein Abflauen zu erwarten ist. Allein es ist ein offenes 
Geheimnis, vor dem die Universität am wenigsten die Augen verschließt 
und verschließen darf, daß das Steigen der Zahl von einem ebenso 
auffälligen Sinken der Güte begleitet war. Der Sinn der »Bildung« ist 
verloren gegangen, die Verpflichtung zur Universitas ist vergessen, 
— das Ziel des Studiums war schon vor dem Kriege meist nur noch der 
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äußere Schein des Doktor-Titels, der neben dem bunten Tuch als die beste 

. Anwartschaft auf gesellschaftliche Stellung und erheiratbares Vermögen 
galt. Die Kriegsverhältnisse bringen es mit sich, daß das wissenschaft- 
liche Interesse der jetzt Studierenden noch tiefer gesunken ist. Tausende 
von Kriegsteilnehmern sind zurückgekehrt, die keinen anderen Wunsch 
hegen als mit möglichster Beschleunigung Examen zu machen, die in jeder 
ernsthaften wissenschaftlichen Arbeit nur ein lästiges Erschwernis sehen 
und in dem besten Pauker den besten Lehrer, in dem Fach des leich- 
testen Studiums und leichtesten Examens das gesuchte Gebiet ihres 
»Interesses« erblicken. Die nationalökonomische Lehre steht hierbei 
vor der gewissen Aussicht, daß sich der Hauptstrom der Studierenden 
zu ihr ergießen wird. Denn abgesehen von der verständlichen und 
begrüßenswerten Steigerung des Interesses für die Erforschung und Be- 
trachtung wirtschaftlicher Zusammenhänge gilt nach außen die National- 
ökonomie als dasjenige Fach, in dem am leichtesten den Examensan- 
forderungen genügt werden kann. 

Es kann nicht bestritten werden, daß dieser Ruf nicht unverdient 
ist, selbst wenn die Anforderungen an den Studenten der Nationalöko- 
nomie an der Universität X etwas größer sein sollten als an der Uni- 
versität Y. Sieht man sich die auch nicht geringe Zahl von Ar- 
beiten auf dem Gebiet der alten Philologie an, so ist es augen- 
fällig, wie sehr viel höher dort das geistige Niveau der Gesamtheit der 
Dissertationen liegt, selbst wenn im Einzelfall hier bei der Philologie 
einmal eine Arbeit unter das allgemeine Niveau sinkt, dort bei der Na- 
tionalökonomie eine Dissertation das ihre erheblich überragt. Gewiß 
ist der Stoff des klassischen Philologen so edel, daß auch auf den 
schlimmsten Banausen, der sich an ihn wagt, ein Schimmer überstrahlt, 
und gewiß ist in der Grammatik, in der Sprach- und Wort-Vergleichung 
durch eine rein zählende Tätigkeit, wird sie nur wirklich exakt aus- 
geführt, bereits ein wesentlicheres Ergebnis zu erzielen, als jede, selbst 
statistische, nationalökonomische Arbeit durch einfache Material-Samm- 
lung ergeben kann. Allein es unterliegt doch keinem Zweifel, daß 
außerdem die Wissens-Anforderungen, die an den Nationalökonomen 
gestellt werden, erheblich geringer sind, und es dürfte wohl außer dem 
medizinischen und stellenweise dem juristischen Doktor tatsächlich 
heute keinen akademischen Grad geben, der so leicht wie der national- 
ökonomische Doktor erworben werden kann. Will man nicht das Ansehen 
der Wissenschaft, das wahrlich schon tief genug gesunken ist, noch weiter 
untergraben, so muß hier auf Aenderung gesonnen werden. Im Aus- 
land hat schon heute der deutsche Doktortitel seinen Klang verloren. 
Es kann nicht fehlen, daß die »Doktor-Fabrikation« allmählich dazu 
führt, ihm auch ım Inland den letzten Rest von Ansehen zu rauben. Dies 
wäre verhältnismäßig gleichgültig, wenn nur der Titel als solcher dadurch 
an Achtung verlöre. Im Gegenteil wäre kein sonst unschädliches Mittel 
unerwünscht, das die in Deutschland grassierende Fitelsucht vermin- 
dert. Aber es wird mit Recht geschlossen, daß eine Fakultät, die ihre 
höchsten Ehren an Unwissende verleiht, selber auf einer niedrigen gei- 
stigen und sittlichen Stufe steht. Und es geht nicht an, daß weiter die 
eine Universität über die Fehler der anderen die Achsel zuckt und ihre 
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eigene Güte preist; denn das Bildungswesen eines Volkes und zumal 
seine Universitäten bilden eine untrennbare Einheit, und der Aussen- 
stehende bemißt mit Recht die Anforderungen eines Examens nicht 
an der besten Arbeit, die aus der besten Universität hervorgeht, son- 
dern an der schlechtesten, die an irgend einer Universität des Landes 
gerade noch zum Doktorgrad verhilft. Auch der Doktortitel hat seinen 
Grenzwert und jeder Doktorand, der um des Titels willen studiert, 
fühlt sich und wirkt als Grenzkäufer, so lange als das Examen 
durch Willen und Wissen bzw. Nicht-Wissen der Studierenden beein- 
flußt wird. 

Die bisherigen Erwägungen hätten schon vor dem Kriege, ernst- 
haft angestellt und durchdacht, zu einer Aenderung des Promotions- 
wesens führen können. Heute wirken in der gleichen Richtung, die 
Dringlichkeit verstärkend, noch die geänderten finanziellen Verhält- 
nisse. Es war möglich, vor dem Krieg von 6000 Doktoren den Druck 
Ihrer Dissertation zu verlangen, solange eine Arbeit von fünf bis sechs 
Bogen zu drucken nicht mehr als ca. 300 Mk. kostete. Es ist unmöglich, das 
gleiche Ansinnen heute zu stellen, wo bei billigster Berechnung ein 
Bogen 300 Mk. erfordert und mit Gewißheit auf eine weitere Steige- 
rung bis auf mindestens 1000 Mk. Druckkosten für den Bogen zu rechnen 
ist. Der Druck auch der schlechtesten Arbeiten war zudem möglich 
nur, so lange Papier im Ueberfluß, Arbeitskraft in Fülle zur Verfügung 
stand. Er ist unmöglich und unerlaubt, heute, wo keine Hand für un- 
produktive Arbeit angesetzt, kein Rohstoff unnütz vergeudet werden 
darf. Was soll geschehen ? 

Die finanziellen Schwierigkeiten bedrängen alle Fakultäten 
gleichermaßen und es wird ein allen gangbarer Weg gefunden werden 
müssen, der desungeachtet die weitere Veröffentlichung erlaubt. Vor- 
geschlagen ist, wie Gothein dies bereits ıgıı in diesem Archiv ange- 
regt hatte, auf den Druck der gesamten Dissertation zu verzichten und 
nur einen Auszug aus den einzelnen Arbeiten in einem Sammelband 
der Fakultät zu veröffentlichen. Gegen diesen Ausweg sind zwar die ern- 
stesten Bedenken geltend zu machen. Bisher war die Veröffentlichung 
und die damit verbundene Wahrscheinlichkeit der Kritik eine gewisse 
Kontrolle für den Dozenten wie für den Doktoranden, und gerade 
wieder die Arbeiten der alten Philologie, wo nahezu jede Dissertation 
in einer Fachzeitschrift zur Besprechung gelangt, zeigen Wirksamkeit 
und Nutzen dieser Einrichtung. Wird nur noch ein Auszug veröffent- 
licht, so fällt diese Schranke fort; denn es gibt keine Arbeit, und sei 
sie noch so schlecht, aus der sich nicht durch geschickte Streichung 
ein täuschend günstiges Bild herstellen ließe, und es ist daher aus einem 
solchen Auszug keinerlei Rückschluß auf die wirkliche Leistung mög- 
lich. Dennoch wird dieser Weg aller Wahrscheinlichkeit nach beschritten 
werden müssen, da der finanzielle Zwang stärker sein wird als die wissen- 
schaftliche Ratsamkeit. Es muß daher auf anderc Weise die Sicherheit 
geschaffen werden, daß der Wert der Arbeiten sich nicht verringert, 
oder vielmehr auf unserem speziellen Gebiet, der Nationalökonomie, 
von dem jetzigen Tiefstand aus sich wieder hebt. Hiermit kehren wir 
zu den geistigen Nöten unseres engeren Fachgebietes zurück. 

18” 
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Eine geistige Ebbe ist durch Aenderung von Formeln und Orga- 
nisation freilich nicht zu bannen. Und es besteht gewiß ja auch heute 
für den einzelnen Dozenten die Möglichkeit, höhere Anforde- 
rungen an den Prüfling und seine Arbeit zu stellen, so daß nur der 
wirklich »Gelehrte«e mit Rang und Namen eines »Doktors« geehrt 
wird. Aber wer nicht mit Willen die .Augen verschließt, wird 
doch gewahren, daß diese Strenge vor dem Ansturm der Doktoranden 
selten Stand hält, und wer über die Arbeiten anderer Universitäten ge- 
ringschätzig urteilt, sollte zuerst sich fragen, ob er niemals eine Arbeit 
durchgelassen hat, die seinen sonstigen Anforderungen nicht voll ent- 
sprach. Es bleibt nichts anderes übrig, als entweder den Ansturm zu 
verringern oder die Ansprüche ganz allgemein zu erhöhen, wenn nicht, 
ganz abgesehen jetzt von den schädlichen Wirkungen nach außen, rein 
zeitmäßig durch die Beschäftigung mit am Geistigen wenig interessierten 
Doktoranden alle geistige, alle Forscherarbeit unmöglich gemacht wer- 
den soll. Wenn der medizinische Doktorgrad leicht zu erwerben ist, 
so ist dennoch die Gefahr gering, daß ein Unwissender ihn erhalte; 
denn im Staatsexamen ist bereits vorher der Ausweis über Weite und 
Tiefe des Wissens verlangt und gegeben worden. Aehnlich hat der 
Philologe sein Staats-, der Jurist sein Assessor-, der Ingenieur sein 
Diplomexamen, — alles Examina, in denen das Sachwissen geprüft 
und nachgewiesen wird. Der Nationalökonom allein hatte bisher weder 
die Notwendigkeit noch auch nur die Möglichkeit, sich im Examen 
über sein Sachwissen auszuweisen. Im mündlichen Doktorexamen des 
Nationalökonomen konnte und kann nur ein kurzer Ueberblick über 
einen Teil der Wissensgebiete verlangt und gegeben werden, und die 
Doktorarbeit wird immer, vor allem aber gerade dann, wenn die richtigen 
Anforderungen an sie gestellt werden, weniger Buch- oder Sachwissen, 
als eigene Forscherarbeit zu erweisen haben. Soll die Gewähr geschaffen 
werden, daß der Prüfling nicht nur sich auf einige Examensfragen »einge- 
paukt« hat, sondern tatsächlich sein Fachgebiet in vollem Umfang be- 
herrscht, so kann dies nur vermöge eines anderen Examens ge- 
schehen. Wer freilich nur zum Zeitvertreib studiert — aber ihrer wird esim 
kommenden Deutschland wenige geben — mag hören was er will, 
und lernen was er will. Dagegen wer einen akademischen Grad zu 
erwerben wünscht, muß sich in einem eigenen Examen darüber aus- 
weisen, daß er das Sachwissen der verschiedenen Gebiete der Wirt- 
schaftswissenschaft, nicht nur der Theorie, nicht nur der Wirtschafts- 
Kunde, sondern ebenso der -Geschichte, ebenso der Finanzwissenschaft, 
ebenso der Statistik sich angeeignet hat. Er muß ferner und zuvörderst, 
da der frühere Bildungsgang der Studenten hierüber keinerlei Sicher- 
heit mehr gibt, im gleichen Examen nachweisen, daß er eine brauch- 
bare Grundlage allgemeiner Bildung besitzt. Er muß schließlich, ganz 
ebenso wie der Jurist seine volkswirtschaftlichen Kenntnisse zu beweisen 
hat, so seinerseits eine Prüfung in juristischen Fächern, vor allem 
Staats- und Handelsrecht, ablegen. 

Es ist verhältnismäßig gleichgültig, ob dieses Examen, das nach 
der allgemeinen Anerkennung seiner Wunschbarkeit nun endlich 
mit Beschleunigung eingeführt werden sollte, als rein fachliches oder 
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als staatliches Examen gehandhabt wird. Die notwendigen Anfor- 
derungen lassen sich im einen Fall ebensowohl stellen und erfüllen als 
im anderen. Der Vorteil des Staatsexamens läge einerseits darin, 
daß auch Männer der Praxis, vor allem etwa höhere Finanzbeamte 
zur Prüfung hinzugezogen werden können, wodurch der Kreis der 
Prüfenden eine der Prüfung nützliche Erweiterung, der einzelne Prüfer 
eine seiner Arbeit notwendige Erleichterung erfährt; andrerseits darin, 
daß so dieses Examen als Nachweis von Kenntnissen für Staats- und 
Wirtschafts-Beamte verdeutlicht und von dem Universitäts-Examen, dem 
Nachweis wissenschaftlicher Eignung sichtbar geschiedenwird. Injedem 
Falle werden die Schwierigkeiten nicht gering sein. Die Anforderungen 
an die Dozenten, vor allem, wenn Klausurarbeiten zur Einführung ge- 
langen, werden sehr erheblich steigen und es wird sich ihnen nicht 
anders begegnen lassen, als dadurch, daß sämtliche Dozenten, also 
auch die Extraordinarien und Privatdozenten, zur Prüfung herangezogen 
werden. Vielleicht wäre es sogar zweckmäßig, ausschließlich diesen 
das Diplom- bzw. Staatsexamen vorzubehalten, während die Ordinarien 
auf das Doktorexamen zu beschränken sind. 


Es bedarf der Erwägung, ob nicht gleichzeitig die Dauer des 
Studiums zu verlängern und der Nachweis von 8 Semestern Studium, 
darunter mindestens ı Semester praktischer Arbeit in einem landwirt- 
schaftlichen, Bank- oder Industriebetrieb, als Voraussetzung der Mel- 
dung zum Doktor-Examen zu fordern ist. Es wird notwendig werden, diesc 
Fragen gesamt in einer Versammlung aller Nationalökonomie-Dozenten 
zu besprechen und sie durch Vereinbarung untereinander und mit den Mini- 
sterien zuregeln. Die bisherigen Verhältnisse, wonach selbst die äußeren 
Anforderungen (Zahl der Semester und Zahl der Prüfungsfächer) an den 
verschiedenen Universitäten verschieden waren, können nicht weiter 
bestehen bleiben und es wäre erfreulich, wenn sie consensu omnium 
professorum geändert werden könnten, ehe ein — sonst kaum ver- 
meidlicher — staatlicher Eingriff stattfindet. 


Wird ein besonderes Staats- oder Diplomexamen geschaffen, 
nach dessen Bestehen ein besonderer Titel verliehen wird (etwa im 
einen Fall Wirtschaftsassessor, im anderen Diplomökonom), so bleibt 
von selbst der Doktortitel wieder dafür bewahrt, wofür er bestimmt 
war und wovon er sich nie hätte entfernen sollen: für den Nachweis 
selbständiger wissenschaftlicher Forschung und eigener Förderung der 
wissenschaftlichen Lehre. Es wird nur heilsam sein, wenn dadurch die 
Zahl der Doktoranden sich gewaltig mindert; denn im gleichen Ver- 
hältnis wird das Ansehen der geistigen Arbeit steigen, ein Ergebnis 
von nicht geringer und schon an sich erstrebenswerter Bedeutung in 
einer Zeit, die alle geistige Arbeit als Arbeit zweiten Ranges zu werten 
droht. Daß solche. Neuerung auf die finanzielle Lage der Ordi- 
narien, die bisher auf die Bezüge der Doktorprüfung sich stützen konn- 
ten, und mancherorts auch auf die der Bibtiotheken einschneidend 
wirken wird, darf nicht verschwiegen werden. Allein es würden stets 
die finanziellen Gründe zurücktreten müssen, wenn geistige Notwendig- 
keiten es erfordern, und sie sind heute weniger stichhaltig denn je, 
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da ohnedies eine Neuregelung der ganzen Uhniversitätsfinanzen wird 
stattfinden müssen. 

Wir fassen zusammen: 

ı. Staats- oder Diplomexamen. Vorbedingung 6 Se- 
mester Studium, ı Semester Praxis. Prüfungsfächer: sämtliche national- 
ökonomischen Gebiete, Staats- und Handelsrecht, Geschichte. 

2. Doktorexamen. Vorbedingung: Ablegung des Diplom- 
examens, selbständige wissenschaftliche Arbeit. Prüfungsfächer: zwei 
wirtschaftliche Gebiete, dazu obligatorisch: Geschichte und Philosophie. 

Von der Vorbedingung der Ablegung des Diplomexamens sollten 
vereinzelt im Doktorexamen Ausnahmen zugestanden werden, wenn die 
Doktorarbeit eine besondere wissenschaftliche Fähigkeit des Doktor- 
anden erweist, und wenn besondere Gründe vorliegen, die einen Dispens 
angezeigt erscheinen lassen. In diesem Fall muß jedoch die Veröffent- 
lichung der gesamten Doktorarbeit zusammen mit dem Votum 
des Dozenten obligatorisch sein. Die anderen Doktorarbeiten wer- 
den sich zwar bei derartig hohen Anforderungen im Allgemeinen gleich- 
falls in ganzem Umfang zur Veröffentlichung eignen. Es könnte hier 
jedoch in Ausnahmefällen die Genehmigung erteilt werden, daß nur 
ein Auszug der Arbeit, nnter Angabe des referierenden und damit 
verantwortlichen Dozenten und unter Anführung des jeweiligen be- 
sonderen Grundes, zum Druck gelangt. In beiden Fällen ist aus den 


Gebühren des Diplom- bzw. Staatsexamens ein Zuschuß zu den Druck- 
kosten zu leisten. 
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Wenn wir die Einführung eines staatswissenschaftlichen E xa mens 
an die Spitze dieser ganzen Erörterungen stellen, so bedeutet dies nicht, 
daß wir hier die wichtigste, wohl aber: die dringlichste Aufgabe er- 
blicken. Wenn eine Frage spruchreif ist, so ist es sicher die des Exa- 
mens. Es wird niemand in der Dozentenschaft geben, der nicht die 
Unhaltbarkeit der gegenwärtigen Verhältnisse anerkennt, — von 
Handelskammern und Wirtschaftsverbänden wird seit langem die:Ein- 
führung des Diplomexamens gefordert, — und an einigen, wenn nicht 
allen Universitäten besteht sogar eine Mehrheit der Studierenden 
für seine Durchsetzung. Es kann daher kein Zweifel sein, daß hier 
die Linie des geringsten Widerstandes liegt und daß sich unschwer eine 
Uebereinstimmung von Dozenten und Studenten, Staat und Praxis 
in diesem Punkt erzielen ließe. Wenn in der Literatur bisher erstaun- 
lich wenig darüber verlautete, so kann der Grund nur der sein, daß 
man eine Examensänderung nicht ohne Studienänderung für möglich 
hält. Es ist zu untersuchen, wie weit eine solche Verknüpfung sich 
mit Notwendigkeit ergibt. 

Kein Zweifel kann darüber herrschen, daß eine Examensänderung 
auf die Dauer nutzlos sein wird, wenn nicht eine Aenderung des ganzen 
Studiengangs die neuen Examensanforderungen in der Festhaltung 
eines bestimmten Niveaus unterstützt. Es wird daher schon von der 
Examensseite aus die Frage der Studienreform nicht mehr zur Ruhe 
kommen, und es ist die selbständige Betrachtung und Aenderung des 
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Examens überhaupt nur dann zulässig, wenn man sich sagt: um einem 
augenblicklichen Notstand zu begegnen und allerlei krasse Uebelstände 
zu beseitigen, wird besser zunächst einmal schleunigst der andringen- 
den Flut ein Damm entgegengeworfen, als daß man so lange über die 
Regulierung des Stromes berät, bis entweder alles überflutet ist 
oder die Wasser sich verlaufen haben. 

Beraten und Warten ist indessen leider der auch heute noch 
übliche Weg des Handelns. Man mag gegen Plenges!) spitzige 
Ausdrucksweise noch so viel einwenden — die Tatsachen, die er in 
seiner Polemik gegen den Verein für Sozialpolitik anführt, sind schla- 
gend — und es ist nur eine Antwort möglich auf seine Frage: ob es 
denn in Wahrheit nicht der reine Hohn« ist, »wenn im Juni Igıg ein 
Arbeitsplan über neue Schriften aufgestellt wird, über die im Herbst 
IgIg beschlossen werden soll, so daß die neuen Schriften vielleicht 
im Laufe des Jahres 1920 zur Besprechung und Beschlußfassung auf 
der Generalversammlung von 1921 vorliegen ?« Die Tatsachen liegen 
so, daß zumindest.ein volles Jahr versäumt ist und wenn selbst, wie 
wahrscheinlich, schon im Jahre 1920 die Beschlußfassung stattfindet, 
so geht doch noch mindestens ein volles Semester (Sommersemester 
1920) verloren. Nur um dann im Herbst wenigstens ein sofortiges 
Handeln zu ermöglichen und eine Verweisung an neue Kommissionen 
auszuschließen, betonten wir in erster Linie die Notwendigkeit der 
Examensänderung; sie ist möglich, ohne vorherige Aenderung von 
Studiengang und Studienweise, und sie sollte daher durchgeführt 
werden, selbst wenn sich über die andern Fragen noch keine Einigung 
erzielen läßt. Hier wird ohnedies eine Uebergangszeit von 2—3 Se- 
mestern den schon mit einer Doktor-Arbeit beschäftigten Studenten 
zugebilligt werden müssen. Einführung des Verbandsexamens, Ver- 
längerung des Doktorstudiums, genereller Druck der Doktorarbeiten, 
Angabe des verantwortlichen Dozenten ev. unter Veröffentlichung 
seines Votums — das wäre leicht einzuführen und wäre ein besserer und 
würdigerer Schutz gegen alle Mißbräuche als Plenges Anregung: daß 
für verantwortlichen Meldungen Ort und Jahreszahl des Doktors auf 
der Visitenkarte stehen müsse. Die Folge einer solchen Maßregel alle 
wäre nur, daß auf den üblichen, durch das Fehlen des Reserveotfiziers 
ja leergewordenen Visitenkarten Ort, Jahreszahl und bei gutem 
Examen auch die Note des Doktors erscheinen, während verantwort- 
liche Stellen die etwas taugen, sich wie bisher den Mann und nicht den 
Titel besehen werden. Ein solcher Vorschlag verbietet sich daher aus 
sachlichen Gründen. Es muß aber auch gefragt werden, ob es richtig 
war, ihn mit der persönlichen Spitze gegen Heidelberg, Tübingen. 
Greifswald an die Oeffentlichkeit zu bringen und deren Hilfe anzu- 
rufen, ehe nicht innerhalb der Fach-Dozentenschaft alle Mittel zur 
Aenderung erschöpft waren. »Reisedoktoren« und »Doktorfabriken« 
sind ein Unfug, an dessen Beseitigung jeder einzelne Dozent per- 
schaft, Ein Weckruf an den staatswissenschaftlichen Nachwuchs. Essen 1919. 
(Eine Anzeige des Plengeschen Buches wird in Band 47 z dieses Archivs erscheinen.) 
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sönlichst und aus allgemeinem Standesgefühl interessiert ist. Das 
Reisedoktorat ist gerade in Heidelberg, schon vor der Zeit als Plenges 
Schrift erschien, durch eine in ihrer Verallgemeinerung unter den 
heutigen Wirtschaftsverhältnissen durchaus nicht unbedenkliche 
Maßnahme: die Forderung von zwei Semestern Studium an der Uni- 
versität selbst, unmöglich gemacht worden. Die Doktorfabrikation 
ist ein Uebelstand der nahezu allgemein ist, der bedauernswert ist und 
sofortiger Abstellung bedarf — über den aber schmähen doch wohl 
nur der sollte, der nicht unter die »allzumal Sünder« gehört — und 
auch dieser erreicht eine Reform von innen leichter, wenn er nicht 
vorher von außen sich Hilfstruppen holt. . — Wenn aber erst die von 
uns vorgeschlagenen oder ähnliche Kautelen einen jeden Dozenten vor 
allzugroßer Herzensgüte sichern, dann mag auch der geschmähte 
»Reisedoktor« wiederkehren: denn dann wird es den Dozenten nur 
ehren, wenn er eine von ihm in Thema, Inhalt, Richtung nicht 
bestimmte Arbeit unbefangen anerkennt, und es wird den Studenten 
nur ehren, der nach früherem Diplomexamen nun aus wirtschaft- 
licher Tätigkeit heraus die erschwerte Prüfung besteht. 


2. Das staatswiıssenschaftliche Studium. 


Ein Student der sich auf das neue Examen vorbereiten will, wird 
bei Betrachtung seines bisherigen Studienganges sich meistens sagen 
müssen, daß er durchaus ungenügend darauf vorbereitet ist. Und er 
wird die Schuld nur zu kleinerem Teil bei sich selbst finden, darin daB 
er nicht genügend gehört und gearbeitet hat — zu größerem Teil bei 
der Universität, darin daß gar nicht alle verlangten Fächer vorge- 
tragen wurden und daß sich ihm im übrigen zu viel Gelegenheit zum 


Hören, zu wenig Gelegenheit zu intensiver Arbeit in Seminarien u. dgl. 


bot. Der Student ıst im Recht — aber er macht die Universität bzw. 
das Fach für etwas verantwortlich, was weniger Schuld der Dozenten 
als Schuld der Regierungen ist, die weder der Ausdehnung des Wissen- 
schaftsgebietes noch den steigenden Ansprüchen der praktischen Be- 
rufe rechtzeitig Rechnung trugen. 

Wenn im Jahre r918 im Preußischen Abgeordnetenhaus noch 
beantragt ?) werden mußte: »bereits im Rechnungsjahr IgIg die in- 
folge des Krieges unterbrochene Einstellung eines zweiten staats- 
wissenschaftlichen Ordinariats für alle Universitäten durchzuführens, 
so wird dadurch die tragische Lage der staatswissenschaftlichen Di- 
sziplinen beleuchtet. Die ganze Entwicklung des ıg. Jahrhunderts 
hat für die Kultusministerien nicht existiert. Eindruckslos vorüber- 
gerauscht ist die Tatsache, daß es eine historische und eine theo- 
retische Schule gab, die beide einen Anspruch auf Vertretung hatten, 
— eindruckslos die Tatsache, daß das Fach, einst Teilgebiet und An- 
hang juristischer Lehre und Betätigung, von sich aus das ganze Gebiet 
des öffentlichen Lebens erobert und die Aufweisung und Deutung der 
Mechanik von Wirtschaft, Gesellschaft, Staat als Aufgabe neben die 
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Darstellung ihrer juristischen Regelung und ihrer historischen Ent- 
wicklung gesetzt hatte, — eindruckslos die Tatsache, daß der akade- 
misch gebildete Volkswirt neben und vor dem Juristen sich ın allen 
Zweigen der Verwaltung durchzusetzen beginnt. Und heute nach- 
dem die Revolution gewaltsam auch die Anerkennung der gesteigerten 
Bedeutung des Wirtschaftslebens erzwungen hat, nachdem in über- 
hastetem Tempo Versäumtes nachgeholt, die Volkswirtschaftslehre 
nach einer Bestimmung der neuen Reichsverfassung selbst in den 
Schulen gelehrt werden soll, — heute ist die finanzielle Basis der 
Universitäten mit der unseres ganzen Volkes so verknüpft und er- 
schüttert, daß nur für den allerdringlichsten Ausbau Mittel flüssig 
gemacht werden können. 

Aber es wäre falsch der Regierung allein die Schuld für die Un- 
kenntnis des jungen Volkswirts zuzuschieben — mitbeteiligt ist die 
überholte Ausrichtung des ganzen Studiums, die zu ändern Sache der 
Dozentenschaft gewesen wäre. Noch immer geht die staatswissen- 
schaftliche Lehre aus von der Fiktion, es seien junge Gelehrte zu 
erziehen. Die Zeit, da Studenten mit wissenschaftlicher Befähigung 
und wissenschaftlichem Interesse einen wesentlichen Teil der Hörer 
ausmachten, ist aber lange vorüber — und es besteht bereits seit 
Jahren aller Anlaß sich zu entscheiden: Ob man diese Fiktion auf- 
recht erhalten oder die staatswissenschaftliche Lehrweise den ver- 
änderten Verhältnissen anpassen will. Die Aufrechterhaltung der 
Fiktion bedeutet entweder: bei Beibehaltung der jetzigen Examens- 
praxis Ruin des letzten Restes wissenschaftlichen Ansehens und 
dauernde Entsendung volkswirtschaftlicher Doktoren mit völlig 
ungenügenden Kenntnissen auf das wehrlose Opfer, die Volkswirt- 
schaft — oder: bei Wiedereinführung eines wirklichen »Rigorosums« 
und bei Stellung wissenschaftlicher Ansprüche an die Doktorarbeit 
Abströmen der Hauptmenge der Studierenden an die Handelshoch- 
schulen, die ohnedies bereits durch Anträge auf Einführung eines 
Dr. merc ihre Anziehungskraft zu erhöhen suchen. Sieht man jenes 
als moralischen, dieses als physischen Selbstmord an — denn die 
Volkswirtschaftslehre wird nicht als Universitätsfach auf die Dauer 
bestehen, wenn sie auch nur den Anschein mangelnder Selbstachtung 
weiterwuchern läßt, noch wenn sie selbst sich den lebendigen Zu- 
fluß von unten beschneidet, und sie darf nicht hoffen, jemals ihrer 
Lehre Geltung und Verwirklichung zu schaffen, wenn sie selbst sich 
der Einflußnahme auf die junge Generation begibt —, dann bleibt 
nur der zwingende Schluß: daß die Staatswissenschaften die neue 
Aufgabe aufzugreifen und in freier Anpassung die Lösung selbst zu 
finden haben. 

Wenn nicht Gelehrte — was gilt es dann cigentlich auszubilden ? 
Die erste Antwort: es gilt »Menschen zu bilden« ist so selbstverständ- 
liche, so allgemeine und so unverändert gleiche Voraussetzung, daß 
von ihr nicht weiter zu sprechen ist. Die zweite Antwort wenn nach 
der Fachbildung gefragt wird, wird heute wahrscheinlich mit jenem 
wenig schönen Worte jüngster Prägung gegeben werden: »Volkswirte«. 
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Damit ist aber so lange wenig gesagt als man unter einem Volkswirt 
sich auch bei gutem Willen nicht mehr als einen in der »Wirtschaft 
tätigen Menschen mit akademischer Vorbildung« vorstellen kann, 
ohne von seiner Tätigkeit ein näheres Bild zu haben. Wir müssen 
daher weiter fragen, welche wirtschaftliche Tätigkeit es ist, für die 
die Studenten auzsubilden sind. 

Wenn wir nach einem Worte von Landmann-Basel die Summe 
ihrer Tätigkeiten unter »Verwaltung«, genauer: Anwendung des alten 
Verwaltungsrechtes, Beeinflussung der laufenden Verwaltungspraxis 
und Herausbildung des neuen Verwaltungsrechtes zusammenfassen, 
so ist zwar nicht der wirtschaftliche Inhalt, aber die im Recht ge- 
gebene, nicht nur rechtliche, sondern auch wirtschaftliche Form und ` 
Grenze genau bezeichnet. Es sind damit alle diejenigen »Volkswirte« 
ausgeschieden, die dem Aeußern nach wirtschaftlich tätige Akademiker 
sind, in Wirklichkeit aber ihre Stellung nicht auf der Grundlage und 
ohne Benutzung ihrer akademischen Kenntnisse besitzen. — Sie fallen 
für die Verrichtung des Studiums ebensowenig ins Gewicht, wie die 
wohl nicht mehr große Zahl reiner Luxusstudenten. Den Prototyp 
der eigentlichen Volkswirte bildet der Handelskammersyndikus, 
der Verbandssekretär usf. — es sind die gar nicht zahlreichen Be- 
rufe, in denen die Kenntnis der Wirtschaftsorganisation und des 
Wirtschaftsrechtes einen Vorzug des Akademikers vor dem reinen 
Praktiker begründet, gewährleistet und rechtfertigt. Es ist also 
zu fragen, welche Kenntnisse für diesen Volkswirt erforderlich sind. 

Gewiß soll nicht das ganze Studium nach einer Schablone zu- 
geschnitten werden. Aus unsrer Gegenüberstellung des Diplom- und 
des Doktorexamens ist bereits ersichtlich, daß wir uns für den wissen- 
schaftlich interessierten jungen Staatswissenschaftler weiter ein dem 
bisherigen ähnliches Studium denken — derart daß ihm eine Ver- 
bindung mit philosophischen Fächern möglich bleibt oder sogar obli- 
gatorisch wird. Aber selbst wenn man sich nicht entschließt, diese 
scharfe Scheidung der Abschlußexamina vorzunehmen und den Doktor- 
titel dem Wissenschaftler vorzubehalten, selbst wenn ein heute viel 
besprochener und auch von Plenge verfochtener Vorschlag Annahme 
findet: einen verschiedenen Doktortitel je nach der Wahl 
der Examensgebiete zu verleihen (Dr. phil. neben Dr. rer. pol. neben 
Dr. rer. oec., dann aber sicher auch neben Dr. rer. merc.) — es bleiben 
in jedem Falle diese beiden Studientypen, deren einer, der Wissen- 
schaftler (Dr. phil.) das ihm Notwendige auf der Mehrzahl der Universi- 
täten findet, während der andere, der Verwaltungsmann (Dipl. cam., 
Dr. rer. pol., Dr. rer. oec. usw.) unter den heutigen Verhältnissen nur 
ungenügend ausgebildet wird. 

Es sind wirtschaftliche und es sind rechtliche Kenntnisse, deren 
der junge Volkswirt bedarf und die er heute nicht erhält. Rechtlich 
ist es heute üblich, daß er Staatsrecht und Handelsrecht als Neben- 
fächer hört und als Prüfungsfächer wählt. Das genügt nicht für seine 
praktischen Bedürfnisse und noch weniger für seine juristische Aus- 
bildung. Die Praxis fordert von ihm täglich Kenntnis des gesamten 
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Verwaltungsrechtes, aber sie ;fordert vor allem von ihm die Fähig- 
keit eignen juristischen Denkens. Diese ist nicht zu gewinnen in 
staats- und handelsrechtlichen Vorlesungen, die auf die Ausbildung 
der Juristen abgestellt sind, die ihren Hörer römisch- und zivilrechtlich 
ausgebildet erwarten und die daher die Vertrautheit mit der Rechts- 
materie und die gesamte rechtliche Schulung bereits voraussetzen, 
die der junge Volkswirt erst gewinnen soll. Es wäre zwecklos die 
Einrichtung besonderer staats- oder handelsrechtlicher Vorlesungen für 
Nationalökonomen zu fordern — der Stoff der vorgetragen wird ver- ' 
trägt nur geringe Einschränkung, und die juristische Grundlage, die 
der Volkswirt braucht, kann ihm nicht in einer Einleitung zum Staats- 
recht gegeben werden, sondern nur durch zivilrechtliche Schulung. 
Auch der junge Volkswirt wird daher: I. eine Einführung in 
die Rechtswissenschaft hören müssen, der Art nach 
etwa Radbruchs mustergültigem Büchlein verwandt, oder, wo diese 
nicht gelesen wird,eineEnzyklopädie der Rechtswissen- 
schaften; 2. eine mit Uebungen verbundene Uebersicht über 
das Bürgerliche Recht. Hierbei kann ein Entgegenkommen 
der Juristen die nationalökonomischen Interessen weitgehend fördern. 
Es ıst überflüssig, daß dem Nationalökonom das BGB. in der für den 
Juristen angebrachten Breite vorgetragen wird; denn er braucht we- 
niger die Kenntnis und Interpretation der einzelnen Abschnitte und 
Paragraphen, als juristische Schulung, die ihn zu eignem Studium 
und Interpretation befähigt, und einen Ueberblick, der ihm die rich- 
tige Einweisung vorkommender »Fälle« ermöglicht. Ein Antrag der 
nationalökonomischen Studenten der Universität Heidelberg, der 
um eine vier bis fünfstündige Uebersichtsvorlesung über das BGB. 
bittet, weist hier ebenso den Weg wie die jahrelange Praxis verschie- 
dener Handelshochschulen. Nach diesen beiden Vorlesungen ist 
das Studium von Staats-, Verwaltungs- und Handelsrecht auch für 
den Staatswissenschaftler fruchtbar, und es kann erwartet werden, 
daß er mit der Gesamtheit dieser rechtlichen Kenntnisse allen juri- 
stischen Anforderungen die sein späteres Amt an ihn stellt gewachsen ist. 

Wirtschaftlich ist es erheblich schwieriger, den neuen Anforde- 
rungen entsprechend eine wissenschaftliche Erweiterung des Studien- 
bau; vorzunehmen, da hier nicht wie bei der Jurisprudenz eine fertige 
L:hre vorliegt, sondern ein Teil der neuen Gebiete erst ganz am Be- 
ginn dar wissenschaftlichen Durchdringung steht — und selbst für die 
lätesten Fächer wird es heute nicht leicht sein sämtliche Universitäten 
mit berufenen Fachvertretern zu besetzen. VorallemdieStatistik 
ist in den letzten Jahren so bedenklich in den Hintergrund getreten, 
daß hier kaum über Nacht Abhilfe geschaffen werden kann. Es ist aber 
unb>dingt erforderlich, daß der Volkswirt eine gründlichere statistische 
Ausbildung als bisher erhält. Die Quellenkritik, die Fähigkeit in 
Stoff und Zahl den Sinn und die Bedeutung zu erkennen, die der 
wissenschaftliche Nationalökonom in seinem Geschichtsstudium sich 
aneignet, kann der Volkswirt nirgends in ähnlich sicherer und metho- 
disch einwandfreier Weise lernen als bei eingehendem statistischem 
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Studium. Freilich nicht dadurch, daß er ein unwichtiges und ihn lang- 
weilendes Teilgebiet (etwa Versicherungsstatistik) hört, sondern da- 
durch, daß ihm von statistischer Grundlage aus zum drittenmal der 
ganze Komplex des Wirtschaftslebens aufgerollt und durchleuchtet 
wird den ihm die bisherigen Hauptvorlesungen theoretisch und ge- 
schichtlich deuten. Es wird vielleicht möglich sein nach dem Vor- 
bild Münchens Statistik und Gesellschaftslehre in einem Ordinariat 
zu vereinigen. Wo dies aus personalen Gründen ausgeschlossen ist 
oder aus sachlichen Gründen eine andere Verteilung und Vereinigung 
des Stoffes vorgenommen wird (die jetzige Zweizahl der Ordinariate 
an den meisten Universitäten ist allerdings in jedem Fall unhaltbar) 
— Statistik wird immer zu den Lehr- und Prüfungsfächern gehören 
müssen. | 

Wenn wir von Theorie und Wirtschaftskunde und -geschichte, 
von Finanzwissenschaft und den üblichen Spezialvorlesungen bier 
schweigen, so geschieht es nicht deshalb, weil hier alles unverändert 
bleiben sollte, sondern deshalb, weil hier jede Aenderung (vor allem 
Spezialisierung im einzelnen, Vermehrung im großen) stets Sache der 
Person und der Universität ist und sein wird. Wir sprechen nur von 
den Fällen, wo eine Aufnahme neuer Gebiete ganz allgemein als 
Lehr- und Prüfungsfach notwendig erscheint. Wir über- 
gehen als heute selbstverständlich die Wichtigkeit des Ausbaus der 
Finanzwissenschaft: daß sie zu den Lehr- und Prüfungsfächern des 
heutigen Volkswirts in erster Linie gehört und daß hierin keine Uni- 
versität mehr eine Ausnahme bilden dart, braucht kaum betont zu 
werden. Nähere Behandlung bedarf jedoch als einzig völlige Neue- 
rung die Aufnahme der Privatwirtschaftslehre. 

Daß der angehende Volkswirt Privatwirtschaftslehre, Bilanzen- 
kunde u. a. m. hören sollte, wird kaum bestritten werden. Auch daß 
er in der Prüfung seine Kenntnisse in diesen Fächern nachweisen 
sollte, wird allgemein mindestens als wünschbar zugegeben werden. 
Gegen die Uebernahme dieser Disziplinen auf die Universität lassen 
sich aber erhebliche Bedenken geltend machen angesichts des An- 
fangsstadiums wissenschaftlichen Aus- und Aufbaus, in dem sich 
die Mehrzahl dieser Fächer noch befindet. Es wird daher zweckmäßig 
hier keine für alle Universitäten bestimmende Regelung stattfinden, 
sondern jeder einzelnen überlassen bleiben, für welches Vorgehen sıe 
sıch entscheidet. Falls das Gremium der Prüfenden sich nicht auf 
Universitätslehrer beschränkt, wird es beispielsweise durchaus mög- 
lich sein, daß eine Universität noch auf diese Fächer verzichtet und 
einen Handelshochschuldozenten zur Prüfung zuzieht. In anderen 
Fällen wird man zur Einrichtung eines Lektorats greifen u. dgl. m. 

Mit diesen Neueinrichtungen ist der Kreis derjenigen Aufgaben, die 
gemeinsam zu behandeln und zu lösen sind, fest umrissen. Ihre Grenze 
ist gegeben durch die gemeinsamen Erfordernisse von Lehre, Studium, 
Wirtschaft. Sie bestimmen die Ansprüche, denen mindestens Genüge 
zu tun ist, und die Ebene, unter die im Interesse der Sache und des 
Standes weder Lehre noch Prüfung sinken darf. Alles was darüber 
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hinausgeht, ist Sache der Person und der Universität und ist daher 
diesen zu überlassen, wenn anders nicht eine ertötende Einförmig- 
keit an die Stelle der vielfältigen Lebendigkeit unseres Bildungswesens 
treten soll. Es kann daher keiner allgemeinen Entscheidung unter- 
liegen, ob in Zukunft die Seminare gegenüber den Kollegs zu fördern 
sind. Ebenso ist es Sache der Person und der Geldmittel, ob und wie 
nach dem Vorgang von Breslau, Münster, Kiel usw. die Seminare zu 
großen Instituten, und ob zu Forschungs- oder Fachinstituten zu 
erweitern sind. Das einzige was durch Vereinbarung noch geregelt 
werden könnte, wäre eine gewisse Arbeitsteilung zwischen den ver- 
schiedenen Universitäten und Instituten. 

Es läßt sich heute noch nicht übersehen, ob diese Arbeitsteilung 
sich auch auf die Disziplinen erstrecken muß. Esliegt aber durch- 
aus im Bereich der Möglichkeit, daß für die neuen Aufgaben nicht 
genügend Geldmittel zur Verfügung stehen und daß daher nicht alle 
Universitäten gleichzeitig ausgebaut werden können. In diesem Fall 
ist eine Interessenverbindung benachbarter Universitäten unterein- 
ander und eventuell auch mit Handelshochschulen und ihr gemein- 
samer Ausbau das Gegebene (z. B. Bonn-Köln, Freiburg-Heidelberg, 
Würzburg-Erlangen, Gießen-Marburg usw.). Sollte aber auch dieser 
schimmste Notbehelf sich vermeiden lassen — gewiß ist, daß nicht 
mehr wie vor dem Krieg alle Seminar- und nicht einmal alle Universi- 
tätsbibliotheken gleichmäßig ihre Bestände an ausländischer Litera- 
tur vermehren können. Hier ist Spezialisation der einzelnen Universi- 
täten und gegenseitige Zuweisung einschlägigen Materials von Nöten, 
damit wenigstens an einer Stelle die Literatur eines auswärtigen Landes 
gesammelt ist und studiert werden kann. Die großen Kolosse in 
Kiel und Hamburg mögen weiter alles Erreichbare aufnehmen. Für alle 
übrigen Universitäten aber empfiehlt sich, wie bisher gewöhnlich 
als vorzugsweises Arbeitsgebiet die Heimatprovinz gewählt wurde, 
so in Zukunft sich nicht nur auf ein bestimmtes deutsches Gebiet, 
sondern auch auf einen bestimmten Kreis auswärtiger Länder zu be- 
schränken. Der Student der nächsten Zukunft fände dann (bei Ueber- 
nahme oder Ausbau bestehender und Schaffung entsprechender neuer 
Institute und Bibliotheken) etwa in Königsberg ein Institut für Ost- 
preußen und die Randstaaten, in Breslau für Schlesien und Rußland, 
ın München für Bayern und die Donaustaaten, in Freiburg für Baden 
und Schweiz usf. und wenn auch nicht mehr in jeder einzelnen, so 
wäre doch in der Gesamtheit der Universitäten auch in Zukunft die 
Möglichkeit des Studiums der Wirtschaft der Welt gesichert. 


286 


Randglossen zu den neuesten Schriften 
Walther Rathenaus. 


Von 
EMIL LEDERER. 


Da die Schriften Dr. Walter Rathenaus zu immer größerer Bc- 
deutung, nicht nur in der wirtschaftspolitischen Tagesdiskussion, 
sondern auch in der wissenschaftlichen Erörterung, vor allem des 
Sozialisierungsproblemes gelangen, sei in folgendem versucht, einige 
prinzipielle Bemerkungen zu seinen in den letzten Schriften her- 
vortretenden Anschauungen zu machen !). 

In der Schrift »Autonome Wirtschaft« ?2) werden wir wieder an 
das Verdienst Rathenaus erinnert, bereits vor Jahren mitten in der 
Hochblüte des Kapitalismus auf die Unentrinnbarkeit einer durch- 
greifenden Wandlung unserer Wirtschaftsverfassung hingewiesen zu 
haben, insbesondere weil die hochkapitalistische Wirtschaft auch 
ohne die Katastrophe des Krieges »ausgetrocknet« wäre. Denn sie 
hätte nicht die Kraft und Organe gehabt, die notwendigen führenden 
Persönlichkeiten zu produzieren, die soziale Kommunikation, welche 
für die Weiterentwicklung notwendig, zu bewirken und wäre so 
aus Mangel an Elastizität allmählich »verdorrt«. Diese Feststellung 
einer mit dem Wesen der Großorganisation gegebenen Bureaukra- 
tisierung der kapitalistischen Wirtschaft war sehr wesentlich und 
bot für alle sozialistischen Tendenzen starke Argumente. 

Die Schärfe und Klarheit des Gedankens, mehr noch: seiner 
Formulierung zeichnet wie alles, was aus Rathenaus Feder kommt, 
auch diese Schrift aus. Schon im voraus sei bemerkt, daß sich gerade 
in dieser Publikation Rathenau immer: stärker radikalerem So- 
zıalismus auch in dem Sinne nähert, daß er nunmehr — im Gegen- 
satz zu seinen früheren Forderungen — die Enteignung der 





1) »Autonome Wirtschafts (Jena 1919). »Die neue Gesellschafte. »Was 
wird werden ?e (Berlin 1920). Gelegentlich sei auch der Zusammenhang mit 
den früheren Schriften gestreift. 

2) Walter Rathenau, Autonome Wirtschaft. Deutsche Wirtschaft, Heft 16. 
Jena 1919. Eugen Diederichs. 29 S., M. 1.50. 
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Unternehmer, die Aufhebung des privaten Eigentums als unerläß- 
liche Forderung aufstellt. 

Er geht aus von der Weltlage, in welche Deutschland durch den 
Versailler Frieden hineingestellt wurde, und arbeitet folgerichtig 
heraus, daß Deutschland nur mehr über ein Mittel zur Durchsetzung 
seiner Lebensansprüche verfüge: es könne durch eine großzügige 
soziale Neugestaltung auch die Siegerstaaten sozial auflockern und 
andere Schichten mit anderen außenpolitischen Traditionen und Ten- 
denzen zur Herrschaft bringen °). | 

Hinsichtlich der Wirtschaft formuliert hier Rathenau drei Pro- 
bleme bzw. Aufgaben: ı. die Hebung des Wohlstandes, als Sache 
der Wirtschaftsordnung, erreichbar durch Organisation; 2. die Ver- 
teilung des Wohlstandes als Sache der sozialen Gesetzgebung, er- 
reichbar durch Steuer- und Erbrechtsreform; 3. die Hebung der 
Verantwortung als Aufgabe der Wirtschaftsverfassung, erzielbar durch 
Vergeistigung der Arbeit. Logisch unzweckmäßig wäre es,in dieser 
Reihenfolge an das Problem heranzugehen. Da man aber — ins- 
besondere in Weimar — die Schaffung der »neuen Wirtschaft« ver- 
säumt habe, so werde man jetzt den dritten Schritt zuerst machen 
müssen, und infolgedessen werde sich die Umwandlung mit größeren 
Reibungsverlusten und einigen sozialen Gefahren vollziehen. Das 
müsse man nun — bei unserer Situation — in Kauf nehmen. Ein 
Aufschub wäre unmöglich, da ein Fortbestehen der kapitalistischen 
Wirtschaft von den Arbeitern nicht ertragen werde. 

Nicht im Sinne kleinlicher Prioritätssucherei, sondern weil es 
wichtig ist, was an Neuem und Richtigem im Gcdankenkreis Rathe- 
naus zu finden ist, sei zunächst gefragt: Was ist an diesen Thesen 
neu und was ist an ihnen zuzugeben ? Dabei soll die Intensität der 
Gedankenführung nicht bestritten werden, ebensowenig als die packende 
Darstellung, welche so viel zur Propaganda für diejenigen Ideen 
beigetragen haben, die im trockenen, stilistisch weniger glücklichen 
Gewande gelehrter Kpitik nicht in die breiten Kreise der Intellek- 
tuellen zu dringen vermochten. — 

I. Die Hebung des Wohlstandes ist Sache der Wirtschaftsord- 
nung. Das heißt so viel als: eine bloße Verteilung des »Mehrwertes« 
an die Arbeiter vermag eine wesentliche Veränderung der Lebens- 
haltung für die breiten Massen nicht herbeizuführen (auf S. 6, 12 
und passim; cbenso wie in allen früheren Werken Rathenaus). — 
Hat das die sozialistische Lehre je behauptet? Es genügt, auf Las- 
salles Rede über die indirekten Steuern, auf die dort verwendete 
Einkommensstatistik, es genügt, auf den theoretischen Begriff des 
Mehrwerts bei Marx hinzuweisen, um die Uebereinstimmung des 
gesamten wirtschaftlichen Sozialismus mit Rathenau (man könnte 
es auch umgekehrt ausdrücken) in diesem Punkte darzutun. Ra- 
thenau läßt sich vermutlich dadurch irreführen, daß Marx die Mehr- 
wertrate auf 100% annahm; abgesehen davon, daß dies nur eine ganz 
willkürliche, in keiner Weise wörtlich gemeinte These war, muß 

®) Vgl. hierzu meinen Aufsatz: im »Kampf«, Mai 1919- 
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auch nach Marx der ganze Verteilungsapparat, ferner der ganze ge- 
sellschaftliche Verwaltungsapparat, und endlich die ganze ge- ` 
sellschaftliche Akkumulation aus dem »Meh r- 
wert« bestritten werden. Dazu kommt: Diese 100% sind an- 
genommen für die Zeit des Frühkapitalismus, in welchem das un- 
bezahlte Mehrprodukt schon infolge der noch primitiven Technik 
sehr bescheiden, wenngleich, in der Sprache der Arbeitswertlehre 
ausgedrückt, die Verkörperung einer hohen Mehrwertrate ist. 
Mehr noch (Rathenau und der Leser verzeihe die Anführung 
dieser Selbstverständlichkeiten, welche aber durch die Zuspitzung 
der Formulierungen bei Rathenau provoziert werden): der wissen- 
schaftliche Sozialismus behauptet ja geradezu, in einem ‘noch 
viel höheren Maße .als Rathenau die Haltung des Lohnes auf 
einem Niveau, das, historisch zwar veränderlich, im Wesen nur 
Reproduktion einer kümmerlichen Lebensform der Arbeiterschaft ge- 
stattet, und behauptet daher implicite, und auch ausdrücklich, daß 
auch die gleichmäßige Verteilung des gesamten Sozialprodukts im 
Kapitalismus immer noch keine menschenwürdige Existenz für alle 
Menschen gewährleisten würde, weil ja der Kapitalismus, bei aller 
Ueberlegenheit seiner Produktivkräfte gegenüber dem Zunftsystem, 
doch nicht alle in den Natur- und Menschenkräften gegebenen Mög- 
lichkeiten zu entfalten vermag. Ferner: gerade die sozialistische 
Lehre war es, welche — ob mit soviel Recht, als sie es tat, bleibe 
dahingestellt — die Krise in das Zentrum ihrer Betrachtung rückte, 
ja in Konsequenz ihrer theoretischen Anschauung behaupten mußte, 
daß nur die Häufung der faux frais, die Drosselung der Erzeugung 
imstande wäre, die Dauer des industriellen Zyklus zu verlängern, 
die Krise hinauszuschieben. Wie kann bei dieser Wirtschaftsmaschine 
selbst eine gleichmäßige Verteilung der Produktion ein wesentlich- 
besseres Resultat per Kopf ergeben, zumal wenn man alle notwen- 
digen Investitionen, die ja unabhängig von der Wirtschaftsform 
erfolgen müssen, vorweg abzieht? Hier verkennt also Rathenau 
offenkundig das theoretische Gerüst des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus — insbesondere daß dieser erst von der planmäßigen 
und restlosen Ausnutzung aller Produktivkräfte eine wirklich we- 
sentliche Steigerung der nationalen Gütererzeugung erwartet. 

In einem Punkte allerdings hat Rathenau recht: Die Lehre 
des Sozialismus wurde in den Köpfen der Masse gleichsam »abge- 
kürzt«, und von der Verteilung des »Mehrwertes« wird — ohne weitere 
Aenderung des Produktionsaufbaus und -geistes — eine Lösung der 
ökonomischen Frage erwartet. Aber liegt hier etwas anderes vor als 
die bekannte abkürzende, vereinfachende, den Gedanken brutali- 
sierende Stilisierung, welcher jede große Idee ausgesetzt ist und 
ausgesetzt sein muß, wenn sie Massen in Bewegung setzen soll? Um 
eine Parallele zu gebrauchen: auch die große Konzeption der klas- 
sischen Oekonomie ist gewiß nicht von allen Pfuschern und Industrie- 
rittern begriffen worden, die sich für »freie Wirtschaft« einsetzten 
— sie witterten darin lediglich die Möglichkeit schrankenloser Durch- 
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` setzung ihrer robusten Temperamente, ungehemmt von Zunft und 
Staatsgewalt. Da wie dort zeigt sich die »Intrige der Idee«. Aber: 
hätte das alte Wirtschaftssystem zertrümmert werden können, ohne 
diese Egoismen für sich in Bewegung zu setzen? und wäre es ein 
Einwand gegen die Physiokraten und gegen Adam Smith gewesen, 
wenn man gesagt hätte, und empirisch mit Recht gesagt hätte: lassen 
wir die Industrieritter auf die Welt los: das wird nicht die Befreiung 
der.menschlichen Persönlichkeit, sondern die Niedertrampelung vieler 
wertvoller Kräfte bedeuten, die nur im Gehege der Zunft und unter 
dem Schutz der Staatsgewalt gedeihen können ? 

2. Die Verteilung des Wohlstandes trennt 
Rathenau von der Hebung des Wohlstandes als besondere Aufgabe. 
Und das ist richtig, woferne die Neuordnung der Produktivkräfte, 
und das dritte Postulat, die Aufhebung des Unternehmertums nicht 
auf einen Schlag, sondern allmählich geschieht. Die Trennung 
dieser Aufgaben finden wir auch in den Grundsätzen der Soziali- 
sierungskommission, und ebenso in O. Bauers »Weg zum Sozialis- 
mus« Nur wenn man den bolschewistischen Weg der Umformung 
geht, sofort die ganze Produktion in die Hände der Ge- 
sellschaft überführt (von internationalen Verpflichtungen etwa ab- 
gesehen), ist eine Trennung dieser beiden Aufgaben weder erforderlich 
noch praktisch. Es treten dann vielmehr für diejenigen Personen, 
welche sich in die neue soziale Ordnung nicht sofort einz fügen ver- 
mögen, Stützungsaktionen bis zur Anpassung ein. Trotzdem sind 
diese Aufgaben aber doch auch innerlich miteinander verbunden. 
(Darüber später.) 

3. Wichtig jedoch ist der Hinweis darauf, daß Aufhebung der 
»Mehrwertproduktion«, Ausgleichung des Besitzes (wobei ich in hó- 
herem Maße als Rathenau mit der sozialistischen Idee weitgehende 
Verschiedenheit des Einkommen nicht nur für vereinbar, sondern 
geradezu für gefordert erachte), noch nicht die psychische Einwir- 
kung hervorbringe, welche auf den Arbeiter geübt werden müsse, 
um den Wirkungsgrad seiner Arbeit wieder auf die alte Höhe zu 
bringen oder darüber hinaus zu steigern. Das ist tatsächlich das 
entscheidende Problem. Es ist gleichfalls in dem schon genannten 
prinzipiellen Bericht der Sozialisierungskommission (Mehrheitsbericht) 
hervorgehoben. Vielleicht ist es auch gestattet, in diesem Zusammen- 
hang auf meinen Versuch: »Zum sozialpsychischen Habitus der Ge- 
genwart« ©) hinzuweisen, in welchem das psychologische Problem 
des Sozialismus so scharf, als es im Jahre 1913 möglich war, heraus- 
gearbeitet wurde. Indem ich mich auf jenen Versuch beziehe, möchte 
ich die Wichtigkeit der psychologischen Aufgabe, die sich der So- 
zialismus stellen muß, so stark als möglich betonen, und gerade des- 
halb darauf hinweisen, daß sie nicht bloß in der Richtung gesucht 
werden kann, in welcher sie Rathenau sucht: nämlich in der Schaf- 
fung einer Solidarität (S. 15 und passim), die er zu erreichen trachtet 
durch Aufhebung des Unternehmertums, Schaffung von Gilden für 

‘) In diesem Archiv. 
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die einzelnen Wirtschaftszweige, die sich selbst verwalten, und Eigen- 
tümer der Produktion sind *). In diesen Gilden nämlich wird es ja 
“ Unternehmer nicht mehr geben (die Vorbesitzer mögen einige Rechte 
haben, diese werden absterben). Daher werden nur mehr Angestellte 
und Arbeiter einerseits, Vertreter der Allgemeinheit andererseits ein- 
ander gegenüberstehen. Diese werden auf Ausgleich trachten müssen, 
aber ein Interessengegensatz wird trotzdem gegeben sein. Er wird 
nicht gerade die Form des Gegensatzes von Lohn und Profit an- 
nehmen, der Arbeiter wird sich nicht einem Unternehmer gegenüber 
sehen, der sich »von seinen Groschen mästet« — aber das ist bloß 
das Wegfallen eines Negativen, nicht ein neues Positives. Vollends 
die Zusammenfassung der Gilden zu einem zentralen Wirtschafts- 
körper, in welchem die gegenseitige Abhängigkeit aller Wirtschafts- 
zweige in Erscheinung treten wird, wird schwerlich so intensiv wirken, 
daß sie zum individuellen psychologischen Erlebnis der Solidarität 
zu werden vermöchte. Vielmehr muß es Aufgabe der wirtschaftlichen 
Umformung sein: beim einzelnen das Gefühl einer Verknüpfung mit 
der Allgemeinheit zu schaffen, ohne von ihm eine besondere e thi- 
sche Leistung zu fordern. Die Solidarität muß aus der 
Gesamtlage herauswachsen, als Interesse des einzelnen, es 
muß die Möglichkeit, durch egoistisches Handeln zu gewinnen, ge- 
mindert werden, und es muß dadurch die Verbindung mit der Ge- 
samtheit als selbstverständliches »Lebensgefühls er- 
scheinen. Der erste Schritt hiezu ist die Verknüpfung der großen 
Masse zunächst mit den Produktionsmitteln in dem Sinne, daß sie 
nicht mehr einem persönlichen Unternehmer angehören, sondern daß 
sie, die Arbeiter, darüber mit zu verfügen haben, an ihrer Ver- 
waltung mitzuwirken haben, und von ihrer pfleglichen Behandlung 
abhängen. Ein weiterer Schritt ist die Einfügung in eine Verwaltungs- 
gemeinschaft der Straße und der Gemeinde mit allen ihren zu kom- 
munalisierenden und noch zu schaffenden Einrichtungen (besonders 
Kommunalisierung der Wohnungen!) Das vermag allmählich auch 
für die Masse das Gefühl einer sozialen Atmosphäre zu schaffen, 
zumal in den weniger großen Städten, deren Bewohnerschaft glück- 
licherweise ja immer noch die Mehrzahl des deutschen Volkes ist. 
All das ist heute Surrogat, kann aber in einer durch und durch de- 
mokratisierten Wirtschaft und einem demokratisierten Staat das 
Bewußtsein des einzelnen, des Durchschnittsmenschen umwandeln, 
vermag ihm das selbstverständliche Gefühl der Zugehörigkeit und 
durch diese realen Tatsachen und Interessen hindurch auch das 
der Verantwortlichkeit zu geben, wie es durch noch so schöne kon- 
stitutionelle Fabriksysteme innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft 
isoliert natürlich nicht zu schaffen ist. Erst dann kann der von Ra- 


5) Der nähere Aufbau der Gilden ist wohl so wie in den früheren Schriften 
Rathenaus zu denken, wobei aber der sehr wesentliche Unterschied, daß Rá- 
thenau nunmehr (ebenso wie der Mehrheitsbericht der Sozialisierungskom- 
mission) Enteignung der bisherigen Besitzer als unausweichlich ansieht. 
Damit ist einer der wesentlichsten Differenzpunkte beseitigt. 


siehe 
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thenau mit Recht geforderte Anspruch an jedes Mitglied der 
Gesellschaft erhoben und — sobald wieder ein moralischer Grund 
geschaffen und die Verpflichtungen im Bewußtsein anerkannt werden 
— auch erzwungen werden, diesem ethischen Minimum Genüge 
zu leisten. De Grundlage für diese Entwicklung aber wird 
— m. E. — nicht der bloße Wegfall des Unternehmers, nicht die 
Tatsache allein bieten können, daß die Produktionsmittel nunmehr 
Eigentum der Gesamtheit seien. Das kann für den einzelnen Ar- 
beiter eine akademische, theoretische Feststellung sein, in seinem 
Leben muß er in allen Einzelheiten fühlen, in einer anderen Welt, 
nicht in einer kapitalistischen Zwangswelt, sondern in einer realen 
Demokratie zu leben. Ä 

Nachdrücklich jedoch sei hervorgehoben, daß hier Rathenau 
durch die Aufhebung des Unternehmertums, durch die radikale For- 
derung der Enteignung sein früheres gekünsteltes System einer regu- 
lierten kapitalistischen Wirtschaft entschlossen aufgegeben hat. Er 
stellt sich damit in die Reihe des Gildensozialismus, den er jadurch 
seine früheren Schriften, nach der organisatorischen Seite, von der 
Kriegswirtschaft ausgehend, vorbereitet hat, wenngleich er damals 
nicht sehen wollte, daß Privateigentum an Produktionsmitteln und 
Selbstverwaltungseinrichtungen der in den Betrieben Tätigen einen 
Selbstwiderspruch in sich tragen, der auf die Dauer keine solidare, 
sondern im Gegenteil eine von Konflikten zerrissene Wirtschaft 
schaffen müßte. — 

Noch ein Punkt darf als wesentlich nicht übergangen werden: 
Rathenau trennt die hier diskutierten drei Aufgaben scharf vonein- 
ander, und man könnte beinahe meinen, daß er die eine Aufgabe 
ohne die andere für durchführbar erachtet. Rein gedanklich läßt 
sich auch eine solche Trennung vollziehen. Aber in der Realität? 
Gewiß: die Wohlstandsaufgabe, d. h. die Mehrung der Produktion, 
ist kein soziales Problem; gedanklich, theoretisch, kann 
auch der Kapitalismus zur höchsten Produktivität fortschreiten, 
durch bessere Organisation der Produktivkräfte. Aber: In der Realität 
hemmt die soziale Ordnung, die an der heutigen, mit den faux frais 
arbeitenden Wirtschaft hängenden Interessen, letztlich auch die so- 
ziale Hierarchie und die Interessen, die ihre Aufrechterhaltung er- 
fordern, die Entfaltung aller Produktivkräfte. Weiters: Die Aen- 
derung in der Verteilung des in der kapitalistischen Wirtschaft er- 
zielten Sozialprodukts allein kann neuen, ‚allgemeinen Wohlstard 
gewiß nicht schaffen; auch darin hat also Rathenau recht. Aber 
eine radikale Ausgleichung aller Einkommen würde einen so tiefen 
Stand der Produktivkräfte enthüllen, daß die Tendenzen zur Ra- 
tionalisierung übcrmächtig würden, während in der kapitalistischen 
Wirtschaft die Schicht, welche über die Rationalisierung und Ent- 
faltung der Produktivkräfte zu entscheiden und mitunter im 
Interesse gegen die Rationalisierung hat, nur den Ueberfluß, 
aber nicht den Mangel als Erlebnis kennt. Endlich: Die Aufgabe. 
eine neue Verantwortung zu schaffen, hat mit dem materiellen Er- 
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gebnis also der Höhe des Sozialprodukts nichts zu tun, — zunächst 
und auf den ersten Blick. Aber wer wollte verkennen, wie sehr mit 
diesem psychologischen Problem die Arbeitsfreude und damit der 
Arbeitseffekt der ganzen Volkswirtschaft auf das Innigste verknüpft 
ist. Also: Diese drei Probleme können nur in Gedanken, nicht aber 
in der Realität getrennt werden, und der Sozialismus ist ein 
universales Problem gesellschaftlicher, d. h. dann aber nicht nur 
mechanischer, sondern auch sozialer und psychischer Formung, in 
welchem die hier behandelten Aufgaben eingeschlossen sind. 

Wenn man den Gedankengang von Rathenau in die richtige 
Beleuchtung rückt und den Zusammenhang mit den allgemeinwirt- 
schaftlichen und sozialpsychologischen Problemen herstellt, so kommt 
man also zum Gildensozialismus. In der Tat fügt sich Rathenau 
mit dieser Publikation in die Reihe der Gildensozialisten ein, und 
gehört zu den radikalsten Vertretern dieser sozialen Neuordnung. 
Er ist einer der wenigen, welche nicht nur die Dringlichkeit und 
Unentrinnbarkeit dieses neuen Kommenden sieht, sondern auch die 
notwendige Nüchternheit und Schärfe besitzt, um den Weg trotz 
aller Schwierigkeiten zu weisen, weil die bisher geübte Methode — 
nämlich nichts zu tun — auf die Dauer zum Ruin der Volkswirt- 
schaft führen muß. Gerade die Wortführer des privatwirtschaft- 
lichen Prinzips, welche die psychologische Bedeutung des Unter- 
nehmertums nicht müde werden zu betonen, müßten diese Methode 
eigentlich auch auf die Arbeiter anwenden und sich die Frage auf- 

erfen, was zu tun ist, wenn die gesamte Arbeiterschaft eines Landes 
den Sozialismus als Ziel sich bewußt gesteckt hat? Vielleicht mögen 
Rathenaus Schriften gar manchem die Augen öffnen, der bisher allen 
Warnungen und Forderungen von sozialistischer Seite :ablehnend 
gegenüberstand — eine Erwartung, die allerdings dadurch wesentlich 
beeinträchtigt wird, daß Rathenau selbst in den späteren Schriften 
nicht mehr völlig in dieser Linie geblieben ist. — 

In der Schrift »Die neue Gesellschaft« zeichnet Rathenau 
das Bild der Gesellschaft, die sich im Sozialismus nach seiner Durch- 
setzung und Auswirkung herausbilden soll und herausbilden kann 
— woferne die Menschen das ihnen aufgegebene Problem der neuen 

esellschaftsform erfassen und bewältigen. Man kann wohl nicht 
schärfer, als es Rathenau hier tut, die alte Gesellschaft des Kapi- 
talismus ablehnen — aus moralischen Gründen und um des geistigen 
Elends willen, welches mit ihr gegeben war. Man kann nicht hem- 
mungsloser an die Unentrinnbarkeit der sozialen Revolution (aller- 
dings nur: in den besiegten Ländern, während die Siegerstaaten 
mit einem nicht näher erörterten Kompromiß eines Staatssozia- 
lismus für bestimmte Wirtschaftszweige das Auslangen finden sollen) 
glauben, und die ethische Ueberlegenheit der kommenden Wirt- 
schaft, diese als Ganzes genommen verteidigen, als Rathenau. — 
Aber das Bild der »neuen Gesellschaft« ist in seinen Einzelheiten 
gestaltet, als ob es von einem Sykophanten des Kapitals herrührte — 
undzugleich doch bejahtmitdem Enthusiasmusdes beseligten Utopisten. 


Randglossen zu den neuesten Schriften Walter Rathenaus, 293 


Die Voraussetzung, welche Rathenau für die »neue Gesellschafte 
macht, ist die von ihm gezeichnete »autonome Wirtschaft« Also: 
Aufhebung der privaten Vermögen durch Enteignung der privaten 
Betriebe und durch Umgestaltung des Erbrechtes. Dadurch restlose 
Beseitigung des arbeitslosen Einkommens und Kapitalbesitzes. Be- 
schränkung persönlichen Eigentums lediglich auf Gebrauchsgüter. 
Keine Möglichkeit privater Kapitalsanhäufung, Lenkung der Wirt- 
schaft nach demokratischen Methoden. Diese entscheiden über Inhalt 
und Umfang der Produktion. Die Einkommen regeln sich nach An- 
gebot und Nachfrage. Rathenau fragt: Wie sieht es in diesem Lande 
aus? 

Kann man das Bild einer Gesellschaft im voraus konstruieren, 
und zwar — worum es sich hier handelt — nicht die ökonomische 
Form, sondern: die des Geistes, die Entfaltung oder Hemmung der 
menschlichen Seele? In dieser Aufgabe, welche sich Rathenau setzt, 
nimmt er die Fragestellung der Utopisten auf, welche durch Aende- 
rung der menschlichen Einrichtungen nicht nur einem Gerechtig- 
keitsideal Genüge leisten wollten, sondern denen die Formung eines 
neuen menschlichen Typus, einer bessern, edlern Art, einer höhem 
Gesittung vorschwebte. Reicht die Kraft der Vision so weit? Ist 
es möglich, eine Gesellschaft zu sehen, auch in ihrem geistigen 
Gesicht, welche anders ist, als alle geschichtlich überlieferten Vor- 
stellungen und unsere Gegenwart? Sind wir nicht an diese mit un- 
endlich vielem, mit all unseren Bildungs- und Bewußtseinsinhalten 
geknüpft, so daß uns die Möglichkeit des Schauens in die ganz anders 
geartete Zukunft gar nicht gegeben? Und ganz anders geartet ist 
diese Zukunft, welche Rathenau kommen sieht und auch fordert: 
es ist, wie er selbst sagt, eine Welt ohne reiche Leute. 

Worum es sich bei einem solchen Versuch handelt, wird viel- 
leicht klarer, wenn wir fragen: Wie hätte das 17. Jahrhundert in 
Deutschland sich die kapitalistische Zeit vorgestellt, von der es nichts 
wissen konnte, als daß in Handel und Wandel allen persönlichen 
Kräften freier Spielraum werden sollte. Wir wissen, wie diese 
Forderung beurteilt wurde: Man befürchtete ihre Durchsetzung, und 
das ist nur zu begreiflich gewesen in der Zeit fester Bindung. Da 
in dieser Zeit nur die Charlatane und Abenteurer sich dem sozialen 
Wellenspiel überließen, und Freiheit von Bindungen in einer ge- 
hundenen Zeit nur als Zügellosigkeit vorgestellt werden konnte, so 
lag der Schluß nahe, daß laisser faire, laisser aller, mit den Men- 
schen der damaligen Zeit nur möglich werden könne als Anarchie, 
endigend mit dem Zerfall von Sitte und Kultur. Wenn jeder Geld 
verdienen und sich kaufen konnte, was er wollte, wo lag die Gewäl r 
für die Erhaltung der gesellschaftlichen Ordnung, die auf Ein-Ord- 
nung in ein soziales Gefüge, Anerkennung der Obrigkeiten und der 
eignen Berufspflichten sowie auf der Beständigkeit der gc- 
sellschaftlichen Schichtung beruhte? In der Tat, die Durchsetzung 
des liberalen Prinzips im Oekonomischen, Politischen und Sozialen, 
die Atomisierung der Gesellschaft konnte für einen Menschen gc- 
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bundener Zeiten nicht eine neue Ordnung mit ihrem eigentümlichen 
Kulturtypus, sondern nur Anarchie bedeuten ®). 

Wir sehen: Die Angst vor der Anarchie war begründet, und 
insoferne war auch das Festhalten an der Bindung begründet. Hin- 
gegen war nicht vorgestellt, und konnte lebendig nicht vorgestellt 
werden: die neue entfesselte Kraft, die Befreiung, welche nicht nur 
im Wirtschaftlichen, sondern weit darüber hinausgehend, selbst dort, 
wo noch Bindungen bestehen bleiben, eine neue Zeit heraufführte. 
Die französische Revolution — um nur eine historisch abgegrenzte 
und national gefärbte Phase dieses ungeheuren Umwälzungspro- 
zesses zu nennen — konnte doch im Deutschland des 18. Jahrhunderts 
mit all ihren Schrecken und ihren Werten nicht von der lebendigsten 
Imagination vorgestellt werden, höchstens soweit sie negativ, 
d. h. Zerstörung des Bestehenden, war. Das gilt ja sogar von er- 
leuchteten Zeitgenossen der französischen Revolution! 

So knüpft auch, was zunächst gesagt werden kann, bei aller 
Phantasie für Realitäten, welche Rathenau besitzt, wie nicht an- 
ders möglich, das Bild der »neuen Gesellschaft« an die unsere an. 
Es ist kurz gesagt: eine kapitalistische Gesellschaft ohne Reiche, 
welche Rathenau schildert. Oder noch besser gesagt: eine kapita- 
listische Gesellschaft, welche verarmt. Rathenau analysiert den 
Prozeß der Kriegswirtschaft und Volkswirtschaft eines niedergebro- 
chenen Industriestaates, der aus politischen Gründen den Gleich- 
heitsgedanken durchführt. 

Hierbei tauchen mehrere Probleme auf: zunächst, ob und in- 
wiefern überhaupt durch die Veränderung der Umwelt, also der Wirt- 
schaftsweise das Schicksal, auch das geistige Schicksal eines Volkes 

estimmt wird? Rathenau ist weit davon entfernt, einen platten 
Geschichtsmaterialismus zu teilen. Nach seiner Auffassung wird das 
Schicksal nicht durch materielle Tatsachen beherrscht, sondern: 
»Die gleichen Baugesetze, welche den Ablauf des geistigen Daseins 
bestimmen, spiegeln sich im leiblichen und sachlichen Ausdruck ... 
Jede Umgebung, die uns versteht, ist eine Summe unseres Cha- 
rakters.« Er nimmt also einen psychophysischen Parallelismus an. 
wobei der Charakter das Schicksal zwingt 7). Diese These 


6) Dies war so sehr die allgemeine Auffassung, daß noch im 18. Jahrhundert 
Mandevilles Fable of the Bees als eine paradoxe Satire erscheinen konnte. Die 
»Bienenfabels aber zeigt zugleich die Grenze der lebendigsten Imagination: diese 
wird stets das Gedankensystem aus einem einzigen Prinzip folgern, die 
Antithese übertreiben und daher alsBild des Lebens genommen, leer wirken, weil 
sie die Umsetzung der neuen Tatsachen in Lebensform aus Analogien bzw. 
Kontrasten zum -Gegenwärtigen vorstellen muß. 

?) Dieser fürdas persönliche Schicksal so überraschende Zusammen- 
hang (man findet ihn, wie Niebergall einmal treffend sagt, am ehesten, wenn 
man das Leben »von rückwärts lieste — so mancher »Zufalle sogar enthüllt 
sich dann als Etappe eines notwendigen, vom Menschen, nicht von den äußeren 
Umständen bestimmten Weges) mag für das Völkerschicksal im großen Verlauf 
der Geschichte angewendet werden — wie es Rathenau tatsächlich tut. Dann nö- 
tigt diese Annahme aber dazu, den Wirkungsradius des Oekonomischen sehr einzu- 
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scheint mir im folgenden nicht ganz durchgehalten, weil das Bild der 
Gesellschaft, welches er entwirft, doch aus der materiellen Sphäre, 
einer Gesellschaft ohne Privateigentum, stammt; ein Bild, welches 
in den wichtigsten Zügen in jeder so aufgebauten Wirtschaft erscheinen 
müßte. Selbst in dem, was er als Forderung an eine solche 
Wirtschaft für das deutsche Volk stellt, was er von dieser Wirtschafts- 
form erwarten zu können glaubt, wird man schwerlich ein Postulat 
gerade ds deutschen Volkscharakters zu erkennen vermögen. 

„Folgendes ist das Bild, welches Rathenau von dem Land ohne 
Reiche entwickelt: 

Kultur und Zivilisation verlangen ein reiches Land. Sie 
brauchen: »Auftrag und Absatz, Schule, Vorbildung, Ueberlieferung, 
Vergleich, Urteil, Verständnis, Bildung, Gesinnung, Kinderstube, 
Atmosphäre.« All das wird fehlen. Daher wird Zivilisation ver- 
kümmern, Kultur verdorren. Insbesondere braucht Kultur eine 
Masse armer Menschen, weil sonst dr Aufwand, der mit Kultur 
unzertrennlich, nicht geleistet werden kann. Ein Kompromiß ist 
unmöglich. Man kann nicht für alle »tägliches Brot« haben und 
sdelste Kunstgenüsse« als Aufstrich. Auch die Weltwirtschaft ist 
nicht weiterhin möglich. Denn: sie kann nur gedeihen auf Grund 
vollkommener technischer Leistung, nicht aus einer »Kummerwirt- 
schafte. »In dem Lande der Verheißung werden die Stände, die heute 
Deutschlands Bildung tragen, fast alles verlieren, die Proletarier 
kaum Sichtbares gewinnen. Aber dennoch: um dieses kaum 
Sichtbaren willen müssen wir den harten Weg schreiten, und werden 
ihn willig und freudig schreiten. Denn aus dem anfangs unschein- 
baren Gut der restlosen Gleichberechtigung erwächst die Gewalt 
der Gerechtigkeit, der Menschenwürde, der menschlichen Verbunden- 
heit und Einheit.«. (S. 28/29.) 

Der Weg zu diesem Ziel ist nicht nur schwer, sondern während 
der ganzen Zeit, die Generationen andauern kann, ist noch eine man- 
nigfaltige Schichtung gegeben: An die Stelle früherer Vermögen 
treten »Privatlager an Gebrauchsgütern«, erworben durch besondere 
Fähigkeiten, Ueberarbeit oder Verknüpfung mit fremden Volks- 
wirtschaften. Schmuggel und Schieberei entfalten sich, weil die Ver- 





schränken. Es sind dann in dieser Auffassung die »Volkscharaktere« so bedeut- 
sam, daß sie das Wirtschaftssystem in ihre Linie zwingen. Es gibt dann über- 


‚ haupt nicht einen »Kapitalismuse schlechthin, sondern nur einen deutschen, 


französischen, englischen, italienischen, russischen Kapitalismus usw. Kapi- 
talismen sind, vom Gesichtspunkt der Wirtschaftstheorie lediglich als Ab- 
Schwächung des reinen Falls aufzufassen, des reinen Idealtypus. Aber 
diese Abschwächungen oder Modifikationen sind dann in dieser Auffassung ge- 
rade das Wesentliche, und machen Kapitalismus, wie jede Wirtschaftsform, 
überhaupt erst in der Realität möglich. Teilt man diese Anschauung, dann ist 
es nicht mehr weit davon, die Bedeutsamkeit des Wirtschaftsprinzips überhaupt 
in Abrede zu stellen, und die Geschichte, das, was im Völkerschicksal 
und in den Giundkräften, die es bestimmen, entscheidet, von dem »Volks- 
Charakters aus zu konstruieren, wobei sehr wohl in denVolkscharakter materielle 
Momente mit einbezogen werden können. 
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lockung hierzu besonders groß. »Der Schieber, der echte Sohn der 
»großen« Zeit, stirbt nicht aus, er wird je zäher, je mehr man ihn 
verfolgt, er ist der reiche Mann im Lande der Zukunft, und bildet 
eine dauernde politische Gefahr, wenn er sich mit Seinesgleichen ver- 
bündet.« Ohne Aenderung der Mentalität werden auch die Lohn- 
einkommen groteske Verschiedenheiten, vielleicht I: 100, zeigen. Auch 
werden die Schichten der früheren Gesellschaft nicht aufhören, es 
werden fortbestehen ı. der Adel; 2. der Beamtenadel, welcher sich 
neu bildet; 3. die Nachkommen der ehemals geistig und wirtschaftlich 
führenden Schicht und 4. die mittleren Landwirte und selbständigen 
Bauern. Diese Schichten werden in der Gesellschaft weiter kämpfen 
und bestehen bleiben. Es wird ihr aber die Signatur geben: Der 
Kampf um Gebrauchsgüter, die großen Einkommens- und Besitz- 
unterschiede. Dieses Streben nach höheren Einkommen und nach 
der Verfügung über Gebrauchsgüter, über sichtbaren Reichtum, 
wird aber nicht zu einer Anspannung der Kräfte, und einer höheren 
Rationalität und Ergiebigkeit der Erzeugung führen, sondern le- 
diglich zu einer Forcierung der sozial minderwertigen und darum 
überlegenen Kräfte. Denn zu technischem Fortschritt ist eine At- 
mosphäre der Produktion, der Nachfrage, des Marktes notwendig, 
welche in dieser Gesellschaft ohne Reiche und ohne legitimen Konsum 
einer wohlhabenden Schicht fehlen wird. 

Die Zivilisationsform der vollsozialisierten Gesell- 
schaft wird ganz platt sein. Durch Abstimmung wird entschieden 
werden, ob die Möglichkeiten der Kulturproduktivität, die sich 
bieten, zur Realität werden. Alles, auch die Kunst, wird sich auf 
den Gang der Tagesereignisse einstellen müssen, Qualität wird durch 
Aktualität ersetzt werden. »Die öffentliche Meinung bestimmt alles. 
Die Vertreter der absoluten Werte haben sich dem Wettbewerb zu 
fügen.« — »Ein Kunstwerk bewirbt sich um Stimmen. Was ins Leben 
treten will, bedarf der Popularität, ohne Reden gibt es kein Schaffen.« 
— Rathenau übertrifft in der Zeichnung dieses Zustandes die schlimm- 
sten Vorstellungen des Banausischen. 

Diese Andeutungen bereits zeigen (dabei glaube ich, in der Dar- 
stellung nicht übertrieben zu haben), daß Rathenau eine Steigerung 
des heutigen durch den Krieg zertrümmerten kapitalistischen Wirt- 
schaftszustandes vorschwebt. Er macht bei seiner Beschreibung viel- 
fach die Einschränkung: bis zum Entstehen einer neuen Mentalität, 
und man kann tatsächlich bei dem größten Optimismus der Meinung 
sein, daß eine solche neue Mentalität, welche neue Menschen er- 
stehen läßt, nicht sofort mit der Sozialisierung gegeben wird. 

Trotzdem muß man diese Prophezeihung nicht bedingungslos 
annehmen. Freilich, man wird scheiden müssen zwischen den Nach- 
wirkungen des heutigen Zusammenbruchs, die eine Generation min- 
destens andauern werden, und den schüchternen Anfängen einer 
neuen Gesellschaft, welche zwei Stadien sich voraussichtlich noch 
geraume Zeit in verwirrender Weise miteinander kreuzen. Diese 
Anfänge einer neuen Gesellschaft werden erst dann und insoweit 
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bemerkbar werden, als die Schichtungen der alten Gesellschaft 
auch im Bewußtsein zurücktreten. Und welchen geistigen Typus 
sie entstehen lassen wird, kann heute nicht gesagt werden. Hin- 
gegen ist die Prüfung der Frage möglich, inwieweit die von Rathenau 
konstruierten Konsequenzen eines Wegfalls der reichen Konsumenten- 
schicht zutreffend gesehen sind? Rathenau nimmt offenbar an, daß 
nicht nur die heutige Kultur, oder was man so nennen will, sondern 
eine jede Kultur, an die Voraussetzung »reicher Leute« gebunden 
ist, weil diese mit ihren Bedürfnissen zunächst die Atmosphäre des 
technischen Zivilisationsprozesses abgeben, und weil von dieser Basis 
aus überhaupt erst feinere Geistigkeit und Kulturproduktivität 
möglich wird. Der ganze geistige Kosmos einer Zeit hängt so an 
der sozialen Schichtung. Er muß mit ihr verkümmern, einschrumpfen. 
Diese Annahme sieht das Problem nur von der Seite der Rezeption. 
Sie berücksichtigt nicht oder unterschätzt jedenfalls die in der 
schöpferischen Persönlichkeit ruhende Kraft der Vision und den 
Drang zur Leistung, und nimmt an: daß Talent und Genie sich 
in einer klassenlosen Gesellschaft nicht Gehör verschaffen kön- 
nen. Gewiß: es wird auch die Talmikunst geben wie heute 
schon. Aber warum sollten plötzlich die Schichten des »Publi- 
kumse, die als Atmosphäre für den Künstler, für die produktive 
Begabung überhaupt so wesentlich sind, verschwinden ? Wenn man 
das Werk des Genies betrachtet: in wie geringem Maße oder wie 
zufälligerweise ist es doch die »zahlungsfähige« Schicht, welche 
wirklich über die Wirkung entscheidet. Wird sie doch minde- 
stens geführt, von Gruppen und deren Sprechern, welche sich 
um das Talent herum bilden. Die Soziologie des Erfolges im Kapi- 
talismus ist noch ein wenig bearbeitetes Problem. Aber ich möchte 
meinen, die ökonomische Konstellation spielt eine größere Rolle 
dafür, wer überhaupt produktiv werden kann, als für die Auswahl, 
welche der Markt unter derf Begabungen trifft, die zu Worte kommen. 
Möglicherweise werden die geringen Schichten des Publikums, welche 
auch von den produktiven selbst als der maßgebende Teil anerkannt 
werden, nämlich die Intellektuellen und einer Apperzeption Fähigen 
eher zum Ausdruck ihres Urteils gelangen, wie heute. Zumal wenn 
man wie Rathenau annimmt, daß alle gesellschaftlichen Schichten 
in höherem Maße als heute den Zugang zu den Kulturprodukten 
finden werden, so ist schwer einzusehen, warum die Möglichkeit des 
Talents, sich für eine kleinere, in sich differenzierte Schicht durchzu- 
setzen, nicht gegeben sein sollte. In dem Sinne, wie es Rathenau 
meint, haben wir schon heute das »Urteil der Massen« z. B. in der 
Tatsache, daß Kolportageromane in Millionen von Exemplaren, 
ernsthafte Kunst nur in kleinen Auflagen erscheint. Das würde 
sich nicht ändern, aber wäre keine Gefahr für die Kulturpro- 
duktivität — man müßte denn annehmen, daß Volksabstimmunger 
darüber stattfinden würden, was gedruckt oder aufgeführt werden 
soll — eine schematische Vorstellung, zu der keine Veranlassung 
vorliegt. Das gleiche gilt von Bilden und von Musik. Vollends 
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sind auf wissenschaftlichem Gebiete diese Vorstellungen 
unbegründet. Gerade wenn die Autonomie des Konsums bestehen. 
bleibt, und ein Anspruch auf Kulturleistungen ein Bestandteil des 
anerkannten Existenzminimums wird, so wird zwar eine sehr große, 
etwas verwirrende Mannigfaltigkeit der Produktion aufschießen, es 
werden sich überzahlreiche, wilde Gemeinde- und Sektenbildungen 
entfalten, aber da die Zeit gerade für Kulturleistungen wie ein Sieb 
wirkt, die nicht gestalteten und geformten Werke nach wenigen 
Jahren nicht mehr verstanden werden und als platte Tagesleistung 
auch einem ungeschulten Auge erkenntlich sind, so ist die Gefahr 
eines Erlahmens der Produktion aus den Veränderungen der Kon- 
sumseite nicht zu erwarten. 

Freilich, ein Bild davon, welches Gesicht die Kultur einer Zeit 
unter den hier angenommenen Bedingungen zeigen wird, sich zu 
machen ist unmöglich. Nur darauf sollte hingewiesen werden, 
daß selbst wirtschaftliche Demokratie im Sinne einer annähe- 
rungsweisen Gleichheit der Einkommen keineswegs mit Gleich- 
förmigkeit und Sieg des Massengeschmackes identisch ist. — Denn 
sie bedeutet ja nicht Gleichförmigkeit der rezipierenden At- 
mosphäre. Gerade alle jene — das zielt weniger auf Rathe- 
nau — welchen die Bedeutung der Persönlichkeit als entschei- 
dend gilt, werden nicht eine Zurückdrängung dieser persönlichen 
Einflüsse und der Bedeutung starker Persönlichkeiten von 
einer sozialen Ordnung befürchten müssen, welche die Wirkungsbe- 
dingungen für alle so wesentlich vereinfacht und ausgleicht. — 

In dem reichen Gedankengang des Buches ist noch ein Problem 
aufgeworfen, das wenigstens gestreift werden soll: Rathenau fordert 
eine Vergeistigung der Arbeit, welche er dadurch erreichen 
zu können glaubt, daß jedem Volksgenossen die Möglichkeit zu man- 
nigfacher, insbesondere manueller und geistiger (etwa Verwaltung 
usw.) Arbeit gegeben wird. Er glaubt, daß eine große Anzahl von 
heute manuell Tätigen sehr wohl, insbesondere bei Verkürzung der 
Arbeitszeit, für die Verwaltungsaufgaben nutzbar gemacht werden 
können, die ja in einem sozialen Staat viel mehr Kräfte in Anspruch 
nehmen, und er glaubt weiterhin, daß die Zahl derer, welche sich 
hierzu melden, lange nicht dem Bedürfnis Genüge leisten wird, wenn 
erst einmal die hohe soziale Wertung der manuellen Arbeit sich im 
Bewußtsein durchgesetzt hat. Diese Forderungen durchgeführt — 
err>ichen sie das Ziel, welchem Rathenau zustrebt, nämlich die Arbeit 
zu vergeistigen, d. h. ihr den ermüdenden und zermürbenden Cha- 
rakter der Frohne zu nehmen ? Von einer andern Seite ist vor vielen 
Jahren bereits Alfred Weber an das Problem herangegangen und 
hat damals versucht, durch ein System von Arbeitswechsel 
einen Berufsinhalt und damit Berufsfreude wieder herzustellen. Mir 
scheint, daß für die überwiegende Masse der Menschen nicht an 
dieser Stelle das psychische Problem liegt, um welches es sich 
offenbar hier handelt. Für die große Masse der Menschen ist die 
Arbeit an sich ja nicht zu leer oder eintönig, sie stellen gar keine 
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besonderen! Anforderungen an die Art der Arbeit, wenn sie nicht ihre 
Kräfte zu stark erschöpft. Für sie aber wäre wesentlich, daß ihr 
Leben irgendwie ökonomisch eingefügt wäre in die Produktion und 
in die Gesellschaft. Dazu gehört für die Masse der Menschen eine 
Unterlage von ökonomischer Substanz. Sie können nicht, wie der 
reine Industrieproletarier, »in der Luft stehen«. Fühlen sie aber 
Boden unter den Füßen (hierauf zielen alle Fragen der Sozialisie- 
rung, der Wohnungsreform, der Kommunalisierung, der industri- 
ellen Selbstverwaltung nach ihrer psychischen Seite hin), so bekommt 
ihre Arbeit auch für sie einen Sinn — nicht in irgendeiner höhern 
oder gar metaphysischen Weise (außer für überwiegend religiös oder 
moralisch veranlagte Naturen, denen sie Beruf oder Pflicht werden 
kann, gleichgültig wie ihr Inhalt beschaffen sein mag), sondern in 
der ganz selbstverständlichen naiven Art des Menschen, welcher an 
seinem Leben hängt und es liebt, weil er in diesem Leben ein Stück 
der Welt als sein Eigen umklammern und sich auf demselben hei- 
misch, in ihm selbständig und bis zu einem gewissen Grade bře- 
deutsam fühlen kann. Von dieser Seite her gesehen, ist es die 
Aufgabe des Sozialismus, die Gesellschaft, welche aus den Fugen 
geraten, wieder zu stabilisieren, er ist geradezu der Inhalt der ko n- 
servativen Parteien von morgen. Dieser Konservativismus 
wird viel fester wurzeln und weniger angreifbar sein als die Mächte 
des Beharrens in der Vergangenheit, weil er die Autoritäten der hi- 
storischen Mächte durch das Gewicht sozialer Gruppen und der in 
Ihnen wirkenden, durch ihre eigene Kraft an die Spitze gelangten 
Persönlichkeiten ersetzt. Deren Autorität, also die Macht der Führer 
wırd umso größer sein, als ihnen (worauf auch Rathenau mit Recht 
großes Gewicht legt) dann nicht mehr der Einwand entgegentreten 
kann, daß sie nur den Zufälligkeiten der sozialen Schichtung ihr 
Gewicht und ihren Einfluß zu danken hätten. Ich glaube auch nicht, 
wie Rathenau, daß nach Auswirkung der sozialen Revolution, in 
welcher wir stehen, neue revolutionäre Schichten sich so unvermittelt 
und gleichsam automatisch emporheben können, — er sieht bereits 
einen 5., 6. und 7. Stand — denn es sind keine mehr in der Gesell- 
schaft a die Substanz, Träger einer revolutionären Bewe- 
gung, Anstoß zu einer revolutionären Ideologie zu bieten vermöchten. 
Eins neue Umwälzung vermöchte nur aus der seelischen Not zu 
kommen, von der sozialen Sphäre her ist diese Gesellschaft uner- 
schütterlich und, soweit man dieses Wort überhaupt gebrauchen 
kann, vendzültig«, weil dann das entscheidende Moment aller Re- 
volutionen: der Masse mit eignen Zielen und einem neuen gesell- 
schaftlichen Prinzip, fehlt. 

Das wären vorderiiand nur einige Randbemerkungen, zu dem 
anregenden Buche. Eine wirkliche Auseinandersetzung mit ihm 
würde das Zurückgehen auch auf die früheren Schriften verlangen. 
was heute an dieser Stelle nicht geschehen kann. — 

Zuletzt hat noch Rathenau in einer Sammlung von kleineren 
Aufsätzen in seiner lapidaren Weise die Thesen gesammelt, nach 
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denen die Gegenwartsprobleme der deutschen Wirtschaft — seiner 
Meinung nach — gelöst werden sollen (»Was wird werden ?« Berlin 
1920). In der kleinen Abhandlung: »Buchung und Wirklichkeit« 
(S. 21 ff.) mischt sich prägnante Formulierung, treffende Erkenntnis, 
mit schiefer, verkürzter, offenbar durch die Kriegswirtschaft verursach- 
ter Einstellung. Man kann nichtsagen, daß die Forderungen R’s neu 
wären. Regelung der Ein- und Ausfuhr, Einschränkung des Ver- 
brauchs, Behebung der Transportkrise — das war am 9. I. 1920 weder 
überraschend, noch widersprach es in irgendeinem Punkte den öf- 
fentlichen von allen Kreisen vertretenen Forderungen °). 
Aber wie sind diese Gebote zu realisieren ohne gesellschaftliche Moral 
und ohne Sozialismus? Hiefür finden wir keinen Fingerzeig. 
Interessanter als die konkreten Vorschläge sind die theoretischen 
Gedankengänge, so insbesondre die Wendung gegen die Bestrebungen, 
»Auslandspreise im Inland einzuführen«. Hiervon fürchtet R. nicht 
nur die: »Verfichtung des intelligenten Mittelstandes, sondern auch 
Konkurrenzunfähigkeit«. Lediglich »das mineralische und organische 
Bodenprodukt« wäre in Hinkunft absetzbar. Dieser Auffassung, 
welche in Kreisen der Praktiker nicht selten, liegt offenbar die An- 
schauung zugrunde, daß mineralische und organische Bodenprodukte 
in höherem Maße, sozusagen unbegrenzt, absatzfähig sind — viel- 
leicht, weil darin noch Naturkräfte enthalten? Daß hingegen das 
Produkt der Industrie sich mühsam seinen Absatz suchen muß. 
Bei einer Wiederentfaltung der Produktivkräfte zu einem normalen 
Zustande ist das jedoch nicht richtig, sondern es kommt durchwegs 
für die Konkurrenzfähigkeit auf die Kosten, d. h. letztlich Arbeits- 
lohn und Leistung an. Solange nun das Realeinkommen des deutschen 
Arbeiters (unter Berücksichtigung seiner Minderleistung und unsrer 
Minderausstattung mit Produktivkräften) wesentlich geringer als der 
des englischen Arbeiters, sind wir in höchstem Maße konkurtenzfähig. 
Auch wenn der Getreidepreis in Deutschland den Weltmarktpreis 
erreicht, so bleibt die deutsche Industrie konkurrenzfähig, solange 
der deutsche Arbeiter erheblich weniger Getreide verbraucht, als der 
englische, und auch seine Arbeitsleistung nicht in demselben Maße 
geringer wird. Die nicht deutlich ausgesprochene, aber implizierte 
Forderung Rathenaus auf dauernde Diskrepanz zwischen Welt- 
markt- und Inlandpreis schließt eine Entkapitalisierung Deutsch- 
lands ohne Entschädigung (eine »Sozialisierung« durch die Länder 
mit höherwertiger Valuta) in sich, also den Verlust der Verfügung 
über die Kapitalgüter auf deutschem Boden — das wird nicht nur von 





— 


t) Es ist auch nicht richtig, daß die Valutakommission »das zentrale 
Problem« nicht erfaßt habe: wir verbrauchen mindestens das ıY, fache von 
dem, was wir erzeugen. Von der zahlen mäßigen Formulierung abge- 
sehen ist diese »zentrale Einsicht« niemand verborgen geblieben, sicher nicht 
der Valutakommission, deren Vorschläge ja nur unter der Annahme dieser 
These verständlich sind. — Sollte es so schwer sein zu begreifen, und sollte 
nur R. es sehen, daß wir noch Kriegswirtschaft treiben, also mehr ver- 
brauchen, als produzieren ? 
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R., sondem von allen Vertretern der Planwirtschaft übersehen. 
Freilich: die Wiederherstellung der Weltmarktpreise schnürt kulturel: 
bedeutsame Schichten des deutschen Volkes ein und verschärft die 
soziale Krise; auf der andern Seite sind Ausfuhrabgaben, wie sich 
zeigte, nicht praktikabel. Kurz, es zeigt sich, daß Maßregeln der 
regulären Wirtschaftspolitik nicht mehr ausreichen, um eine (von 
Rathenau geforderte) vernünftige Wirtschaft zu erreichen. Aber, 
merkwürdig, es findet sich nichts an radikalen Vorschlägen. 

In dem folgenden Aufsatz: »Was wird werden ?« (hier wird, 
dem Buchtitel nach zu schließen, das zentrale Problem erörtert) 
entrolit Rathenau das düstere Bild der gegenwärtigen Wirtschaftslage 
nochmals: mehr Verbrauch als Produktion, gesteigert durch Ver- 
pllichtungen der Wiedergutmachung. Land und Volk am Abgrund; 
ohne es zu wissen, sich mit eitlen Phrasen beruhigend. In der Tat, 
kann ein Volk, die Masse, ohne nähere Kenntnis der volkswirtschaft- 
lichen Vorgänge, ohne theoretische Einsicht in die Bedingungen der 
kontinuierlichen Produktion, das Herannahen einer wirtschaftlichen 
Katastrophe erkennen, und ihr bewußt entgegenarbeiten? Kann 
ein Volk mehr erkennen, als die elementarsten Tatsachen der äußeren 
Politik, Krieg, Sieg und Niederlage, und die sich daran knüpfenden 
unmittelbaren Konsequenzen — und von den volkswirtschaftlichen 
Problemen den Geschäftsgang seiner Sphäre? Und ist etwas anderes 
denkbar, als daß eine Zeit, welche die zwingende Kraft ökonomischer 
Gesetze annimmt, sich diesem Machtspruch fügt, eine andre, welche 
durch Jahre erzogen wurde, Konjunktur, rentable Preise, Lebens- 
mittelrationen und Kleider, wenngleich in Kärglichkeit, aus der 
Hand der Regierung zu erwarten, den Geschäftsgang als Resultat 
der Regierungskunst vorstellt? England zumal hat Deutschland 
gegenüber den ungeheuren Vorteil einer durch Generationen ökono- 
misch und soziologisch geschulten Bevölkerung oder zum mindesten 
einer intellektuellen Oberschicht, weche die Parolen gibt, und so 
die öffentliche Meinung vorbereitet, formt und ihr Respekt verschafft. 
Deutschland unterlag während des Krieges der Charlatanerie von 
Machtfanatikern, welche, auf verschwindende Chancen hoffend, 
die Oeffentlichkeit systematisch irreführten. Daher ist heute alles 
desorientiert, und die bitteren Bemerkungen Rathenaus sind nur zu 
berechtigt. 

Aber er fragt hier nicht: was soll geschehen ? sondern: was 
wird werden? Was geschehen soll, ist schon oben gesagt. Es enthält 
keine erlösenden Gedanken; denn ein Zaubermittel, um vergangene 
Torheiten und Verbrechen unmöglich zu machen, gibt esnicht. Darum 
ist alles düster gemalt. Und, überraschenderweise: Rathenau be- 
trachtet die Tatsache, daß die Situation trostlos, als Argument dafür, 
daß Umfassendes nicht geschehen solle. Also auch hier irgendwie das 
Argument, daß »eine kranke Wirtschaft das Experiment nicht ver- 
tragen« könne; vielleicht auch keine Zeit mehr habe für eine durch- 
greifende Neuordnung. Muß man daher tatenlos alles zugrunde gehen 
lassen? Nach Rathenau scheint die Katastrophe, und zwar auf dem 
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Wege der weitern Geldentwertung, unausbleiblich. Er sieht keinen 
andern Ausweg, und man wird ihm darin recht geben, daß eine bloße 
formale Devalvation ohne Aenderung der Wirtschaftsprozesses, des 
Verhältnisses zwischen Produktion und Konsum, auf die Dauer keine 
Wirkung haben kann. Eine Möglichkeit allerdings schätzt er zu gering 
ein: die internationale Anleihe. Diese könnte die Jahre 
der Krise überbrücken: durch Uebertragung der deutschen Inflation 
auf die Welt, und durch die Hinausschiebung des Zeitpunkts, ın 
welchem sich Verbrauch und Produktion decken können, weil 
die Produtivkräfte, insbesondre die Arbeitskräfte, wieder zu höhe- 
rer Leistung gekommen sind. Da die kapitalistische Welt mit- 
einander verflochten und dadurch in ihren Interessen solidarisch, 
so wäre dies der einzige Ausweg; und er wäre gangbar, falls und sofern 
nicht in den andern Staaten gleichfalls dieses Mißverhältnis zwischen 
Verbrauch und Erzeugung besteht. Die Wiederherstellung eines 
ordnungsmäßigen Staatsbudgets ist nur Symptom für die Erreichung 
eines solchen »normalen« Zustandes. Abseits davon zeigt sich nur der 
Weg der Wirtschaftsorganisation. Aber diesen hält R. anscheinend 
hier nicht mehr für gangbar. So bleibt nur die Katastrophe; diese 
erwartete R. offenbar als eine Valutakatastrophe (der Aufsatz ist 
am 4. II. 1920 geschrieben). So stellte er als möglich vor, »daß der 
Hundertmarkschein 30 Pig. gelten werde«. Diese Katastrophe ist vorerst 
nicht eingetreten, im Gegenteil, die Valuta ist auf das Dreifache ihres 
tiefsten Standes gehoben worden, und hält sich bereits eine erkleck- 
liche Zeit auf diesem Niveau — allerdings vermutlich nicht dauernd. 
Mit seiner irrigen Prognose steht R. nicht allein. Sie war im Februar 
die allgemeine, und wurde nicht nur theoretisch, sondern auch mit 
den österreichischen Erfahrungen begründet. So bleibt kein Ausweg: 
die Reparationskommission wird die deutsche Wirtschaft in die 
Hand nehmen; sie wird die Wirtschaft organisieren, den Einklang 
zwischen Verbrauch und Erzeugung herstellen, also: Löhne und 
Preise bestimmen. Dies ist der Aspekt, den R. gibt: das »wird werden«. 
Warum? Weil das Volk unfähig ist, seine Lage zu erkennen; weil das 
heutige, politische System eine Herrschaft von Fraktionen sei; weil 
die wahre Demokratie mit dem verantwortlichen Führer in Deutsch- 
land noch nicht herrsche, erst durch bittere Erfahrungen erworben 
werden könne. Was wäre der Ausweg? R. deutet ihn nur an: Die 
Diktatur der überlegenen Potenzen, der größten politischen und wirt- 
schaftlichen Begabungen. 

Mit diesem Schaubild schließt der Artikel und läßt die Frage 
ungelöst: ıst heute Diktatur möglich? und wenn ja: welcher Art 
müßte sie sein? 

Die Währungspolitik, die Wirtschaftspolitik, die äußere und 
innere Politik, und deren Möglichkeiten sind theoretisch begrenzt, 
das wird oft nicht erkannt, weil uns die Grundgesetze des öko- 
nomischen Geschehens noch nicht in Fleisch und Blut übergegangen 
sind. Mehr noch: der Weg, wie sich diese Möglichkeiten realisieren 
sollen, wird nicht in seiner sozialen Eigenart und Natur gesehen. 





Randglossen zu den neuesten Schriften Walther Rathenaus. 303 


seltsamerweise gilt das auch für dieses Buch: denn jedes Wort ist 
ein Argument für den Sozialismus, aber nur schwach klingt diese 
Anschauung durch. Das ganze Buch spricht nicht von dem Neuaufbau 
der Wirtschaft durch den einzig wirksamen Appell an die arbeitenden 
Klassen. Ist Sparsamkeit heute in einer andern Wirtschaftsform 
möglich, als im Sozialismus? Und sind nicht die zwei Jahre seit 
Kriegsende ein Beweis dafür, daß die normalen Methoden zu schwach 
für die außerordentliche Krise, und daß wir in den Sumpf gleiten? 
Heute stehen die Sachen doch so: daß nur eine freigebige und selbstlose 
Hilfe des Auslands das bisherige Produktionssystem retten könnte 
— aber gerade diese ist nicht zu erwarten, weil die ganze Lebenshaltung 
der ehemaligen Gegner auf Deutschlands Enthaltsamkeit und Ent- 
behrungen aufgebaut ist. Die Solidarität des Kapitalismus ist groß 
senug, um, wie’s grade kommt, mit und gegen einander Kriege zu 
führen, sie reicht aber nicht aus für den Wiederaufbau der ehemals 
feindlichen Staaten. — 

R. erkennt also hier eines der wirtschaftlichen Probleme; aber 
er stellt es so sehr in den Vordergrund, daß es als das allein herrschende 
erscheint. 

Hingegen berührt das Buch mit keinem Wort den Umstand, daß 
die Eigenart unserer Lage nicht in dem ökonomischen, sondern dem 
sozialen Problem liegt. So ist auch nichts von der einzigen Möglichkeit 
eines Wiederaufbaus: durch den Gedanken der Solidarität aller 
Arbeitenden in allen Staaten der Welt, die Rede. Die Epopöe der 
neuen Wirtschaft« scheint verklungen, und für die nächste Zukunft 
scheint auch R. das Heil allein vom kapitalistischen Unternehmer zu 
erhoffen. Läßt sich das mit den früheren Schriften vereinbaren ? 
Sind die neuen Gedanken nur tragfähig, wenn keine entscheidende 
Krise den gesellschaftlichen Körper mit dem Untergang bedroht? 








D. Dr. Paul Siebeck t. 


Als uns zur Neige des verflossenen Jahres die erschütternde 
Nachricht vom ` Ableben unseres langjährigen Verlegers, des 
Herrn Dr. Paul Siebeck erreichte, war das letzterschienene Heft 
des »Archiv« gerade fertiggestellt. So war uns damals die tech- 
nische Möglichkeit benommen, uns über die schmerzliche Be- 
deutung dieses Verlustes für uns, und — darüber hinaus für die 
wissenschaftliche Oeffentlichkeit Deutschlands --- vor unsern 
Lesern auszusprechen. Dies innere Bedürfnis und, mehr als das, 
die natürliche Pflicht gegenüber dem Andenken des Mannes, 
dem wir uns durch so lange Jahre engster Arbeitsgemeinschaft 
aufs wärmste verbunden fühlten, kann und darf jedoch bei 
dieser ersten Gelegenheit nicht unerfüllt bleiben. 

Es hieße, das Wesenseigentümliche dieser kräftigen Per- 
sönlichkeit durchaus verkennen, wollte man in Paul Siebeck 
nur den erfolgreichen und vielbewährten Verleger erblicken. 
Seine Bedeutung reichte weiter: von umfassender Bildung und 
feinsinnigem Verständnis für den besondern Charakter seiner 
»Ware« und somit auch für die inneren Notwendigkeiten des 
»Marktes« sowohl wie der eigentümlichen »Produktionsbedin- 
gungen«, die hier in Frage kommen, konnte für ihn die rein 
kaufmännische Seite seiner Unternehmungen nie das allein Be- 
stimmende sein. Als Vertreter eines Typus, wie er der besten 
Tradition deutschen Geisteslebens entspricht, blieb er sich stets 
der großen Verantwortung bewußt, welche die Führung eines 
wissenschaftlichen Verlags großen Stiles bedeutet. Immer war 


es der wissenschaftliche Wert, die wirkliche Qualität, nie die 
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Möglichkeit eines verlockenden und oft so leichten Sensations- 
erfolgs, die bei jedem seiner verlegerischen Schritte den Aus- 
schlag gaben. 

Herausgeber und Redaktion des »Archiv« werden sich stets 
dessen bewußt sein, was sie dem Manne verdanken, der den 
Herausgebern, zumal Max \Wecber, in Freundschaft verbunden, 
fast zwei Jahrzehnte seine organisatorische Tätigkeit und mehr 
noch: sein warmes menschliches Interesse dem Archiv widmete. 
Die Umgestaltung aller Verhältnisse (auch innerhalb seines 
Wirkungskreises) hat den Dahingeschiedenen vor neue, schwierige 
Aufgaben gestellt und es wird nun Sache seiner Söhne sein, diese 
im Sinne der väterlichen Tradition zu erfassen und ihrer 
Lösung zuzuführen. 
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Von 


JOSEPH SCHUMPETER. 


I. 


Revolutionen brauchen eine tragende Idee, wenn sie etwas 
anderes sein sollen als mehr oder minder pompöser Unfug. Die 
Zeit, die soziale Entwicklung muß eine Idee geboren haben, 
die lebensnotwendig und übermächtig ist und auf irgendwelche 
Hemmungen in der sozialen Organisation stößt. Werden solche 
Hemmungen mit einem Ruck gewaltsam niedergerissen, statt 
langsam vom Strom der sozialen Dinge weggeschwemmt zu. 
werden, so ist das eine Revolution. Die große französische Revo- 
lution kann als Beispiel angeführt werden: Die wirtschaftliche 
Entwicklung hatte neue Lebensbedingungen geschaffen, neue 
Schichten sozial emporgebracht. Sie hatte die Bindungen von 
Herrenhof und Zunft zerbrochen und Neues geschaffen, das in 
den alten Rechtszustand nicht hineinpaßte. Dennoch erhielt sich 
dieser noch lange mit der Beharrungskraft der bestehenden Ge- 
wohnheit. In manchen Ländern, vor allem in England sank er 
langsam in sich zusammen. In anderen, vor allem in Frankreich, 
kam es zum flargmenden Prozeß der Revolution. Aehnliches 
kann für Mitteleuropa vom Jahre 1848 gesagt werden. Die 
eherne Notwendigkeit jener sozialen Veränderungen beweist der 
Umstand, daß die auf die Revolutionsperiode folgenden reak- 
tionären Regierungen gleichwohl die wesentlichsten Resultate 
der Revolution anerkennen, zum Teil sogar erst durchführen 
mußten. 

Immer muß die wirtschaftliche Revolution schon vollzogen 


sein, wenn eine politische Revolution Erfolg haben soll, denn 
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die wirtschaftlichen Bedingungen für ein soziales Anderssein 
konnten bisher niemals durch bewußtes Wollen konstruiert, 
mußten vielmehr stets von den sozialen Dingen selbst durch 
Jahrhunderte evolviert werden. Daher sehen wir z. B. auch, daß 
die Bauernrevolutionen des Mittelalters und der beginnenden 
Neuzeit fast ganz fehlgeschlagen haben. Hier handelte es sich 
gerade um den Versuch, die wirtschaftlichen Dinge selbst durch 
politische Gewalt zu ändern. Ein irgendwie erhebliches Beispiel 
dafür, daß ein solcher Versuch auf die Dauer gelang, ist mir 
nicht bekannt. 

In der Gegenwart kann der tragende Gedanke, der innere 
Sinn einer Revolution nur die Sozialisierung sein, es sei denn, 
daB es sich um einen rein lokalen Putsch gegen irgendeine un- 
populäre Gewalt handelt. Wir wollen uns fragen, wie es mit 
den Möglichkeiten dieses Gedankens steht, ob er seinem Inhalt 
nach fähig und unserer wirtschaftlichen und politischen Ent- 
wicklung nach reif ist, sich durchzusetzen. Nur dann könnte, 
sozusagen hinterher, den gegenwärtigen Vorgängen in Deutsch- 
land und Oesterreich der Rang einer Revolution zugebilligt 
werden. Denn an sich ist das, was wir beobachten, keine Revo- 


! | lution, sondern bloß ein Zusammenbruch. Ein Zusammenbruch, 


nicht infolge innerer Notwendigkeit, sondern infolge äußerer 
Gewalt, wobei alle revolutionären Gesten und Phrasen nichts 
andres sind als bloßes ıintellektuelles Moussieren. Nur wenn zu- 
fällig ein reifer, neuer Gedanke, wie eine gewitterschwere Wolke 
über der gegenwärtigen Gesellschaft gestanden haben sollte, 
gerade dann, als sie außerdem noch von einem siegreichen Feinde 
über den Haufen geworfen wurde — eine Gewitterwolke, die 
sich eventucll auch ohne die Niederlage früher oder später ent- 
laden haben würde und deren Entladung durch den Zusammen- 
bruch nur besonders erleichtert wurde —, nur dann kann das 
gegenwärtige Chaos einmal historische Bedeutung gewinnen. 

Wir wollen also das Problem der Sozialisierung kurz er- 
örtern 

I1. seinem Wesen nach, 

2. seiner praktischen Bedeutung im gegenwärtigen Zeit- 
punkte nach und 

3. nach seinen Möglichkeiten unter den speziellen Verhält- 
nissen Deutschlands und Deutsehösterreichs. 


— 
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II. 
Das Wesen der Sozialisierung. 


Es ist sehr begreiflich, daß heute, wo alles von Sozialisierung 
spricht, der Begriff Sozialisierung alle Bestimmtheit verloren hat. 
Begreiflich deshalb, weil sich die verschiedensten Leute des 
populären Schlagwortes bedienen und alles mögliche als Sozialıs- 
mus den Arbeitermassen sympathisch machen wollen. So hat 
z. B. eine Zeitlang das Deutsche Reichswirtschaftsministerium 
es versucht, die »gemeinwirtschaftliche« Unternehmungsform 
verbunden mit gewissen sozialpolitischen Maßregeln unter dem 


o Titel Sozialisierung darzubieten, um damit weitergehenden Be- 


strebungen den Wind aus den Segeln zu nehmen. Es versuchen 
ferner alle Augenblick irgendwelche Interessentengruppen oder 
Einzelpersonen hier und dort eine »Sozialisierungsaktion«, die oft 
in nichts anderem besteht, als daß das Wort Sozialisierung in 
den Titel der betreffenden Aktion oder Unternehmung hinein- 
genommen wird oder daß deren Organisation irgendeine gut 
aussehende, aber wenig bedeutende Konzession an die Zeit- 
umstände darbietet. 

Aber auch Sozialisten selbst differieren in der Begriffs- 
bestimmung, je nach der Methode, die sie einschlagen wollen, je 
nach dem Ziel, das sie momentan für erreichbar halten und je 
nach dem Auditorium, zu dem sie sprechen. Die letztere Behaup- 
tung ist nicht notwendig als Vorwurf gemeint. Selbstverständlich 
muß jede Darlegung sich dem Niveau jener anpassen, für die 
sie berechnet ist, aber das erhöht die Konfusion, so daß die 
Redensarten der öffentlichen Debatte vielfach ganz gestaltlos 
werden, wie z. B. daß der Sozialismus bedeute, daß alle sorgen- 
freies Brot haben sollen usw. 

Weniger begreiflich, aber eine Tatsache ist es, daß die 
Literatur über Sozialisierung so erschreckend uninteressant ist. 
Die fähigsten Leute haben über diese Probleme die größten 
Banalitäten geschrieben. Nirgends findet sich wirklich befrie- 
digendes Eingehen auf Schwierigkeiten, nirgends wirklich be- 
friedigende Antwort auf die Einzelfragen, die sich ergeben, sowie 
man über allgemeine Ideale und Schlagworte hinaus vordringen 
will. Das hat viele Gründe. Vor allen andern aber einen: Es 


fehlt der Mut und es ist unter den Umständen auch ganz begreif- 
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lich, daß der Mut fehlt, zu jener rücksichtslosęn Offenheit, die 
dazu notwendig wäre, zwei Tatsachen ins Auge zu blicken, die 
niemand von denen verkennen kann, die die geistigen Voraus- 
setzungen zur Erteilung jener Antworten hätten, welche aber 
niemand von ihnen ausdrücklich zu formulieren wagt: Die Tat- 
sache, daß Sozialisierung unvermeidlich einen Rückgang der 
Produktion und eine Verschlimmerung der Notlage aller Schich- 
‚ten zur Folge haben und die Tatsache, daß, um mit der Soziali- 
; t sierung Erfolg zu haben, eine eherne Disziplin von einer nie 
erhörten Härte gerade den Arbeitermassen auferlegt werden muß. 

Gleich sei betont, daß diese beiden Umstände keineswegs 
entscheidende Gegengründe darstellen. Aber es ist klar, daß 
eine erfolgreiche und der Zukunft des Volkes dienende Soziali- 
sierungsaktion eine solche Fülle von Unpopulärem mit sich bringen 
müßte, daß die ganze politische Stoßkraft des Gedankens, für 
den Augenblick wenigstens, versagen würde, wenn man es aus- 
spräche. Um es gleich vorwegzunehmen: Sozialisierung mit be- 
Iquemem Leben und gleichzeitig reichlicher Versorgung, das 
"kindliche Ideal des Sichhineinsetzens in vorhandenen Reichtum, 
das zieht politisch, ist aber ein Unsinn. Sozialisierung, die kein 
Unsinn ist, ist heute nur so lange politisch möglich, als man 
nicht Ernst mit ihr macht. Wenn irgend etwas, so ist das durch 
die Erfahrungen in Ungarn und Rußland einwandfrei festgestellt. 
Alles mögliche an diesen Experimenten kann man durch ungün- 
stige Zeitumstände oder gemachte Fehler erklären und so als 
Nichts beweisend hinstellen. Aber dieses Moment beruht auf 
Gründen, die tiefer liegen als Zeitumstände und individuelle 
Fehler: Die rote Armee, deren Bajonette für das nötige Maß von 
Pflichterfüllung bürgen, muß — sagen wir immerhin in den 
ersten Jahrzehnten einer solchen Neuordnung — ein notwendiges 
Element einer solchen Organisation sein, und der Wille von ihr 
Gebrauch zu machen auch. 

Wir wollen hier nur von wirklicher Sozialisierung sprechen, 
d. h. von Sozialisierung im Sinne des Hinüberleitens einer Volks- 
wirtschaft, die auf Privateigentum und Privatinitiative beruht, 
in eine sozialistische Volkswirtschaft, d. h. in eine Volkswirt- 
schaft, in der ein soziales Zentralorgan über alle Produktions- 
mittel verfügt, einen sozialen Wirtschaftsplan ausarbeitet und 
durchführt, bis zur Regelung der Verteilung der genußreifen 
Produkte an die einzelnen Bürger. Das Wort Sozialisierung 


_— 


Sozialistische Möglichkeiten von heute. 309 


könnte dabei sowohl einen langsamen, historischen Prozeß, wie 
eine auf dieses Ziel gerichtete bewußte politische Aktion be- 
deuten. Aber eine solche politische Aktion kann nur Erfolg 
haben, wenn ein historischer, automatischer, in den Dingen 
selbst liegender Sozialisierungsprozeß schon eingesetzt hat, wenn 
also die soziale Entwicklung von selbst dem Sozialismus zu- 
steuert. Diese Erkenntnis verdanken wir vor allem Karl Marx. 
Sie unterscheidet den wissenschaftlichen Sozialismus vom utopi- 
schen, d. h. jenen Sozialismus, der das, was seine Anhänger 
anstreben, auch als entwicklungsnotwendig und folgeweise auch 
möglich erkennt, von jenem Sozialismus, der nichts anderes 
ausdrückt, als das Sehnen des menschlichen Herzens nach einem 
Paradies. 

Dabei ist es völlig gleichgültig für das Wesen der Sache, 
ob sich eine solche politische Sozialisierungsaktion vollzieht auf 
normalem gesetz- und verfassungsmäßigem Weg, einfach durch 
Annahme entsprechender Gesetzentwürfe seitens des im be- 
treffenden Zeitpunkt vorhandenen verfassungsmäßigen Parla- 
ments, und ob bei der Agitation für die Entwürfe lediglich die 
üblichen Mittel gesetzlichen politischen Kampfes verwendet 
werden oder ob die Aktion selbst oder eine ihr vorhergehende 
Besitzergreifung der politischen Macht durch Anwendung einer 
vom Standpunkt der gegebenen Rechtslage ungesetzlichen Ge- 
walt erfolgt. Das Resultat ist in beiden Fällen dasselbe und es 
hängt von prinzipiell unwichtigen Zufällen ab, welcher der beiden 
Wege sich ergibt. Höchstens könnte man sagen, daß die Möglich- 
keit, den rein gesetzmäßigen Weg zu beschreiten, ein günstiges 
Symptom für die Reife der Zeit und die Notwendigkeit der 
Gewaltanwendung umgekehrt ein schlechtes Zeichen sei. Aber 
im Einzelfalle braucht das nicht so zu liegen. Die Bedeutung 
der Rechtskontinuität ist sozialpsychologisch natürlich groß. 
Ihre Unterbrechung wirkt so demoralisierend, daß auch für die 
Leute, die dabei führen, daraus Schwierigkeiten entstehen. 
Doch weiter geht diese Bedeutung nicht. 

Sozialisierung könnte dem Wortsinn nach ferner Ueber- 
leitung in irgendeinen Sozialismus heißen, z. B. einen 
arıstokratischen oder hierarchischen. In Ländern, die über eine 
starke Herrenkaste verfügen, wäre auch heute ein nichtdemo- 
kratischer Sozialismus und eine diesem dienende sozialistische 
Aktion denkbar. Die Kriegswirtschaft z. B. stellt den Versuch 
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dar, sich einem solchen zu nähern. Dennoch wollen wir hier nur 
von demokratischem Sozialismus, dem Sozialismus der Arbeiter- 
partei sprechen. Nur er bedeutet eine neue Gesellschaftsform. 
Der Sinn der Sozialisierung — nicht oft genug kann das wieder- 
holt werden — liegt in dem Moment eines bewußten Wirt- 
schaftsplanes für die ganze Volkswirtschaft, nicht etwa über- 
haupt darin, daß durch sie planvolles Zusammenwirken an die 
Stelle eines anarchischen Chaos der Profitjagd gesetzt würde, 
denn die Wirtschaft des Privateigentums und der freien Kon- 
kurrenz ist nichts weniger als anarchisch. Das Handeln des 
einzelnen Unternehmers ist sachlich nicht weniger fest gebunden 
als etwa das Handeln eines einem sozialistischen Zentralbureau 
unterstehenden Betriebsleiters. Beide können zwar anders han- 
deln, als es dem einen das Interesse des geschäftlichen Erfolges 
und dem andern die vorgesetzte Behörde vorschreibt, aber der 
eine riskiert sein Vermögen dabei, ganz so wie der andere seine 
Stellung. Aus dem Zusammenwirken der Individualegoismen 
der Wirtschaftssubjekte ergibt sich ein Ganzes, das dem außen- 
stehenden Beobachter ganz so den Eindruck eines bewußten 
Planes mächen müßte, wie der vom Zentralorgan der sozialisti- 
schen Gesellschaft aus geleitete Wirtschaftsablauf. 

Noch etwas anderes kann nicht oft genug gesagt werden: 
Der Unterschied zwischen sozialistischer und privatwirtschaft- 
licher Organisation der‘ Volkswirtschaft liegt auch nicht etwa 
darin, daß im sozialistischen Gemeinwesen die Wirtschaft der 
Gesamtheit dient und in der Konkurrenzwirtschaft dem indivi- 
duellen Interesse. Der Impuls des individuellen Gewinnstrebens 
ist zwar die treibende Kraft der Konkurrenzwirtschaft, aber 
dem sozialen Resultat aller dieser Gewinn-Stimuli nach dient 
die Produktion der Konkurrenzwirtschaft ebenso dem Interesse 
aller, wie die Produktion des sozialistischen Staates. Auch der 
Landwirt, der produziert um zu verdienen, produziert deshalb 
noch immer unser Brot, und was vernünftigerweise zur Dis- 
kussion stehen kann, ist lediglich die doppelte Frage, ob er es 
nicht unvollkommener tue, als es an seiner Stelle der sozialistische 
Produktionsleiter täte und ob das Einkommen, das er daraus zieht, 
nicht unnötig groß ist. Was produziert wird hingegen, wie produ- 
ziert wird, wieviel. produziert wird, wem das Produkt zufällt, 
das bestimmt der Unternehmer nicht etwa nach Willkür, das 
bestimmt vielmehr in letzter Linie immer der Konsument. — 
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Das sind sehr elementare Dinge. Aber es ist nicht überflüssig. 
sie zu streifen in einer Zeit, in der so sehr aller Ueberblick und 
alles Augenmaß verloren gegangen ist, daß es gebildete und 
intelligente Leute gibt, die schon in dem Umstand, daß eine 
Schuhfabrik Schuhe für das ganze Land erzeugt, während in der 
eigenen Gemeinde Schuhmangel herrscht, etwas Abnormales 
oder Antisoziales erblicken; wo man ferner dem Interesse eines 
Landstrichs zu dienen glaubt, wenn man Nahrungsmittelausfuhr 
nach anderen Landstrichen verbietet, in der man im Export 
ins Ausland, von dem wir leben, ein Verbrechen der Schieber 
erblickt, in der vollends für die komplizierteren Dinge des Kapital- 
verkehres und des Finanzwesens jedes Verständnis fehlt. 

Von der Beantwortung der erwähnten Fragen nun hängt 
unsere prinzipielle Einstellung zur wirtschaftlichen Seite des 
Sozialismus ab. Es sei betont: »zur wirtschaftlichen Seite«, denn 
der Sozialismus bietet uns ja ein Kultur- und Lebensideal, dem 
man sich auf sehr verschiedenen Wegen, von sehr verschiedenen 
Standpunkten nähern kann und das keineswegs mit dem Urteil 
über seine wirtschaftliche Zweckmäßigkeit steht und fällt. Woll- 
ten wir jene Fragen beantworten, so müßten wir vor allem unter- 
scheiden zwischen dem Arbeiten eines schon vorhandenen Be- 
triebes in der sozialistischen und in der konkurrenzwirtschaft- 
lichen Organisation und der Art, insbesondere der Leichtigkeit, 
mit der ein solcher Betrieb in beiden ins Leben gerufen werden 
könnte. Wir müßten das ganze Gewirr der Argumente für und 
gegen private Wirtschaft und individuelle Initiative auf seinen 
konkreten Inhalt prüfen, wir müßten bei einer Beurteilung der 
Gewinne der Konkurrenzwirtschaft insbesondere deren Zusam- 
menhänge mit lebenswichtigen Leistungen untersuchen und dann 
auch die Verwendung der Einkommen, die aus diesen Gewinnen 
entstehen, wobei zu beachten ist, daß das, was davon erspart 
wird, schlechthin der Entwicklung der Volkswirtschaft und nicht 
dem Genuß der oberen Schichten zugute kommt, und daß das 
Problem aufträte, in welcher Weise im sozialistischen Staat das 
individuelle Interesse am Sparen — und das heißt vor allem 
am Sparen für Nachkommen — ersetzt werden könnte, von 
dem Urteil über die Kulturbedeutung großer und privatwirt- 
schaftlich gesicherter Einkommen gar nicht zu reden, welches 
Urteil dann seinerseits zur Erörterung des sozialistischen Kultur- 
gebäudes hinüberführt. Doch das kann hier nicht unsere Auf- 
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gabe sein. Diese Welt von Problemen sollte nur erwähnt und 
damit beiseite gestellt werden. 


III. 
Die Entwicklung zum Sozialismus. 


Im Sinne des Gesagten haben wir uns nun aller Werturteile 
zu entäußern und uns einfach zu fragen, ob eine Tendenz nach 
dem Ideal des Sozialismus in den wirtschaftlichen und sozialen 
Dingen unserer Zeit ganz unabhängig von Wünschen und politi- 
schen Tendenzen zu erkennen ist, denn davon hängt die Antwort 
auf die weitere Frage ab, ob der Gedanke der Sozialisierung 
praktisch ernst genommen werden kann. 

Diese Frage kann nicht anders als mit einem glatten »ja« 
beantwortet werden, und zwar aus den folgenden Gründen: 

Jedermann weiß, daß die wirtschaftliche Entwicklung, seit 
sie überhaupt Produktion in der Fabrik geboren hat, also im 
großen Maßstabe seit Mitte des 18. Jahrhunderts, die älteren 
Betriebsformen wegzuspülen tendiert. Unter der Spitzmarke 
sUeberlegenheit des Großbetriebes über den Kleinbetrieb« gehört 
diese Beobachtung zu den ältesten Gemeinplätzen der National- 
ökonomie und obgleich man gelegentlich einer übertriebenen 
Vorstellung von der Bedeutung und Schnelligkeit ‘dieses Pro- 
zesses begegnet, so ist doch über seine Tatsächlichkeit kein Wort 
zu verlieren, wenn man den Gegensatz von Fabrik und von 
Arbeitsstätte des Handwerkers sich vor Augen ruft. Auch inner- 
halb der fabriksmäßigen Produktion besteht nun in gewissen 
Grenzen die Tendenz, den älteren Betrieb zugunsten fortgeschrit- 
tener zu eliminieren, wobei der fortgeschrittene so gut wie immer 
auch der größere ist. Aus auf der Hand liegenden Gründen 
nimmt man diesen Prozeß in der Landwirtschaft viel weniger 
wahr, doch fehlt er auch dort nicht ganz. 

Formuliert und ausgewertet wurde diese Tendenz am schärf- 
sten von Karl Marx. Er meint, daß der Konkurrenzkampf der 
Fabriken schließlich dahin führen müsse, daß die schwächeren 
von den stärkeren expropriiert würden und am Ende der Lauf- 
bahn des Kapitalismus nur einige Riesenunternehmungen übrig 
wären, deren Leitung die Gesellschaft als solche übernehmen 
wird. Selbstverständlich ist das nicht etwa die einzige treibende 
Kraft zum Sozialismus, aber es ist doch die wirtschaftliche 
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Hauptstraße zur Sozialisierung, wie sie sich Marx vorstellt. 
Der Revisionismus wie die »bürgerliche« Nationalökonomie haben 
gegen diesen Gedankengang manches einzuwenden gehabt. Mit 
Erfolg wurde namentlich das unterstützende und hier nicht weiter 
zu diskutierende Moment der Verelendung der Arbeiter durch 
Wachsen der industriellen Reservearmee bekämpft, das Marx 
gemeint haben mag, wie er wollte, das aber jedenfalls nur dann 
seine Schlagkraft hat, wenn man es im Sinne absoluter und 
immer fortschreitender Verelendung nimmt. 

Aber die Konzentrationsbewegungen in Industrie und 
Finanz, die die letzten Jahrzehnte brachten, scheinen Marx so 
glänzend recht zu geben, daß sich die Polemik Bernsteins heute 
nur mehr wie ein Haften an Nebenpunkten und retardierenden 
Momenten ausnimmt. Allerdings ist dieser Erfolg der Marx- 
schen Vorhersage nur bedingt. Es haben die Tatsachen nicht 
gezeigt, und es ist auch sicher nicht richtig, daß die sich selbst 
überlassene Konkurrenzwirtschaft schließlich bei einigen wenigen 


Mammutunternehmungen landen müßte. Dem Wachsen jedes 


Betriebes, wie jeder Unternehmung sind vielmehr bestimmte 
Grenzen gesetzt. Wenn sie erreicht sind, tritt an die Stelle des 
Produzierens mit geringeren Kosten pro Einheit, welche eben die 
Ueberlegenheit des Großbetriebes auf dem Markte ausmacht, 
ein Produzieren mit steigenden Kosten und Verlusten infolge 
Aufhörens der Uebersichtlichkeit, eintretender Schwierigkeiten 


bezüglich Arbeiterbevölkerung, Rohmaterialien usw. Wenn 


trotzdem Mammutunternehmungen und Trusts entstanden 
sind, welche die Industrie ganzer Länder und mehr beherrschen, 
wenn die freie Konkurrenzwirtschaft immer mehr im Kampfe 
großer Monopole zurücktritt, so hat das andere als bloß wirt- 
schaftliche Ursachen. Vor allem das Hineinwirken nationalisti- 
scher, militaristischer, imperialistischer Kampfinstinkte, die nicht 
restlos aus der wirtschaftlichen Lage unserer Zeit zu erklären 
sind. Es hat, mit anderen Worten, die Machtpolitik der Staaten 
die Wirtschaft gemodelt und auf dem Weg des Schutzzolles und 
des Dumping von Waren und Kapital etwas anderes aus unserer 
Weltwirtschaft gemacht, als die sich selbst. überlassenen Wirt- 
Schaftsegoismen der einzelnen geschaffen haben würden. Aber 
das ändert nichts an der Tatsache, daß die Trusts nun einmal 
vorhanden sind, daß die Wirtschaft beherrscht wird von großen 
bureaukratischen Organisationen, deren Apparat, einmal ge- 
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schaffen, viel leichter dem führenden Mann entwunden und von 
anderen weiter betrieben werden kann als eine Masse unab- 
hängiger Unternehmungen. Dazu kommt natürlich noch, daß 
die führenden Kreise moderner Wirtschaft eine verschwindende 
Minorität darstellen und ungleich unpopulärer sind, als es ein 
breiterer Unternehmerstand wäre. 

Wenngleich die Konkurrenzwirtschaft an sich die eben er- 
wähnte Tendenz zu Riesenunternehmungen und die darin be- 
schlossene Tendenz zur Sozialisierung nicht evolviert haben 
würde, so hat sie schon aus ihren eigenen Notwendigkeiten heraus 
eine andere Tendenz entwickelt, die unverkennbar nach dem 
Sozialismus weist! sie hat die Wirtschaft und das Wirtschaften 
rationalisiert. Dem primitiven, selbst dem mittelalterlichen 
Wirtschaftssubjekt, auch noch dem Bauer unserer Tage liegt 
ein fortwährendes, rastloses, bewußtes Streben nach stets ge- 
steigerter Zweckmäßigkeit seines wirtschaftlichen Verhaltens 
fern. Er übernimmt die Produktionsmethode und die kommer- 
ziellen Gewohnheiten derer, die ihm vorangingen, und ist zu- 
frieden, wenn er mit dem Ertrag die gewohnte Lebenshaltung be- 
streiten kann, ohne das Maximum des Gewinnes als Ziel zu ver- 
folgen. Diese Mentalität ist eine Folge zugleich der Einfachheit 
und der Konstanz der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
von damals. Sie schuf ihrerseits einen Beharrungszustand, in 
dessen ruhigem Schoß sehr unwirtschaftliche Verhaltensarten 
durch Jahrhunderte fortleben konnten, während Neuerungen 
im Produktionsprozeß beinahe unmöglich waren. Der Durch- 
bruch zur freien Konkurrenz und Unternehmertätigkeit, den wir 
die industrielle Revolution zu nennen pflegen, änderte das. 
Auf die Ursachen dieses Prozesses kann und braucht hier nicht 
eingegangen zu werden. Es genügt festzuhalten, daß er jene 
Ruhe störte und jene Sicherheit der Existenz vernichtete. Die 
von ihm geschaffenen Wirtschaftstypen des Unternehmers, 
Kapitalisten und Arbeiters, und durch ihren Einfluß schließlich 
auch alle anderen Kreise, fanden sich hinausgestoßen in eine 
Wirtschaftswelt des Kampfes, der Traditionslosigkeit, in welcher 
man fortwährend nach neuen Wegen suchen mußte und von den 
Stacheln winkenden Gewinnes und drohenden Unterganges zur 
Notwendigkeit rationeller Entschlußfassung aufgeweckt wurde. 
Die Wirtschaft der freien Konkurrenz bestrafte die wirtschaft- 
liche Unzweckmäßigkeit mit dem wirtschaftlichen Tode und 
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erzwang einen ununterbrochenen Auslese- und Reorganisations- 
prozeß sowohl der Betriebsformen und Produktionsmethoden, 
wie der kommerziellen Kombinationen. Die Spezialisierung und 
die Mechanisierung der Produktion sind nur spezielle Formen 
eines viel weitergreifenden Rationalisierungsprozesses, der alle 


Dinge und Menschen umfaßte. Es ist üblich geworden, bei der : 
Erörterung der Konkurrenzwirtschaft die Rationalisierung gerade 


als eine Aufgabe hinzustellen, die, im Gegensatz zur privaten 
Initiative, durch die zentrale Leitung der sozialistischen Gesell- 
schaft oder der Verwaltungswirtschaft zu leisten sei. Man hat 
der Konkurrenzwirtschaft gerade Unzweckmäßigkeit und ins- 
besondere Verschwendung nationaler Produktivkräfte vorge- 
worfen. Darin steckt zunächst Laienvorurteil: Was dem Beobach- 
ter von den Methoden der Konkurrenzwirtschaft als unzweck- 
mäßig erscheint, ist fast immer Ueberbleibsel vergangener Wirt- 
schaftsperioden oder Resultat staatlicher Eingriffe, die die freie 
Konkurrenz daran hindern, ihre Arbeit zu tun. Das Schlagwort 
der konkurrenzwirtschaftlichen Verschwendung stützt sich auf 
Erscheinungen, wie Ueberangebot von Diensten derselben Art, 
z. B. konkurrierenden Zugsverbindungen konkurrierender Eisen- 
bahngesellschaften zwischen denselben Orten, Ueberfülle von 
Kleinhandelsunternehmungen usw. oder auch behauptete Ueber- 
flüssig- und Wertlosigkeit mancher der Konkurrenzwirtschaft 
eigentümlicher Kostenposten, wie z. B. Reklame. Kaum jemals 
hält ein solcher Fall praktischer Analyse stand, insbesondere 
wenn man das Wesen der Sache und jeweilige Uebergangs- 
erscheinungen auseinanderhält: Das klassische Beispiel von den 
vielen Schnellzügen zwischen London und Edinburgh, das von 
Sozialisten und Vertretern von Trustinteressen einträchtig vor- 
geführt wird, ist nichts anderes als ein klassisches Beispiel dafür, 
wie gut und billig, insbesondere mit wie geringem Gewinnsatz 
freie Konkurrenz den Konsumenten aller Schichten bedient. 
Die Mängel im Warenverteilungsprozeß beruhen lediglich darauf, 
daß Mittelstandspolitik und eine ihr dienende Steuerpolitik die 
Konkurrenz hier ihre Arbeit nicht tun lassen. Wo es eine solche 
Politik nicht gibt, da werden die Kleinhändler nicht als über- 
flüssig empfunden, zumal in einer sozialen Organisation, in der 
dem Kleinhändler ein großer Teil der Arbeit zufällt, die früher 
der Haushalt leistete. Es wird z. B. in London weder als unan- 
genehm noch als sozial nutzlos empfunden, wenn der Klein- 
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händler jeden Morgen anfrägt, was er in einer Stunde liefern 
darf. — Die Reklame und andere Auslagen sind wirtschaftlich 
nicht unproduktiv, denn eine Art oder Qualität von Waren, 
von der man nichts weiß, ist für den Konsumenten so gut wie 
nicht vorhanden. Auch im sozialistischen Staat müßte, wenn 
ein bisher unbekannter Konsumartikel in großen Mengen abge- 
setzt werden soll, eine Propagandaarbeit geleistet werden. Andere 
Ausgaben sind wieder temporäre Kriegskosten zwischen Unter- 
nehmungen, deren Konkurrenzkampf den einen oder anderen 
Teil in seiner Existenz bedroht und zu einer neuen industriellen 
Kombination führen soll usw. — Ein Laienvorurteil ferner ist 
es auch, die so erreichte »Zweckmäßigkeit« lediglich als privat- 
wirtschaftliche, dem allgemeinen Interesse womöglich auch noch 
notwendig entgegengesetzte, zu interpretieren. Vielmehr kann 
nachgewiesen werden, daß freie Konkurrenz — natürlich gilt 
das nicht von der privatwiırtschaftlichen Unternehmung in der 
Form des Monopols — sowohl in der Richtung der Verteilung 
vorhandener Waren, als auch insbesondere in der Richtung der 
Erzeugung der größtmöglichen Gütermengen mit den geringsten 
Kosten dem Konsumenteninteresse am vollkommensten dient 
und à la longue das Produzenteninteresse der Arbeiter am voll- 
kommensten wahrt. Das Konsumenteninteresse aber ist der 
einzige reale Inhalt, der dem so schwankenden Wort »Gemein- 
wohl« überhaupt beigelegt werden kann. An all dem ändert es 
wahrlich nichts, wenn einmal irgendein Intellektueller eines Aus- 
schnittes der Volkswirtschaft habhaft wird und dabei findet, daß 
dort die Dinge weniger zweckmäßig vor sich gehen, als er sie 
arrangieren könnte. 

Hingegen ist es zweifellos richtig, daß dieser Rationali- 
sierungsprozeß nach und nach dem Sozialismus näher führen und 
den Uebergang dazu erleichtern muß. Immer übersichtlicher ge- 
staltet er die Wirtschaft, immer vollständiger schaltet er alte 
wirtschaftliche und soziale Gebilde aus. Unter Leiden und Ver- 
lusten, wie sie kein populäres Zentralbureau seinen Leuten auf- 
erlegen könnte, werden immer zweckmäßigere Standorte ge- 
wählt und die dazu nötigen Verschiebungen der Bevölkerung 
vorgenommen. In jedem Geschäftsbrief von heute kommt die 
Rationalisierungsarbeit von Jahrhunderten zum Ausdruck — 
die notwendige Vorarbeit für den Sozialismus. Ist einmal diese 
Entwicklung weit genug, so ist es kein Widerspruch, wenn wir 





Sozialistische Möglichkeiten von heute. 317 


sagen, daß die in den wirtschaftlichen Dingen und Denkgewohn- 
heiten gleichsam materialisierte Zweckmäßigkeit dann durch eine 
Zentralleitung fortgeführt werden, ja daß vielleicht ihre weitere 
Vollendung einer solchen Zentralgewalt sogar bedürfen kann — 
einer Ersetzung des automatischen durch den bewußten Rationali- 
sierungsprozeß. 

Wie sehr dieser Prozeß den Uebergang zum Sozialismus und 
das erfolgreiche Arbeiten der sozialistisch organisierten Gesell- 
schaft erleichtern muß, das tritt uns besonders lebhaft vor Augen, 
wenn wir berücksichtigen, daß im Laufe der Zeit die Arbeit an 
der fortschreitenden Rationalisierung der Wirtschaft selbst 
wieder rationalisiert und dadurch mechanisiert wird: Die un- 
unterbrochene Reorganisierung der Volkswirtschaft vollzieht 
sich im System der freien Konkurrenz dadurch, daß neue in- 
dustrielle und kommerzielle Kombinationen, neue Produktions- 
methoden oder Handelswege usw. in der Gestalt neuer Unter- 
nehmungen durchgesetzt werden, daß diese neuen Unterneh- 
mungen und Unternehmungsformen besser und billiger arbeiten 
als die alten, wodurch diese letzteren niederkonkurriert und 
dadurch eliminiert werden. Jede solche Durchsetzung von Neuem 
war ursprünglich außerordentlich schwierig. Sie erforderte eine 
schöpferische Tat und hatte ungeheure Schwierigkeiten in den 
eingelebten Denkgewohnheiten des Milieus zu überwinden. 
Sie mußte sich häufig alle Voraussetzungen, wie Arbeiterbevöl- 
kerung, Rohstoffquellen, Absatzmärkte selbst schaffen oder 
erkämpfen. Sie hatte bei der Unerprobtheit kapitalistischer 
Methoden stets einen sehr aleatorischen Charakter. Heute schon 
ist das zum Teil anders. Der technische Fortschritt vollzieht 
sich heute, wenn man von den Fällen des Widerstandes der 
Arbeiterschaft gegen neue technische Methoden absieht, von 
selbst. Er ist zu einer Sache systematisch betriebener Wissen- 
schaft geworden und auch völlig neue Erfindungen haben heute 
keinen Kampf mehr zu bestehen. Rohstoffquellen, Absatz- 
märkte, Finanzierungsmöglichkeiten bieten sich normalerweise 
von selbst dar. Ein immer größerer Teil der Unternehmer- 
funktion, seit einiger Zeit sogar die Betriebsführung, wird nach 
und nach eine Sache der Anwendung erlernbarer und beweis- 
barer Grundsätze. Die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit hat 
sich sozusagen verselbständigt, der wirtschaftliche Fortschritt 
sich immer unpersönlicher gemacht. Natürlich stehen wir heute 
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noch ımmer erst in den Anfängen dieser Entwicklung. Aber 


schließlich — und sei es auch in einer nebelfernen Zukunft — 


werden wir in einen Zustand landen, wo die Volkswirtschaft. 


selbst eine einzige große Maschine mit selbsttätiger Entwicklung 
sein wird. In der Bemannung dieser Maschinen wird es noch 
immer führende und geführte Arbeit, Ueber- und Unterordnung 
geben, es wird in ihr auch schöpferische Arbeit notwendig sein, 
i aber sie wird sich nicht mehr in Führerpersönlichkeiten kristalli- 
sieren, sondern eben eine besonders qualifizierte Form systemati- 
“ sierter Bureauarbeit sein. In einem solchen Zustand wären 
natürlich die Chancen des Sozialismus und seines befriedigenden 
Arbeitens ganz andere als heute und schon lange ehe wir uns 
ihm nähern, müssen zugleich mit ihrer Hauptfunktion Unter- 
nehmer und Kapitalistenkreise in ähnlicher Weise zurücktreten, 
wie mit dem Aufhören des Reiterheeres die Bedeutung des Adels 
zu sinken begann. Es kann dann zu einer Atrophie aller Klassen 
außer der Arbeiterklasse in weitestem Sinne kommen. Damit 
würden alle die Sockel zusammenstürzen, auf denen heute noch 
wirtschaftliche Herrenposition glänzen kann. Zweifellos hängt 
mit dieser, zwar noch ganz unreifen, aber schon sehr fühlbaren 
Entwicklung auch jener Verlust an Prestige zusammen, den 
schließlich alle Führerpositionen auf allen Gebieten erlitten 
haben: Der Feldherr von ehemals, der mit seiner Persönlichkeit 
führte, ragte turmhoch über die Geführten. Der moderne Heer- 
führer ist ein spezialisierter Bureauarbeiter, der »außerdienst- 
lich « sozusagen für die Geführten überhaupt nicht vorhanden ist. 

Mit dieser Entwicklung der Dinge geht die Entwicklung 
unserer Psychen parallel, an Stelle der instinktstarken Herren 
und Diener von ehedem treten immer mehr die Krüppel, die 
man DBerufsmenschen nennt, spezialisierte Arbeitsmaschinen 
oder, richtiger gesagt, nur kleine Räder an Arbeitsmaschinen, 
die nichts mehr haben von der Fülle des Daseins früherer Zeiten 
und die in ihrer Gesamtpersönlichkeit und in ihren rein mensch- 
lichen Beziehungen verdorren. In der Soziologie von heute 
ist die Analyse dieses Prozesses unter dem Namen Rationali- 
sierung des Lebens zu einem stereotypen Thema geworden. 
Es ist der Prozeß der Unterwerfung des Menschen durch die 
Maschinen und die Technik überhaupt, ein Prozeß, der auch 
Demokratisierung und Nivellierung und daher, wie gesagt, 
große Unsicherheit aller Herrschaftsposition mit sich bringt. 
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Uns interessieren daran vor allem zwei Momente: In erster 
Linie die Loslösung des modernen Menschen vom Eigentum an 
konkreten Dingen. Das gilt vor allem,vom Eigentum an Pro- 
duktionsmitteln. Die feste Beziehung, die in früheren Zeiten 
zwischen dem Eigentümer und seinem angestammten Grund 
und Boden, seiner angestammten Fabrik bestand, und die wir 
auch jetzt noch, namentlich am Bauernstand lebendig vor uns 
sehen, diese Beziehung, die so viel an dem wirtschaftlichen Ver- 
halten der Leute erklärt, die eine besonders geartete Form von 
Pflichterfüllung und »Liebe« in das Wirtschaften hineinbrachte, 
muß in der modernen Produktionsorganisation mehr und mehr 
absterben. An die Stelle des Besitzes der angestammten Fabrik 
tritt immer mehr der Besitz eines Paketes Aktien, an die Stelle 
lebensvollen. Kontaktes mit allen an der Produktion beteiligten 
Menschen und Sachen immer mehr die Leitung von irgend- 
einem grünen Tisch her, vor allem auch die Leitung durch An- 
gestellte. Der typische Industriemagnat von heute ist ein Präsi- 
dent oder Generaldirektor einer Aktiengesellschaft, dessen Posi- 
tion essentiell temporär ist, keinesfalls sich vererbt. Der wirt- 
schaftliche Existenzkampf tendiert zu einem bloßen Rechen- 
exempel zu werden. Das Leben verliert, wie Emil Lederer gesagt 
hat, dessen Studien dieser Erscheinungen wir viel verdanken, 
seine ökonomische Schwere«. In den Zentren des kapitalistischen 
Lebens vollzieht sich so ein Schritt in der Richtung des Sozialis- 
mus — durch die Macht der Tatsachen viel wirksamer, als irgend- 
eine bewußte Aktion es vermöchte. Technisch und kommerziell 
ist das ein Fortschritt. Viel reiner kann sich das Prinzip der 
Zweckmäßigkeit in der Wirtschaft durchsetzen, wenn alle Be- 
teiligten bloß rechnen, statt zu herrschen und zu dienen und 
sich durch andere als rein wirtschaftliche Erwägungen leiten 
zu lassen. Aber es bereitet die Geister auf den völligen Verzicht 
auf Eigentum an Produktionsmitteln vor. Es individualisiert, 
mechanisiert und nivelliert sie vollends. Den Fabriks- und 
Gutsherrn alten Schlages interessierte an dem was sein war 
die Größe seines Geldeinkommens oft in letzter Linie. Die mo- 
derne Entwicklung läßt beinahe nichts anderes mehr übrig und 
ein nur auf diesem Moment beruhender Herrenwille ist schwach. 
Wir sehen denn auch in der Praxis, daß den Sozialisierungs- 
bestrebungen von seiten der führenden Männer. der Wirtschaft 
lange nicht der leidenschaftliche Widerstand entgegengesetzt 
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; Widerstand kommt von den Kreisen, in denen der Prozeß noch 
| nicht durchgesetzt ist, vor allem von der Mittel- und Klein- 
industrie, dem Mittel- und Kleingrundbesitz. 

Selbst bezüglich der Konsumgüter, der Dinge um uns, die 
vor allem unsere Welt bilden, der Häuser, in denen wir wohnen, 
der Möbel und Kunstwerke, die sie schmücken, gilt etwas ganz 
ähnliches. Schloß, Bauernhof oder Stadthaus, das waren im 
Mittelalter notwendige Formen der Existenz. Wer sie nicht 
hatte, sich auch nicht als Diener einen Teil daran erringen konnte, 
der konnie höchstens ins Kloster gehen. Heute ist ein so kon- 
stantes Heim keineswegs mehr die Voraussetzung kultivierten 
Lebens, viel weniger des Lebens überhaupt, und nit der Not- 
wendigkeit konkreten Sachbesitzes schwindet auch die Liebe 

` dazu. Wer erst abwägt, wer abzuwägen in der Lag- ist, ob er der 
Mühe wert ist, wer erkennt, daß er in sehr vielen Fällen die 
Mühe nicht lohnt, der hat ein unglaublich großes Stück früherer 
Psychologie verloren und an Beweglichkeit und Weltbürgertum 
ein sehr großes Stück gewonnen. Dieser Prozeß ist langsam — 
er war vielfach auch aufgehalten durch ein Festhalten an alten 
"Gewohnheiten, durch Snobismus usw. — aber er ist unver- 
kennbar. Immer mehr tritt mietweise, temporäre Benützung 
an die Stelle des dauernden Verhältnisses zu den Dingen um uns. 
Die Leute, bei denen dieser Prozeß vollendet ist — jetzt noch 
eine kleine Minorität —, verlieren dadurch eines der wesentlichsten 
Motive für das Festhalten der Institution des Privateigentums 
auch an Produktionsmitteln. Fällt das Moment des dauernden 
Heims und des splendor familiae ganz weg, so fällt einer der 
wesentlichsten Gründe weg, warum man sich überhaupt Reich- 
tum wünscht. 

Aber wenn man es einmal überlegt — das allerfrappierandste 
ist eine Erscheinung, die jeder um sich herum wahrnehmen kann: 
Die Lockerung der Bande auch zu konkreten Personen, welche 
unsere Produktions- und die dadurch uns aufgenötigte Lebens- 
weise zur Folge hat. Ein Beispiel genüge, um dieses Moment 
anzudeuten. 

Im Mittelalter und bis ins 18. Jahrhundert, in vielen Ländern, 
besonders beim Bauernstand auch heute, da gibt es kaum ein 
engeres Band im Leben, als das, welches die Eiternfamilie ver- 
einigt, also das Band zwischen Mann und Frau und Eltern und 


wird, den man erwarten sollte. Der wirkliche, unbeugsame 
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Kindern. Wir wissen, wie sehr es heute gelockert ist. Der Grund 
ist sehr einfach. Die Elternfamilie war früher der Ausdruck 
einer wirtschaftlichen Notwendigkeit, wie auch jenes konstante 
Heim. Es gab kaum ein Ueberleben außerhalb ihrer. Sie war 
die Erscheinungsform einer bestimmten Produktionsweise. Heute 
besteht diese Produktions- und Lebensweise nicht mehr. Mit ihr 
ist die Notwendigkeit dieses Bandes weggefallen. Selbst seine 
ökonomische Zweckmäßigkeit schwindet und damit lockert es 
sich, schrumpft es zusammen auf eine rein persönliche Beziehung, 
die mit immer größeren Schwierigkeiten auf der ökonomischen 
Seite zu kämpfen hat, die daran leidet, daß sie so unpraktisch 
ist. Immer flüchtiger gleiten die Menschen aneinander vorüber, 
immer weniger Wert legen sie auf dauernde Beziehungen mit- 
einander und.immer weniger haben sie, die im Beruf absorbiert 
sind, einandes zu bieten. 

Im Fall der Familie hat das eine sehr ernste Bedeutung 
für die Zukunft unserer Wirtschaftsorganisation. Eines der 
stärksten Motive für wirtschaftliches Handeln ist noch immer, 
wie früher, Vorsorge für Frau und Kinder, Begründung oder 
Erhaltung einer Familienstellung. Je mehr das aber wegfällt, 
um so mehr muß der Wille schwinden zu persönlicher und erb- 
licher Herrschaft über Produktionsmittel — zumal der Ueber- 
gang durch die Technik des modernen finanziellen Lebens (Ver- 
sicherungswesen, Vererbung von Aktienbesitz usw.) ja sehr 
erleichtert wird. 

Wie immer man diesen Prozeß werten mag, sicher beseitigt 
er cınen Magnet in der sozialen Maschine, der den größten Teil 
dessen, was das menschliche Herz an Liebe und Altruismus 
leisten kann, an sich zog und damit der Gesamtheit ent- 
zog. Gleichgültig ob dieser Prozeß die Psychen etwa ethisch 
deterioriert, das was ihnen an Ethik bleibt weitet er sicher auf 
einen viel größeren sozialen Kreis aus, er bricht eine spanische 
Wand nieder, die in sehr vielen Fällen das soziale Ganze vor dem 
moralischen Blick des Individuums verbirgt. 

Nun würde alles das noch nicht hinreichen, um eine sozia- 
listische Zukunft als eine wissenschaftlich verläßliche Voraus- 
sage betrachten zu können. Dazu sind noch sehr viele andere 
sachliche Voraussetzungen nötig, auf die wir hier nicht eingehen 
können. Aber die beiden wichtigsten wird die sich selbst über- 


lassene kapitalistische Entwicklung zweifellos künftigen Generatio- 
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nen bereitstellen: Vor allem Kapitalsättigung. Die 
Aufgabe der steten Erneuerung und Vermehrung des Kapitals ist 
nicht nureine der für eine sozialistische Organisation amschwersten 
zu lösenden Aufgaben, sondern es ist auch klar, daß ein halbwegs 
erfolgreicher Uebergang zur sozialistischen Lebensform nur bei 
sehr großem Kapitalreichtum und sehr niedrigem Zinsfuß möglich 
ist. Nur dann kann der zweifellos zu erwartende Rückgang an 
Produktivität erträglich, nur dann jenes Abwenden von wirt- 
schaftlicher Arbeit als der Hauptaufgabe des Lebens der meisten 
Menschen, welches den Sinn des Sozialismus ausmacht, ohne 
Enttäuschung möglich sein. 

Sodann wesentliche Konstanz der Be- 
völkerungszahl. Denn selbst im günstigsten Fall kann, 
besonders in ihren Anfängen, die sozialistische Organisationsform 
die Spannung und die Temperatur nicht aushalten, die starke Be- 
völkerungsvermehrung in Wirtschaft und Politik bringt. Zumal 
wenn man mindestens als mit einer Möglichkeit mit einer Art 
Petrifizierung der Wirtschaft im sozialistischen Gemeinwesen 
rechnet, muß man sich darüber klar sein, daß es von starkem 
Bevölkerungszuwachs gesprengt werden könnte. Beides leistet 
aus sich selbst heraus die kapitalistische Entwicklung !): Kapi- 
talanhäufung und schließlich niedriges Niveau des Kapital- 
zinses ebenso wie ein Erdrücken irrationeller Impulse. 

Unabhängig also von irgendeinem darauf gerichteten Willen, 
in letzter Linie sogar jedem solchen, wie auch einem entgegen- 
gesetzten Willen durchaus entzogen, wirken in den wirtschaft- 
lichen und sozialen Dingen, wie in den Seelen unüberwindliche 
Kräfte in der Richtung des Sozialismus. Richtiger gesagt, sie 
tendieren ihnimmer »möglicher «zu machen, sachlich wie psychisch, 
und immer vollständiger die Widerstände gegen ihn zu eliminieren. 
Das heißt allerdings noch nicht, daß sie ihn jemals selbsttätig reali- 
sieren müssen. 

Realisiert werden kann der Sozialismus in voller Reinheit, 
als bewußte systematisch (rechtlich) durchgebildete Organisations- 
form der Gesellschaft nur durch eine darauf gerichtete politische, 
gesetzgeberische und exekutive Aktion: Eine »Sozialisierung«. 


1) Es dürfte kaum einer Ausführung bedürfen, daß in allen den wich- 
tigsten Punkten der Krieg wie der Zusammenbruch diese Entwicklung nur 
gehemmt bzw. zurückgeworfen hat und daß wir heute dauerndem, erfolg- 
reichem Sozialismus ferner stehen als vorher. 


— en m 


FT 


N 


— ama nn 07 


— nm 


Sozialistische Möglichkeiten von heute. . 323 


Auch »in der Fülle der Zeiten«, wenn Alles und Alle auf ihn vor- 
bereitet sind, wird es noch einer Ueberführung in den Sozialismus, 
einer Sozialisierung bedürfen, wird ohne sie die Konkurrenzwirt- 
schaft nicht »von selbst« verschwinden. Das sah ‘auch Marx. 
Darin liegt der Wert seiner Auffassung von einer den Sozialis- 
mus realisierenden Weltrevolution — die ja Evolution zum 
Sozialismus nicht‘ ausschließt, sondern gerade voraussetzt, 
trotz der so populären und so seichten Gegenüberstellung von 
Revolution und Evolution. Wir weichen von Marx nur darin 
ab, daß er als treibende Kraft sowohl jener Evolution wie der sie 
vollendenden Revolution einen sich stetig verschärfenden Klassen- 
gegensatz zu erkennen glaubt, der schließlich explodieren müsse, 
während wir von unserm Standpunkt nur stetig steigende Wahr- 
scheinlichkeit erfolgreicher Sozialisierung zu sehen vermögen. 

Diese Sozialisierung kann »in der Fülle der Zeiten« eine 
Selbstverständlichkeit, ja eine bloße Formalität sein. Irgendwelche 
Ereignisse können sie auch früher auslösen, aber je früher das 
geschähe, um so größer wären die Widerstände ohne daB — 
worauf wir noch zurückkommen — deshalb allein schon eine solche 
»verfrühte« Sozialisierungsaktion als aussichts- oder gar sinnlos 
bezeichnet werden kann. 


IV. 


Sozialisierung und Rätesystem. 


Ganz analog steht es mit dem andern, einem politischen 
Organisationsgedanken unserer Zeit, der die Geister noch mehr 
entzweit hat als die Sozialisierung, der mit dieser in vielintimerem 
Zusammenhang steht als vielfach erkannt oder zugegeben wird 
und den wir unter dem Titel »Rätesystem« erörtern wollen, ohne 
darauf einzugehen, ob die konkreten Formen, die er in Rußiand 
und Ungarn angenommen hat, sein Wesen ganz richtig und er- 
schöpfend erfaßt haben oder nicht. Um drei Dinge handelt es 
sich da für uns: Erstens darum zu zeigen, daß durchgeführte 
Sozialisierung jedenfalls unsere politische Organisationsform 
fundamental verändern würde, auch wenn sie von einem Parlament, 
wie wir es kennen, beschlossen würde. Zweitens, weil, wie wir 
sahen, die Sozialisierung eine essentiell politische Aktion ist — 
darum zu zeigen, daß sie im allgemeinen eine derartige Verfassung 


bereits voraussetzt. Drittens endlich darum zu zeigen, daß der 
21" 
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schon geschilderte wirtschaftliche und sozialpsychische Prozeß, 
wie an die Sozialisierung so auch an das Rätesystem heranführt 
und schon lange vor dem Zusammenbruch Symptome dafür ge- 
zeitigt hat. Rätesystem und Sozialisierung gehören zusammen 
und tendieren sich wechselseitig und ungefähr zur gleichen Zeit 
zu realisieren. Keinesfalls könnte Eines von Beiden auf die Dauer 
ohne das Andre bestehen. Die beiden ersten Punkte finden wit 
auch bei Marx. Er hat den Ausdruck »Diktatur des Proletariats+ 
dafür geprägt, der allgemeiner und unbestimmter ist, aber sehr 
gut sagt was gemeint wird. 

Als politischen Ausdruck der heutigen Gesellschaftsform 
wollen wir das parlamentarische Regime annehmen, worunter 
dann allerdings nicht bloß offizieller Parlamentarismus englischer, 
französischer oder italienischer Prägung, sondern auch jener 
mit feudaler Herrenstellung vermischte »Konstitutionalismust 
zu begreifen ist, wie er bis zum Zusammenbruch in Mitteleuropa 
herrschte und bei dem die Regierung immerhin ein Tolerari posse 
seitens ausreichend zahlreicher und wichtiger Parlamentsparteien 
sowohl in sachlicher wie in persönlicher Hinsicht haben mußte 
zwar nicht, um antreten, wohl aber um existieren zu können. 
Dieses Regime ist bekanntlich nur in England direkt aus dem 
Ständestaat — durch eine Entwicklung der Stände zu einem - 
Staatsorgan — überall sonst aus dem Absolutismus heraus ent- 
standen. Und zwar als Folgeerscheinung der »industriellen 
Revolution«, als Ausdruck der Macht der durch die wirtschaft- 
liche Entwicklung neu emporgehobenen Schichten, sagen wir 
also der »Bourgeoisie«, und als deren Interessenvertretung, Zu- 
nächst aus zwei Motiven: Erstens um den Geldbeutel dieser 
Schichten gegen den Fürsten und sein Militär und seine Bureau- 
kratie zu verteidigen und zweitens um den staatlichen Macht- 
apparat und die staatliche Politik nach ihren Interessen und Ideen 
zu orientieren. Das ist das Wesen der Sache, das nur durch anders- 
geartete Phraseologie und durch die Umstände überdeckt wird, 
daß sowohl die Fürstenmacht sich zum Teil mit Erfolg wehrte, 
als auch der Adel nur zum Teil mittat und endlich die Macht der 
Bourgeoisie im politischen Leben häufig durch Intellektuelle 
ausgeübt wurde, die wiederum Interessen und Ideen ihrer Man- 
danten nicht unverfälscht vertraten, sondern viel, zum Teil 
Widersprechendes, aus eignem hinzutaten, was dann vom 
Bourgeois gedankenlos wiederholt wurde. 
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Eigentlich zeigt jedes Parlament daher, ungeachtet in- 
zwischen der moderne Staat entstanden war, ständische Elemente. 
Es war seinem Wesen nach das Organ einer Klasse. Seine ganze 
Gestalt erklärt sich aus den Bedürfnissen derselben, einer Klasse, 
die im Leben vorwiegend andres zu tun hatte als Politik zu treiben 
und damit zufrieden war den Apparat des Staates von ihrem 
Standpunkt aus zu kontrollieren, zu beschränken und ihm seine 
allgemeine Richtung zu weisen. Nur dazu reicht Gesetzgebung 
durch Laien wirklich aus, nur dabei bewährt sie sich vollkommen. 
Das Ständische daran ist das rechtliche Monopol politischer 
Macht, dem gegenüber das Prinzip der Rechtsgleichheit lediglich 
formal bleibt. Diese Klasse, die Bourgeoisie, mußte die Vertreter 
der »vorkapitalistischen« Stände, Grundadel, Kirche, zum Teil 
auch Bauern zwar in das Parlament aufnehmen, aber um so fester. 
schloß sie sich dafür nach unten ab. Daraus ergab sich das — rein 
nur in England, weniger deutlich aber überall — so lange herr- 
schende Zweiparteiensystem, der politische Ausdruck der Zwei- 
teilung der sozialen Pyramide in, sagen wir, Aristokratie (plus 
Kirche, Bauern, Bureaukratie) und Bourgeoisie, wobei Spaltungen, 
Zufallsbündnisse, Vertretung der einen Gruppe durch Ange- 
hörige der andern usw. am Wesen der Sache nichts ändern. So 
konnte das parlamentarische System halbwegs befriedigend funk- 
tionieren. So zeigte es keine der Erscheinungen, die heute jedem 
Politiker, wenn er sein Tun überlegt, als ein hoffnungsloses 
Dickicht von Absurditäten erscheinen. Die paar tausend Grund- 
besitzer, Industriellen, Kaufleute, auf die es ankam, konnten 
Wahlen abhalten, die einigermaßen Aehnlichkeit hatten mit 
der offiziellen Theorie des Wahlakts, nach welcher der Wähler 
auf Grund irgendwelcher Ueberzeugungen oder Interessen sich 
sein Votum überlegt und es für einen Mann abgibt, von dem er 
etwas weiß: »Wähler «hier in der Bedeutung der Leute genommen, 
von denen auch eventuelle Wählermassen (Farmers z. B.) als 
ihren Herren abhingen. Denn jene paar tausend Leute wußten 
ungefähr, was sie jeweils wollten, und waren frei darnach zu 
handeln. Bei aller Enge, bei allem, was man dagegen anführen 
mag, war dieses System doch kein ‚Unsinn und keine Lüge — 
wenngleich seine intellektualisierende Theorie Beides war. 

Natürlich ist ein solches Parlament nicht geeignet, scine 
cigenen Grundlagen und die Grundlagen des sozialen Systems, 
dessen Ausdruck es war, zu erörtern und zu verändern. Dazu 
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ist es nicht nur zu schwerfällig, zu absichtsvoll mit allen mög- 
lichen Bremsvorrichtungen versehen, sondern auch seinem Wesen 
nach unfähig. Wenn ein ausreichend starkes Element Eingang 
findet, daß die Grundlagen jenes sozialen Systems oder die Struk- 
tur eines bestimmten Staates — das klassische Beispiel dafür 
ist das alte Oesterreich — prinzipiell negiert, so hört es zu funk- 
tionieren auf. Ueber die Interessen einer darin ausreichend stark 
vertretenen Klasse kann es technisch nicht hinweg, selbst dann 
nicht, wenn die Majorität auf der andern Seite wäre. Einander 
prinzipiell toto coelo entgegengesetzte Parteien setzen sich im 
Parlament gegenseitig matt — so sehr, daß sie gelegentlich sogar 
koalieren können. Nur soweit verträgt der parlamentarische 
Organismus die Infusion prinzipienfremden Blutes als es für 
nicht mehr als eine Gruppe ausreicht, die mit bloßer Opposition 
zufrieden sein muß und, gegenüber ihren Wählern, auch zufrieden 
sein kann. 

Daraus folgen schon unSre ersten beiden Thesen: Da das 
Parlament seinem Wesen nach eine Vereinigung von Klassen- 
organisationen ist und diese Klassen heute vor allem nach ihrer 
Stellung zum Problem der Herrschaft über Produktionsmittel 
orientiert sind, so müßte es nach durchgeführter Sozialisierung 
offenbar seinen Sinn verlieren und so müßten die spezifisch- 
parlamentarischen Methoden, die auf gerade diesen Kampf be- 
rechnet sind, unzweckmäßig werden. Da nach durchgeführter 
Sozialisierung wirklich »jeder für Einen und niemand für mehr 
als Einen« zählen würde, soweit das die Verschiedenheit des per- 
sönlichen Gewichts zuläßt, so müßten nicht nur die gegenwärtigen 
Parteien sondern auch die gegenwärtigen Inhalte der Parteigegen- 
sätze verschwinden. Es folgt ferner aus dem Gesagten, daß ernst- 
liche Sozialisierung, die die gegenwärtige Gesellschaftsordnung 
und damit die Basis der nichtsozialistischen Parteien aufhebt, 
in absehbarer Zeit nicht parlamentarisch beschlossen werden, 
‘sondern nur eventuell das Parlament sprengen kann. Das gilt 
auch für den Fall einer sozialistischen Majorität, wenn sie nicht 
sehr groß wäre, so groß, wie das auch bei allgemeinstem Wahl- 
recht in absehbarer Zeit nicht zu erwarten ist. Denn andernfalls 
würde auch ein Majoritätsbeschluß praktisch nicht viel nützen. 
Was in Momenten äußerster Rat- und Hilflosigkeit beschlossen 
werden kann, ist nur entweder eine teilweise Sozialisierung, mit 
welcher die nicht sozialistischen Parteien den Kapitalismus 
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loskaufen zu können hoffen oder — das aber nur unter dem Druck 
physischer Angst — die Uebertragung diktatorischer Gewalt 
an eine sozialistische Regierung oder einen Zentralarbeiterrat. 
Ein solches Kapitulieren — im vorletzten Jahre war es in Zentral- 
europa an mehreren Stellen nahe daran — wäre aber schon das, 
was hier gemeint und was noch in vielen andern Formen denkbar 
ist: Eine grundstürzende Verfassungsänderung als Voraussetzung 
der Sozialisierung. Möglich, daß in ferner Zukunft oder in ganz 
besondern Fällen es auch ohne das geht. Vielleicht wird gerade 
das ein Symptom der »Reife der Zeit« sein. Im allgemeinen kann 
vorläufig parlamentarisches Deliberieren über etwas, das ein 
Teil der Parteien unter keinen Umständen wollen kann, keinen 
Sinn haben. Und jene Führer der Arbeiterschaft, denen es mit 
der Sozialisierung wirklich blutiger Ernst ist, wissen das auch 
gut genug./ 

Daher denn auch, sei nebenbei bemerkt, das offene Preisgeben 
der Demokratie seitens der sozialistischen Führer überall dort, 
wo sie es sich leisten können, und daher das Bekenntnis zur Demo- 
kratie auf der Gegenseite. Demokratie gibt es weder bei den 
einen noch bei der andern. Die einen können Demokratie nicht 
brauchen nicht bloß deshalb, weil der demokratische Weg des 
Majoritätsbeschlusses der Sozialisierung vorläufig ungangbar ist, 
sondern auch deshalb, weil »widerspruchslose Unterordnung 
der Massen unter den Willen der Leiter des Arbeitsprozesses« 
(Lenin in »Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht«) im Szzialis- 
mus nötiger und die demokratische Phraseologie da störender ist 
als je. Auf der Gegenseite hat Demokratie ebenfalls keinen Platz: 
Das parlamentarische System hat für sie nur solange Wert, als 
es, sei es durch das Wahlrecht sei es durch die Wahltechnik un- 
demokratisch gehalten werden kann. Denn volle Demokratie 
im Wortsinn, in der die Regel gilt: everyone to count for one, 
nobody to count for more than one, würde zwar nicht zum Sozia- 
lismus, wohl aber zur Herrschaft des momentanen Genußinteresses 
der Massen, zum Chaos, zur Desorganisation, zum Schlaraffen- 
land für einige Monate führen. Das Bekenntnis zur Demokratie 
sollte niemand zum Verdienst gerechnet werden, denn es beruht 
auf nichts anderm als dem momentanen Stimmenverhältnis. 
Die Repudiation der Demokratie sollte niemand zum Vorwurf 
gemacht werden. Sie ist im Gegenteil — wenngleich ein Kind 
der taktischen Notwendigkeit: Lenins und Trotzkis Stellung- 
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nahme datiert erst von ihrer Wahlniederlage her — eine mutige 
und befreiende Tat. Sie hat uns von einer Lüge befreit, die 
Luft geklärt, alle künftigen Diskussionen erleichtert 3). 
Nun zu unserer dritten These, zu den Symptomen des Ver- 
falls des parlamentarischen Systems und des Entstehens von 
Neubildungen. Es ist für das politische Leben der letzten Jahr- 
zehnte vor dem Krieg charakteristisch gewesen, daß gerade in 
den Ländern, die auf der Bahn der Parlamentsherrschaft am 
weitesten fortgeschritten waren (eine Ausnahme war Oesterreich, 
wo besondere Gründe dazu vorlagen), und gerade bei den besten 
'Köpfen eine immer steigende Unzufriedenheit mit Parlamentaris- 
mus und Demokratie sich bemerkbar machte. Immer deutlicher 
‘desavouierten die Tatsachen die offizielle Phraseologie unseres 
politischen Lebens. Der Wähler sollte eine Ueberzeugung haben 
und für deren Vertretung einen Mann seines Vertrauens aus- 
wählen: Tatsächlich war er das Objekt einer psychotechnischen 
Maschine, in die er eingespannt wurde wie ein Neger in ein 
Sklavenschiff, die ihn zum willenlosen Werkzeug von Zwecken 
machte, welche er. mitunter mißbilligte, meist nicht verstand, 
einer Maschine, die auf ihn nie durch das rationelle Argument 
sondern stets nur durch Appell an unbewußte Instinkte wirkte 
— aus der alle Vernunft verbannt schien. Im Parlament sollten 
sich die Gewählten nach ihren Ueberzeugungen zu Parteien zu- 
sammenschließen und in gemeinsamer Beratung an der Willens- 
bildung des Staats arbeiten: Tatsächlich hatte das einzelne 
Mitglied gar nichts andres zu sagen als was ihm vorgeschrieben 
wurde, war von »Beratung« im eigent}ichen Sinne des Wortes 
nie die Rede, weil das Parlament gewisse Aufgaben samt ihren Lö- 
sungen sich jeweils zwingend aufgedrängt fand — so daß das 
durchschnittliche Mitglied sehr bald darauf kam, daß die Lektüre 
von Gesetzentwürfen — oder gar deren Motivenberichten — sehr 
überflüssige Mühe seiund daß man Reden nur anzuhören brauche, 
wenn sei es Beifall sei es Entrüstung befohlen worden war. Die 
Regierung war ihrer Phraseologie nach das dienende Exekutiv- 


2) Die Erkenntnis, daß wirkliche Demokratie nicht nur klägliches Stecken 
im Sumpfe der Untermitteilmäßigkeit bedeuten, sondern überhaupt hand- 
lungsunfähig sein würde, ist natürlich ein uraltes Axiom für alle führenden 
Schichten und Individuen. Höchst selten hat eine besonders kräftige Per- 
sönlichkeit das im praktischen Leben auszusprechen gewagt. Von seiten einer 
politischen Gruppe geschah das bekanntlich zuerst von den französischen 
Syndikalisten. Vgl. G. Sorels Phrase von der »Degenerazione in democrazias. 
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organ dieses Souveräns, der eine bedenkliche Aehnlichkeit mit 
der Olympia in »Hoffmanns Erzählungen« hatte: Tatsächlich 
war sie sein Herr, wenn sie eine Majorität und überhaupt nichts, 
wenn sie keine hatte. Selbst von Kritik im Parlament war seitens 
der Regierungsmajorität nur zum Schein die Rede, wenn man 
von Krisenzeiten absieht. Was wunders, daß Politiker, die 
das Nachdenken nicht verlernt und die auch nicht den Zynismus 
hatten, über diesen Sachverhalt zu scherzen, an dem Ernst 
des Systems zu zweifeln begannen, wenn sie sahen, wie völlig 
der Laienpolitiker an den immer technischer werdenden Aufgaben 
des Staates versagte,.wie machtlos das rationelle Argument, wie ' 
allbeherrschend der technische Gesichtspunkt und das persön- 
liche oder Gruppeninteresse war und wie selbst schwerste Schick- 
salsfragen zu Vehikeln der Wahlmache und gegenseitiger Du- 
pierung wurden ? 

Betrachten wir, wie das gekommen ist in dem Land, wo der 
Parlamentarismus trotz alledem bis zum heutigen Tag weitaus 
am besten gearbeitet hat, in England. Das fundamentale Faktum 
ist dort wie überall die Ausdehnung des Wahlrechts gewesen. 
Nicht erst deshalb, weil die neuen Wähler infolge Mangels an 
Bildung usw. seiner Ausübung nicht gewachsen gewesen wären, 
sondern einfach deshalb, weil sie quantitativ Massen waren. Das 
allein zerriß den Zusammenhang zwischen Wähler und Gewählten, 
zwischen den Gewählten und der Leitung der Politik. Das allein 
machte neue Methoden nötig, um den Wähler zu erfassen, die 
Wahlmaschine ?), die neue Parteiorganisation und -hierarchie. 
Das allein verbannte das rgtionelle Argument, weil die Größe 
der Gruppen gesprengt wurde, innerhalb deren es wirken kann, 
das schuf den Berufsagitator, den Parteibeamten, den Boß. Das 
machte politischen Erfolg zu einer Frage der Organisation und 
evolvierte die verschiedenen Führerzirkel und Interessenver- 
tretungen, deren Puppe der Abgeordnete wurde. Das machte 
das Parlament selbst zur Puppe, weil Agitation und der Sieg 
außerhalb des Parlaments viel wichtiger wurde, als ein gutes 
Referat im Parlament. Weil nun jeder rechtlich mitreden konnte, 





®) Dabei ist es ganz besonders desillusionierend zu sehen, daß dort, wo 
Wahlmache sich am wenigsten entwickeln konnte, wie im preußischen 
Beamtenstaat, wo z. B. die Geheimhaltung der Abstimmung, so wie sie einmal 
Gesetz war, von den Beamten auch wirklich beobachtet wurde, das Parlament 
nicht besser, sondern gerade deshalb schlechter funktionierte als anderswo 
und keine leistungsfähigen Parteien entstehen konnten. 
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so konnte faktisch schließlich niemand mitreden als derjenige, 
der eine Maschine beherrschte. Das hat den ursprünglichen 
Sinn des Parlaments verloren gehen, seine ursprüngliche Technik 
scheitern, sein Wirken als Farce erscheinen lassen ®). | 

Zugleich ist es aber klar, daß diese Entwicklung unvermeid- 
lich war: Wie das Emporsteigen der bürgerlichen Kreise ihre 
Teilnahme an der Politik erzwang, so mußte das Emporsteigen 
der Arbeiterklasse dasselbe Resultat haben. Wie die Bourgeoisie 
anfangs damit zufrieden war, daß sich die Staatsgewalt an ihren 
Interessen orientierte, wenngleich noch der Feudaladel oder die 
Bureaukratie die leitenden Stellungen innehatten, so verzichtete 
auch die Arbeiterschaft lange Zeit auf den Kampf um das Wahl- 
recht. Aber in beiden Fällen mußten diese Wünsche schließlich 
auftauchen. In England wurden sie charakteristischerweise 
vom Ehrgeiz aufstrebender Politiker antizipiert (Disraeli, Glad- 
stone, Chamberlain), die in neuen Wählerschichten neue Macht- 
quellen suchten. Anderwärts blieb das den intellektuellen Führern 
der Arbeiterschaft überlassen. Aber das Endresultat war überall’ 
dasselbe. 

Unvermeidlich also führt sich das parlamentarische System 
durch die Entwicklung, die es kraft seiner eigenen Logik nehmen 
muß, ad absurdum. Allerdings nur sehr allmählich, nur ebenso 
allmählich, wie die Gesellschaftsordnung, deren politische Lebens- 
form es ist, und unter dem Druck desselben Umbildungsprozesses 
der fundamentalen ökonomischen und sozialpsychischen Fakten, 
der früher geschildert wurde. Nach und nach muß es als Zentrum 
der staatlichen Willensbildung, das,es einst ziemlich ausschließ- 
lich war und dessen Entscheidung’ das soziale Ganze erwartete 
und hinnahm, ausgeschaltet werden, wie denn schon heute sich 
die parlamentarische Rede nicht an die Parlamentsmitglieder 
richtet, sondern »zum Fenster hinaus« gehalten wird. An seine 
Stelle treten die von kleinen Führerkreisen beherrschten 
9 Das gibt unserer Politik auch jenen Hauch von Irrealität vom Stand- 
punkte des einzelnen Staatsbürgers. Das »Nichtmitredenkönnen« geht noch 
weiter, immer schwieriger wird z. B. die Position der unabhängigen Presse, 
immer drohender das Stirnrunzeln gerade des radikalen Politikers gegen sie. 
Unter Unabhängigkeit ist hier Unabhängigkeit von einer Parteimaschine 
verstanden, absolute Unabhängigkeit von jeder Ressource gibt es selbst- 
verständlich nicht. Allein schon Unabhängigkeit in diesem engen Sinn be- 
deutet außerordentlich viel und der Machthaber von heute ist ihr gegenüber 


in genau derselben Lage wie der Machthaber von gestern. Er vernichtet sie, 
wenn immer er es wagt. 
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Parteimaschinen. Der Zentralarbeiterrat von heute ist nur die 
Kristallisation von etwas, was embryonal schon lange bestand. 
Die Parteimaschinen werden immer mehr die Vertreter bestimmter 
Schichten und Standesinteressen, wie das in Europa schon fast 
vollständig der Fall ist, während allerdings in Amerika die Partei- 
maschine sozusagen noch abstraktes Machtwerkzeug ohne spe- 
zifische Klassenfärbung ist. Und die Parteimaschinen messen 
sich miteinander und können Kompromisse schließen, aber 
sie haben im Grunde nichts miteinander zu deliberieren. Sie 
sind auf den Kampf um die Exekutivgewalt eingestellt in einem 
andern Sinn als parlamentarische Parteien: sie wollen direkt 
exekutiv handeln. Das versuchten Arbeiterorganisationen seit 
langem und mit Erfolg, wobei sehr charakteristisch die Tendenz 
zutage trat, auch das Korrelat des Parlamentarismus, die Ge- 
richtsautorität zu repudiieren. 

Unser ganzes politisches und wirtschaftliches Leben ist 
mindestens seit der Jahrhundertwende erfüllt von unverkenn- 
baren Embryonen von etwas, was heute in der Form des Räte- 
systems einen Ausdruck gefunden hat. Auch hier ist kein Zweifel 
an dem Bestehen einer solchen sehr allgemeinen und tiefgehenden 
Entwicklungstendenz möglich. Auch hier aber wird der Ueber- 
gang in der Reife der Zeit nicht von selbst sondern erst durch 
besondere Aktionen erfolgen können. 


V. 
Sozialisierungsmethoden. 


Aber für Beides, für die Sozialisierungsaktion wie für ihr 
politisches Komplement, erhebt sich die eine große Schwierig- 
keit: Weil es sich bei der Entwicklung zum Sozialismus um 
einen kontinuierlichen Prozeß handelt, weil er gleichwohl irgend- 
wann durch einen Akt, essentiell diskontinuierlich also, realisiert 
werden: muß, wenn überhaupt, so spitzt sich praktisch unsere 
allgemeine Frage auf die präzisere zu, ob Sozialisierung in 
einem konkreten Zeitpunkt Sinn hat oder Unsinn 
ist. Und die Sache liegt so — was sonst nicht leicht vorkommt 
— daB der Zeitpunkt, der wenigstens theoretisch als der richtige 
nachzuweisende Moment, nie kommen wird. Denn prinzipiell 
möglich ist Sozialisierung von der Epoche an, in welcher der 
Groß-, der Mammutbetrieb auftrat, in welcher der Rationali- 
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sierungsprozeB der Volkswirtschaft allgemein erkennbar in 
Fluß kam, in welcher die Maschine und die Kalkulation die 
Psychen umzuformen begann. Zwar hatte diese Epoche auch 
keinen angebbaren Anfangspunkt, aber es ist sicher, daB sie 
schon längst hinter uns liegt. Doch nie wird der Moment kommen, 
da man mit Sicherheit wird sagen können, daß man durch weiteres 
Zuwarten nichts mehr gewinnt, weil entweder die Dinge und die 
Menschen schlechthin bereit oder die Leistungen der kapitalisti- 
schen Individualinitiative erschöpft seien. Der entscheidende 
Schritt oder jeder der entscheidenden Schritte wird deshalb 
immer Sache des Entschlusses und der Gelegenheit sein. Begreif- 
lich also der Standpunkt, der dem wahren Jünger jedes Glaubens 
so nahe liegt, daß man mit ganzer Kraft zu jeder Zeit kämpfen 
und versuchen müsse, bis man einmal vom Erfolge Recht be- 
kommt. Klar aber auch, daß dieser Ständpunkt zunächst zu 
Mißerfolgen, zu Kraftverlusten, zu Druck auf Lebenshaltung, 
Kultur und Leistung aller Klassen führen muß oder zu einem 
Umbiegen der Grundgedanken, wie das zweifellos in Rußland 
der Fall ist 5). 

Wenn aber die Zeit, in der man an der technischen »Mög- 
lichkeit« einer Sozialisierungsaktion zweifeln konnte, sicher 
schon hinter uns liegt, so liegt die Zeit, in der der sachliche Erfolg 
einer Sozialisierungsaktion mit Sicherheit vorausgesagt werden 
kann, ebenso sicher noch weit vor uns. Das lehrt ein Blick auf 
die früher angeführten »treibenden Kräfte« der Entwicklung zum 
Sozialismus. Nicht eine davon ist irgendwo in Europa vorläufig 


5) Obgleich es in der Regel sehr schwierig sein muß zu sagen, ob Soziali- 
sierung in einem bestimmten Zeitpunkt möglich und für ein bestimmtes Volk 
erfolgreich sein kann, so ist im Falle Rußlands die Diagnose doch sehr leicht: 
ein Volk, das kaum zu 5%, aus Industriearbeitern besteht, kanmzu einem 
Zeitpunkt, wo die am meisten fortgeschrittenen Industrievölker noch nicht 
sozialisieren, bei einem Sozialisierungsversuch nicht ernst genommen werden. 
Die für das russische Vok momentan überhaupt relevanten Probleme liegen 
ausnahmslos beim Bauern. Wer dessen Wünsche befriedigt, kann überhaupt 
alles machen, auch sämtliche Städte in die Luft sprengen, wenn er will; und 
unter anderem kann er auch eine sozialistische Ideenwanderung nach Ruß- 
land bewirken. Das ist so zu beurteilen — und beruht auf ganz denselben 
Machtgrundlagen — wie das Dekret Peters des Großen, welches der russischen 
Gesellschaft westeuropäische Kleidung aufzwingen wollte. Der Vergleich 
müßte übrigens noch zugunsten Peters ausfallen, denn er hat wenigstens 
nur zu oktroyieren versucht, was anderwärts schon vorhanden war. — Der 
russische Bolschewismus ist ja überhaupt nur, dann aber restlos, verständ- 
lich, wenn maħ ihn als Nachfolger des Zarismus erfaßt. 
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stark genug. In notwendigem Zusammenhang mit der erreichten 
Stufe wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung liegt auch die 
erreichte Stufe politischer Entwicklung durchaus noch in dem 
Intervall, in welchem zu einer wesentlichen und namentlich 
unverhüllten Aenderung der Fundamente unserer Gesellschafts- 
ordnung äußerste Kraftanstrengung aller daran interessierten 
Kreise notwendig wäre, eine Kraftanstrengung, wie sie nur für 
kurze Perioden und unter besonders günstigen Zeitumständen 
möglich ist. Wahre Neuordnung der Dinge aber ist stets nichts 
anderes als Legalisierung bereits bestehender dauernder Macht- 
verhältnisse und Lebens- und Denkgewohnheiten. Eine solche 
»Legalisierung« kann dann auch illegal erfolgen. Worauf es an- 
kommt, das ist die faktische, physische und moralische Macht. 
Hat man diese — das gilt übrigens allgemein im politischen 
Leben, z. B. auch für eine Konterrevolution — dann kann man 
eventuell sogar einen Putsch riskieren. Nur darf man nicht 
hoffen, durch diesen erst Autorität zu erwerben. Ein erfolgreicher 
Putsch ist vielmehr Betätigung vorhandener Autorität und nicht 
etwa eine Methode ihrer Eroberung und was für den Putsch 
gilt, das gilt für jede politische Aktion. | 

Aus dem bisher Gesagten folgt nun in welchem Sinne wir 
— ausdrücklich sei hervorgehoben: ohne die in diesem Worte 
sonst liegende abfällige Kritik — eine Sozialisierung in der Gegen- 
wart als »vorzeitig« bezeichnen wollen. Wir meinen damit eine 
Sozialisierung vor Eintreten des Zustandes, in welchem sie nur 
die Rechtsformen der Gesellschaft ändern würde. Vorzeitige 
Sozialisierung ist ein besonderes, heute noch sehr schwieriges, mit 
der Zeit notwendig immer weniger schwierig werdendes Problem. 
Eben daraus, aus dieser »Vorzeitigkeit« erklärt sich auch die 
Tatsache, daß man über das »Wie« der Sozialisierung sehr ver- 
schiedener Meinung scin kann, daß es überhaupt besonderer 
Wege dazu bedarf. Wir wollen nun in aller Kürze einige der 
wichtigeren vom Standpunkt unseres Arguments aus analysieren. 

Die erste Frage bezüglich des »wie« ist: Vollsozialisierung 
oder Teilsozialisierung? Auch Vollsozialisierung hat man sich 
nicht so zu denken, daß das gesamte Wirtschaftsleben in einem 
Akt vom Staat übernommen wird. Man kann zunächst höchstens 
an die Sozialisierung der größeren industriellen, landwirtschaft- 
lichen und Handelsbetriebe denken. Aber die Vollsozialisierung 
muß als Ziel zweifellos vorhanden sein, wenn die Aktion von 
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prinzipieller Bedeutung sein soll. Nur um eine Verschiedenheit 
des Tempos kann es sich zwischen Sozialisten handeln. 

Vollsozialisierung als unmittelbares Programm ist in Deutsch- 
land und Oesterreich nicht mehr als politische Phraseologie 
gewesen. In Rußland und Ungarn hat man sie versucht. Gegen- 
über den Bedenken, die gerade von ernstester sozialistischer 
Seite gegen diese Methode erhoben wurden und die ja auf der 
‚Hand liegen, muß immerhin betont werden, daß Vollsozialisierung 
keine administrativ-technische Unmöglichkeit ist, daß sie die 
Möglichkeit entschädigungsloser Enteignung bietet, die vom 
sozialistischen Standpunkt ein Vorteil ist und bei Teilsozialisierung 
nicht möglich wäre, und daß sie den für soziale Ordnung, Kultur 
und Produktivität so gefahrvollen Todeskampf des Kapitalis- 
mus auf kürzere Zeit beschränkt. 

Wo es sich nicht um Vollsozialisierung haıfdelt, ist es immer 
Sache einer sehr heiklen Untersuchung, inwieweit man überhaupt 
etwas spezifisch Sozialistisches vor sich hat, ob einerseits das, 
was von sozialistischer Seite in sozialistischem Geiste gefordert 
und aufgefaßt wird, auch von anderen Parteistandpunkten aus 
so erscheint und ob andererseits es sich objektiv um einen Schritt 
nach dem Sozialismus hin handelt oder nicht. In solchen Fällen 
wird der zeitgenössische Beurteiler häufig von der Phraseologie 
der Zeit irregeführt, deren sich jeder bedient, der irgendetwas 
durchzusetzen hat. Höltz in Plauen hat sich als Kommunisten 
bezeichnet. Das macht sein Tun noch lange nicht zu einer ele- 
mentaren Bewegung nach dem Kommunismus hin. Villa in 
Mexiko ist ganz dasselbe, nur in größerem Stil und mit mehr 
Ambition. Trotzdem hat er sich weder als Kommunisten bezeichnet, 
noch gibt sein Tun irgendwelchen Anlaß es in kommunistischem 
Sinn zu interpretieren. 

Die nächstliegende und einfachste Methode der Soziali- 
sierung ist Verstaatlichung oder Kommunalisierung. Es ist 
interessant zu sehen, daß insbesondere die erstere von sozial- 
demokratischer Seite nicht als eigentliche Sozialisierung gelten 
gelassen wird. Das hat nicht nur den auf der Hand liegenden 
taktischen Grund, daß andernfalls Sozialisierung als bloße Fort- 
setzung der Politik des kapitalistischen Staates erscheinen 
könnte, sondern auch einen tieferen. Die Verstaatlichung be- 
deutet zunächst nur die Ersetzung des privaten Unternehmers 
durch den Staat und die Kommune. Sie läßt das Wesen und die 
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Struktur eines kapitalistischen Betriebes an sich unberührt, 
besonders dann, wenn sie nur in bezug auf einzelne Industrie- 
zweige, oder gar nur einzelne Betriebe erfolgt. Daß, den Fall des 
privaten Monopols ausgenommen, irgendwer, sei es Arbeiter 
oder Konsument, oder irgendeine Idee einen besonderen Vorteil 
von einer Verstaatlichung habe in der Richtung, daß der Betrieb 
oder Industriezweig nun nicht mehr dem privaten, sondern dem 
allgemeinen Interesse diene, ist ein Argument, das nur auf einen 
Laien Eindruck machen kann. Hingegen ist es unleugbar, daß 
Verstaatlichung und Kommunalisierung in der Regel die Er- 
setzung eines fähigen Unternehmers durch einen unfähigen 
bedeutet und nur unter Umständen von solcher Gunst, daß 
einfach nichts zu verderben ist, ein Erfolg sein kann, wobei 
allerdings wieder zu betonen ist, daß die Oeffentlichkeit weder 
in der Lage noch gewillt ist, den ihr erwachsenden Schaden 
jedesmal nachzuprüfen, dafür aber um so geneigter, sich an der 
bloßen Tatsache der Verstaatlichung zu freuen. 

Von prinzipieller Bedeutung kann Verstaatlichung nur 
werden, wenn zwei Umstände zusammentreffen. Sie muß sich 
auf einen so großen Kreis von Objekten beziehen, daß der privat- 
wirtschaftliche Gesamtcharakter der Volkswirtschaft dadurch 
verändert wird und die verstaatlichten Industriezweige oder 
Betriebe müssen in die Hand einer sozialistischen Staatsgewalt 
kommen, weil andernfalls ein Zustand entstünde, den man in 
weitestem Sinne wohl auch Sozialismus nennen könnte, der aber . 
mit dem Sozialismus, den der Sozialist von heute meint, nichts 
zu tun hätte, sondern ihn höchstens hinausschieben würde. Wo 
jedoch, wie im heutigen Deutschland, die Möglichkeit der 
Erfüllung beider Bedingungen gegeben ist, ist auch Verstaat- 
lichung oder Kommunalisierung ein Schritt zum Sozialismus. 
Insbesondere gewährt die Kommunalisierung die Möglichkeit, 
in den Zentren der sozialistischen Macht zu sozialisieren, ohne 
auf die großen Widerstände zu stoßen, die man außerhalb der- 
selben zu überwinden hätte. Der Sozialpolitiker des deutschen 
und englischen Typus wird hier in weitem Maße mitgehen, auch 
ohne diese Vorgänge’ sozialistisch zu interpretieren, doch dürfte 
unter den gegebenen Umständen die Diagnose des Sozialisten 
die richtige sein. 

Nun zu den eigentlichen Sozialisierungsmethoden. Da ist 
vor allem jene primitivste von allen, die jeder Sozialist, der etwas 
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auf sich hält, weit von sich weist, die aber so sehr dem Empfinden 


der Massen entspricht, und so sehr gerade das Wesen dessen 


bietet, was sich die Massen unter Sozialismus vorstellen, daß kein 
heute in praktischer Politik tätiger Mann sich davon ganz fern- 
halten kann, auch der Antisozialist nicht: Die Konsumsozialisie- 
rung, das einfache Wegnehmen und Verteilen von Ver- und Ge- 
brauchsgütern. Nach der Seite der volkswirtschaftlichen Wirkung 
eines solchen Vorgehens ist darüber natürlich kein Wort zu 
verlieren. Aber eine sehr instinktkräftige, primitive, zu allen 
Zeiten latent vorhandene Auffassung kommt darin zum Ausdruck. 
Verzicht darauf würde weiten Kreisen viel schwerer fallen, als 
der Verzicht auf das seriöse Ideal des Sozialismus. Und die Sache 
ist nicht ohne Bedeutung. Dieser Konsumkommunismus ist 
eine Methode der Sabotage des kultivierten Privatlebens und 
daher, wenn man. mit ıhm als etwas Dauerndem zu rechnen 
hätte, geeignet, ein wesentliches Motiv des Wunsches nach Privat- 
eigentum, auch an Produktionsmitteln, zu vernichten, die oberen 
Schichten der Gesellschaft geistig und moralisch zu brechen und 
starke Augenblickserfolge zu erzielen. 

Das führt zu jener anderen Methode, als deren Charakteristi- 
kum die Sabotage der kapitalistischen Produktions- 
wirtschaft betrachtet zu werden pflegt, zum Syndikalismus. Auch 
hier handelt es sich, von allen Theorien und möglichen Inter- 
pretationen abgesehen, um etwas Naheliegendes und Instinkt- 


kräftiges, etwas, was tief im Volksbewußtsein liegt und von. 


Theoretikern und Agitatoren nur bloßgelegt zu werden braucht, 
nämlich um die Tendenz zur Eroberung »ihres« Betriebes durch 
die Arbeiter. Hier liegt eine durchaus eigentumsähnliche Gefühls- 
einstellung vor. Dazu ein sehr starkes Gruppengefühl bezüglich 
Branche und Betrieb. 

Die Bewegung nach einer Anteilnahme des Arbeiters an 
der Leitung der Fabrik, die ganz unabhängig ist von den Be- 
wegungen des letzten Jahres, hat sich mit Ansätzen alter Pro- 
venienz vereinigt, mit jenen Gefühlskomplexen, kraft deren 
z. B. ein Kutscher von »seinen« Pferden spricht. Nur das Be- 
dürfnis nach einheitlicher, starker Leitung der Arbeiterschaft 
der ganzen Branche, nach kollektivem Vertragsschluß usw. er- 
klären, daß der Zusammenhang mit dem eigenen Betriebe und 
den darin arbeitenden Genossen nicht noch schärfer hervortritt. 
Nun ist es klar, daß hier einfach an Stelle des Unternehmers eine 
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kollektive Unternehmerschaft treten würde, die gegenüber dem 
Rest der Gesamtheit. eine ähnliche Sellung einnehmen müßte, 
wie der erstere. Es wäre Gruppenkapitalismus statt Individual- 
kapitalismus. Die mit der Dauer und Qualität der Arbeits- 
leistung in keinem Zusammenhang stehende Ergiebigkeit der 
Apparate würde Ertragsdifferenzen begründen. Die zum Teil 
mehr als primitive syndikalistische Theorie, die vielfach auf 
durchaus vormarxistische Denkweisen zurückführt, macht im 
Verein mit diesen Tatsachen den meisten Sozialisten den Syndi- 
kalısmus unannehmbar. 

Für uns ist nur wichtig festzuhalten, daß sich in der Fabrik 
eine Entwicklung ganz ähnlich der im Staate vollzogen hat; wie 
im Staate das Parlament zunächst eine Vertretung bestimmter 
Interessengruppen ist und sich mit den diese hauptsächlich inter- 
essierenden Fragen befaßt, so hat auch die Arbeiterschaft im 
Betriebe zunächst einen Einfluß auf die sie unmittelbar berühren- 
z den Fragen, als Betriebsschutz, disziplinäre Mittel usw. errungen. 
r Dabei ist es ziemlich gleichgültig, ob das in Form der Arbeiter- 
ausschüsse oder sonstwie offiziell anerkannt oder nur eine Tat- 
sache war. Erst in jüngerer Zeit hat die Arbeiterschaft den 
Zusammenhang zwischen ihrem Schicksal, insbesondere der 
Lohnhöhe und dem Beschäftigungsgrade, einerseits und der ge- 
samten technischen und kommerziellen Politik der Unter- 
nehmungsleitung andererseits erkannt und in einer im Grunde 
unmarxistischen Wcise ein Interesse an der Betriebsführung als 
solcher genommen, die früher als für den Arbeiter gleichgültige. 
interkapitalistische Affäre betrachtet wurde. Es ist nun gar 
kein Zweifel, daß diese Tendenz an Stärke gewinnen und bei 
ungestörtem Verlauf der Dinge erst zur »konstitutionellen« Fabrik” 
und später zur Alleinherrschaft der Arbeiter führen wird. Und 
wie cine »objektive« Tendenz nach Entwicklung zum Sozialis- 
mus von dieser Seite her, so liegt da auch eine Methode der 
Sozialisierung. Beispiele davon bietet die Gegenwart zahlreiche. 
Man pflegt sie »wilde« Sozialisierungen zu nennen. Obgleich die 
sozialistische Politik ihnen entgegentreten oder doch versuchen 
muß zu verhindern, daß sich auf diese Weise Klassengegensätze 
innerhalb der Arbeiter bilden, so kann man diese Erscheinung 
doch nicht ohne weiteres als vorübergehende, lediglich aus 
der Verzweiflungsstimmung der Zeit fließende Torheit be- 
trachten. 
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Diese Tendenz hat denn auch praktischen Erfolg gehabt 
und zwar vielleicht den wichtigsten, der überhaupt erreicht wurde, 
nämlich das Betriebsrätegesetz. Und dazu kommt, daß gerade 
diese Art von Sozialisierung zugleich mit dem wirtschaftlichen 
das politische Ziel in der Richtung einer Räteverfassung zu 
erreichen tendiert. Wenn diese Bewegung nämlich weit genug ist, 
so kann sie, und sie allein, Vollsozialisierung in einem Akt durch 
Generalstreik erzwingen und wenn wir uns einen, freilich erst 
in ferner Zukunft zu erwartenden Zustand vorstellen können, in 
dem die führenden Köpfe der Arbeiterschaft eingearbeitet sind 
in die Aufgaben, die ihrer dann warten würden, in dem der 
Arbeiter die kommerzielle und technische Leitung als solche zu 
beurteilen und kritisieren vermag; womöglich sich ihr mit Recht 
rein sachlich überlegen fühlen kann, dann mündet dieser Weg 
von selbst in sozialistische Vollendung. 

Daran ändert es nichts, daß alles was Syndikalismus heißt, 
eine deutliche Beziehung zum Bolschewismus hat, der ein so un- 
verleugbares Kind des Militarismus des absoluten Fürstenstaates 
ist, sozusagen das Kind der Reaktion und die beste Apologie 
für sie. Ins Kleinbürgerliche verwässert, wird das blut- und 
lebensvolle Etwas, von dem wir jetzt sprechen, zu jener schwäch- 
lichen Sozialisierungstendenz, die von Konsumvereinen und 

Gewerkschaften ausgeht. Auch sie ist ein natürliches Gewächs. 
Für sich allein ohne große prinzipielle Bedeutung in der uns hier 
interessierenden Beziehung, wird sie von der allgemeinen Ent- 

' wicklung in deren Richtung fortgezogen. Als Methode einer 
Sozialisierungsaktion begegnet diese letztere Bewegung der 
Schwierigkeit, daß sie langsam und aus sich selbst heraus wachsen 
muß, wenn sie Erfolg haben soll, daß sie aber sofort versagt und 
in Bureaukratismus und Korruption untergeht, wenn man 
sie künstlich durch politische Macht anzutreiben sucht. 

Dieser Form der Sozialisierungsaktion steht nun die Methode 
der gemischtwirtschaftlichen Unternehmung sehr nahe, Hier 
ist es wesentlich, klar zu scheiden zwischen dieser Erscheinung 
an sich und dem, was im Dienste der Sozialisierung aus ihr 
gemacht werden kann. In manchen Industriezweigen und in 
manchen Ländern ist die gemischtwirtschaftliche Unternehmung 
das unbedingt Gegebene, nämlich dort, wo bei verhältnismäßiger 
Einfachheit der kommerziellen Methoden sowohl bei Privaten wie 
bei Gemeinden ein Interesse an gemeinsamer Kapitalbeschaffung 
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und Leitung eines Unternehmens besteht. Eine elektrische Be- 
leuchtungsanlage z. B. in stark bevölkertem Industriegebiet für 
eben dieses Gebiet bietet heute bei dem hohen Grade der Voll- 
endung der Technik und bei der Tatsache vorgegebener Methoden 
sehr geringes Interesse vom Standpunkt eigentlicher Unter- 
nehmertätigkeit. Gleichwohl sind die Unternehmungen in einem 
solchen Gebiet dringend an einer Beleuchtungsanalage inter- 
essiert, die Gemeinden auch, und aus solchen Situationen sind 
die erfolgreichsten gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen 
entstanden. 

Das hat sehr wenig zu tun mit der Tendenz, Staat und andere 
öffentliche Körper an tunlichst viel Unternehmungen zu be- 
teiligen. Weder der technischen und kommerziellen Vollkommen- 
heit, noch dem Zweck des In-den-Dienst-der-Oeffentlichkeit- 
Stellens kann dadurch gedient sein. Wo man im einzelnen 
eingreifen will, tut man das besser in anderer Weise. Die Be- 
teiligung am Emissionsgewinn und am laufenden Ertrag ist 
eine der bedenklichsten Einkommensbeschaffungen für öffent- 
liche Körperschaften, die es gibt. Eben deshalb bedient sich ja 
die Politik mancher Unternehmer heute dieser Form, weil un- 
mittelbaren Opfern sehr große dauernde Vorteile gegenüberstehen. 

Aktienanforderung ist auch unmittelbar ein technisch sehr 
einfaches Mittel der Sozialisierung. Wenn gegen Entschädigung 
sozialisiert werden soll, kann der Staat oder aber ein besonders zu 
begründendes Gebilde dem Aktionär Obligationen nach einem 
bestimmten Kurs der Aktien übergeben, so daß das Stimmrecht, 
wie das Recht auf einen den Zinsfuß der Obligationen über- 
steigenden Ertrag an den Staat oder eine ad hoc zu bildende »Ge- 
meinschaft« übergeht. Das erfordert keine flüssigen Mittel, ins- 
besondere also auch nicht Emission neuer Noten, womit eine 
Quelle von Störungen in der Volkswirtschaft vermieden wird, 
welche im anderen Fall, das heißt im Falle einer Kapitalbeteiligung 
durch Zuschuß von Kapital unvermeidlich ist. Ein anderer 
Vorteil dieser Methode liegt darin, daß die expropriierte Aktie 
nur in dem Sinn entwertet wird, daß die kapitalistische Welt 
der neuen Leitung geringeres Vertrauen entgegenbringt, nicht 
aber auch in dem Sinn, der sowohl bei Emission von Gratisaktien 
zugunsten des Staates, wie auch bei Kapitalbeteiligung auf Grund 
von Notenemission im Vordergrund steht: In diesen beiden 
letzteren Fällen tritt für die Aktie etwas ähnliches ein, wie für 
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die Banknote bei hemmungsloser Banknotenemission für staat- 
liche Zwecke. Der Titre, dem bisher in der Regel ein Einschuß an 
realem Wert entsprechen mußte, wird fortan in einer aller Welt 
erkennbaren Weise auf Gnade und Ungnade der Staatsdruckerei 
ausgeliefert und damit insbesondere auch wertlos als Grundlage 
für internationale Kreditgewährung. 

Wenn man durch zwangsweise Umwandlung von Privat- 
firmen in Aktiengesellschaften den Kreis der durch Anforderung 
von Aktien sozialisierbaren Unternehmungen erweitert, so kommt 
man auf diesem Weg sehr schnell weiter — zu der Pforte der 
eigentlichen Probleme, denn es ist natürlich kein Zweifel, daß der 
moderne Staat mit seinem ungeheuren Verwaltungsapparat 
die juristische Seite der Sozialisierung auf alle Fälle schnell 
erledigen kann. Es ist auch ohne solche Zwangsverwandlungen 
in Aktiengesellschaften ein Weg zur Sozialisierung von Privat- 
unternehmungen, der der Aktienanforderung analog ist, leicht 
zu finden. Die hier besprochene Methode ist besonders praktisch 
und wirksam ım Falle einer auf Sozialisierung abgestellten Ver- 
mögensabgabe, aber die realen Schwierigkeiten fangen dann 
erst an. 

In allen diesen Fällen kann man entweder einzelne Industric- 
zweige herausgreifen, wobei die Argumente im einzelnen not- 
wendig ziemlich dieselben sein müssen, wie bei Verstaatlichungen 
alten Stils. Man kann aber auch ohne Rücksicht auf Branchen 
einfach nach »sozialisierungsreifen« Unternehmungen suchen und 
gerade diese herausheben. Unter »sozialisierungsreif« sind natür- 
lich moderne Großunternehmungen zu verstehen, besonders solche 
mit tunlichst einfachen oder besonders leicht bureaukratisierbaren 
kommerziellen Kombinationen. Dabei werden unter Umständen 
die momentan nichtsozialisierten Teile der Volkswirtschaft den 
sozialisierten nicht anders gegenüberstehen wie heute, insbe- 
sondere wenn sie auch heute schon nur mit Kartellbureaus zu 
tun haben. Die sich in diesem Punkte ergebenden Schwierig- 
keiten dürften in der Regel überschätzt werden. Es ist sogar von 
Vorteil, wenn es noch Schichten nichtsozialisierter Betriebe gibt, 
deren Gebarung als Basis der Kritik und als Ansporn dienen 
kann. 

Beide Methoden, die der Sozialisierung nach Branchen und 
die der Sozialisierung einzelner Unternehmungen würden in der 
Praxis natürlich meist kombiniert werden. Für die Sozialisierung 
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ganzer Branchen ergibt sich, wenn es sich nicht um eine einheit- 
liche Verstaatlichung und auch nicht um eine Syndikalisierung 
handeln soll, natürlich ein sehr schwieriges Organisationsproblem, 
dessen Lösung wohl nur die Frucht vieler Fehlgriffe und Experi- 
mente sein kann. Eines ist jedenfalls sicher: Heute, in einer 
Zeit, die auf biologischem, wie sozialpsychologischem Gebiet, 
vor allem aber auf dem Gebiet einfacher politischer Erfahrung 
dazu gelangt ist, die alte Phraseologie der Demokratie in wesent- 
lichen Punkten als irrig zu erkennen, die die Denkweise des 18. 
Jahrhunderts, auf der via Bentham-Ricardo einerseits und via 
rationalistischer Philosophie andererseits, auch noch Marx aufbaut, 
definitiv überwunden hat, können wir nicht daran denken, mit 
dem populären Begriff, oder richtiger gesagt, Gefühlskomplex 
der Demokratie Ernst zu machen und der Menschheit einen ihrer 
tiefsten Herzenswünsche zu erfüllen, der uns aus den Jahrtausen- 
den anweht, gerade in dem Augenblick, wo er als sinnlos erkannt 
ist. Das wäre die größte Schlemihlade der Weltgeschichte, ganz 
abgesehen davon, daß dabei auf Arbeitsteilung, auf komplizierte 
Arbeitsmethoden verzichtet werden müßte, was übrigens sowohl 
die syndikalistische Literatur, wie auch Lenin klar erkannt hat, 
welch letzterer in seiner Praxis auch die Alternative dazu zeigte. 
Hier sollte auf dieses Problem nur hingewiesen werden. Uebrigens 
ist es keineswegs richtig, daß etwa Wahl der Betriebsräte durch die 
Arbeiter desselben Betriebes oder derselben Branche und Ab- 
Ssetzbarkeit derselben durch sie aus dem Wesen der Demokratie 
folgen würde, so daß jedes Abweichen von diesem Prinzip schon 
cin Aufgeben demokratischen Sozialismus wäre. 

Es sei bei dieser Gelegenheit erlaubt, auch darauf hinzuweisen, 
daß Fortdauer der Zinsenzahlung an den Kapitalisten, wie sie 
sich bei allen diesen Methoden aufdrängt, zwar der marxistischen 
Theorie, nicht aber dem Sozialismus überhaupt widerspricht. 
Sie kann sich nicht nur für Uecbergangszeiten, sondern auch auf 
die Dauer als zweckmäßig erweisen und auch eine solche Gesell- 
schaft, die Kapitalansprüche und Zinsenbezug kennen würde, 
wäre noch immer Sozialismus. Wie man darüber denkt und 
wieweit man den Zinsenbezug für eliminierbar hält, ist lediglich 
eine Frage der Auffassung über sein Wesen und seine Funktion, 
und man kann sich vollkommen darüber klar scin, daß das mar- 
xistische System in diesem Punkt versagt, ohne deshalb Sozialis- 
mus überhaupt für unmöglich zu halten. 
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Für eine die ganze Volkswirtschaft umfassende Aktion 
gibt es ferner noch zwei Wege, abgesehen von dem schon er- 
wähnten der einfachen allgemeinen Expropriation und Ueber- 
nahme aller Produktionsmittel. Vor allem liegt es nahe, mit 
der Sozialisierung des Bankwesens zu beginnen. Das sogenannte 
reguläre Bankgeschäft ist in mancher Beziehung überhaupt ein 
gutes Beispiel dafür, wie ein Erwerbszweig sozialisierungsreif 
wird. Nichts Persönlicheres, mehr Individualität, Vertrauens- 
würdigkeit, Initiative Erforderndes als das Bankgeschäft gab 
es auf der Welt bis vor ungefähr hundert Jahren. Jener Typus 
von Bankier, dessen klassisches Beispiel der schottische Bankier 
war, hat die moderne Industrie zu einem großen Teil mitgeschaffen 
und zwar vor allem im Wege des Personalkredites, dessen volks- 
wirtschaftliches Wesen im Auslesen und Emporheben geeigneter 
Unternehmerindividualitäten liegt und der dem mittellosen Talent 
die Produktionsmittel zur Verfügung stellt. Nun ist diese Funktion 
auch heute keineswegs ausgestorben. Aber erstens ist sie vom 
Privatbankier zum größten Teil übergegangen auf die ange- 
‘stellten Leiter moderner Großbanken und zweitens haben wesent- 
liche Zweige des regulären Bankgeschäftes eine allgemein be- 
kannte, erlernbare, ziemlich feststehende Technik entwickelt, 
womit sie zugleich auch vielfach bureaukratisch erstarrten. Das 
Hypothekengeschäft, zu einem Teil das Lombard- und das 
Diskontgeschäft, noch mehr natürlich die Geschäfte der Zahlungs- 
vermittlung — und damit eine ungeheure Masse von wirtschaft- 
licher Information und wirtschaftlicher Macht — sind auf diese 
Art zu Maschinen geworden. Dieser Prozeß ist in verschiedenen 
Ländern sehr verschieden weit gediehen. Wo wie in England 
strengste Arbeitsteilung auf diesem Gebiete herrscht, insbe- 
sondere das System der auf das reguläre Bankgeschäft sich be- 
schränkenden Depositenbanken eingebürgert ist, könnte man 
von Sozialisierungsreife sprechen. Uebrigens ist es charakteristisch, 
daß die natürliche Entwicklung zu einem solchen Funktionieren 
dieses Zweiges der Volkswirtschaft geführt hat, daß gerade in 
England kein Wunsch nach Sozialisierung desselben aufkommt. 

Bei unserem Typus von Banken würde aber außerdem noch 
das Mobiliargeschäft und damit ein gewaltiger direkter industriel- 
ler Einfluß sozialisiert. Automatisch hat die Entwicklung des 
wirtschaftlichen Körpers im Bankwesen ein Zentralorgan evol- 
viert. Dieses Zentralorgan würde durch Sozialisierung vielleicht 
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gelähmt werden, aber möglich ist Sozialisierung von dieser 
Seite sicher. 

Mit dieser Methode läßt sich eine andere kombinieren, die 
an die Zwangswirtschaft des Krieges anknüpft. Man kann die 
Betriebe jedes Industriezweiges zu Zwangsverbänden zusammen- 
schließen, in diesen Zwangsverbänden die technische, kom- 


merzielle, sozialpolitische Leitung konzentrieren und dabei den 


Privatunternehmer und das Privatkapital ihrer beherrschenden 
Rolle berauben. Ganz originell ist das ja nicht. Wenn auch in 
anderem Geist, hat doch die Trustentwicklung in Deutschland 
schon einen ähnlichen Weg eingeschlagen, dessen wichtigster 
Markstein das Kaligesetz ist. Das könnte man von anderem 
Standpunkt nun auch heute tun, wenn man sich über den kläg- 
lichen Mißerfolg der kriegswirtschaftlichen Organisation hin- 
wegsetzen will. Man täte damit etwas, was den Interessen aller 
Kreise an schnellem Wiederaufbau ins Gesicht schlägt. Man würde 
den beginnenden Sozialismus durch die unerfreulichsten Asso- 
ziıationen kompromittieren. Aber das Vorhandensein dieser 
Organisation und gerade der Umstand, daß sie nach dem Mittel- 
alter hinweist, würde das Einschlagen dieses Weges sehr er- 
leichtern. Das Kleingewerbe könnte auf diese Weise in die So- 
zialisierung einbezogen werden, wobei dann freilich fortschreitende 
Gesetzgebung das an ihm vollbringen müßte, was andernfalls 
die freie Konkurrenz tun würde. 

Entwicklung der Betriebsräte, Sozialisierung des Bankwesens, 
Durchorganisierung der Industrie in entsprechenden Zwangs- 
verbänden, Verstaatlichung einzelner Industriezweige, Soziali- 
sierung einzelner »reifer« Betriebe, das alles zusammen kann Voll- 
sozialisierung ersetzen. Und alle diese Wege wurden ja tatsächlich 
betreten. Auch eine streng konservative Regierung könnte 
sie nicht leichthin verlassen. Die Resultate, die im gegenwärtigen 
Zeitpunkt überhaupt haltbar sind wenn auch unter erheblichen 
Opfern an Produktivität und Lebenshaltung — werden auf alle 
Fälle und unter jedem Regime erreicht. Gerade diese Dinge könnte 
auch eine monarchische Reaktion nicht ungeschehen machen, es sei 
denn, derSozialismus selbst hülfeihr dazu, dadurch ,‚daßerein Tempo 
einschlägt, das niemand mitmachen, dadurch, daß er Exzesse be- 
geht, die niemand ernst nehmen will, wie das in Ungarn geschah. 

Die Politik des ernst zu nehmenden Sozialismus ist durch 
die Dinge vorgezeichnet. Sie kann im Grunde heute nur kapi- 
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talistisch sein. Sozialisierung soweit heute möglich und völlige 
Wirtschaftsfreiheit in allen anderen Beziehungen, das ist das 
Gespann, das sich heute sachlich bewähren kann. Alles andere 
führt notwendig zu Mißerfolgen und bereitet den Boden für eine 
Reaktion — wenn es nicht in kleinbürgerlicher Schikane des 
Erfolgreichen, Fruchtbaren, Glänzenden versandet ®). 

Ein Glück für die Reaktion, daß die Sozialisten diese Linie, 
auch wenn sie sie tatsächlich einhalten, doch in ihrer Phrascologie 
nicht bekennen. Ein Glück für die Sozialisten, daß die Reaktion 
ihnen den Dienst, den sie ihr leisten, sicher mit Zinsen vergelten 
wird. 


VI. 


Zu erwartende Folgen. 


Die Frage, was die wirtschaftlichen Konsequenzen einer 
Sozialisierung sein würden ist wesentlich zu unterscheiden von 
der Frage, was der Sozialismus zu bieten hat, bei dem Evo- 
lution und Revolution in Eines zusammenfließen. Dieser Sozialis- 
mus hat natürlich eine neue Lebensform der Menschheit, neue 
Denk- und Gefühlsgewohnheiten, eine neue Kultur zu bieten. 
Die wirtschaftliche Entwicklung wird auch er verlangsamen, 
‚aber darin liegt zum Teil ja gerade sein Sinn, daß er das mensch- 
‚liche Leben und das beste an menschlicher Energie von der 
"wirtschaftlichen Sorge befreien will. Da ein solcher Sozialismus 
nur geboren werden kann aus einer kapitalgesättigten, rationali- 
sierten, schon automatisch verbureaukratisierten Wirtschafts- 
welt mit konstanter Bevölkerung und abgestorbenen Herr- 
schafts- und Machtinstinkten, also einer Wirtschaftswelt in 
der die kapitalistische Entwicklung schon von selbst ein 
langsameres Tempo eingeschlagen hat, so kann da die Dekla- 
ration der sozialistischen Gesellschaftsordnung, selbst wenn 
sie eines Tages als ein einziger Akt erfolgt, keinen radikalen 
Bruch mehr bedeuten, kein Mattsetzen von Hunderten der besten 
Intelligenzen, kein Vernichten der Motive, denen wir verdanken, 
was wir wirtschaftlich vor dem Kriege hatten. 

Aber das kümmert uns jetzt nicht, uns kümmert jetzt nur 
ein Zustand, in dem eine eigentliche Sozialisierungsaktion, eine 
Sozialisierung, die erst großen Widerständen gegenüber durch- 


©) Das ist es im Grunde, was in Deutschland und Oesterreich als prak- 
tisches Resultat erreicht wird. 
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gesetzt werden müßte, nötig wäre, wenn cs zum Sozialismus 
überhaupt kommen soll. Die Antwort auf die Frage kann.nicht 
zweifelhaft sein. 

Wir wollen dabei absehen von den Verlusten, die der Kampf 
um die Sozialisierung als solcher zur Folge haben muß. Diese 
Verluste sind: 

I. Die Güter und eventuell die Leben, die dabei vernichtet 
werden. 

2. Die Störung der Produktion, die die Desorganisation der 
bisherigen Leitung zur Folgehat und die nicht nur von seiten der 
bisherigen Leiter, angefangen von bloßer Mattsetzung und von 
der Elimination der treibenden Motive bis zu aktiver Sabotage, 
sondern auch von seiten der Geleiteten eintreten muß, welche 
während des Kampfes streiken, demonstrieren, politisieren usw. 
statt zu arbeiten. 

3. Das Aufhören des Sparens und die Kapitalflucht, eine 
Art Weltuntergangsstimmung für die kapitalistischen Kreise, 
verbunden mit der Unmöglichkeit Neues zu tun. 

4. Die schon in Geld sehr großen Kosten (Agitation usw.), 
denen aber noch sehr viel nicht unmittelbar in Geld ausdrückbare 
Momente hinzuzuaddieren wären, die Angriff und Verteidigung 
mit sich bringen und deren wichtigstes völlige Demoralisierung 
aller Schichten ist. 

Aber ganz abgesehen davon, müßte selbst eine schnelle 
und mit idealer Promptheit durchgeführte Sozialisierung eine 
erhebliche Reduktion der Produktivität der Volkswirtschaft 
zur Folge haben, die von jener schon aus dem Mechanismus der 
wirtschaftlichen Entwicklung folgenden Verlangsamung, von 
der wir früher sprachen, wesentlich verschieden ist. Der durch 
die Sozialisierung geschaffene Zustand steht in unserm Fall 
in unlösbarcem Widerspruch zum leidenschaftlichen Wollen der 
Majorität der besten Energien. Veranlaßt oder zwingt man sic 
zur Weiterführung ihrer Leiterfunktionen, so werden diese — man 
nennesieimmerhin »kapitalistisch verseuchtene — Leute die Sache 
fortan schlecht machen. Ersetzt man sie durch einen Stab In- 
tellektueller, so müssen die Mißgriffe noch größer sein. Das 
Hauptmotiv privaten Sparens muß dauernd ausgeschaltet 
bleiben — es sei denn, daß hier eine Konzession gemacht wird, 
die den neuen Zustand dem alten schr wesentlich annähern 

würde, Unvollkommen kann jenes Motiv ersetzt werden durch 
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eine von der sozialistischen Zentralleitung dekretierte Reser- 
vierung eines Teiles der produktiven Kräfte für die Zwecke 
weitschauender Zukunftsproduktion. Vielleicht das Wichtigste 
liegt in der so viel umfassenden Tatsache, daß dann persönlicher 
Erfolg und wirtschaftliche Leistung nicht mehr wie im Kapi- 
talismus untrennbar verbunden sind: den kapitalistischen Kauf- 
mann schützt keine noch so glänzende Rede vor den Folgen 
eventueller Unfähigkeit. Diese Folgen trägt der sozialistische 
Leiter nicht. Wenn er es versteht ein populärer Führer zu sein, 
braucht ihm die schwerste Mißwirtschaft, der gröbste Mißgriff 
keine Sorge zu machen. Bekanntlich werden diese und viele 
andere Argumente, auf die wir nicht eingehen wollen, ja oft gegen 
den Sozialismus überhaupt angeführt. Das machen wir uns nicht 
zu eigen. Wir erkennen vielmehr vollkommen an, daß nach noch 
weiterer kapitalistischer Erziehung und in einem darauf folgenden, 
wirklich das Resultat der Zeit ziehenden Sozialismus die indivi- 
duellen Motivationen so umgestellt sein können, daß wirklich, 
z. B. Beifall der Fachgenossen usw. das heute spezifisch soge- 
nannte wirtschaftliche Motiv ersetzen kann. Sicher ist aber, daß 
wenn in dem oben erwähnten Sinne »vorzeitig« sozialisiert wird, 
mit kapitalistischen Menschen insbesondere auch kapitalistischen 
Arbeitern gerechnet werden muß und daß da jene üblichen Argu- 
mente vollkommen zutreffen. Sicher ist natürlich auch — das 
ist eben der Fluch der Phraseologie, die die Sozialisten, solange 
sie in Opposition waren, für sich ausgebildet haben — daß dem 
Arbeiter sofort verkürzte Arbeitszeit und reichlichere Versorgung 
wird gewährt werden müssen, was nur auf Kosten des Schicksals 
kommender Generationen möglich ist. Davon gar nicht zu reden, 
daß die dem Arbeiter gegenüber dem kapitalistischen »Ausbeuters 
gelehrte Position ihn in den Glauben wiegen mußte, daB im Sozia- 
lismus ihm niemand werde zu befehlen haben. Dagegen gibt es 
ja dann zwar Methoden aber gegen diese wieder alle die uralten 
Argumente bezüglich der Qualität von Sklavenarbeit. Hingegen 
dürfte das Argument des internationalen Kredites gegen eine 
prompt durchgeführte Sozialisierung nicht entscheidend sein. 


. Was die Kreditfähigkeit einer Volkswirtschaft vollständig ruiniert, 


das ist das stete Spielen mit Sozialisierung, das stete Demonstrie- 


„ren und Agitieren, ohne daß etwas geschieht, während gleichzeitig 


alles, auch das Absurdeste und Brutalste, möglich bleibt. Diese 
Taktik mag politisch nötig, diese Scheinbefriedigungen sozialisti- 
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schen Wollens mögen das geeignete Mittel sein, um die zusammen- 
gebrochenen Völker mit einem Minimum von Gewaltanwendung 
in einiger Ruhe zu halten — die wirtschaftliche Lage wird dadurch 
schwer bedrückt. Aber wenn eine Sozialisierungsaktion schnell 
und ernst und ohne eklatante Absurditäten durchgeführt würde, 
so würden ausländische Kapitalistengruppen vermutlich ruhig in 
den Waren- und Kapitalverkehr mit der betreffenden Volkswirt- ’ 
schaft eintreten. Höchstens, daß man den nötigen Kredit zu un- 
günstigeren Bedingungen erhielte, insbesondere wenn man den Ver- 
such machen wollte, sozialisierte Unternehmungen zu Pfändern 
für andere als laufende Rembours-Kredite zu machen. 

Das Argument, daß der Staat nach durchgeführter Soziali- 
sierung an Kreditfähigkeit gewinnen müßte, weil er nun »reicher« 
sei, wie man das von einzelnen Intellektuellen in Deutschland und 
Oesterreich, insbesondere aber von der bolschewistischen Regie- 
rung in Ungarn hören konnte, ist natürlich kindisch. Denn das, 
was dem Gläubiger überhaupt geboten werden kann, stellt ihm 
die private Unternehmung viel besser und sicherer zur Verfügung, 
sei es direkt, sei es indirekt durch ihre Steuerkraft. 

Kaum zu verantworten ist es vollends, wenn die Sozialisierung 
als eine Methode des Wiederaufbaues angepriesen wird, die wohl ; 
gar erreichen könne, was die kapitalistische Wirtschaft nicht `` 
erreichen kann. Dem liegt ein uralter populärer Irrtum zugrunde, 
der in der verbureaukratisierten Psychologie des militaristischen 
Fürstenstaates wurzelt und heute von keinem Fachmann wieder- 
holt werden sollte. Daß der allgewaltige Staat helfen kann, wo 
die Gesamtheit der einzelnen sich nicht helfen kann, daB, wenn 
es schlecht geht, man sich bloß hinter die Rockschöße des Kanz- 
listen und Unteroffiziers zu flüchten brauche, daß die private 
Wirtschaft ein ungeordnetes, systemloses Jagen nach privatem 
Gewinn sei, daß man nun disziplinieren, erleuchten und lenken 
müsse, — das und nichts anders, vorwissenschaftliches Laien- 
vorurteil also, liegt diesem Glauben letztlich zugrunde, Dinge, 


- die im Laufe des 18. Jahrhunderts schon mit aller wünschens- 


werten Gründlichkeit widerlegt wurden erstens argumentativ 
und zweitens durch die Tatsache des kläglichen Zusammen- 
bruches solcher Zwangssysteme, von denen sich in ihren Anfängen 
die sozialistische Wirtschaft nur durch ihren Geist, nicht aber 
kommerziell oder technisch unterscheiden könnte. Es ist einfache 
Pflicht wissenschaftlicher Wahrhaftigkeit zu sagen, daß gerade 
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das Umgekehrte der Fall ist: Niemals ist private Initiative, ist 
die Methode der kapitalistischen Wirtschaft so unentbehrlich 
wie bei und nach einem Zusammenbruch, wie wir ihn erlebt haben. 
Niemals ist das spezifische Ingenium und das spezifische Motiv 
des Kaufmanns so notwendig als in einem Augenblick, wo es sich 
darum handelt, mit äußerster spezialisiertester Energie jedem 
Schatten einer Chance nachzulaufen, jede momentane Situation 
| zu benützen, jeden Augenblick entschlußbereit zu sein. Unge- 
heure Möglichkeiten eröffnet die in Unordnung geratene Welt- 
wirtschaft dem Volk, das das begreift. Gerade dem Arbeiter kann 
nur so das frühere Niveau der Lebenshaltung schnell, d. h. in 
einigen Jahren wiedergegeben werden, ohne daß dabei die Zukunft 
der Nation verkümmert. 

Bekanntlich machen nun diese Argumente auf den über- 
zeugten Sozialisten keinen Eindruck. Das ist auch ganz natürlich. 
So wenig ein wirkliches Selbstdesavouieren darin läge, wenn man 
erklären würde, die konkreten Zeitumstände seien für eine 
sozialistische Politik nicht geeignet, so schwer wäre es, das den 
Massen begreiflich zu machen. Für den Parteimann liegt da 
eine taktische Unmöglichkeit vor. Tatsächlich bremst er ja 
ohnehin so gut er kann. Und es kommt noch ein viel ernsteres 
Moment hinzu. Die sozialen Dinge und die Psyche der Menschen 
müssen sich gewiß à la longue parallel bewegen. Aber nicht immer 
gleichzeitig. Wie im allgemeinen die Psyche den Dingen nach- 
hinkt, kann sie ım Einzelfall, besonders wenn eine Ideenwanderung 
unterstützend hinzutritt, die »objektive« Entwicklung auch. 
vorweg nehmen. Einen solchen Fall konnte man bei Kriegs- 
schluß für gegeben erachten. Es wäre allerdings unmarxistisch 
gewesen, von Rußland her die soziale Revolution für ganz Europa 
zu erwarten, unmarxistisch wohl nicht im Sinne des Politikers 
wohl aber des Forschers Marx. Dafür waren die viel 
ruhigeren, äußerlich viel weniger auffallenden Symptome ım 
Westen Europas, besonders in England, um so wichtiger. Es ließ 
sich sowohl die Ansicht begründen, daß die Dinge sich dort der 
Reife näherten und ein Anstoß aus einem Milieu, das wie das 
russische an sich den Schritt nicht mit Erfolg machen könnte, 
ausreichen würde, um die Welt einen sehr großen Schritt nach 
dem Sozialismus machen zu lassen, als auch die Ansicht, daß die 
sozialdemokratischen Parteien bei einem Vorstoß politisch und 
ökonomisch Unterstützung finden würden — nicht gleich, aber 
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bald. Eine solche Situation nötigte zum Vorgehen. Schon aus 
dem Grund, daß man andernfalls eine völlige Katastrophe der 
gesamten sozialen Ordnung hätte riskieren können. Eine spon- 
tane Weigerung der Massen, in der kapitalistischen Fabrik über- 
haupt zu arbeiten, eine ungeheure Chance für völlig unverant- 
wortliche Elemente, wäre nicht ausgeschlossen gewesen. 

Mit anderen Worten: Es kann sich im Laufe der Entwick- 
lung zum Sozialismus für ein bestimmtes Land gewiß die Situation 
ergeben, daß es sich einer allgemeinen europäischen Bewegung 
einfügen muß, obgleich es, für sich allein genommen, den Ueber- 
gang zum Sozialismus gar nicht oder nur mit schweren Opfern und 
Kämpfen vollziehen könnte. Stärker freilich als dieses Moment, 
das also auf die Erkenntnis hinauskommt, daß in einem be- 
stimmten Zeitpunkt Sozialisierung allen Klassen schaden und 
doch unvermeidlich sein kann — eine Erkenntnis, gegen die 
gerade die idealsten Sozialisten sich innerlich leidenschaftlich 
wehren müssen — sind andere Dinge. Vor allem einfache Ran- 
cune gegen die oberen Schichten in weiten Kreisen und naive 
Freude an ihrer Schikanierung und Demütigung. Dann alle 
Hemmungen und alle Argumente überwindende Faszination 
der Erbeutung unmittelbar vorhandener Konsumgüter. Ferner 
der Wunsch jeder politischen Organisation nach Betätigung und 
Dreinreden, für viele Leute besonders Intellektuelle überhaupt 
das Interesse an der Eroberung von Positionen und Einfluß- 
kreisen, die ihnen anderweitig nicht zugänglich wären. SchlieB- 
lich aber bei den moralisch reinsten, menschlich erfreulichsten, 
sachlich unerfahrensten Intellektuellen und Arbeitern etwas, 
das leuchtend und kraftvoll alle diese kleinen, zum Teil schmutzi- 
gen Motive überstrahlt: der durch kein Argument, keinen Be- 
weis, keine Tatsache zu überwindende, mystisch religiöse oder 
religionsersetzende arationale Glaube an den Sozialismus als 
Zaubermittel in jeder Lage. Wer dem wahrhaft Gläubigen, dem 
Glaubensstreiter des Sozialismus, das wirtschaftliche Argument 
vorhält, kann ihm gegenüber nie Erfolg haben. So wenig wie 
jemand hätte Erfolg haben können, der etwa Chalid, »dem Schwert 
Gottes«, oder einem der anderen von unwiderstehlichem Elan 
getragenen Führer der ersten Periode arabischer Eroberungszüge 
zugerufen hätte: »Wenn du Syrien verwüstest, so wirst du dort 
keine dreimonatlichen Schatzwechsel zu 4% Prozent emittieren 
können und deshalb mitsamt Allah und dem Propheten und allen 
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sieben Himmeln in Verlegenheit geraten.« Chalid würde geant- 
wortet haben: »Hund von einem Ungläubigen, hebe dich hin- 
weg! Was gehen mich deine Schatzwechsel an« — und ähnlich 
antwortet so ein modernes »Schwert Gottes« in seinem Leit- 
artikel. Hinterher mag sich dann zeigen, wenn sich irgendwer die 
Mühe nimmt, es zu untersuchen, daß der Ungläubige Recht hatte. 
Aber. wen kümmert das und wer frägt wirklich nach Glück und 
Elend der Massen oder gar nach dem Schicksal künftiger Gene- 
rationen und menschlicher Kultur ? 

Diesem Bild ist nur hinzuzufügen, daß es auf der anderen 
Seite ebenso steht und daß, wie die wahre Stoßkraft des Sozialis- 
mus emotional und vernunftmäßigem Argument unangreifbar ist 
und wie dem wahren Sozialisten schon die bloße ruhige Dis- 
kussion vernunftmäßiger Argumente als Verrat erscheint, ebenso 
dem Antisozialisten das sozialistische Wollen schon an sich als 
Verbrechen an heiligsten Gütern usw. sich darstellen muß. Beide 
Teile glauben schlechthin für das objektiv Wahre, für das Licht 
und gegen die Finsternis zu kämpfen und das erklärt die merk- 
würdige Erscheinung. daß auch zweifellos hochstehende Kämpfer 
auf beiden Seiten ihre sonstigen moralischen Gefühlsgewohn- 
heiten vollständig vergessen. wenn es sich um die Prinzipienfrage 
handelt. Das erklärt es, warum ein bluttriefender Mörder und 
gewalttätiger Militärdespot kaum einer echten moralischen Miß- 
billigung begegnet, wenn er nur von Zeit zu Zeit eine Broschüre 
publiziert, in der möglichst oft zu lesen steht »vergleiche Marx, 
Seite so und so viel«. Daraus erklärt sich auch das gleichzeitig 
so tragisch und so komisch wirkende Schauspiel, daß man in 
einem Atem schäumende Papierentrüstung über den Gegner 
aufbringt, während man ganz dasselbe auf der eigenen Seite 
entweder mehr als zur Hälfte billigt oder gar selber tut. Die Jam- 
mergestalt des Intellektuellen kommt für den ruhigen Beob- 
achter dabei natürlich besonders schlecht weg. Bei jedem andern 
kann man blutige Instinkte wenn nicht verzeihen, so doch be- 
greiflich finden. Das intellektuelle Nervenbündel von heute aber 
ist sicher nichts, wenn es nicht menschlich ist und der wütende 
Haß, mit dem weiteste Kreise gelegentlich gegen seine Aus- 
schreitungen reagieren, ist nur allzu verständlich. 

Eines ist sicher: Wenn Sozialisierung in unserer Zeit not- 
wendig und möglich würde, so würde sie es nicht wegen, 
sondern trotz ‘des Zusammenbruches und Wiederaufbaues. 
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Sachlich wenigstens entfernen diese Ereignisse die Völker von 
Sozialisierungsmöglichkeiten. Daß sie sie ihnen gleichzeitig 
politisch näher bringen, ist sicher nur eine temporäre Erschei- 
nung, vor allem aber eine tiefe Tragik. 


VII. 


Sozialisierungsmöglichkeiten in Deutschland und Oesterreich. 


Es empfiehlt sich, einige Punkte des Gedankenganges da- 
durch zu präzisieren, daß wir die Möglichkeiten einer Soziali- 
sierung im gegenwärtigen Deutschland und Oesterreich kurz 
erörtern. i 
Sachlich sind vor allem zwei Dinge klar. Einerseits daß es 
sich im heutigen Deutschland um eine in dem erwähnten Sinne 
wvorzeitige« Sozialisierung handeln würde, das heißt um eine 
Sozialisierung im Kampfe gegen sehr starke Widerstände, ins- 
besondere auch solche, die aus den Aufgaben des Wiederaufbaues 
kommen. Gerade die Rettung vielen wertvollen Gutes und vieler 
wertvoller Beziehungen aus dem großen Schiffbruch kann nur 
der ungehemmten Tätigkeit des mit eignem Kapital arbeitenden 
deutschen Kaufmannes gelingen. Im Falle der Sozialisierung 
dürften diese Möglichkeiten zur Begrühdung von Existenzen 
im Ausland verwendet werden, ganz abgesehen davon, daß sie 
größtenteils, sei es für den Staat, sei es für sozialisierte Gebilde 
einfach nicht vorhanden, oder doch unauffindbar wären. Trotz- 
dem ist. andererseits klar, daß gerade in Deutschland der Kon- 
zentrationsprozeß der Industrie und der Bankwelt weiter fort- 
geschritten ist als irgendwo mit Ausnahme von Amerika. Un- 
endlich viel organisatorische Arbeit ist in den letzten Jahrzehnten 
geleistet worden, die als eine Vorbereitung zum Sozialismus 
wirken kann und die allein den Sozialismus vor einem augen- 
blicklichen und eklatanten Mißerfolg schützt. 

Aber sicher würde die Bourgeoisie nun, nachdem sie sich von 
der Panik des Zusammenbruches erholt hat, nicht kampflos kapi- 
tulieren. Siewürde dabei wirksamer als durch eigene Kraft von der 
Tatsache gestützt werden, daß esin Deutschlandeinekleine, aber ur- 
kräftige konservative Parteigibt. Die tatsächliche Position dürfte 
sich dahin definieren lassen, daß der starke sozialistische Einschlag 
der früheren Regierung überhaupt nurdadurch möglich war, daßdie 
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betreffenden Teile der sozialdemokratischen Partei stillschweigend 
darauf verzichteten, mit dem sozialistischen Programm Ernst 
zu machen und gegenüber wirklich sozialrevolutionären Ele- 
menten die bürgerliche Gesellschaftsordnung mit ganz derselben 
Entschiedenheit schützten, als es heute irgendein Konservativer 
tun könnte. Wenn das richtig ist, so kann nur solchen Soziali- 
sierungsmaßregeln Erfolg vorausgesagt werden, die entweder den 
betroffenen Kapitalisten im konkreten Fall akzeptabel sind, oder 
der Bourgeoisie in ihrer Gesamtheit als noch mögliche Opfer 
vorgeschobener Positionen erscheinen. Darüber hinauszugehen 
ist vielleicht überhaupt, sicher auf parlamentarischem Weg, 
unmöglich, obgleich das vor achtzehn Monaten völlig anders 
stand. 

Auf diesem Boden, der allerdings tief unter der Seehöhe 
liegt, auf der sich der wahre Sozialist zu bewegen pflegt, kann 
man speziell in Deutschland viel weiter gehen als irgendwo. Der 
völlige Sieg der Fürstenmacht über das Bürgertum im I6. und 
17. Jahrhundert, die Fülle der Ursachen, die in Deutschland 
Bureaukratie und Militarismus in die Seele jedes Einzelnen ge- 
senkt haben, die haben eine Maschine und einen dieser entspre- 
chenden Geist geschaffen, der die Ucberwindung mancher der 
schlimmsten Schwierigkeiten einer Sozialisierung ermöglicht: Die 
Disziplin aller Kreise, die Gewohnheit an organisiertes Handeln, 
insbesondere aber organisiertes Gehorchen, das Fehlen jedes 
prinzipiellen Widerstandes gegen etwas, was der Staat tut, weil 
es der Staat tut, die kindliche Staatsgläubigkeit, die dazu führt, 
daß die bloße Tatsache, daß Staat oder Gemeinde eine. Unter- 
nehmung beherrschen, ein günstiges, statt ein ungünstiges 
Vorurteil hervorruft — das mag alles vom Standpunkte demo- 
kratischen Sozialismus seine zweifelhafte Seite haben. Trotzdem 
ist es für den Sozialismus von entscheidender Bedeutung, daß 
er in Deutschland auf das vom Fürsten zugerittene Pferd kommen 
kann. Dem Bourgeois ist solange von anderer Seite die Minder- 
wertigkeit seiner Lebensform usw. vorgehalten worden, er findet 
soviele seiner eigenen geistigen Führer auf einer halb sozialisti- 
schen Bahn, daß er schließlich selber glaubt, daß die Interessen 
privater Wirtschaft notwendig oder in der Regel antisozial seien. 
Der Glaube, daß der Wiederaufbau kapitalistisch unmöglich oder 
daß der Sozialismus eine geeignete Form des Wiederaufbaues 
sei, hat in bourgeoisen Kreisen auch dort Anhänger, wo der Beweis 
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für das Gegenteil mit Händen zu greifen ist. Die Zwangswirt- 
schaft ferner, sowenig sie auch mit Sozialismus zu tun hat, ist 


dieser ganzen Mentalität innerlich stets so sympathisch gewesen, | 


daß die schwersten Mißerfolge den Glauben daran nicht erschüttern 
konnten; den prinzipiellen Glauben auch nicht bei Leuten, die ganz 
gut wissen, daß das deutsche Volk sein Ueberleben nur den ille- 
gitimen Resten privatwirtschaftlicher Tätigkeit im Kriege 
verdankt. Das ist ein sehr wichtiges unterstützendes Moment, 
immer vorausgesetzt, daß es politisch entsprechend verwerte 
wird. ' 

- Deshalb ist Sozialisierung in Deutschland möglich, 
durch die Sozialisierung dann auch ein Weg zu Zielen, die jene 
Leute verabscheuen würden, die heute noch gutwillig oder gar 
aktiv mittun. Aber langsamerer Wiederaufbau, Verschärfung 
der Notlage gegenüber dem Zustand der sonst erreichbar wäre, 
sind die Preise, die man dafür zahlt. 

Wer das einsieht, hat ein gutes’ Recht »dennoch« zu sagen. 
Wer es nicht einsieht, ist ein Opfer seiner Torheit. 

In Oesterreich liegt die Sache wesentlich ungünstiger. Auch 
hier hätte die Sozialisierung eine Notwendigkeit sein- können, 
wenn ganz Europa sich in dieser Richtung bewegt und insbe- 
sondere dann, wenn es sich darum gehandelt hätte, das Aergste 
zu verhüten und zu diesem Zweck etwa vorhandenem sozialisti- 
schem Wollen entgegenzukommen, um die Stellung besonnener 
Führer zu stärken. Doch stehen einer Sozialisierung in Oester- 
reich, und noch mehr einer erfolgreichen Sozialisierung die größten 
Schwierigkeiten entgegen. Das Problem des gegenwärtigen 
Oesterreich fällt zusammen mit dem Problem Wien. Könnte 
man davon absehen, könnte man sich mit jenem unglaublichen 
Defizit an Verantwortungsgefühl identifizieren, mit dem der 
österreichische Politiker so oft vom notwendigen Abbau von 
Wien spricht, so wäre die Sache natürlich weit einfacher. Wir 
hätten eine wesentlich klein- und mittelagrarische Ländergruppe 
vor uns, in der, von einem Dutzend großer Unternehmungen 
abgesehen, nur wenig Industrie — auch diese nur als Klein- und 
Mittelindustrie — und gar keine Handels- und Finanzinteresserr 
von mehr als lokaler Bedeutung vorhanden wären. Die Soziali- 
sierung würde dann noch immer schwierig sein, besonders infolge 
des Umstandes, daß gerade die größten Unternehmungen durch 
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zersplitterte,international geworden sind. Siehätte auch keine sehr 
lohnenden Objekte. Die Brüchigkeit des Staatsgefüges würde die 
Aktion auch politisch ziemlich aussichtslos machen. Die kleinen 
nord- und mittelsteirischen, und die noch kleinern oberösterreichi- 
schen Industriegebiete wären nur Inseln in einemantisozialistischen 
See. Aber schließlich ließe sich alles das vielleicht überwinden. 

Ganz anders steht es mit dem Problem Wien. Wien war 
bekanntlich das kommerzielle und finanzielle Zentrum einer 
großen ökonomischen Einheit. Wien war der Geldgeber, der 
Kreditvermittler und, für den internationalen Verkehr wenigstens, 
auch die kommerzielle Vermittlungsinstanz für alle Völker der 
ehemaligen österr.-ung. Monarchie, und zwar für die heute fremden 
Teile derselben in viel höherem Maß, als gerade für die Alpen- 
länder. Während die tschechische, die jugoslavische und indirekt 
auch die ungarische Industrie, so gut wie ausschließlich durch 
Wiener Mittel oder durch Wiener Vermittlung finanziert und in 
ihrer allgemeinen Geschäftspolitik geleitet wurde, während der 
Kaufmann aus dem Balkan und der Finanzmann Westeuropas 
sich meist an die Wiener Instanz wandte, während die Aktien- 
majoritäten fast aller größeren Unternehmungen in Wiener Hän- 
den und sogar die Sitze der meisten in Wien waren, während 
alle Bedürfnisse Böhmens, Ungarns und der südslavischen 
Staaten die Wiener Finanzwelt beschäftigten, so führten gerade 
die Alpenländer, die heute das Staatsgebiet ausmachen, ein 
wirtschaftliches Sonderleben, das in eigentümlichem Gegensatz 
zu ihrer politischen Stellung als angeblicher Kern des Staates 
und tatsächlicher Lieferant der Majorität der mittleren Beamten- 
schaft stand — eine Diskrepanz, die zu jenen Anomalien gehörte, 
deren Summe schließlich zur Katastrophe führte. Sie blieben 
sich selbst überlassen, und ihren natürlichen Möglichkeiten 
wandte sich Wiener Kapital nur in verhältnismäßig wenigen, 
besonders wichtigen Fällen zu, und zwar gilt das nicht nur für 
jene natürlichen Möglichkeiten, deren Wert erst die allgemeine 
Verarmung geschaffen hat, wie z. B. die Braunkohlenlager, sondern 
auch für Dinge, wie die Wasserkräfte und die Holzvorkommen 
und für zahlreiche kleinere industrielle Möglichkeiten insbesondere 
in Steiermark und Oberösterreich, die, wie vielleicht schon nahe 
Zukunft zeigen wird, keineswegs verächtlich sind. 

Von dieser Stellung lebte Wien. Es lebte von den Divi- 
denden und Schuldzinsen, die aus allen Teilen der Monarchie 
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einströmten, von Emissions- und Handelsgewinnen, von Bank- 
und Handelsprovisionen. Auf dieser Basis war das Wiener 
Leben, unter anderem auch ein großer Teil der Wiener Industrie, 
entstanden. Selbstverständlich war das nicht bloß eine Ange- 
legenheit der Besitzenden, sondern auch der breiten Schichten 
der Bevölkerung Wiens und seines Industriebezirkes. Weil 
heute in ökonomischen Diskussionen keine Selbstverständlichkeit 
überflüssig ist, so sei auch besonders betont, daß dieses Leben, 
auch wo es ganz auf Ertragsbezug von auswärts gestellt war, 

doch nur vom Standpunkt weltfremder Doktrin als parasitär 
bezeichnet werden konnte. 

Nun war diese Stellung immer gefährdet. Sie wurde immer 
angegriffen. Niemals setzten die Bestrebungen aus, eine selb- 
ständige ungarische, tschechische usw. Volkswirtschaft zu grün- 
den. Immer auch hatten diese Bestrebungen bescheidene Er- 
folge, immer jedoch scheiterten sie an einem gewissen Punkt. 

Der Zusammenbruch hat diese Verhältnisse, nicht etwa, 
wie man glauben könnte, von Grund auf geändert; gewisse 
Stützen der Stellung Wiens, wie sie sich aus der alten Verwaltungs- 
organisation ergaben, fallen natürlich weg. Aus der nunmehrigen 
Hauptstadt eines kleinen und besiegten Landes beginnen ferner 
Leute und Kapitalien zu flüchten. Die Sitze der Aktiengesell- 
schaften, die Majorität der Verwaltungsräte, die tatsächliche 
Bestimmung der leitenden Persönlichkeiten können nicht fest- 
gehalten werden. Aber weder Zollgrenzen noch Währungs- 
trennungen vernichten die Basis der ehemaligen Position. 
Noch immer kennt der fremde Geldgeber nur die Wiener Bank, 
noch immer wendet sich der Balkankunde an den Wiener Händler. 
Noch immer lebt das Zentrum der Wirtschaft der alten Monarchie. 
Die Kraft solcher, durch lange Zeit emporgewachsener Bezie- 
hungen ist zäh. Sie kann schließlich gewiß vernichtet werden: 
Ein finanzielles und kommerzielles Zentrum hat nicht die unver- 
wüstliche Vitalität eines industriellen. Aber doch nur schwer und 
erst in längerer Zeit. Täglich geht etwas von dieser Position ver- 
loren, aber noch ist das Fundament derselben da. Es zu erhalten,- 
womöglich überhaupt, jedenfalls aber so, daß sein Zerbröckeln 
nur langsam stattfinde und eine eventuell unvermeidliche Re- 
duktion der Arbeitermassen Wiens nur langsam und ohne grelles 
Elend vor sich gehe — das ist die Aufgabe österreichischer 


Politik, die einzige die ernst zu nehmen ist und neben der, von 
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welchem Partcistandpunkt immer man die Dinge betrachten 
mag, jede andere völlig in den Hintergrund tritt. Für Jeden 
wenigstens, dem das Volk und das Schicksal seiner Massen mehr 
als nur Phrase ist und der sich einen Rest von Ernst und Pflicht- 
gefühl bewahrt hat. In der gegenwärtigen Notlage Oesterreichs 
gibt es etwas, was es sonst nicht gibt, nämlich eine von allen 
Parteistandpunkten aus richtige Politik — wenn wir von jenen 
Elementen absehen, denen wirtschaftliche Not und soziales 
Chaos das reine Vergnügen sind. 

Tunlichste Rettung der österreichischen Aktiven in den 
Nationalstaaten, sorgfältige Pflege der noch vorhandenen kom- 
merziellen und finanziellen Beziehungen und Möglichkeiten, 
Hereinziehen schon geflüchteten oder neuen Kapitals und damit 
der mit Kapitalbesitz verbundenen unwiderstehlichen Macht 
müssen die ersten und vorläufig einzigen Ziele einer solchen 
Politik sein. Alles andere ist heute Spielzeug. Die Mittel einer 
solchen Politik liegen auf der Hand: Man muß ernst und an- 
ständig verwalten, zu diesem Zweck die Staatsaufgaben wesent- 
lich einschränken. Man muß der Privatinitiative, von der allein 
Rettung zu erwarten ist, größere Freiheit lassen als jemals. 
Man muß sie durch tunlichste steuerpolitische Schonung der 
lebendigsten Elemente zur äußersten Leistung anspornen und 
durch solche schonende Politik eine Kapitalflucht nach Oester- 
reich hervorrufen. 

Man muß sich auf den Standpunkt uneingeschränkten 
Freihandels im Innern und nach außen stellen — dann werden die 
Schikanen und Verkehrsbeschränkungen in den anderen National- 
staaten von selbst weggeschwemmt werden. Eingriffe, große 
Maßregeln, schöne Programme sind in dieser Situation lediglich 
Charlatanerie. Helfen kann nur ein langsamer Genesungs- 
prozeß, den es zu fördern, insbesondere aber nicht zu stören gilt. 
Mit anderen Worten: Was diesem Lande nicht nur förderlich ist, 
sondern wovon seine Rettung aus einem noch viel mehr drohenden 
als schon eingetretenen Zusammenbruch abhängt, das ist gerade 
eine rein kapitalistische Politik, eine Politik, wie sie seinerzeit 
in der Epoche des naivsten Liberalismus communis opinio war. 
Das ist auch gar kein Wunder. Die Position Wiens und insoferne 
die Alpenländer ja von Wien leben, auch deren Position ist ein 
essentiell kapitalistisches Gebilde. Ihm kann in einer Welt, die 
klarerweise am Kapitalismus festhält, nur eine kapitalistische 
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Politik frommen. Es wäre ein Wunder, ja es wäre sogar unver- 
einbar mit der ökonomischen Geschichtsauffassung und mit allem, 
was im Sozialismus wirklich wissenschaftlich fundiert ist, wenn 
es anders wäre. | 

Nun war das nicht ganz so zur Zeit des Zusammenbruches. 
Damals mußte damit gerechnet werden, daß geordnete und gesetz- 
mäßige Sozialisierung unter Umständen unvermeidlich und das 
geringere Uebel sein könnte. Es wäre damals insbesondere die 
Vereinigung einer eingeschränkten Sozialisierungsaktion mit völlig 
freier Wirtschaft für alle nicht sozialisierten Gebiete möglich 
gewesen. Ueberhaupt sind ja freie Wirtschaft und Sozialisierung 
keine solchen Gegensätze, wie der Kleinbürger und der Intellek- 
tuelle immer glauben. Nach der Doktrin des Sozialismus ist die 
eine Voraussetzung der anderen und bestimmt, in sie überzugehen. 
Nur das Nichtwartenkönnen, nur das Durchaus-etwas-tun- 
wollen des Politikers verdunkelt immer wieder diesen schr ge: 
sunden Satz. 

Heute aber ist die Situation in Oesterreich und wohl auch 
anderwärts verändert. Zwischen heute und dem November 
1918 liegen soviele unverkennbare Beweise dafür, daß unsere 
Zeit weder den Beruf noch die administrativen und sonstigen 
äußeren, noch vor allem die psychischen Voraussetzungen für 
den Erfolg einer Sozialisierungsaktion hat, daß schon die Rück- 
sicht auf die politische Zukunft des Sozialismus — wenn nicht 
die Rücksicht auf das Wohl der Massen — den gläubigsten 
Sozialisten von Sozialisierungsversuchen abhalten sollte. 

Die Politik, die soeben als die von allen Parteistandpunkten 
cinzig richtige bezeichnet wurde, wird allerdings von keiner Partei 
offen, ernst und sachgemäß vertreten. Niemand will, niemand tut 
das Richtige und im Falle Oesterreichs sieht es beinahe so aus, 
wie wenn dieses Land zwar nicht lebensunfähig, wohl aber auf dem 
besten Wege wäre, sich selber lebensunfähig zu machen. Da ist 
es dann überaus interessant und soziologisch auch überaus lehr- 
reich zu sehen, wie die Macht der Dinge selbst Schritt für Schritt, 
von bewußtem Wollen nur gehemmt, eben diesen richtigen Weg 
einschlägt, und weder Dogmenbegeisterung noch Eigeninteresse 
aller derer, die von Zwangsmaßregeln und Eingriffen profitieren 
-— wozu auch Großindustrie und Schiebertum gehören, deren 
Gewinne durch die freie Wirtschaft eine wesentliche Einschrän- 
kung erfahren würden — den großen Strom ökonomischer Not- 
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wendigkeit aufhalten kann: ganz von selbst setzen sich die Privat- 
initiative und die Konkurrenzwirtschaft durch. Immer formeller 
werden die Proteste dagegen von den verschiedenen Standpunkten. 
Immer weitere Kreise erkennen diese Entwicklung als das Not- 
wendige, Vernünftige, Förderliche. Immer klarer steuern wir 
auf einen Normalzustand zu, der im wesentlichen die Fort- 
setzung von dem sein muß, was vor dem Kriege war. 


Die bewegenden Kräfte einer jeden Stunde wirken durch 
die individuellen Mentalitäten, Ambitionen, Parteiprogramme, 
Zufallssituationen und taktischen Züge hindurch. Nur diese 
Wellen der Oberfläche können den Mitlebenden ausreichend be- 
kannt sein, was tiefer liegt, ist schwer zu diagnostizieren. Was 
Weisheit und was Torheit war am Handeln der Individuen und 
Parteien von heute, was aus Verantwortungsgefühl entsprang und 
was nur krampfhaftes Greifen nach Macht war, das wird auch 
der künftige Historiker nicht wissen können, auch wenn er noch 
so sehr sich einbilden mag uns zu durchschauen. Aber an den 
folgenden Umrissen dürfte kaum ein Zweifel sein: 

Die Stunde des Sozialismus und einer, die automatische Ent- 
wicklung krönenden Sozialisierungsaktion, in der Evolution 
und Revolution zusammenfließen könnten, hatte zweifellos 
noch nicht geschlagen, als der Weltkrieg ausbrach. Die wirt- 
schaftlichen Vorgänge und Konsequenzen des Weltkrieges haben 
sachlich die Welt dem Sozialismus nur insofern näherge- 
bracht, als sie die Konzentrationsbewegung um etwas beschleu- 
nigten. In allen übrigen essentiellen Punkten haben sie, wie jede 
soziale Entwicklung, so auch die Entwicklung nach dem Sozialis- 
mus um einige Schritte zurückgeworfen und der kapitalistischen 
Privatinitiative neue Aufgaben gestellt, die sie andernfalls nicht 
mehr gehabt hätte. Von selbst, aus der Notwendigkeit der 
wirtschaftlichen Situation heraus, wäre die Frage der Soziali- 
sierung in unseren Tagen niemals aufgeworfen worden. Jeder 
Versuch von der Politik freier Privatwirtschaft abzuweichen, muß 
zu wirtschaftlichen, jeder Versuch mit Sozialisierung heute Ernst 
zu machen, außerd&em noch zu politischen Niederlagen führen. 

Die Unreife der Zeit erklärt es auch, warum alle Anläufe 
zur Sozialisierung, wenn anders sie nicht einfach versanden, 
so unbefriedigend enden. Jeder Gegner hat das Gefühl auf dem 
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Boden der Realität zu stehen. Von den Anhängern der Soziali- 
sierung hat nur der unerfahrenste Junge dieses Gefühl in gleicher 
Stärke. So wie es zur Konstituierung eines Betriebes kommt, der 
den Gedanken der Sozialisierung zum Ausdruck bringen soll, 
ist entweder das Aufgeben der Grundgedanken oder die fast 
lächerliche Kleinheit der Sache oder endlich kläglicher Mißerfolg 
sofort sonnenklar. Es fehlt an den Menschen und an der Ge- 
sinnung der Menschen, an all dem, was kein Gesetz und keine 
Rede, sondern nur die Jahrhunderte schaffen können. Es be- 
steht ja auch kein wirkliches Verlangen danach in der Arbeiter- 
schaft, worüber sich der Intellektuelle nur deshalb täuscht, weil 
er natürlich nur mit solchen Vertretern derselben zusammen- 
kommt, die ihre Lektion aufsagen wie ein Papagei. Trifft er ein- 
mal einen andern, so ist dieser andere eben gekauft oder ein 
Banause, dessen Existenz nur eine bedauernswerte Folge der 
kapitalistischen Verseuchung der Gesellschaft ist. Tatsächlich 


ist die Arbeiterschaft eben eine kapitalistische Klasse wie die | 
Kapitalistenklasse selbst; und sie denkt kapitalistisch und treibt 


kapitalistische Realpolitik. Die Sozialisierung ist ihr ein ge- 


eignetes Schreckmittel, um im Lohnkampf und beim Kampf um ` 


die Stellung im Betrieb den Gegner mürbe zu machen. Soweit 
das Reden von Sozialisierung dafür nützlich ist und positiven 
Vorteil bietet, duldet sie den Intellektuellen und Doktrinären 


als Mitkämpfer. Ja, sie läßt ihm das Vergnügen, sich als Führer 


zu fühlen, was nur jenem kleinen Prozentsatz der Arbeiterschaft 
etwas kostet, der das ernst nimmt und der von der großen Masse 
der ernsten und wohlsituierten Arbeiter ganz nach Gebühr einge- 
schätzt wird. | 

Seit der Ausbildung eines besonderen Intellektuellenstandes, 
der nichts kann wie diskutieren und seine Bedeutung lediglich 
dem Umstande verdankt, daß er die Arbeit der Welt zu stören 
vermag, ist nicht nur die Form der sozialen Entwicklung anders 
geworden, sondern sie hat auch ihren Inhalt unter dem Druck 
dieser Zwischenursache gewechselt. Zukunftsmöglichkeiten wer- 
den seitdem alle Augenblick zu Gegenwartsforderungen und wo 
immer aus irgendeinem Grunde im sozialen Körper irgendetwas 
schief geht, wo etwas zusammenbricht und eine Autorität zer- 
schellt, da nisten sich sofort prinzipielle Standpunkte ein, grund- 
stürzende Reformpläne, Interpretationen aus tiefsten Gründen 
der intellektualistischen Psyche heraus. Das entstellt unsere 
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Iinsicht wie unser Tun und nur daraus erklärt es sich, warum es 
auch heutenoch so vielen Leuten schwer fällt, denklaren Tatsachen, 
dem lebenden Leben Recht zu geben und einzusehen, daß jeder 
Händler, der einen Waggon Kohle durch alle künstlichen Hinder- 
nisse hindurch in eine Fabrik schmuggelt, heute für sein Volk mehr 
leistet als alle Schriftgelehrten, die — ganz vormarxistisch — so 
tun, wie wenn die Menschen zwischen möglichen Organisations- 
formen freie Wahl hätten. Aber an den großen Linien unseres 
Schicksals ändert das nichts. 


Duke 


m. oe 
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— Schlußwort. 


Einleitung. 


I. Die Bedeutung der Agrarfrage für die soziale und wirtschaft- 
liche Entwicklung Rußlands. 


In der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Rußlands 
spielt die Agrarfrage eine vorherrschende Rolle. Zur Beurteilung 
der Bedeutung dieser Frage für die russische Volkswirtschaft 
seien hier einige Zahlen genannt. 

Von der gesamten Bevölkerung des Reiches, die vor dem 
Kriege etwa 174 Millionen betrug, lebten damals nur 24 Millionen 
Einwohner in den Städten; die erdrückende Mehrheit des Volkes 
bildete also die Landbevölkerung. Von je 1ooo arbeitsfähigen 
Menschen begründeten 719 ihre Existenz auf die Landwirtschaft. 
In den letzten beiden Jahren (1918/19) sind die russischen Städte, ` 
infolge des Bürgerkrieges und des Zusammenbruches von In- 
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dustrie und Handel, beträchtlich entvölkert worden. Leider 
liegen zur Zeit keine zuverlässigen Angaben über den Bestand 
der städtischen und ländlichen Bevölkerung des früheren Zaren- 
reichs im allgemeinen, sowie Sowjetrußlands im besonderen vor. 
Man kann jedoch mit aller Wahrscheinlichkeit behaupten, daB 
die Bauernbevölkerung heute nicht weniger als 80 % der Gesamt- 
bevölkerung bildet. Die russische Industrie, deren Wieder- 
herstellung die dringendste Aufgabe oder, richtiger gesagt, die 
Lebensfrage Rußlands ist, wird Jahrzehnte hindurch auf den 
‚inneren Markt, das heißt auf die Bauernschaft angewiesen sein, 
ebenso wie sie ihre Entstehung und Entwicklung vor dem Kriege 
hauptsächlich dem Dorfe zu verdanken hatte. In dem gleichen 
Maße wird die Landbevölkerung die Hauptquelle der notwendigen 
gewaltigen Staatseinnahmen bilden müssen. Es unterliegt kaum 
einem Zweifel, daß die Bauernschaft, die infolge des Krieges 
und der Revolution zur Selbsttätigkeit erwacht ist, versuchen 
wird, ihrer wichtigen wirtschaftlichen Stellung entsprechend, 
auch eine bedeutende politische Rolle zu spielen. Die politischen 
Geschicke Rußlands werden deshalb in den nächsten Jahrzehnten 
stark, wenn nicht entscheidend, unter dem Einfluß des flachen 
Landes sich entwickeln, was eigentlich bereits seit der Revolution 
von 1905 der Fall ist. Die Grenzen der revolutionären Bewegung 
der Jahre 1905/06 sind hauptsächlich durch die Haltung der 
Bauern bestimmt worden: Durch Zuteilung von Land und Auf- 
hebung der Gemeindebewirtschaftung trug das Kabinett Stolypin 
dazu bei, eine Spaltung der bis dahin einheitlichen Bauernmasse 
zu bewirken, einen Teil derselben zu befriedigen und ihn dadurch 
als wesentliche Stütze für die Gegenrevolution zu gewinnen. 
Die Regierungen des Fürsten Lwow und Kerenski zögerten mit 
der Lösung der Agrarfrage. Das bewirkte in hohem Grade den 
Schiffbruch des Regimes der beiden prövisorischen Kabinette. 
Als dagegen die Sowjetregierung ans Ruder kam, beschleunigte 
sie, um ihre Stellung zu befestigen, die Veröffentlichung des 
Agrargesetzes, wonach die Bauern freie Hand in der Aufteilung 
des Großgrundbesitzes erhielten. Ferner ist die Dauer der Herr- 
schaft des Sowjetregimes zum großen Teil der Haltung der Bauern- 
massen zuzuschreiben: Der Sieg des Zarismus, wie die Denikin, 
Koltschak usw. ihn beabsichtigten, hätte für die Bauern die 
Entziehung des neuerhaltenen Landbesitzes bedeutet. Um diese 
Gefahr zu durchkreuzen, leistete die Bevölkerung des flachen 
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Landes der Armee der zaristischen Generale Widerstand und 
trug so wesentlich zum Siege der Roten Armee bei. 

In den folgenden Zeilen ist der Versuch gemacht, eine kurze 
Darstellung der Lage der Bauernschaft in den letzten Jahr- 
zehnten der zaristischen Herrschaft zu geben, die Bauernbewegung 
in den Revolutionsjahren 1905/06 zu schildern, die Agrarpolitik 
des gegenrevolutionären Kabinetts Stolypin darzulegen, die 
Maßnahmen der provisorischen Revolutionsregierungen (Lwow, 
Kerenski) auf dem Gebiete der Agrarpolitik und endlich die vom 
Rate der Volkskommissare in Angriff genommene Agrarreform 
einer Kritik zu unterziehen. 


- IL. Die Lage der Bauern nach der Aufhebung der Leibeigenschaft. 


Trotz ihrer ungeheuren Bedeutung für die wirtschaftliche 
Entwicklung des Landes waren die Bauern gezwungen, ein 
trauriges Dasein zu führen. Der Staat sah in ihnen hauptsächlich, 
wenn nicht ausschließlich, ein Objekt für seine fiskalischen 
Zwecke; zudem war der Bauer für den Adel und Großgrundbesitz 
nichts anderes als ein Objekt der Ausbeutung. Der Bauer war 
völlig rechtlos und arm. Die Ursache seiner traurigen Lage war 
in erster Linie der Mangel an Grund und Boden. Dieser Mangel 
entstand bereits bei Aufhebung der Leibeigenschaft. Im Manifest 
vom 19. Februar 1861 über die Aufhebung der Leibeigenschaft, 
das die Bauern mit der Brille des Großgrundbesitzes betrachtete, 
hieß es: »Die Bauern erhalten das Land zur Sicherung ihrer 
Existenz und um ihnen die Erfüllung ihrer Pflichten gegenüber 
dem Staat zu ermöglichen.« In Wirklichkeit aber sorgte die 
russische Regierung nur für die Durchführung des zweiten Teiles 
dieses Prinzips, indem sie die Frage einer befriedigenden Lebens- 
haltung der Bauernschaft ganz und gar außer acht ließ. Zur Zeit 
der Aufhebung der Leibeigenschaft wurden den Bauern zugunsten 
der Grundbesitzer 1 342 ooo Deßjatinen (I Deßjatine = 109,25 ar) 
oder 3,8 % des Landes genommen, das sie vor der Reform be- 
sessen hatten. Für den Grund und Boden, der im Besitz der 
Bauern blieb, wurden sie belastet mit einem hohen Lösegeld im 
Betrage von 15 Millionen Rubel. Eine derartige Reform hatte 
äußerst nachteilige Folgen für die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Bauernschaft. In seinen eingehenden Untersuchungen über 
die Lage der Landwirtschaft kam Profesor Janson im 
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Jahre 1877 zu folgenden Ergebnissen: »Wir bereisten das ganze 
europäische Rußland von den nördlichen Teilen des Gouverne- 
ments Wjatka und den Orenburger und Samaraer Steppen bis 
Podolien, Wolhynien und Litauen, von den sumpfigen Wald- 
gegenden bis zu den Steppen von Noworossisk und fanden überall 
eine erschütternde Aehnlichkeit in der wirtschaftlichen Lage der 
Bauernschaft: überall stellten wir eine völlige Unsicherheit der 
Existenz fest, besonders bei denen, für deren »freies Schaffen« 
das historische Aktenstück vom Jahre 1861 »Wohlstand und 
Gedeihen« angekündigt hatte.« - 

Der Ausschuß zur Untersuchung der Ursachen der Ver- 
armung Zentralrußlands hat.im Jahre 1895 festgestellt, daß bei 
der Durchführung der Reform des Jahres 1861 die Bauern wesent- 
lich weniger Land erhalten haben, als nötig ist, um das Mindest- 
maß von Lebensmitteln zu erzeugen, deren der einzelne benötigt. 
Und zwar rechnet man 3,4 Pud oder 17 % Mehl für jede Person 
weniger, als der Normalkonsum im europäischen Rußland, der 
20 Pud pro Person ist, beträgt. 

Es vergingen Jahrzehnte. Die Bevölkerung nahm in- 
zwischen bedeutend zu. Der Zuwachs betrug ungefähr 1,8 % 
jährlich. Infolge der schwachen Entwicklung der Fabrikindustrie 
konnte in den Städten nur ein geringer Prozentsatz der Bauern- 
bevölkerung Arbeit finden. Der größte Teil des Zuwachses war, 
um existieren zu können, auf die Landwirtschaft angewiesen. 
Zieht man dabei in Betracht, daß infolge der rückständigen 
Arbeitsmethoden der russischen Bauernschaft die Produktivität 
des Landes gering ist, so tritt klar zutage, daß der Mangel an 
Grund und Boden sich allmählich auf das äußerste zuspitzen 
mußte. Laut Angaben des russischen Nationalökonomen Proko- 
powitsch hat sich der Landbesitz der Bauern im Laufe der 45 
Jahre seit Aufhebung der Leibeigenschaft (1861—1905), durch- 
schnittlich verkleinert von 4,83 Deßjatinen auf 3,10 Deßjatinen 
pro Person, d. h. um ganze 36 %. Es wird von Interesse sein, 
einen Vergleich mit dem Großgrundbesitz anzustellen. Nach 
Angaben für das Jahr 1905 besaßen 30 000 der größten Guts- 
besitzer Rußlands etwa 70 Millionen Deßjatinen Land, d. h. 
durchschnittlich mehr als 2300 Deßjatinen für jeden Gutsbesitzer; 
die reichsten Gutsbesitzer gehörten der obersten Bureaukratie 
an: 50 wirkliche Geheimräte besaßen 284 ooo Deßjatinen Land, 
194 Geheimräte 3 103 000 Deßjatinen. Durchschnittlich besaß 


Bauernrevolution und Bolschewismus. 365 


also jeder der ersten Gruppe pro Kopf 5680, der zweiten Gruppe 
16 000 Deßjatinen Land. 

Der Mangel an Grund und Boden zwang den Bauer, Land 
bei dem Gutsbesitzer zu pachten oder als Lohnarbeiter bei ihm 
einzutreten. Der Grundbesitzer nutzte selbstverständlich die 
schwere wirtschaftliche Lage des Bauern aus: letzterer mußte 
ungeheure Pachtzahlungen leisten und bekam für seine Arbeit 
einen Hungerlohn. 





n mu 


Ein anderer Faktor, der dauernd die wirtschaftliche Lage 
der Bauernschaft verschlechterte, war die Finanzpolitik des 
Zarismus. Der Staatshaushaltsplan wurde auf indirekten Steuern 
aufgebaut, deren Hauptlasten die Bauernbevölkerung zu tragen 
hatte. So wurden die großen, von Jahr zu Jahr steigenden 
Kosten für die Armee, die Flotte, den Staatsapparat usw. durch 
solche Steuern gedeckt. Dabci bestand der größte Teil des 
Budgets aus unproduktiven Ausgaben, die in keiner Weise der 
Landwirtschaft, wie überhaupt der gesamten Volkswirtschaft, 
als solcher zugute kamen. Im Gegenteil: sie ruinierten die wirt- 
schaftliche Grundlage des Landes. 

In derselben Richtung wirkten gegenüber der Bauernwirt- 
schaft die Zahlungen des Lösegeldes. Untersuchungen über die 
Agrarverhältnisse Rußlands in den goer Jahren des vorigen 
Jahrhunderts stellten fest, daß jede Bauernfamilie ihr Budget 
mit einem Defizit von ıı Rubeln jährlich abschloß; das þe- 
deutete für die Bauern den Verzicht auf einen Teil der notwendig- 
sten Lebensbedürfnisse. 

Um den Bauern jede Möglichkeit zu unterbinden, sich ihrer 
Pflichten als Steuerobjekte zu entzichen, regelte die Gesetz- 
gebung entsprechend die rechtliche Stellung der Bauernschaft. 
Das Bauernleben wurde bis in alle Einzelheiten hinein geordnet. 
Das Ideal der autokratischen Staatsgewalt war in bezug auf die 
Bauern das einer geschlossenen patriarchalischen Familie. »Eine 
solche Familie«, heißt es in den Protokollen der vereinigten 
Departements des Reichsrates, »die ein intimes Bündnis von 
Verwandten bildet, die dem Obrigkeitswillen des ältesten Mit- 
gliedes untergeordnet sind und zum Besten der Gesamtheit 
arbeitet, ist sowohl in sittlicher als auch in wirtschaftlicher Be- 
ziehung ein Ideal, dessen Verwirklichung vom Standpunkt der 
Staatsinteressen höchst wünschenswert erscheint.« Dieses Ideal 
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wurde auch vollkommen erreicht. Das Leben der Bauern sowie 
die Dorfgemeinde waren auf patriarchalischer Grundlage geord- 
net. Alle Familienmitglieder waren dem sogenannten Aeltesten 
(Bolschak) untergeordnet. Die bäuerlichen Eigentümer waren 
dem Gemeindevorstand unterstellt. Der Vorstand wiederum 
mußte der zuständigen Behörde Rechenschaft über seine ge- 
samte Tätigkeit ablegen. Aus den gesetzgeberischen Akten »der 
Epoche der großen Reform« geht hervor, daß die Dorfgemeinde 
in bezug auf ihre staatsrechtliche Stellung als ein einheitlicher 
fiskalischer Apparat galt, der nach dem Prinzip der Solidarhaf- 
tung errichtet war. Die Dorfgemeinde war, mit anderen Worten, 
eine Zwangsinstitution geworden, die im Interesse des Fiskus 
das Leben ihrer Mitglieder auf das genaueste zu kontrollieren 
hatte. Um diesen Zweck durchführen zu können, waren der 
Dorfgemeinde umfassende Befugnisse eingeräumt. 

Die Dorfgemeinde hatte das Recht, sowohl die Erzeugnisse 
als auch den Grund und Boden des säumigen Schuldners zu 
beschlagnahmen und zu verkaufen; ebenso konnte sie dem Bauern 
Arbeit zuweisen und seinen Lohn zur Deckung der Schulden 
einziehen lassen. Ferner besaß die Dorfgemeinde die Macht, 
dem Bauern durch Paßverweigerung das Verlassen seines Wohn- 
sitzes oder dessen Wechsel zu unterbinden, d. h. sie verfügte 
über die persönliche Freiheit ihrer Mitglieder. 

Die Staatsmänner des alten Regimes faßten die Dorf- 
gemeinde als eine der wichtigsten Stützen des agrarisch-auto- 
kratischen Rußland auf. Dieser Standpunkt fand seinen klaren 
Ausdruck in der folgenden Betrachtung des Hofministers Graf 
Woronzow-Daschkoff, der in den goer Jahren u. a. schrieb: 
»Früher (vor dem Jahre 1861) existierte für die Bauern die fol- 
gende Skala: Gott, der Zar mit seinen Mitarbeitern und der 
Gutsbesitzer, als eine Person, die dem Bauern am nächsten stand, 
und durch die er geleitet wurde. Infolge der Aufhebung der 
Leibeigenschaft ist in der Skala eine Lücke entstanden: der 
nächste und unmittelbare Mitarbeiter, der Gutsbesitzer, ist fort- 
gefallen. Ersetzen mußte ihn natürlich irgendeine Einrichtung, 
die nicht nur alle Verdienste des ehemaligen Führers sich erwerben 
konnte, sondern die auch ohne deren Mangel war: Ein solcher 
wurde die Dorfgemeinde.« 

Die gleiche Auffassung über die politisch-konservative Rolle 
der Dorfgemeinde vertraten auch Bobedonoszeff und von Plehwe. 
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Der letztere behauptete u. a. folgendes: »Die Grundbedingungen 
für das Gedeihen eines autokratischen Staates seien die Isolierung 
des Bauernstandes und die Beschränkung seiner freien Verfügung 
über das Land.« i 

In diesen Bahnen bewegte sich ganz konsequent die Politik 
des zaristischen Rußland. | 

Laut Gesetz.vom Jahre 1864 hatten die Bauern nur das 
Recht, in die Kreislandschaften (Kreissemstwos) 41 % der ge- 
samten Abgeordneten zu entsenden; die Gutsbesitzer dagegen — 
59 %. Indessen bildeten die Bauern 97 % der Bevölkerung, 
die Gutsbesitzer — 3 %. Im Jahre 1890 wurde das Wahlrecht 
der Bauern noch mehr eingeschränkt: von jetzt ab durften sie 
nur 31 % der Abgeordneten wählen, dagegen die Gutsbesitzer 
69 %. Dabei hatten die Bauern in Wirklichkeit kein Recht, 
die Kandidaten zu bestimmen, sondern sie waren auf »Vertreter«, 
die der Bestätigung durch die Obrigkeit resp. des Gouverneurs 
bedurften, angewiesen. Es ist klar, daß in einer solchen Körper- 
schaft, in der die erdrückende Mehrheit aus Gutsbesitzern be- 
stand, die Rücksichten auf die Interessen der Bauernschaft außer- 
ordentlich gering waren. 

Im Jahre 1899 setzte die Regierung Alexanders III. die Land- 
räte (Semski Natschaljnike) ein, diemit umfangreichen Befugnissen 
auf dem Gebiet der Justiz und der Exekutive ausgestattet waren. 
Der Landrat hatte das Recht, das Untersuchungsverfahren 
gegen den Bauern einzuleiten und selbst endgültig das Urteil zu 
fällen. Als Vertreter der vollziehenden Gewalt bestimmte er 
eigenmächtig die wichtigsten Angelegenheiten im Leben des 
Bauern. Das Gesetz verlieh dem Landrat die Macht, Ent- 
schließungen der Dorfgemeinde aufzuheben und folglich die 
Tätigkeit der Gemeinde zu hemmen und zu lähmen. 

Der »Reform« über die Institution der Landräte lag der 
Gedanke zugrunde, eine starke Gewalt auf dem platten Lande 
zu schaffen, um die Bestrebungen zur wirtschaftlichen und poli- 
tischen Selbsttätigkeit, die trotz der bureaukratischen Fesseln in 
den Bauern allmählich erwachten, »im Keime« zu ersticken. 
Der Landrat, der gegenüber der Bauernbevölkerung in seiner Art 
ein kleiner Zar war, bewältigte die reaktionäre Aufgabe der Re- 
gierung vollkommen. Die umfangreiche Gewalt und die persön- 
lichen Eigenschaften des Landrates (die Landräte bestanden 
hauptsächlich aus Reserveoffizieren, ehemaligen städtischen Be- 
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amten, die wegen Dienstvergehen ihrer Stellung entkleidet und 
deshalb degradiert worden waren, und aus ehemaligen Guts- 
besitzern, die ihr Vermögen durchgebracht hatten) führten 
logischerweise dazu, daßim Landratsamt Willkür statt des Rechtes 
herrschte. Die Praxis der Landräte rief unter den Bauern un- 
gemein viel Erbitterung und geradezu Haß hervor. 

Fügt man hinzu, daß die russische Gesetzgebung bis zum 
Jahre 1903 die körperliche Züchtigung als ein Strafmittel aner- 
kannte, so bekommt man ein ziemlich klares Bild von der Recht- 
losigkeit der Bauernschaft Rußlands vor der Revolution 1905/06. 


III. Wohnung und Nahrung der Bauern. Das ständige Hunger- 
budget. ; 


Will man die Geschichte der Bauernfrage in Rußland in 
kurze Worte zusammenfassen, so kann man sagen, daß sie die 
Geschichte großer Leiden war. Wirtschaftliche Erschöpfung, 
andauernder Brotmangel, periodisch wiederkehrende Hunger- 
jahre und eine ungeheure Sterblichkeitsziffer waren die ständigen 
Begleiterscheinungen des Bauernlebens. ‚In dieser Hinsicht sind 
sehr charakteristisch die Berichte, die im Jahre 1902 vom »Komi- 
tee zur Linderung der Notlage im landwirtschaftlichen Erwerbs- 
leben im Gouvernement Tula« veröffentlicht wurden. Diese 
Berichte stellten u. a. folgendes fest: »Zur Wohnung dient den 
Bauern gewöhnlich eine 8—9 Arschinen (51%—61, m) lange 
Hütte in Saschenhöhe (Höhe von 213 cm). Das sind Hütten, 
in denen Vieh und Menschen miteinander hausen. .. Die Hütte 
ist fast immer mit Stroh gedeckt; oft läßt sie den Regen durch, 
und im Winter wird sie der Wärme wegen beinahe bis zum Dache 
mit Dung beworfen. In einem Raume von 7—ọ kub. Saschen 
lebt eine oft äußerst zahlreiche Bauernfamilie. Die Familien- 
glieder schlafen teils unten auf den Bänken oder teils auf den 
Oefen. Den Fußboden bildet meist Lehmerde, und wenn es sehr 
kalt ist, werden Kälber, Lämmer und Ferkel hereingelassen, 
nicht selten auch Kühe. Die übermäßige Zahl der Insassen macht 
die Luft dumpfig und verpestet. Die Feuchtigkeit im Innern 
der Hütte, das Sickern des Regens durchs Dach und der Regen 
von außen verderben den Bau sehr schnell. Geheizt wird in 
waldlosen Gegenden mit Stroh, in Jahren der Mißernte sogar 
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mit Mist. Dadurch werden der Erde systematisch die ihr un- 
bedingt notwendigen Nahrungsstoffe entzogen. Wasch- oder 
Badegelegenheiten sind selten vorhanden. Die Bauern waschen 
sich in der Hütte mit etwas warmem Wasser und fast immer 
ohne Seife, so daß sie den Schmutz über den ganzen Körper 
verschmieren. Krätze und andere Hautkrankheiten sind in 
furchtbarem Maße verbreitet. Ueberhaupt, trotz der, wie es 
scheinen müßte, äußerst günstigen Lebensbedingungen entstehen 
im Dorfe so unhygienische Zustände, daß der Kampf mit den 
Epidemien fast unmöglich wird. Große Bedeutung in dieser 
Hinsicht hat der allgemein verdorbene Zustand des Organismus 
des Bauern, der als Resultat der schlechten Ernährung zu be- 
trachten ist. Nahrungsmittel wie Fleisch, Talg, Oel, Mehlprodukte 
erscheinen auf dem Tische des Bauern nur an Ausnahmetagen 
seines Lebens, manchmal zwei- bis dreimal im Jahre; seine ge- 
wöhnliche Nahrung besteht aus Brot, Kwas, oft aus Kohl und 
Zwiebeln, und im Herbst aus frischem Gemüse, falls in der 
Nähe der Ansiedelung Gemüseanbau betrieben wird. Infolge des 
häufigen und systematischen Hungerns entwickeln sich in der 
Bevölkerung alle möglichen Magenkrankheiten. . . Das Elend 
eines Bauernhausstandes ist offenbar.« 

Das gezeichnete Bild könnte in wenigen Einzelheiten in ver- 
schiedenen Teilen des Landes abweichend sein, aber im großen 
und ganzen ist es der Wahrheit entsprechend. Zur Bestätigung 
des Gesagten führen wir einige bezeichnende Ziffern an. Viele 
Jahre hindurch war die Regierung gezwungen, viele Millionen 
Rubel zum besten der hungernden, bettelarmen Bauern aus- 
zusetzen. In den Jahren I891—ı900 beliefen sich die Ausgaben 
für die Verproviantierung durchschnittlich auf 19 Millionen Rubel 
und in den Jahren ıigoI—ı1905 schon auf 23 Millionen Rubel 
jährlich ; in den letzten Jahren, 1906—1907, mußte die Regierung 
für Unterstützung kolossale Summen geben — ungefähr 125 
Millionen Rubel im Jahre. »Auf solche Weise« — bemerkte der 
Deputierte Tatarin in der zweiten Reichsduma vollkommen 
richtig — »und sofern man sich streng an die Budgetsgesetze 
hielte, ist schon der Zeitpunkt gekommen, daß dieAusgaben für die 
Ernährung der Hungernden aus den Extraausgaben in die lau- 
fenden Ausgaben übergehen. Dann ist Rußland das erste Reich, 
welches unter den gewöhnlichen Ausgaben einen Posten zur 


Ernährung der Hungernden hat.« 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48, 2. 24 
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P Hören wir jetzt, wie die Bauern selbst sich über ihre Lage 
äußern: »Das Elend der Bauern ist groß und drückend« — heißt 
es in der Petition der Bauern aus dem Charkowschen Gouvernc- 
E ment —, »wie schwer ist das ganze Leben für die Bauern! Das 
ORE Land, welches Alexander II. gab (im Jahre 1861 bei der Be- 
oS oa freiung der Bauern von der Leibeigenschaft), blieb das gleiche, 
o obwohl das Volk sich zahllos vermehrte. Diejenigen, welche ein 

Stück Land bekommen haben, besitzen schon fünf oder sechs 
Be l Söhne, und diese haben wiederum Kinder, und alle diese sind 
ee ohne Land.« Am Schlusse der umfangreichen Petition erklären 
die Bauern des Gouvernements Witebski: »Wenn unser Leben 
unter den jetzigen Umständen fortdauert, so sind wir innerhalb 
15—20 Jahren vor Hunger sämtlich gestorben. Womit wir uns 
ernähren ? — Gott allein weiß es — besonders in der Fastenzeit. 
Um nicht von den Reichen zu sprechen — eines mittleren Stadt- 
einwohners Hund würde das verschmähen, womit viele von uns 
sich ernähren müssen. Im Frühjahr wird ein Stück harten, 
schwarzen Brotes unter die Kinder als Leckerbissen verteilt. . .« 
In der Eingabe an die Mitglieder der Reichsduma äußern sich die 
Bauern des Gouvernements Wologodsk folgendermaßen über 
ihre Lage: »Unsere an das Betteltum streifende Armut, die 
Willkür von seiten der Machthaber, der geringe Besitz an Land, 
die unmäßigen Steuern, die Rechtlosigkeit, die Unwissenheit usw. 
bis ins Unendliche haben uns russische Landleute zur Verzweif- 
lung gebracht. So zu leben, wie wir jetzt leben, wird unmöglich. 
Die hungrige Familie erschüttert uns mit ihren Wehklagen. Wir 
Domänenbauern des Paktenskischen Verbandes sind nicht im- 
stande, die Mitglieder der Genossenschaft bei dem augenblick- 
lichen Mangel an Land und der Mißernte zu unterstützen. Nach 
genauer Erwägung unserer Notzustände und unserer jeglicher 
Rechte baren Lage erklären wir Bauern des Amtsbezirks 
Istawelsk einstimmig: »Wir sind nicht nur außerstande, 
unsern Bauernwohlstand, der die Grundlage des ganzen 
Reiches bildet, zu entwickeln, sondern wir haben nicht ein- 
mal die Möglichkeit, unsere eigene Existenz weiterzuschlep- 
pen.«e — »Nein, wir können die gewaltsame Handlungs- 
weise der Regierungsbeamten nicht länger ertragen«, schrieben 
die Bauern des Kreises Wolodsk. — »Fordert, teure Vertreter, 
Freiheit und Land ohne Loskauf, gleiche Rechte und Aufhören 
der Willkür.« 
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Unter solchen Verhältnissen ist es natürlich, daß zwischen 
den Bauern, die weder bei dem Gutsbesitzer noch bei der Obrig- 
keit Gerechtigkeit fanden, große Unzufriedenheit herrschte. Die 
Erbitterung und Verzweiflung der Bauernmassen kamen oft zum 
Ausdruck in Form elementarer Erhebungen und führten zur Er- 
mordung besonders brutaler Gutsbesitzer und Verwalter. Die 
Regierung hatte für die Unzufriedenheit der Bauern nur eine 
Antwort: Repressalien. Aber mit Waffen und Körperstrafen 
konnten Ruhe und Ordnung auf die Dauer nicht aufrechterhalten 
werden. Teilaufstände brachen immer wieder in verschiedenen 
Gouvernements aus. Im Jahre Igo2 nahm die Bauernbewegung 
einen ziemlich bedeutenden Umfang an: im Laufe von einigen 
Tagen wurden im Gouvernement Poltawa 54 Gutshöfe zerstört; 
im Gouvernement Charkoff 27. In den revolutionären Jahren 
1905/06 brachen Bauernaufstände im größten Teil des ackerbau- 
treibenden Rußlands aus. Bevor wir zur Schilderung dieser 
Bewegung übergehen, sei hier einiges über die geistige Evolution 
der Bauernschaft in den Vorrevolutionsjahren gesagt. 

In den Jahren vor der Revolution 1905/06 hat das russische 
Land eine bedeutende Umwälzung auf geistigem Gebiete er- 
fahren. In das Dunkel und Grauen des Bauernlebens fielen 
einige Lichtstrahlen. Der Bauer war gleichsam unmerklich geistig 
gewachsen, sein Gesichtskreis hatte sich erweitert und das Un- 
natürliche seiner Lebensbedingungen wurde ihm bestimmter, 
klarer und dringender fühl- und erkennbar. Er begann, sich 
gegen die Gutsbesitzerschaft aufzulehnen, — nicht darum, weil 
jene die Herren waren und er Bauer, sondern weil er bei den 
Besitzern gewahr wurde, daß sie ihm Unrecht zufügten und, von 
den Machthabenden angefeuert, seine Unterdrückung wollten. 
Der Bauernstand zeigte in seinem Hauptbestandteil Interesse für 
gemeinnützige und politische Fragen. Ungeachtet der äußerst 
geringen Verbreitung der Lese- und Schreibekunst unter der Dorf- 
bevölkerung, bemühte sich der Bauer, die Zeitungsneuigkeiten 
zu erfahren. Er wandte sich zu diesem Zwecke an den Dorf- 
schullehrer, den Dorfbader oder an irgend jemanden, der im 
Dorfe zu lesen und schreiben verstand. Oft begegnete man auf 
dem Dorfe sogenannten Vorlesern, die den Bauern gegen Be- 
zahlung Zeitungen und Bücher vorlasen. Ueberhaupt legten die 
Bauern dem gedruckten Worte eine große Bedeutung bei. Es ist 
von Wichtigkeit, zu beachten, daß die Zerstreuung der Land- 
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bevölkerung über die ungeheure Ebene, daß ihre Abgeschnitten- 
heit von der Stadtkultur, daß das fast gänzliche Fehlen der 
Elementarbildung auf der einen Seite und das strenge Polizei- 
| | regiment, die Verfolgung nicht nur der revolutionären Organi- 
en ns sationen, sondern auch aller Arten von kulturellen Aufklärungs- 
ae verbänden durch die Verwaltung auf der anderen Seite, es bis 
zur Revolution von 1905 den aufgeklärten Elementen der Stadt 
= fast unmöglich machten, an der Aufklärung der Landbevölkerung 
Bi zu arbeiten. Etwas kulturelle Tätigkeit brachten die liberalen 
£ Landstände in die hier besprochene Epoche. Als einen für die 
| | Revolutionsbewegung Agitierenden mußte man den auf diese 
ee oder jene Weise in das Dorf kommenden revolutionär gesinnten 
i A Arbeiter ansehen. 
| Dank seinem Zusammenhang mit dem Lande kehrte letzterer 
FE oft in das Dorf zurück; nicht selten mußte er sich auf polizeiliche 
| Verordnung dorthin begeben. Während der Diktatur des Herrn 
von Plehwe wurde die Verschickung der aufgeklärten Elemente 
aus den Städten aufs Land hinaus gewaltsam betrieben. Diese 
Arbeiter übten einen verhältnismäßig sehr großen Einfluß in 
or revolutionärer und sozialistischer Beziehung auf die Bauern aus. 
l Was die Tätigkeit der sozialistischen Parteien im engeren Sinne 
betrifft, so war sie ganz unbedeutend und äußerte sich darin, 
daß sie von Zeit zu Zeit in den Dörfern Flugschriiten verbreiten 
ließen, in denen die Lage der Bauern dargestellt und ökonomische 
und politische Forderungen aufgestellt wurden. Im Frieden 
stiller Wälder wurden Bauernversammlungen veranstaltet und : Ä 
die Aufklärungsarbeit ging in Erdhöhlen vor sich, sie nahm jedoch, 
wie gesagt, keine größere Ausdehnung an. 





9 


IV. Die Bauernbewegung in den Jahren 1905/06. 


ae Die Bauernbewegung in den Jahren 1905—o6 ist als direkter 
e3 | Widerhall der Revolutionsbewegung in der Stadt zu betrachten. 
en Die klassenbewußten Elemente der Stadt dienten der russischen 
Revolution als Avantgarde, das Hauptheer bildete die Dorf- 
bevölkerung. Seit Anfang des Jahres 1905 nahmen die Agrar- 
bewegungen in der Form von Wälderabholzungen, Brandstif- 
tungen und Räubereien große Ausdehnung und drohende Gestalt 
an. Im Frühling und im Sommer des Jahres ıgo5 fanden 
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Bauernunruhen — und zwar in ihren hauptsächlichsten Formen 
als Landarbeiterstreiks, Abholzungen und Räubereien — in 62 
Kreisen statt, oder nach anderer Berechnung in 14 % sämtlicher 
Kreise des europäischen Rußlands. Die baltische Küste, Polen, 
die Donprovinz und die Gouvernements Astrachan, Orenburg, 
Wjatsk und Pensa sind dabei ausgenommen. Vorherrschend war 
die Streikbewegung. 

Die Herbstbewegung im Jahre 1905 ging in mehr oder weniger 
starkem Maße in 140 Kreisen vor sich, ohne zu dieser Zahl die 
baltische Küste zu rechnen. Auf Grund offizieller Angaben wurden 
dabei im ganzen 2000 Gutshöfe ausgeplündert oder verbrannt, 
wobei der Schaden der Gutsbesitzer in nur Ig Gouvernements 
auf 28 Millionen Rubel geschätzt wurde. Im April des Jahres 
1906 erneuerten sich die Brandstiftungen und Plündereien, 
worunter Io Kreise litten. Im Juni und Juli desselben Jahres 
wurden die Brandstiftungen und Plündereien häufiger und fanden 
in vielen Gouvernements statt. Ende des Jahres 1906 legte sich 
die Bewegung. Im Laufe des Jahres 1907 vollzog sich die 
Bauernbewegung: infolge der Einziehung der Abgaben und des 


, Besitzergreifens der Lebensmittel. 


Die Bauernunruhen gingen ungefähr auf folgende Weise vor 
sich: Größtenteils verkündeten die Bauern dem Besitzer im 


voraus, daß sie dann oder dann erscheinen würden, wobei manch- ` 


mal eine Anzahl kam, die Wirtschaft musterte und darauf 
erklärte, daß die Bauern an einem festgesetzten Tage kommen 
würden. Am genannten Tage wurde ein Strohsack oder auch 
nur ein auf einer langen Stange befestigtes Strohbüschel, nicht 
weit vom Gutshof, in Brand gesetzt; auf dieses Signal hin ver- 
sammelten sich die Bauernmassen mit ihren Wagen; manchmal 
konnte man 500—700 Wagen zählen. In einem Falle war Sturm- 
geläut das Signal. Die Schar der Bauern begab sich zum Wirt- 
schaftsgebäude, wobei sie Flintenschüsse abfeuerte, zerbrach die 
Schlösser der Scheunen, lud das Getreide auf ihre Wagen und 
entführte es. Die Anwesenheit des Besitzers oder seines Ver- 
walters störte sie nicht im geringsten; sie gestatteten ihm, Zeuge 
der Vorgänge zu sein, jagten ihn nicht fort, aber licBen sich 
durchaus nicht in Erklärungen ein. In der Hauptsache bemächtig- 
ten sie sich des Getreides, selten rührten sie andere Produkte an. 
Gewalttaten gegen Menschen wurden selten verübt. Ueberhaupt 
waren die Bauern bemüht, an sich zu halten und nicht aus ihrem 
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gewohnten Rahmen zu treten. Das gelang ihnen nicht immer. 
Manchmal unter dem Einflusse des Rausches oder bei besonders 
zugespitzten Verhältnissen entbrannten die Leidenschaften 
und dann erfolgte eine Plünderung im vollen Sinne des Wortes 
(»Russische Nachrichten«, 3. März 1905). Aeußerst charakteristisch 
sind einige Momente der Bewegung. So geschah es zum Beispiel 
im Gouvernement Lublinsk und Cädlezk, daß die Bauern beim 
Einholen von Getreide und Vieh den Gutsbesitzern erklärten: 
»Das Land und die Produkte des Ackerbaues sollen von nun an 
unser Eigentum sein.« »Was sollen die Gutsbesitzer damit!« — 
riefen die Bauern im Kreise Proskurowsk, im Gouvernement 
Podolsk. »Einige waren der Meinung« — sagt der oben zitierte 
Verfasser —, »daß, da doch die Gutsbesitzer überhaupt im Aus- 
lande oder in den Städten leben und die Erde niemals selber 
pflügen, es doch das beste wäre, wenn sie alle für immer ins 
Ausland reisten, oder auch in die Städte, und die Bauern über 
das Land verfügen könnten.« Im Kreise Lilowsk setzten die 
streikenden Bauern den Besitzer des Gutes in eine angespannte 
Equipage und schlugen ihm vor, im Guten nach einer der vier 
Himmelsrichtungen zu fahren, hier habe er nichts mehr zu tun; 
sie würden an seiner Stelle hauszuhalten verstehen (Russische 
Nachrichten, 9. Juli). Im Kreise Cäbsk, Gouvernement Orlowsk, 
ist der kurz zusammengefaßte Wunsch der Bauern: »Abgabe 
des ganzen Landes an sie.« Wenn der Besitzer darauf eingeht, 
so wird er auf friedliche Weise in den Wagen gesetzt und in die 
Stadt expediert. Versteckt er sich oder ergreift er Gegenmaß- 
regeln, so wird sein Gutshaus ausgeplündert und den Flammen 
übergeben (»Nowoje Wremja«, 3. März). Im Gouvernement und 
Kreise Rjasansk, im Dorfe Sch ... . w erschienen beim Grund- 
besitzer H... w eine Anzahl älterer Leute mit dem Vorschlag, 
»die Sachen in Ordnung zu bringen. Sowie die Felder trocken 
sind« — erklärten die Deputierten —, »werden wir deine Erde 
unter uns verteilen«. | 

Bis dahin waren die Beziehungen ausgezeichnete, freund- 
schaftliche gewesen. Das Gut war seit langer Zeit Familien- 
besitz. »Aber mein Land ist ja verpfändet und ich habe außerdem 
noch andere Schulden« — versuchte Herr G... w zu erwidern —, 
»wer soll denn die bezahlen?« »Ha! Wer? Wer anders als die 
Kronskasse. Sie nimmt von uns — mag sie nun auch für die 
Bauern bezahlen.« »Gebt ihr mir denn nicht ein wenig ab? 
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Gebt auch mir einen Anteil Land!« »Was willst du denn damit ? 
Du bist doch kinderlos. Du hast bis jetzt in der Stadt gelebt, 
lebe auch weiter da, hast dich bis jetzt durch schriftliche Arbeiten 
ernährt — mache es weiter so.« »Und was wird aus dem Guts- 
hause?« »Das kannst du nehmen. Mache damit, was du willst. 
Du hast hier so viele Jahre in Frieden gelebt, es soll dir auch 
in Zukunft niemand etwas Böses antun« (»Börsenzeitung«, 31. 
März). Die Zerstörung der Gutsgebäude begründeten die 
Bauern in vielen Fällen folgendermaßen: »Wenn wir die Gebäude 
unbeschädigt ließen, so würden die Gutsbesitzer in 2—3 Monaten 
wiederkehren und wie vorher weiterleben, wenn aber keine Ge- 
bäude vorhanden sind, so haben sie vor 2—3 Jahren hier nichts 
zu suchen. Und dann kommen vielleicht auch noch die Kosaken, 
die wären froh, wenn das Gut für sie in Bereitschaft wäre; nun 
aber müßten sie in Bauernhütten wohnen und das wird ihnen 
schwerlich passen« (»Sin otetschestwa« Nr. 226 im Jahre 1905). — 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Räubereien und Brand- 
stiftungen das Resultat des im Laufe vieler Jahre angehäuften 
Grolls des ausgehungerten, durch die Last der übermäßig hohen 
Steuern ausgesogenen, verarmten Bauernvolkes sind. Schon der 
nichtigste Grund genügte, um den Rachefunken hell auflodern 
zu lassen, und das Dorf machte sich mit vereinten Kräften, 
fröhlich, als ginge es zum Reigentanz, daran, die Gutsgehöfte zu 
plündern. — Zweifelsohne wurde die Agrarbewegung durch das 
unsagbare Elend und den Hunger hervorgerufen. In den meisten 
Fällen erklärten die Bauern ihre Teilnahme an der Bewegung 
damit, daß sie essen wollten. Als die Vorsteher den dem Kreise 
Gluchowsk zugehörenden Teilnehmern des Aufstandes wiederholt 
die Frage vorlegten: »Was wolltet ihr?« bekamen sie nur die 
einzige Antwort: »Wir wollten und wollen essen.« An vielen 
Orten wurden die Zerstörungen der Gutsgehöfte infolge des 
Beschlusses der Ortsverbände verrichtet. So war die Beraubung 
des Gutes Erlamowa durch den Beschluß einer Zusammenkunft 
hervorgerufen, in welchem es heißt: »Das ganze Getreide in seinen 
Scheunen werden wir, angesichts der uns völlig mangelnden 
Proviantmittel und da wir von der Regierung auf keinerlei Hilfe 
rechnen können, unter unsere bedürftigen Verbandsmitglieder 
verteilen.« An vielen Ortschaften erklärten die Bauern, daß 
ihnen Brot fehle — weiter nichts. Im Kreise Buguruslan sagten 
die Bauern bei einem Verhör: »Die Armut hat uns dazu getrieben; 
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wir haben kein Brot und kein Geld, welches zu kaufen; sollen 
wir denn Hungers sterben ?« 

Die Forderungen der Bauern in den Jahren 1905/06 und 
die Formen der Bewegung waren kurz zusammengefaßt folgende: 
Beschlagnahme des Großgrundbesitzes; Ausnutzung der Wälder; 
Kampf um die Regelung der Pachtverhältnisse; Kampf um Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen; Verweigerung der Steuer- 
zahlung; Zerstörung von Gutshöfen usw. 

Wie verhielt sich die Regierung zu der Bauernbewegung ? 
Auf Grund der Ausnahmegesetze machten die Generalgouver- 
neure und die Gouverneure »Zwangsmaßregeln« bekannt, in 
welchen es hieß, daß die Schuldigen bei einem Ueberfall auf die 
Gutshöfe, beim Besitzergreifen des den Gutsbesitzern zugehören- 
den Landes, bei der von verschiedenen Gewalttaten oder Dro- 
hungen begleiteten Ankündigung von Forderungen, bei der 
Widersetzlichkeit des Volkes gegen die Verwaltung, das Militär 
und die Polizei dem Kriegsgericht zur Aburteilung nach Kriegs- 
gesetzen übergeben würden. Den an die Orte der Aufstände 
kommandierten Generalen war die weitestreichende Vollmacht 
erteilt, ebenso das Recht, sich auf das Kriegs-Feldgericht zu 
berufen. »Arretiert weniger, erschießt desto mehr« — riet Vize- 
gouverneur von Tambowsk Bogdanowitsch dem Kreisrichter 
Lamanski. »Laßt das Reden, zeigt ihnen die Tat — schießt! 
Je mehr jeder getötet hat, desto größer wird sein Verdienst vor 
der Obrigkeit sein. Macht, daß sie noch an euch denken sollen!« 
befahl der Kreisrichter Lamanski den Schutzleuten und Polizei- 
beamten. »Wenn die Landverbände oder auch nur einige ihrer 
Mitglieder sich unterstehen, irgendwelche Drohungen zu ver- 
wirklichen (nach der Entfernung der Truppen Unruhen zu stif- 
ten), so werden alle Mitglieder des Verbandes und all ihr Hab 
und Gut auf meinen Befehl hin der Vernichtung preisgegebens, 
erklärte der Generaladjutant Dubacow, der bekannte Ruhe- 
stifter des Moskauer Aufstandes. »Es soll Befehl zur unverzüg- 
lichen Unschädlichmachung der Rebellen durch Waffengewalt 
gegeben werden; im Falle ihrer Widersetzlichkeit sind ihre Woh- 
nungen anzustecken. Im Augenblicke ist es unbedingt nötig, 
die Eigenmächtigkeit ein für allemal auszurotten. Verhaftungen 
können jetzt zu nichts führen: Hunderte und Tausende von 
Menschen richten zu lassen, ist unmöglich« — behauptete der 
Minister des Innern, Durnowo, in einem Gespräch mit dem Kiewer 
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Generalgouverneur. »Diejenigen Ortschaften und Dörfer, deren 
Einwohner sich irgendwelche Gewalttaten den Privatbesitzungen 
gegenüber erlauben, werden auf Befehl der Regierungsverwaltung 
beschossen, was die Zerstörung der Häuser sowie Feuersbrünste 
zur Folge hat« — erklärte der Generalgouverneur von Bachmut 
(Gouvernement Jekaterinoslaw). »Mögt ihr lieber zugrunde gehen, 
als daß ihr selber und eure Kinder Aufrührer und Räuber seid« — 
versuchte der Generalgouverneur Dawidow die Bauern zu über- 
zeugen. — Hierbei muß bemerkt werden, daß Wort und Tat 
sich deckten. Auf einige der bezeichnendsten Erscheinungen 
aus der Tätigkeit der Ruhestiftenden wollen wir näher eingehen. 
Der weiter oben erwähnte Kreisrichter Lamanski tat sich auf 
folgende Weise hervor: Ein Maschinist ließ beim Vorübergehen 
am Gemeindevorstand, während der körperlichen Bestrafung 
eines Bauern unter Lamanskis Leitung, die Bemerkung fallen: 
»Die Körperstrafen sind im vorigen Jahre durch das Allerhöchste 
Manifest abgeschafft worden.« Da verfügte der Kreisrichter: 
Zeigt ihm, ob sie abgeschafft sind oder nicht.« Der Maschinist 
mußte sich. der schonungslos ausgeführten Exekution unter- 
ziehen: er bekam 150 Schläge mit der Gummiknute und starb 
auf dem Wege zur Station (»Cin otetschestwa« Nr. 230). Die 
Strafexpeditionen zogen von einem Dorf ins andere, die schutz- 
losen Bauern in Furcht und Schrecken versetzend. »So kam 
eine solche Kolonne — schreibt der »Nord-Bote« — zum Beispiel 
in den Bezirk Lubetzk und berief eine Versammlung; der Landrat 
richtete an die Bauern unter Drohung von »exemplarischen Maß- 
regeln« die Forderung, die Steuern unverzüglich zu bezahlen. 
Darauf wird Besitz vom Eigentum der Bauern ergriffen, es wird 
dagegen protestiert, man hört das Sausen der Nagaikas, die 
Schläge von Flintenkolben . . . Der Sieg war auf seiten der 
Regierungspartei.« 

»Wjatski Krei« beschreibt eine solche Szene folgendermaßen: 
»Die Polizei machte sich an die Aufnahme des Inventars. Die 
Bauern wurden aufsässig. Auf Befehl der Polizeibeamten stellten 
sich die Soldaten in Reih’ und Glied, zogen Revolver heraus 
und richteten sie gegen die Menge. Einige der Bauern sprachen, 
auf die Brust deutend: »Schießt ruhig, wir müssen sowieso 
sterben — jetzt oder im Frühjahr vor Hunger.« Indessen, die 
Revolver erschreckten die Menge und sie wich allmählich zurück. 
In einer Ortschaft des Kreises Cusdals zog der Landrat die 
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Bauern zur Rechenschaft wegen Unterlassung der Bezahlung 
ihrer Steuern. Ein Bauer wagte es, dem Ortsvorsteher zu wider- 
sprechen. Da ließ dieser eine Flut von Schimpfreden auf ihn 
herabregnen und nannte ihn einen Hund. Der Bauer fühlte sich 
tief gekränkt. »Ich war« — erklärte er — »im Kriege und habe 
das Vaterland verteidigt. Können denn Hunde das Vaterland 
verteidigen ?« Sämtliche anwesenden Bauern warfen sich auf 
den Beleidiger und schlugen ihn. »Geschlagen haben wir ihn 
nur wenig«, erzählte später einer der Teilnehmer, »aber an der 
Kehle haben wir ihn gepackt. Das mußte er sich gefallen lassen. 
Wir sind doch auch Menschen.« Die friedenstiftende Tätigkeit 


der Regierung — Hinrichtungen, Massenerschießungen, alle 
Arten von Gewalttaten — nahm einen unheimlichen Charak- 
ter an. 


»Rings um uns her wird Blut vergossen, alles ist ein Raub 
der Flammen, wir schießen, erschlagen, stechen«, schrieb einer 
der Offiziere, welcher an der Unterdrückung der Bauernunruhen 
teilgenömmen hatte. 


V. Die Agrarmaßnahmen des Kabinetts Stolypin. 


Durch die revolutionäre Bewegung war die russische Regie- 
rung gezwungen, sich mit der Bauernfrage zu befassen. Endlich, 
als die Bauern sich daran machten, auf eigne Faust eine Lösung 
der Agrarfrage zu erreichen, kam das Kabinett Stolypin zu der 
weisen Erkenntnis, daß mit Repressalien allein die Unzufrieden- 
heit der Bauernschaft nicht beseitigt werden könnte. So nahm 
sie denn ihre Zuflucht zur Agrargesetzgebung. 

Die Agrarmaßnahmen des Ministeriums Stolypin liefen in 
erster Linie darauf hinaus, daß aus den verkäuflichen 
Privatländereien nebst den Kabinetts- und Domänen- 
gütern ein Staatsländerfonds gebildet und aus diesem Vorrat 
solchen Bauern Land verkauft wurde, die den Wunsch und 
die erforderlichen Mittel hatten, ihren Landbesitz zu vergrößern 
oder die Form der Landbenutzung zu verbessern. Alle zur Mobili- 
sierung, Fondsbildung und sonstigen zum Verkauf der Ländereien 
notwendigen Maßnahmen wurden von der Bauernagrarbank 
getroffen, die überhaupt die wichtigste Rolle in der Agrarpolitik 
Stolypins spielte. 
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Ein zweiter Punkt der von der Regierung in Angriff genom- 
menen Agrarreform war die Regulierung und Förderung der 
Vebersiedlungen auf »freie« Länder in Sibirien und im Uralgebiet. 

Auf dem Gebiet des Bauernrechtes war am g. November 
1906 ein Ukas von bahnbrechender Bedeutung erlassen worden, 
der jedem Familienältesten das Recht gab, von der Dorfgemeinde 
einen entsprechenden Teil des im Gemeinbesitz des »Mir«, d. h. 
der Dorfgemeinde befindlichen Landes für sich als Privateigentum 
zu fordern. Der Ukas berechtigte somit jedes selbständige Glied 
der Dorfgemeinde, aus der Gemeinschaft auszuscheiden. 

Eine weitere bedeutsame Neuerung in der Bauerngesetz- 
gebung war der Ukas vom 5. Oktober 1906, der einen vollkom- 
menen Umsturz der früheren Ordnung bedeutete, nach welcher 
eine Teilung des Familienbesitzes und ein Wohnortswechsel in den 
Dörfern nur mit Einwilligung der Dorfgesellschaft vorgenommen 
werden konnten. Die Bauern wurden bierdurch den anderen 
Ständen rechtlich gleichgestellt. Derselbe Ukas erweiterte das 
Wahlrecht der Bauern zu den Semstwos, den Provinzialland- 
tagen, freilich nicht sehr erheblich; nebenbei enthielt der Ukas 
eine sehr geringfügige Beschränkung der souveränen Gewalt 
der Landräte, dieser despotischen Machthaber auf dem Lande, 
und gewährte den Bauern das Recht, als Mönche (!) in Klöster 
zu gehen und Lehranstalten zu besuchen, ohne aus der Gemeinde 
auszuscheiden. 

In bezug auf den Staatsdienst wurden die Bauern nunmehr 
auch den höheren Ständen gleichgestellt, wobei sie ebenfalls, 
ohne aus der Gemeinde auszuscheiden, Aemter im Staatsdienst 
bekleiden durften; auch der Uebertritt in eine andere Dorf- 
gemeinde war ohne spezielle Genehmigung der bisherigen Hei- 
matsgemeinde ermöglicht. 

Die »Durchführung« der Regierungspolitik (an Ort und 
Stelle) in den Gemeinden war besonders zu diesem Zwecke ein- 
gesetzten sogenannten »Landordnungskommissionen« anvertraut, 
die aus folgenden obligatorischen Mitgliedern bestanden: 3 Bauern- 
deputierte, 3 Vertreter der Semstwos oder Provinziallandtage 
(die Semstwos wurden vom Adel beherrscht), 6 Staatsbeamte 
und der lokale Adelsmarschall als Vorsitzender. In den Kom- 
missionen bildeten mithin die Beamten und der landbesitzende 
Adel die erdrückende Majorität (ro Stimmen gegen 3 Vertreter 
des Bauernstandes). 


To 





380 Paul Olberg, 


Bei der hervorragenden Bedeutung der Bauernagrarbank 
für die Agrarpolitik der Regierung dürfte es vorerst von Interesse 
sein, über den Charakter und die Rolle dieser Bank einige Be- 
merkungen: vorauszuschicken. 

Ihre Gründung (1882) wurde von der Regierung damit 
motiviert, daß erstens diese Maßregel geeignet sei, »phantasti- 
schen Träumen von einer zweiten, ergänzenden Landverteilung 
an die Bauern, die bis heute in den Köpfen der Dorfbevölkerung 
spukten«, ein Ende zu machen, und zweitens »den mittleren 
und Großgrundbesitzern eine vorteilhafte Liquidation ihrer 

Güter zu erleichtern«!). Im Jahre 1895 wurde die Bank refor- 
miert. Während der Debatten im Reichsrat kam die Anschauung 
zur Geltung, die Aufgabe der Bauernbank sei nicht sowohl eine 
Versorgung der ärmsten Bauerngemeinden mit Land als die 
»Schöpfung einer Klasse kleiner Grundbesitzer, wie sie überall 
als Quelle wirtschaftlichen Wohlstandes und wichtige Stütze 
der bürgerlichen Ordnung aufblühe« (»Die Agrarfrage in Ziffern«, 
S. 87). Diese Auffassung wurde auch vom Reichsrat gebilligt; 
bei dieser Gelegenheit sprach sich dieser direkt in dem Sinne 
aus, es könnten aus dieser Maßregel (der Tätigkeit der neuen 
Bank — Bodenankauf und Bodenverkauf) »auch für viele Grund- 
besitzer aus dem Adelsstand Vorteile ersprießen«, ferner »könnte 
die neue Banktätigkeit besonders weitgehende Bedeutung in den 
westlichen Provinzen und im Weichselgebiet erlangen, wo die 
örtlichen Regierungsbeamten mehrfach an die Bank Gesuche 
gerichtet hatten, Landgüter aufzukaufen, um auf diesem Wege 
das russische Element in der Landesbevölkerung zu verstärken«?). 

Die offiziell anerkannte Aufgabe der »Bauernbank-« lief also 
darauf hinaus, statt den Bauern den Großgrundbesitzern alle aus 
der Ländermobilisation entspringenden Vorteile zuzuwenden, 
ihnen möglichst vorteilhafte Liquidationsbedingungen zu schafien 
und dann auch durch Schöpfung einzelner begüterter Klein- 
bauern mit Privatlandbesitz und Stärkung des russischen Ele- 
mentes in den Grenzländern eine weitere Festigung der »Ordnung® 
im Lande zu erzielen. Das war auch tatsächlich die Richtung, 
in der sich die ganze Tätigkeit der Bank seither bewegte. 

Die Organisation und Tendenz der Bauernbank, einer ganz 
im Interesse des Adels und der Bureaukratie geschaffenen und 


1) Sammelbericht über die Jahre 1883—1904, S. 25. 
2) Sammelbericht über die Jahre 1883—1904, S. 68. 
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geleiteten Institution, stand somit in völligem Gegensatz zu den 
Bedürfnissen desjenigen Standes, mit dem die Bank im Grunde 
nichts als den Namen gemein hatte. Die Bedingungen für Kredit 
und Bodenkauf waren derartig, daß unter der ganzen unermeß- 
lichen kredit- und landbedürftigen Bauernbevölkerung nur wenige 
verhältnismäßig wohlhabende Elemente die Möglichkeit hatten, 
von den Diensten der Bank Gebrauch zu machen. Einige Zahlen 
zur Bestätigung. In den Jahren 1883—1904 inklusive waren im 
ganzen von Käufern aus dem Bauernstand 8,2 Millionen Deßja- 
tinen (I Deßjatine = Iog% ar) Land angekauft worden (die 
Bankvorschüsse dazu betrugen 487 Millionen Rubel), darunter 
aber kaum 20 % (1,5 Millionen Deßjatinen) von armen Bauern; 
die übrigen 80o % -wurden von relativ wohlhabenden Bauern 
erstanden. Ein solches Ergebnis der 22 jährigen Tätigkeit der 
Bank muß als geradezu kläglich bezeichnet werden, insbesondere 
im Vergleich zu den Operationen der Adels-Agrarbank, die im 
Laufe von 2 Jahren an Darlehen einen Betrag von 441 713 300 
Rubel auszahlte und gegen Kaution 138 444,78 Deßjatinen Land 
zur Verfügung stellte. 

Wie in den vorrevolutionären Jahren verfolgte auch in den 
Jahren 1905/06 die Bauernbank ihre wirtschaftlich und politisch 
reaktionären Ziele. Als die Sturmflut der russischen Revolution 
die feudalen Privilegien mitsamt ihren Trägern fortzuspülen 
drohte, trat die Regierung in altgewohnter Weise für die Groß- 
grundbesitzer ein und machte aus der Bank einen Rettungsanker 
für die bedrohten treuen Untertanen. Gleichzeitig sollte die 
Tätigkeit der Bank einen Ersatz für die von den Volksvertretern 
der ersten und zweiten Duma geforderte Lösung der Agrarfrage 
bieten und die geforderte zwangsweise Enteignung des Groß- 
grundbesitzes, mit oder ohne »gerechtsame Vergütung« über- 
flüssig machen. 

Ende 1905, in unmittelbarem Anschluß und augenschein- 
lichem ursächlichen Zusammenhang mit der Agrarbewegung, 
begann eine äußerst lebhafte Liquidation der Gutsherrenländer. 
Vom 3. November 1905 bis zum 1. April 1907 betrug die Summe 
der durch die Bank den Bauern zum Kauf angebotenen Länder 
über 12 Millionen Deßjatinen (12 175 520) oder II,g % des ge- 
Samten, in Privatbesitz befindlichen Landes. Besonders groß- 
artig gestaltete sich die Liquidationsbewegung in denjenigen 
Provinzen, wo auch die Agrarbewegung am intensivsten war 
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(in den Gouvernements Simbirsk, Saratow, Pensa). In diesen 
Gouvernements nahm die Mobilisation der Gutsherrenländer die 
Dimensionen einer gänzlichen Liquidation des Großgrundbesitzes 
an. Unter solchen Umständen hielt es die Regierung, wie ge- 
sagt, für. ihre Pflicht, zugunsten des Großgrundbesitzes einzu- 
schreiten. Im November 1905, als die Agrarbewegung ihren 
Höhepunkt erreicht hatte, erschien ein Ukas, der eine wesentliche 
Erweiterung des Tätigkeitsfeldes der Bauernbank vorschrieb. 
Demgemäß entfaltete die Bank in der Zeit vom November 1905 
bis zur Mitte des Jahres 1907, wo die Agrarbewegung bereits 
abgeschwächt war, eine außerordentlich lebhafte Tätigkeit. Vom 
3. November 1905 bis 1. Oktober 1908 sind im ganzen 5 561 482 
Deßjatinen im Werte von 608 685 132 Rubel zum Ankauf durch 
die Bauernbank zugelassen worden. Dieser energischen Tätigkeit 
der Bauernbank war es zuzuschreiben, daß die Landpreise nicht 
sanken und so die andernfalls unausbleiblichen Folgen der Agrar- 
bewegung im Sinne einer Ermäßigung der Landpreise zunichte 
gemacht wurden. Als größter Käufer diktierte die Bank dem 
Bodenmarkt ‚die Preise. In welcher Weise die Bank auf die 
Liquidationsbewegung des Großgrundbesitzes reagierte, ist aus 
folgenden charakteristischen Beispielen ersichtlich, die die Preise 
zeigen, welche die Bank einzelnen Landverkäufern aus dem 
Großgrundbesitz für die Deßjatine zahlte. 


Taxationssumme der Bank 


Besitzer Ortschaften in den Jahren Differenz 

1906 1904 

Rubel Rubel Rubel 
Popandopulo Gouv. Wolhynien 225 125 100 
Orlowski ‚„ Podolien 234 181 53 
Rimski-Korsakow „  Podolien 210 119 gı 
Gorjainow » Tambow 213 133 80 
Fürst Wolkonski „ Tambow 194 162 32 
Putilow ‚„ Rjasan 191 148 43 °) 


Aus diesen Ziffern geht hervor, daß die Bank im Jahre 1906 
noch weit höhere Preise zahlte als 1904, vor der Agrarbewegung, 
obgleich bereits 1904 die Preise stark heraufgeschraubt waren. 
Die enge Klassenpolitik der Regierung und der von ihr inspirier- 
ten Bauernbank geht aus diesen Angaben in ganz unzwei- 
deutiger Weise hervor. 

Bauernbank und Landordnungskommissionen, die gemein- 
sam über den Länderfonds verfügten, betrieben aus allen Kräften 
3) sObrasowanies, 1907, Nr. 2, S. 69. 





7 u Pro 477 we 


Bauernrevolution und Bolschewismus. 383 


den Verkauf an wohlhabende Bauern und an Dorfwucherer, die 
sogenannten »Bauernfresser«, also diejenigen Elemente, die sich 
als Stütze der politischen Reaktion bewährt hatten, zum großen 
Nachteil der wirklich bedürftigen Bauernschaft. Die »Sammel- 
berichte« der Bank vom Jahre 1906 zeigen, daß nur etwa 50 
bis 60 % der von der Bank aufgekauften Ländereien in die Hände 
der landarmen Bauern kommen, alles übrige Land fällt anderen 
Kategorien von Käufern zu. Der Verkauf des Länderfonds ging 
sehr langsam von statten. Vom 3. November 1905 bis zum ı. Ok- 
tober 1908 sind von Bauern durch die Bank, dank den Vor- 
schüssen der Bank, 2 529 319 Deßjatinen und Bankgüter im 
Betrag von 645 287 Deßjatinen — in Summa 3 174 606 Deßja- 
tinen — erstanden worden. Dieses Quantum übersteigt nur sehr 
wenig die vor der Periode gesteigerter Tätigkeit der Bank durch 
deren Vermittlung alljährlich an die Bauern verkaufte Land- 
menge (in den Jahren 1899—1904 betrug der durchschnittliche 
jährliche Zuwachs 848 ooo Deßjatinen). 

Der ungeheure Mangel an Grund und Boden zwang nämlich 
die Bauern in den Jahren 1905/06, die Hilfe der Agrarbank in 
Anspruch zu nehmen. In hohem Maße trug dazu der Umstand 
bei, daß die Bedingungen für die Kreditgewährung von der Re- 
gierung erleichtert wurden, indem diese festsetzte, daß die Bank 
den Käufern Vorschüsse bis zu go % des Wertbetrages des er- 
worbenen Landes gewähren durfte. Auch in den Jahren nach 
der Revolution war daher die Nachfrage seitens der bäuerlichen 
Eigentümer nach den Bankgütern sowie nach von der Bank 
gewährten Krediten zum Erwerb von Grundstücken aus privater 
Hand ziemlich groß, wie aus folgender Tabelle ersichtlich ist: 


In den Jahren Zahl der bäuerlichen Eigentümer 


1908 313 647 
1909 250 997 
1gIOo 205 79I 
ıgII 154 548 


Die Bank war aber nicht in der Lage, den an sie gestellten 
Anforderungen in befriedigendem Maße nachzukommen. Mit 
Hilfe der Bank wurden an Käufen abgeschlossen: 


In den Jahren Bäuerliche Eigentümer j 
1908 189 473 
1909 197 567 
I9I0 208 421 
IgII 161 150 
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Der Länderfonds, über den die Regierung verfügte, betrug 
am I. Januar 1908 etwa 14 Millionen Deßjatinen. Dieser an sich 
sehr bedeutende Vorrat machte aber nur 27 % der nach den 
Angaben des Ministeriums zur Beseitigung der Landnot erforder- 
lichen Landmenge aus. Dazu kam noch, daß der Vorrat äußerst 
ungleichmäßig und keineswegs im Verhältnis zu den Bedürfnissen 
der Bevölkerung über die Provinzen verteilt war; die meisten 
vorrätigen Ländereien lagen gerade in jenen Gouvernements, 
wo der Landmangel relativ weniger fühlbar war. Eine weitere 
Ausdehnung des Fonds, etwa bis auf 30 Millionen Deßjatinen, 
war aber bei den gegebenen Verhältnissen un- 
möglich, da seine Ansammlung streng an die Bedingung frei- 
willigen Länderverkaufs gebunden war; auf diesem Wege konnte 
die Regierung unmöglich einen für die Bedürfnisse der ganzen 
Bevölkerung ausreichenden Vorrat in ihre Hände bekommen. 
Massenhaftes Angebot von ‚Land war, wie bereits erwähnt, eine 
Folge der Agrarbewegung und nur durch diese ermöglicht. Mitte 
1907 waren die Bauernaufstände überall eingedämmt, in vielen 
Gegenden völlig erdrückt, und die Panik unter den Gutsbesitzern 
hatte sich gelegt. Die reaktionäre dritte Duma hatte auch sehr 
dazu beigetragen, den gesunkenen Mut der Gutsbesitzer wieder 
aufzurichten. Die Landadeligen waren nämlich der Ansicht, 
daß die ihrer Meinung nach viel zu »liberalen« Agrarmaßregeln 
Stolypins ihnen sehr geschadet hatten; von der dritten Duma, 
in der sie ja tatsächlich die leitende Rolle spielten, erhofften die 
Landjunker, daß sie die Agrarfrage ins »rechte Geleise« bringen, 
oder mit anderen Worten, über sämtliche eingeleiteten Maß- 
nahmen gegen die bisherige Ausbeutung der Bauern durch den 
Landadel hinwegschreiten und die Agrarfrage einfach von der 
Tagesordnung streichen würde. | 

Ein wichtiger, vielleicht sogar entscheidender Umstand, 
durch den die Regierung verhindert wurde, den Länderfonds 
wesentlich zu vergrößern, war ihr Geldmangel, oder rich- 
tiger gesagt, die Verweigerung der Mittel durch den Staat. In 
einem offiziellen Rundschreiben an die lokalen Landordnungs- 
kommissionen hieß es wie folgt: » Jede Verzögerung beim Verkauf 
der im Besitz der Bauernbank befindlichen Länder war sowohl 
vom finanziellen Standpunkt als im Interesse der bevorstehenden 
Regulierung der Agrarverhältnisse in gleicher Weise unerwünscht. 
Die Einnahmen der Bank von ihren in Pacht gegebenen Gütern 
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reichten kaum zur Deckung der laufenden Zahlungen für ihre 
eigenen Verpflichtungen aus.« Die Einnahmen der Bank waren 
also derartig, daß sie nicht einmal ihre Zinszahlungen deckten, 
von einem weiteren Anwachsen des Länderfonds konnte unter 
solchen Umständen mithin keine Rede sein. 

Ein weiteres Mittel zur Lösung der Agrarfrage sollte die 
Uebersiedelung darstellen. Vor dem Jahre 1905 war die koloni- 
satorische Tätigkeit der russischen Regierung eine ganz regellose. 
Im Jahre 1906 begannen die Staatsbehörden sehr lebhaft für 
eine Uebersiedelung der Bauern aus den inneren Gouvernements 
auf »freien Boden« zu agitieren. Diese Agitation hatte bedeuten- 
den Erfolg. Die Zahl der nach Sibirien und dem Ural Ueber- 
gesiedelten betrug: 


im Jahre 1905 33 062 
„ „ 1906 200 794 
» 1907 619 904 
55 „» 1908 665 000 


In den Jahren 1909/10 betrug die Zahl der Uebergesiedelten 
443 000 jährlich. Im Jahre ıgı1 fing die Zahl der Uebergesiedelten 
an zu sinken und sank bis auf 146 ooo. 

Eine so kolossale Ziffer wie die von 1908 ist für Rußland 
etwas Unerhörtes; bis zum Jahre 1905 hatte das Maximum (im 
Jahre 1899) 223 209 Menschen betragen. Man sollte meinen, daß 
ein derartiger Aufschwung der Uebersiedlungsbewegung der 
Regierung die größte Freude bereitet hätte. Es kam aber anders: 
schon im Mai 1907 war sie genötigt, eine Schwenkung zu machen 
und durch eine Verordnung: des leitenden Hauptes der Land- 
ordnungsbehörden Maßregeln vorzuschreiben, die der Völker- 
wanderung Halt gebieten sollten ®). Es stellte sich nämlich heraus, 
daß der Bodenvorrat für die Hunderttausende von Uebergesiedel- 
ten nicht ausreichte. Die Kolonisten fanden kein Unterkommen 
und gerieten in eine sehr bedauernswürdige Lage. Die koloni- 
satorısche Tätigkeit der Regierung hat also den landarmen 
Bauern wenig Segen gebracht. 

Von größter Bedeutung für die Entwicklung der Agrar- 
verhältnisse und die weiteren Schicksale der russischen Bauern- 
schaft war das Gesetz vom 9. November 1906, das den Bauern 
das Recht verlieh, die Ausscheidung aus der Dorfgemeinde zu 


4) Im April 1908 wurde diese Vorschrift durch ein Rundschreiben noch- 
mals bestätigt. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sosialpolitik. 48. a. 25 
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verlangen. Ohne auf die Einzelheiten dieses Gesetzes näher ein- 
zugehen, können wir an dieser Stelle nur ganz allgemein auf 
seine Motive und seine Resultate hinweisen. 

In ihren revolutionären Aktionen traten die Bauern vielfach 
als einheitliche Körperschaft — als Dorfgemeinde oder »Mir« — 
auf; der »Mir« wandte sich an den Gutsherrn mit der Forderung, 
seine Domänen zu verlassen und das Land dem »Mir« zu über- 
geben; im Namen des »Mir« ergriffen die Bauern vom Inventar, 
Kornvorrat usw. des Gutsherrn Besitz. Gegen diesen Ansturm 
der Bauerngemeinden in geschlossenen Reihen waren die üblichen 
Exekutionen machtlos; um den Widerstand der kompakten 
Masse zu überwinden, mußte ein Mittel gefunden werden, das 
geeignet war, innerhalb des »Mir« Zwietracht zu erzeugen und 
ihn in mehrere feindliche Lager zu spalten. Dieser gegenrevolutio- 
näre Gedanke war nun auch der Hauptzweck des Ukas vom 
9. November. Man erwartete, jeder aus der Gemeinde aus- 
scheidende Bauer würde einen Teil des Gemeindelandes für sich 
als Privatbesitz in Anspruch nehmen, wobei Mißhelligkeiten und 
Feindseligkeiten nicht ausbleiben konnten. 

Außerdem bezweckte der Ukas ein Anwachsen der gesonder- 
ten Bauernhöfe und Gesindewirtschaften. In der Tat waren 
durch die alte Gesetzgebung ökonomisch sehr ungleichartige 
Elemente fest an die Gemeinde gebunden und die Bauern wurden 
vielfach durch den Kollektivbesitz in ihrer wirtschaftlichen 
Selbsttätigkeit außerordentlich gehemmt; die wohlhabenderen 
Glieder des »Mir« waren meist außerstande, ihre Wirt- 
schaft weiter auszubauen. Diese Hindernisse wurden durch den 
Ukas beseitigt; die begüterten und unternehmenden Elemente 
der Dorfbevölkerung erhielten die Möglichkeit, Kraft zu ge- 
winnen. | 

Die Zugehörigkeit zur Gemeinde war niemals eine frei- 
willige, ein zwangloser Zustand der gesamten Bauernschaft ge- 
wesen; daher konnte ein Gesetz, das den Austritt aus ihr er- 
leichterte, von manchem Bauern als wohltätige Befreiung vom 
Joche einer rückständigen Gesetzgebung aufgefaßt werden. Das 
Gesetz trug somit an sich einen unverkennbar fortschrittlichen 
Charakter. Aber die Art seiner Handhabung durch die Regierung 


machte die Lage der Bauern nicht leichter. Denn bei seiner 


Durchführung wurden die lokalen Verhältnisse völlig außer acht 


— 


gelassen, die Gemeinde wurde an Orten zerstört, wo sie noch im 
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Boden wurzelte und die Bevölkerung ohne sie nicht existieren 
konnte. 

Nicht selten verweigerte die Gemeinde ihre Einwilligung 
und dann wurde die Ausscheidung nach Ablauf des gesetzlichen 
(monatlichen) Termins zwangsweise unter Beihilfe des Landrats 
durchgesetzt. Diese gewaltsame Vernichtung der Bauerngemeinde 
richtete nicht geringeren wirtschaftlichen Schaden an, als es 
früher durch ihre zwangsweise Aufrechterhaltung geschehen war. 
Immerhin versuchte ein Teil der Bauern durch Ausscheiden aus 
der Dorfgemeinde und Gründung gesonderter Bauernhöfe seinem 
Mangel an Land abzuhelfen. Um Austritt aus der Dorfgemeinde 
hatten nachgesucht 


In den Jahren Bauernhöfe 
1907 208 000 
1908 840 000 
1909 650 000 
I9IO 349 000 
I9I1 237 000 


Um die Gründung gesonderter Bauernhöfe waren einge- 
kommen: 


In den Jahren Bauernhöfe 
1907 81 000 
1908 194 000 
1909 343 000 
1910 345 000 
IgII 351 000 


Ende 1912 waren aus der Dorfgemeinde etwa 2 Millionen 
Bauernhöfe ausgeschieden; gesonderte Bauernhöfe und Ge- 
meindewirtschaften richteten etwa 523 400 Bauernhöfe mit eincr 
Bodenfläche von 5 300 000 Deßjatinen ein. 

Was die Tätigkeit der zum Zwecke einer Durchführung der 
Agrarmaßregeln in den Gemeinden eingesetzten Landordnungs- 
kommissionen betrifft, so ist festzustellen, daß sie häufig von den 
Bauern boykottiert wurden. »Um für 200—250 Rubel pro 
Deßjatine Land zu erwerben, brauchen wir keine Kommissionen, 
das verstehen wir selber« — mit solchen Worten motivierten die 
Bauern den Boykott. »Wir haben es mit den Kommissionen 
versucht und Land gekauft, aber uns mit diesem Kaufe eine Last 
auf den Hals geladen, unter der wir zusammenbrechen; jetzt 
mag die Duma beschließen, wie es mit dem Lande werden soll, 

die Duma ist unsere letzte Zuflucht« (»N. S. Obosrenie«, Nr. 2, 
1906, S. 58). 
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Welche Ziele sich die Landordnungskommissionen setzten 
und auch faktisch anstrebten, erhellt am besten aus einer Rede 
des Vorsitzenden der Kommission in Jekaterinoslaw, Geheimrats 
Rittich. Seine Auffassung von der künftigen Tätigkeit der Kom- 
mission lief darauf hinaus, daß der Schwerpunkt ihrer Aufgabe 
nicht sowohl darin liege, den Großgrundbesitzern und der Krone 
Land abzukaufen und die Bauern damit zu versorgen, als viel- 
mehr darin, die Wirtschaft der Bauern auf dem bereits in ihrem 
Besitz befindlichen Boden zu regulieren, für seine bessere Ver- 
teilung unter die Glieder der Dorfgemeinden und für bessere 
Bearbeitung Sorge zu tragen, wozu der Uebergang vom ge- 


. meinschaftlichen zum Privatbesitz in Form einzelner kleiner 


Bauernhöfe gefördert werden müsse (»Narodny Trud«, Nr. 8, 
1906, S. 41). ». . . Die Majorität der (ersten) Duma« — äußerte 
sich der Vorsitzende der Kommission in Borissow — »hat sich, 
durch allerlei sozialistische Utopien irregeführt, für Expropriation 
des Privatgrundbesitzes als einzig radikale Lösung der Agrar- 


frage ausgesprochen. Ein derartiges Mittel, das unsere ganze, 


auf dem Privateigentum basierende wirtschaftliche Ordnung zu 
erschüttern droht, konnte nicht durchgeführt werden« (daselbst). 

Diesen in den zitierten Reden so scharf betonten Standpunkt 
des Großgrundbesitzes teilten sämtliche Kommissionen; er war 
die eigentliche Richtschnur ihrer Tätigkeit. Eine der wesentlich- 
sten Kundgebungen der schließlich organisierten Kommissionen 
bestand in energischem Protest gegen die Bauernbank, die für 
den adeligen Grundbesitz viel zu niedrige Preise zahle (!). Bei 
der Ausnutzung des Länderfonds war ihr Bestreben dahin ge- 
richtet, an Stelle des Gemeinbesitzes der Bauerngemeinde neu 
entstandene einzelne Bauernhöfe durch begüterte Bauern zu 
setzen. Die Politik der Kommissionen war also im großen und 
ganzen die gleiche wie die der Bauernbank, nur daß die Kom- 
missionen noch energischer für die Interessen der Großgrund- 
besitzer eintraten als die Bank. 

Einkäufe durch die Agrarbank, Uebersiedelung nach Sibirien 
und dem Uralgebiet, Ausscheiden aus der Dorfgemeinde, Grün- 
dung gesonderter Bauernhöfe und Gesindewirtschaften — das 
alles waren Mittel, durch die die Bauernschaft das Bedürfnis 
nach Grund und Boden zu befriedigen strebte. Die Agrarmaß- 
nahmen des Kabinetts Stolypin hatten aber nur in geringem 
Grade die Landnoöt der Bauern behoben. Selbst der jährliche 
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Zuwachs der ländlichen Bevölkerung wurde nicht mit Land 
versorgt. 

Auch das neuerteilte Recht, ohne die Einwilligung der Dorf- 
gemeinde den Wohnort zu wechseln, wie auch das Recht, 
Aemter im Staatsdienst zu bekleiden, ohne dabei aus der Gemeinde 
austreten zu müssen, konnte nur für sehr wenige, und zwar nur 
die bemittelten Glieder der Gemeinde, einige Bedeutung ge- 
winnen. Die erdrückende Majorität der Bauernschaft blieb nach 
wie vor der recht- und schutzloseste von allen Ständen des 
Staates. 

Von den sonstigen Maßnahmen des Ministeriums Stolypin 
auf dem Gebiet des Bauernrechtes hat trotz der großen prin- 
zipiellen Bedeutung einzelner Schritte keine einen wesentlichen 
Einfluß auf die soziale Lage des Bauernstandes ausgeübt. 

Obige Ausführungen über die Agrarpolitik der Regierung 
Stolypin könnte man in kurzen Worten wie folgt zusammen- 
fassen: Durch die revolutionäre Bewegung in die Enge getrieben, 
schritt die Regierung zu Agrarreformen, sie beschränkte sich 
aber dabei auf ein Kautschuk-Programm und auf Zugeständnisse, 
die nur dahin zielten, die meuternde Landbevölkerung einiger- 
maßen zu beschwichtigen. Geleitet vom Standpunkte der In- 
teressen der Großgrundbesitzer konnte die Agrarpolitik Stolypins 
der Masse der Bauernschaft keine realen Vorteile bieten. Ferner 
verfolgten die Agrarmaßnahmen politisch Konservative Ziele, 
indem sie eine Spaltung und gegenseitige Verfeindung der Bauern- 
schaft herbeiführten und die wohlhabenden »bäuerlichen Guts- 
besitzer« als Stütze der reaktionären Regierungspolitik zu ge- 
winnen suchten. 

Die Agrarfrage blieb daher in ihrem grundsätzlichen Teil 
nach der Herrschaft Stolypins für die wirtschaftliche und kul- 
turelle Entwicklung Rußlands ungelöst. 


VI. Die Bauernschaft nach der März-Revolution des Jahres 1917. 


Es ergab sich also, daß die Maßnahmen des Kabinetts 
Stolypin den Wohlstand der Bauernschaft nicht heben konnten. 
In den Kriegsjahren verschlechterte sich die Bauernwirtschaft 
Rußlands ungemein. Der Krieg hatte ihr die besten Arbeiter 
geraubt, sowie einen bedeutenden Teil des Zucht- und Zugviehs; 
auch die Wiederherstellung des Arbeitsinventars wurde dadurch 
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gehemmt und die Möglichkeit unterbunden, in genügendem Maße 
Saatkorn zu erhalten. Vor dem Ausbruch der Revolution im 
Jahre 1917 harrte also die für Rußland so hochwichtige Agrar- 
frage noch ihrer Lösung. Um so bezeichnender ist, daß die 
provisorische Regierung des Fürsten Lwow sich nach dem Sturz 
des alten Regimes fast volle 2 Monate hindurch mit der Agrar- 
frage überhaupt nicht befaßte. Weder im Manifest vom 12. März 
(27. Februar d. a. St.), in dem die Richtlinien der Politik der 
ersten revolutionären Regierung proklamiert wurden, noch in 
dem programmatischen Appell an das russische Volk vom 109. 
März 1917 findet man einen Hinweis auf die Bauernfrage. Ebenso 
vermißt man diese Frage in der ersten Kundgebung des Zentralen 
Vollzugsausschusses der Petersburger A.- und S.-Räte. Selbst- 
verständlich mußte diese Gleichgültigkeit der Bauernschaft An- 
laß zu der Auffassung geben, daß die Regierung an der Lage der 
ländlichen Bevölkerung kein Interesse nehme, was begreiflicher- 
weise Beunruhigung hervorrufen mußte. 

Die umfangreiche revolutionäre Bewegung in den Städten, 
der restlose Zusammenbruch des autokratischen Regimes, die 
Rückkehr der Soldaten von der aufgelösten Front — das alles 
begann auf dem flachen Lande Wäderhall zu finden. Eigentlich 
brachen Bauernaufstände unmittelbar nach der Februarrevolution 
in verschiedenen Teilen Rußlands aus. Immerhin trugen sie 
damals einen sehr begrenzten und, wenn man sich so ausdrücken 
darf, milden Charakter. So konnte z. B. das liberale Blatt 
»Rußkoje Sslowo« vom 9. April 1917 berichten: »Die Ausschrei- 
tungen der Agrarbewegung sind nicht erheblich und tragen keinen 
zerstörenden und bedrohlichen Charaktere; . . . »es gibt keine 
Erbitterung, keine Grausamkeit, keine sinnlose Zerstörung, keine 
Verzweiflung, die zur Beunruhigung einer Volksmasse führen, 
die unendlich betrogen wurde und die das Vertrauen verloren 
hat, daß ihre Bedürfnisse Befriedigung finden werden.s »Zwart, 
fügt das Blatt hinzu, »kennzeichnet sich die Bewegung durch 
eigenmächtige Besitzergreifungen, aber diese Handlungen werden 
begangen in der Hoffnung und in dem Glauben, daß sie nachträg- 
lich legitimiert werden dürften«. 

Diese sogenannte friedliche Bauernbewegung war nur von 
ganz kurzer Dauer. Im April, und besonders im Mai 1917, nahm 
sie sehr extreme Formen an, die in Zerstörungen der großen 
Güter und Vernichtung wertvollen Inventars zum Ausdruck 
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kamen. In hohem Maße trugen dazu die früheren Soldaten bei: 
in der Angst, daß sie bei Beschlagnahme und Verteilung des 
Landes während ihrer Abwesenheit benachteiligt werden könnten, 
verließen sie eigenmächtig die Schützengräben und eilten ins 
Dorf, um Grund und Boden an sich zu bringen. Diese Soldaten- 
masse brachte in das flache Land nicht nur die unruhige Front- 
stimmung einer aufgelösten Armee mit, sondern auch Waffen: 
sie war daher auch imstande, ihre Forderungen durchzusetzen. 
Es muß auch darauf hingewiesen werden, daß die ungeheure 
Kriegsmüdigkeit und besonders die eigentümliche Auffassung 
der Soldatenmasse vom Patriotismus in hohem Maße mit das 
Verlassen der Front bewirkten. Als die sinnlose Kadaverdisziplin 
nach der Revolution zusammenbrach, offenbarte sich in der 
Armee besonders stark das Fehlen der Vorstellung vom Lande 
als einem Ganzen. In dieser Hinsicht ist die Antwort einer 
Gruppe von Soldaten klassisch, die im Juli 1917 während der 
deutschen Offensive im Süden Rußlands von der Front in die 
Heimat flüchtete. Als ein Kommissar sie mit dem Hinweise 
darauf zurückhalten wollte, daß die Deutschen Moskau besetzen 
würden, erwiderten die Soldaten: »Und was geht uns das an? 
Wir sind ja aus dem Gouvernement Tamboff.« Die Geschicke 
des Landes waren dem Soldaten ganz gleichgültig; er dachte nur 
an seine Sonderinteressen. 

Dieser gefährliche Partikularismus oder, richtiger. gesagt, 
Egoismus, sowie die Stimmung der Volksmassen überhaupt 
waren der bolschewistischen Partei, wie allen anderen Parteien 
natürlich gut bekannt. Nichtsdestoweniger betrieben damals die 
Bolschewisten eine lebhafte Propaganda für die unverzügliche 
Verteilung des Grundbesitzes unter die Bauern. So z. B. trat 
Lenin in seiner Rede auf dem Reichskongreß der Bauernräte, 
der am 22. Mai 1917 stattfand, für »organisierte Besitzergreifungen« 
ein, was unter den damaligen Verhältnissen nichts anderes zu 
bedeuten hatte als eine eigenmächtige, spontane Verteilung des 
Landes. Solche Aufforderungen, die hauptsächlich aus politischen 
Gründen als Agitationsmittel gegen die provisorischen Regie- 
rungen zu betrachten waren, konnten das instinktive Streben der 
Bauernmassen nur ermuntern. 

Es muß zugegeben werden, daß die Haltung der provisori- 
schen Regierungen gegenüber der Agrarfrage den besten Anlaß 
zu einer Agitation gegen sie gab. Man konnte glauben, daß die 
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Regierung des Fürsten Lwow, sowie die Regierung Kerenskys 
in vollem Verständnis für den Ernst der Lage für die schleunige 
Durchführung der Agrarreform eintreten würden. Leider bewahr- 
heftete sich diese Vermutung nicht. Im Gegenteil: die Verord- 
nungen der genannten Kabinette in bezug auf die Agrarfrage 
erschienen unverzeihlich spät; der erste Erlaß (über die Bildung 
von Agrarkomitees) wurde erst am 21. April des Jahres 1917 
veröffentlicht; die Gründungsversammlung der Agrarzentral- 
leitung, die zur Vorbereitung der Reform berufen wurde, fand 
am I9. Mai 1917 statt, also mehr als 3 Monate nach dem Sturz 
des alten Regimes und einen Monat nach der Bekanntgabe des 
erwähnten Erlasses. Die Organisation und die Arbeiten der 
Agrarkomitees zogen sich sehr in die Länge. Die leitenden und 
schöpferischen Kräfte des Komitees, nämlich die bureaukratischen 
Beamten und die adeligen Semstwoabgeordneten, zeigten keinen 
besonderen Eifer, die Agrarreform vorzubereiten, geschweige 
denn sie zu beschleunigen. Die Bauern wiederum, die inzwischen 
ihren Glauben an den ehrlichen Willen der Regierung verloren 
hatten, zogen es vor, die Agrarfrage »mit eigenen Mitteln« zu 
lösen, indem sıe ohne weiteres den Grund und Boden der Guts- 
besitzer in Besitz nahmen. 


VII. Die Stellungnahme der provisorischen Regierungen zu der 
Agrarreform. 


Sowohl die Regierung Lwows, wie auch das Kabinett Kerens- 
ky waren der Auffassung, daß die Lösung der Agrarfrage nur 
durch die verfassunggebende Versammlung erfolgen dürfe. Auf 
diesem Standpunkt standen damals übrigens alle sozialistischen 
Parteien Rußlands. Dementsprechend beschränkten sich die 
Maßnahmen der genannten Regierungen auf dem Agrargebiet 
fast ausschließlich auf organisatorische Vorbereitungen für die 
Reform und auf die Sammlung und Sichtung des nötigen Ma- 
terials. Der bereits erwähnte Erlaß vom 21. April 1917 ordnete 
die Bildung der örtlichen Agrarkomitees an »für die Vorbereitung 
der Agrarreform und für die Ausarbeitung dringender vorüber- 
gehender Maßnahmen, die notwendig sind, bis die Lösung der 
Agrarfrage durch die Konstituante erfolgt sein wird.« 

Die Komitees setzten sich zusammen teils aus gewählten 
Vertretern der ländlichen Bevölkerung, teils aus Beamten, die 
von den Regierungsbehörden bestimmt wurden. Sie waren also 
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nicht auf demokratischer Grundlage errichtet. Diesen Umstand 
betonte seinerzeit die sozialistische Presse, die die Befürchtung 
zum Ausdruck brachte, daß solche Komitees die Interessen der 
Bauernschaft sehr wenig berücksichtigen würden. Die vorer- 
wähnte passive Haltung der Komitees gegenüber der Agrar- 
reform rechtfertigte dieses Mißtrauen in hohem Maße. Die 
provisorische Regierung versuchte die Organisation der Komitees 
mit der Begründung zu rechtfertigen, daß für deren Bildung 
auf rein demokratischer Grundlage der nötige Apparat sowie 
die gesamten organisatorischen Voraussetzungen fehlten. Die 
geplante demokratische Kommunalverwaltung befand sich noch 
im Stadium der Vorbereitungen; im Lande bestanden noch die 
alten Semstwos, die städtischen Selbstverwaltungen usw. Da 
die Regierung die Vorbereitungen zur Reform nicht länger 
hinausschieben wollte (sie konnte es auch nicht aus politischen 
Gründen), war sie gezwungen, die gerade vorhandenen Ein- 
richtungen zu benutzen, nämlich die Behörden und die Kom- 
munen des alten Regimes. Es muß dabei aber auch festgestellt 
werden, daß die Zusammensetzung der Komitees den Grund- 
sätzen der von der ersten revolutionären Regierung geplanten 
Agrarreform entsprach. Die Regierung glaubte, daß die Lösung 
der Agrarfrage auf der Grundlage einer gegenseitigen friedlichen 
Verständigung zwischen den Bauern und den Gutsbesitzern ge- 
regelt werden könnte. Ferner war sie bestrebt, zu erreichen, 
daß die Enteignung des Großgrundbesitzes gegen eine ange- 
messene Entschädigung erfolgen sollte; das Ministerium Lwow 
wünschte daher, daß in der Organisation zur Vorbereitung der 
Reform der Großgrundbesitz vertreten sein sollte. So erklärt es 
sich, daß die alten Semstwos und das Beamtentum eine so starke 
Vertretung besaßen. 

Die Agrarzentralleitung begann ihre Tätigkeit (19. Mai 1917) 
unter dem erschütternden Eindruck der Nachrichten über die 
stetig anwachsenden Bauernaufstände. Aus dem Reiche liefen 
im Ministerium für Landwirtschaft zahlreiche Klagen über Aus- 
schreitungen der Bauern ein. Der Vertreter des Ministeriums, 
Chruschtschow, der in einer Sitzung der Agrarzentralleitung 
über die Lage auf dem flachen Lande Bericht erstattete, be- 
zeichnete sie als bedrohlich und empfahl, alle zulässigen Maß- 
nahmen zu ergreifen, um eine Lösung der Agrarfrage durch die 
Konstituante herbeizuführen. 
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Nach ausführlichen Verhandlungen nahm die Agrarzentral- 
leitung eine Resolution »über die Agrarunruhen« an, in der es 
hieß, daß die dringendsten Aufgaben des Augenblicks wären: 

I. die schleunigste Organisierung örtlicher Agrarkomitees, 
mit zugehörigen Vermittlungs- und Schiedskammern ; 

2. die Entsendung Bevollmächtigter der Zentralleitung an 
Ort und Stelle zur Beruhigung, der Bauern und zwecks Her- 
stellung der Ordnung; 

3. eine umfassende Verbreitung einer genauen Darstellung 
der Agrarfrage; | 

4. der Erlaß verfassungsmäßiger Bestimmungen: 

a) zwecks Regelung der gegenseitigen Beziehungen zwischen 
Gutsbesitzern und Bauern, sowie der Bedingungen des Pacht- 
zinses, des Rechtes der Wald- und Weidenbenutzung usw.; 

b) zur Beruhigung der Bauern: Verbot des Verkaufs, der 
Verpfändung und langfristigen Verpachtung von Grundstücken. 

Diese Maßnahmen sollten vom Standpunkt der allgemeinen 
Staatsaufgaben und nicht von dem der Interessen der einen oder 

der andern Gruppe oder einzelner Personen durchgeführt werden. 

Was die Stellungnahme der Agrarzentralleitung zur Agrar- 
reform im allgemeinen betrifft, so bestand die Ansicht, daß ent- 
sprechend den Grundbedürfnissen der russischen Volkswirtschaft, 

‘sowie in Uebereinstimmung mit den wiederholt ausgesprochenen 

Wünschen des Bauerntums und im Einklang mit den Programmen 
aller demokratischen Parteien der Grund und Boden für die 
Landwirtschaft auf die werktätige ländliche Bevölkerung über- 
gehen müsse. Es sollte der Reform ebenso wie den oben ange- 
führten vorübergehenden Vorbereitungsmaßregeln ein allgemeiner 
Staatsplan zugrunde gelegt werden; dabei sollten in erster Linie 
die Interessen des gesamten Volkes und nicht die Interessen und 
Wünsche einzelner Bevölkerungsgruppen oder Ortschaften Be- 
rücksichtigung finden. 

In diesen Grundsätzen vermißt man die Bedingungen, zu 
denen die Bauern das Land als Eigentum erhalten sollten, nämlich, 
ob es gegen oder ohne Entschädigung geschehen sollte. Dabei 
bildete diese Frage damals den Schwerpunkt der Reform. Daß 
die Enteignung des Großgrundbesitzes vollzogen werden müsse, 
darüber waren sich nicht nur die gesamten sozialistischen Par- 
teien vollständig einig, sondern auch die russischen Liberalen, 
und zwar erkannte die Partei der konstitutionellen Demokraten 
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(die Kadetten) das Prinzip der zwangsweisen Enteignung des 
Landes an. Während jedoch die sozialistischen Parteien für eine 
unentgeltliche Uebergabe eintraten, standen die Kadetten ent- 
schieden auf dem Standpunkt, daß die Enteignung nur gegen 
Entschädigung erfolgen könne. Diese Auffassung der Kadetten- 
partei teilten die Regierung des Fürsten Lwow und die bürger- 
lichen Minister des Koalitionskabinetts Kerensky. Die Ent- 
scheidung über diesen Streitpunkt sollte, wie überhaupt die 
Lösung der gesamten Agrarfrage, durch die künftige Konstituante 
erfolgen. Die Geschichte durchkreuzte aber diese Erwartungen. 
Im November 1917 kam die Sowjetregierung ans Ruder. Die 
verfassunggebende Versammlung wurde am Tage ihrer Ein- 
berufung sogleich wieder aufgelöst. Die Lösung der Agrarfrage 
ging auf die bolschewistische Regierung über. 


VIH. Die Agrarmaßnahmen der Sowjetregierung. 


a) Das Dekret vom 8. November 1917 über die 
Grundlagen der Agrarreform. 


Die erste Maßnahme der Sowjetregierung auf dem Gebiet 
der Agrarpolitik war das Dekret über den Landbesitz vom 8. No- 
vember 1919. Das Dekret lautete wie folgt: 

I. Das Eigentumsrecht der Gutsbesitzer an Grund und 
Boden wird unverzüglich ohne Gewährung einer Entschädigung 
aufgehoben. 

II. Die Güter der Grundbesitzer. sowie alle Ländereien der 
Domänenverwaltung, der Klöster und Kirchen, einschließlich 
des gesamten lebenden und toten Inventars, der Gebäude und 
allen Zubehörs gehen bis zur Einberufung der Konstituante in 
die Verwaltung der Gemeindekomitees und der Kreisräte über. 

III. Beschädigung des zu konfiszierenden Eigentums, das 
von nun ab dem ganzen Volke gehört, wird als schweres Ver- 
brechen angesehen und von den Revolutionsgerichten bestraft. 
Die Kreisräte der Bauerndeputierten ergreifen alle notwendigen 
Maßregeln zur Wahrung der strengsten Ordnung bei der Konfis- 
kation der Güter. Es liegt ihnen ob, zu bestimmen, welche Län- 

dereien und bis zu welchem Umfange sie der Konfiskation unter- 
liegen. Sie sind ferner verpflichtet zur Aufstellung eines genauen 
Verzeichnisses des gesamten, der Konfiskation unterliegenden 
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Besitzes sowie zur strengsten Bewachung des ganzen, auf das 
Volk übergehenden Grundbesitzes mit allen Gebäuden, Geräten, 
allem Vieh, sämtlichen Vorräten an Erzeugnissen usw. 

IV. Der Landbesitz der gemeinen Kosaken und Bauern wird 
nicht konfisziert. 


b) Die Instruktion betreffend »Land«e 


Das Dekret wurde begleitet von einer amtlichen Instruktion, 
die bis zur endgültigen Entscheidung der Konstituante als Richt- 
schnur für die Agrarreiorm gelten sollte. Die wichtigsten Be- 
stimmungen der Instruktion waren folgende: Jeder private Land- 
besitz ist für immer aufgehoben; das Land kann nicht verkauft, 
nicht gekauft, nicht verpfändet oder auf irgendeine andere Weise 
enteignet werden. Das gesamte Land wird ohne Entschädigung 
enteignet und zum Eigentum des ganzen Volkes erklärt. Das 
gesamte Land bildet nach seiner Enteignung einen dem ganzen 
Volke gehörenden Sparfonds. Seine Verteilung unter die Werk- 
tätigen wird von den Orts- und von den Gauselbstverwaltungen 
besorgt. Das Nutzungsrecht am Grund und Boden erhalten ohne 
Unterschied des Geschlechts alle Bürger des russischen Staates, 
die das Land mit eigener Kraft, mit Hilfe ihrer Familienmitglieder 
oder in Genossenschaften bearbeiten wollen, jedoch nur, solange 
sie imstande sind, dies zu tun. Lohnarbeit ist nicht gestattet. 

Die Nutzung des Landes muß nach einem ausgleichenden 
Prinzip vor sich gehen, d. h. das Land wird unter Berücksich- 
tigung der örtlichen Verhältnisse unter die Werktätigen gemäß 
der Arbeits- und Verbrauchsnorm verteilt. 

Die Formen der Bewirtschaftung des Landes müssen voll- 
ständig frei sein; je nach Beschluß der einzelnen Dörfer und 
Siedlungen kann die Bildung von Höfen, Einzelwirtschaften, 
Gemeinde- und Artelwirtschaften zugelassen werden. 


c) Das Grundgesetz über die Sozialisierung 
des Bodens. 


Am 27. Januar 1918 wurde von der Sowjetregierung das 
Grundgesetz über die sogenannte Sozialisierung des Landes er- 
lassen. Es erübrigt sich, das gesamte Grundgesetz wiederzugeben, 
denn erstens enthält es nichts anderes als die Grundsätze der 
erwähnten Instruktion, die oben bereits behandelt ist, und 


mn 


Bauernrevolution und Bolschewismus. 397 


zweitens deshalb, weil den meisten Bestimmungen des Gesetzes 
beschieden war, nur fromme Wünsche zu bleiben; sie sind von 
Interesse nur insofern, als sie beweisen, daß jegliches Gesetz 
zwecklos ist, wenn die entsprechenden sozialen und wirtschaft- 
lichen Bedingungen für seine Verwirklichung nicht vorhanden 
sind. So z. B. blieben die umfassenden Richtlinien des Grund- 
gesetzes über das Recht, die Art und Weise der Bewirtschaftung, 
die Verteilungsnormen usw. usw. auf dem Papier. Es sei daher 
nur die Forderung des Gesetzes erwähnt, die den Schwerpunkt 
der Agrarreform bildet, nämlich die Bestätigung des Grund- 
gesetzes, daß die Verteilung des konfiszierten Landes unter die 
Arbeitenden auf einer ausgleichenden Arbeitsgrundlage durch- 
geführt werden müsse, und zwar in der Weise, daß die Verbrauchs- 
und die Arbeitsnorm sich nach dem im betreffenden Gau historisch 
herausgebildeten System der Landbenutzung richten und nicht 
die Arbeitsfähigkeit der vorhandenen Kräfte der einzelnen Wirt- 
schaften übersteigen und zu gleicher Zeit der Familie des Acker- 
bauers die Möglichkeit einer gesicherten Existenz geben sollen. 

Die Agrarreform sollte also auf einer Grundlage, die in Ruß- 
land als »Sozialisierung« des Landes bezeichnet wurde, durchge- 
führt werden. Diese Sozialisierung bedeutete tatsächlich die glatte 
Verteilung des Herrenlandes auf individueller Grundlage unter 
die Bauern. Sie hat also nichts gemein mit einer Vergesell- 
schaftung (durch den Staat, die Kommune oder die Genossen- 
schaft) wie es die wirtschaftliche Literatur unter Sozialisierung 
versteht. Das gesamte »Sozialisierungsgesetz« wurde von der 
Sowjetregierung dem Programm der Sozialrevolutionäre ent- 
nommen. Dieser Umstand ist sehr bezeichnend: er dokumen- 
tiert besonders klar, wie prinzipienlos die Tätigkeit der Bolsche- 
wisten war. In den letzten beiden Jahrzehnten änderte Lenin 
zu wiederholten Malen seine Auffassung über die programmatische 
Lösung der Agrarfrage in Rußland; aber in einer Hinsicht blieb 
er als Sozialdemokrat seinen Ueberzeugungen treu: er lehnte die 
»Sozialisierung« des Landes entschieden ab. Er betrachtete diese 
stets als eine kleinbürgerliche soziale Utopie, als ein opportunisti- 
sches Bestreben, den Sozialismus teilweise und im Interesse 
einer verhältnismäßig geringen Bauernschicht einzuführen. Da- 
gegen behauptete der Führer der bolschewistischen Partei, es sei 
die Aufgabe der Sozialdemokratie, eine konsequente und rest- 
lose Verwirklichung des sozialistischen Programms durchzu- 
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setzen. Noch in einem Aufsatz vom 2I. August 1917, »Die 
Bauern und die Arbeiter«, der also nur 4 Monate vor der bolsche- 
wistischen Revolution im Blatt »Der Arbeiter« veröffentlicht 
worden war, forderte Lenin seine Partei auf, sich nicht mehr 
nur auf die Aufdeckung der kleinbürgerlichen Illusionen von 
der »Sozialisierung des Bodens«, »der ausgleichenden Boden- 
benutzung«, »des Verbots der Lohnarbeit« usw. zu beschränken, 
sondern ein konkretes Programm auf der Grundlage des Sozialis- 
mus aufzustellen. Er versäumte aber nicht, seine sozialdemo- 
kratischen Prinzipien aufzugeben und die »kleinbürgerlichen 
Illusionen« zu billigen, sobald er es aus engen parteipolitischen 
Motiven für nötig fand! Um die Herrschaft zu behalten, suchten 
die Bolschewisten die Sozialrevalutionäre der Linken mit den 
hinter ihnen stehenden Bauern zu gewinnen. Das war damals 
die einzige Partei, die als Verbündete für die Sowjetregierung 
in Betracht kam. Letztere akzeptierte ohne weiteres »das Soziali- 
sierungsgesetz« und erlangte dadurch die Unterstützung der 
Sozialrevolutionäre. 


IX. Die »Sozialisierung« in der Praxis. 


Das Sozialisierungsgesetz vom 27. Januar r918 vollendete 
die erste Periode der Agrargesetzgebung der Sowjetregierung. 
Nach der Veröffentlichung dieses Gesetzes hielt die Regierung 
ihre Aufgabe gegenüber der Bauernschaft für erledigt. Im 
Grunde genommen bekamen die Bauern von nun ab die völlige 
Freiheit, das Land der Gutsbesitzer an sich zu nehmen, und 
die ländliche Bevölkerung zögerte auch nicht, ihren vieljährigen 
Traum zu verwirklichen. Es begann die Verteilung des Grund- 
besitzes, die einen ganz spontanen Charakter trug. Nur bis zu 
einem geringen Grade wurde organisatorisch vorgegangen. Bei 
der Aufteilung des Landes wurden die großen Güter mit ihrer 
hohen Kultur und intensiven Bewirtschaftung nicht geschont. 
Wenn man bedenkt, wie äußerst verschiedenartig die landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse Rußlands sind, so kann man sich vor- 
stellen, daß eine solche Durchführung der »Sozialisierung« unge- 
heuren Schaden anrichten mußte, Sie war weder für die Volks- 
wirtschaft in ihrer Gesamtheit, noch für die städtischen Ver- 
braucher günstig. Die Auflösung der großen Güter hat die Pro- 
duktivität der Landwirtschaft herabgesetzt und das Marktangebot 
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ihrer Erzeugnisse erheblich verringert; die Lebensmittelkrise in 
den Städten ist dadurch verschärft worden. 

Das verteilte Land gelangte durchaus nicht immer in die 
Hände der Bauern, die es wirklich brauchten, oder die in der 
Lage waren, es zu bewirtschaften. Nur einzelne, hauptsächlich 
wohlhabende Bauerngruppen zogen aus der unorganisierten Ver- 
teilung des Grund und Bodens ihren Vorteil. 

Die Staatsgewalt verhielt sich diesen bäuerlichen Bourgeois 
gegenüber vollständig passiv. Die schönen Richtlinien sowie die 
im Gesetz enthaltenen strengen Strafandrohungen blieben völlig 
wirkungslos. Der Regierung fehlte es an dem nötigen Apparat, 
sie war außerstande, die Durchführung der Agrarmaßnahmen zu 
organisieren, denn sie erfreute sich damals nicht des Vertrauens 
des Volkes. Die neuen demokratischen Semstwos und sonstigen 
demokratischen Kommunaleinrichtungen, die vor der bolsche- 
wistischen Revolution gewählt worden waren, wurden von der 
Sowjetmacht aufgelöst, und im Lande herrschte der Bürgerkrieg. 
Es ist bezeichnend, daß die landwirtschaftlichen Sowjets, die in 
dieser Zeit entstanden und denen die »gerechte Verteilung des 
Grund und Bodens« oblag, sich hauptsächlich aus den »soliden«, 
d. h. wohlhabenden Bauern, Wucherern und früheren Gemeinde- 
beamten zusammensetzten. Es ist leicht zu begreifen, in wessen 
Interesse solche Sowjets ihre Tätigkeit ausübten. Denn nicht 
nur die Politiker der großen europäischen Städte, auch der 
Muschik des russischen Dorfes versteht die politische Konjunktur 
auszunutzen. 

Daß die Verteilung des Landes in spontaner Weise vor sich 
ging, wurde von den Sowjetbehörden selbst zugegeben. So z. B. 
schrieb das amtliche Organ des Volkskommissariats für Land- 
wirtschaft (»Wjestnik Narodnago Kommissariata Semledelija«) 
u. a. folgendes: »Aus den dem Volkskommissariat für Ackerbau 
zum Dezemberkongreß der landwirtschaftlichen Abteilungen zu- 
gegangenen Berichten ist ersichtlich, daß das, was in den ein- 
zelnen Ortschaften für die Durchführung der Reform geschah, 
noch sehr weit von dem Ideal entfernt war, das dem Gesetze 
vom 27. Januar zugrunde liegt. Es fehlten nicht nur Normen 
für die Gaue, sondern auch solche für die Gouvernements. Ort- 
schaften, in denen das Land auf Grund von für den betreffenden 
Kreis geltenden Normen zur Verteilung gelangte, sind auch nur 
glückliche Ausnahmen. In der Regel herrscht die Norm für Ge- 
z | 
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meinden vor, wobei das Land in primitiver Weise unter die 
Gemeinden eines Kreises verteilt wurde. Alle Finessen der Zu- 
teilung von Land an die einzelnen Wirtschaften wurden freilich 
nicht in Betracht gezogen, so wie das Gesetz es verlangte. Man 
verteilte nach der Anzahl der Esser oder Seelen.«... »Die 
Gemengelage wurde in manchen Ortschaften nicht nur nicht be- 
seitigt, sondern vermehrt« (Wjestnik Nr. I, 1919, S. 8). 

Die nachteiligen Folgeerscheinungen der »Sozialisierung« 
machten sich bald bemerkbar. Ende 1918 erklärten die Agrar- 
politiker der Sowjets, daß die vollzogene »Sozialisierung« nichts 
gemein hätte mit dem Sozialismus, daß sie eine Hemmung so- 
wohl für die wirtschaftliche, wie für die revolutionäre Entwick- 
lung des Landes bedeute, daß die armen Bauern benachteiligt 
seien usw. 

Meschterjakoff, einer der bedeutendsten Agrarpolitiker 
Sowjetrußlands, fällt in einer Abhandlung »Ein halbes Jahr 
kommunaler Aufbau« (Organisation des Volkskommissariats für 
Ackerbau und der landwirtschaftlichen Abteilungen, S. 69) über 
die wirtschaftliche Bedeutung der »Sozialisierung« das folgende 
vernichtende Urteil: 

»Wenn somit das »Ausgleichsystem« voll und ganz zur 
Durchführung gelangen und das Sozialisierungsgesetz voll ver- 
wirklicht werden sollte — auch dann würde Sowjetrußland bei 
weitem keine richtige Regelung der Ackerbauwirtschaft erreicht, 
die Produktivität der landwirtschaftlichen Arbeit nur wenig ge- 
steigert und sich nicht um einen Schritt dem 
Sozialismus genähert haben.« 

Und das vorerwähnte amtliche Organ »Wijestnik« stellt fest: 

»Das ‚Ausgleichsystem‘ bei der Bodenverteilung im Ein- 
klang mit der Arbeits- und Konsumentennorm und die auf diesem 
Wege erfolgende Verpflanzung des landwirtschaftlichen Klein- 
betriebes fördern das Streben der Bauern nach Eigenbesitz, 
veranlassen sie, sich mit den erzielten Errungenschaften zufrieden 
zu geben, ohne von innen heraus neue revolutionäre Energie zu 
wecken, die sie auf die nächste Stufe drängen könnte, und .ent- 
wickeln der Revolution feindliche soziale Kräfte 

Alle negativen Seiten des »Ausgleichsystems« traten sofort 
bei den ersten Schritten seiner Verwirklichung zutage. Die ganze 
Idiotie und Beschränktheit der kleinbürgerlichen Ideologie ist 
jetzt allen klar und in erster Linie dem Kleinbürgertum selbst. 
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Die Stellung, die der Marxismus in der Agrarfrage einnimmt, ist 
wieder einmal glänzend gerechtfertigt.« | 

Aber diesen marxistischen Standpunkt hatten einige Monate 
vorher die Bolschewiki selbst verlassen, indem sie das Agrar- 
programm der Sozialrevolutionäre billigten. 

Was die Stellungnahme des Bauern zu der Sozialisierungs- 
frage betrifft, so faßt der »Wjestnik« die Erfahrungen der Bauern- 
schaft folgendermaßen zusammen: 

»Die Sozialisierung hat uns den Weg gesperrt !« 

»Die Sozialisierung hat die gesamte landwirtschaftliche Pro- 
duktion in eine Sackgasse getrieben.« 

»Die Sozialisierung liegt wie ein Stein im Wege!« 

So äußern sich die Bauern selbst über das Kind der Sozial- 
revolutionäre (S. 8). 

Die Praxis brachte die Sowjetbeamten zu der Ueberzeugung, 
daß die »Sozialisierung« hauptsächlich der mittleren, kräftig da- 
stehenden Bauernschaft vorteilhaft sei. »In deren Kreisen konnte 
man nämlich mehr als in anderen Anhänger einer gleichmäßigen 
Verteilung des Landes finden« (»Wjestnik« S. 9). Also der mitt- 
lere Bauer, der, wie bekannt, sozialpolitisch immer konservativ 
gesinnt ist, zog seinen Nutzen aus den Agrarmaßnahmen der 
Sowjetregierung. 

Trotz dieser nachteiligen Ergebnisse, die amtlich festgestellt 
worden sind, versuchen die Bolschewisten immer noch, ihre Zu- 
stimmung zum Sozialisierungsgesetz zu rechtfertigen, und zwar 
mit der Begründung, daß das Gesetz zwei Tendenzen, eine revo- 
lutionäre und eine reaktionäre, enthalte. So behauptet der 
Wjestnik folgendes: »Das Gesetz vom 27. Januar war ein revo- 
lutionärer Akt, soweit es das Grundziel erreichte: die gewalt- 
same Besitzergreifung des Bodens und seine erstmalige Auf- 
teilung zur Verankerung dieser Besitzergreifung« (S. 7). 

Eine solche Unterscheidung revolutionärer und reaktionärer 
Tendenzen im Sozialisierungsgesetz kann man nicht als zutreffend 
gelten lassen. Die Nutzung des Landes nach dem Prinzip des 
sogenannten Ausgleichs hat durchaus nicht die Enteignung oder 
Konfiskation des Grundbesitzes zur Bedingung. Diese Maßnahme 
kann sich auch unter anderen Formen des Landbesitzes voll- 
ziehen. So wäre es auch in Rußland gewesen, wenn man dort 
die Agrarreform auf der Grundlage des sozialdemokratischen 
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waren beide Teile des Gesetzes, die revolutionäre Konfiskation 
des Bodens und seine reaktionäre Befestigung durch gleichmäßige 
Verteilung, organisch miteinander verbunden worden. Es konnte 
den Bolschewisten natürlich nicht verborgen bleiben, daß die 
Durchführung der Reform gleichzeitig nach beiden Richtungen 
erfolgen würde. Die spätere Aufhebung der »Reform« in irgend- 
einer Form würde allerdings einen gewaltigen Widerstand der 
Bauernschaft hervorgerufen haben. 

Man darf selbstverständlich auf keinen Fall die außer- 
ordentlich wichtige sozialpolitische sowie wirtschaftliche Bedeu- 
tung der Konfiskation des Großgrundbesitzes verkennen: sie 
führte nämlich den endgültigen Zusammenbruch des russischen 
Feudalismus, der gewaltigsten Stütze des Zarismus, herbei. In- 
folge der Konfiskation gingen in 22 Gouvernements Sowjet- 
rußlands von dem gesamten Bodenfonds von 16 Millionen DeB- 
jatinen 12 Millionen Deßjatinen, also 81 % des gesamten Fonds, 
in die Hände der Bauernschaft über. Hierdurch sollte der Land- 
hunger der Bauern befriedigt und der Knoten der russischen 
Agrarfrage gelöst werden. Aber die planlose »Sozialisierung« 
vergeudete ungeheure Produktivkräfte und trug — in Verbindung 
mit anderen ungünstigen Faktoren (Mangel an Geräten usw.) — 
wesentlich zur Verschärfung der Krise bei, in der sich die Land- 
wirtschaft seit den Kriegsjahren befindet. 


X. Die Organisation der Lebensmittelexpeditionen und der 
Dorfarmen. 


Die katastrophale Lebensmittelkrise in den Städten veran- 
laßte die Sowjetregierung im Mai 1918, sich energisch mit den 
Verhältnissen auf dem flachen Lande zu befassen. Die Staats- 
gewalt war bestrebt, die hungernde Arbeiterschaft der Städte und 
besonders die Rote Armee mit Nahrungsmitteln zu versorgen. 
Das war für sie damals eine politische Notwendigkeit, da die 
Unzufriedenheit der proletarischen Massen beschwichtigt werden 
mußte. Indes weigerten sich die Bauern, ihre Produkte an die 
städtische Bevölkerung gegen entwertetes Papiergeld zu liefern; 
statt dessen verlangten sie Fabrikerzeugnisse, an denen auf dem 
flachen Lande ein großer Mangel herrschte. Die Städte waren 
aber nicht in der Lage, den Bedürfnissen der Bauern zu ent- 
sprechen. Die Industrie war mit Ausnahme einiger Munitions- 
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fabriken und Werke lahmgelegt; die planlose Nationalisierung 

und die schlechte Leitung brachten die Fabriken zum Stillstand. 

Unter solchen Verhältnissen litt die städtische Bevölkerung selbst 

unter dem Mangel an Gegenständen des täglichen Bedarfs, wie 
| Kleidung, Wäsche, Schuhe, Seife, Petroleum usw. usw. Diese 
| wirtschaftlichen Gegensätze oder, richtiger gesagt, die beider- 
seitige Not schufen eine Kluft zwischen Stadt und Dorf; das 
war an sich ganz begreiflich, jedoch ist es sehr bezeichnend, daß 
die Bauern, die damals das Land bereits unter sich aufgeteilt 
hatten, für das schwere Schicksal der Städte überhaupt kein 
Interesse bekundeten. 

Welche Aufgaben stellte sich die Regierung in dieser 
Zeit ? 

Ein Dekret der Sowjetregierung ordnete die Bildung von 
Arbeiterformationen in Fabriken und sonstigen großen Betrieben 
an, die auf das flache Land entsandt werden sollten, um Lebens- 
mittel von den wohlhabenden Bauern entweder zu kaufen oder 


, mit Gewalt zu beschaffen. Da die Zahl der wohlhabenden Bauern 
R sehr gering ist, führte diese Maßregel logischerweise zu einem 
e Kampf zwischen den Arbeitern und den Mittel- und Kleinbauern. 


= Im allgemeinen stellten sich die Bauern den Arbeiterformationen 
mißtrauisch gegenüber. Nur in einzelnen Fällen hatten die Ar- 
beiter das Glück, Lebensmittel aufzutreiben, und zwar haupt- 
sächlich dann, wenn sie den Bauern städtische Erzeugnisse an- 
bieten konnten. Im großen und ganzen scheiterte die Aufgabe 
der Arbeiterabordnungen an dem Widerstand der Bauern- 
bevölkerung. 

Durch das Dekret vom 24. Juni 1918 ordnete die Sowjet- 
regierung allerorts die Gründung von »Komitees der Dorfarmen 
in Gemeinden und Dörfern« an, denen folgende umfassende Be- 
fugnisse verliehen wurden: 

I. Verteilung von Brot, Gegenständen des täglichen Bedarfs 
und landwirtschaftlichen Geräten; 

iv 2. Unterstützung der örtlichen Verpflegungsorgane (amtliche 
Institution) bei der Enteignung der Getreideüberschüsse aus den 
ee Beständen der Dorfwucherer und reichen Bauern. 

ee Das Wahlrecht für die Komitees der Dorfarmen erhielten 
alle eingeborenen wie zugewanderten Bewohner der Dörfer, 
mit Ausnahme der offenkundigen Dorfwucherer und der Reichen, 
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Nahrungsmitteln hatten, Inhaber industrieller Unternehmungen 
und Personen, die Lohnarbeiter beschäftigten«. 

Als Ueberschuß erklärt wurde der über 12 kg pro Kopf 
im Monat hinausgehende Besitz an Brot. Das mußte dem russi- 
schen Bauern als eine sehr geringe oder, richtiger, als Hunger- 
ration erscheinen. Es war nur natürlich, daß in den Getreide 
produzierenden Gebieten jeder Bauer einen Ueberschuß an 
Brot besaß. Auf diese Weise wurde die gesamte Bauernschaft 
dieser Gebiete von der Beteiligung an den sogenannten Komitees 
der Dorfarmen ausgeschaltet. Nur eine ganz geringe Minder- 
heit besitzloser Bauern und Landarbeiter erhielt das Recht, 
über die wichtigsten Interessen der Bauernschaft zu verfügen. 
Die Folge war, daß auf dem flachen Lande zwei feindliche Lager 
entstanden. Der Bürgerkrieg mit allen seinen nachteiligen 
Begleiterscheinungen brach aus. Die Lage der Landwirtschaft 
verschlechterte sich in hohem Grade. 

Gestützt auf das Bewußtsein ihrer Macht, stemmten sich 
die Bauern mit aller Kraft gegen diesen Kurs der Agrarpolitik. 
Eine Flut von Bauernaufständen ergoß sich über ganz Sowjet- 
rußland. Leider brachte die amtliche Presse keine einigermaßen 
ausführlichen Berichte über die Aufstände. (Eine inoffizielle 
Presse besteht bekanntlich in Sowjetrußland nicht.) Man kann 
deshalb keine genauen Angaben über diese Bewegung machen. 
Die bolschewistischen Zeitungen beschränkten sich in der Haupt- 
sache auf nachträgliche Feststellungen der Unterdrückung der 
Bauernaufstände in dem einen oder dem anderen Gouvernement. 
Trotz der Kargheit der Nachrichten in den Sowjetzeitungen 
ging aus ihnen doch mit aller Deutlichkeit hervor, daß die Zu- 
stände auf dem flachen Lande damals äußerst traurig und un- 
haltbar waren. Zur Illustration der Lage sei hier nur ein Bei- 
spiel, das bolschewistischen Blättern entnommen ist, angeführt: 
»Im Bezirk Perm«, berichtet der »Ural-Arbeiter« vom 12. August 
1918, »vollzieht sich die Organisation der Dorfarmen folgender- 
maßen: Ein von der Front zurückgekehrter Soldat und Genosse 
oder ein ins Dorf geratener Fabrikarbeiter schildert den Bauern 
ihre wenig beneidenswerte Lage und zeigt ihnen Mittel und 
Wege der Erlösung. Allmählich werden die Armen aufgeklärt 
und beginnen mit lebhafter Sympathie die Agitation der partei- 
genössischen Soldaten und Arbeiter zu begrüßen. Die Zahl 
der Sympathisierenden wächst. Zunächst versammeln sich viel- 
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leicht 25—30 Personen. Später wird eine Organisationsversamm- 
lung der neuen Partei einberufen und es wird eine Parteizelle 
gegründet. Die Organisation setzt sich in Verbindung mit dem 
Bezirkskomitee der Partei (Kommunisten), und zu gleicher Zeit 
erhält die Parteizelle vom Bezirksvollzugsaus- 
schuß der Räte Waffen für alle ihre Mit- 
glieder. Die junge Organisation befestigt sich und unter- 
nimmt die Umgestaltung der bisherigen aus Dorfwucherern 
zusammengesetzten Gemeinderäte (die Gemeinderäte wurden 
einfach aufgelöst), während die Gewalt vorübergehend auf die 
junge Organisation der Kommunisten (Bolschewisten) übergeht.« 

Diese merkwürdige Organisationsmethode, sowie die Maß- 
nahmen der neugebildeten Sowjets überhaupt, führten in vielen 
Ortschaften zu blutigen Zusammenstößen. 

Obgleich die Bauernaufstände überall durch besondere Straf- 
expeditionen unterdrückt wurden oder vielleicht gerade des- 
wegen gelang es der Regierung nicht, »Ruhe und Ordnung« 
wieder herzustellen und die Verwirklichung der Organisation 
der Arbeiterformationen zur Beschaffung von Lebensmitteln 
und der Dorfarmen fortzusetzen. Im Gegenteil, die schroffe 
und geschlossene Haltung der Bauernschaft zwang die Regie- 
rung, im November 1918 zu kapitulieren: Die Organisation 
der Dorfarmen wurde aufgegeben, der Kreuzzug der Arbeiter 
nach Lebensmitteln eingestellt. Im vollen Gegensatz zu der 
früheren Ernährungspolitik erhöhte die Regierung sogar die 
Höchstpreise für landwirtschaftliche Produkte. Das Lieblings- 
objekt der Sowjetpolitiker wurde von nun an der mittlere Bauer, 
für den Lenin selbst besonders eifrig eintrat. 


XI. Die genossenschaftlichen Wirtschaften. 


Das vorherrschende Moment der neuesten Agrarmaßnahmen 
der Sowjetregierung wird gekennzeichnet durch die Bildung 
genossenschaftlicher Wirtschaften — sogenannter Kommunen, 
Artels und Sowjetwirtschaften. Am 2. November 1918 wurde 
ein Dekret erlassen betreffend die Gründung eines Fonds von 
ı Milliarde Rubel zur Unterstützung der Landwirtschaft. Am 
22. Februar 1919 erschienen Bestimmungen über die Gewährung 
von Darlehen und Unterstützungsgeldern aus dem genannten 
Fonds zu Zwecken der Förderung der Landwirtschaft »unter 
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der Bedingung des Ueberganges von der Einzelbewirtschaftung 
zur gemeinschaftlichen Bearbeitung des Bodens und Einbringung 
der Ernte«. Der ganze Bestand an Agronomen wurde heran- 
gezogen. Die früheren öffentlichen Institutionen (Semstwos, 
landwirtschaftliche Gesellschaften) zur Unterstützung der Land- 
wirtschaft wurden durch eine staatliche Behörde ersetzt. Die 
Rätemacht schuf in den Agronomen einen bedeutenden Stab 
von Vollstreckern ihrer Pläne. Das Entstehen von Gemein- 
bewirtschaftungen soll auch durch das beim Volkskommissariat 
für Ackerbau gebildete Komitee für Landwirtschaft gefördert 
werden. - 

Die Gesetzgebung verkündete feierlichst die Bildung der 
genossenschaftlichen Wirtschaften wie folgt: »Um die Aus- 
beutung des Menschen durch den Menschen endgültig zu unter- 
binden«, so hieß es im Dekret vom Io. Februar 1919, »um die 
Landwirtschaft auf den Grundlagen des Sozialismus unter An- 
wendung aller Errungenschaften der Wissenschaft und Technik 
zu organisieren, um ferner das werktätige Volk im Geiste des 
Sozialismus zu erziehen sowie das Proletariat und die Dorf- 
armen in ihrem Kampf gegen den Kapitalismus zu vereinigen, 
ist der Uebergang von der privaten Form des Landbesitzes 
zur genossenschaftlichen notwendig... Daher muß der 
Reform des Landbesitzes das Bestreben zugrunde gelegt 
werden, eine einheitliche Produktionsgrundlage zu schaffen, 
die der Sowjetrepublik eine Höchstmenge von landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen bei einem Mindesteinsatz von Arbeitskraft 
gewährt.« 

Eine amtliche Instruktion verlangte, daß die Kommunen 
zur Erreichung ihrer Ziele einen unversöhnlichen Kampf gegen 
das Kapital führten, selbst unter Aufbietung bewaffneter Ab- 
wehr aller gegenrevolutionären Versuche der Gutsbesitzer, Kapı- 
talisten und Dorfwucherer gegenüber. Sie hätten unverrückbar 
die Rechte und Interessen des Proletariats und der Dorfarmen 
zu wahren; dabei müßten sie in voller Uebereinstimmung mit 
den Sowjetbehörden handeln. 

» Jedes Mitglied der Kommune muß in ihr die Arbeit aus- 
führen, zu der es besonders befähigt ist; es muß alle seine Kräfte 
und Fähigkeiten dem Dienste der Kommune widmen, denn 
der, der nicht arbeitet, soll auch nicht die Güter des Lebens 
genießen: jeder nach seinen Kräften, jedem nach seinen Be- 
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dürfnissen.« Zunächst einige Worte über die politische Seite 
dieser Gesetzgebung. Es ist ganz merkwürdig, daß eine solche 
Bestimmung, wie die der »bewaffneten Abwehr gegenüber allen 
gegenrevolutionären Versuchen«, die eigentlich zu den Obliegen- 
heiten einer entsprechenden politischen Organisation gehören 
sollte, in das Gesetz für die Bildung einer wirtschaftlichen In- 
stitution eingeschaltet werden konnte. Diese Forderung sowie 
die sozialistischen Prinzipien des Gesetzes sind ausschließlich 
auf die starke Neigung der Sowjetgesetzgeber zu revolutionärer 
und sozialistischer Phraseologie zurückzuführen. Läßt man diese 
Phraseologie fort, so bleibt als einziger praktischer Gedanke 
des Gesetzes der einer genossenschaftlichen Bearbeitung des 
Bodens und der Nutznießung des Inventars 

Die gemeinschaftliche Bearbeitung des Bodens ist in Ruß- 
land nichts Neues und die Maßnahme der Sowjetregierung be- 
wegt sich in dieser Hinsicht durchaus in den landläufigen Bahnen. 
Artelsgabesin Rußland schon seit dem XIV. Jahrhundert und eine 
lebhafte Propaganda für diese trat unter dem Eindruck der Bauern- 
befreiung bereits in den 60er Jahren ein, wenn auch ohne Erfolg. 
Längst bekannt ist ebenso das Gemeindeeigentum (»Obschtina«, 
»Mir«) der russischen Bauern. Bekanntlich behaupteten in den 
8oer Jahren des vorigen Jahrhunderts russische sozialistische 
Organisationen. sowie einzelne Schriftsteller, daß die Dorf- 
gemeinde eine eigenartige russische Erscheinung kommunisti- 
scher Art sei; sie vertraten den Standpunkt, daß die Gemeinde 
die sichere Grundlage und die Gewähr schnellster Verwirk- 
lichung des Sozialismus in Rußland unteı Ueberspringung des 
Kapitalismus bilde. Die russischen Marxisten, in erster Linie 
ein Plechanow, haben in glänzender Weise die Unrichtigkeit 
dieser Auffassung nachgewiesen. In den letzten Jahren konnte 
man in Rußland selten einen Intellektuellen finden, der noch 
bereit war, die »traditionellen sozialistischen Grundsätze« der 
Dorfgemeinde zu verteidigen. Dagegen stößt man noch häufig 
in den westeuropäischen Ländern auf diese Ansicht. Es wird 
daher von Interesse sein, einige autoritative Zeugnisse über 
diese Frage, nämlich die von Friedrich Engels und Karl Kautsky, 
anzuführen. Engels’ Standpunkt geht aus seiner Polemik gegen 
den russischen Sozialisten Tkatschoff hervor; letzterer behaup- 
tete: »Unser (russisches) Volk ist in seiner großen Mehrheit... 
von den Prinzipien des Gemeinguts durchdrungen; es ist, wenn 
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man sich so ausdrücken darf, instinktiv, traditionell Kommunist. 
Die Idee des Kollektiv-Eigentums ist so tief verwachsen mit 
der ganzen Weltanschauung (wir werden gleich sehen, wie weit 
die Welt des russischen Bauern reicht) des russischen Volkes, 
daß jetzt, wo die Regierung zu begreifen anfängt, daß diese 
Idee mit den Prinzipien einer »wohlgeordneten« Gesellschaft 
nicht vereinbar ist, und im Namen dieser Prinzipien die Idee 
des individuellen Eigentums in das Volksbewußtsein und Volks- 
leben einprägen will, sie dies nur mit Hilfe der Bajonette und 
der Knute erreichen kann. Daraus erhellt, daß unser Volk, 
ungeachtet seiner Unwissenheit, viel näher zum Sozialismus 
steht als die Völker des westlichen Europas, obwohl diese ge- 
bildeter sind« (zitiert nach »Soziales aus Rußland«, Volksstaat 
1875). 

Darauf erwiderte Engels, daß die Artel die ein- 
fachste Form freier Kooperationen wäre, 
wie sie in der Jagd bei Jägervölkern vorkommt . . . »Die Artel 
ist eine naturwüchsig entstandene und daher noch sehr un- 
entwickelte Kooperativ-Gesellschaft und als solche keineswegs 
ausschließlich russisch oder gar slawisch. Solche Gesellschaften 
bilden sich überall, wo das Bedürfnis dazu besteht... Das 
Vorwiegen dieser Form in Rußland beweist allerdings das Vor- 
handensein eines starken Assoziationstriebes im russischen Volk, 
beweist aber noch lange nicht dessen Befähigung, mit Hilfe 
dieses Triebes ohne weiteres aus der Artel in die sozialistische 
Gesellschaftsordnung überzuspringen.« (»Soziales aus Rußland.) 

Ueber die Dorfgemeinde schrieb Engels: 

»In der Wirklichkeit ist das Gemeindeeigentum an Grund 
und Boden eine Einrichtung, die wir auf einer niedrigen Ent- 
wicklungsstufe bei allen indogermanischen Völkern von Indien 
bis Island finden, und sogar bei den unter indischem Einfluß 
sich entwickelnden Malaien z. B. auf Java... 

In Großrußland dagegen (d. h. dem eigentlichen Rußland) 
hat es sich bis heute erhalten und liefert damit zunächst den 
Beweis, daß die ländliche Produktion und die ihr entsprechen- 
den ländlichen Gesellschaftszustände sich hier noch auf einer 
sehr unentwickelten Stufe befinden, wa 
auch wirklich der Fall ist. Der russische Bauer lebt und webt 
nur in seiner Gemeinde; die ganze übrige Welt existiert nur 
insoweit für ihn, als sie sich in diese seine Gemeinde einmischt. 
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So sehr ıst dies der Fall, daß im Russischen dasselbe Wort, 
mir, einerseits ‚die Welt‘ bedeutet, andererseits aber ‚Bauern- 
gemeinde‘. Ves’ mir, die ganze Welt, bedeutet für den Bauer 
die Versammlung der Gemeindemitglieder. Wenn also Herr 
Tkatschoff von der ‚W e lt anschauung‘ der russischen Bauern 
spricht, so hat er das russische mir offenbar falsch übersetzt. 
Eine solche vollständige Isolierung der einzelnen Gemeinden 
voneinander, die im ganzen Lande zwar gleiche, aber das grade 
Gegenteil von gemeinsamen Interessen schafft, ist die natur- 
wüchsige Grundlage für den orientalischen Despo- 
tismus, und von Indien bis Rußland hat diese Gesellschafts- 
form, wo sie vorherrschte, ihn stets produziert, stets in ihm 
ihre Ergänzung gefunden. Nicht bloß der russische Staat im 
allgemeinen, sondern sogar seine spezifische Form, der Zaren- 
despotismus, statt in der Luft zu hängen, ist notwendiges und 
logisches Produkt der russischen Gesellschaftszustände, mit 
denen sie nach Herrn Tkatschoff ‚nichts Gemeinschaftliches 
hat‘! Die Fortentwicklung Rußlands in bürgerlicher 
Richtung würde das Gemeinde-Eigentum auch hier nach und 
nach vernichten, ohne daß die russische Regierung mit ‚Bajo- 
netten und Knute‘ einzuschreiten braucht. Und dies um so 
mehr, als das Gemeindeland in Rußland nicht von den Bauern ge- 
meinsam bebaut und erst dasProdukt geteilt wird, wie dies in einigen 
Gegenden von Indien noch der Fall ist; im Gegenteil, das Land 
wird von Zeit zu Zeit unter die einzelnen Familienhäupter 
verteilt und jeder bebaut seinen Anteil für sich. Es ist daher 
eine sehr große Verschiedenheit des Wohlstandes unter den 
Gemeindemitgliedern möglich, und sie besteht auch in Wirk- 
lichkeit. Fast überall gibt es darunter einige reiche Bauern 
— hie und da Millionäre —, die die Wucherer spielen und dic 
Masse der Bauern aussaugen. Niemand weiß dies besser als 
Herr Tkatschoff. Während er den deutschen Arbeitern auf- 
bindet, den russischen Bauern, diesen instinktiven, traditionellen 
Kommunisten, könne die ‚Idee des Kollektiveigentums‘ nur 
mit Knute und Bajonett ausgetrieben werden, erzählt er in 


seiner russischen Broschüre S. 15: ‚In der Mitte der Bauern 


arbeitet sich eine Klasse von Wucherern (Kulakov), von 
Aufkäufern und Anpächtern bäuerlicher und adliger 
Ländereien heraus — eine Bauernaristokratie‘ Es sind das 
dieselben Sorten Blutsauger, die wir oben näher geschildert ... 
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Es ist also reines Geflunker, wenn Herr Tkatschoff sagt, 
die russischen Bauern, obwohl ‚Eigentümer‘, stehen ‚näher 
zum Sozialismus‘ als die eigentumslosen Arbeiter Westeuropas. 
Ganz im Gegenteil.« 

Diese Charakteristik wird nicht im geringsten durch den 
vorerwähnten Umstand abgeschwächt, daß die Dorfgemeinde 
im revolutionären Kampf der Bauern in den Jahren 1905/06 
als Kitt gedient hat. Die Bauern schweißte damals die allgemeine 
soziale und politische Unterjochung für den solidarischen Be- 
freiungskampf zusammen. Die Triebfeder war damals die für 
alle Mitglieder der Gemeinde gleiche Rechtlosigkeit nach Art 
der Rechtlosigkeit der Soldaten in der Kaserne etwa. In dem- 
selben Maße, wie das Kasernenregime und die Empörung der 
Soldaten keine sozialistschen Elemente in sich barg, hatte auch 
das gemeinsame Vorgehen der Bauern der Dorfgemeinde nichts 
mit Sozialismus zu tun. 

Karl Kautsky, der sich dauernd mit den russischen Pro- 
blemen beschäftigt hat und mit den Agrarverhältnissen in 
Rußland gut vertraut ist, machte in seinen Abhandlungen in 
den Jahren 1905/07 über die russische Dorfgemeinde folgende 
Ausführungen: 

»Der Kommunismus des russischen Dorfes liegt gänzlich 
zu Boden und er bedeutet keineswegs die Gemeinschaft der 
Produktion. Auch ist es unmöglich, die moderne Warenproduk- 
tion auf der Grundlage der Dorfgemeinde in eine höhere Pro- 
duktionsweise überzuführen. Dazu ist mindestens der Rahmen 
des Großstaates notwendig, zur Produktion auf nationaler Grund- 
lage sind aber die Produzenten der russischen Landwirtschaft 
keineswegs befähigt« (»Triebkräfte und Aussichten der russischen 
Revolution.« »Neue Zeit« Nr. Io, 1906/07, S. 332 bis 333). 

»Er (der russische Dorfkommunismus) ist in solchem Ver- 
fall begriffen und hat nicht die Kraft gehabt, zu hindern, daß 
sich unter den Dorfbewohnern landlose Proletarier hier und 
Wucherer dort bildeten, daß sich kapitalistische Ausbeutungs- 
verhältnisse der mannigfachsten und scheußlichsten Art ent- 
wickelten. So ist der Dorfkommunismus heute nirgends mehr 
in Rußland eine wirksame Schranke gegen das Eindringen des 
kapitalistischen Betriebs in die Landwirtschaft« (»Triebkräfte 
und Aussichten der russischen Revolution.« »Neue Zeit«, Nr. 9, 
1906/07, S. 286). 
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In einer anderen Abhandlung über die Aufgaben der russi- 
schen Revolution 1905/06 führte Kautsky aus: 

»Aber man muß sich dabei hüten, von den Bauern mehr 
zu erwarten, als sie leisten können, und zu glauben, sie seien 
imstande, in der Landwirtschaft den Sozialismus zu verwirk- 
lichen, für den in der Großindustrie die Stunde noch nicht ge- 
kommen ist. Alle derartigen Erwartungen können nur Ent- 
täuschungen und sogar Gefahren für die Revolution nach sich 
ziehen. Woraus soll denn dieser bäuerliche russische Sozialismus . 
entstehen? Aus dem Dorfkommunismus? Aber selbst vor 
einem Menschenalter, als dieser Kommunismus noch in voller 
Kraft stand, war er als Uebergang zu einer sozialistischen Pro- 
duktionsweise nur denkbar, wenn der Sozialismus vorher in 
den höher entwickelten Ländern schon gesiegt hätte. Auch 
Marx nahm in seinem bekannten Ausspruch darüber nicht an, 
daß vom russischen Dorfkommunismus der erste Schritt zur 
Durchführung des modernen Sozialismus ausgehen werde... 
Seitdem hat dieses Gemeindeeigentum eine solche rasche Auf- 
lösung erlitten, daß von ihm als einer ernsthaften Basis zur 
Neuorganisation der russischen Landwirtschaft, soweit meine 
Kenntnisse reichen, nicht mehr die Rede sein kann« (»Die Agrar- 
frage in Rußland«. »Neue Zeit«, Nr. 13, 1905/06, S. 414). 

Die Stellung der Bauernschaft gegenüber den Maßregeln 
der Sowjetregierung, die Bauernbewegung in den Revolutions- 
jahren 1905/06 und 1917/19, sowie die gesamte Entwicklung 
der Landwirtschaft Rußlands in den letzten Jahrzehnten be- 
stätigen vollständig die Ausführungen von Engels und Kautsky. 
So z. B. erblickten die Bauern im »Grundgesetz über die Soziali- 
sierung des Bodens« vom Januar 1918, wonach jedes Privat- 
eigentum an Land, Bodenschätzen, Wäldern und den Natur- 
kräften »für immer aufgehoben werde«, nichts anderes, als die 
Abschaffung des Großgrundbesitzes, die 
Aufforderung, diesen unter sich zu ver- 
teilen. Das geht ganz klar aus der durchaus feindlichen 
Stellungnahme der Bauern zum Dekret vom 10. Februar ıg19 
hervor, nach dem »das gesamte Land, in wessen Besitz es sich 
auch befinde, als Staatsfonds zu betrachten sci, und jeder Privat- 
besitz an Land als Uebergangsform gelte«. Das mittlere Bauern- 
tum erblickte in diesem Erlaß eine Bedrohung seines Eigen- 
tums, einen Angriff auf seinen Landteil und kämpfte gegen 
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die Verwirklichung dieses Dekrets. Und wenn das Gesetz auch 
Iooomal wiederholen würde, daß das Privateigentum an Grund 
und Boden »für immer« aufgehoben sei und das Land »dem 
ganzen Volke« gehören sollte, würde die russische Bauernschaft 
= ihre Grundstücke doch als Privateigentum betrachten, und es 
gibt keine Kraft, die imstande wäre, dem Bauern das Land 
zu entreißen. 

In welchem Maße fremd die Bauernmasse den Prinzipien 
des Kollektivismus gegenübersteht, erhellt u. a. aus der Massen- 
flucht der Soldaten von der Front nach dem Dorf, von der 
bereits die Rede war. In dieser Flucht kam nicht nur die Kriegs- 
müdigkeit, sondern auch das Mißtrauen des bäuerlichen Sol- 
daten zu seinen Dorfgenossen zum Ausdruck, die bei der Auf- 
teilung des Großgrundbesitzes seine Interessen unberücksichtigt 
lassen könnten. Und diese Furcht war durchaus begründet: 
bei der Aufteilung des Bodens bemühte sich jeder Bauer, »zwecks 
Abrundung seines Grundstücks« recht viel Land sich anzueignen. 

Die landwirtschaftliche Entwicklung Rußlands in den Vor- 
kriegsjahren vollzog sich in der Richtung einer Individuali- 
sierung der Bauernschaft: Der Uebergang von Gemeindewirt- 
schaften zu Einzelwirtschaften, die Aufhebung der periodischen 
Verteilung des Landes zwischen den einzelnen Familienhäuptern, 
die Bildung der Bauernhöfe — das waren die Kennzeichen der 
Entwicklung; es begann eine intensivere Bewirtschaftung, es 
vollzog sich der Uebergang von der Kornkultur, die nur für 
den eigenen Bedarf erzeugte, zu Kulturen, die für den Markt 
bestimmt waren — zum Gemüsebau und zur Milchwirtschaft, 
zum Flachsbau, zur Schweine- und Geflügelzucht usw. Von 
der Naturalwirtschaft ging der Bauer immer mehr zur Waren- 
produktion und Geldwirtschaft über.. Auch in der Zukunft 
ist die Wiederherstellung und die Entwicklung der Landwirt- 
schaft Rußlands in diesen Bahnen denkbar; die genossenschaft- 
liche Bearbeitung des Grund und Bodens, wie sie der Staat 
durch Kommunen und Artels betreibt, wird diesen natürlichen 
Lauf der Entwicklung des Wirtschaftslebens Rußlands schwer- 
lich beeinflussen können. 

Auch vorausgesetzt, daB dem Sowjetprojekt der Bildung 
der Kommunen ein richtiger Gedanke zugrunde liegt, nämlich, 
daß vom Standpunkt der Produktivität Großbetriebe vorteil- 
hafter als Kleinbetriebe sind, so kann doch diese komplizierte 
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Aufgabe — die Gründung der Großbetriebe — nicht durch 
Vorschriften der Zentralgewalt gelöst werden, um so weniger, 
als die zuständigen Behörden sich als unfähig erwiesen. 

Die Leiter der Agrarpolitik der Sowjetregierung geben 
übrigens selber zu, daB »das Bauerntum nicht sozialistisch ge- 
sinnt sei«, und daß es nur »unter äußerem Druck zum Kommunis- 
mus übergehen kann« (»Wjestnik des Volkskommissariats. für 
Ackerbau, Nr. 1, 1919, S. 7, 10). Und die »Kommunen« werden 
leider auch zwangsweise gegründet. 

Um das Entstehen von Kommunen und Artels zu beschleu- 
nigen und eine entsprechende Nachahmung unter der Bauern- 
bevölkerung zu erzielen, begann die Räteregierung, gemäß 
Dekret des Volkskommissariats für Ackerbau vom 8. Oktober 
1918, den Kommunen über die Arbeits- und Verbrauchsnorm 
hinaus Land zuzuweisen. Wenn vorher auch nur ein Schatten 
von Sozialismus in den »kommunistischen« Wirtschaften zu 
spüren war, so war er jetzt völlig verschwunden: »Zuverlässige« 
»Muster«kommunen erhielten mehr Land zugewiesen, als sie 
mit den Kräften der eigenen Mitglieder zu bearbeiten vermochten. 
Das veranlaßte sie, Lohnarbeiter aus den Bauern der Nachbar- 
gemeinden einzustellen, d. h. die werktätige Bevölkerung aus- 
zubeuten. 

Was ist das Ergebnis der außergewöhnlichen Anstrengungen 
des Staatsapparates auf diesem Gebiete? Wozu bringt der 
Staat ungeheure finanzielle Opfer ? 

Auf dem ersten Kongreß der Kommunen und Artels, der 
im Dezember ıgıg stattfand, stellte Herr Sereda, einer der 
Leiter der Agrarpolitik der Sowjetregierung, fest (»Petrograder 
Iswestija« vom ıı. Dezember 1919), daß das Land der gesamten 
genossenschaftlichen Wirtschaften (Sowjetwirtschaften, Kom- 
munen und Artels) 5% des ganzen bäuerlichen Kulturbodens 
nicht übersteige. Nach den Angaben derselben »Iswestija« 
sollten im August ıgıg im Bereich Sowjetrußlands im ganzen 
4931 genossenschaftliche Wirtschaften bestanden haben. Es 
wäre äußerst interessant, zu untersuchen, wie die Sowjetbehörden 
die statistischen Angaben über die Kommunen zusammen- 
stellen. Man dürfte dabei nicht wenige »tote Seelen« entdecken. 
Dafür sprechen die folgenden Umstände: Die oberste Zentral- 
gewalt verlangt von den Behördenkategorien schleunigste Organi- 
sation möglichst vieler Kommunen: doch stößt die Verwirk- 
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lichung dieses Verlangens auf verschiedene Schwierigkeiten. 
Um aber den Schein einer Befolgung der Moskauer Direktiven 
zu wahren und die Regierung zufrieden zu stellen, tragen die 
untergeordneten Ortsbehörden in ihre Berichte solche Kom- 
munen und Artels ein, die »noch eine Sache der Zukunft sind«. 
So »wachsen die Kommunen«. 

Selbst wenn man annimmt, daß die angeführte Zahl den 
Tatsachen entspreche: muß dies nicht als ein klägliches Er- 
gebnis betrachtet werden? Darf etwa der Staat ungeheure 
Mittel und Kräfte verwenden, um einige Tausend »Kommunens 
und Artels, d. h. im Grunde genommen Privatwirtschaften, 
zu bilden? Ist die Verwirklichung dieser Aufgabe nicht eine 
Verschwendung der Produktivkräfte des Landes ? 

Die Antwort auf diese Fragen dürfte aus obigen Ausfüh- 
rungen klar hervorgehen. 


Der Faktor, der die Bildung der »Kommunen« und der 
Artels unmittelbar hervorrief, war die erschütternde Lebens- 
mittelkrise der Städte. Die »Kommunen« sollten die Quelle 
der Brotbeschaffung für die hungernde Bevölkerung bilden. 
Die amtliche Instruktion bestimmte ganz kategorische: »Nach 
Deckung der Bedürfnisse der Kommune geht der Ueberschuß . 
an rationierten Produkten an die Verpflegungsorganisationen 
der Sowjets über; der Ueberschuß an nicht rationierten land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen wird gegen andere für die Kommune 
notwendige Produkte eingetauscht.« 

Diese Forderung wurde nicht in die Praxis umgesetzt. Es 
ist amtlich festgestellt. worden, daß bisher nur ein sehr kleiner 
Teil der Ueberschüsse von den Kommunen an die Verpflegungs- 
organisationen geliefert worden ist, und auch er nur unter Schwie- 
rigkeiten, nämlich unter dem Druck der Staatsbehörden. Ueber- 
haupt sind die Kommunen der Ansicht, daß ihre Erzeugnisse 
ganz und gar ihren eigenen Mitgliedern zustehen. Diese Haltung 
der Bauern beweist, daß die genossenschaftlichen Prinzipien 
der Kommunen ihnen fremd geblieben sind. 

In seiner Rede »Arbeit, Disziplin und Ordnung« (22. März 
1918) gibt Trotzky zu, daß der russische Bauer von engen, 
individualistischen Anschauungen durchdrungen ist. »Er (der 
Bauer) ist bestrebt, alles, was er kann, für sich zu nehmen, 
er denkt nur an sich und ist nicht geneigt, mit dem allgemeinen 
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Klassenstandpunkt zu rechnen.« Daher konstatiert Trotzky 
»die Ueberflutung desorganisatorischer Stimmungen und indi- 
vidualistischer, anarchistischer und räuberischer Tendenzen«. 

Sehr bezeichnend ist es, daß die Organisation sowie die 
Praxis der sogenannten Kommunen völlig vom Willen der 
staatlichen Behörden und der Obrigkeit abhängig sind. Jeder 
Schritt der Kommunen wird laut Dekret vom ıo. Februar 
19Ig überwacht, dagegen ist die Verantwortlichkeit der Kom- 
munen gegenüber dem Staate groß. So sind z. B. die Kommunen 
verpflichtet, für Aufklärungs- und Kulturarbeit Sorge 
zu tragen. Unter Androhung einer Entziehung der Subsidien 
sind sie angehalten, dem landwirtschaftlichen Kommissariat über 
ihre Tätigkeit Bericht zu erstatten, »die Mitglieder der Arbeits- 
kommunen sind dem landwirtschaftlichen Kommissariat gegen- 
über für den Aufbau der Wirtschaft auf rationaler Grundlage 
verantwortlich« Solche »Kommunen« können auch manchem 
Gutsbesitzer erstrebenswert erscheinen. 

Eine Reihe von Klauseln des Dekrets vom ro. Februar 
1919 sind gegen die »wohlhabenden« Bauern gerichtet, die aber 
praktisch von den durch das Gesetz bevorzugten mittleren 
Bauern unmöglich zu unterscheiden sind. Das führt logischer- 
weise zu zahlreichen Mißverständnissen und Zusammenstößen 
zwischen den Bauern, wodurch die Lage auf dem flachen Lande 
sich verschärft. Dieser Mißstand fließt aus der Zwiespältigkeit 
des Gesetzes: indem es mit der einen Hand dem Mittelbauern 
große Konzessionen macht, bedroht es ihn mit der andern durch 
sozialistische Deklarationen und versucht, seine Anrechte auf den 
Boden zu beschränken, also dem Bauern das Beste zu entziehen. 

Ueberhaupt zieht sich wie ein roter Faden ein schroffer 
Gegensatz durch die gesamte Agrarpolitik der Sowjetregierung: 
einerseits werden feierlichst sozialistische Prinzipien angekündigt, 
anderseits sehr bescheidene bürgerliche Maßnahmen getroffen; 
dementsprechend dürfen die ersteren als eine pompöse Deko- 
ration zu einem armseligen Gebäude betrachtet werden. Als 
nichts weiter. 


Schlußwort. Einige Ausführungen über die Agrarpolitik der 
Sowjetregierung. 


Fassen wir die Hauptmomente in der Agrarpolitik der 
Sowjetregierung zusammen, so können wir das Folgende kon- 
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statieren: Wie bei der mißlungenen Revolution des Jahres 
1905 war auch die brennendste Frage der großen russischen 
Revolution des Jahres 1917 die Agrarfrage. Die freie Ent- 
wicklung der Gesellschaft drängte zur Aufhebung der Ueber- 
bleibsel aus der Feudalzeit. Die Aufteilung des Bodens und 
seine Bewirtschaftung auf der Grundlage des Privateigentums 
schufen die Vorbedingungen dazu. Nachdem die Regierung 
die Macht an sich gerissen hatte, erließ sie gesetzgeberische 
Akte betreffend die Konfiskation des Grund und Bodens 
der Gutsbesitzer und die Durchführung einer Agrarreform 
auf der Grundlage der »Sozialisierung« Hiermit wurde die 
elementare Bauernbewegung zum Zwecke der Aufteilung des 
Großgrundbesitzes unter die Bauernschaft zum Gesetz er- 
hoben und die Losung der Regierungspartei von der »or- 
ganisierten Besitzergreifung« des Bodens sanktioniert. Die 
Räteregierung hatte sich somit den Instinktäußerungen der 
Masse angepaßt. Organisatorische Elemente in die agrarische 
Umgestaltung des Landes hineinzutragen, war sie nicht im- 
stande. In den Maßnahmen der Staatsgewalt auf dem Gebiete 
der Agrarfrage waren leider weder bahnbrechende schöpferische 
Ideen, noch sozialistische Prinzipien zu erkennen. Das trifft 
sowohl für das Gesetz über die »Sozialisierung« des Bodens als 
auch für die Gesetze über Artels, die »Kommunen« usw. zu. 
Diese Wirtschaftsformen entstammen dem alten verstaubten 
Archiv Rußlands. Ihre Unhaltbarkeit vom Standpunkte eines 
Ausbaus der produktiven Kräfte des Landes ist durch die 
ökonomische Wissenschaft längst erwiesen; daß Artels, »Kom- 
munen«, d. h. Wirtschaften für gemeinschaftliche Bodenbe- 
arbeitung, mit Sozialismus nichts gemein haben, ist ebenfalls 
lange erwiesen, und zwar gerade durch marxistische Studien. 
Indem die Rätemacht auf das Agrarprogramm der Sozial- 
demokratie verzichtete, sich das Programm der Sozialrevolutio- 
näre zu eigen machte und der Bauernschaft den Großgrund- 
besitz zur Aufteilung unter die bäuerliche Bevölkerung über- 
ließ, erhielt sie ihrer Partei die Herrschaft und die Bauern dem. 
„Rätesystem«. Damit wurde aber die Bauernschaft der Haupt- 
faktor in der Politik, so daß sie sich ihrem Willen notgedrungen 
unterwerfen mußte und unterwerfen muß. Wenn von verschie- 
denen Seiten behauptet wird, Passivität und Mangel an Kultur 
auf Seiten des russischen Bauern heben diese Abhängigkeit in 
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ihrer praktischen Wirkung wieder auf, so entspricht das nur 
sehr bedingt den Tatsachen. Wir haben ja bereits dargetan, 
daB die Arbeiterexpeditionen in die Dörfer und die Armen- 
komitees auf dem Lande vollständiges Fiasko erlitten haben. 
Als weiteres Beispiel sei erwähnt, daß die Sowjetregierung auf 
Steuern verzichten muß, weil die Landbevölkerung auch mit 
Gewalt nicht dazu gezwungen werden konnte, Steuern zu 
zahlen. Wo immer die Sowjetregierung der Bauernschaft gegen- 
über ihre Autorität durchsetzen wollte, erlitt sie jämmerlich 
Schiffbruch. Von einer großzügigen Politik nach sozialistischen 
oder kommunistischen Grundsätzen kann da nicht mehr die 
Rede sein. Die kleinbürgerliche Psychologie der russischen 
Bauern mit ihren privatwirtschaftlichen Tendenzen gibt den 
Ausschlag. Und nur in Fragen, die den Interessen des Bauern 
nicht zuwiderlaufen, hat die Sowjetregierung freie Hand, wobei 
dann allerdings bei seiner Passivität und Kulturlosigkeit ein 
gewisser Spielraum gewahrt wird. 

Aber an dem Endresultat kann auch das nichts ändern. 
Schon heute ist die Entwicklung so weit gediehen, daß sich 
der russische Bauer infolge des Zusammenbruchs der Industrie 
von der Stadt in höherem Grade emanzipiert hat. Heute ist es 
die Stadt, die der Sklave des Landes ist und die sich dem 
Willen des Landes zu unterwerfen hat. Und da die Psyche 
der Landbevölkerung, wie wir darlegten, durchaus bürgerlich 
privatwirtschaftlich gerichtet ist, kann der Verlauf dieser Ent- 
wicklung nicht zweifelhaft sein: aus der Bauernschaft Rußlands 
rekrutiert sich das Kontingent der Kapiıtalisten der Zukunft. 

Eine Reihe Aufstände, die verschiedene Gouvernements 
Sowjetrußlands im Jahre 1918 erfaßt hatten, veranlaßten 
‘die Regierung, die Ansprüche der Mittelbauern, deren Aller- 
heiligstes der Privatbesitz an Grund und Boden ist, end- 
gültig anzuerkennen. Die wiederholten Kundgebungen der 
Staatsgewalt, denen zufolge der Boden »dem ganzen Volke 
gehört«, blieben somit auf dem Papier stehen. Die Bauern- 
wirtschaft wird auf den Grundlagen des Privateigentums fort- 
geführt. 

Bei den Bauern haben sich aus verkauften Lebensmitteln 
ungeheure Geldsummen angehäuft. Mehr als das. Die Bauern 
haben im Austausch gegen Nahrungsmittel wertvolle und wichtige 


Gegenstände städtischer Kultur angesammelt. Im russischen 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 2. 27 


“ 


ld: 
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Bauernhaus kann man jetzt vielfach Kunstgemälde antreffen, 
die einen Wert von Zehntausenden von Rubeln darstellen, 
seltene bibliographische Werke, Klaviere, elegante Wohnungs- 
cinrichtungen usw. Eine große Bauernschicht ist auf Kosten 
der verarmten Städte reich geworden. Im russischen Dorf herr- 
schen nach wie vor die Grundlagen der kapitalistischen Wirt- 
schaft. Die weitere Entwicklung der Landwirtschaft, die un- 
löslich mit der allgemeinen wirtschaftlichen Erneuerung des 
Landes zusammenhängt, wird im großen und ganzen, d. h. 
unter der Voraussetzung gewisser Formen einer staatlichen und 
kommunalen Bewirtschaftung, auf der Grundlage der Indivi- 
dualisierung erfolgen. Sie schreitet, der sozialen Struktur der 
ländlichen Bevölkerung gemäß zur bäuerlichen Demokratie hin. 
Diesem ökonomischen Gesetz wird sich jedes Regime in Ruß- 
land fügen müssen. Dies muß jeder erkennen, der den realen 
Gang der Entwicklung des Landes berücksichtigt und nicht 
Phantome und Wünsche für Wirklichkeit ansieht. 
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Die Gesetzgebung auf dem Gebiete der Innen- 
kolonisation in den österreichischen Nachfolgestaaten. 


Von 


EMANUEL HUGO VOGEL. 


Deutsch-Oesterreich. 


Nach dem Zerfalle der Monarchie und der Schaffung eines 
selbständigen Staates Deutsch-Oesterreich trat die 
Agrarreform insbesondere unter dem Gesichtspunkte einer Auf- 
teilung des Großgrundbesitzes oder doch einer Verminderung 
übergroßer Besitzakkumulation in den Vordergrund und im 
Zusammenhange hiemit gewann unter dem Drucke der fort- 
dauernden Ernährungskrise und der Unzulänglichkeit der heimi- 
schen Produktion das Problem der Innen- und Wiederbesiedelung 
akute Bedeutung. Im Rahmen der großen »Sozialisierungs- 
aktion« und der hiefür geschaffenen Rahmengcsetze wurde 
speziell die Enteignung landwirtschaftlicher Grundstücke zu 
Siedlungszwecken der Erlassung von Sondergesetzen vorbehalten. 

Während ein Gesetzentwurf über den »Ab- 
bau des Großgrundbesitzes«, also die in ge- 
wissen Grenzen durchzuführende Verkleinerung der Groß- 
besitze in Vorbereitung steht, ist auf dem Gebiete der 
Innenkolonisation, also der Neubesiedelung mit mittleren 
und kleineren Bauernstellen, sowie Kleinwirtschaften für Land- 
arbeiter trotz vielfacher Vorarbeiten hiezu im alten Oester- 
reich vorläufig gar nichts geschehen !). Lediglich die Wie- 





') Eine der praktisch wichtigsten Vorarbeiten speziell auf dem Gebiete 
der »Kriegerheimstättenaktion« bildete das von der »Staat- 
lichen Landeszentrale für das Königreich Böhmen« in Prag im Jahre 191% 
aufgestellte slegislative Programms. Es stellte einen ziemlich im Detail aus- 
gearbeiteten Gesetzentwurf zur Schaffung eines Reichsheimstättengesetzes 
dar. Siehe den Abdruck desselben im Jahrb. d. Bodenref. XII, 1910, S. 134 1$., 


ne -R 
4 


420 Emanuel Hugo Vogel, 


derbesiedelung gelegter Bauerngüter 
und Häusleranwesen wurde mit dem Gesetze vom 3I. 5. IQ19 
StGBl. 310 eingeleitet ?2). Dieses Gesetz kann gerade in Oester- 
reich eine große agrarpolitische Bedeutung erlangen, da in den 
Alpenländern die Aufsaugung und Vernichtung selbständiger 
Bauernwirtschaften durch Bauernlegung ganz besonders häufig 
war und nun durch eine rationelle Wiederbesiedelung rückgängig 
gemacht werden soll 3). 

Auch ein Regierungsentwurf wegen Aufhebung der 
Fideikommisse wurde am 30. 4. 1920 in der National- 
versammlung eingebracht. Den bisherigen Anwärtern wird kein 
gesetzlicher Anspruch auf Entschädigung eingeräumt, letztere 
vielmehr dem privaten Uebereinkommen zwischen derzeitigem 
Inhaber und Anwärter überlassen. Zweck des Entwurfes ist es, 
durch Aufhebung des Fideikommißbandes das Nutzungseigentum 
in ein Volleigentum in der Hand des Inhabers umzuwandeln, 
welchem zugleich eine Erhaltungspflicht etwaiger Kunstwerke 
des Fideikommißbesitzes auferlegt wird. Auch ein Vorkaufs- 
recht des Staates und Landes wird vorgesehen. Bemerkenswert 
ist, daß für die Auflösung des Fideikommißbandes, aus welcher 
dem derzeitigen Inhaber eine Bereicherung erwächst, eine »Frei- 
machungsgebühr« im Ausmaß von Io % des reinen Wertes an 
den Staat zu entrichten ist. | 
” Wichtig vom Standpunkte der Wiederbesiedelung wie einer 
künftigen Innenbesiedelung ist das neue Grundverkehrs- 
gesetz in Oesterreich (vom 13. 12. 1919 StGBl. 583), welches 
unter Verbesserung älterer Vorschriften die Veräußerung land- 
und forstwirtschaftlicher Grundstücke stark einschränkt. Vor 
allem ist jede solche Veräußerung nunmehr an die Zustimmung 
der örtlich zuständigen »Grundverkehrskommission« geknüpft. 
Das gleiche gilt auch von der Verpachtung solcher Grundstücke 
auf mehr als 6 Jahre (bei landwirtschaftlichen) bzw. ohne jede 


terner die Abhandlung Rauchbergs »Kriegerheimstätten«in der Zeitschr. 
í. Volksw., Sozialpol. u. Verwaltg. Jg. 1916, S. 23 f. 

2) Siche hiezu auch die Vollzugsanweisung vom 31. 8. 1919 StGBl. 446. 

3) Siehe die ausführliche kritische Besprechung dieses Gesetzes im Zu- 
sammenhange mit der in Oesterreich eingeleiteten Sozialisierungsaktion in 
der in dieser Zeitschrift erschienenen Abhandlung des Verfassers: 
»Die Sozialisierungsgesetzgebung Deutsch-Oester- 
recichsund ihre volkswirtschaftliche Bedeutung« Band 
48 H. ı, S. 74—147. Mit Rücksicht hierauf kann von einer näheren Dar- 
stellung dieses Gesetzes abgesehen werden. 
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Einschränkung bei forstwirtschaftlichen. Ausgenommen sind 
nur Uebertragungen für Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
oder des Verkehres, ferner zwischen Ehegatten, Verwandten oder 
Verschwägerten in gerader Linie, zwischen Geschwistern oder 
an Ehegatten von Geschwistern. Die Veräußerungserlaubnis ist 
in allen Fällen von der Grundverkehrskommission zu verweigern, 
wenn Gefahr besteht, daß die Grundstücke dem landwirtschaft- 
lichen Betrieb entzogen werden sollen oder die Parzellierung, 
Weiterveräußerung, Bildung von Großbesitz, Jagdgebieten, 
Spekulation auf Wertgewinne usf. den Grund des Rechtsgeschäftes 
bildet. Irgendeine Begrenzung der verfügten Verkehrsbeschrän- 
kungen nach der Größe der zu übertragenden Grundstücke oder 
Besitztümer ist nicht vorgesehen. 


Tschecho-Slowakeiı. 


In radikalster Form hat der tschechische Staat die Ent- 
eignung und Aufteilung der Großbesitze in Angriff genommen, 
ohne jedoch vorläufig für eine geregelte Innenbesiedelung im 
Gesetzeswege vorzusorgen. Am I6. 4. IgIg erschien ein Gesetz 
über de Enteignung des Großgrundbesitzes 
(Sg. d. G. und Vdg. 1919 Stück XLIII Nr. 215), ergänzt mit 
Gesetz vom 11. 7. 1919 Nr. 387, welches alle einer Einzelperson 
oder denselben Miteigentümern im Gebiete der Republik gehörigen 
Komplexe von mehr als 150 ha an landwirtschaftlichem Boden 
(Felder, Gärten, Wiesen, Weinberge, Hopfenanlagen) oder 250 ha 
an Boden überhaupt einbezieht $). Ausgenommen bleiben nur 
Landes-, Bezirks- oder Gemeindeeigentum und rechtlich wie 
wirtschaftlich selbständige Objekte, welche der Bewirtschaftung 
der beschlagnahmten Immobilien nicht dienen. Bis zur Besitz- 
übernahme und Neuzuteilung hat der bisherige Besitzer den 
Betrieb ordnungsmäßig weiterzuführen, bedarf aber zu jeder 


“Investition, Verpachtung oder Verpfändung, Teilung usf. der 


behördlichen Genehmigung 5). Ohne Entschädigung wird der 





t) Im Falle dringenden örtlichen Bedarfes an Boden kann das Boden- 
amt auch Besitzungen unter diesem Ausmaß enteignen. 

t) Bereits mit Gesetz vom 9. II. 1918 Nr. 32 wurden allgemeine Ver- 
kehrsbeschränkungen für den Großgrundbesitz eingeführt: Jede Veräußerung 
unter Lebenden, sowie die Verpfändung und die vertragsmäßige oder exckutive 
Realbelastung landtäflicher Güter ist ohne Einwilligung des Ackerbauministers 
ungültig. 
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Besitz der früheren Dynastien, feindlichen Staatsangehörigen, 
der toten Hand, bezeichnenderweise auch der »Besitz von Per- 
sonen, welche sich im Weltkriege gegen die tschechische Nation 
gröblich vergangen haben«, dann Grundbesitz, welcher nach der 
Schlacht am weißen Berge seinerzeit böhmischen Adeligen zu- 
gewiesen wurde, eingezogen ®). Ein zentrales Bodenamt, welches 
seine Tätigkeit mit 15. Io. 1919 begonnen hat, soll die Zuteilung 
des übernommenen und beschlagnahmten Grundes an selbst- 
bewirtschaftende kleine Landwirte, Häusler, Arbeiter, Gewerbe- 
treibende usf. (insbesondere an Militärpersonen, Invalide), auch 
an genossenschaftliche Verbände zu Eigentum oder Pacht be- 
sorgen. Als einzige Konzession an die wirtschaftliche Notwendig- 
keit, auch mittlere und größere Betriebe ım Produktionsinteresse 
zu erhalten, sowie als Kautel gegen volle Besitzzersplitterung 
findet sich die Bestimmung, daß Personen, deren Besitz im 
Sinne des Gesetzes beschlagnahmt wurde, oder deren Erben das 
Recht auf Zuteilung einer in der Regel das Ausmaß von 150 
bzw. 250 ha nicht übersteigenden Bodenmenge aus ihrem eigenen 
Besitztum zur eigenen Bewirtschaftung eingeräumt wird. Im 
Interesse der landwirtschaftlichen Produktion, der städtischen 
Versorgung und des allgemeinen Wohles kann ihnen auch aus- 
nahmsweise ein größeres Ausmaß bis höchstens 500 ha über- 
lassen werden. Welcher Grad von Rechtsunsicherheit durch 
derartige allgemeine Enteignungs- und Beschlagnahmsvorschrif- 
ten herbeigeführt wird, zeigt am besten die Anordnung, daß 
alle nach dem 28. 10. 1918 abgeschlossenen Verträge über Ver- 
äußerung, Verpachtung oder Belastung des mit Beschlag belegten 
Besitzes nachträglich als wirkungslos erklärt werden, soweit sie 
nicht durch die ordentliche Bewirtschaftung erfordert waren. 
Dem gegenwärtigen Inhaber obliegt bis zum Zeitpunkte der 
Neuzuteilung die Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtschaftung, 
widrigenfalls die Zwangsverwaltung eingeführt werden kann 
(Vdg. vom 18. 6. 19Ig bzw. 24. Io. IQIQ). 


6) Ob diese Anordnung des tschechischen Staates allerdings mit den 
Friedensverträgenin Einklang steht, muß stark bezweifelt werden. 
Denn nach diesen muß der Wert des Besitzes der feindlichen Staaten und 
ihrer Herrscherfamilien der Reparationskommission verrechnet werden. Un- 
entgeltlich fallen dem tschechischen Staate nur der Besitz der böhmi- 
schen Krone und der autonomen Verbände zu (Art. 208 des österr. Friedens- 
vertrages). 
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Die im Zusammenhange mit diesem Bodenenteignungsgesetze 
beabsichtigte und erwartete Gesetzgebung über Bodenreform und 
Innenbesiedelung stieß bisher auf große Schwierigkeiten. Ins- 
besondere über das Entschädigungsgesetz konnte keine Einig- 
keit erzielt werden. Lediglich_über die Kredithilfe für die Er- 
werber von Boden wurde ein Gesetzentwurf der Nationalversamm- 
lung vorgelegt. Es ist eine staatliche Zinsengarantie im Umfange 
von 200 Mill. Kr. in Aussicht genommen, was dem wahrschein- 
lichen Umfange der Bodenreform in den Jahren 1920/21 ent- 
spricht. Es soll sich um einen Bodenkredit (bis ®/,, des Ver- 
kaufspreises der Grundstücke), um einen Baukredit (bis 2⁄4 des 
Schätzwertes der Gebäude), dann um einen Betriebskredit (durch 
Genossenschaften) handeln. Insbesondere soll der Uebernahms- 
preis des Bodens möglichst niedrig gehalten werden, um die 
Finanzierung zu erleichtern. Das einzige greifbare Resultat war ` 


‚ bisher eine Verzögerung und Verschlechterung des Anbaues, 


ein Abschlagen von Wäldern, Verkauf des Inventars auf den 
großen Gütern, die Verhinderung jeglichen Grundstücksver- 
kehres und alles in allem eine schwere Beeinträchtigung der land- 
wirtschaftlichen Produktion und der Versorgung der Bevölke- 
rung. Die für das landwirtschaftliche Ernteergebnis in Böhmen 
maßgebenden Großgrundbesitzungen sind vielfach passiv ge- 
worden, da die eingesetzten Zwangsverwalter schlecht wirtschaf- 
teten. Ganz besonders aber litt die früher in Böhmen so bedeu- 
tende landwirtschaftliche Industrie. Dies gilt in erster Linie 
von der Zuckerindustrie infolge Verminderung des Rübenanbaues, 
dann von der Bierbrauerei, der Spiritus- und Stärkeindustrie. 
Eine radikale Durchführung der geplanten Bodenenteignung 
müßte gerade in Böhmen zu einer weitestgehenden Besitzver- 
schiebung führen, da hier die bekannten fideikommissarischen 
Großbetriebe durchweg zur Aufteilung und Zersplitterung ge- 
langen würden. Dies würde einer Vernichtung der bisherigen 
Großbetriebe gleichkommen und schwerwiegende produktions- 
politische Gefahren in sich schließen. Nach den Ausführungen 
des Berichterstatters in der Nationalversammlung würde der 
Staat in Böhmen, Mähren und Schlesien 2 Mill. ha Boden er- 
werben. Die mit der Bodensozialisierung zusammenhängenden 
Kosten werden für die ganze Republik auf 15—2o Milliarden Kr. 
geschätzt. Auf landwirtschaftlicher Nutzfläche könnten zunächst 
einmal ca. 42000 Familien mit mindest je 3ha angesiedelt werden 
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Weitgehende Fürsorgegesetze sind dagegen für Klein- 
pachtungen geschaffen worden. Mit Gesetz vom 27. 5. 1919 
Nr. 318 (Sg. d. G. und Vdg. 1919 Stück LXVI) wurde bestimmt, 
daß der Pächter eines landwirtschaftlichen Grundstückes die 
Abtretung desselben ins Eigentum gegen Entschädigung 7) oder 
wahlweise die Belassung in Pacht zu den bisherigen Bedingungen 
fordern kann, wenn das geforderte Grundstück entweder dem 
Staate gehört oder von diesem nach dem Gesetze über die Enteig- 
nung von Großgrundbesitz angefordert wurde oder einen wirtschaft- 
lichen Bestandteil eines landtäflichen, Kirchen- oder Stiftungs- 
gutes bildet. Voraussetzung ist nur, daß das Grundstück wenig- 
stens vom I. Io. IgoI an ununterbrochen im Pacht des betreffen- 
den Pächters oder seiner Familie steht £). Das Anforderungsrecht 
des Pächters bezieht sich auch auf Wohn- und Wirtschaftsgebäude, 
‘die von ihm auf Grund desselben Pachtverhältnisses benützt 
werden, dann auf die hiemit verbundenen Dienstbarkeiten sowie 
Rechte an den übrigen Grundstücken des Verpächters. Der 
Pächter muß jedoch das von ihm angeforderte Grundstück selbst 
oder mit seiner Familie bewirtschaften und es darf infolge des 
Erwerbes sein eigener landwirtschaftlicher Grund 8 ha nicht über- 
steigen. 

Außer diesem Anforderungsrechte von Kleinpächtern wurde 
noch durch ein besonderes Gesetz zum Schutze der land- 
wirtschaftlichen Pächter vom 30. Io. 1919 Nr. 593 
(G. und Vdg. 1919 Stück CXXV) angeordnet, daß Pachtungen 
einzelner Grundstücke, welche in der zweiten Hälfte des Jahres 
1919 enden, auf ein weiteres Pachtjahr auch gegen den Willen 
des Verpächters durch bloße schriftliche Anmeldung bei letzterem 
erneuert werden, sofern der Pächter das Pachtgrundstück 
selbst bewirtschaftet, der Verpächter aber ohne Vorliegen eines 
gesetzlichen Grundes zur Lösung des Pachtverhältnisses dieses 
gekündigt hatte ?). Eine solche Erneuerung der Pachtung kann 
0?) Die Uebernahmspreise werden durch das Gericht nach Anhörung von 
Sachverständigen auf Grund der Grundpreise in derselben Gegend im Jahre 
1913 bestimmt. 

8) Dagegen steht ein Anforderungsrecht denjenigen nicht zu, welche 
das Grundstück nur infolge eines Dienstverhältnisses (z. B. Deputat), also 
als Lohnbestandteil gepachtet haben, ferner nicht den Pächtern ganzer Güter 
und Höfe. 

®), Wäre das Grundstück inzwischen schon einem anderen Pächter ver- 


pachtet, so tritt die Erneuerung nur ein, wenn dem alten Pächter weniger 
als 5 ha eigener und gepachteter Grund bleibt. 
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aber gegenüber jenen Verpächtern nicht in Anspruch genommen 
werden, deren landwirtschaftlicher Eigenbesitz 15 ha nicht über- 
steigt oder wenn der Verpächter das erst nach dem I. 8. 1914 
verpachtete Grundstück wieder selbst in Bewirtschaftung nimmt. 
Die Erneuerung bezieht sich immer nur auf einzelne Grundstücke, 
nicht auf die Pachtung ganzer Wirtschaftseinheiten (Höfe, Sied- 
lungen usf.). Auf seiten des Pächters setzt das Erneuerungs- 
recht voraus, daß sein eigener und der zugepachtete Grund 8 ha 
nicht übersteigt. 


Jugoslawien. 


In dem neuen Südslawenstaate ist man in radikaler Form 
an die Lösung eines Problemes geschritten, das in der Monarchie 
bereits die größten Schwierigkeiten verursachte und stets auch 
wissenschaftlich das größte Interesse erregt hat. Es handelt sich 
um das bekannte Kmetenverhältnis in Bosnien und 
der Herzegowina, sowie um dass Kolonatsverhältnis 
in Dalmatien. Kurzerhand hat eine Ministerialverordnung vom 
25. 2. 191g »über die Vorbereitung der Agrarreform« die Auflösung 
der in diesen Ländern sowie in den neuen Gebietsteilen Serbiens 
und Montenegros bestandenen Kmetenverhältnisse verfügt und 
die Kmeten als freie Eigentümer der Kmetengründe erklärt. Die 
bisherigen Eigentümer (Agas) erhalten für den Boden eine vom 
Staate garantierte Entschädigung, bis zur Lösung der Ent- 
schädigungsfrage aber eine dem aus den Kmetengütern bisher 
bezogenen Einkommen entsprechende zeitweilige Rente. Auch 
Grund und Boden kann ihnen an Stelle der Rente aus den Staats- 
gütern oder dem enteigneten Großgrundbesitz zur Eigenbewirt- 
schaftung zugewiesen werden ?!°). In gleicher Weise wird die 
Auflösung des Kolonatsverhältnisses zwischen Grundherren und 
Bauern in Istrien, Görz und Dalmatien verfügt. Zugleich soll der 
Großgrundbesitz, und zwar unter allen Umständen alle 
Fideikommisse, dann alle Güter, deren Areale mindestens 100 
bis 500 Joch (zu 1600 O Klafter) anbaufähigen Bodens enthält, 
insbesondere wenn sie verpachtet sind oder überhaupt nicht oder 
nur teilweise bewirtschaftet werden, im gesamten Staatsgebiete 
gegen Entschädigung enteignet werden. Ohne Ent- 

10) Behufs Durchführung der Agrarreform in Bosnien und der Herzegowina 
wurde der Verkehr mit Immobilien ohne Zustimmung der Agrardirektion 


in Sarajevo verboten, ausgenommen städtischer Grund und vom Eigentümer 
selbstbewirtschafteter Grundbesitz. 
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schädigung fallen dem Staate alle Besitzungen der Dynastie 
Habsburg, der Dynastien feindlicher Länder oder ihrer in Diensten 
gestandenen Personen anheim. Die Großbesitze, welche hievon 
betroffen werden, sollen aufgeteilt und an selbstbewirtschaftende 
Staatsangehörige, in erster Linie an Invalide, Kriegerwitwen 
und -waisen, Soldaten, Freiwillige, welche »für die Befreiung 
und Vereinigung der Jugoslawen gekämpft haben«, ausgegeben 
werden. Außerdem sollen alle größeren Waldbesitze auf den 
Staat übergehen. Die Landarbeiter genießen das Weide-, Brenn- 
und Bauholznutzungsrecht "). 

Obwohl die Gesetzesvorlage wegen Enteignung und Auf- 
teilung bis Mai 1920 noch gar nicht in der Nationalversammlung 
verhandelt worden war, wurde dennoch mit der Durchführung 
der Kolonisierung schon begonnen und auf den Staatsgütern 
definitiv, auf privaten Gütern (insbesondere der außerhalb des 
Landes gezogenen Besitzer) provisorisch die Ansetzung von 
Legionären in Angriff genommen. Unterm 25. 8. 1919 (Nr. 608) 
wurde ferner ein allgemeines Veräußerungs- und Belastungsverbot 
für Großgrundbesitzungen erlassen, ferner zu gleicher Zeit die 
Einverleibung des Eigentumsrechtes der ehemaligen Kmeten 
am Kmetenbesitz in den Grundbüchern von Bosnien und Herze- 
gowina angeordnet. 


Ungarn. 


Nach der politischen Umwälzung und dem Zerfalle der 
Monarchie bzw. der Abtrennung der slawischen Gebiete (31. 10. 
1918) wird die in Ungarn seit alters im Zusammenhange mit der 
Reform der Grundbesitzverteilung besonders starke Koloni- 
sationsbewegung !?) mehr noch als in Deutschland und Deutsch- 


11) Nach einer in jugoslawischen Blättern enthaltenen Notiz wurden bis 
Januar 1920 Großgrundbesitze von roo 000 Joch aufgeteilt. ` 

13) Die Anfänge einer eigentlichen Kolonisationstātigkeit von Gesetzes 
wegen reichen in Ungarn weit zurück. Zum ersten Male wurde mit Ges. Art. V 
vom J. 1894 (teilw. Ges. Art. XXXII von 1897) der Versuch einer Innen- 
kolonisation gemacht. Es handelte sich um eine staatlich begünstigte und 
konzessionierte Ansiedlung durch Kaufvertrag (also nicht nach Rentenguts- 
prinzip) auf dem vom Staate, Gemeinden oder Privaten zur Parzellierung 
bereitgestellten Boden. Bei der geringen Höhe der zur Verfügung gesteliten 
Mittel (6 Mill. Kr.) und der bloßen Anwendung der Annuitätenzahlung in 
Form des Hypothekarkredites wurden nur im ganzen 16 staatliche Kolonien 
mit etwa 1600 Bauernstellen (durchschn. ca. 40 Morgen) und 200 Arbeiter- 
stellen (ca. 10 Morgen) geschaffen. Von einem umfangreichen Gesetzentwurfe 
über sdie Ansiedelung und Besitzzerstückelung« vom J. 1909 nebst einem 
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Oesterreich von einem neuen Momente, dem sozialistisch-kom- 
munistischen der Bodenaufteilung durchdrungen, zugleich hie- 
durch die Tendenz nach radikaler Form der Durchführung 
wesentlich verstärkt. Das erste Produkt der neuen Zeit war das 
Volksgesetz vom 16. 2. 1919 Nr. 18 über die Betei- 
ligung des ackerbautreibenden Volkes am 
Grundbesitz. Eshatte eine vollständige Umwälzung der 
bisher bestandenen Grundbesitzverteilung !?) zum Gegenstande. 


für die Agrarverhältnisse Ungarns besonders instruktiven Motivenberichte 
(hier wurde schon Rentengutsprinzip neben Zeit- und Erbpacht in Aussicht 
genommen) abgesehen, ist aus der Zeit vor dem Kriege nur noch eine einzige 
positive Gesetzesaktion in Ungarn zu verzeichnen, welche speziell die Be- 
kämpfung der Landarbeiternot zum Gegenstand hatte. Mit Ges. Art. XLVI 
vom J. 1907 werden für die Errichtung landwirtschaftlicher Arbeiterhäuser 
durch Munizipien, Gemeinden, gemeinnützige Körperschaften usf. staatliche 
Unterstützungen und Begünstigungen eingeräumt. Abgesehen von der kosten- 
losen Durchführung der Vermessungsarbeiten, Anlage der Pläne usf. wurden 
vom Staate bis zu einem jährlichen Gesamtbetrage von 300 000 Kr. Zuschüsse 
zu Zinsen und Tilgungsraien gegeben, ferner Steuer- und Gebührenfreiheiten 
eingeräumt. Bis 1909 hatten 15 Munizipien und 31 Gemeinden mit ca. 131; 
Mill. Kr. Darlehen ıı 716 Arbeiterhäuser errichtet. = 

Während schon vor dem Kriege sich eine Reihe von »Siedelungsbanken« 
mit der Aufteilung größerer Güterkomplexe allerdings in rein privatkapitalisti- 
schem Sinne ohne Einschlag gemeinnütziger Zwecke befaßt hat, indem sie 
als Generalpächter die Grundflächen parzellenweise in Unterpacht gaben 
(siehe Archiv f. innere Kolonis. 1914, Bd. VI, S. 456), wurde während des 
Krieges seitens eines Konsortiums deutscher wie ungarischer Banken (insbes. 
ungar. allgem. Kreditbank) eine Aktion unternommen, welche durch Parzel- 
lierung größerer, hiefür erworbener oder gepachteter Grundgebiete einc 
rationellere Bewirtschaftung und eine Erhöhung des hinter dem Durchschnitte 
Deutschlands und selbst Oesterreichs zurückbleibenden, relativ niedrigen 
Produktionsergebnisses herbeiführen sollte. Eine eigens hiefür zu gründende 
sAgrar- und Rentenbanks sollte die gesamten Finanzoperationen durchführen. 
An dem Widerstande der agrarischen Kreise, insbesondere des Großgrund- 
besitzes, scheiterte die Aktion. 

Auch ein von der Regierung ausgearbeiteter größerer Kolonisations- 
gesetzentwurf aus der letzten Zeit vor dem Kriege ist zu verzeichnen, welcher 
die Kolonisation, d. h. die Aufteilung und Neubesiedelung größerer Güter 
und die Erweiterung bestehender Gemeinden durch Zusiedlung in die Hand 
des Staates legt, dagegen eine private oder genossenschaftliche Kolonisation 
an die staatliche Genehmigung bindet. 

13) Die Agrarverhältnisse Ungarns waren seit jeher derartige, daß eine 
durchgreifende Bodenreform allgemein als zwingende Notwendigkeit aner- 
kannt wurde. Wie Hieronymi in einem Vorworte zu der bekannten 
Fellnerschen Studie: »Das System der Rentengüter und seine Anwendung 
in Ungarn«, Berlin 1905, sehr richtig ausführt, ist in Ungarn seinerzeit die 
Aufhebung der Urbariallasten und die Befreiung der Hörigen ohne jedweden 
Vebergang und mit vollständiger Außerachtlassung der wirtschaftlichen 
Interessen, insbesondere der mittleren Besitzerklasse erfolgt. Infolge- 
dessen ist die Besitzverteilung vielfach eine außerordentlich ungünstige, 
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Der ungarischen Volksrepublik steht darnach ein unbedingtes 
Enteignungsrecht (gegen Entschädigung) bezüglich des 500 Joch 
übersteigenden Teiles eines jeden Grundbesitzes zu. Bei Be- 
sitzungen zwischen 200—500 Joch steht dem Staate das Ent- 
eignungsrecht nur bedingt, nämlich bei besonderem Bedarf nach 
anbaufähigem Boden zu, wobei der Besitzer über Wunsch auch 
anderwärts mit ebensoviel Boden entschädigt werden kann, unter 
200 Joch gibt es kein Expropriationsrecht, ausgenommen inner- 
halb städtischer Gemeindegebiete zwecks Errichtung von Wohn- 
gebäuden. Der auf diese Art frei werdende Grundbesitz ist im 
Ausmaß von mindestens 5 und höchstens 20 Joch als Klein- 
grundbesitz an die Anspruchsberechtigten gegen Zahlung des 
ermittelten Uebernahmepreises (Schätzungspreise vor dem Kriege) 
zu verteilen. Als Anwärter kommen in erster Linie besitzlose 
Invaliden, Soldaten, Kriegerwitwen und -waisen in Betracht, 
wobei Verheiratete mit Kindern den Vorzug haben sollen. Aus- 
nahmsweise können auch mittlere Grundbesitzungen bis zu 
200 Joch für Anwärter mit entsprechender landwirtschaftlicher 
Vorbildung geschaffen werden, doch dürfen hiefür nicht mehr 
als 10 % der zur Aufteilung bestimmten Fläche verwendet werden. 
In erster Reihe zu enteignen sind während des Krieges erworbene 
Besitzungen, dann solche der im Auslande Lebenden, Kirchen- 
güter, Besitzungen von Aktiengesellschaften, Banken, Fidei- 
kommisse. Die Grundstücke werden in Form von ewigen Pach- 
tungen vergeben oder zu Eigentum gegen Baranzahlung und 
Kapitalshypothek. Das Verfahren liegt in den Händen eines 
36 gliedrigen Landesregulierungsrates, welcher Besitzregulierungs- 
kommissionen entsendet. Die neuen kleinen Grundbesitzer sollen 
in Einkaufs-, Produktions- und Verwertungsgenossenschaften 
organisiert werden. Bei rationeller Durchführung müßten die 
Wirkungen des Gesetzes in Ungarn, wo ausgedehnte Gebiete 


indem sich ausgedehnter Latifundienbesitz und Zwergbesitz ohne das Binde- 
glied des Mittelbesitzes häufig unvermittelt gegenüberstehen, die Güter- 
zerstückelung ohne rechtliche Schranken, insbesondere infolge der Erbteilungen 
in natura außerordentlich weite Fortschritte gemacht hat. Vor dem Kriege 
kam dazu noch eine allerdings derzeit meist bereits abgetragene Verschuldung 
des Grundbesitzes mit Kaufschillingsresten und Abfindungskapitalien der 
Miterben. Zur Behebung dieser Uebelstände hat Fellner die Einführung 
des Rentengutssystems in Ungarn empfohlen, von welchem er 
sich ein kräftiges Mittel zur Erhaltung und Vermehrung des mittleren und 
kleineren Grundbesitzes erhoffte, ohne daß jedoch seine Vorschläge bis heute 
in der Gesetzgebung positive Gestalt angenommen hätten. 
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von Kirchengütern und aristokratischen Fideikommissen eine 
intensivere Bodenbewirtschaftung verhindert haben, von ein- 
schneidendster Bedeutung sein. Allerdings dürfte es nicht zur 
vollständigen Zerschlagung der bisher überwiegend für den Ab- 
satz auf dem Markte, die Versorgung der Städte und den Export 
arbeitenden landwirtschaftlichen Großbesitzungen kommen. Zu- 
nächst hat im Zusammenhange mit dem besprochenen Volks- 
gesetze eine Regierungsverordnung auch einen Anbauzwang 
für landwirtschaftliche Grundstücke und einen Arbeits- 
zwang fürlandwirtschaftliche Arbeiter statuiert. Ist der Eigen- 
tümer oder Pächter nicht in der Lage, selbst zu bebauen, so ist 
er verpflichtet, seinen Grundbesitz weiter zu verpachten oder 
gegen Ertragsbeteiligung an eine dritte Person abzutreten. 

Diese systematisch eingeleitete Aktion hat aber nun während 
der allerdings nur kurzen Aera der bolschewistischen Räteregie- 
rung eine radikale Unterbrechung erfahren. Zunächst wurde 
mit einer Verordnung vom 3. 4. I919 kurzerhand verfügt, daß 
alle mittleren und Großbesitzungen ohne jede Entschädigung 
samt Gebäuden und Inventar in das Eigentum des »Proletariats« 
übergehen und nur Klein- und Zwergbesitz in Privateigentum 
zu bleiben haben. Die kommunisierten Liegenschaften sollten 
nicht aufgeteilt, sondern nach dem alten sozialistischen Rezepte 
in genossenschaftliche Verwaltung genommen werden. Jeder 
mehr als I6jährige kann Mitglied dieser auf mehr als 2 % Mill. Joch 
erstreckten landwirtschaftlichen »Produktivgenossenschaften« 
werden. Die Entlohnung bzw. der Ertragsanteil richtet sich nach 
der Zahl der geleisteten Arbeitstage. Dem Kleingrundbesitz 
wurde samt Haus und Nebengebäuden die Befreiung von jeder 
öffentlichen Steuer zugestanden. 

Von der neuen nationalen Volksregierung wurden nach dem 
Sturze des Rätesystems sofort die gesamten Verfügungen bezüg- 
lich der Uebernahme von Grundbesitz in öffentliches Eigentum 
außer Kraft gesetzt (Verordnung der ungar. Regierung Z. ı vom 
9. 8. 1919). Zugleich wurden alle bisherigen Grundbesitzer, 
Pächter oder deren Rechtsnachfolger bzw. Bevollmächtigte ver- 
halten, ihre Wirtschaften wieder zu übernehmen und für deren 
Führung und die Fortdauer der Produktion Sorge zu tragen. Wo 
dies nicht möglich war, muß von den zuständigen Agrarbehörden 
für eine ordentliche Bewirtschaftung gesorgt und ein Wirtschafts- 
leiter bestellt werden. Im November 1919 erschien eine Verord- 
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nung der ungarischen Regierung, welche eine provisorische 
Regelung des Verkehres mit Grundstücken 
zum Gegenstande hatte. Soweit es sich nicht um eine Ueber- 
tragung an Verwandte in der geraden Linie oder Seitenverwandte 
bis zu den Geschwisterkindern handelt, ist zu jeder Veräußerung, 
Vermietung oder Verpachtung die behördliche Genehmigung er- 
forderlich. Im Falle ihrer Verweigerung kann das Ackerbau- 
ministerium innerhalb 30 Tagen das Grundstück gegen Barzahlung 
anfordern, sofern letzteres für die Ansiedlung von Kriegs- 
invaliden, Witwen, Waisen oder zum Baue von landwirtschaft- 
lichen Arbeiterhäusern, zur Ansiedlung von Kleingrundbesitzern 
erforderlich ist. Die Errichtung neuer Fideikommisse, 
die Erweiterung bereits bestehender, sowie die Verwendung des 
beweglichen Vermögens eines Fideikommisses zur Erwerbung 
einer Liegenschaft ist verboten. Zur Veräußerung oder Ver- 
. pachtung von Liegenschaften bestehender Fideikommisse ist die 
Genehmigung des Ackerbauministers erforderlich. 

Auch die neue nationale Volksregierung hat die Notwendig- 
keit erkannt, vorallem Mittelbesitze inder erforderlichen 
Zahl zu schaffen (siehe die Aeußerungen des Ackerbauministers 
Rubinek vom 13. I. 1920), da der größte Teil derselben 
infolge Geldmangels oder Mangel an Interesse für den Land- 
wirtschaftsbetrieb verfallen ist. Es sollen an deren Stelle neue 
geschaffen werden, in erster Linie für die aufstrebenden Elemente 
der Kleingrundbesitzerkreise und für Wirtschaftsbeamte. In 
dieser Richtung ist also nunmehr eine rationelle Fortsetzung der 
mit dem oben besprochenen Volksgesetze von Anfang IgIg ein- 
geleiteten Aktion einer durchgreifenden Bodenreform zu erwarten, 
ohne daß eine planlose Zertrümmerung der für die landwirt- 
schaftliche Produktion unentbehrlichen oberen Besitzgrößen zu 
befürchten wäre. Auch die Kreditfrage soll nach den Plänen der 
gegenwärtigen Regierung, insbesondere zur Ergänzung der Be- 
triebseinrichtung im Wege der dem Verbande der Landeszentral- 
kreditgenossenschaft angehörigen Genossenschaften gelöst werden. 


Polen. 


Auch im neugeschaffenen polnischen Staate beschäftigt man 
sich intensiv mit Plänen zur Parzellierung der vorhandenen Groß- 
besitzungen, ohne daß diese allerdings noch zu größeren positiven 
Ergebnissen geführt hätten. Zunächst einmal wurde in den 
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ehemals zu Deutschland gehörigen Gebieten Posens und Schle- 
siens die bestandene preußische Kolonisationskommission von 
der polnischen Regierung liquidiert, ihre Beamten entlassen yad 
die Ländereien parzelliert. Es wurden nach Zeitungsberichten 
8 Grundbesitze mit 2000 ha parzelliert, ferner 6000 ha für 131% 
Mill. Mk. von bisher deutschen Ansiedlern angekauft und an 
polnische Kolonisten abgegeben. Für die Gründung von Neu- 
siedlungen wurde von der polnischen Regierung ein Kredit von 
5 Mill. Mk. ausgeworfen (Januar 1920). In Warschau wurde ein 
»Generalbodenamt« ins Leben gerufen, welches die näheren An- - 
ordnungen über die Parzellierung größerer Grundbesitze auf 
Grund des sofort zu besprechenden Bodengesetzes vom Io. 7. 1919 
zu treffen hat. Darnach können in der Regel abgesehen vom 
Staate nur öffentliche Institute oder Gemeinden die wider- 
rufliche Ermächtigung zur Vornahme von Parzellierungen 
unter den vom Bodenamte aufgestellten Bedingungen erhalten. 
Im Herbste 1919 wurde mit der Parzellierung von 130 000 
Joch begonnen. Der Landhunger und die Zahl der Be- 
werber gehen aber weit über den verfügbaren Boden hinaus, so 
daß eine weitgehende Bodenzerstückelung zu befürchten ist. Im 
Februar 1920 wurde vom Ackerbauministerium ein rückzahlbarer 
Kredit von ı Milliarde Kr. zur Verwertung der brachliegenden 
Ländereien in Anspruch ‚genommen. Nach dem Exposé des 
Ackerbauministers liegen nicht weniger als 7—8 Millionen Joch 
brach, davon 2,2 im östlichen Galizien, 2,5 im weißrussischen 
Gebiete, 1,5 in Wolhynien und ı Million im eigentlichen Polen. 

Die allerdings sehr mangelhafte gesetzliche Grundlage für 
alle diese einleitenden Schritte und bisherigen faktischen Besitz- 
aufteilungen bzw. Ansiedlungen bildet das vom gesetzgebenden 
Landtage in Warschau am Io. 7. 1919 angenommene »Gesetz 
über den Landbesitz«!4). Dieses stellt aber eigentlich 
nur ein allgemeines Rahmengesetz über die Durchführung einer 
Agrarreform in Polen dar, welches die nähere Ausführung weite- 
ren Spezialgesetzen vorbehält !5). In dem Gesetze werden 


14) Siehe Jahrb. d. Bodenref. XVI. Bd., H. 1, S. 46f. 

15) Solche Gesetze werden in Aussicht genommen : für die Ordnung 
der Hypotheken des kleinen Besitzes, die zwangsweise Ordnung der Dienst- 
barkeiten unter Berücksichtigung der Ansprüche wegen Entschädigung für 
Land, Wälder, Weiden usw. unter Rückgängigmachung früher geschehencr 
Unbilligkeiten; dann ein Gesetz betreffend die Ordnung des Grundstücks- 
verkehrs, die Zusammenlegung von Grundstücken, die Parzellierung usw. 
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immerhin bereits die hauptsächlichen Richtlinien einer plan- 
mäßigen Innensiedelung aufgestellt, indem einerseits die Bildung 
neuer Wirtschaften auf dem Wege der Ansiedlung, andererseits 
die Vergrößerung bestehender Zwergwirtschaften zum Umfange 
selbständiger wirtschaftlicher Einheiten, dann die Bildung von 
kleinen Wirtschaften mit gemüsegärtnerischer Landnutzung, 
endlich Arbeiter- und Beamtensiedlungen im Bereiche der Städte 
und Industrieorte in Aussicht genommen wird. Die ganze Agrar- 
reform wird als ausschließliche Aktion des Staates gedacht, 
welcher die hiefür erforderlichen Organe (Hauptlandamt w. o., 
Kreislandämter mit Kreislandkommissionen, staatl. Landbank) 
bereitzustellen hat. | 

Vorweg bildet hier also die Innenbesiedlung einen Teil, wenn 
auch den hauptsächlichen, des ganzen Komplexes agrarischer 
Reformaufgaben, als welche namentlich die Kreditfrage des 
Kleinbesitzes, die zwangsweise Ordnung der Servitutsrechte, 
ein Verbot der privaten Parzellierung, die Regulierung des Grund- 
stückshandels, die Zusammenlegung von Grundstücken usf. zum 
Gegenstande haben sollen. Das erforderliche Land zu der 


geplanten Aufteilung und Ansiedlung durch den Staat soll auf’ 


folgenden Wegen beschafft werden: Zur Landlieferung sind 
heranzuziehen: 

I. Güter, de Eigentum des Staates sind (Staats- 
güter, Majorate). 

2. Güter regierender Häuser oder deren Familien, welche 
vom Staate eingezogen wurden. 

3. Güter der russischen Bauernbank und der 
preußischenAnsiedlungskommission. 

4. Güter der toten Hand nach Verständigung mit den 
betreffenden geistl. Korporationen. 

5. Güter, die während des Krieges aus Wucherver- 
diensten erworben wurden oder Personen gehören, die mit 
Land wuchern. | 

6. vom Staate zu gesetzlich bestimmten Preisen nach und 
nachangekaufte Güter, wobei in erster Linie bisher schlecht 
bewirtschaftete Güter, dann durch den Krieg heruntergekommene 
oder verschuldete Güter erworben werden sollen. 

7. Im Wege der Zwangsenteignung vom Staate 
erworbene Güter. Für diese Enteignung fehlen im Gesetze alle 
näheren Bestimmungen, die offenbar der Spezialgesetzgebung 
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vorbehalten werden sollen. Ausdrücklich ausgenommen werden 
nur Wirtschaften, die zur Erzeugung von Saatgut, zur Vieh- 
oder Fischzucht bestimmt sind, ebenso »hochentwickelte Wirt- 
schaften, deren Erhaltung im ganzen oder zu einem Teile zweifel- 
los für den Staat und die landwirtschaftliche Allgemeinheit un- 
entbehrlich sind« 16). 

Das Gesetz stellt ein allgemeines Höchstmaß von Land 
auf, das ein einzelner Besitzer haben darf, ohne der gesetzlichen 
Zwangsenteignung zu unterliegen. Es soll für die einzelnen Kreise 
gesetzlich zwischen 60 bis 180 ha festgestellt werden. Nur in 
den ehemals preußischen Gütern und in den östlichen Kreisen 
kann das Höchstmaß von Landbesitz vorübergehend mit 400 ha 
angesetzt werden. Der Staat selbst, landwirtschaftliche Verbände 
und Gemeinden können Wirtschaften im Umfange von mehr als 
300 Morgen bilden. Im allgemeinen sollen nur solche Besitzer 
von Landgütern das Recht haben, diese zu behalten, welche 
selbst oder deren Familie die Wirtschaft führen. 

Wichtig ist, daß auch alle Wälder, welche zu den vom Staate 
in der oben angegebenen Art erworbenen Gütern gehören, in das 
Eigentum des Staats unter gebührender Ablösung der Rechte 
anderer übergehen, mit alleiniger Ausnahme der Gemeindewälder 
oder kleiner privater Waldflächen, die sich nicht zur staatlichen 
Bewirtschaftung eignen. In erster Linie sollen alle schlecht be- 
wirtschafteten Güter enteignet werden, wobei Bedingungen und 
Uebernahmspreis der Güter erst durch Spezialgesetze geregelt 
werden sollen. 

Aus dem erworbenen Vorrate an Land sollen nun möglichst 
zahlreiche neue Siedlungen gebildet werden. Ihr Umfang soll 
das Ausmaß einer selbständigen bäuerlichen Wirtschaft nicht 
überschreiten, jedenfalls über 250 Morgen (zu 300 Ruten) nicht 
hinausgehen. Ein Vorrecht auf Ansiedlung soll zu- 
nächst die ständige Gutsarbeiterschaft aufgeteilter Großbesitze 
haben, welche durch die Aufteilung die Arbeit verliert, Besitzer 
von Zwergwirtschaften, dann aus dem Kriege zurückkehrende 
landlose, zur Landarbeit befähigte Soldaten, Kriegsinvalide, 
welche zur Führung einer Wirtschaft fähig sind. Einzel- 
parzellen zur Erweiterung bestehender Besitze dürfen nur im 
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16), In erster Linie hat sich die Zwangsenteignung auf schlechtbewirt- 
schäftete oder sonst herabgekommene Güter zu erstrecken; in der Nähe 
von Städten kann alles zur Bildung von Siedlungen und Gärten für Ar- 
beiter und Beamte geeignete Land zwangsweise enteignet werden. 

Archiv für Sozialwissenschatt und Sozialpolitik. 48. 2. 25 
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Gesamtausmaß von 20% des zur Ansiedlung zur Verfügung 
stehenden Bodens ausgegeben werden. Im Falle des Zukaufes 
zu selbständigen Besitzungen soll der volle Schätzungspreis der 
Parzellen in bar gezahlt werden, sonst im allgemeinen ist der 
Ertragswert der einzelnen Parzellen zugrunde zu legen. Alles 
nähere über die Art der Wertermittlung und Kreditgewährung 
wird spezieller Regelung vorbehalten. 

Im großen und ganzen kann man sagen, daß das polnische 
Siedelungsgesetz für eine Innensiedelung nur ganz allgemeine 
Grundlagen gibt, allerdings zugleich auch den Rahmen für eine 
umfassende Agrarreform überhaupt zieht. Ein Urteil über die 
polnische Kolonisationsaktion läßt sich vorläufig noch nicht ab- 
geben. Sie hat mit Energie bisher nur dort eingesetzt, wo sie 
— die vorhandenen Siedlungen der deutschen Ansiedlungs- 
kommission in den ehemals ostpreußischen Gebieten übernehmen 
und mit polnischen Kolonisten besetzen konnte, also national- 
politischen Zwecken gedient hat. Wo es dagegen neues zu schaffen 
und großzügig zu organisieren gilt, bleibt abzuwarten, ob der 
ganz allgemeine umrissene Rahmen einer Innensiedlung und 
Agrarreform mit positiven Aktionen ausgefüllt werden wird. 
Auch der ländliche Arbeiterschutz ist in den Bereich des bespro- 
chenen Rahmengesetzes einbezogen. Auch hier wird es der ge- 
setzlichen Regelung vorbehalten, das Maximum des Arbeitstages. 
das Minimum des Lohnes in Geld und Naturalien zu bestimmen, 
Versicherung gegen Krankheit, Unfall, Alter, Invalidität, Ar- 
beitslosigkeit usf. durchzuführen. Nur eine positive, aller- 
dings unter den gegenwärtigen Verhältnissen besonders dring- 
liche Verfügung ist schon jetzt getroffen worden, indem durch 
Verordnung vom I. 9. IgIg auf Grund des Gesetzes vom 2. 8. 
ıgıg (Ges.Bl. 64 p. 384) der gesamte Grundstücksverkehr unter 
staatliche Kontrolle gestellt wird. Die Bewilligung zur Grund- 
stücksübertragung hat nur in Uebereinstimmung mit den Grund- 
sätzen der allgemeinen Agrarreform zu erfolgen und soll insbe- 
sondere den spekulativen privaten Aufkauf - von Besitzungen 
zwecks Parzellierung hindern !?). 


Abgeschlossen 3I. I2. 1920. 


17) Siehe den Text der Verordnung Jahrb. d. Bodenref. XVI. H. 1, 
S. 50f. 
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Die Bodenbesitzordnung Palästinas und seiner 
jüdischen Siedlung. 


Von 


"WERNER SENATOR. 


Vorbemerkung: Aus Raummangel war es notwendig, den 
ersten Teil der Arbeit, der die Statik des palästinensischen Agrar- 
wesens ausführlich darstellte, fast völlig, den zweiten Teil, der die Be- 
dingungen, unter denen eine zielbewußte Agrarpolitik in Palästina 
zu treiben wäre, aufwies, in großen Stücken zu streichen, so daß hier 
im wesentlichen nur der programmatische dritte Teil, der ja freilich 
für den Aufbau Palästinas durch jüdische Arbeit wichtigste, zum 
Abdruck gelangt. 


Seit der Vertreibung der Juden aus Palästina hat es — oft ver- 
bunden mit messianischen Gedanken — immer Bewegungen im Juden- 
tum gegeben, die eine Rückkehr des Volkes ins heilige Land zum 
Ziele hatten. Aber erst dem modernen Zionismus gelang es — zuletzt 
im Laufe der weltbewegenden Ereignisse der letzten Jahre — der 
Hoffnung des Volkes einen Weg in die Realität zu bahnen. Und 
gewiß wird der Tag (27. 2. 19), an dem in Paris die Friedenskon- 
ferenz durch den »Rat der Zehn« der alliierten und assoziierten Mächte 
den Führern der zionistischen Weltorganisation als den berufenen 
Vertretern des jüdischen Volkes Palästina zur nationalen Heim- 
stätte des jüdischen Volkes erklärte, von höchster Bedeutung für 
die Geschichte des jüdischen Volkes sein. Ist doch damit die 
künftige Entwicklung dahin festgelegt, daß die Mandatarmacht des 
Völkerbundes (England) das Mandat über Palästina mit der Weisung 
erhält, die Entwickelung Palästinas zum autonomen jüdischen Ge- 
meinwesen anzubahnen und in jeder Weise zu fördern. Palästina 
den Juden so wie England den Engländern soll der oberste Verwaltungs- 
grundsatz der Mandatarmacht sein. Und auch, wenn man sich von 
jeglichen überschwenglichen Erwartungen grundsätzlich fernhält, wird 
man schon aus realpolitischen Erwägungen heraus eine gewaltige 
Förderung des national-jüdischen Siedlungswerkes durch die eng- 
lische Verwaltung mit Sicherheit zu erwarten haben. 
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Ganz zweifellos nun wird von entscheidendem Einfluß auf die 
friedliche Eroberung des Landes durch die nationale jüdische Koloni- 
sation, auf ihre Durchfüfrung und auf die Bedeutung der neuen 
Siedlung für die ökonomische und geistige Lage der Judenheit in der 
Diaspora, die soziale Gestaltung eben dieser neuen jüdischen Siedlung 
im »Lande der Väter« sein. Man kann ohne Uebertreibung sagen: 
Die jüdische Kolonisation Palästinas wird sich im Geiste sozialer Ge- 
rechtigkeit vollziehen oder sie wird nicht sein, nicht national sein zum 
mindesten. Innerhalb der Probleme der sozialen Gestaltung des Wirt- 
schaftslebens aber ıst, zumal in einem Kolonisationsland, wie es 
Palästina der jüdischen Einwanderung gegenüber darstellt, das 
Agrarproblem von besonderer Wichtigkeit und allgemeiner Be- 
deutung; ein Umstand, der wohl die wissenschaftliche Durch- 
arbeitung und Darlegung der Bodenbesitzordnungsfragen an einem 
Musterbeispiel wie dem Palästinas und seiner jüdischen Siedlung 
rechtfertigt. | 

Es ist einleuchtend, daß eine Bodenbesitzordnungspolitik in 
einem doch keineswegs unbewohnten und etwa gänzlich unzivili- 
sierten Lande wie Palästina sich innerhalb gewisser Grenzen in be- 
reits bestehende Verhältnisse einzuordnen hat. In dieser Hinsicht 
nun ist hier ganz kurz auf die durch das eigentümliche türkische 
Agrarrecht und seine Steuergesetzgebung geschaffenen wirtschaft- 
lichen Bedingungen hinzuweisen. Dieses Agrarrecht, hervorgegangen 
aus dem Erobererrecht des Mittelalters, hat die Agrarverfassung des 
Landes heute noch in mittelalterlichen Formen erhalten, die, wenn 
auch teilweise als fortbildungsfähig anzusehen, wie etwa die auf dem 
Gedanken des Gemeineigentums beruhenden Bestimmungen, zum 
größten Teile doch heute erstarrt und unzeitgemäß nur eine unge- 
bührliche und unwirtschaftliche Belastung der Volkswirtschaft bilden. 
Letzteres Urteil ist insbesondere über das landwirtschaftliche Steuer- 
wesen abzugeben, bei dessen Betrachtung die paradoxe Tatsache 
festzustellen ist, daß ein Land, dessen einzige Stärke die Landwirt- 
schaft sein könnte, auf fast systematisch zu nennende Weise diese 
seine einzige Lebensader unterbindet. 

Wenn auch gewiß in einem Lande orientalischer Wirtschaft kein 
europäischer Maßstab anzulegen ist, so erweist dennoch auch in 
einem Lande mit noch unentwickelter Wirtschaft, wie es Palästina 
darstellt, Theorie und Praxis die Unzweckmäßigkeit und Unwirt- 
schaftlichkeit solcher Steuern, wie etwa des Oscher (des ‚Zehnten‘“, 
der heute schon den achten Teil beträgt) vom R o h ertrag sämtlicher 
landwirtschaftlicher Produkte, ebenso wie etwa die unverhältnismäßig 
hohe, steuertechnisch ganz rohe Belastung des Viehes des arabischen 
Kleinbaueyn (Fellachen), von Schaf und Ziege. Diesen Schäden ver- 
mochte auch das in den letzten Jahren vor dem Kriege sich kräftig 
entwickelnde landwirtschaftliche Kreditwesen, das freilich mit einer 
ebenfalls noch aus dem Mittelalter stammenden Hypothekargesetz- 
gebung zu kämpfen hatte, noch keineswegs abzuhelfen, wenn auch 
in der Tätigkeit der staatlichen banque agricole und besonders der 
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zionistischen Anglo Palestine Company (A. P. C.) bereits erfreuliche 
Erfolge deutlich wurden. 

Herrscht nun, soweit das auf Grund solch kürzester Hinweisung 
möglich ist, Klarheit darüber, daß eine Bodenbesitzungsordnungs- 
politik in Palästina und seiner jüdischen Siedlung mit dem bestehenden 
Bodenrecht, den Steuer- und Kreditverhältnissen zu rechnen hat, 
so bleibt, bevor wir zur ausführlichen Darstellung eines Programm- 
entwurfes der Bodenbesitzordnung Palästinas und seiner jüdischen 
Siedlung auf Grund der Erfahrungen der modernen Kolonisationen 
und der in Palästina vorliegenden besonderen Verhältnisse übergehen, 
noch übrig, die Richtung aufzuzeigen, in die betriebstechnische, soziale 
und jüdisch-nationale Erwägungen diese Bodenbesitzordnungspolitik 
hinweisen. 

Da nun ist zu sagen, daß, obwohl sich besitzrechtlich 
ein ausgedehnter Großgrundbesitz herausgebildet hat, die Bebau- 
ung des Landes aus physikalischen, volkspsychologischen und öko- 
nomischen Gründen fast ausschließlich im Kleinbetrieb erfolgt und 
aus diesen Gründen auf die wegen Raummangel hier leider nicht 
näher eingegangen werden kann, wohl auch in Zukunft eriolgen 
wird. i 

Soziale Erwägungen verlangen jedoch für die Zukunft auch eine 
Aenderung der B esit z ordnung in der Richtung, daß der hier greif- 
bar mit außerordentlich schädlichen Folgen für Land und Bevölkerung 
verbundene übermäßige Großgrundbesitz in Stadt und Land in seinem 
Wachstum gehemmt, zurückgedrängt und beseitigt wird und der 
Kleinsiedlung Platz macht. 

Jüdisch-nationale Rücksichten endlich verlangen im Interesse 
des Aufbaues der neuen Siedlung, um die Möglichkeit eines friedlichen 
Nebeneinanderlebens mit den heute ja noch weitaus die Mehrheit der 
Bevölkerung bildenden Arabern zu geben, gebieterisch die stärkste 
Intensivierung des landwirtschaftlichen Betriebes und damit die 
Schaffung einer auch zahlenmäßig großen, produktiven landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung, ein Ziel, das ebenfalls nur durch die Klein- 
siedlung zu erreichen ist, wobei selbstverständlich der genossenschaft- 
liche Zusammenschluß zu fördern ist; denn wie die Geschichte der 
Landarbeiterfrage in Palästina, übrigens analog den Verhältnissen 
etwa des preußischen Ostens gezeigt hat, bedeutet ein Großbesitz, der 
mit unqualifizierteren, aber dafür eine sehr viel niedrige Lebens- 
haltung habenden arabischen Arbeitern oft ökonomischer 
arbeitet, unzweifelhaft eine nationale Gefahr für die ganze jüdi- 
sche Siedlung, wofern man sich nicht der Erkenntnis, daß das Land 
auf die Dauer dem Bebauer, nicht dem Besitzer zufällt, 
eigenwillig verschließt. 

Anknüpfung an die Erfahrungen der moder- 
nen inneren und äußerenKolonisatıon. Der Bedingt- 
heit der allgemeinen Tendenzen einer künftigen Bodenbesitz- 
ordnung in Palästina in betriebstechnischer, sozialer und nationaler 
Hinsicht entspricht die Bedingtheit der Gestaltung einer praktisch 
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nun auch wirklich durchführbaren Bodenbesitzordnungspolitik, wie sie 
sich äußert in der Anknüpfung an die Erfahrungen der modernen inne- 
ren Kolonisation in den alten Kulturländern und der äußeren Koloni- 
sation von neuen Kolonisationsländern, in der Anknüpfung an und der 
Weiterbildung von in Palästina im besondern vorliegenden tatsäch- 
lichen Verhältnissen in der Agrar-Steuer- und Bodenbesitzverfassung, 
in der Beziehung endlich und Rücksicht auf die vorhandenen psycho- 
logischen und politischen Momente bei Arabern und Juden in ihrem 
gegenseitigen Verhältnis zueinander. 

Die moderne innere Kolonisation in den alten Kulturländern 
und die äußere von neuen Kolonisationsländern, soweit sie planmäßig 
von einer staatlichen oder sonst irgendwie gemeinnützig-gesellschaft- 
lichen Gewalt geleitet war, hat, in ihren Tendenzen wesentlich den 
oben angeführten analog, je nach der Art des Reformversuches, mit 
stärkerem steuerlichen oder rechtlichen Eingriff verschiedene Formen 
angenommen, deren Kenntnis und kritische Beurteilung für die For- 
mulierung unserer Bodenbesitzordnungspolitik im jüdischen Koloni- 
sationsland Palästina wesentlich erscheint. Eine die wirtschaftlichen 
Kräfte des Arbeiterstandes etwa als aus sich heraus zu einer inneren 
Kolonisation stark genug ansehende, nur durch die Steuerverteilung 
wirkende Bodenbesitzordnungspolitik im Sinne der Henry Georgeschen 
»single tax« ist nun, soweit ich sehe, nirgends durchgeführt worden. 
Ueberall, wo die Bodenbesitzreformbewegung Einwirkungen auf die 
Agrarpolitik zeitigte, geht mit der Besteuerung des unverdienten 
Wertzuwachses Hand in Hand die sogar immer in den Vordergrund 
tretende positive Maßregel der tatsächlichen Ansiedlung, eben der 
inneren Kolonisation. So finden wir in Neuseeland !), dessen Boden- 
besitzordnungspolitik von I8gI bis wenigstens 1909 — in diesem 
Jahre wurde die gesetzliche Unterstützung des genossenschaftlichen 
Landerwerbes zu Eigentum gesichert — konsequent und, was 
wesentlich ist, ununterbrochen im bodenreformischen Sinne geleitet 
wurde, ein vortreffliches Beispiel für eine progressive Belastung des 
Großgrundbesitzes und besonders unbebauter, zu spekulativen Zwecken 
liegen gelassener Terrains und des wirtschaftlichen und rechtlichen 
Eingriffes der Gemeinschaft, hier des Staates in die Grundbesitz- 
verteilwng. Der Erlaß von drei Gesetzen im Jahre 1892, das 
hier das Jahr der gesetzlichen Inaugurierung der Reform ist, zeigt 
deutlich den organischen Aufbau der ineinander greifenden Bestim- 
mungen, die den Erwerb von Staatsland regeln, die Grundrente be- 
steuern und die Innenkolonisation fördern. 

Wenn nun auch in keiner Weise die in Neuseeland durchgeführte 
Bodenbesitzpolitik als verbindlich für die der jüdischen Sied- 
lung in Palästina angesehen werden soll, so wird eine vernünftigen 
Erwägungen zugängliche Bodenbesitzpolitik doch immerhin gerade 
dieser dreifachen Tätigkeit des Staates, der Normierung gewisser 


1) Willy Plügge: Innere Kolonisation in Neu-Seeland. Jena 1916, und 
Schuchner, Australien: r. Australien in Politik, \virtschaft, Kultur, 2. Die 
soziale Frage in Australien und Neu-Seeland, Jena 1909. 
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Formen und Bedingungen des Erwerbes schon im Gemeinbesitz be- 
findlichen Landes, der Besteuerung der Grundrente als privater Mono- 
pol- und Differentialrente, der Ansiedlung von Bauern, d. h. der 
inneren Kolonisation ihre Aufmerksamkeit zuwenden. Besonders ist 
auf eine hier in der modernen Kolonisationsbewegung wieder auf- 
tretende ältere Form des beschränkten Bodeneigentums, die Erbpacht, 
hinzuweisen, die durch die manchesterliche Auffassung, der ja das 
vorige Jahrhundert größtenteils zuneigte, als Besitzform des »Feu- 
dalismus« verfehmt, aus dem Rechte verschwinden mußte, um erst 
neuerdings in ihrem Wert für die Volkswirtschaft anerkannt und in 
ihre alte Bedeutung wieder eingesetzt zu werden, indem allerdings 
nun nicht mehr der Feudalherr, sondern die Gemeinschaft der Bürger, 
der Staat, als Pachtherr fungiert. Gerade nämlich die Institution 
der Erbpacht, auf die später noch ausführlich einzugehen sein wird, 
dürfte für die Bodenbesitzordnung Palästinas eine wichtige Rolle 
spielen. 

Aber auch an der inneren Koionisation der alten Kulturländer, 
wie England, Irland und Preußen, wird man nicht achtlos vorbei- 
gehen dürfen, da die Verhältnisse Palästinas ein Problem sui generis 
bedingen, indem nämlich einerseits hier wohl die Verhältnisse des 
zu besiedelnden, selbst erst eine geringe Bevölkerung zählenden Ko- 
lonisationslandes, andererseits aber auch infolge der tatsächlichen 
Bodensperre durch einen alten Grundbesitz mit Pächterwirtschaft 
Zustände, ähnlich denen in England, und was die soziale Stellung 
des Großgrundbesitzers angeht, ähnlich denen in Preußen entstehen. 

Dieser kurze Hinweis auf die Praktiken der modernen inneren 
Kolonisation in den alten Kulturländern, insbesondere das Ent- 
eignungsrecht der Gemeinschaft und die Konstituierung des Ober- 
eigentums derselben durch die den usus und abusus des Eigentums- 
rechtes am Boden beschränkten Bestimmungen, mit dem wir uns 
hier begnügen müssen, erschien für die gestellte Aufgabe als wichtig. 

Immerhin wäre nun nichts falscher, als eine einfache Ueber- 
tragung in andern Ländern, unter andern Verhältnissen erprobter 
gesetzlicher und ökonomischer Maßregeln auf die Volkswirtschaft, 
die Agrarpolitik Palästinas und seiner jüdischen Siedlung. Im Gegen- 
teil ist immer und immer wieder darauf hinzuweisen, daß ein dauernder 
Einfluß auf die Bodenbesitzverteilung in Palästina, wie in jeder 
anderen Volkswirtschaft nur zu erreichen ist durch Anknüpfung an 
tatsächlich vorliegende Rechts- und Wirtschaftsverhältnisse, durch 
Weiterbildung und selbstverständlich möglichst zeitgemäße und 
zweckmäßige Ausgestaltung des bestehenden Agrar-, Steuer- und 
Besitzrechts im organischen evolutionistischen Sinne. Das ganze 
»Problem der Europäisierung der orientalischen Wirtschaft« 2) Palä- 
stinas liegt ja gerade in dieser vorsichtigen, den Tendenzen orienta- 
lischer Volkswirtschaft liebevoll nachgehenden Forschung zur Ent- 

*) Reinhard Junge, Das Problem der Europäisierung der orientalischen 
Wirtschaft. Weimar 1915. 
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wicklung einer im europäischen Sinne produktiven, im jüdischen 
Sinne sozial gerechten Volkswirtschaft in Palästina beschlossen. 

Anknüpfend an die in Palästina vorliegen- 
den tatsächlichen Verhältnisse. Einer Gestaltung 
des Bodenbesitzrechts im Sinne eines Obereigentums der Ge- 
meinschaft, wie wir sie ja bereits andeutungsweise auf Grund 
vorstehender Erwägungen vertreten haben, ist nun offenbar durch 
die Art des Grundeigentums in der Türkei und also auch in 
Palästina in weitem Umfange vorgearbeitet. Tatsächlich ist ja 
nur ein ganz kleiner Teil des Landes, allerdings fast der gesamte 
städtische Boden, im Privateigentum als »Mülk«land, und auch dieses 
ist z. T. noch mit Spuren des staatlichen Obereigentums behaftet; 
alles andere Land aber — man mag die Erschwerung des Boden- 
erwerbs durch umständliche Formalitäten bedauern — trägt noch 
deutlich eben infolge dieser kennzeichnenden rechtlichen Beschränkun- 
gen den Charakter als Staatsland bzw. als Wakufland noch besonders 
den als Gemeinland einer bestimmten Gemeinschaft. Hier wird also 
eine Entwicklung des Obereigentumsrechts nicht auf zu große Wider- 
stände stoßen, da jahrhundertelange Gewohnheit ja mit diesem Recht 
durchaus vertraut, ist. 

Anders nun liegen die Verhältnisse in steuertechnischer Hinsicht. 
So unbedingt notwendig für die Gesundung der Wirtschaft des Landes 
im allgemeinen und der Bodenbesitzverteilung im besonderen durch 
Vermeidung wenigstens jedes weiteren, die Commendatio an den 
Effendi begünstigenden Steuerdrucks eine Reform des Oscher ist, 
so sind doch die Aussichten auf die Möglichkeit einer radikalen 
Aenderung dieses ganzen Steuersystems äußerst gering ?), ja gerade 
aus den oben dargelegten Gründen wird man auch hier nur mit aller 
Vorsicht an die Lösung des Problems herangehen dürfen. »Selbst 
England«, so berichtet Nawrazki ®), »hat bis jetzt noch nicht auf 
Cypern die Zehntsteuer durch eine reine Grundsteuer ersetzen kön- 
nen«, aber dennoch wird eine Entwicklung des Oscher in dieser Rich- 
tung verbunden mit einer gleichzeitigen Aufhebung der Steuer- 
verpachtung und der Einführung einer geregelten Sieuererhebung 
bereits von großer Bedeutung für die Entwicklung der Grundeigen- 
tumsverhältnisse in der Richtung, eine Erleichterung des auf dem 
Kleinbauern lastenden sozialen Druck und damit Verlangsamung 
bzw. Sistierung der Erscheinung der commendatio und des erzwunge- 
nen Bodenverkaufs durch den Fellachen sein. 

Die Abschätzung der Grundstücke zur Besteuerung hätte, um 
den Charakter des Weıgho (Grundsteuer) als Reinertragssteuer zu 
erhalten, nach dem Ertragswert zu erfolgen. Bemerkt sei, daß das 
Katastergesetz vom Jahre 1328 (1912/13), za dessen Durchführung 
in Syrien, wie nicht verschwiegen werden soll, bis IgI6 allerdings 
noch nicht viel getan war, eine derartige Abschätzung nach dem 


3) Leon Schulmann, Zur türkischen Agrarfrage: Palästina und die Fellachen- 
wirtschaft. Weimar 1916. ° 
4) Kurt Nawratski, Die jüdische Kolonisation. Palästinas. München 1914. 
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Reinertrag vorsieht. Trietsch berichtet von der besonderen Wichtig- 
keit eben der in Cypern durch die Engländeı erfolgten Reform des 
Oscher, der für mehr als 50 landwiıtschaftliche Produkte dort über- 
haupt abgeschafft, bei einigen sogar durch Prämien zur Förderung 
der betreffenden Kultur, wie z. B. des Oelbaums, ersetzt wurde 5). 
Maßregeln, die sich doch immerhin bei den palästinensischen Verhält- 
nissen sehr ähnlichen Zuständen in Cypern haben durchsetzen lassen. 
Trotz gewisser zweifellos bestehender Schwierigkeiten, die in der 
Natur der Sache begründet sind, wird sich also doch eine allmäh- 
liche Umbildung der wichtigsten Steuergrade auch im Sinne einer 
den Kleinbesitz schonenden Form bewerkstelligen lassen, der parallel 
dann eine freilich zweifellos auf größeren Widerstand stoßende pro- 
gressive Belastung des Großbesitzes und des zu Spekulationszwecken 
hingelegten »Landes« zu gehen hätte. Auch die Vieh- und Weinsteuer 
dürften einer Reform unschwer zugänglich sein. 

Besitz- und hypothekenrechtlich nun liegen, wie mir scheint, 
die Verhältnisse so, daß hypothekenrechtlich besonders nach den 
neuen, den Begriff der Hypothek einführenden Gesetzen, deren Wirk- 
samkeit allerdings noch recht beschränkt geblieben ist, eine organische 
Weiterbildung im Sinne moderner Reform, als durchaus möglich er- 
scheint. Andererseits mag es vielleicht gelingen, vielfache Mißstände, 
die sich bei voller freier Entwicklung des Hypothekenwesens oft 
herausstellen, durch eine vorausschauende Politik zu verhindern, 
wozu das doch vorwiegend in der Hand staatlicher (banque agricole) 
oder doch halböffentlich rechtlicher (Anglo Palestine Company) In- 
stitute befindliche solide Agrarkreditwesen sein gut Teil beitragen 
könnte. Eine auf der Grundlage dieser Institute errichtete staatiiche 
Agrarkreditbank Palästinas könnte sehr wohl durch ihren überragen- 
den Einfluß die Hypothekierung in gewissen Grenzen regeln. — Be- 
sitzrechtlich liegen die Dinge zum Teil schwieriger, denn bei aller 
erzieherischen Wirkung, die sich Idealisten in ethischer Hinsicht von 
dem Gemeindebesitz an Boden, der Feldgemeinschaft (arab. Muscha) 
versprechen mögen, so ist doch gerade die in Palästina noch häufige 
Form der Feldgemeinschaft in keiner Weise geeignet, irgendwelche er- 
zieherischen oder etwa vorhandenen ökonomischen Vorteile dieser In- 
stitution zu realisieren. Im Gegenteil hat hier schrankenloser Individua- 
Jismus in der Bewirtschaftung, verbunden mit der alle zwei Jahre statt- 
findenden Neuverlosung des Bodens an die Geschlechter der Dorfge- 
meinschaft, zu einer Verbindung eigentlich aller Nachteile des Indivi- 
dualbesitzes mit denen des Kollektivbesitzes geführt, indem durch den 
notwendig eintretenden Raubbau das Land zu völliger Erschöpfung 
und Verarmung gebracht wird. Hier kann nun freilich entweder nur 
die Aufteilung (Separation, Mufrasierung), wie sıe ja neuerdings die 
türkische Gesetzgebung begünstigte, mit all ihren bekannten, bei 
dem Charakter Palästinas als Einwanderungsland noch um so schneller 
in Erscheinung tretenden üblen Folgen der Bodenspekulation, der 
Abwanderung vom Land infolge der Lösung der festen Verbindung 


$) Davis Trietsch, Palästinahandbuch. Berlin 1912. 


442 Werner Senator, 


des Fellachen mit der Scholle oder eine weitgehende Umgestaltung 
der Muscha zunächst einmal durch die Aufhebung der zweijährigen 
Verlosung des Bodens helfen. Ob der Versuch einer derartigen Re- 
form der Muscha Aussicht auf Erfolg hätte, ist schwer zu beurteilen 
bei dem religiösen Konservativismus des Arabers in der Innehaltung 
überkommener Formen aber doch zu bezweifeln. Auch dem ara- 
bischen Großbesitz gegenüber hätte eine auf die Zerschlagung des 
Großgrundbesitzes gerichtete Politik einen recht schweren Stand. 

Innerhalb der jüdischen Siedlung sind nun immerhin heute be- 
reits Elemente vorhanden, die eine Entwicklung der Bodenbesitz- 
ordnung in bodenreformerischem Sinne, wie wir sie andeutungsweise 
schon hier fordern — bezüglich der theoretischen Begründung und pro- 
grammatischen Darstellung muß ich auf die spätere Ausführung ver- 
weisen — begünstigen. Die in manchen Kolonien bereits befindlichen, 
als Gemeindedomänen, als Allmenden etwa anzusehenden Pflanzun- 
gen im Gemeinbesitz, die relativ starke Verbreitung der genossen- 
schaftlichen Siedlung (wenn auch über deren ökonomische Existenz- 
fähigkeit noch kein abschließendes Urteil möglich ist), endlich vor 
allem das Vorhandensein einer Institution wie der des jüdischen 
Nationalfonds lassen eine bewußte Förderung des Gemeineigentums 
an Boden in seinen vielfachen Ausdrucksmöglichkeiten als durchaus 
aussichtsvoll erscheinen, zumal hier die Erkenntnis von der Bedeu- 
tung des Obereigentums der Volksgemeinschaft am Boden für die 
nationale Kolonisation. weite Kreise durchdrungen hat, wie in’den 
Beschlüssen und Resolutionen nicht nur der sozialistisch-zionistischen 
Gruppen und: Föderationen ®), sondern in der Anerkennung des Prin- 
zips sogar der Nationalisierung des Bodens bis weit hinein in die 
Reihen des bürgerlichen Zionismus zum Ausbruch kommt. 

Die psychologischen Momente. Alle auf den Er- 
fahrungen der modernen Kolonisation beruhenden und auch an die 
tatsächlichen ökonomischen und rechtlichen Verhältnisse des Landes 
anknüpfenden Versuche zur Regelung des Wirtschaftslebens im euro- 
päischen Sinne zur Steigerung der wirtschaftlichen Produktivität des 
Landes, zu einer sozial gesunden Gestaltung seiner Wirtschaft, in 
dieser wiederum der uns hier beschäftigenden Bodenbesitzordnung. 
und damit zu einer Vermeidung des Auftauchens der sozialen Frage 
wenigstens in dem iurchtbaren Ausmaß, wie wir es in den durch alle 
Höllen dieser Wirtschaftsentwicklung gegangenen europäischen Kul- 
turländern erleben, bedürfen aber schließlich zu ihrem Gelingen der 
Kenntnis der psychologischen Bedingungen, unter denen sie unter- 
nommen werden, d. h. der Kenntnis und des liebevollen Eingehens 
auf die Psyche des oder der Völker, die der Wissenschaft das Problem 
der Organisation ihrer Wirtschaft und ihrer sozialen Gestaltung 
stellen. In diesem Zusammenhang ist für uns nur zu sprechen von 
den psychischen Voraussetzungen, auf die bei Arabern und Juden 
~ ® Erez Israel, Mitteilungen des Hauptbüros des jüd. Nationalfonds Heft 3, 
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und als in ihren konkreten geistigen Kulturschöpfungen, in der Reli- 
gion des Korans und der Thora der Versuch einer Bodenbesitzord- 
nungspolitik in der angedeuteten Richtung stoßen wird. 
Psychische Voraussetzungen bei den Ara- 
bern. Da ist nun zu sagen, ich stütze mich hier im wesentlichen 
auf Schulmanns, eines Palästinensers, der wohl Gelegenheit häufiger 
Berührung mit dem Islam hatte und Reinhard Junges?) überein- 
stimmende Auffassung, — daß der Islam trotz eines gewissen Kon- 
servativismus keineswegs als unbedingt fortschrittsfeindlich anzu- 
sehen ist. Im Gegenteil scheint die hohe Blüte der doch auf der reli- 
giösen Basis des Islam in freier Entwicklung entstandenen arabischen 
Kultur in Spanien die Möglichkeit einer fortschrittlichen Entwicklung 
zu beweisen. Und wenn »erst durch Mohammed statt der gepflegten, 
rücksichtslosen Familienautokratie eine bestimmte Gesellschaftsord- 
nung erwachsen ist; bei der das soziale Leben große Beachtung ge- 
funden hat«, wenn das Wort Mohammeds: »ihr seid alle Brüders 
unverkennbar seinen Einfluß auch heute noch auf die psychische 
Verfassung behalten hat, aus der heraus die Institutionen des recht- 
lichen und sozialen Lebens des Arabers erwachsen sind, wie wir sie 
in unserem Falle in der Einteilung des Bodens in die verschiedenen 
alle irgendwie noch das Kennzeichen des Rechtes der Gemeinschaft 
auf diesem Boden tragenden Formen finden, so sind das offenbar 
alles Momente, die, wenn erst einmal die Ueberzeugung von der 
Notwendigkeit einer Reform im Interesse der sozialen Gerechtigkeit 
den korangläubigen Menschen durchdrungen hat, keineswegs die 
Durchführung der Reform hindernd beeinflussen dürften. Freilich 
wird eine kluge Politik, um nicht den Fanatismus wachzurufen, die 
Entwicklung so zu lenken haben, daß der wirtschaftliche und soziale 
Fortschritt als ein Werk der ganzen Bevölkerung und nicht etwa nur 
als durch die »Giaurs«, die »Ungläubigen« erreicht erscheint, wie es 
schließlich Aufgabe jeder auf die Dauer des Errichteten sehenden 
Politik sein muß, durch die tiefe innere Ueberzeugtheit der Masse 
des Volkes von der Notwendigkeit und Nützlichkeit des Geschaffenen, 
den Bestand des Werkes über den Augenblick hinaus zu sichern. 
Psychische Voraussetzungen beiden Juden. 
Bei den Juden erscheint die Durchführung einer Bodenbesitzordnungs- 
politik in der angegebenen Richtung je nach der religiösen Stellung 
und Weite der religiösen Auffassung leichter oder schwerer, werden 
wir doch — um zunächst von den die Gesetze der Thora nicht mehr 
als verbindlich ansehenden zu sprechen, die allerdings trotz des Ein- 
dringens der europäischen Zivilisation vorerst wohl nur den kleineren 
Teil der in der nächsten Zeit für die Einwanderung in Betracht kom- 
menden Massen darstellen, — ebenso überzeugte Individualisten und 
Anhänger der reinen, schrankenlosen, individualistischen Wirtschafts- 
ordnung, wie unbedingte und leidenschaftliche Anhänger des Sozialis- 
mus und damit Vertreter sogar einer extrem bodenreformerischen 
Bodenbesitzordnungspolitik haben. Immerhin läßt sich etwa sagen, daß 
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was diese erste Kategorie, von der hier die Rede ist, angeht, wohl 
angesichts der überaus starken sozialistischen Bewegung, die vor 
allem die gerade für eine Besiedlung Palästinas in Betracht kommen- 
den Kreise der national-jüdischen Jugend erfaßt hat, sowie ange- 
sichts der durchaus bodenreformisch günstigen Gesinnung auch des 
bürgerlichen Zionismus, die Anhänger eines bedingungslosen Privat- 
eigentums am Boden in verschwindender Minderheit sein werden und 
die psychische Struktur dieser Einwandererkategorie, wie der schon in 
Palästina befindlichen, einer dasPrivateigentum amBoden beschränken- 
den, wenn nicht es aufhebenden Bodenbesitzordnungspolitik günstig ist. 

Bei den religiösen Massen des Ostens, denen die Thora als das 
geoffenbarte Wort Gottes für unbedingt verpflichtend gilt, wird, 
wie auch bei den Menschen des alten »Iischuw« und einem großen 
Teil auch der Kolonisten in Palästina, die Einstellung zu den die 
Realitäten der gegenwärtigen Bodenbesitzordnung verändernden Re- 
formversuchen bedingt sein, von der größeren oder geringeren Weite 
ihres religiösen Empfindens. 

So werden das Wesentliche des Grundgedankens der mosaischen 
Gesetzgebung erkennende Geister, des sozial gerechten Prinzips in der 
Unveräußerlichkeit des Bodens und seiner Offenhaltung für jedermann 
nämlich, auch die mannigfachen modernen Formen, unter denen man 
gerade dieses letztere, wichtigste Ziel zu erreichen sucht, als im Geiste 
der Thora gesetzt anerkennen und unterstützen, während religiös 
konservatiVere und vielleicht strengere Seelen jede nicht das Thora- 
wort streng erfüllende Art der Bodenbesitzgesetzgebung als nicht 
aus jüdisch-religiösem Geiste heraus entstanden ablehnen werden. 
Dennoch wird zu sagen sein, daß auch bei dieser zweiten Kategorie 
im großen und ganzen eine Bodenbesitzordnungspolitik, die die Ten- 
denz der Jobeljahrgesetzgebung innehält und eingedenk ist des 
besonderen Charakters gerade dieses Landes für das jüdische Volk, 
wie es sich in dem im Volke noch durchaus lebendigen Gebot äußert: 


»Darum sollt ihr das Land nicht verkaufen ewiglich, denn das Land 


ist mein und ihr seid Fremdlinge und Gäste bei mir« (III. Moses 25) 
auf keine allzugroßen Schwierigkeiten auch bei der strengen Ortho- 
doxie stoßen dürfte, daß andererseits wohl aber gerade religiöse 
nationale Kreise in der Anknüpfung der für den sozialen Neubau des Lan- 
des wirkenden Maßregeln andie uralte Tradition des Volkes die Leben- 
digkeit und den Bestand des Neugeschaffenen verbürgt sehen werden. 

Die Formen der Bodenbesitzordnung im jü 
dischen Kolonisationsland Palästina. Nachdem 
wir so in Kürze auf die Umstände hingewiesen haben, durch die die 
Form der Bodenbesitzordnung Palästinas und seiner jüdischen Sied- 
lung innerhalb gewisser Grenzen bestimmt ist, wird nachstehend nach 
einer kurzen Erörterung der beiden Eigentumsformen, des Individual- 
und Kollektiveigentums am Boden versucht werden, im einzelnen 
einen Programmentwurf der Bodenbesitzordnung im jüdischen Ko- 
lonisationsland Palästina zu geben. Dieser Versuch ist nach sorg- 
fältiger Prüfung der politischen Möglichkeiten basiert auf den wohl 
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als sicher feststehenden Ergebnissen der in Paris geführten Verhand- 
lungen der zionistischen Weltorganisation mit den Bevollmächtigten 
des Völkerbundes, bzw. der alliierten und assoziierten Regierungen. 
Demgemäß wird, da als sicheres Ergebnis zunächst eigentlich nur 
die politische Autonomie der jüdischen Gemeinschaft in Palästina, 
freie Einwanderung und verwaltungstechnische Förderung der Ent- 
wicklung Palästinas zu einem jüdischen Land angenommen werden 
kann, nur die Bodenbesitzordnungspolitik dieser autonomen jüdischen 
Gemeinschaft genau programmatisch dargestellt werden, während 
im übrigen bezüglich der Bodenbesitzordnungspolitik des palästinen- 
sischen Gemeinwesens nur auf den Inhalt dieses Programmentwurfs 
verwiesen werden kann, so, daß der Versuch gemacht werden muß, 
durch Einwirkung auf die gesetzgebenden Faktoren des Landes, die 
Durchführung einer derartigen Bodenbesitzordnung auch innerhalb 
des ganzen palästinensischen Gemeinwesens die gleiche Entwicklung 
anzubahnen. 

Das Individualeigentum am Boden. Wenn hier 
jetzt vom Individualeigentum am Boden gesprochen werden soll, 
und gleich darauf von seinem Gegenpol dem Kollektiveigentum, wie 
man es mit der Sozialisierung des Bodens erstrebt, so kann es sich 
an dieser Stelle naturgemäß nicht darum handeln, die ganze Frage des 
Agrarsozialismus abzuhandeln. Vielmehr wird die Aufgabe sein, 
kurz objektiv die Vorteile und Nachteile der beiden Formen des 
Eigentums am Boden gegeneinander abzuwägen und so die für die 
nationale jüdische Kolonisation bessere Form festzustellen. Dabei 
wird man gewiß nicht von Imponderabilien, wie sie in der geistigen 
Verfassung der Zeit und des Volkes begründet sind, ohne weiteres 
„absehen dürfen, sondern auch sie sind bei der wertenden Betrachtung 
' heranzuziehen. 

Festzustellen ist, daß das Privateigentum am Boden naturgemäß 
gleich jedem andern Privateigentum einen sehr starken Ansporn 
des Privatinteresses darstellt; daß selbstverständlich das dem Men- 
schen der heutigen Zeit nun einmal innewohnende Glücksgefühl des 
»Eigentümers« ein nicht zu unterschätzender Faktor der Kapital- 
abwanderung nach Palästina und damit einer Beschleunigung der 
Kolonisation ist, an der naturgemäß dem kolonisierenden jüdischen 
Volk gerade in den ersten Jahren, wo es das politisch erlangte 
Recht tatsächlich durch eine rasche » Judaisierung« des Landes 
zu verwirklichen gilt, besonders viel gelegen sein muß. Ferner ist 
gerade für die landwirtschaftliche Kolonisation und bei dem dem 
Juden noch besonders eigentümlichen Selbständigkeitstrieb die Be- 
deutung des Privateigentums am Boden nicht zu. unterschätzen. 
Wird man doch nur dort säen, woman für sich und seine Nachkommen 
der Ernte sicher ist und gerade langfristige Meliorationen, die für die 
entstehende Landwirtschaft Palästinas von besonderer Bedeutung 
sind, werden häufig genug der durch das Privateigentum am Boden 
erweckten Initiative bedürfen. Der seit der Emanzipation, wie über- 
haupt durch die anormale Stellung des Juden gegenüber der Umwelt 








446 Werner Senator, 


noch gesteigerte Selbständigkeitstrieb der Juden, der das notwendige 
Korrelat dieser aufs höchste gesteigerten Unsicherheit und Losgelöst- 
heit innerhalb einer fremden und feindlichen Umgebung, wie es Europa 
dem Juden ist, darstellt, scheint ebenfalls kategorisch das Privat- 
eigentum am Boden zur vollen Entwicklung seiner Fähigkeiten zu 
tordern und es ist scheinbar kein Zweifel, daß eine Beschränkung 
dieses Eigentumsrechtes viele gerade der wirtschaftlich 
Tüchtigsten von einer Betätigung in Palästina abschrecken dürfte. 
Dem stehen nun aber außerordentlich schwere Nachteile des Privat- 
eigentums an Boden gegenüber. Denn es ist mit Sicherheit anzu- 
nehmen — und recht bedenkliche Spuren, sind schon heute vorhanden 
— daß das schrankenlose Privateigentum am Boden mit einer tollen 
Bodenspekulation die Besiedelung Palästinas beginnen würde, wie wir 
sie bisher in allen Kolonisationsländern erlebt haben, wo die Regie- 
rung nicht in die »Rechte« der Bodenspekulanten auf den Boden 
eingreifen wollte oder konnte. Das aber würde ökonomisch den Aus- 
schluß der für die Ansiedlung hauptsächlich in Betracht kommenden 
Massen oder im Falle, daß gemeinnützige Institutionen wie der jü- 
dische Nationalfond in jedem Einzelfalle den zur Ansiedlung notwen- 
digen Boden vom Spekulanten kaufen müßten, eine maßlose und 
ebenso ungerechtfertigte, wie unproduktive Verteuerung der Koloni- 
sation, national aber gerade die Femhaltung der nationalen, aber 
mittellosen sozialistischen Jugend, des besten Menschenmaterials, 
zur Folge haben, deren Beteiligung für die nationale Kolonisation 
von äußerster Bedeutung ist. Bereits zeigten sich im Lande gefähr- 
liche Wirkungen vom nationalen, wie vom sozialen Standpunkt aus 
infolge schrankenloser, auf dem Privateigentum am Boden basierenden 
Herrenrechts der Kolonisten in den Pflanzungskolonien, Folgen, die 
bei der Beurteilung der individualen Bodenbesitzordnung unbedingt 
in Rechnung zu stellen sind. Endlich ist noch darauf hinzuweisen, 
daß vom nationaler? Standpunkt aus das Fernbleiben von Profit- 
jägern, wie man es bei der Beschränkung der Bodenspekulation durch 
bodenreformerisch-»sozialistische« Maßnahmen befürchtet, letzten En- 
des wahrlich nicht als Verlust gebucht werden darf. Wenn der nev- 
erwachte ideale Nationalismus des jüdischen Volkes nicht ausreicht, 
um auch ohne ausdrücklichen Anreiz zum Profit durch Spekulation 
mit dem Boden, der erst durch Arbeit erobert werden soll, für die 
neue nationale Heimstätte die Bausteine herbeizutragen, so würde 
Palästina statt zum Heimatland für das jüdische Volk zum 
Kolonialland weniger jüdischer Kapitalisten werden. Die Koloni- 
sation Palästinas aber wird, daran ist kein Zweifel, jüdisch-national 
sein oder sie wird nicht sein. 

Das Gemeineigentum am Boden. Müssen nun die 
gegen das Privateigentum am Boden erhobenen Einwände zu einer 
Sozialisierung oder in diesem Falle richtiger zu einer Nationalisierung 
des Bodens führen? Im voraus ist zu bemerken, daß hier gemäß 
dem geltenden Sprachgebrauch unter Nationalisierung die hier ja 
wenigstens innerhalb der jüdischen Gemeinschaft als Form der Soziali- 
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sierung zu erfolgen hätte, der Lebergang des Bodens in Gemeinbesitz 
des Volkes mit oder ohne Entschädigung der bisherigen Eigentümer 
verstanden wird. Nicht unter den Begriff Nationalisierung in diesem 
klarumschriebenen Sinne also fällt ein mehr oder weniger weitgehendes 
Eingriffsrecht der Gemeinschaft in die freie Verfügungsberechtigung 
des Privaten über seinen Grundbesitz, ebenso wie man nicht eine 
Besteuerung des unverdienten Wertzuwachses etwa mit dem Begriff 
»Nationalisierung des Bodens« bezeichnen kann. Das alles mögen 
sozialpolitische Maßnahmen sein, die mehr oder minder tatsächlich 
die Ausübung des Privateigentums am Boden illusorisch machen, 
wenn wenigstens Privateigentum im Sinne des römisch-rechtlichen 
Rechtes des usus und abusus verstanden wird, sie können aber in 
keiner Weise mit dem Begriff der Sozialisierung oder Nationalisierung 
bezeichnet werden, die heute die oben gegebene Bedeutung ange- 
nommen haben. 

Für eine Nationalisierung des Bodens nun, d. i. also seine Ueber- 
führung ins Kollektiveigentum, sprechen mehrere Momente. Zu- 
nächst die nur so mögliche gänzliche Verhinderung der Spekulation, 
die starke Förderung einer planmäßigen Kolonisation durch die Zen- 
tralisierung der Verfügungsgewalt wenigstens über den wichtigsten, 
nicht vermehrbaren und nur in sehr beschränktem Maße vorhandenen 
Produktionsfaktor, endlich die gar nicht hoch genug zu bewertende 
moralische Bedeutung der Durchführung des Volkseigentums am 
Boden, das die Verwirklichung der neuen sozialistischen Lehre gleich- 
zeitig mit der Wiederbelebung der mosaischen Gesetze im Volksgeiste 
bedeuten würde. Demgegenüber können die Bedenken, die die An- 
hänger des Privateigentums am Boden anführen, wie besonders der 
Einwand, daß wahre Verwurzlung mit dem Boden als Grundlage 
einer landwirtschaftlichen Kolonisation nur auf Grund des Privat- 
eigentums möglich sei, nicht als stichhaltig anerkannt werden, zu- 
mal in der Institution der Erbpacht eine Form gefunden zu sein 
scheint, die mit den Werten des Gemeineigentums am Boden die 
Vorteile des Privateigentums verbindet. Dennoch erscheint eine 
Nationalisierung des Bodens Palästinas heute unmöglich, weil die 
praktisch-politischen Möglichkeiten dazu heute in keiner Weise vor- 
handen sind. Denn es ist natürlich utopistisch und lächerlich, etwa 
heute für eine auch nach den ersten Jahren der freien Einwanderung 


jedenfalls an Zahl weit geringere jüdische Bevölkerung als die ara- 


bische, die »Nationalisierung« des Bodens vornehmen zu wollen, das 
bedeutete, abgesehen von der praktischen Unmöglichkeit, die An- 
wendung der in Europa bei den feindlichen Mächten in gleich brutaler 
Weise geübten Methoden der Vergewaltigung an Macht schwächerer 
Völker, Methoden, die in fürchterlicher Weise heute Fiasko gemacht 
haben, und wo sie jetzt von neuem beliebt werden, zu neuen Kata- 
strophen führen müssen, Methoden, deren sich das unter ihnen zwei 
Jahrtausende leidende jüdische Volk niemals wird bedienen dürfen 
und können. Hier bleibt allein der Weg übrig, durch Propaganda 
und Aufklärung für spätere Zeit die Nationalisierung des Bodens 
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durch den consensus omnium vorzubereiten. — Anders nun liegen 
die Verhältnisse innerhalb der politisch-autonomen Gemeinschaft, 
die nach unserer Voraussetzung die Judenheit des Landes bilden wird. 
Aber auch hier ergibt sich für de Erwerbung des Landes, das 
für die Kolonisation gebraucht wird, die praktische Unmöglichkeit 
der Sozialisierung (Nationalisierung) auf dem Wege gesetzgeberischer 
Maßnahmen sofort aus der Erwägung heraus, daß zwar vielleicht 
gesetzlich eine Zentralisierung des jüdischen Landkaufs 
in den Händen eines Zentralbodenkaufsinstituts, wie etwa der Pale- 
stine Land Deveopment Company als Beauftragte des jüdischen 
Nationalfonds zu erreichen sein würde, daß aber infolge der selbst- 
verständlichen Beschränkung eines solchen Gesetzes auf Juden, da- 
mit Juden in gewisser Hinsicht schlechter gestellt wurden als fremde 
Nationen und sich sehr bald ein gar nicht unterdrückbarer»Schleich- 
handel«mit Land mit arabischen, europäischen und levantinischen 
»Strohmännern« als Zwischenhändlern entwickeln würde. Auch hier 
also wird man gut tun, mit irgendwelchen gesetzgeberischen Maß- 
nahmen zu warten, bis Palästina durch jüdische Einwanderung wirk- 
lich wieder zum jüdischen Land geworden ist, und die Konsolidierung 
der Macht- und Rechtverhältnisse die Einführung für das ganze Land 
und die ganze Bevölkerung, Juden wie Nichtjuden, geltender und wirk- 
samer Gesetze erlaubt. — Möglich aber und gerechtfertigt erscheint 
die Nationalisierung des Bodens schon heute innerhalb der bestehenden 
jüdischen städtischen und ländlichen Siedlung; hier ist die autonome 
jüdische Gemeinschaft, ohne wohlerworbene Rechte fremder Nationen 
zu verletzen, in der Lage, ihr Haus ganz nach eigenen Plänen zu bauen 
und hier werden also alle jene Erwägungen, die gegen das Privat- 
eigentum für eine Nationalisierung des Bodens sprechen, voll wirk- 
sam. Vom rein praktisch politischen Standpunkt aus freilich werden 
meines Erachtens nach über das Tempo der Nationalisierung dieses 
schon in jüdischer Hand befindlichen Bodens noch Erwägungen an- 
zustellen sein, die für einen sehr allmählichen Uebergang dieses im 
Individualbesitz befindlichen Bodens in den Kollektivbesitz der 
Gemeinschaft sprechen. 

Wenn nach dem Gesagten also uns ein Obereigentumsrecht der 
Gemeinschaft mit weitgehenden Eingriffsmöglichkeiten, die bei der 
Kategorie des schon in jüdischer Hand befindlichen Besitzes bis zur 
Nationalisierung des Bodens ausreichen müßten, als zur Durchführung 
dieser Bodenbesitzordnungspolitik in der angedeuteten Richtung not- 
wendig erscheint, so ist, bevor wir an die eingehende Darstellung 
dieses Programms einer Bodenbesitzordnung für die jüdische Sied- 
Jung Palästinas herangehen, zunächst einmal kurz der für die nächsten 
Jahre für die jüdische Kolonisation notwendige Bodenbedarf und die 
Möglichkeit der Beschaffung aus den verschiedenen Formen des 
jetzigen Bodenbesitzes klarzustellen. — Oettinger ®) und Ruppin °), de- 


8) Jacob Oettinger, Methoden und Kapitalbedarf jüd. Kolonisation in Fa- 
lästina (Nationalfondsbibliothek Nr. 3). 
9) Artur Ruppin, Der Aufbau des Landes Israel. Berlin ı9rg. 
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ren Kolonisationsschemata allerdings von Optimisten wie Trietsch !9), 
der an eine baldige, sehr viel größere Bcsiedlungsfähigkeit des Landes 
glaubt, als Minimalprogramme abgelehnt werden, errechnen für eine 
landwirtschaftliche Bevölkerung von 500 000 bzw. 600 000 
Seelen (ohne natürlichen Zuwachs), die nach 30 Jahren die Grundlage 
einer jüdischen Bevölkerung von 2 Millionen abgäbe, einen Boden- 
bedarf von 760 000 bzw. 580 000 ha. Der recht bedeutende Unter- 
schied des Bodenbedarfs bei beiden erklärt sich durch eine im einzelnen 
voneinander abweichende Zusammenstellung der Kolonieschemen, je 
nach der vorwiegenden Art der Kolonisten als Pflanzer, Getreide- 
bauern oder Kleinsiedler, die naturgemäß verschieden große Boden- 
flächen zur Bewirtschaftung benötigen. Gleichviel, welche Zahlen 
man nun annimmt, so ergibt sich für die Frage der Bodenbeschaffung 
das nur 175 000, nach anderen Schätzungen bis 200 000 haH), das 
sind ca. 30—34,5% des Bodenbedarfs, aus öffentlichem Besitz bzw. 
herrenlosem Land gedeckt werden können. Diese Zahl setzt sich 
nach Ruppin !?) zusammen aus: 

I. 5% des herrenlosen Landes (als des für 

die nächste Zeit kulturfähigen Teils von 

io Millionen Dunam) . . 500 000 Dunam 
. Okkupiertes, aber noch nicht katastriertes, 

ehemals herrenloses Land nach Au 

mit den Okkupanten ca. . . . u 800 000 Dunam 
3. Staatsländereien (1 Million Dunam). An- 

deres Fiskalland (50 000 Dunam) und Wa- 

kufland (200 000 Dunam) zu 50%, für die 


N 





bisherigen Pächter zu reservieren ca. . .. 625000 Dunam 
Demnach aus öffentlichem Besitz erwerb- 

bar ca. aaa aaa‘ aa o o 1025000 Dunam 

175 000 ha 

Zu beschaffen bleiben demnach aus Privat- 

hand ca. .. ce 400 000 ha 
minimal, ohne die für die städtische Besiedlung notwendigen 
Ländereien. 


Entwurf einer Bodenbesitzordnung im jü- 
dischen Kolonisationsland Palästina. Nachdem 
ich so informatorisch einen ungefähren Ueberblick über den Boden- 
bedarf für die jüdische Siedlung der nächsten Zeit gegeben habe, gehe 
ich nunmehr zu der Darstellung der einzelnen Punkte des Entwurfs 
einer Bodenbesitzordnung im jüdischen Kolonisationsland Palästina 
über. 

Und zwar wird gemäß den oben bei der Erörterung der Fragen 
des Privat- und Kollektiveigentums am Boden hervorgehobenen Ge- 


——n.. 
— -m 


10) Davis Trietsch, Palästina und die Juden, Tatsachen und Ziffern (Schriften 
des deutschen Komitees zur Förderung der jüdischen I alästina-Siedlung, Heft 
7/8. Berlin 1919); vgl. auch Ballod, Palästina als jüd. Ansiedlungsgebiet (die 
gleiche Schriftenfolge Heft 2, Berlin 1918). 

u) Lichtheim a. a. O. 33) Aufbau. 
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sichtspunkten die Darstellung zu scheiden haben zwischen der für 
das palästinensische Gemeinwesen in seiner heutigen Struktur mög- 
lichen Bodenbesitzordnung, die gesetzgeberisck jedenfalls nicht von 
der »jüdischen Gemeinschaft« jener politisch autonomen Körperschaft 
der palästinensischen Judenheit, geschaffen werden wird, deren Be- 
einflussungsmöglichkeit vielmehr von der jeweiligen Stärke der palä- 
stinensischen Judenheit und ihres politischen Einflusses innerhalb 
der Landesverwaltung abhängig sein wird und der innerhalb der 
jüdischen Gemeinschaft durchzusetzenden Maßnahmen zu einer Ge- 
staltung der Bodenbesitzordnung in sozialem Sinne. Dabei wird 
auch hier zu trennen sein die Bodenbesitzordnung des bereits in jüdı- 
scher Hand befindlichen von der des für die neue Kolonisation zu 
erwerbenden Bodens, die als Grenzgebiet der Jurisdiktion der jü- 
dischen und palästinensischen Gemeinschaft einer besonderen Behand- 
lung bedarf, wenn auch bei der Darstellung im einzelnen sich Ueber- 
gänge ergeben werden. ) 

Die Besitzordnung des ın jüdischer Hand 
befindlichen Bodens. Wenn wir als allgemeine Form der 
Bodenbesitzordnung der jüdischen Siedlung für ein Obereigentums- 
recht der Gemeinschaft eintraten, so erscheint uns in dem Falle des 
bereits in jüdischer Hand befindlichen Besitzes die allmähliche Na- 
tionalisierung des Bodens möglich und erwünscht. Denn es ist zweifel- 
los, daß eine derartige Verbreiterung der Basis, auf der der National- 
fond oder die an seine Stelle tretende Zentralbodenkaufsgesellschaft 
arbeiten würde, eine gewaltige Stärkung der die Spekulation ein- 
dämmenden Macht des betreffenden Institutes bedeuten würde, wie 
auch die Durchführung der Nationalisierung des Bodens, wenn auch 
zunächst nur in dem bezeichneten beschränkten Ausmaß, einen sehr 
großen moralischen Wert für die Kolonisation hätte. Denn das Be- 
wußtsein des Volkseigentums an dem Boden, der ja schließlich nicht 
nur durch die Arbeit der heutigen Eigentümer nutzbar gemacht und 
für die Kolonisation gewonnen wurde, an dessen Erwerb vielmehr 
ideell und zum Teil auch materiell weiteste Kreise des Volkes beteiligt 
waren, stellt sicher eine der wesentlichsten Imponderabilien dar, die 
bei der Beurteilung einer solchen Maßnahme außer den oben bei der 
Frage der Nationalisierung des Bodens besprochenen ökonomischen 
Gründen, ins Gewicht fallen. 

So wird die rechtliche Maßnahme der allmählichen Ent- 
eignung zum Ertragswert je nach den verfügbaren Mitteln des National- 
fonds, in dem das Volk ja zur Nationalisierung des Bodens seines 
Landes Mittel sammelt unter gleichzeitiger Vergebung des Landes 
in Erbpacht, ökonomisch und nationalpolitisch seine Rechtfertigung 
finden. Bezüglich der verfügbaren Mittel des Nationalfonds möchte 
ich auf den in den Erörterungen der zionistischen Kolonisations- 
politiker !?) neuerdings auftauchenden, meines Erachtens nach sehr 

. 38) Dr. Fritz Sternberg, Die Nationalisierung des Bodens (Referat, gebalten 
auf dem Palästina-Delegiertentsg der zionistischen Vereinigung für Deutsch- 
land in Berlin 1919, erschienen in »Volk und Land« r919). 
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in Erwägung zu ziehenden Plan verweisen, durch Aufnahme einer 
Bodenkaufsanleihe bzw. Ausgabe von Pfandbriefen, deren Zinsen- 
dienst durch die Eingänge des jüdischen Nationalfonds garantiert 
würde, mit einem Male die sehr erheblichen notwendigen Kapitalien 
zu beschaffen. Oekonomisch nun würde die Nationalisierung insofern 
ihre Rechtfertigung finden, als durch Mehrung der Macht der Volks- 
institution und die damit verbundene verstärkte Möglichkeit der 
Beseitigung der privaten Bodensperre und Schaffung eines selbst- 
wirtschaftenden Bauernstandes auf die Dauer die ökonomische 
Lage des Landes günstiger beeinflußt wird, als durch das Vorhanden- 
sein mit viel Kapital aber relativ wenig Menschen arbeitenden größeren 
Pflanzungsbetrieben, national, insofern als die ganze Kolonisation 
naturgemäß auf einen breiteren Boden und, wenn wir an das Prinzip 
des Nationalfonds, »jüdische Arbeiter auf jüdischem Boden«, denken, 
auf nationale an Stelle der doch mehr oder weniger internationalen 
reinen privatkapitalistischen Basis gestellt wird. Eine derartige Ent- 
eignung zum Ertragswert setzt freilich ein ausgebildetes Kataster- 
wesen voraus, das in den Kolonien jedoch durch die Einführung 
des Gemeindegrundbuches schon weitgehend eingeführt ist. Bei 
Differenzen bezüglich der Abschätzung wäre ein Schiedsgericht aus 
dreien, vom Kolonisten, vom Nationalfond und vom obersten »jüdi- 
schen Rat« der obersten Behörde der jüdischen Gemeinschaft zu er- 
nennenden Richtern zu bilden, das endgültige Entscheidungen über 
den Ertragswert zum landesüblichen Zinsfuß zu treffen hätte. Ver- 


bunden mit der weiter unten vcrgeschlagenen Grundsteuer wäre . 


analog einem Gesetze, das sich in Neuseeland bei der inneren Koloni- 
sation gut bewährt hat !*), ein Anrecht des seiner Ansicht nach zu 
hoch eingeschätzten Bodeneigentümers auf Uebernahme des Bodens 
durch die Gemeinschaft zum Selbsteinschätzungswert mit einem 
Aufschlag von 10% als eine weitere Förderung der Ausdehnung des 
Gemeindebesitzes einzuführen. Eine Nationalisierung des Bodens 
mit Entschädigung der Bodeneigentümer, wie überhaupt ein groß- 
zügiger Bodenkauf der Gemeinschaft, läßt sich, das haben dieErgeb- 
nisse der inneren Kolonisation, wie in Preußen, England, Neuseeland, 
immer wieder bewiesen, in größerem Maßstabe ohne das Enteignungs- 
recht nicht durchführen, wobei wohlerworbene und notwendige 
Rechte etwa durch Festsetzung eines von der Enteignung ausge- 
schlossenen Besitzminimı ms, wie wir es unten bei der Behandlung des 


Bodenkaufs aus arabischer Hand fordern werden, sehr wohl berück-' 


sichtigt werden können. 

Es ist nun klar, daß dieser den Bebauer vom Boden loslösenden 
Tendenz des Gemeineigentums gerade im Interesse einer national ge- 
sunden Kolonisation besitzfestigende Tendenzen entgegenwirken müs- 
sen. Da nun ist in erster Linie auf die Institution der Erbpacht zu 
verweisen, die alle Vorzüge des freien Eigentums bewahrend, dennoch 
seinen Mißbrauch ausschließt, und die deshalb der Nationalfond als 
Form der Vergebung seiner Ländereien gewählt hat. Wegen der Wich- 
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1) Plügge a. a. O. 
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tigkeit dieses Instituts für die jüdische Kolonisation ist es hier not- 
wendig, etwas ausführlicher auf sein Wesen und die Formen einzu- 
gehen, in denen die Erbpacht in der nationalen Kolonisation wirkend 
ist, und in viel höherem Maße werden soll und wird. 

Die Erbpacht. Die Erbpacht, der auf städtischem Boden 
das Erbbaurecht entspricht, stellt ihrem Wesen nach das Recht auf 
erbliche Nutzung eines Grundstückes bei gewissen Beschränkungen, ` 
die der Vererbpächter auferlegt, dar !?). Sie ist als ewige Erbpacht 
oder als Erbpacht von beschränkter Dauer, als Jus perpetuum und 
als Jusemphytheutikum möglich. Beide Formen der Erbpacht haben 
ihre Vorzüge. So spricht von seiten des Erbpächters und damit für 
die Möglichkeit vielfacher Anwendung für dieewige Erbpacht zweifel- 
los die größere Sicherung der Erträgnisse, auch erst in längerer Zeit 
wirksamer Meliorationen ohne die Befürchtung der Erhöhung des 
sogenannten Kanons, für die zeitlich beschränkte Erbpacht gerade 
wiederum die Möglichkeit, durch eine Steigerung des Kanons die All- 
gemeinheit, am vielleicht — wie sich nachträglich herausstellen mag 
— durch die Gunst der Lage oder irgendwelcher gesellschaft- 
licher Arbeit gesteigerten Ertrag teilnehmen zu lassen. So un- 
bedenklich nun aber auch die ewige Erbpacht erscheint, wenn tat- 
sächlich einmal aller Boden ins Gemeineigentum übergeführt ist, in 
dem durch Eingriffe der Gemeinschaft ja jederzeit durch gleichmäßige 
Besitzbeschränkung der Erbpächter neues Siedlungsland geschaffen 
werden kann und eine Monopolgrundrente gar nicht oder erst bei 
vollständigster Besiedlung des Landes entstehen könnte, ein Zu- 
stand, der aber bei der Möglichkeit des Uebergehens zu immer inten- 
siveren Kulturen heute noch in weiter Ferne liegt, so sehr ist, solange 
noch nicht ein übermächtiger Gemeindebesitz die Grundrente zu 
regulieren vermag, die zeitliche Regulierung des Kanons notwendig, 
da die Grundrente bestimmt durch die Preise des Individualbesitzes 
als Monopolrente steigen würde, ohne daß immer die Möglich- 
keit vorhanden wäre, diese Steigerung der Rente durch Ansiedlung 
jedem zugänglich und damit volkswirtschaftlich unwirksam zu machen. 
Von der Rente als Differentialrente kann in diesem Zusammenhang 
nicht weiter gesprochen werden. Ihre Heranziehung durch den Erb- 
zins würde selbstverständlich bei der Vergebung des Bodens in Erb- 
pacht bereits zum Ausdruck kommen, wie auch ein etwa nachträglich 
entstandenes Pifferentialrenteneinkommen bei der zeitlichen Regu- 
lierung des Erbpachtkanons natürlich besser und einfacher erfaßbar 
ist, als etwa auf dem Wege der später zu besprechenden Besteuerung 
des unverdienten Wertzuwachses. Gegen die Form der ewigen Erb- 
pacht ist ferner mit Recht angeführt worden, daß bei Zahlung immer 
des gleichen Kanons ohne Rücksicht auf die Veränderung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse leicht der Rechtsgrund des Erbzinses ın 
Vergessenheit gerät und so die Berechtigungen des Vererbpächters 
eines Tages einmal, wie z. B. in Preußen bei der Regulierung der gut- 
16) Vgl. Adolf Buchenberger, Agrarwesen und Agrarpolitik und Emile 
de Laveleye-Bücher, Das Ureigentum, Leipzig 1897. 
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herrlichen und bäuerlichen Verhältnisse im Jahre 1850, entschädi- 
gungslos wegfallen könnten. — Ein Muster eines Erbpachtvertrages 
mit dem jüdischen Nationalfond als Vererbpächter 1®) sieht eine Erb- 
pachtdauer von 99 Jahren mit einer Neueinschätzung des Bodens 
nach 49 Jahren vor; während Weiterverpachtung nicht gestattet ist, 
ist die Aufnahme von Amortisationshypotheken auf das Erhbaurecht, 
auf Gebäude und Anlagen bis zu 75% des Wertes der Baulichkeiten 
und der Pflanzungen erlaubt. Eine Veräußerung des Erbpachtrechtes 
ist nicht zulässig, indem nach Verzicht des Erbpächters auf sein 
Erbpachtrecht mit dem neuen Erbpächter der Abschluß eines neuen 
Vertrages notwendig ist, vor dessen Abschluß jedoch dem jüdischen 
Nationalfond ein Vorkaufsrecht auf Gebäude und Anlagen zusteht. 
Bei Erlöschen des Erbpachtverhältnisses infolge Nichtverlängerung 
des Erbpachtvertrages durch die Erben des Erbpächters fällt der 
verpachtete Boden mit allen darauf befindlichen Anpflanzungen und 
Baulichkeiten an den jüdischen Nationalfond zurück, der für die Bau- 
lichkeiten 75% für Pflanzangen 25% des Wertes zu vergüten hat. — 
Zweifellos nun erfüllt ein Erbpachtvertrag wie der vorliegende noch 
nicht alle Forderungen, die gerechterweise an die Erbpacht als prak- 
tisch wichtigste Institution bei der Ersetzung des Privateigentums 
am Boden durch ein die Vorteile des Privateigentums bewahrenden, 
seine Nachteile aber vermeidendes Kollektiveigentum zu stellen sind. 
So nimmt es nicht wunder, daß auch gerade durch Anknüpfung an 
den altbiblischen Jobeljahrgedanken vielfach Vorschläge und Pläne 
zur Ausgestaltung der Erbpacht gemacht worden sind. In diesem 
Zusammenhang kann es sich bei der Weitverzweigtheit des Erbpacht- 
problems naturgemäß nur darum handeln, auf einige besonders 
wichtige Fragen der Erbpacht hinzuweisen, so auf die Frage des 
Erbzinses, des Kreditproblems, des Problems der Bodensperre und 
des Erbrechts. 

Erbzins. So sehr eine Beteiligung der Gesellschaft an der 
steigenden Grundrente zu erstreben ist, so darf diese Erwägung doch 
nicht zu einer automatisch eintretenden periodischen Erhöhung 
des Erbzinses führen; denn so gewiß die Tendenz der Grundrente 
auf eine Steigerung derselben hinzielt, so möglich und häufig 
ist doch im Einzelfalle infolge Verbesserung der Technik und der 
Verkehrsverhältnisse auch auf praktisch vielleicht unbegrenzte Zeit- 
räume eine Minderung oder ein Gleichbleiben der Rente. Dann aber 
wäre ein derartig schematisch steigernder Erbzins ungerechtfertigt 
und wenig geeignet, die Einführung des Instituts der Erbpacht zu 
erleichtern. — Nathan ben Nathan 17), der einen unabänderlichen 
Kanon ebenso für unerwünscht hält, wie einen in Quoten des Roh- 
oder Reinertrages festgesetzten Erbzins, empfiehlt zur Berechnung 
des Kanons das allerdings etwas komplizierte Verfahren der Erhebung 
eines Fruchtkanons in Geld, in dem der ideelle, bei ordentlicher Be- 
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16) Erez Israel, Heft r, den Haag. 
17) Nathan ben Nathan, Die Probleme der Ersbpacht in »Volk und Land: 
Berlin, Heft 17 19, 1919. 
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wirtschaftung zu erzielende Reinertrag, gemessen in Maßeinheiten 
der Hauptfrucht der Erbpachtstelle, zur Grundlage genommen und 
in Geld umgerechnet, der Berechnung des Erbzinses zugrunde gelegt 
wird, der durch besondere eventuell aufzuerlegende Pflichten und 
Beschränkungen für den Erbpächter vielleicht ökonomisch nachteiliger 
Natur eine Minderung erfahren kann. Eine Neufestsetzung des Ka- 
nons hätte dann etwa alle 20 Jahre nach dem Durclischnittspreis 
der verflossenen Periode zu erfolgen, wobei bei einem Wechsel des 
Anbaus der Hauptfrucht, wie etwa beim Uebergang vom Wein- zum 
Getreidebau ein Recht des Pächters auf Umrechnung des Erbzinses 
in die neue Frucht, nicht aber, um eine Intensivierung und Melio- 
rierung nicht zu erschweren, ein Zwang zu dieser Umwandlung be- 
stehen müßte. Im ganzen mit den Vorschlägen Nathans bezüglich 
der Festsetzung des Erbzinses eınverstanden, können wir doch nicht 
die Bedenken unterdrücken, die eine Durchschnittspreisberechnung 
des Ertrages der verflossenen Periode als Grundlage für die Fest- 
setzung der Höhe des Erbpachtzinses hat. Denn wenn z. B. gerade 
in dem letzten Viertel der zojährigen Periode eine stärkere Preis- 
steigerung eingesetzt hat, so erscheint die Festsetzung des Erbzinses 
nach dem Durchschnittspreis der zojährigen Periode als unberechtigt 
niedrig, wie ebenso bei einem etwaigen stärkeren Preisfall in dem 
bezeichneten Zeitraum als unberechtigt hoch. Hier scheint eine 
Modifikation der Nathanschen Vorschläge geboten, ebenso wie in 
der ein Element der Unsicherheit in das Verhältnis von Erbpächter 
zum Pachtgeber hineintragenden Häufigkeit der Veränderung des 
Erbzinses in I5- bis zojährigen Abstand. Vielmehr erscheint, solange 
überhaupt eine Veränderlichkeit, d. i. Erhöhbarkeit des Erbzinses 
infolge der oben erwähnten Gründe des Inerscheinungtretens einer 
absoluten Grundrente vor vollständigster Besiedlung durch das Be- 
stehen von Privatgrundbesitz notwendig ist, eine alle 49 Jahre bei 
der unten noch zu besprechenden etwaigen Festsetzung des Besitz- 
maximums im neuen »Jobeljahr« neu erfolgende Veränderung des 
Kanons ausreichend, indem zur Heranziehung eines in der Zwischen- 
zeit etwa entstandenen unverdienten Wertzuwachses ja der wenn 
auch technisch schwierigere Weg der Steuererhebung freibleibt. 
Das Kreditproblem. Die Erbpacht, die dem Besitzer 
ja nicht das volle Eigentum am Boden gibt, entzieht dem Boden damit 
‘für den Pächter die Möglichkeit der direkten Beleihbarkeit, ver- 
‘schmälert also, indem sie zwar den Besitzkredit ersetzt, sehr erheblich 
den notwendigen Produktivkredit. Wie weit nun diese Verschmäle- 
rung der Kreditbasis geht, hängt wesentlich ab zunächst von der 
ökonomischen Struktur des Erbpachtrechtes. Wenn, wie in England, 
infolge seines häufigen Vorkommens das Erbbaurecht,, in Palästina, 
wo die Erbpacht ja, wenn sie nicht die ausschließliche Form des 
Besitzes sein, jedoch einen breiten Raum einnehmen wird, das Erb- 
pachtrecht einen Marktwert erhält, so ist damit zur Lösung des 
Kreditproblems schon ein großer Schritt getan 18). Julius Simon be- 
rechnet bei 5 von den 6 von Oettinger in seiner Programmschrift: sMe- 
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thoden und Kapitalbedarf der jüdischen Kolonisation« aufgestellten 
Wirtschaftstypen den beleihbaren Wert der Wirtschaft auf Erbpacht- 
boden nur unwesentlich geringer als den beleihbaren Wert bei Privat- 
eigentum, bei einer Type sogar eine Kleinigkeit höher. Nach ihm 
setzt sich der mit 50% angenommene beleihbare Wert zusammen aus 
dem Werte der beleihbaren Wirtschaftsanlagen, dem Kapitalwerte 
der jährlichen Erbzinsleistung unter Zugrundelegung des landes- 
üblichen Zinsfußes und schließlich dem Kapitalwerte des kapitali- 
sierten Reinertrags (Bruttoertrag abzüglich der Betriebskosten, aber 
ohne den Abzug der Kapitalzinsen). — Ist nan bisher nur von der 
privatwirtschaftlichen Möglichkeit der Kreditbeschaffung bei der 
Erbpacht die Rede gewesen, so ist doch nachdrücklichst auf die 
öffentliche Kreditbeschaffung durch Agrarkreditinstitute der Ge- 
meinschaft hinzuweisen, deren Wichtigkeit für die innere engere 
Kolonisation schon einer der ersten wissenschaftlichen Bodenreformer 
in England, William Ogilvie, gebührend betont hat, und deren 
Existenz in Preußen z. B. geradezu eine der Bedingungen des Ge- 
lingens der inneren Kolonisation auch nur in dem erreichten engen 
Ausmaß war, wie beispielsweise auch die bodenreformerische Land- 
politik der neuseeländischen Regierung die Errichtung solcher öffent- 
licher Institute für die Beschaffung von Agrarkredit bei der Ver- 
gebung des Landes in Pacht für notwendig erkannt und demgemäß 
durchgeführt hat 8). Diese öffentlich-rechtliche Beschaffung von 
Kredit durch eine Agrarbank der jüdischen Gemeinschaft erscheint 
denn auch in Palästina mindestens zur Ergänzung und Regulierung 
der privatwirtschaftlichen Kreditgewährung durchaus notwendig, 
als Form der Hypothekierung dürfte zweckmäßig nur die der Amorti- 
sationshypothek in Frage kommen. 

Das Besitzmaximum. Bei der Notwendigkeit, den im 
Verhältnis zur Zahl des Volkes nur in sehr beschränktem Ausmaß zur 
Verfügung stehenden Boden auch besitztechnisch aufs intensivste 
auszunutzen, ergibt sich das Problem der Vermeidung jedes auch 
nur relativen Großgrundbesitzes. Eine Handhabe hierzu bietet das 
allerdings stark nach einer Beschränkung des Erbpachtrechtes aus- 
sehende Recht der Gemeinschaft zur Festsetzung eines Besitzmaxi- 
mums. Die Festsetzung dieses Besitzmaxımums, die relativ unter 
Einteilung des Bodens wenigstens in einige Klassen nach Fruchtbarkeit 
und Lage vielleicht, wie ben Nathan !®) vorschlägt, alle 49 Jahre 
in Anknüpfung an den Sinn des biblischen Jobeljahrs der Freihaltung 
des Bodens für das ganze Volk, zu erfolgen hätte, würde natürlich 
unter Umständen die Verkleinerung der Erbpachtstelle, d. h. die 
Auflösung des alten Erbpachtvertrages bewirken, ein Umstand, der 
seine ausdrückliche, etwa gesetzliche Festlegung bedenklich erscheinen 
läßt. Immerhin ist grundsätzlich ein Eingriffsrecht der Gemeinschaft 
gerade im Falle Palästinas bei dessen vorläufig relativ geringer Ansied- 
lungskapazität und seiner heute noch zur Selbstversorgung des Be- 

18) Plügge a. a. O. 

ım) A. a. O. 
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bauers notwendigen extensiven Bewirtschaftung größerer Flächen für 
notwendig zu erachten, doch wird gerade hier, wo heute eine zahlen- 
mäßige Bestimmung des Besitzmaximums durch Unkenntnis der in 
50 Jahren etwa vorhandenen Verhältnisse unmöglich ist, alles so von 
dem Geist abhängig sein, in dem dann die Politik der jüdischen Sied- 
lung geführt wird, daß die bloße gesetzliche Bestimmung zur Fest- 
setzung eines Besitzmaximums keineswegs zur Erreichung des ange- 
strebten Zieles auszureichen braucht, einer von wahrem sozialen 
Geist, der in vielen andern in dieser Arbeit berührten und noch zu 
berührenden Formen die Möglichkeit der lebendigen Aeußerung 
findet, getragenen Politik der Gemeinschaft aber olme weiteres die 
Durchführung einer solchen Maßnahme der Besitzbeschränkung mög- 
lich sein wird. 

Das Erbrecht. Wenige Worte sind noch zu sagen über die 
Frage des Erbrechts bei dem Svstem der Erbpacht. Es ist klar, daß 
durch die Verminderung der Erbmasse infolge Fehlens des Boden- 
wertes ın derselben eine wesentliche Erleichterung für den Anerben 
eintritt — eine andere Form des Erbrechts als die des Anerbenrechtes 
erscheint ja zu Nutz und Frommen des bäuerlichen Besitzes bei der 
Erbpacht nicht möglich. Bei manchen Völkern findet man ein dop- 
peltes Anrecht des Anerben zur Verminderung der Erbverschuldung, 
dieser Krebskrankheit des freien Bauernstandes, indem etwa bei vier 
Erben die Erbmasse in fünf Teile geteilt und dem Anerben zwei Teile 
zugesprochen werden, eine volkswirtschaftlich durchaus zu recht- 
fertigende Regelung des Erbrechtes. Hinzuweisen ist auch noch auf 
den Antrieb, den das Anerbenrecht ökonomisch zur Vermeidung einer 
zu großen Verschuldung des Anerben auf den Erblasser ausübt, wenn 
auch nicht verkannt werden soll, daß auch die unwirtschaftliche Wir- 
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mobilen, leicht teilbaren Vermögens willen eintreten kann. 
Endlich ist noch vom Rentengutsprinzip zu sprechen, das als 
` eine »reformierte Erbpacht«, wie man das Rentengut wohl bezeichnet 
hat, bei der inneren Kolonisation in Preußen angewandt, auch für 
die jüdische Kolonisation größere Bedeutung gewinnen kann, indem 
der Nationalfond durch die Vergebung gewisser Pflanzungsländereien, 
für deren Bewirtschaftung sowieso größere Kapitalien notwendig 
sind, als Rentengut, wobei die kapitalkräftigen Käufer wohl die 
sofortige Ablösung des ablösbaren Teils der Rente vorziehen würden, 
größere Kapitalien zur Beschaffung von Erbpachtland für kapitallose 
Ansiedler freihielte bzw. bekäme. Das Rentengutverfahren bedeutet 
allerdings die Uebergabe des Bodens ins Eigentum des Käufers, doch 
kann sich der Verkäufer (in unserem Fall der Nationalfond oder das 
staatliche Bodenkaufsinstitut) je nach Vereinbarung auf Grund der 
von I0% des Kaufpreises zu zahlenden unablösbaren Rente auch nach 
Amortisierung der übrigen 90% ‚solch weitgehende Eingriffsmöglich- 
keiten sichern, wie das Parzellierungsverbot, das Vorkaufsrecht zum 
Verkaufspreise nach Vergütung der aufgewendeten Kosten für Melio- 
rationen, daß um der für die Beschleunigung und Konsolidierung des 
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Kolonisationswerkes zu erwartenden Vorteiles willen die Einführung 
des Rentenguts neben dem Erbschaftsprinzip in dem oben erwähnten 
beschränkten Maße durchaus in Erwägung zu ziehen ist, ohne daß 
dadurch der Grundsatz des Obereigentums der Gemeinschaft am 
Boden irgendwie gefährdet wird. | 

Oekonomische Maßnahmen. Von den hier im großen 
als ökonomisch bezeichneten Maßnahmen zur Durchsetzung des tat- 
sächlichen Obereigentums der Gemeinschaft im Sinne einer sozialen 
Bodenpolitik ist zunächst auf die vielleicht in gewissem Sinne einen 
Uebergang darstellende Steuerpolitik hinzuweisen. Es ist klar, und 
das ganze Bodenreformsystem Henry Georges baut sich ja auf dieser 
Steuerpolitik auf, das in jedem Fall, auch wenn man seine über- 
schwenglichen Erwartungen vom Ertrage der sıngle tax durchaus 
nicht teilt, die Besteuerung des Grundbesitzes je nach seiner Form 
(Größe) einen erheblichen, vielleicht entscheidenden Einfluß auf die 
Gestaltung der Grundbesitzverteilung auszuüben vermag. Eine 
solche Besteuerung nun mit dem Ziel, die Bildung eines politisch 
mächtigen, gefährlichen privaten Großgrundbesitzes zu verhindern 
bzw. den schon bestehenden durch ökonomischen Zwang zum Ver- 
schwinden zu bringen, hätte innerhalb der uns hier zunächst beschäf- 
tigenden Besitzordnung des bereits in jüdischer Hand befindlichen 
Bodens von Palästina vorerst einen wesentlich prophylaktischen 
Charakter. Immerhin sind besonders allerdings bezüglich des städti- 
schen Bodens auch heute schon bedeutende soziale Wirkungen zu 
erwarten. Eine derartige Steuer hätte für den städtischen Boden 


. anzuknüpfen an die aus der Türkenzeit herrührende Grundsteuer, 


die in ihrer für die städtische Bodenspekulation viel zu geringen Höhe, 
obschon sie gerade bei bebauten Grundstücken mit dem Oscher 
zusammen absolut eine beträchtliche Höhe erreicht, allerdings einer 
weitgehenden Reform bedürfte, während die bis zur neuesten Zeit 
mit der Grundsteuer vereinigte Gebäudesteuer andererseits durch 
Ihre Erhebung vom Verkehrswert in die Richtung weist, die 
eine moderne Steuerreform zu gehen hat. Doch ist Klarheit not- 
wendig darüber, daß eine nachhaltige Wirkung auf der Bodenbesitz- 
verteilung nur bei einer so hohen Steuer auf den unverdienten Wert- 
zuwachs erwartet werden kann, daß man besser von einer W eg- 
Steuerung als von einer Be steuerung dieses Wertzuwachses sprechen 
sollte. In Palästina muß eine derartige Steuerpolitik bezüglich des 
städtischen Bodens vor allem die Erhaltung billiger Wohnungsmieten 
für die Einwanderermassen durch Niederhaltung der Spekulation zum 
Ziele haben. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit der Wegsteuerung 
des unverdienten Wertzuwachses durch eine beim Besitzwechsel zu 
erhebende Steuer und eine progressive, hohe Grundsteuer auf land- 
wirtschaftlich ungenütztes »hingelegtes« Land, was mit dem Ent- 
eignungsrecht auf den Notfall vereint zur Erreichung des Zieles ge- 
nügen dürfte. Der Nationalfond seinerseits wiederum hätte durch 
reichliche Bereitstellung von Land eine Wohnungsnot zu verhindem 
und die städtische Kolonisation im Sinne der Gartenstadtbewegung 
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durchzuführen. Bezüglich der ländlichen Kolonisation gilt es, durch 
eine eventuell nach dem Größenmaß (wobei die Art der Ackerkultur 
zu berücksichtigen wäre) abgestufte, nach dem Verkehrswert zu be- 
rechnende Grundsteuer, von der aber der Kleinbesitz bis zu einer 
Größe, die in Palästina heute für bewässertes Pflanzungsland vielleicht 
ca. 50 Dunam, für Getreideland, ca. 250 Dunam für die selbstwirt- 
schaftende Familie zu betragen hätte, anzunehmen wäre, sowie eben- 
falls durch eine beim Besitzwechsel zu erhebende Wertzuwachssteuer 
auch den relativenGroßbesitz aus seiner oft zum sozialen und nationalen 
Nachteil mißbrauchten Machtposition zu verdrängen bzw. seine Bil- 
dung durch ökonomischen Druck zu verhindern oder doch zu er- 
schweren. 

Die innere Kolonisation. Die ländlichenAr- 
beiterproduktivgenossenschaften. Neben diesen ne- 
gativen Maßnahmen der Abwehr einherzugehen hat hier als wichtigste 
positivste Maßnahme des Aufbaus die innere Kolonisation, zunächst, 
wenn die heute schon bestehenden ländlichen Arbeiterproduktiv- 
genossenschaften unter normalen Bedingungen erst einmal ihre auch 
ökonomische Lebensfähigkeit erwiesen haben, die innere Kolonisation 
in der Form der Gründung von solchen Produktivgenossenschaf- 
ten, die angesichts der wichtigen Funktion dieser Genossenschaften 
als Erziehungsanstalten des Händlers, Fabrikarbeiters oder auch 
kleinen Handwerkers zum Landarbeiter in Palästina, abgesehen von 
ihrer sozialen Bedeutung, von der gleich zu sprechen ist, vermutlich 
einen relativ breiten Raum einnehmen werden. Obwohl über die 
wenigen, bereits bestehenden landwirtschaftlichen Produktivgenossen- 
schaften in Palästina noch kein abschließendes Urteil möglich ist, 
weil die ersten Jahre, die in Merchawiah wenigstens mit Defiziten 
abschlossen, in Palästina immer erst der Ameliorierung des völlig 
devastierten Bodens geopfert werden müssen, und andererseits die 
im Kriege zum Teil erzielten Ueberschüsse wegen des anormalen 
Getreidepreises noch nicht als beweiskräftig genug für die Rentabilität 
angesehen werden können, so führen doch theoretische Erwägungen 
wie die über die auch ökonomische Interessiertheit jedes einzelnen 
Genossen an größtmöglichster Produktivität, wie die Betrachtung 
der wenigen Fälle ähnlicher Siedlungen, wie Assington und Rahaline, 
zu der wohl berechtigten Annahme, daß in der ländlichen Arbeiter- 
produktivgenossenschaft im Gegensatz zur industriellen Produktiv- 
genossenschaft, für die Oppenheimer in seiner »Siedlungsgenossen- 
schaft« das Gesetz der Transformation erwiesen hat, eine Ansied- 
lungsform gegeben ist, die als Stätte geringeren sozialen Drucks ihrer- 
seits auf die Bodenbesitzordnung regulierend wirkt ?%). Die ökono- 
mische Existenzfähigkeit der ländlichen Arbeiterproduktivgenossen- 
schaften, die freilich in der nächsten Zeit noch zu erweisen sein wird, 
vorausgesetzt, ist als durchaus positive Wirkung zu nennen die Tat- 
sache des Gemeineigentums am Boden, die in ihrer Durchführung in 
kleinen Gemeinschaften, wie die einer solchen Siedlungsgenossen- 


20) Dr. Franz Oppenheimer, Die Siedlungsgenossenschaft. München 1896. 
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schaft ist, sehr viel für das Lebendigwerden des Gedankens des Ge- 
meinbesitzes am Boden zu wirken imstande ist. Andererseits liegt 
durchaus die Möglichkeit vor, ohne an einem starren Prinzip fest- 
halten zu müssen, die reine ländliche Produktivgenossenschaft um- 
zuformen in eine Mischform von Produktiv- und Produzentengenossen- 
schaft, indem aus dem gemeinschaftlichen Großbetrieb gewisse, für 
den Kleinbetrieb besonders geeignete Wirtschaftszweige ausgeschieden 
und im Eigenbetrieb betrieben werden, wie z. B. die Milchwirtschaft, 
der Gartengemüsebau ?!). Mit diesen Mischformen wäre ein Ueber- 
gangstyp geschaffen zwischen der rein genossenschaftlichen und der 
kleinbäuerlichen Ansiedlungsmethode, die angesichts der großen Mas- 
sen gänzlich kapitalloser und vor allen Dingen mit der Landwirtschaft 
gänzlich unbekannter Einwanderer für die erste Zeit unmöglich die 
einzige Form der Ansiedlung sein könnte, vielmehr im weiten Um- 
fange der Ergänzung durch die Form der Genossenschaft bedarf. 
Darauf hinzuweisen ist noch, daß rein rechtlich selbst eine völlige 
Umwandlung der Produktiv- in eine Produzentengenossenschaft auf 
Nationalfondboden die Durchsetzung des Obereigentumsrechtes der 
Gemeinschaft am Boden nicht hindert, da ja in diesem Falle nur die 
Form der genossenschaftlichen Vererbpachtung durch die der privaten 
ersetzt würde, das Grundsystem der Erbpacht als solches aber un- 
berührt bliebe. Dennoch aber ist, um den Begriff des Gemeineigen- 
tums nicht zu einem blutleeren werden zu lassen, dessen Lasten schließ- 
lich ebenso unwillig getragen werden, wie etwa die Frohnden des 
Bauern für den privaten Grundherrn, um nicht allmählich das Ober- 
eigentumsrecht der Gemeinschaft zu einem reinen Besteuerungsrecht 
im Bewußtsein der Menschen erstarren zu lassen, die Erhaltung des 
genossenschaftlichen Gemeinbesitzes am Boden anzustreben, soweit 
dies ohne kulturhindernde Wirkung möglich ist. Denn nur auf im 
Bewußtsein der Menschen lebendigem Rechtsgefühl, auf ihnen ver- 
trauten und gemäßen Formen beruhend, kann sich auf die Dauer 
jegliche Institution der staatlichen Gemeinschaft erhalten. 

Die kleinbäuerliche Ansiedlung. Auch die An- 
siedlung von Kleinbauern bzw. die Begünstigung der kleinbäuerlichen 
Kolonisation kann, soweit sie auf Nationalfondboden erfolgte, natur- 
gemäß, aber auch auf Privatland im Sinne der leichterenDurchführung 
eines Obereigentumsrechts der Gemeinschaft über den schon jetzt in 
Jüdischem Besitz befindlichen Boden wirken, indem die Interessen des 
Kleinbauern bzw. in Palästina auch die des selbstwirtschaftenden 
kleineren Pflanzers, da ein gesunder Bauernstand stets die Grundlage 
einer gesunden Volkswirtschaft bildet, den Interessen der Gemeinschaft 
natürlich eher entsprechen, als die des Großbesitzers. Stärker in 
Erscheinung treten dürfte diese Wirkung des Kleinbesitzes freilich 
erst bei der Besiedlung des neu zu erwerbenden Bodens, auf dessen 
Besitzordnung ja ökonomisch die gleichen Faktoren, wie bei 
dem bereits in jüdischer Hand befindlichen Besitz einzuwirken haben, 

“) Dr. Franz Oppenheimer, »Groß- und Kleinbetrieb in »Erez Israele, 
Heft 2, den Haag, 1917. 
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während rechtlich bei der Erwerbung neuen Bodens ganz andere 
Voraussetzungen vorhanden sind. Ein starker Kleinbauernstand, 
verbunden mit genossenschaftlicher Siedlung, vermag es anders als 
ein fluktuierender oder auch selbst gebundener Landarbeiterstand 
sehr wohl gewisse Schäden des Großgrundbesitzes nicht zur Ent- 
wicklung kommen zu lassen bzw. zu paralysieren, Wirkungen, die 
wie eben erwähnt, voll erst in Erscheinung treten werden, wenn bei 
der Erwerbung neuen Bodens infolge des Fehlens rechtlicher Mög- 
lichkeiten, zur Durchsetzung des Obereigentums der Gemeinschaft 
privater Großgrundbesitz mii all seinen Schäden für die nationale 
Kolonisation entstehen sollte. 

Der Gemeindebesitz. Weiter ist als eine wichtige Maß- 
nahme ökonomischer Art zur Stärkung der auf den Gemeinbesitz am 
Boden, hinwirkenden Faktoren anzusehen, die Erhaltung und Ver- 
mehrung des Gemeindebesitzes, wie wir solchen in den Kolonien 
gewissermaßen als Allmende, heute schon in der Form von Ge- 
meindepflanzungen finden. Ganz zweifellos wirkt das Vorhanden- 
sein eines Stückes solchen Gemeindelandes ökonomisch sehr günstig 
auf die Entwicklung der Kolonie ein, indem ein großer Teil des Kultur- 
budgets, das in den jüdischen Kolonien eine im Verhältnis zur Zahl 
der Kolonisten sehr bedeutende Höhe aufweist, durch die Erträge 
der Gemeindepflanzung gedeckt wird, und so auch der materielle 
dauernde Vorteil des Gemeinbesitzes ökonomisch für die Genossen 
als Nutznießer des Gemeindelandes deutlich wird. Geht man jetzt 
doch nach einer Periode der Zerschlagung des Gemeineigentums, die, 
wie man glaubte, zur Erreichung aller jener ökonomischen Vorteile 
der Entwicklung des Privateigentums am Boden nötig war, fast überall 
dazu über, noch vorhandenen Gemeindebesitz sorgfältig zu erhalten 
und zu vergrößern bzw. bei der inneren Kolonisation die neuen An- 
siedlungsdörfer von vornherein mit einem Stück Gemeindeland aus- 
zustatten. Denn gerade in der Agrarpolitik hat sich vielleicht am 
deutlichsten die Unhaltbarkeit jener Meinung des ökonomischen 
Liberalismus von der prästabilisiertten Harmonie der Interessen ge- 
zeigt, und so die Entwicklung neuerdings gerade wieder zu einer 
gewissen Bindung des Landbesitzes in Formen wie die der Erbpacht, 
des Rentengutes, des Gemeindebesitzes auch schon innerhalb der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung geführt. Nicht außer acht zu 
lassen ist endlich die ungemein erzieherische Wirkung des Vorhanden- 
seins solchen Gemeindebesitzes, besonders bei gemeinsamer Be- 
stellung und Nutzung, während diese Folge bei Verpachtung aller- 
dings verloren geht und nur die rein ökonomischen Vorteile gewahrt 
bleiben. 

Die Agrarbank. Von ausschlaggebender Bedeutung für 
die Durchsetzung des Obereigentums der Gemeinschaft am Boden, 
das wir, soweit heute politisch möglich, fordern, dessen Durchsetzung 
für die weitere Kolonisation wie auf dem Wege der ökonomischen 
Superiorität dersich gemeinwirtschaftlichen Tendenzen unterwerfenden 
Teile der Bodenbesitzer über die Vertreter einer individualistischen 
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Bodenbesitzordnung für erreichbar halten, ist die, das System der 
Erbpacht notwendig ergänzende Schaffung’ von landwirtschaftlichen 
Kreditinstituten der Gemeinschaft. Denn es ist klar, daß mindestens 
für die erste Zeit, wo noch kein Markt für das Erbpachtrecht besteht, 
wo ferner wegen der zunächst noch mit der Hypothecierung des 
womöglich noch mit den Ameliorierungskosten des Bodens belasteten, 
dem Geldgeber noch keine große Sicherheit bietenden Betriebes 
die Aufbürdung weiterer eben aus dem erwähnten Grunde sehr be- 
deutender Zinslasten durch das Privatkapital für den kapitalschwachen 
Kleinbetrieb zu dessen Zusammenbruch und damit zum Zusammen- 
bruch der nationalen Kolonisation infolge des ökonomischen Druckes 
trotz aller rechtlich sichernder Maßnahme führen müßte, wenn nicht 
die Gemeinschaft auch die Betriebsfinanzierung durch Gewährung 
ausreichenden Betriebskredits zu erträglichem Zinsfuß neben der 
Besitzfinanzierung durch den Bodenkauf, der Vergebung des Bodens 
in Erbpacht, in weitem Umfange übernimmt. Eine derartige Kredit- 
gewährung Öffentlich-rechtlicher Art scheint uns unschwer auf der 
Grundlage der in dieser Richtung bereits vor dem Kriege arbeitenden 
Organisationen der banque agricole und der Anglo Palestine Company 
aufzubauen zu sein, sei es nun, daß eine neu zu gründende gemein- 
oder gemischtwirtschaftliche oder in ihrem Verhältnis zur Gemein- 
schaft der Verfassung der deutschen Reichsbank etwa ähnelnde 
Agrarbank die betreffenden Abteilungen der beiden Banken über- 
nimmt, oder die Anglo Palestine Company bzw. die banque agricole 
für sich allein zum Agrar-Kreditinstitut der jüdischen Gemeinschaft 
mit dem Recht der Pfandbriefausgabe erklärt wird. Eine solche 
Pfandbriefausgabe, deren Zinszahlung eventuell durch die »jüdische 
Gemeinschaft« zu garantieren wäre, würde beispielsweise bei einem 
vier- bis fünfprozentigen Zinsfuß der Pfandbriefe zu der Möglichkeit 
einer Darlehensgewährung gegen 6—7% führen, ein Zinssatz, den 
die banque agricole heute ebenfalls erhebt, und der für orientalische 
Verhältnisse als sehr niedrig angesehen werden muß. Aber auch 
einer Ermäßigung dieses Zinsfußes in gewissen Grenzen steht ange- 
sichts der Tatsache, daß eine zweiprozentige Spannung des Ausleih- 
und Pfandbriefzinses erfahrungsgemäß noch einen Gewinn zuläßt, 
auf den ein gemeinnütziges Kreditinstitut natürlich weitgehenden 
Verzicht leisten kann, nichts im Wege. Um auch diese Kreditorgani- 
satıon in den Dienst der allgemein befolgten Bodenbesitzordnungs- 
politik zu stellen, wäre eine vorzugsweise Beleihung des Kleinbesitzes 
mit eventuell differenzierter Beleihungsgrenze und differenziertem 
Zinsfuß, ferner die Auflage gewisser Verpflichtungen, wie etwa die 
zur vorzugsweisen Beschäftigung jüdischer Arbeiter oder eines Vor- 
kaufsrechts gemeinnütziger Institutionen bei Inanspruchnahme der 
Agrarbank zu fordern. Entsprechende Kreditmaßnahmen wären für 
den städtischen Kredit zu treffen. Ruppin gibt innerhalb seines 
Kolonisationsschemas °2),; das für die ersten 10 Jahre mit einer Neu- 
ansiedlung ı von insgesamt nur 300 000, für die nächsten 30 Jahre 
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einschließlichen natürlichen Zuwachses in schneller Progression von 
2 Millionen Juden rechnet, als notwendiges Betriebskapital der Agrar- 
bank für die erste Zeit 160 Millionen Franks für das der städtischen 
Hypothekenbank 60 Millionen Franks an Ziffern, die sich im zweiten 
und dritten Jahrzehnt mit der stark wachsenden Einwanderung natür- 
lich ganz erheblich erhöhen würden und seiner Auffassung nach bei 
dem auch für die Einwanderung und Kolonisation angenommenen 
Verhältnis von I: 2:3 in den ersten drei Jahrzehnten, für die letzten 
20 Jahre dieser Periode eine Neuinvestition von 800 Millionen 
Franks für die Agrarbank und 300 Millionen Franks für die städtische 
Hypothekenbank notwendig machen würden, Ziffern, die sich bei der 
progressiven Steigerung der Bodenpreise wohl noch erhöhen dürften. 
Die Erklärung der Höhe dieser Summen ist die, daß Ruppin in weitem 
Umfange mit Privateigentum am Boden rechnet, das er durch Ge- 
währung des Hypothekarkredits zum Erwerb des Bodens unter Auf- 
lage gewisser Bedingungen, wie z. B. der wichtigsten des Vorkaufs- 
rechtes des Nationalfonds nach 25 Jahren unter das Obereigentum 
der Gemeinschaft stellen zu können hofft, während hier die Auf- 
fassung vertreten wurde, daB im Interesse einer schnelleren und 
billigeren Kolonisation der Bodenkauf in größtem Stil auf Grund 
einer Volksanleihe durch die Gemeinschaft soweit irgend möglich zu 
erfolgen hätte. Uns, die wir uns hier mit der Bodenbesitzordnung zu 
beschäftigen haben, interessiert aber vor allem nicht so sehr der ja 
doch nur auf Grund vieler Hypothesen errechnete und wie Ruppin 
selbst angibt, nur einen ganz ungefähren Anhalt gebenden Zahlen- 
wert des notwendigen Kapitals als die zu erwartenden Wirkungen 
einer solchen Agrarbank auf die Bodenbesitzverteilung. Nach den 
Erfolgen nun, die die keineswegs reibungslos und nicht sehr ziel- 
bewußt, auch mit ungenügendem Kapital ausgestattete banque 
agricole und den außerordentlichen Erfolgen, die die Anglo Palestine 
Company innerhalb des jüdischen Kolonisationswerkes trotz ihrer 
geringen Mittel und trotz der Ungunst der Rechtsverhältnisse in der 
Konsolidierung des bäuerlichen Besitzes erzielt haben, muß man 
sagen, daß die Wirkung einer solchen richtig geleiteten Agrarbank, 
die auf Augenblickserfolge wie hohe Dividenden verzichten kann, für 
die nationale Kolonisation insbesondere bei der Neuansiedlung gar 
nicht zu überschätzen ist. Erst durch ein solches Institut scheint die 
Möglichkeit des ökonomischen Unterbaus gegeben, der zur Siche- 
rung der Kolonisation und ihrer rechtlich festgelegten Bodenbesitz- 
ordnungspolitik erforderlich ist. — Auch die Rechtsverfassung, die 
ja früher die hypothekarische Belastung des Grund und Bodens sehr 
erschwerte, wenn nicht geradezu unmöglich machte, legt heute, auch 
schon durch türkisches Gesetz geändert, einem modernen Hypotheken- 
wesen keine Schwierigkeiten mehr in den Weg. Noch ist darauf hin- 
zuweisen, daß die Agrarbank durch die Befolgung strenger Geschäfts- 
prinzipien bei dennoch im einzelnen liberalen und großzügigen, immer 
auf das Wohl der ganzen Kolonisation gerichteten Methoden der Dar- 
lehensgewährung, für die natürlich auf Erbpachtboden ausschließlich 
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die Amortisationshypothek mit bereits vor Ablauf des Erbpacht- 
vertrages vollendete Amortisation in Betracht kommt, sehr erziehe- 
risch auf die neuen Siedler wirken und von ihnen die üblen Einflüsse 
orientalisch-levantinischer Praktiken, Geldhergabe gegen hohe und 
höchste Zinsen auf unbestimmte Zeit ohne feste Sicherheit, die oft 
stark an Wucher grenzen, und eine Korrumpierung und Devastierung 
der ganzen Wirtschaft herbeiführen, fernhalten kann. 

Die Bodenbesitzordnung des neuzuerwer- 
benden Bodens. Wenn wir nunmehr zur Betrachtung der 
Verhältnisse übergehen, die sich für die Fortführung der Kolonisation, 
für die Bodenbesitzordnung jener Ländereien herausstellen, die durch 
Neuerwerbung erst in den Besitz der jüdischen Gemeinschaft gelangen 
sollen, so werden, sobald der Boden einmal in jüdischen Besitz ge- 
kommen ist, naturgemäß die gleichen ökonomischen Faktoren, die 
wir oben dargestellt haben, auf die Bodenbesitzordnung dieser Lände- 
reien wirksam sein. In gleichem Sinne, wie bei dem schon heute in 
jüdischer Hand befindlichen Besitz werden Besteuerung, innere Ko- 
lonisation durch Gründung und Begünstigung von landwirtschaft- 
lichen Produktivgenossenschaften, wenn sich deren ökonomische 
Existenzmöglichkeit erst einmal erwiesen hat, und der kleinbäuer- 
lichen Siedlung, wird die Stärkung des vorhandenen und Neuschaffung 
des Gemeindelandes, wird endlich die Errichtung der landwirtschaft- 
lichen Kreditbank auf die Bodenbesitzordnung auch der neuzuerwer- 
benden Landflächen wirken. Nicht aber in der gleichen Weise durch- 
führbar werden die rechtlichen Maßnahmen zur Sicherung des Ober- 
eigentums der Gemeinschaft am Boden sein, das rechtlich beim 
Neuerwerb des Landes nur durch gesetzliche Zentralisierung des 
Bodenkaufs zu sichern wäre. Eine solche gesetzliche Regelung 
des Landkaufs für die Kolonisation erweist sich aber bei tieferer 
Ueberlegung als sehr schwer erreichbar, und wenn erreichbar als 
praktisch undurchführbar. Denn sehen wir näher zu, so ergibt sich, 
um das Ziel, die private Erwerbung des Bodens durch Juden zu ver- 
hindern, zu erreichen, die Notwendigkeit, allen Bodenkauf in Palästina 
in der Hand einer jüdischen Zentrallandkaufsgesellschaft zu konzen- 
trieren. Das ist offenbar, da somit Araber und Angehörige aller 
fremden Nationen vom Landkauf ausgeschlossen würden, undurch- 
führbar. Eine Beschränkung aber dieses Kaufzwanges durch die 
jüdische Zentrallandkaufsgesellschaft auf die jüdische Bevölkerung 
würde eine ungerechtfertigte Benachteiligung derselben bedeuten 
und infolge der nicht zu verhindernden Umgehung des Kaufes mittels 
fremdnationaler Strohmänner unwirksam sein. Auch etwa ein Vor- 
kaufsrecht auf den Boden hätte, da durch die freie Konkurrenz die 
Preise des Bodens außerordentlich steigen würden, wie die Verhält- 
nisse in der preußischen Ostmark zeigen, wo in der kurzen Spanne der 
Ansiedlungspolitik von 1886—1913 der Bodenpreis von 568 M. auf 
1821 M., d. i. auf ca. 320% pro ha, stieg, nur virtuellen Wert, abge- 
sehen davon, daß selbst ein solches Vorkaufsrecht einer nationalen 
Gemeinschaft innerhalb eines von mehreren Nationalitäten bewohnten 
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Landes wohl kaum von der Mandatarmacht des Völkerbundes, Eng- 
land, zugestanden werden könnte, und auch als eine mehr oder minder 
schwere Benachteiligung der Araber anzusehen wäre. So scheint die 
Lage hoffnungslos kompliziert. Dennoch läßt sich bis zu einem ge- 
wissen Grade auch ohne rechtliche Maßnahme eine Zentralisierung 
des Bodenkaufs erreichen. Tatsächlich haben nämlich bisher Private 
‚fast niemals Boden kaufen können, da die schwierigen Formalitäten 
des türkischen Bodenrechts, die auch jetzt noch nicht restlos abge- 
schafft sind und werden können, einem nicht mit den Verhältnissen 
Vertrauten den Bodenkauf außerordentlich erschwerten. Ferner war 
ein Umstand, mit dem ebenfalls für längere Zeit noch zu rechnen sein 
wird, die Notwendigkeit des Ankaufs relativ sehr großer zusammen- 
hängender Landkomplexe, die die Mittel eines Privatmannes meist 
erheblich übersteigt. Denn da die »Muscha«, die arabische Feld- 
gemeinschaft, noch sehr verbreitet ıst, so ist vielfach der Erwerb 
eines bestimmten Stückes Land ganz unmöglich. Da aber für die 
Kolonisation natürlich die Erwerbung des Anteilrechtes, die bei der 
üblichen Landverlosung nur möglich ist, bedeutungslos ist, so war 
und ist man genötigt, in solchem Falle das ganze Land der Dorf- 
gemeinschaft zu erwerben, eine Aufgabe, die eben auch fernerhin gut 
zweifellos nur von den mit den Landesverhältnissen schon vertrauten 
Landgesellschaften gelöst werden kann. So wird sich tatsächlich 
auch ohne rechtlichen Zwang, mindestens für die erste besonders 
wichtige Kolonisationsperiode eine derartige Zentralisierung des 
Landkaufs, wenigstens im großen, erzielen lassen, die für die Entwick- 
lung des Obereigentums der Gemeinschaft am Boden äußerst be- 
deutsam ist. Die zionistische Organisation besitzt in der Palestine Land 
Development Company heute schon ein Institut, durch dessen Ausbau 
für die nächste Zeit wenigstens eine gewisse nationale Monopolisierung 
des jüdischen Landkaufs unter Ausschaltung der freien, sich gegen- 
seitig überbietenden Konkurrenz erreicht werden kann. Nimmt die 
Palestine Land Development Company, durch ausreichende Kredite 
dazu instandgesetzt, den Landkauf auf, so wird sie, ebenso wie heute 
schon in der städtischen Kolonisation, durch ihre auf der Gewährung 
von Darlehen beruhende indirekte Einflußnahme auf die Boden- 
politik der Hausbaugenossenschaften, imstande sein, planmäßig die 
Bodenbesitzordnungspolitik der neuen Siedlung zu beeinflussen. 
Als wesentlich notwendig erscheint dazu freilich eine gerade in den 
ersten Jahren, wo das Land noch relativ billig zu haben sein wird, 
rasch wachsende Vergrößerung der unter Erbpachtrecht stehenden 
Fläche, was aber lediglich als. eine Kostenfrage zu betrachten ist, 
die angesichts der fundamentalen Wichtigkeit der Ueberführung 
möglichst bedeutender Flächen des Landes in Gemeinbesitz oder doch 
ihrer Unterordnung unter das Obereigentum der jüdischen Gemein- 
schaft für die nationale Kolonisation unbedingt zu lösen ist. Eine 
Unterstützung dieser gemeinwirtschaftlichen Bodenpolitik ließe sich 
weitgehend durch die ökonomische Bevorzugung der sich dem Prinzip 
des Obereigentums der Gemeinschaft unterwerfenden Ansiedler 
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durch die Institutionen der. die öffentlichen gemeinnützigen Organe 
beherrschenden jüdischen Kolonisatiönsgesellschaft, die als Zentrale 
des Siedlungswerkes zu denken ist ®), bewirken, während andererseits 
durch die Verweigerung der Benutzung dieser gemeinnützigen In- 
stitutionen — auch die Kreditpolitik der Agrarbank wäre unter 
solchen Gesichtspunkten zu regeln — ein stärkerer ökonomischer 
Druck ausgeübt werden könnte, wie eben gerade bei dem Fehlen der 
Möglichkeit rechtlichen Zwanges das größte Gewicht darauf zu legen 
ist, daß die für die nationale Kolonisation notwendige und nützliche 
Bodenbesitzordnung nun auch dem Einzelsiedler als die für ihn öko- 
nomisch beste erscheint, da nur auf auch dem Individuum die Exi- 
stenz sichernder ökonomischer Grundlage der Fortgang der nationalen 
jüdischen Kolonisation verbürgt ist. So wird auch der individua- 
listisch gesonnene Kolonist sich mit der Erbpacht als einer Form des 
Gemeinbesitzes am Boden leichthin abfinden, wenn er die ökonomi- 
schen Vorteile, die sich für ihn aus der Ersparung des Bodenkapitals 
durch Gewinnung einer breiteren Kapitalbasis für den eigentlichen 
Betrieb ergeben, erkannt hat und genießt. — Von größter Bedeutung 
für die Möglichkeit des Bodenkaufs wird ferner die Intensivierung der 
Betriebe sein. Der Kauf solcher zusammenhängender größerer Land- 
komplexe und ihrer Ueberführung in Gemeinbesitz, wie sie die Flächen 
der arabischen Feldgemeinschaft darstellen, ist natürlich erschwert 
oder unwirksam, wenn nicht durch stärkste Intensivierung der Boden - 
kultur Raum für die jüdische Kolonisation gewonnen wird, sofern 
man nicht an eine Umsiedlung des arabischen Elements etwa nach 
Mesopotamien denkt, die aber freiwillig erst, wenn nach Durch- 
führung der Wilcoxschen Bewässerungspläne das Euphrat-Tigris- 
Land wieder fähig zur Aufnahme von Einwanderern geworden ist, 
erfolgen kann. Eine derartige Intensivierung der arabischen Wirt- 
schaftsweise — ein Unternehmen, das mit vielen, auch naturgegebenen 
Widerständen zu kämpfen hätte — läßt sich vielleicht durch eine an 
die Feldgemeinschaft anknüpfende produktivgenossenschaftliche Ar- 
beitsweise, was allerdings einer Reform der heutigen, auf der zwei- 
jährigen Verlosung beruhenden Feldgemeinschaft voraussetzt, an 
anderer Stelle, wo der Privatbesitz infolge Mufrasierung bereits stärker 
ausgebildet ist, vielleicht durch die Errichtung von Musterbetrieben 
erteichen, wie z. B. eine Wirkung der intensiven Kulturen der jüdi- 
schen Kolonien in der Richtung einer Intensivierung des Landbaus 
auf die in der Nähe liegenden arabischen Dörfer schon heute nicht 
zu verkennen ist. Jedenfalls ist festzuhalten, daß nur durch solche 
Intensivierung der Wirtschaftsweise überhaupt die Möglichkeit weiterer 
umfangreicher jüdisch-nationaler Kolonisation gegeben ist, ohne einen 
die ganze Siedlung aufs schwerste gefährdenden nationalen, mit der 
wüstesten Landspekulation verbundenen Kampf der privaten Boden- 
aufkäufer, um den ja zunächst nur sehr beschränkt vorhandenen 
anbaufähigen Boden Palästinas hervorzurufen. 


—— 





*) Ruppin, Aufbau. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 2. 30 
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Die Bodenbesitzordnung des palästinensi- 
schen Gemeinwesens. Halten sich die angedeuteten Richt- 
linien einer Bodenbesitzordnung der jüdischen Siedlung durchaus im 
Rahmen des Erreichbaren und heute schon Möglichen, wie ja im Vor- 
stehenden keine Utopie gegeben werden sollte, sondern gangbare Wege 
einer innerhalb der bestehenden politischen Verhältnisse möglichen 
Bodenbesitzordnungspolitik gewiesen werden sollten, so haben die 
Aussagen, die hier kurz noch über die Gestaltung der Bodenbesitz- 
ordnung des ganzen palästinensischen Gemeinwesens gemacht werden, 
was von vornherein gesagt werden muß, durchaus hypothetischen 
Charakter. Denn hier sind die einzelnen Faktoren, wie besonders 
die politischen Machtfaktoren derart unsicher, daß jeder Entwurf 
einer Bodenbesitzordnung nur in ganz großen Umrissen unter Berück- 
sichtigung der heute als von wesentlichem Einfluß erkennbaren Fak- 
toren ein Bild der künftigen erwünschten, aber deshalb durchaus 
noch nicht durchsetzbaren Entwicklung geben kann. 

Betrachtet man daraufhin noch einmal die politischen Verhältnisse 
Palästinas, wie sie sich jetzt allmählich herauszukristallisieren be- 
ginnen, so ist festzustellen, daß die Uebertragung des Völkerbund- 
mandats für Palästina an England für eine bodenreformerisch ge- 
richtete Bodenbesitzordnungspolitik nicht ungünstig erscheint, wenn 
man sich beispielsweise an den extrem bodenreformerisch geführten 
»Kampf um den englischen Boden« des derzeitigen englischen Premier- 
ministers Lloyd George erinnert. Aber auch die in den Kolonien, 
wie in Australien und Neuseeland, vom Mutterland keineswegs irgend- 
wie gehinderte bodenreformerisch durchgeführte Landpolitik stellt 
einer ähnlichen Entwicklung in Palästina günstige Auspizien. Sehr 
in Betracht zu ziehen ist ferner, daß die heute bzw. bis zum Kriege 
im palästinensischen Agrarwesen bestehenden Uebelstände auf eine 
Reform aus sich heraus hindrängen, so daß der Einfluß der für 
eine Bodenbesitzordnungspolitik, die sich im großen in der gleichen 
Richtung zu bewegen hätte, wie sie im einzelnen die vorstehend 
behandelten Maßnahmen bezeichnen, eintretenden jüdischen Ge- 
meinschaft durch die Verhältnisse selbst eine gewaltige Stärkung 
erfahren dürfte. Als Aufgabe, deren Lösung möglich erscheint, wäre 
für die Bodenbesitzordnung des palästinensischen Gemeinwesens 
also ein in den wesentlichen Punkten dem Vorstehenden gleicher 
Entwurf aufzustellen, wobei natürlich, da wir es in Palästina, solange 
die Araberfrage nicht etwa durch Umsiedlung, woran wohl nicht zu 
denken ist, gelöst wird, mit einem Nationalitätengemeinwesen zu 
tun haben werden an Stelle des Obereigentums der nationalen 
jüdischen Gemeinschaft das Obereigentum der Gesamtheit der Landes- 
einwohner zu treten hätte. Eine Gefährdung der nationalen jüdischen 
Siedlung dürfte, da die Interessen des Landes und aller seiner Be- 
wohner, parallel mit den jüdischen Interessen auf eine Intensivierung 
der Landeskultur und eine Reform der Bodenbesitzordnung, ent- 
wickelt auf dem Boden der bestehenden Verhältnisse hinauslaufen, 
keineswegs eintreten. 
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Zusammenfassung. Fassen wir das Gesagte zusammen, 
so ergibt sich folgendes: Auf der Erkenntnis der Verhältnisse des 
Landes aufbauend, ergab sich dem Betrachter für die national-jüdische 
Siedlung in Palästina die Notwendigkeit der Leitung der Bodenbesitz- 
ordnung der jüdischen Siedlung auf Grund betriebstechnischer, sozialer 
und nationaler Rücksichten. Die Formen dieser neuen Bodenbesitz- 
ordnung, so wurde klar, hätten anzuknüpfen an die Erfahrungen 
moderner Kolonisation, an die besonderen in Palästina vorliegenden 
rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, wie sie andererseits 
auch bedingt wären durch psychologische Momente bei Arabern und 
Juden. Als heute notwendige und durchführbare Form der Boden- 
besitzordnung der jüdischen Siedlung ergab sich nach Verwerfung 
des schrankenlosen Individualeigentums am Boden wie einer sche- 
matischen Sozialisierung die dehnbare, freiere Form des Ober- 
eigentums der Gemeinschaft am Boden, das allerdings bis zu einer 
allmählichen Nationalisierung ausreichen müßte. Als konkrete Maß- 
nahmen zur Durchsetzung dieses Bodenbesitzordnungsplanes inner- 
halb der jüdischen Siedlung bezeichneten wir als Enteignungsrecht 
dieser Gemeinschaft, die Besitzfestigung durch Einführung der Erb- 
pacht und des Anerbenrechtes, schließlich auch unter Umständen 
in späterer -Zeit die gesetzliche Festlegung einer maximalen Größe 
des landwirtschaftlichen Bodenbesitzes, als ökonomische, diese recht- 
lichen unterstützenden Maßnahmen, die einer differenzierten Besteue- 
rung der Grundrente, auch in ihrer latenten Form, die innere 
Kolonisation durch Gründung von ländlichen Arbeiterproduktiv- 
genossenschaften (ihre ökonomische Existenzfähigkeit vorausgesetzt) 
und vor allem Schaffung eines Kleinbauernstandes, die Stärkung 
bzw. Neuschaffung von Gemeindebesitz, endlich die Gründung einer 
Agrarbank und städtischen Hypothekenbank mit Möglichkeiten der 
differenzierten Behandlung der Darlehennehmer. Bei der schwierigen 
Frage der Auswirkung der rechtlichen dieser Maßregeln auch auf den 
neuzuerwerbenden Boden ergab sich trotz der rechtlichen 
Unmöglichkeit der Zentralisierung des Landkaufs doch ein Ausweg, 
indem durch eine heute noch tatsächlich vorhandene Monopolstellung 
der national-jüdischen Landkaufsgesellschaften ein weitgehender Ein- 
fluß der nationalen Gemeinschaft auf die Bodenbesitzordnung auch 
der neuzuerwerbenden Ländereien von vornherein wenigstens tür die 
nächste Zeit gesichert erschien. Ueber den Grad der Beeinflussungs- 
möglichkeit der Bodenbesitzordnung des palästinensischen Gemein- 
wesens, ließ sich selbstverständlich angesichts der unsicheren Macht- 
faktoren nichts Genaues sagen. Gewisse Erwägungen berechtigten 
jedoch zu der Annahme der Entwicklung auch der Bodenbesitz- 
ordnung der palästinensischen Gemeinschaft, in der für die nationale 
jüdische Kolonisation für notwendig erachteten Richtung. 

Die Bedeutung der Bodenbesitzordnung in- 
nerhalbdergeistigen Forderung des jüdischen 
Nationalismus. Es bleibt noch übrig, kurz einige Worte über 
die Bedeutung zu sagen, die eine sozial gerechte Bodenbesitzordnung 
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Palästinas innerhalb der geistigen Forderungen des jüdischen Na- 
tionalismus an die Kolonisation Palästinas einnimmt. Man kann 
sagen, daß es wohl keinen Nationaljuden gibt, dem sich nicht mit dem 
Begriff »Erez Israele des »Landes Israele die Idee einer besonderen, 
der gerechten, Gemeinschaft verknüpft. Der Gedanke der Auserwählt- 
heit des Volkes, niemals ausgerottet im Laufe der Jahrtausende, 
treibt neue Blüten in dieser geistigen Forderung des Zionismus. Nicht 
einen neuen Staat unter den vielen der Erde, ihnen gleich, zu schaffen, 
sondern die Verwirklichung der gerechten Gemeinschaft, d. i. die 
Aspiration, mit der der Zionismus heute die Besiedlung und Gestaltung 
des Landes in Angriff nimmt. In dieser Forderung aber einen sich 
alle Glieder des Volkes, die Orthodoxie mit dem irreligiösesten Marxis- - 
mus. Und den uralten Gehalt der mosaischen Bodengesetzgebung 
in moderner Form zu verwirklichen, auch hier im hohen Ziel das 
Volk zu einen, das ist innerhalb der großen sozialen Forderung des 
Judentums die Bedeutung der Bodenbesitzordnung Palästinas und 
seiner jüdischen Siedlung. 


on 
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Ueber die Versuche einer Besetzung der Betriebe 
durch die Arbeiter in Italien. (September 1920). 


Von 


ROBERT MICHELS. 


Der Fabrikaufruhr in Turin, der vor wenigen Wochen be- 
endet worden ist, aber noch in den Ereignissen nachzittert und 
auch heute keineswegs als erledigt betrachtet werden darf, ladet 
zu ernsten Betrachtungen ein und bedeutet sicher ein äußerst 
interessantes Blatt im Buche der Geschichte der Beziehungen 
zwischen Kapital und Arbeit. An dieser Stelle soll nicht ver- 
sucht werden, eine Geschichte der Bewegung in ihren ganzen 
historischen Zusammenhängen und äußeren Geschehnissen dar- 
zustellen, sondern lediglich einige wesentlichen Züge, die dem 
Auge des auswärtigen Beobachters entgangen sein mögen, 
herauszuholen und anzudeuten. 

Unnötig auf die äußere Folie hinzuweisen, die den Unter- 
grund des Aktes bot: die gewaltige Anziehungskraft, welche 
das russische Beispiel auf alle Arbeiterklassen der Welt ausübt, 
und die wir den russischen Mythus nennen möchten, da die 
Vorgänge im, vom westeuropäischen Standpunkt aus besehen, 
strukturfremden Rußland nur durch das geheimnisvolle Dunkel 
wirken, in das sie getaucht sind, wozu freilich noch der Umstand 
rein politischer Natur kommen mag, daß es in Rußland der 
Arbeiterklasse, wenn auch unter der Form minderheitlicher 
Diktatur, schlecht und recht gelungen ist, sich gegen eine Welt 
von Feinden jahrelang am Ruder zu erhalten, wobei die Morsch- 
heit des Ruders selbst freilich nicht in Betracht gezogen wer- 

‘den soll. 

Die Wichtigkeit der italienischen Vorgänge besteht zum 
Teil darin, daß, wie weit auch die Festlandvölker des Westens 
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und Zentrums in vieler Beziehung von der wirtschaftlichen und 
geistigen Eigenart Italiens getrennt sein mögen, sie doch allesamt 
Italien näher stehen als Rußland. Die Erfahrungen auf den 
Versuchsfeldern Italiens werden folglich auch jenseits der Alpen 
nicht ohne Interesse betrachtet und beachtet werden müssen. 
Die Zeiten dürften vorbei sein, in denen Sombart sagen konnte, 
Italien stelle zwar ein wertvolles Studiumsobjekt für den Na- 
tionalökonomen dar, aber doch letztendlich nur zur Nachprüfung 
in wirtschaftlich höher entwickelten Ländern gewonnener Ein- 
sichten!). Italien hat sich umgekehrt im Untersuchungsfall, mag 
man die Resultate, zu denen er führte, begrüßen oder ableh- 
nen, nicht als Nachbeterin älterer und erfahrenereı weltwirt- 
schaftlicher Versuche erwiesen. 

Die Voraussetzungen dazu waren in gewissem Sinne ge- 
geben. In der italienischen Sozialdemokratie war seit dem Aus- 
bruch des Weltkrieges ein starkes Bestreben dahin lebendig, 
sich zur international führenden Partei zu entwickeln. Von 
allen sozialistischen Parteien der kriegführenden Länder war, 
wenigstens bis zum Aufkommen Lenins in Rußland, die italie- 
nische Sozialdemokratie die einzige, welche nicht mit der Re- 
gierung gemeinsame Sache gemacht hatte, sondern dem Krieg 
in kohärenter Haltung ablehnend gegenüberstand. Daß sich 
die französischen und .belgischen Arbeiterparteien aus der De- 
fensive, in welche die Staaten, denen sie angehörten, von den 
Ereignissen gedrängt worden waren, heraus an der Defense 
Nationale aktiv beteiligten, war eine Stellungnahme, die keinen 
billig Denkenden wundernehmen konnte. Auch in England, 
Deutschland und Oesterreich war die sozialistische Partei zu 
einer sozialpatriotischen im landläufigen Wortsinne geworden. 
Selbst in Rußland fochten die damals hervorragendsten Sozia- 
listen von den Marxisten unter Plechanow bis zu den Syndikalisten 
unter Kritschewski und den Anarchisten unter Krapotkin, den 
nationalen Zielen nicht entfremdet, auf seiten der Regierung. 
Nur in Italien verharrte die Sozialistenpartei in unüberwind- 
licher Feindschaft zum Kriege. Daß es sich im italienischen 
Krieg in erster Linie mit um die völkische Vollendung des Be- 
freiungswerkes von 1848, 1859, 1860 und 1866 und die Wieder- 


1) Werner Sombart, Studien zur Entwicklungsgeschichte! des 
italienischen Proletariats, im Archiv f. Soziale Gesetzgebung und Statistik 
Bd. 6, 1893, p. 178. 
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gewinnung der italienischen Volksgenossen in Oesterreich han- 
delte, macht diese Stellungnahme der italienischen Sozialdemo- 
kratie allen denen nicht sympathisch, die an das Zurechtbestehen 
der nationalen Verschiedenheiten und die daraus folgenden 
Abgrenzungsnotwendigkeiten glauben, und die Lösung der sozia- 
len Frage, wenn überhaupt, nur nach stattgehabter nationaler 
Gliederung der Gesellschaft für möglich halten 2). Indes die Tat- 
sache bleibt bestehen: die italienischen Sozialisten hielten 
dafür, durch die Beweiserbringung ihrer hervorragenden politi- 
schen Stubenreinheit in punkto sozialistischer Prinzipien ihre 
Anwartschaft auf die durch den Zusammenbruch der deutschen 
Sozialdemokratie freigewordene Führerschaft in der Inter- 
nationalen Arbeiterpartei anmelden zu können. Nun ihnen 
die russischen Genossen den Rang abgelaufen hatten, handelte 
es sich für sie darum, mindestens den Beweis dafür zu erbringen, 
an zweiter Stelle zu stehen. Bekanntlich hat sich die italienische 
Sozialistenpartei ständig geweigert, an den Kongressen der sog. 
zweiten Internationale teilzunehmen. 

Ein weiteres Element zur Erklärung des italienischen Falls 
ist in der Verbitterung weiter Kreise und in der tiefen Betrübnis 
der Patrioten zu suchen. Es wäre falsch, in der italienischen 
Arbeiterbewegung der Gegenwart diese patriotische Note über- 
sehen zu wollen. Sie ist ebenso, wie im sowietistischen Rußland 
und wie einst in der Pariser Kommune, deren patriotisches 
Wesen trotz der internationalen Zutaten unverkennbar war, 
auch in der italienischen Arbeiterbewegung vorhanden. Italien 
ist aus dem Kriege siegreich hervorgegangen. Oesterreich, der 
Erbfeind, liegt zerschlagen, soweit man zu sehen vermag, auf 
immer zerschlagen, am Boden. Die unerlösten Gebiete Trients 
und Triests, und darüber hinaus, sind dem italienischen Reiche 
einverleibt worden. Aber andererseits hat Wilson versucht, 
Italien zum Sündenbock des internationalen Imperialismus 
zu machen. Die der Nation am Herzen liegende Fiumaner 
Frage ist jahrelang ohne Lösung geblieben. Die adriatische 
Frage stand offen wie eine offene Wunde. Auch ökonomisch 
ist Italiens Stellung weit hinter der der übrigen Mitsieger zurück- 
geblieben. Der Grad wirtschaftlicher Abhängigkeit von England 


3) Vgl. meinen Aufsatz: Il Naufragio dell’ Internazionale Operaia e 
l’ Avvenire, in d. Revue Scientia, Vol. XIX, N. 49, 5 (Milano r916), auch 
französisch La débâcle de l'Internationale Ouvrière, daselbst. 
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und Amerika wurde nachgerade erschreckend. Die italienische 
Valuta ist äußerst niedrig und nähert sich bedenklich den Va- 
luten der Besiegten. Die natürliche Ernüchterung nach dem 
Kriege hat sich folglich in Italien bei vielen Patrioten zu einer 
Enttäuschung ausgewachsen, die sie, die ehemaligen Stützen 
der Regierungspolitik, nicht nur vielfach zu Gegnern des Aus- 
‚landes schlechtweg, sondern zu Gegnern der eigenen, für unfähig 
gehaltenen Regierung gemacht und sie mit Blindheit für die 
Tatsache geschlagen hat, mit welchen inneren und äußeren 
Schwierigkeiten die Regierung zu kämpfen hat. Eine Seite ` 
dieser Stimmung ist kürzlich in einem Memorandum bedeutender 
und kräftiger Teile des Volkes zum Ausdruck gekommen, in 
welchem geradezu einem allmählichen Abbau der Metall(schwer-)- 
industrie das Wort geredet wird, jener Metallindustrie, deren 
Automobile dem Namen der italienischen Industrie im Auslande 
ja gerade einen guten Klang verschafft hatten. Die Motivierung 
jener außergewöhnlichen Forderung ist gänzlich patriotisch. Da 
Italien kein Eisen und keine Kohlen besitzt, die Metallindustrie 
ihrerseits aber gerade dieser beiden Materien bedarf, so steht 
ihr Vorhandensein als die Tributpflichtigkeit Italiens an das Aus- 
land erhöhendes und dadurch die Valuta weiter schwächendes 
Element im Gegensatz zu den vaterländischen Interessen und 
liegt ihre Abschaffung mithin in der Aktionssphäre einer wahr- 
haft patriotischen Handelspolitik. So wird argumentiert, um 
die weiten Massen gegen die Metallurgie mobil zu machen und 
diese Mobilmachung auch vor den breiten Massen des maßgeben- 
den, patriotisch gesinnten Mittelstandes zu rechtfertigen. 

Die Eisen- und Stahlbereitung hat in den letzten 50 Jahren 
in Italien unerhörte Fortschritte zu verzeichnen gehabt. Im 
Jahre 1881 beschäftigte sie nur die verschwindende Zahl von 
5732 Arbeitern, 1889: 14 5183). Zu Kriegsende war diese Zahl 
auf eine halbe Million angeschwollen. 

Die Verdienstmöglichkeiten, welche diese Industrie ergab, 
würden ein eigenes Kapitel darstellen, auf das wir hier verzichten 
müssen. Ueber die Entwicklung der Dividenden, die freilich 
weit davon entfernt ist, ein sicheres Bild der Profitrate zu geben, 
mag folgendes mitgeteilt werden: 


3 LuigiBodio, Di alcuni indici misuratori del movimento economico 
in Italia. 2. Ed. Roma 1891, p. 31 ff. 
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Während im Jahre 1913 das in der italienischen Metall- und 
Maschinenindustrie angelegte Aktienkapital im Durchschnitt 
nur eine Dividende von 3,70% erzielte, war diese im Jahre 1917 
auf ca. 7,50% gestiegen ô). 

Im Jahre 1Igıg war das Geschäftsergebnis folgendes: 

In Piemont erzielten 14 Firmen mit einem Gesamtkapital 
von 263 Millionen einen Reingewinn von 0,53%, sechs andere 
Firmen dagegen hatten einen Verlust von 9,63% zu verzeichnen. 

In der Lombardei war bei 35 Unternehmungen mit 
insgesamt 286 Millionen Aktienkapital der durchschnittliche 
Geschäftsgewinn 6,57%, bei 26 Unternehmungen der durch- 
schnittliche Verlust 23%. 

In Ligurien schütteten ı8 Fabriken mit 66 Millionen 
Aktienkapital eine Durchschnittsdividende von 10,67%, aus, 
während 5 Fabriken mit ı2 Millionen Kapital ihre Jahresbilanz 
mit einem Durchschnittsverlust von 15,68%, abschlossen. 

Alles in allem betrugen die ausbezahlten Dividenden im 
Durchschnitt in Piemont 7,93%, in der Lombardei 10,9% und 
in Ligurien 6,52% 5). Im Fıühling 1920, anderthalb Jahre nach 

Kriegsende, stellten Sozialpolitiker fest, daß einige Aktiengesell- 
schaften zwecks Abstoßung ihrer Lagerbestände Preisherab- 
setzungen von 50% und darüber vorgenommen hatten. Aus 
dieser Tatsache schlossen die Arbeiter darauf, daß, wenn die 
Gesellschaften sich hiermit als kapitalkräftig genug erwiesen, 
solche Einbußen zu ertragen und dennoch gute Dividenden 
zu zahlen, es außer Zweifel stehe, daB sie auch höhere Löhne zu 
bewilligen imstande seien. Wenn sie trotzdem darauf bestün- 
den, nicht imstande zu sein es zu tun, so könnte das nur böser 
Eigennutz sein, auf den Rücksicht zu nehmen die Arbeiter 
gewiß keine Verpflichtung hätten ®). 

Eines der Gefühle, das die italienischen Arbeiter am meisten 
peinigte und peinigt, ist überhaupt die Unkontrollierbarkeit der 
Unternehmerprofite im gegenwärtigen System. Attilio Cabiati, 
der bekannte Nationalökonom, hat als Ziel der Bewegung folgen- 
des dargestellt: strappare ai capitalisti l’immediata prepon- 
deranza morale e finanziaria; porre la fabbrica sotto il controllo 


1) Gino Prinzivalli, Le società industriali in Italia ieri ed oggi. 
Milano 1918. Treves, p. 26. 

+ V.Maltese, La vertenza dei metallurgici. im SupplementoEconomico 
del Tempo, 20 agosto 1920. 

*) Avanti, 20 April 192c. 
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continuo dei tre elementi capitale, lavoro ed impresa; interessare 
la massa alle operazioni che compie, sicchè sia indotta ad in- 
tensificare la produzione, senza dover temere, come oggi molto 
giustamente teme, che ogni maggior prodotto vada a tutto 
beneficio dei profitti: questo è, a mio avviso, il compito, sedu- 
cente anche dal punto di vista intellettuale, di coloro che vor- 
ranno continuare a dirigere le società umane. 

Anbei noch einige Koeffizienten der Unruhen: Der Abbau 
der Kriegswirtschaft geschah, wie überall, auch in Italien langsam 
und nicht ohne innere wie äußere Hemmungen und Schwierig- 
keiten. Die Kriegswirtschaft hatte sich ohnehin als langsam 
und mit einem Aufwand an Zeit, Kosten und Sachvergeudung 
arbeitend erwiesen, der nicht dazu angetan war, dem arbeitenden 
Volke vor dem »Bourgeois-Staat« Achtung einzuflößen ?). Nun 
ging der Abbau fast noch langsameren Schrittes von statten als 
die Arbeit dieser Maschinerie im Kriege: die Aemter provi- 
sorischen Ursprungs waren Selbstzweck geworden, ihren Inhabern 
widerstrebte nichts so sehr als ihre Auflösung ®). 

Die Geschichte der italienischen Arbeiter-Kontrollräte reicht 
bis in die Kriegszeit hinein °). Ihre Anfänge sind freilich völlig 
patronal. Zur leichteren Durchführung der Disziplin in den 
durch die Kriegsnotwendigkeiten außerordentlich an Zahl (auch 
durch den Eintritt erheblicher Massen von ‚weiblichen Arbeits- 
kräften) 1%) vermehrten Beständen von Arbeitern in der Metall- 
und Schwerindustrie wurden von den Unternehmern selbst ein- 
zelne Vertrauensmänner unter den Arbeitern ausgewählt und 
mit Kontrollbefugnissen ausgestattet. Diese Kontrolle erstreckte 
sich wohlverstanden lediglich auf die Arbeiter selbst. Nach dem 
Waffenstillstand und dem Erschlaffen der Disziplin begannen 
die Arbeiter sich indes allmählich ihre Kontrollmänner selbst zu 
ernennen, bisweilen allerdings auch die schon ernannten, insoweit 
sie sich auch vom Arbeiterstandpunkt aus »gut gehalten« hatten, 
zu bestätigen. Damit wechselte natürlich die Richtung der 

) Ettore Ciccotti, Esperimenti di Socialismo, in der Rivista 
d’Italia. Milano 1919, Vol. II, fasc. ı. 

°) EttoreLolini, La riforma della Burocrazia. Roma 1920. Voce. 

®) Wir folgen in diesem Punkte der interessanten Broschüre von Louis 
Hautecoeur, L’Agitation des Ouvriers M£tallurgistes en Italie. Paris 
1920. Société d’Etudes et d’Informations Econ., p. 7—10. 

10) Cf% Rob. Michels, Woman Labor in Italian Munition Factories, 


in Military, Historian and Economist Quarterly. Harvard University Press. 
Vol. III, N. 3 (July 1918). 
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Kontrollausübungen, indem sie sich, langsam aber sicher, sozu- 
sagen von unten nach oben umorientierte. Anfang I919 begann 
die Forderung laut zu werden, daß in allen Fabriken Arbeiter- 
kontrollräte zu errichten seien und die Unternehmer zu deren An- 
erkennung gezwungen werden müßten. Diese Forderung wurde 
zunächst nur in indirekter Form verwirklicht, indem in dem Kon- 
trakt, welchen namens der F. I. O M. (Federazione Italiana 
Operai Metallurgici, d. h. Metallarbeiterverband) die C. G. L. 
(Confederazione Generale del Lavoro) mit dem Unternehmer- 
verband abschloß, zur Ueberwachung der ausgemachten Be- 
dingungen: 48 Stunden-Wochen, Neuregelung der Löhne, 
besondere Bezahlung der Ueberstunden, ein von den Unter- 
nehmern akzeptierter Arbeiterrat bestellt wurde, dessen Funk- 
tionen freilich lediglich retrospektiv (Einhaltung des Paktes) ge- 
richtet sein sollten. Immerhin war von nun an zu der Errichtung 
von Arbeiterräten mit positiven und prospektiven Befugnissen 
entwicklungshistorisch gesprochen nur noch ein Schritt. 

Am lebendigsten ist in der Nachkriegszeit die Forderung 
italienischer Proletariermassen nach der Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel seitens der Landarbeiterschaft aufgestellt 
worden. Die im September 1919 bereits über eine halbe Million 
Mitglieder umfassende Federazione dei Lavoratori della Terra 
(Landarbeiter-Gewerkschaft) hat auf ihrem Kongreß gleichen 
Monats dieses Postulat sehr energisch verfochten !!). Vorher 
und nachher ist es nicht selten vorgekommen, daß Landarbeiter 
und Bauern unbebautes oder nicht genügend bebautes Land 
oder auch leerstehende Landhäuser und Schlösser mit Beschlag 
belegt und auf eigene Faust zu bewirtschaften begonnen hatten. 
In der Abwehr solcher Vorstöße einer teils zielgemäß, teils 
mehr instinktiv betriebenen Vergesellschaftungspolitik der Land- 
arbeitermassen hatte die Regierung unter dem Ministerium Nitti 
so wenig Energie an den Tag gelegt, daß sie selbst dem Vorwurf 
der Mittäterschaft nicht zu entgehen vermocht hatte 13). 

Um die gleiche Zeit wurde auch die erste Fabrik von den 
Arbeitern besetzt. Die Fabrik Mazzonis in Pinerolo, die einige 
Tausend Arbeiter beschäftigt. Die Arbeiter hatten begründete 





11) Avanti, 27. Sept. 1919. 

1) Umberto Ricci, La politica economica del ministero Nitti e 
gli effetti dell’ intervento economico dello Stato. Roma 1920. Ed. Voce.; 
vgl. auch Hautecoeur, l. c. p. 23 ff. 
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Lohnforderungen geltend gemacht und den abschlägigen Be- 
scheid der Unternehmer damit beantwortet, die Werkstatt zu 
besetzen. Die Regierung hatte, um Unruhen zu verhüten und 
zur Ueberwachung einen hohen Staatsbeamten zum provisori- 
schen Leiter der Fabrik ernannt, der von den Arbeitern auch 
angenommen worden war. Immerhin hatte Giolitti recht, wenn 
er später zur Verteidigung seines eigenen Beginnens auf dieses 
Vorkommnis seines Vorgängers im Amte als einer Begünstigung 
der Arbeiterschaft, die fast einer Autorisation zu deren Vorgehen 
gleichkam, hinweisen sollte 12). 

Der politischen Konjunktur der Arbeiterbewegung winkten 
bald noch günstigere Auspizien. | 

Durch Giolittis persönliche gewaltige Sachkenntnis in Ver- 
waltungsfragen, seine von realpolitischen Gesichtspunkten dik- 
tierte freundliche Stellung zur Arbeiterpartei, seine Ehrfurcht 
einflößende persönliche Unantastbarkeit, sein hohes aber kräf- 
tiges und aufrechtes Alter, nicht zuletzt aber auch durch die 
tiefe Unzufriedenheit des Volkes mit dem Ausgang des Krieges 
und dem Verhalten der Bundesgenossen, welches die Antikriegs- 
politik Giolittis nachträglich zu rechtfertigen schien oder doch 
wenigstens in weit milderem Lichte erscheinen ließ, entstand im 
Frühjahr 1920 in Italien eine Stimmung, stark genug, um das füt 
unmöglich Gehaltene wirklich geschehen zu lassen: Giovanni 
Giolitti, le conspué, wurde zum Ministerpräsidenten des Landes 
ernannt. Zu den Reformplänen, die er in die Regierung mitbrachte 
gehörte zweifellos eine Herabminderung des gewaltigen Ein- 
flusses, den die Großindustrie in den letzten Jahren in Italien, 
wie überall sonst, auf die Leitung der politischen Geschäfte ge- 
wonnen hatte. Schon Ende Juli kam es zu einem drastischen 
Zusammenstoß im Parlament, wo Giolitti gelegentlich der De- 
batte über einigen sozialistischen Abgeordneten durch den 
römischen Pöbel zuteil gewordene Mißhandlungen, die, wie ange- 
nommen wurde, auf Veranlassung oder gar auf Anstiften reicher 
Industrieller geschehen waıen, den Arbeitgebern und ihrem Anhang 
wörtlich die Drohung entgegenschleuderte: Il Governo ricer- 
cher& anche i mandanti, che devono esistere. Se qualcuno crede 
di influire sulla vita politica del Paese, coi miliardi guadagnati 
colla guerra, s'inganna a partito 1$). Zu deutsch: »Die Regierung 


13) Stampa, 28. Sept. 1919. 
14) Stampa, 23. Juli 1920 (N. 174). 
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wird es sich angelegen sein lassen, auch den Auftraggebern, die 
sicherlich ihre Hand im Spiel gehabt haben, auf die Spur zu 
kommen. Ueberhaupt wenn jemand da sein sollte, der sich 
einbildet, seine im Kriege gewonnenen Milliarden dazu benutzen 


zu können, das politische Leben unseres Landes zu beeinflussen, 


dann irrt er sich gründlich.« Diese harten und deutlichen Worte 
wirkten wie eine Kriegserklärung, und als solche auch wurden 
sie aufgefaßt. 

Das Regime Giolitti war von vornherein den Großindu- 
striellen abhold. Zwischen dem Ministerpräsidenten und ihnen 
bestanden tiefgreifende Meinungsunterschiede,. Bekanntlich gin- 
gen diese letztendlich bereits auf die ersten Monate des Welt- 
krieges zurück, in welchen Giolitti vergeblich versucht hatte, 
dem Eintritt Italiens in den Kampf entgegenzuarbeiten, hierbei 
aber neben dem Widerstand der Weltpolitiker, der akademischen 
Enthusiasten und Idealisten auch auf den erbitterten Wider- 
stand der GroBindustriellen gestoßen war, welche im kommenden 
Kriege gewaltige Verdienstmöglichkeiten witterten. Aus einer 
Reihe von Ursachen politischer und psychologischer Observanz, 
deren Erörterung nicht in den Rahmen dieses Berichtes hinein- 


. gehört, mußte die Richtung Giolitti unterliegen. Der Krieg 


brach aus, und sein Ausgang hat, trotz allem, den Gegnern des 
piemontesischen Staatsmannes recht gegeben. Indes ging nun 
während des Krieges alsbald eine Hetze gegen Giolitti los, die 
alle Symptome der Demagogie an sich trug und die in ihrer 
Leidenschaft selbst das Leben des Staatsmannes in Gefahr 
brachte. Dem nun plötzlich wieder zu Macht gelangten Giolitti 
für diesen Teil seiner Verfolger und Peiniger Vorliebe zuzumuten, 
wäre menschlich zu viel verlangt gewesen. 

Ein weiteres Element der Krise bestand in der Bedrohung 
der Automobilindustrie durch die Absicht der Regierung, eine 
kräftige Heranziehung der Automobilbesitzer zur Besteuerung 
herbeizuführen sowie, von noch unmittelbarerer Wirkung, durch 
den schnellen Verlust der ehemaligen, sich während des Krieges 
so glänzend bewährt habenden, ausländischen Absatzgebiete. 
Frankreich, Portugal, Holland,Griechenland, Oesterreich, Deutsch- 
land erließen teils Einfuhrverbote, teils diesen nahekommende, 
äußerst hohe Zollerhöhungsbestimmungen für fremde Automobile. 
In der Kammer machte der Sozialist Casalini mit Recht darauf 
aufmerksam, daß die einzige Rettung der italienischen Auto- 
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mobilindustrie in der Metamorphose derselben aus einer aus- 
gesprochenen Luxusindustrie in eine für den Konsum der breiten 
Massen des eigenen Landes bestimmten Massenartikelindustrie, 
mit anderen Worten in der Produktion ganz billiger, selbst 
auch Arbeitern zugänglicher Kraftfahrzeuge nach amerika- 
nischem Muster zu suchen sei. Dabei wurde sozialistischer- 
seits ganz ausdrücklich zugegeben, daß sich die Metallindustrie 
in Italien an einem sehr schweren Wendepunkt ihrer Geschichte 
befände 15). Der Charakter einer Wirtschaftskrise war nicht zu 
leugnen. 

Der Schwerpunkt der proletarischen Unzufriedenheit in der 
Metallindustrie lag in Turin. 

Turin ist zugleich Sitz der etwa 50 000 Arbeiter beschäftigen- 
den Fiatwerke, des mächtigsten Munitions- und Automobil- 
betriebes Italiens, und Zentrum der sozialrevolutionären Be- 
wegung. Seit 1916 erscheint hier täglich eine Sonderausgabe 
des sozialistischen Zentralorgans, des Avanti. Im September 
1917, mitten im Weltkrieg, brach hier, in der alten Hauptstadt 
Piemonts, von wo die Einigung Italiens ausgegangen war, der 
Stadt des monarchischen Patriotismus, jener Aufstand aus, der 
eine Zeitlang selbst die Kriegführung lahmzulegen drohte und 
blutig niedergeschlagen werden mußte. Im Sommer 1919 gründete 
dort eine Gruppe sozialistischer Intellektueller eine Studienzeit- 
schrift L’Ordine Nuovo (Die neue Ordnung), die alsbald begann, 
die Versuche Louis Blancs zur Organisation der Arbeit einer 
historischen Analyse zu untersuchen. 

In der Arbeiterschaft waren mehrere Strömungen vertreten. 
Eine politisch-kommunistische und eine gewerkschafts-syndika- 
listische. 

Ein starkes Argument für die Durchführung der Fabrik 
kontrolle, das in gelegentlichen Gesprächen in Eisenbahnen, 
Trams und Cafes mit ziemlicher Beredsamkeit verfochten wurde, 
lautete dahin: die Höhe der Profite auf der einen, und die Gering- 
fügigkeit der Arbeitsleistung der Unternehmer auf der anderen 
Seite gehe daraus hervor, daß die ganz überwiegende Mehrzahl 
derselben ihre Familien fast vier Monate lang und oft darüber 
hinaus in sehr teuren Sommerfrischen, sumptuösen Villen, Hotels 


15) Giulio Casalini, I tentativi di ricostruzione di Giovanni Gio- 
litti. Roma 1920. Cam. dei Deputati, p. 7/8. 
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am Strand oder in den Alpen unterbringe und an diesen Ferien 
auch für ihre eigene Person über Gebühr teilnehme. In der Tat 
sei beim Ausbruch des Konfliktes Ende August die Mehrzahl der 
sogenannten Wirtschaftsleiter erst Hals über Kopf aus dem Wohl- 
leben auf dem Land an ihren Arbeitsort zurückgekehrt, Hals 
über Kopf, um zu retten, was noch zu retten sei. Aus all dem 
könne ersehen werden, daß die Funktion der Unternehmer als 
Betriebsleiter stark hinter derjenigen als bloße Kapitalisten 
zurücktrete. 

Die äußere Veranlassung zu der proletarischen Aktion 
bestand in einem technisch-historisch zwar komplizierten, aber 
innerlich doch sehr einfachen Zusammenhang, der sich für unsere 
Zwecke in ganz wenigen Worten kennzeichnen läßt: auf ein vom 
Metallarbeiterverband gestelltes Ansinnen auf Lohnerhöhung, 
das mit der Produktion wie der Konsumtion entnommenen Argu- 
menten gestützt wurde, antworteten die Unternehmer abschlägig, 
indem sie sich auf den schlechten Geschäftsgang beriefen. In 
einigen Fabriken, zumal der Lombardei, wurde daraufhin von 
den Arbeitern Obstruktionismus im Sinne verlangsamter Arbeits- 
leistung als Druckmittel empfohlen und gehandhabt. Daraufhin 
erfolgte seitens der Metallindustriellen die allgemeine Arbeiter- 
aussperrung (serrata), die teils ausgeführt, teils als Drohung 
ausgesprochen wurde. Als Antwort darauf wurde statt des üb- 
lichen Generalstreiks die Besetzung der Fabriken beschlossen 
(27. August). 

* r * 

Der Hergang der Besitzergreifung ergab ein ziemlich schema- 
tisches Bild, das sich gut in einigen markanten Zügen zeichnen 
läßt. In Mailand, wo am 3I. August sogleich 280 Betriebe, 
darunter mehr als 100 Kleinbetriebe besetzt wurden, und von 
wo aus sich die Bewegung schnell über Nord- und Mittelitalien 
ausbreitete, vollzog sich dieser Akt einfach dadurch, daß die Ar- 
beiter auf geheime Verabredung, von der selbst ihre Familien 
nichts vorher erfuhren, abends in den Fabrikräumen verblieben, 
sich das Essen dorthin kommen ließen und die Säle in dormitoi 
(Schlafsäle) verwandelten. Die Höfe wurden zur Abhaltung von 
Leibesübungen benutzt. 

Ursprünglich war Präsenzzwang der Arbeiter in der Fabrik 
Vorschrift. In Mailand wurde den Frauen, die in der Furcht, die 
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Fabriken möchten von den Truppen beschossen und gestürmt 
werden, lebten, nicht einmal gestattet, ihre jüngeren Söhne mit 
nach Hause zu nehmen. Nur einige alte Arbeiter erhielten unter 
dem Versprechen, morgens früh wieder zur Stelle zu sein, die 
Erlaubnis, nach Hause schlafen zu gehen. An den Toren und 
in der nächsten’ Umgebung der Fabriken richteten die Arbeiter 
sofort einen strengen Wachtdienst ein. Niemand, auch die 
Arbeiter selbst nicht, durfte ohne Untersuchung die Tore pas- 
sieren. Das Fernhalten fremder Elemente und die Besorgnis vor 
Verrat aus den eigenen Reihen spielten eine beträchtliche 
Rolle 28). | | 

Die Militärbehörden ihrerseits hatten an einigen besonders 
gefährdeten Stellen der Stadt Kanonen auffahren lassen. Die 
Erregung, die dadurch erzeugt wurde, in ideeller Konkurrenz 
mit der Absicht der Regierung, möglichst ohne Blutvergießen 
aus dem furchtbaren Konflikt herauszukommen, führte schließ- 
lich zur Beseitigung dieser bedrohlichen, als Provokation empfun- 
denen Maßregel. 

Inzwischen wurde die militärische Organisation der Arbeiter 
in den Fabriken immer weiter und straffer ausgebaut. 

Das Einrücken der Arbeiter in die Fabriken und deren Be- 
sitznahme führte häufig auch zu einer Abrechnung mit den 
Gelben, oder wie sie nunmehr genannt werden, den Weißen 
(bianchi). In der Tat wurden hier und dort diejenigen Arbeiter, 
die sich den Gewerkschaften nicht angeschlossen hatten oder 
nicht anschließen wollten, von ihren Kollegen entlassen. Auch 
sonst ist es manchmal hart zugegangen. Die Fabrikanten oder 
ihre Aufseher und Direktoren, die in der Fabrik selbst ihre 
Wohnsitze hatten, wurden, oft ziemlich unsanft, herausgesetzt. 


16) Von der Strenge der Kontrolle gibt ein tragikomisches Vorkommnis 
Kunde, das drei nächtlichen Spaziergängern, einem Offizier, einem jungen 
Doktor beider Rechte und einem Eisenbahnbeamten passierte, die, wohl von 
Neugier getrieben, den Fabrikbetrieben zu nahe gekommen waren. Sie wurden 
von den roten Garden festgenommen und in Gewahrsam gesetzt, tagsüber 
freilich stundenlang zur Zwangsarbeit angehalten, da swer nicht arbeitet, auch 
nicht essen darfe. Man hat sie dann aber, als man sah, es mit unschuldigen 
Leuten zu tun zu haben, freiwillig wieder frei gelassen, nachdem sie ein Do- 
kument unterschrieben hatten, in welchem sie das feierliche Gelöbnis ablegten, 
sich überzeugt zu haben, daß in den Betrieben tatsächlich gearbeitet werde 
und daß sie auch in Zukunft an keiner gegen die Arbeiter gerichteten Aktion 
teilzunehmen gedächten. Außerdem mußten sie das Zurechtgeschehensein 
ihrer Verhaftung und Untersuchungshaft unterschriftlich anerkennen (Stampa, 
vom 8. September). 
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Es war das weniger als Strafe oder Verjagung, denn vielmehr 
als Maßnahme militärischer Notwendigkeit gedacht. Man konnte 
den Feind doch nicht im eigenen Hauptquartier dulden. Die 
Organisation der Arbeiter war streng militärisch, nicht nur in 
dem Sinne, daß die Besetzung und Behauptung der Fabriken 
bewaffnet erfolgte und daß, wer immer sich den Eingängen 
näherte, einen wahren Wall von Flinten und Kanonen vor sich 
hatte, gleich als ob er einer Festung nahekam, sondern auch 
in dem Sinne, daß strenge militärische Disziplin und Unter- 
ordnung in den Massen herrschte, mit allen nötigen Attributen 
des Wachestehens, der Ablösungen und nötigenfalls des Arrestes. 
Die mit roten Fahnen geschmückten Burgen waren eben 
von Massen erobert worden, die frisch aus dem Weltkrieg 
heraus kamen und mit Waffen umzugehen wußten. Zu 
Zwischenfällen kam es trotz der abwartenden Haltung der Regie- 
rung häufig. Schießereien, meist aus Nervosität, Furcht vor 
Ueberfällen usw. standen auf der Tagesordnung. 

Die Blutigkeit der Turiner Vorgänge, die sich ja fast über den 
Zeitraum eines Monats erstreckten, ist im Ausland ganz be- 
deutend übertrieben worden. Nach den Aussagen des uns persön- 
lich bekannten Generalgerichtsarztes Prof. Tovo, beläuft sich 
die Zahl der beiderseitigen Opfer auf 16 Tote. Das ist immerhin 
keine allzu beträchtliche Zahl. d 

Die militärische Bewachung der Fabriken absorbierte in 
den ersten Tagen auch einen guten Teil der ohnehin nicht stark 
vorhandenen Arbeitskraft. Indes wurde bald der Wachdienst 
durch die Bewaffneten so eingerichtet, daß die Mehrzahl der 
Arbeiter nachts über abkömmlich waren und ruhig nach Hause 
schlafen zu gehen vermochten. Später gab sich dann jede Fabrik 
ihre eigene militärische Organisation (guardie rosse), die jedoch 
einen Körper für sich bildete und zumeist nicht mehr aus Ar- 
beitern der Fabrik, sondern der vollkommeneren Arbeitsteilung 
wegen aus jungen Leuten ohne feste Beschäftigung, die aber 
den Krieg in den ersten Linien mitgemacht hatten und mithin 
über militärische Erfahrung verfügten, und die in Momenten der 
Gefahr in ihrer Eigenschaft als junge Leute ohne Familie ihr 
Leben leichter aufs Spiel setzen konnten, zusammengesetzt war 17). 
Die Organisation und Hierarchie war der im Heer üblichen gleich. 
Die Soldaten waren nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet und 


17) Stampa, 9. Sept. 
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erhielten den gleichen Lohn der Arbeiter. Dagegen belief sich 
ihre Arbeitszeit auf 12 Stunden. 

Auch Sonntags über blieben die Fabriken natürlich besetzt. 
Doch wurden Feiern abgehalten. Die Arbeiter ließen vielfach 
ihre Familien kommen und hielten unter Reden und Singen 
fröhliche Tafelrunden in den Fabriksälen ab. Bisweilen statteten 
sich Abteilungen von ihnen auch untereinander Besuche von 
Stadt zu Stadt ab, so von Turin nach Mailand, um sich dort 
umzusehen und Erfahrungen auszutauschen. 

Auch Versuche einer Eingliederung der Frau in das System 
der Fabrikbesetzung haben stattgefunden. Manchenorts ließen 
sich Frauen als Rotgardistinnen zu Wachdiensten verwenden. 
In dem Arbeiterviertel an der Barriera di Milano in Turin wurden 
sogar am 6. September nachts versuchsweise die Arbeiterinnen 
alarmiert. Andie Iooo Frauen stellten sich ein. Viele unter ihnen 
hatten ihre Kinder im Arm oder an der Hand. 

Indes stellten die fabrıkbesitzenden Arbeiter zweifellos cine, 
wenn auch beträchtliche, Minderheit dar, da die Mehrheit der 
Arbeiter sich einfach zu Hause hielt und eine weitere sehr be- 
trächtliche Minderheit sogar die Stadt verließ, um zu Freunden 
und Verwandten aufs Land zu wandern und die günstige Ge- 
legenheit zu benutzen, Ferien zu machen. Die Minderheit in den 
Fabriken machte sich sofort daran, die vorhandenen aufgefun- 
denen Rohstoffe zu verarbeiten. Indes, wenn schon der Verkauf 
der Fabrikate wegen der Aengstlichkeit der Abnehmer, die be- 
fürchten mußten, als Hehler vor Gericht zu kommen, schlecht 
ging, so ging es mit der Neubeschaffung der Rohmaterialien 
seitens der revolutionären Arbeiter noch schlechter. Die Schwie- 
rigkeiten, die ihnen erwuchsen, zeigten klar, daß sich die Soziali- 
sierung der Großindustrie ohne die der Banken und Rohstoff- 
bezugsquellen nicht durchführen läßt. Dazu kam, daß ein Groß- 
teil der benötigten Rohstoffe aus dem Ausland kommen mußte, 
dieses aber nicht daran dachte, bei so unsicherer wirtschaftlicher 
und gesetzlicher Basis, wie sie die von den Arbeitern besetzt 
gehaltenen und betriebenen Unternehmungen besaßen, zu liefern. 
So wurde die Selbstproduktion der Arbeiter — rebus sic stantibus, 
denn nur darum handelt es sich im konkreten Fall — Tag für 
Tag problematischer. Der Versuch der Fabrikleitung durch die 
Arbeiter wurde also durch die mangelhafte Rentabilität in Frage 
gestellt. 


Ueber die Versuche einer Besetzung der Betriebe usw. 483 


Die zweite Periode des Kampfes wird gekennzeichnet durch 
das bewußte Uebergreifen der Bewegung auf die der Metall- 
industrie nicht angehörigen Betriebe. So wurden z. B. in Mailand 
am Io. September 22 Schuhfabriken und in Turin 200 chemische 
Betriebe sowie 4 Gummifabriken besetzt. Die Ursachen dieses 
Beginnens haben zwei verschiedene Wurzeln. Einmal eine psycho- 
logische, in der loi de l’imitation begründete. Dann aber auch 
eine durchaus praktische. Denn es stellte sich immer mehr heraus, 
daß sich die Sozialisierung nicht einseitig auf ein Rädchen des 
gewaltigen, komplizierten, ineinandergreifenden Mechanismus der 
modernen Produktion (ingranaggio) beschränken konnte. Vor 
allen Dingen beweiskräftig war hierfür das allmähliche Ausgehen 
der Bestände an gewissen Warenmaterialien in den Fabriken. 
So benötigten z. B. die Turiner Automobilfabriken bereits nach 
einer Woche neue Vorräte an Gummireifen. 


* % 
* 


Auch in das Postwesen griff die Fabrikbesetzung ein. 
Die Turiner Unternehmer wandten sich sofort nach der Be- 
setzung ihrer Betriebe durch die Arbeiter an die Postverwaltung 
mit der Bitte, alle Briefschaften an ihr eigens in der Stadt ein- 
gerichtetes Zentralbureau bestellen zu lassen; einige Fabrikanten, 
noch vorsichtiger, gaben Anweisung, die an sie adressierten 
Postsachen lagern zu lassen, bis sie sie abholen ließen. Indes 
wurden diese Anweisungen nicht vollständig durchgeführt. Die 
organisierten Arbeiter verlangten, daß die Post alle an die Unter- 
nehmung gerichteten Briefe und Drucksachen ihnen in die 
Fabriken ausliefere, sintemalen sie nunmehr die Betriebsleiter 
und als solche an den Aufträgen usw. interessiert seien. Die 
unteren Postbeamten schlossen sich zum guten Teil dieser Auf- 
fassung an und trugen die Briefsachen dementsprechend aus. 
In den kleineren Betrieben, wo der mitarbeitende Unternehmer 
an seiner Stelle belassen war, pflegten freilich die Arbeiter nach 
Eröffnung und Durchsicht die Briefe an diesen weiterzugeben 
und später häufig auch darauf zu verzichten, zumal sie aus dem 
Inhalt der Einsendungen nicht immer klar wurden 18). An 
anderen Orten, zumal Liguriens, wurden von den Postbeamten 
und zumal den Telegraphenboten Sendungen überhaupt grund- 
sätzlich nur an Adressaten abgeliefert, deren sozialistische Ge- 





18) Stampa. 
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sinnung außer Zweifel stand, während über die bürgerlichen 
Adressaten kurzerhand die Briefsperre verhängt wurde. 

Eine ähnliche Unterstützung wie bei den Postbeamten 
fanden die Metallarbeiter auch bei den Typographen. Ein in 
lebhaften Ausdrücken gehaltenes Zirkular der Liberalen Turins 
(Associazione Liberale Democratica) wurde zwar gesetzt, aber 
die Verteilung desselben wurde vom Buchdruckerverband (Fe- 
derazione del Libro) verhindert 19). 

Wichtiger noch war die Unterstützung, welche den Ar- 
beitern durch die Eisenbahner zuteil wurde. Diese waren zumal 
bemüht, soviel an ihnen lag, den besetzten Fabriken die Roh- 
materialien zuzuführen. So z. B. wurden am 8. September in 
Turin 28 Waggons, frisch angekommen, in ausdrücklicher Nicht- 
beachtung des Verbotes der Eisenbahndirektion, den Arbeitern 
überliefert 2). Sie enthielten Steinöle, Benzin, Holz, Stahl. 
Auch im übrigen betrachteten es die Eisenbahner, ohne Besorg- 
nis vor Konflikten mit dem aufgebotenen Militär, als Pflicht, ihre 
»Brüder« von der Metallindustrie mit der für die Fortsetzung 
ihres Kampfes erforderlichen »Munition« zu versehen. 

Weitgehendes Verständnis fand die sozialistische Politik bei 
der katholischen Volkspartei. Sie billigte am 13. September 
das Vorgehen der Metallarbeiter und stellte als Ziel die Gewinn- 
beteiligung der Arbeiter und die genossenschaftliche Verwaltung 
der 'Betriebe auf. 

* P * 

Die Fabriken sind im ganzen zweiundzwanzig Tage lang 
von den Arbeitern besetzt gewesen. 

Die Forderungen der Arbeiterorganisationen, vertreten durch 
den Arbeiterbund, welche der Regierung offiziell übergeben 
wurden, hatten folgenden Wortlaut: »Da der Arbeiterbund be- 
stätigt, daß er durch die Einführung des Kontrollrechts die 
Beziehungen zwischen den Fabrikbesitzern und den Arbeitern 
zu verbessern gedenkt, da er darin eine Erhöhung der Produktion 
sieht, der die wirtschaftliche Wiederaufrichtung des Landes 
unterworfen ist; da der nationale Bund der Industriellen sich 
dem Versuch der Einführung der Kontrolle im angegebenen 
Sinne nicht widersetzt, bestimmt der Ministerpräsident: Es wird 


19) Stampa, 7. Sept. 
20) Stampa, 9. Sept. 
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eine paritätische Kommission gebildet, die sich aus 
sechs Mitgliedern zusammensetzt, worunter je zwei Mitglieder 
der technischen und je zwei der administrativen Richtung. Diese 
Kommission wird der Regierung Vorschläge unterbreiten zur 
Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfes über die Organi- 
sation der Industrien auf der Grundlage des Mitsprache- 
rechtes der Arbeiter in Form der technischen 
undfinanziellen Kontrolle der Industrien und ihrer 
Verwaltung. Die Kommission wird auch Vorschläge für die 
Ausarbeitung von Reglementen betr. Anstellung und Entlassung 
der Arbeiter vorlegen. Das Personal wird wieder an seine Plätze 
zurückgeführt. Sollten sich jedoch Differenzen ergeben, so wird 
eine Kommission, bestehend aus zwei Mitgliedern der Fabrik- 
besitzer und zwei Mitgliedern der Arbeiterschaft, die zu er- 
greifenden Maßnahmen festsetzen« 2). 

Am 13. September vereinigten sich in Mailand die Indu- 
striellen der Lombardei und nahmen einen Rapport der Metall- 
industriellen über die in ihren Betrieben gezahlten Arbeiterlöhne 
entgegen. Mit Nachdruck wurde die Tatsache hervorgehoben, 
daß geschickte Arbeiter bis zu 40 Lire pro Tag verdienten. Die 
Tagesordnung, die daraufhin angenommen wurde, forderte ge- 
bieterisch die Wiederherstellung des gesetzlichen Zustandes durch 
die unverzügliche Räumung der Betriebe durch die Arbeiter. 

Zu gleicher Zeit mit Verhandlungen in Mailand zwischen 
Industriellen und Arbeiterbund fanden Besprechungen zwischen 
dem Bund der Genossenschaften und der Regierung in Rom 
statt, zur Beschleunigung der gesetzlichen Uebernahme aller 
staatlichen und privaten Werften und Waffenfabriken durch die 
Genossenschaften. Nach dem Programm der Genossenschaften, 
mit dem sich auch der Arbeitsminister einverstanden erklärte, 
sollte die Metallindustrie auf genossenschaftliche Basis ge- 
stellt werden, und zwar nach folgenden Richtlinien: Un- 
mittelbarer Betrieb und Verwaltung der staatlichen Unternehmen 
durch die Arbeitergenossenschaften unter Beibehaltung des staat- 
lichen Besitzes; käufliche Uebernahme derjenigen Privatunter- 
nehmen, die der Genossenschaftsbund mit seinen Kapitalien und 
Kreditmitteln versorgen kann; genossenschaftlicher Betrieb der 
anderen Fabriken und Unternehmen, deren Finanzierung schwie- 


2) Betrachtungen zum italienischen Metallarbei- 
terstreik,indenBaslerNachrichten, 1920, 2. Beilage zu Nr. 513. 
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rig oder unmöglich wäre. Diese würden im Besitze der Kapita- 
listen bleiben, während die Arbeiter den Betrieb übernehmen 
und dem Anlagekapital dabei einen mäßigen Zinsfuß und eine 
Gewinnbeteiligung ausrichten würden. 

Giolitti langte in Turin am 16. September an. Er begann 
sogleich einen starken Druck auf die Industriellen auszuüben. 
Insbesondere machte er geltend, daß wie das schon in den Konflikts- 
tagen vor seiner Ankunft tagtäglich von seinem Leibblatt, der 
von dem gegenwärtigen italienischen Botschafter in Berlin, 
Senator Giuseppe Frassati, geleiteten Stampa ausgeführt worden 
war, das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit eben heute 
ein anderes geworden sei und dem Rechnung getragen werden 
müsse. Der Standpunkt des Herrn-im-Hause-seins sei nicht 
mehr aufrecht zu erhalten. Geschehe es seitens der Fabrikanten 
dennoch, so müsse dieser Standpunkt als staatsfeindlich be- 
trachtet und dementsprechend behandelt werden. Giolitti trat 
also generell für die Annahme des Postulats der Arbeiter nach Be- 
triebskontrolle ein und forderte die Arbeitgeber energisch auf, 
auf alle Absichten der Aufstellung von Gegenforderungen und 
auf Maßregelungen von Rädelsführern bei der Besetzung der 
Fabriken Verzicht zu leisten. Auf den ihm bei einer Sitzung 
gemachten Vorwurf eines Industriellen, er habe übel daran 
getan, die rebellischen Arbeiter nicht einfach zusammenschießen 
zu lassen, antwortete er kalt, er werde vorkommendenfalls damit 
beginnen, das Feuer auf die Fabrik des Sprechers selbst richten 
zu lassen. Sein Benehmen war sehr frei und ungezwungen. Unter 
anderem sagte er, daß es nicht mehr angängig sei zu gestatten, 
daß Tausende und Abertausende von Arbeitern vom guten 
Willen eines Einzelnen abhingen, ohne zu wissen, was in der 
Fabrik vorgehe (senza sapere cosa fanno nè dove vanno) ®). 
Auch im politischen Leben der Staaten seien die absoluten 
Monarchien gefallen und haben den konstitutionellen Platz 
gemacht. 

Die Lage, in welcher sich die Regierung der geschaffenen 
Sachlage gegenüber befand, wurdespäter von Giolitti selbst in der 
abschließenden Senatssitzung vom 26. September folgender- 
maßen dargestellt: Die Unterdrückung der Fabrikbesetzung 
durch die bewaffneten Arbeiter, wie sie von den bürgerlichen 
Parteien mit so großer Leidenschaftlichkeit gefordert wird, ist 


22) Cabiati im Secolo, zit. im Economista von ıo. Okt. 1920. 
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undurchführbar, und zwar sowohl aus technischen wie aus 
juristischen Gründen. 

Aus technischen: Die Zahl der die Fabriken besetzenden 
Metallarbeiter beläuft sich auf etwa eine halbe Million, die sich 
auf 600 Betriebe verteilt. Die Besetzung der Fabriken und ihre 
Umwandlung in Garnisonen würde die gesamte Armee, soweit 
sie überhaupt dazu verfügbar gewesen wäre, in Anspruch ge- 
nommen haben. Woher hätte die Regierung denn die Kräfte 
hernehmen sollen, um die nunmehr außerhalb der Fabrik ver- 
bleibenden 500 000 Arbeiter zu überwachen ? 

Aus juristischen: Zunächst ist die Besetzung der Fabriken 
durch die Arbeiter zweifellos strafbar. Es liegt Hausfriedens- 
bruch vor. Aber er ist begangen worden von einer halben Million. 
Da läßt sich das Zivilgesetz nicht anwenden. Alle Metallarbeiter 
wegen dieses Deliktes einzeln vor den Kadi zitieren, würde 
praktisch undurchführbar sein und eine Wirkung nur auf die 
Lachmuskeln erzielen. Zwar hätte es noch ein anderes Mittel 
gegeben, die Gesetzesbrecher zu strafen, nämlich den Truppen den 
Befehl zum Schießen auf sie zu geben. Das wäre dann der Todes- 
strafe gleichgekommen, während der Gesetzgeber für Haus- 
friedensbruch nur leichte Strafe vorsche 2). 

Dieser Standpunkt wurde der Sachlage auch nicht einiger- 
maßen entsprechend gerecht, aber er ließ den festen Willen 
der Regierung erkennen, dem fürchterlichen Ernst eine möglichst 
heitere Seite abzugewinnen und zum bösen Spiel heitere Miene 
zu machen. Ä 

Am 17. September stellten die Arbeiter, ungeduldig gewor- 
den, die Drohung auf, sie werden ihre Abgeordneten zurückrufen, 
wenn der Karren nicht schneller sein Ziel erreiche. Die Arbeit- 
geber antworteten am selben Tage auf das Ultimatum mit einer 
Tagesordnung, worin von den Arbeitern die sofortige Räumung 
der besetzt gehaltenen Betriebe und eine Entschädigung für die 
erlittenen Verluste gefordert wurde. Das Kontrollrecht wurde 
gleichzeitig akzeptiert, aber nur im Sinne einer friedlichen Zu- 
sammenarbeit und auf dem Boden des Gesetzes. Dagegen stellten 
die Arbeiter neben dem Verlangen auf Verzicht auf irgendwelche 
Maßregelungen die Forderung der Lohnzahlung für die während 
der Besetzungszeit von ihnen geleistete Arbeit auf, bzw. wieder 
auf. 


—- 
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Unter den Forderungen, welche die Arbeiterorganisationen 
bezüglich der Einzelheiten des Kontrollrechtes der Arbeiter in 
den Betrieben stellten, seien folgende hervorgehoben #): 

$ 6. Dem Rat liegt das Recht ob, zu entscheiden, für 
welche Art der Arbeitsleistung der einzelne Arbeiter am besten 
tauge und sie ihm zuzuweisen. 

$ 8. Der Rat hat die besonderen und generellen Ausgaben 
zu prüfen, zumal um die Ausgaben der gegenwärtigen Privat- 
eigentümer und Direktoren zu beschränken. Die letztgenannten 
erhalten Mitteilhaberschaft am Reingewinn. 

$ 10. Der Rat hat darauf zu bestehen, daß die Arbeitgeber 
die Arbeitswerkzeuge liefern. 

$ ir. Der Rat muß verhindern, daß künstliche Wirtschafts- 
krisen ausbrechen. 

$ 12. Der Rat muß die Entstehung von Dumping, d. h. 
der periodischen Ueberschwemmung des Marktes durch billige 
Waren verhindern. 

Es sind also in Italien, wie wir das auch aus anderen Ländern 
wissen, Anzeichen dafür vorhanden, daß die Arbeiter das Taylor- 
system nicht mehr d’amblee ablehnen, wie das seinerzeit z. B. 
die französischen Arbeiter in der Vorkriegszeit mit dem freilich 
unter bestimmten Bedingungen sehr berechtigten Stichwort deı 
Organisation du Surmenage taten 25). Auf der anderen Seite ist 
die Absicht einer größtmöglichen Belastung der Unternehmer 
offenbar. 

Bei diesen Verhandlungen ist als interessant die Tatsache 
zu buchen, daß beide Parteien mit an erster Stelle durch Juden 
vertreten waren, die Industriellen sogar an erster Stelle, durch 
Dr. Olivetti, Abgeordneter und Generalsekretär ihres Bundes, 
die Arbeiter durch Dr. Terracini in Turin und Bruno Levi, Ar- 
beitersekretär in Sestri Ponente (Genua). Ein nicht belangloser 
Beitrag zur Bedeutung, die das, Judentum selbst in einem so 
judenarmen Lande wie Italien (etwa 44 000 Juden zu etwa 
38 Millionen Christen) erlangt hat. Daß sich die Juden vielfach 
auf beiden Seiten als Führer im Kampfe betätigen, schließt 
übrigens, zum mindesten für Italien, die (antisemitische) These 

aus, die Juden »machten« die soziale Revolution. 


24) Battaglie Sindacali, (Zentralorgan der Generalkommission der Gewerk- 
schaften, zitiert im Economista (14. Nov. 1920). 

235) Vgl. Emile Pouget, L’Organisation du Surm&nage: Le Systeme 
Taylor. Paris 1914. Rivière. 70 Seiten. 
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Die völlige Einigung ließ sich indes noch nicht erzielen 
(18. September). Giolitti rief deshalb beide Parteien nach Rom 
und begann unverzüglich dort neue Sitzungen, deren Abschluß in 
Form eines ministeriellen Memorandums veröffentlicht wurden: 
»Nachdem der Allgemeine Arbeiterbund die Fragen der Produk- 
- tion in Italien geprüft hatte, stellte er fest, daß es zur Erlangung 
eines besseren Ertrages unbedingt notwendig ist, das Gleich- 
gewicht herzustellen zwischen dem Verbrauch, der infolge neuer Be- 
dürfnisse und neuer Existenzverhältnisse sich beträchtlich er- 
höht hat und der aus Gründen, die mit dem Krieg zusammen- 
hängen, merklich reduzierten Produktion. Es ist ebenfalls not- 
wendig, die Einfuhren herabzusetzen und dadurch den 
Kurs der italienischen Währung wieder auf normale Höhe 
zu bringen. Um außerdem zu vermeiden, daß die unvollständige 
Kenntnis der Verhältnisse in der Industrie den Industriellen die 
Möglichkeit gibt, eine Verbesserung ihrer Lage zu verlangen, auch 
wenn sie nicht gerechtfertigt sein könnte, müssen die zwischen 
Kapital und Arbeit bestehenden Beziehungen in der Weise abge- 
ändert werden, daß die Arbeiter mittels ihrer Syndikate die 
Möglichkeit besitzen, vom tatsächlichen Stande der Indu- 
strien und ihres technischen und finanziellen Funktionierens 
Kenntnis zu nehmen und durch die Vermittlung ihrer Fabrik- 
r äte, die aus den Gewerkschaften hervorgehen, zur Anwendung 
der Reglemente beitragen, die Anstellung und die Entlassung des 
Personals kontrollieren und so die normale Abwicklung des 
Fabriklebens durch die Sicherung der notwendigen Disziplin 
fördern zu können« ®®). 

Daran anschließend erschien einige Tage später das Dekret, 
das seiner Wichtigkeit wegen im Wortlaut des Originals wieder- 
gegeben werden möge ?7). 

Premesso che la Confederazione Generale del Lavoro ha 
formulato la richiesta di modificare i rapporti finora intercorsi 
tra datori di lavoro ed operai, in modo che questi ultimi, traverso 
i loro Sindacati, siano investiti della possibilità di un controllo 
sulle industrie, motivandolo con l'affermazione che con simile 
controllo è suo proposito di conseguire un miglioramento di 
rapporti disciplinari tra datori e prenditori d’opera e di un 
aumento della produzione, al quale è a sua volta subordinata 





20) Stampa, 21. Sept. 
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una fervida ripresa della vita economica del paese; premesso 
che la Confederazione generale dell Industria non sì oppone a 
sua volta a che venga fatto l'esperimento di introdurre un con- 
trollo per categorie di industrie ai fini di cui sopra; 

IL PRESIDENTE DEL CONSIGLIO DEI MINISTRI 
PRENDE ATTO DI QUESTO ACCORDO E DECRETA: 

Viene costituita una Commissione paritetica formata da sei 
membri nominati dalla Confederazione Generale dell’ Industria e 
sei dalla Confederazione Generale del Lavoro, tra cui due tecnici 
o impiegati per parte, la quale formuli quelle proposte che pos- 
sano servire al Governo per la presentazione di un progetto di 
legge, allo scopo di organizzare le industrie sulla base dell'inter- 
vento degli operai al controllo tecnico e finanziario o alla am- 
ministrazione dell’azienda. La stessa Commissione proporrà le 
norme per risolvere le questioni relative allosservapza dei 
regolamenti ed alla assunzione ed al licenziamento della mano 
d’opera. Il personale riprenderà il suo posto. Quando però la 
presenza nello stesso reparto o stabilimento di operai e loro 
capi sia divenuta incompatibile, una Commissione composta di 
due membri designati dagli industriali e due designati dagli 
operai stabilirà le misure da prendere. 

Als Ergänzung hierzu hatten die Industriellen in der ent- 
scheidenden Sitzung folgende Erklärung zu Protokoll gegeben: 

»Premesso che gli operai meccanici chiedono — e glin- 
dustriali non concedono — la retroattivitä degli aumenti al 
1.° luglio e il pagamento delle giornate d'occupazione; che 
gl’industriali a loro volta chiedono — e gli operai non consentono 
— il pagamento degli eventuali danni; tenuto conto dele diffi- 
coltà di accertare la produzione; le parti concordano di far 
decorrere le nuove paghe, anzichè dal giorno della nuova ripresa 
del lavoro, dal 15 luglio del corrente anno, escluso ogni altro 
compenso posteriore al giorno dell’occupazione degli stabili- 
menti. 

»Per gli stabilimenti occupati, non compresi nel concordato 
dei metallurgici, resta concordata in massima la compensazione 
fra i danni eventuali e l'eventuale produzione, rimanendo riservato 
alle singole parti di procedere, caso per caso, a liquidazioni 
equitative. Le eventuali somme liquidate verranno assegnate 
proporzionalmente a tutti coloro che erano presenti nel giorno 
precedente l'occupazione. 
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»Si da atto che la rappresentanza industriale non può, 
per esplicito mandato ricevuto, accedere alla proposta del Pre- 
sidente del Consiglio, relativa alle condizioni di riammissione 
al lavoro del personale, e dichiara che esso sarà subito solo come 
atto d’imperio, di cui lascia la piena responsabilità al Governo. 

»Del che è redatto il presente verbale, da restare depositato 
presso il Gabinetto del Presidente del Consiglio. « 

In Anbetracht der heiklen Situation und des schwankenden 
Verhältnisses der Arbeiterführer zu den Massen sowie zur Ent- 
lastung der Verantwortlichkeit jener diesen gegenüber wurde die 
Ausführbarkeit der Beschlüsse von einer direkten Beschlußfassung 
durch die Massen selbst abhängig gemacht. Auf diese Weise 
wurde zum Referendum darüber geschritten, ob der Beschluß- 
fassung endgültig stattzugeben oder ob sie nachträglich zu 
verwerfen sei. Letztere Eventualität hätte die Fortsetzung des 
Kampfes aufs Messer bis zum Weißbluten bedeutet. Die Ab- 
stimmung der Arbeiter ergab indes den Sieg der gemäßigteren 
Richtung: 127904 Ja gegen 44 531 Nein bei 3006 Enthaltungen 2). 
Wobei übrigens der Minderheitscharakter der ganzen Bewegung 
deutlich, wenn auch nach Maßgabe unserer geschichtsphilo- 
sophischen Erkenntnisse keineswegs überraschend zum Ausdruck 
kam. Eine knappe Sechstelmillion Menschen entschieden für 
eine 36 Millionen zählende Bevölkerung über die Schicksalsfrage: 
Ruhe oder Revolütion. 


* * 
%* 


Der Sieg der zur Versöhnung geneigten Richtung war 
zurückzuführen auf die Erkenntnis der schier unüberwindlichen 
Schwierigkeiten, die sich, wie bereits angedeutet, während der 
Zeit der Fabrikbesetzung herausgestellt hatten. 

Die Metallarbeiter waren des Kredites und des Kapitales 
zur Auszahlung der Löhne bar. Sie waren ohne Lohnfonds. Wo 
von ihnen in den Betrieben Kassen mit Bargeld oder einlös- 
baren Papieren gefunden worden waren, hatten sie zwar keine 
Bedenken getragen, sie als gemeinsames Eigentum zu bean- 
spruchen und zur Lohnzahlung zu verwerten. Indes reichten 
die so aufgebrachten Mittel nicht lange aus. 

Das gleiche galt für das Verhältnis der selbstschaffenden 
Arbeiter zu den Rohmaterialien. Das vorgefundene war bald 
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aufgebraucht, neues schwer zu erhalten. Amerikanische Kohlen- 
lieferungen wurden auf die Kunde von der Fabrikbesetzung 
durch die Arbeiter von den Lieferanten selbst zurückbehalten. 

Drittens waren auch die Absatzmöglichkeiten sehr be- 
schränkt. Vielfach wurden bereits bestehende Bestellungen von 
den Bestellern wieder rückgängig gemacht. Wie berichtet wird, 
wurde z. B. ein südamerikanischer Auftrag zum Bau von drei 
Unterseebooten widerrufen. Die Schweiz ihrerseits kündigte 
Frachtverträge im Werte von einer Million Schweizerfranken. 
Ueberall ließ das bürgerliche Ausland, teils aus der Unsicherheit 
der neu entstandenen, aber noch nicht konsolidierten Rechtsver- 
hältnisse, teils als Demonstration und aus prinzipieller Abneigung 
gegen den »italienischen Bolschewismus« die italienischen Ar- 
beiter im Stiche. Die Arbeiter stießen ohne Zweifel auf die 
harte Mauer einer, wenn freilich auch nicht im eigentlichen 
Wortsinne organisierten Solidarität des internationalen Unter- 
nehmertums in Industrie und Handel. 

Endlich fehlte es hier und dort an den technisch geschulten 
Kräften, welche die Betriebe hätten weiterführen können. 

Das Verhältnis zu den technischen Beamten, Ingenieuren 
usw. gestaltete sich recht schwierig. Die Arbeiter vermochten 
auf die Dienste dieser Gruppe nicht zu verzichten. Diese 
waren aber sehr wenig geneigt, im allgemeinen wenigstens, in den 
Betrieben weiter zu arbeiten. Sie scheuten sich offenbar vor 
den Folgen. Auch hatten sie wohl gesellschaftlich sicher mit 
den Privatunternehmern mehr Berührungspunkte als mit den 
Proletariern, zumal auch bildungsmäßig. Die Arbeiter drohten 
ihnen freilich mit dem Arbeitszwang. Vereinzelt kam es auch 
vor, daß Ingenieure herangeholt, in der Fabrik eingeschlossen 
und zum Arbeiten genötigt werden; zumal wenn sie sich in der 
Nähe der Betriebe hatten blicken lassen. In Turin versuchten 
die technischen Angestellten in einer von ihnen einberufenen 
Versammlung vom 6. September, sich über ihre eigene Stellung 
schlüssig zu werden. Das geschah durch eine Erklärung wohlwollen- 
der Neutralität den Direktionen gegenüber, zu deren Disposition sie 
sichhielten. Gleichzeitigfreilich erklärtensie sich eventuellen Lohn- 
erhöhungen der Arbeiter gegenüber, wenn sie sich als geschäft- 
lich möglich erwiesen, ebenfalls wohlwollend zu verhalten 9. 


2) Stampa, 7. Sept. 
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Das Typische an der Stellungnahme der technischen Be- 
amten zum Konflikt und an der Begründung derselben dürfte 
in folgenden zwei Punkten liegen, die in der Resolution zum 
Ausdruck kamen. I. Der Anschauung, daß weder das Proletariat 
noch (versteht sich) die Unternehmerklasse die Volksmehrheit 
bilden, und daß eine solche auch nicht durch die Summe dieser 
_ beiden Klassen gebildet werden könne, sondern daß die Mehr- 
heit des Volkes am Kampfe überhaupt nicht beteiligt sei, da 
sie in den Mittelklassen liege. 2. Dem durch das Gehaben der 
Arbeiter vielfach gekränkten Stolz der Beamten als der eigentlich 
berufenen wie zur Leitung der Betriebe auch geeigneten Ele- 
mente. Nicht die rohe Kraft setze die Maschinen in Betrieb und 
schaffe Produktion, sondern die Intelligenz. Verläßt diese den 
Betrieb, so ist der Betrieb mattgelegt. 

Alle Räder stehen still, 
Wenn der starke Kopf es will. 

So etwa würde in deutsche Verse umgesetzt, die These der 
technischen Beamten der Turiner Metallindustrie klingen. Die 
Haltung der Beamten im Konflikt war eine Warnung für die 
Arbeiter und zugleich lag ihr der Wunsch zugrunde, ein Exempel 
zu Statuieren für die soziale Bedeutung der eigenen Klassen- 
schicht. 

Bei dieser Sachlage ist kaum ein Zweifel darüber vorhanden, 
daß ein längeres Zuwarten der Regierung für die Arbeiter ein lang- 
sames wirtschaftliches Verbluten bedeutet haben würde. Frei- 
lich wären dann die Massen voraussichtlich auf das Gebiet der 
Politik gedrängt worden und hätten mit den Waffen in der 
Hand versucht, das wirtschaftliche Glück auf politischem Wege 
zu bessern. Aber dieses corriger la fortune wäre für beide Teile 
gefährlich gewesen und hätte Italien in den Bürgerkrieg ge- 
stürzt. Es ist wichtig, daß der kritische Betrachter dieser Episode 


der italienischen Geschichte sich diese Eventualität vor Augen hält. 
* * 
zk 
Am 26. September war die Ratifikation des Vertrages durch 
die Urabstimmung perfekt geworden. Die endgültige Räumung 
der Betriebe durch die Arbeiter wurde auf den folgenden 27. Sep- 
tember angeordnet. Sie wurde sofort begonnen und vollzog sich 
fast überall ohne Zwischenfälle. Wenigstens seitens der Arbeiter. 
Es liegt auf der Hand, daß trotz des geringen Blutvergießens 
die Turiner Tage die Spannung zwischen den Klassen auf das 
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äußerste verschärft haben. Vorderhand ist der Bürgerkrieg, der 
in bedenkliche Nähe gerückt war, aber auf keinen Fall zu russi- 
schen Zuständen geführt haben würde, durch einen zum min- 
desten für den Augenblick geschickten und vermittelnden Schach- 
zug der Regierung Giolittis vermieden worden. Das Friedens- 
wort, auf das man sich geeinigt hat, heißt Fabrikkontrolle. 
Wie die Gestaltung der Arbeitskontrolle sich in der Wirk- 
lichkeit vollziehen wird, bleibt noch eine offene Frage. Logisch 
wird sich die Kontrolle auf folgende drei Wesenheiten erstrecken 
müssen: auf Art und Preis der Rohstoffe, auf Art und Funktion 
der Bearbeitung (Veredelungsprozeß), die die Frage des Ar- 
beitslohnes, der Arbeitszeit usw. in sich schließt, und auf den 
Verkauf der fertiggestellten Warenmassen auf dem Markt oder 
doch an den Zwischenhändler. Auf alle Fälle bedeutet die 
Kontrolle das definitive, Aufhören des Absolutismus der 
Unternehmer. Das haben die Arbeitermassen des Turiner Riesen- 
unternehmens der Fiat bekanntlich in ebenso liebenswürdige 
wie drastische Formen gekleidet, als sie sich versammelten, um 
den Betrieb nach dem Friedensschluß den Privatunternehmern 
zurückzugeben: durch feierliche Ueberreichung von roten Nelken- 
sträußen und die Ansprache eines Arbeiterabgeordneten, der die 
eintretende Kontrolle als wichtige Etappe auf dem Wege der 
Arbeitermassen nach dem nunmehr nahen Ziele der völligen, 
restlosen Vergesellschaftung der Produktionsmittel pries. 
Gleichzeitig wuchsen in den Massen die radikalen Elemente, 
die sich nunmehr als Herren der Lage zu fühlen begannen. Das 
äußerte sich z. B. in Turin konkret bei der Aufstellung der Liste 
zu den im November 1920 stattfindenden Gemeindewahlen: 
Alle altverdienten Vertreter der Partei wurden gestrichen und 
durch neue ungestümere ersetzt: Giulio Casalini, der Arzt und 
Sozialhygieniker, der Turin seit Igog im Parlament vertritt, 
sich durch sein vornehmes gewinnendes Auftreten, und sein: ge- 
diegenes Wissen weitester Beliebtheit erfreut 30), übrigens auch 
im Februar ıgıg in Basel mit Kurt Eisner zusammen, wenige 
Tage vor dessen Ermordung, einer Einladung der dortigen 
Studentenschaft folgend, vor einer tausendköpfigen, aus allen 
Ständen zusammengesetzten Menge einen Vortrag über die 
Menschheit im Kriege gehalten hat; der Philosophieprofessor 


30) A. A. Quaglino, Chi sono i Deputati socialisti della XXVa Legis- 
latura, Torino, 1920, Artale, p. 35. 
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Zino Zini, der einem alten lombardischen Adelsgeschlecht ange- 
hörige Literaturhistoriker Marchese Gustavo Balsamo Crivelli, 
der Arzt und Soziologe Aroldo Norlenghi, welche seit längsten 
Jahren und mit unleugbarem Sacheifer und Erfolg die Partei 
im Stadtparlament vertreten hatten, wurden unbarmherzig bei- 
seite geschoben. 

Der Giolittische Ausgleich hat dabei freilich die Frage nicht 
gelöst. Heute, Dezember 1920, liegt die Konstellation so: die 
Arbeiterschaft, welche die Lösung nur als Abschlagszahlung be- 
trachtet, steht Gewehr bei Fuß, innerlich unruhig und erwar- 
tungsvoll. 

Die zeitliche Lösung des »Gewaltkonfliktes« wurde, wie 
nicht anders zu erwarten, von der Erhebung anderer Arbeiter- 
schichten auf dem Fuße gefolgt. Eine der charakteristischsten 
war die der Hotelkellner und Gastwirtsgehilfen in Turin, die, 
ziemlich ohne Mühe, die Abschaffung des in den letzten Jahren 
in Italien schon beanstandeten Trinkgeldes und eine zwanzig- 
prozentige Berechnung ihrer Dienste auf den Rechnungen durch- 
setzten ?!). Die Wirte fügten sich diesem. Sie hatten nichts zu 
verlieren. Denn, weit entfernt, diesen Aufschlag selbst zu tragen, 
wälzten sie ihn in der Form eines Aufschlages ohne weiteres auf 
die Gäste ab, denen gegenüber sie ihre Unschuld beteuern konn- 
ten. Die Gäste selbst aber waren machtlos. Die Hotelzimmernot 
ist in den großen italienischen Städten so groß, daß Remon- 
strieren sich von vornherein als einen Schlag ins eigene Gesicht 
charakterisiert haben würde. Die Bedienung wurde durch die 
Einführung des automatisch erhobenen Trinkgeldes freilich natür- 
lich nicht besser. Die Antizipation des Lohnzusatzes oder doch 
wenigstens dessen Sicherstellung unabhängig von der zu erwar- 
tenden Arbeitsleistung machte diese, in Anbetracht der Grund- 
gesetze menschlicher Psychologie, die im Misoneismus gipfeln, 
erheblich geringer. Nun magst du schellen, lieber Hotelgast 
so viel du willst, es kommt niemand, denn das Trinkgeld steht 
auf der Rechnung aufgeschrieben und ist völlig losgelöst von 
der Diensteifrigkeit und Dienstfertigkeit des Angestellten. 

Die Wirkungen der Episode auf die Unternehmer blieb 
nicht aus. In Italien hat sich in den letzten zwanzig Jahren 
ein überaus kraftvoller und selbstbewußter Unternehmerstand 
entwickelt, Herrennaturen amerikanischer Struktur, vielfach 

31) Stampa, I. Okt. 
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ohne tiefere Bildung, häufig aber auch durch die langen Lehrjahre 
gründlicher Studien an den technischen Hochschulen, auf der 
Höhe der technisch-naturwissenschaftlichen Ausdrucksformen 
der Zeit stehend; oft genußsüchtig, in parvenuartiger Lebens- 
führung und Geschmacksrichtung (besonders ihrer Frauen), 
häufiger indes noch Arbeitstiere von einfachen Lebensgewohn- 
heiten und unkompliziertem Seelenleben, fast nie ohne tüch- 
tige Eigenschaften, die zumal in der Geschäftskenntnis und 
im Erwerbssinn gipfeln. Empört über den, wie sie mein- 
ten, Abfall der Regierung und den ausgebliebenen Schutz 
ihres Eigentumsrechtes und ihrer persönlichen Freiheit, er- 
schrocken über die Aussichten, welche ihnen die Zukunft zu 
bieten scheint, bemächtigte sich vieler der besten und tatkräf- 
tigsten unter Ihnen ein Geist des Aufruhrs und des Widerstandes 
gegen die neue Ordnung der Dinge, welcher sich in die ver- 
schiedensten Formen hüllte. In Ancona weigerte sich ein Fabrik- 
besitzer nach dem Abzug der Arbeiter aus der Fabrik, den Be- 
trieb wieder aufzunehm?®n, da er sich der Kontrolle nicht zu 
fügen beabsichtige, und ließ, unter dem Protest der Arbeiter- 
verbände, die Fabrikräume unbenutzt stehen. In Turin reichte 
der Präsident des Verwaltungsrates der Fiat-Werke, Commen- 
datore Agnelli, gemeinsam mit dem Generaldirektor Fornaca, 
der Fabrik seine Entlassung ein, da er sich die Ueberzeugung ge- 
bildet habe, daß die Neuordnung der Dinge fataliter zum Ruin 
des Unternehmens führen würde und die Masse nicht zu arbeiten, 
sondern nur politisch zu revolutionieren beabsichtige. Er könne 
wohl mit zehntausend Arbeitern, nicht aber mit zehntausend 
Feinden zusammenarbeiten. Vor seinem Rücktritt war Agnelli 
noch mit einem Vorschlag an die Arbeiterschaft herangetreten, 
der freilich von manchen als blutiger Hohn aufgefaßt wurde: 
sie möge sich als Produktivgenossenschaft konstituieren und 
dann den großen Betrieb auf eigene Faust unter Ablösung oder 
Verzinsung des Aktienkapitals übernehmen. Eine ganze Reihe 
anderer Fabrikleitungen wiederholten den gleichen Vorschlag. 
Daneben macht sich eine seltsame Tendenz unter den Groß- 
industriellen und Fabrikdirektoren geltend, nämlich die Absicht 
auszuwandern, um ihr Kapital, ihre Sachkenntnisse und ihre 
Arbeitskraft in anderen Ländern zu verwerten, wo die Umwelt 
ihnen günstiger scheint. Häufig genug war diese Absicht nur als 
Drohung gedacht, als politisches Druckmittel auf die Arbeiter 
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und ihre Forderungen. Auf der anderen Seite vermag aber auch, 
besonders unter den jüngeren und unternehmenderen Kräften, eine 
tatsächliche Abwanderung, zumal nach dem Süden Amerikas, 
aber auch nach dem zur Zeit konservativeren Frankreich, kon- 
statiert zu werden. Unter den gegenwärtigen Verhältnissen, 
darin mag Giuseppe Prato in der Hauptsache recht haben, wird 
dieser Epilog zur versuchten Besitzergreifung der Manufakturen 
durch das Proletariat desto bessere Aussichten auf Erfolg haben, 
als der Unternehmerstreik leichter durchführbar erscheint 
als der Arbeiterstreik: da die Unternehmer genügend Geldmittel 
besitzen, wenigstens zeitweise mit ihrer Arbeit auszusetzen und 
auf Gewinn zu verzichten, mit glänzenden persönlichen Ver- 
bindungen und hohem Kredit auf dem Auslandsmarkt versehen 
und mit ökonomischen und technischen Fähigkeiten ausgerüstet 
sind, die ihrer Natur nach sich schlecht expropriieren lassen, können 
diese für Arbeit und Kampf gestählten Männer ohne Furcht der 
Möglichkeit ins Auge blicken, ihrer bisherigen Posten beraubt 
zu werden und ihre organisatorischen und leitenden Kompe- 
tenzen an einen anderen Standort überführen zu müssen, an 
welchem der Staat sich besser ihrer privaten Rechte annimmt ?3). 
Die Frage ist freilich nur, wie aufnahmefähig der ausländische 
Industriemarkt für eine Abwanderung von Kapitalisten und Un- 
ternehmern, wie sie seinerzeit von Bismarck für Deutschland 
so gefürchtet wurde, ist. 

Der Vorschlag der Direktion der Fiatwerke wurde von den 
Arbeitern abgewiesen. Unter den Ursachen dieser Weigerung, 
die Werke in eigene Regie zu übernehmen, möge die theo- 
retische Note Erwähnung finden. Die Arbeiter zeigten sich 
darin sehr weit von Louis Blanc entfernt, und ebenso von Ferdi- 
nand Lassalle sowie etlichen praktischen Versuchen der Sowjetisten. 
Sie erklärten die Uebernahme der privatkapitalistischen Produk- 
tionseinheiten in die Hände der diesen entsprechenden Arbeiter- 
schaften in der Form von Produktivgenossenschaften für mit 
ihren Prinzipien unvereinbar. Nur die Nationalisierung (Ver- 
staatlichung der Betriebe) läge im Interesse der Arbeiter. 

* r * 

Die Haltung der beiden großen arbeiterfreundlichen Par- 

teien löste in weiten Kreisen des liberalen Bürgertums große E- 


m m. 





#) Giuseppe Prato, Le Sciopero degl’ Imprenditori, in Suppl. 
economico del Tempo, 20 Nov. 1920, N. 22. 
Archiv für Sozialwissenschatt und Sozialpolitik. 48. 2. 32 
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bitterung aus. Schon vorher waren sie vom Volksmunde mit 
Spottnamen belegt worden, die an die nach englischem Muster 
beliebten Abkürzungen anknüpften. Die katholische Volkspartei 
Partito Popolare, P.P., in italienischer Aussprache Pi Pi, galt 
schlechtweg als Partei des Pipi. Die sozialistische offizielle Partei 
(Mehrheitssozialisten, aber den linken Flügel der Partei dar- 
stellend) Partito Ufficiale Socialista, P. U. S., verfiel dem ebenso 
bösen Hohnwort Pus, was auf deutsch Eiter bedeutet. Nunmehr 
wurden die beiden Parteien mit noch weit größerem Ingrimm als 
vorher angesprochen. Die zunächst nur als Witz entstandene Ab- 
kürzung wurde zur blutigen Invektive, fast zum Symbol des 
Abscheus, den die Gegner vor ihnen empfanden. Zugleich aber 
ist im Lager der Bürgerlichen, getragen von der Empörung über 
die wirtschaftliche Ruhestörung und die aus ihr erwachsenen 
finanziellen Folgen, eine gewaltige Reaktion erwachsen. So 
kommt es, daß, zumal die Sozialisten, wie erwähnt, die rechts- 
stehenden Elemente als Kandidaten von den Wahllisten aus- 
schlossen, die städtischen Wahlen im roten Turin jüngst zu 
einem wenn auch nur knapp erreichten Wahlsieg der Bürger- 
lichen geführt haben, wider alles Erwarten. 

Sehr zum Unterschied von den entsprechenden Verhält- 
nissen der Revolution in Rußland und viel mehr sich an das 
Verhalten ihrer Kommilitonen in Deutschland, Frankreich, 
England, Schweden usw. anschließend, gestaltete sich die Stel- 
lungnahme der studentischen Kreise zu den Arbeiterversuchen. 
Die Antipathie der jungen Intellektuellen gegen die moderne Ar- 
beiterbewegung, der sie einst in so weitem Umfange anhingen ®”), 
istunverkennbar. Symptom dafür war z.B. die Bildung eines fest- 
lichen Umzugs durch die Stadt seitens der vereinigten Studenten 
der Universität und des Polytechnikums in Turin beim Bekannt- 
werden des bürgerlichen Wahlsieges im November. Dieses Ver- 
halten ist um so auffallender, als die Studenten in Italien wie 
anderwärts unter den gegenwärtigen Verhältnissen ökonomisch 
stark zu leiden haben und die Unzufriedenheit mit dem Staate 
hohe Wellen schlägt. Indes es überwiegt im Zwiespalt der Ge- 
fühle dieser Schicht doch noch das Zusammengehörigkeitsgefühl 
mit der bürgerlichen Klasse und die patriotische Befürchtung, 


33) Vgl. meine Abhandlung Proletariat und Bourgeoisie in der sozialisti- 
schen Bewegung Italiens, im Archiv f. Sozialwiss., Bd. XXI, Heft 3 (1905), 
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ein Sieg der Arbeiterbewegung, die während des Krieges mehr- 
fach die Hoffnung auf den Sieg zu sabotieren versucht hatte, 
würde die ohnehin nicht zahlreichen Früchte des Sieges von 
neuem in Frage stellen. 

Der Kampf ist nicht ohne psychologische Rückwirkung 
auf den Charakter des Volkes geblieben. Bisher pflegten sich 
die sozialen Kämpfe in Deutschland und Italien verschieden 
abzuspielen. In Deutschland verträgt eine große Zahl bürger- 
licher Familien nicht leicht die Belastung mit dem Schwer- 
gewicht tiefgreifender politischer Meinungsunterschiede im Schoße 
der Familie, zwischen Vater und Sohn, Bruder und Bruder. 
Der Familienboden, nicht genügend fundiert, weicht und 
läßt die streitenden Parteien in jämmerlicher Entzweiung zurück. 
Das sachliche Moment wird zum Persönlichen. In Italien pfleg- 
ten bisher solche Konflikte die Einheit und Kompaktheit der 
Familie nicht zu erschüttern. Die Familie ist in höherem Sinne 
Grundbegriff des italienischen Lebens. Dank der Festigkeit der 
Solidarität, entwickelt und getragen durch einen kunstreichen 
Bau geistiger, seelischer und wirtschaftlicher gegenseitiger Hilfs- 
leistungen und einen außerordentlich ausgeprägten Familien- 
sınn, der zu Rücksichtnahme verpflichtet und altruistische 
Opferfreudigkeit zu seinem natürlichen Prämiß hat %), hat die 
italienische Familie auf der einen Seite bisher allen modernen 
Tendenzen des Sichvauslebens« siegreich widerstanden und auf 
der anderen Seite sich jenen höheren Respekt vor dem Menschen- 
tum des Einzelfamilienmitgliedes bewahrt, der den Menschen 
von seinen Ideen zu trennen weiß und nicht unnötig die Aufgabe 
der Ueberzeugung auf dem Talmi-Altar einer fiktiven Familien- 
haftigkeit fordert. Denn Familie bedeutet nicht immer geistige, 
wohlaber (neben der juridischen und finanziellen) immer affek- 
tive Einheit. An diesen Grundfesten des italienischen Familienbe- 
griffes hat die Leidenschaft der Septemberkämpfe einige Spalten er- 
zeugt. Es mehren sich die Fälle, in denen auch in Italien die 
politische Diskrepanz Störungen des Blutumlaufes der Familie 


hervorbringt. 
* : * 


Für das Verhältnis der Arbeiterschaft zu ihrer Führerschaft 
boten die Septemberwochen ein reichliches Beobachtungsfeld, 


en 


#4) Vgl. meine Abhandlung Ueber einige Grundzüge des modernen Ita- 
liens, im Weltwirtschaftlichen Archiv, Vol. VI, Heft ı (Juli 1915), p. 41—53. 
32 * 
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das sich indes eng an die Grundlinien der Massenpsychologie 
anschloß, die wir vor einigen Jahren in unserer Soziologie des 
Parteiwesens dargelegt haben %). Auf die Schwierigkeiten, die 
sich einer zweckentsprechenden Auswahl der Führer durch die 
Massen entgegenstellen, wurde häufig hingewiesen. Die Kriterien 
der Arbeiter bei der Auswahl ihrer Führer unterliegen häufig der 
Eigenart des Milieus und erweisen sich oft als völlig exzentrischer 
Natur. Der rednerisch Begabte gewinnt die Herzen, der Sänger, 
d. h. der Genosse, der gut zu singen versteht, erfreut die Sinne 
der Kollegen so, daß sie ihn zu ihrem Vertrauensmann erküren. 
So werden »Nachtigallen «zu Führern und Mitgliedern der Arbeiter- 
räte ernannt, die sich dann als völlig leistungsunfähig erweisen ®). 
Auch die Gefahr, daß die Auswahl der Führer zum Betriebs- 
leiter sich lediglich auf Grund der Weltanschauung vollzieht, liegt 
nahe, und somit daß das Bekenntnis zum Sozialismus von der 
Masse als zur Bekleidung wichtiger Arbeitsposten hinreichend 
betrachtet wird”). Dabei hat ausdrücklich festgestellt werden 
können, daß die Produktivität der Betriebe in höchstem Maße 
von dem Fleiße und der Sachkenntnis der Leitung abhängt. 
In den Fabriken, in denen sich der Arbeiterrat als energisch 
und technisch gewandt erwies, wurde mit größerem Eifer ge- 
arbeitet, während umgekehrt die Arbeitsleistung der Arbeiter- 
massen sich daals einegeringere erwies, wo die Arbeiterräte weniger 
tätig waren und die Ueberlegenheit der Führer über die Ge- 
fährten weniger ausgebildet war 38). 
Eine der größten Gefahren, welche dem Fabrikbetrieb aus der 
Kontrolle drohen, ergibt sich aus ihrem demokratischen Cha- 
rakter. Das Hinzutreten der aus Arbeiterdelegierten bestehenden 
Kommission wird den Beirieb verlangsamen und ihm bei Ankauf 
von Rohmaterialien, Ausfindigmachung neuer Absatzmärkte, 
Ausbau des eigenen Unternehmens durch Anschaffung neuer Ma- 
schinen und Geräte, die Schlagfertigkeit und Entschlußschnellig- 
keit rauben, deren er im Konkurrenzkampf so notwendig bedarf. 
Es werden sich leicht in seinem Schoße zwei Gruppen, oder doch 
zwei »Seelen« bilden, die einander entgegenstehen und deren 








35) Leipzig 1911, Klinkhardt. Erweiterte Auflagen ital. Turin 1912, U. 
T. E. T.; englisch London 1915, Jarrold. 

26) Aus der Zeitschrift Il Tecnico Metallurgico, abgedruckt in der Stampa 
vom 7. Sept. 

37) Ibidem. 

38) Stampa, 7. Sept. Interview mit einer kompetenten Persönlichkeit. 
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jeweilige Synthese in einer den Apparat störenden wirtschaft- 
lichen Kompromißpolitik beruhen oder doch in sie ausmünden 
könnte und welche diesen Fabrikkonstitutionalismus vielfach zu 
einem System der verpaßten Gelegenheiten machen dürfte. Es 
steht fernerhin auch zu befürchten, daß dieser neu hinzu- 
tretende Kreis von arbeiterlichen Mitbestimmern in den- 
jenigen Fragen, die am Beginn und am Ende des Produktions- 
prozesses stehen, oder vielmehr die ihm vorausgehen und auf 
ihn folgen (Einkauf der Rohstoffe und Verkauf der Fertig- 
produkte), nicht eigentlich kompetent ist. Seine geschäftlich- 
technische und wirtschaftliche Kompetenz wird seiner formalen 
Kompetenz nicht entsprechen. Wird sich dieser Kreis aber erst 
einmal eingearbeitet und nunmehr die innere Einrichtung die- 
ses »Spielzeuges« sich zu eigen gemacht haben, wird er alle 
jene Machtfülle aus diesen Kenntnissen entwickeln, die wir 
anderenortes dargelegt haben, und der Tendenz unterliegen, 
zu stabilen Wirtschaftsleitern zu werden. Man wird dann, um 
demokratisch bleiben zu können, ohne auf die neuen Kompe- 
tenzen völlig Verzicht leisten zu müssen (was zweifellos geschehen 
müßte, wollte man sie absetzen und durch neue Elemente 
ersetzen) und die Rentabilität des Unternehmens durch 
häufigen Wechsel in der Geschäftsleitung aufs Spiel zu setzen, 
vielleicht zu dem etwas grotesken Aushilfsmittel greifen, dem zur 
Kontrolle eingerichteten Fabrikbeirat wiederum einen zu seiner 
Kontrolle bestimmten Unter- oder Nebenbeirat mitzugeben. 
Wie es scheint, hat Giolitti selbst wirtschafts-pädagogische 
Zwecke mit im Auge gehabt, als er der Fabrikkontrolle durch 
die Arbeiter das Wort redete. Er soll einem amerikanischen 
Journalisten gesagt haben, er erwarte von dieser Maßregel, daß 
die Arbeiter durch eigene Kenntnisnahme vom Gang der Unter- 
nehmungen die Begrenztheit der Macht des Privateigentümers 
in der Ansetzung der Lohnhöhe einsehen und demzufolge 
mit ihren eigenen Wünschen vorsichtiger werden würden ®). 
Luigi Einaudi hat mit größtem Nachdruck darauf hinge- 
wiesen, daß die eigentliche Leitung der heutigen kapitalistischen 


3) Die Notwendigkeit der Entschlußfreiheit und Ellenbogenfreiheit hat 
auch Cabiati anerkannt, der sonst den Forderungen der Arbeiter sehr nahe 
steht, denn sobald vom Rat zur Tat übergegangen werden muß, muß ein 
einziger an der Spitze sein und ist jede Vielköpfigkeit vom Uebel. Einer allein 
muß die Schwere der Befehlhaberschaft und die Verantwortlichkeit auf sich 
zu nehmen haben (vgl. Economista vom 10. Okt. 1920). 


502 Robert Michels, 


Betriebe nicht von dem Kapital, sondern vom Unternehmen 
ausgehe. Das Kapital sei heute ein untertäniger und stiller 
Diener, der demjenigen anhängt, der ihm Vertrauen einflößt und 
im Rufe steht, fähigen Geschäftssinn und Organisationstalent zu 
besitzen. Einerlei, ob der Unternehmer sich nun consigliere 
delegato, presidente del consiglio di Amministrazione, gerente 
oder padrone nenne, immer sei er das wahre Haupt des Betriebs. 
Die Aktionäre, die Geldgeber gelten nichts mehr; in den General- 
versammlungen sind sie nur anwesend, um den Vorschlägen, 
oder noch häufiger den von der Leitung bereits ausgeführten 
Plänen zuzustimmen. 

Die Kapitalisten sind eben zur Ueberzeugung gekommen, 
daß die beste Leitung der Geschäfte da anzutreffen ist, wo sie 
in den Händen Eines liegt. Zugunsten dieser erhöhten Ge- 
schäftschancen machen sie von ihrem Rechte einer demokrati- 
schen Ueberwachung keinen Gebrauch. Sie haben den Glau- 
ben, daß der Absolutismus, der Vertrauen involviert, ihre Geld- 
interessen besser vertritt als jedes andere Prinzip. Daher sei - 
denn der Wunsch der Arbeiter, Kontrollbehörden zu bilden, 
weit über das hinausgehend, was die Kapitalisten vom Unter- 
nehmer je verlangt hätten. Die Arbeiter verlangten Mitein- 
spruchsrecht in die eigentliche Betriebsleitung, d. h. ein Auf- 
sıchtsrecht über den Arbeiter Kat’exochen. 

Soweit Einaudi*). Hierzu ist immerhin zu bemerken, daß 
die Ueberführung von Privatgeschäften in Aktiengesellschaften 
häufig nur eine Finte des Besitzers ist, um dem Geschäft neues 
Kapital zuzuführen, ohne daß die realen Besitzesverhältnisse 
wesentlich tangiert werden. Der Privatunternehmer verschwindet 
in solchen Fällen durch Zurückziehung seines Namens vor der 
breiten Oeffentlichkeit freilich von der Bildfläche, bleibt aber 
als Hauptbesitzer der Aktien (deren Mehrzahl sich in seinen 
Händen befindet), fast unumschränkter Herr über die erweiterte 
»Aktiengesellschaft«. — | 

Auch andere Zweifel werden geäußert: würden die als 
Kontrollinstanzen installierten Arbeiter nicht, insbesondere in 
der Preisansetzung, leicht dazu gelangen, sich mit den Privat- 
eigentümern gegen die Interessen der Konsumenten zu einigen 
und ihre Differenzen auf den geduldigen Rücken dieses Dritten 


4) Economista, 10. Okt. 1920. 
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abzuwälzen ? Einaudi stellt auch diese Frage®!). Und freilich, die 
Analytiker der Wirtschaftsmöglichkeiten in Amerika dokumen- 
tieren diese Befürchtung mit sehr konkreten Beispielen. Die Mög- 
lichkeit einer Entwicklung der Dinge im Sinne der sog. Alliances, 
d. h. des Zusammenschlusses einer monopolistischen Arbeiter- 
gruppe (ob Gewerkschaft oder Fabrikarbeiterschaft eines bestimm- 
ten Unternehmens ist dabei irrelevant) mit einem monopolistischen 
Unternehmertum zwecks Betreibung einer business-Politik zur 
gemeinsamen Ausbeutung des Publikums, von der z. B. Sombart 
spricht #2), und die von Amerikanern selbst bestätigt wird *), 
ist überall da gegeben, wo eben die Voraussetzungen dazu vor- 
handen sind, und diese sind gegeben in der Erlangung der Macht- 
mittel und den daraus entstehenden Versuchungen. 


41) ibidem. 2 
4) Werner Sombart, Warum gibt es in den Vereinigten Staaten 
keinen Sozialismus ? Tübingen 1904. Mohr, p. 33. 
 GeorgeD.Herron, The Day of judgment. Chicago 1904. Kerr, 
p. 17. 





Textbücher als Hilfsmittel. 
Zwei Selbstanzeigen nebst Nutzanwendung‘')). 


Von 


J. JASTROW. 


I. Die Handelspolitik der Nachkriegszeit. Versuch eines 
Augenblicksbildes. 


Schwerlich hat sich schon jemals eine Disziplin in einer 
Lage befunden, wie gegenwärtig die »praktische Nationalökono- 
mie« und insbesondere die internationale Handelspolitik. Das 
handelspolitische Lehrgebäude ist orientiert an dem Gegensatze 
von Schutzzoll und Freihandel, und dieser Gegensatz ist unan- 
wendbar geworden. Die auftauchenden Fragen dulden die Erör- 
terung unter diesen Gesichtspunkten nicht, und man schaut 
sich vergebens danach um, unter welchen leitenden Gesichts- 
punkten sie erörtert sein wollen. 

Der wissenschaftlich-systematischen Literatur müssen daraus 
nicht mit Notwendigkeit Schwierigkeiten erwachsen. Niemand 
ist verpflichtet, ein Buch zu schreiben. Neue Bücher sollten nur 
entstehen, wenn neu Stellung genommen werden kann. Aber 
der Unterricht der Jugend kann sich diese Enthaltsamkeit nicht 
auferlegen. Die Aufgabe, die heranwachsende Generation in den 
Stand der Probleme einzuführen, duldet keinen Aufschub und 
keine Unterbrechung: zur Frage des Unterrichts m u B Stellung 
genommen werden. 

Diese Erwägungen traten mir vor die Seele, als ich von 
meinem Textbuch »Handelspolitik« in diesem schwierigen Zeit- 





1) Textbücher zu Studien über Wirtschaft und Staat, hrsg. von Prof. 
Dr. J. Jastrow. Band ı. Handelspolitik. Vierte, durchgesehene und 
vermehrte Auflage. Berlin 1920, Vereinigung wissenschaftlicher Verleger, 
XII, 244 S. Dasselbe Band 6. Finanzen. Ebda. VIII, 116 S. 


— 
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punkte eine neue Auflage zu veranstalten hatte. Das Büchlein, 
im Jahre 1912 entstanden, war kurz vor Ausbruch des Krieges, 
April 1914, durch Modernisierung der statistischen Angaben, der 
Literatur- und sonstigen Zusammenstellungen, sowie durch An- 
fügung der damals neuesten handelspolitischen Vorgänge (Brüsse- 
ler Zuckerkonvention, demokratische Zollreform in USAmerika) 
auf den Tagesstand gebracht worden. Daß zwischen Waffenstill- 
stand und Friedensschluß eine dritte »unveränderte« Auflage 
erschien (1919), bedurfte keiner Entschuldigung. Als aber schon 
ein Jahr darauf eine 4. Auflage notwendig wurde, konnte — nach 
vollzogenem FriedensschlußB — einer Entscheidung der Frage, 
wie gegenwärtig die akademischen Studien in der Handelspolitik 
einzurichten sind, nicht ausgewichen werden. 

Eine Umarbeitung des Lehrganges erwies sich als aus- 
geschlossen. Sollte es selbst heute in Deutschland einen Handels- 
politiker geben, in dessen Gehirn die Grundzüge eines zeitgemä- 
Ben Systems feststehen, — die bloße Umgießung des Stoffes 
würde so viel Zeit erfordern, daß ihr Ergebnis nicht mehr der 
augenblicklich harrenden Studentengeneration zugute käme. 
Für diese mußten die bisherigen Texte unverändert abgedruckt 
werden. Es ist übrigens auch in Ordnung, daß an einem kriti- 
schen Wendepunkt einer Disziplin die Studierenden nicht von 
den Zufälligkeiten eines guten Einfalls abhängig, sondern 
in erster Linie mit dem überlieferten Stoffe und dem über- 
lieferten Rahmen vertraut gemacht werden. In erster Linie, 
aber nicht ausschließlich! Es ist schlechterdings unzulässig, diese 
ohnedies schon mit abnormer Lebensentwickelung schwer rin- 
gende junge Generation aus den Hörsälen in die Praxis zu ent- 
lassen, ohne ihr einen Ariadnefaden zu geben, der ihr in dem 
Labyrinth der veränderten Welt, wenn schon nicht den Weg 
weist, so doch immer den Rückweg ermöglicht. Freilich schon 
die bloße Sammlung des neuen Materials ist gegenwärtig überaus 
schwierig. Der internationale Nachrichtenverkehr ist weder auf 
politischem, noch auf wissenschaftlichem Gebiet schon so ein- 
gefahren, daß wir ausländische Gesetze, Programme, Statistiken, 
Abhandlungen an den gewohnten Orten in Originalen vorfänden 
(und die private Selbstbeschaffung ist wegen der Valuta nur 
innerhalb enger Grenzen möglich, hat auch noch immer mit star- 
ken Verzögerungen zu kämpfen). Vielfach sind wir auf versprengte 
Zeitungsnotizen angewiesen, deren Zuverlässigkeit und Voll- 
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ständigkeit nicht nachgeprüft werden kann. Und selbst diese 
sind nicht sehr zahlreich. 

Dennoch mußte endlich versucht werden, ob es nicht mög- 
lich sei, soviel Material zusammenzubringen, daß einige Grund- 
züge der augenblicklich in der Welt betriebenen oder angestreb- 
ten Handelspolitik erkennbar würden. Das Ergebnis war um- 
fangreicher, als sich erwarten ließ. Das Textbuch bot in seinem 
historischen Teil 22 Nummern, während der zweite, der »Gegen- 
wart« (1914) gewidmete Teil deren 56 zählte. Für den neu an- 
gefügten dritten Teil »Kriegs- und Nachkriegszeit« konnten 
ungefähr ebensoviel Nummern (79—131) beschafft werden. 

Dieses Material scheint mir eine über den bloßen Unter- 
richtszweck hinausgehende Bedeutung zu haben. An seiner 
Hand kann wirklich schon so etwas wie neue Handelspolitik er- 
kannt werden. Die folgenden Zeilen sollen dem Versuch ge- 
widmet sein, darzulegen, wie der in der neuen Auflage des 
Textbuches vorliegende Stoff sich in dieser Beziehung ver- 
werten läßt 2). 

Zunächst bieten für die Entwickelung der handelspolitischen 
Ideen die Pariser Wirtschaftskonferenz von 1916 und der 
Friede von Versailles ein nur allzureiches Material. Die Kon- 
ferenzbeschlüsse sind in vollem Umfang aufgenommen (79) ?). 
Ein Vergleich mit den Bestimmungen des Friedensvertrages °) 
zeigt, wie sehr wir uns im Irrtum befanden, als wir annahmen, 
daß jene Beschlüsse etwas anderes seien, als ein zur Ausführung 
bestimmtes Programm. Aber auch die Rückwärts-Anknüpfung 
an den Frankfurter Frieden ist überaus lehrreich. 1871 wie 1916 
steht im Vordergrunde dieFrage der Meistbegünstigung. Damals 
wie heute ist Ausgangspunkt der Erwägungen die Tatsache, daß 
der Krieg einen vertragslosen Zustand geschaffen hat. Aber aus 
derselben Tatsache wird damals gefolgert, daß man dem bis- 
herigen Feinde die Meistbegünstigung (als die selbstverständliche 
Verkehrsform) gewährt, diesmal, daß man sie ihm versagt. Und 


2) Da hieraus die Frage der unterrichtlichen Verwertung sich ohne wei- 
teres beantworten läßt, so kann der Aufsatz auch als Fortsetzung meines 
Beitrages zu Lederers Sammelheft »Die volkswirtschaftlichen Seminare 
an den Hochschulen Deutschlands und Oesterreich-Ungarns I. SS. 1916s 
(Tübingen, Mohr, 1917) betrachtet werden. 

2) Diese Zahlen in Klammern geben die Nummern im Textbuch 1 »Handels- 
politike an. 

t4) Auszüge aus diesem s. Textbuch V »Neue Wirtschafte, Berlin 1920, 
S. 34—45. 


- 
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diese Zuspitzung ist nicht etwa das Ergebnis einer darauf ge- 
richteten mühsamen Interpretation: sie steht in den beiden Ur- 
kunden mit einer wie ironisch klingenden Vergleichbarkeit da 5): 


Frankfurter Friede, Art. I1: 
(17) 

Da die Handelsverträge... 
durch den Krieg aufgehoben 
sind, so werden die Deutsche 
Regierung und die Französische 
Regierung den Grundsatz der 
gegenseitigen Behandlung auf 


Pariser Wirtschaftskonferenz, 
BI. (79) 

Da durch den Krieg alle 
Handelsverträge . . . aufgeho- 
ben sind, . . . gehen die Alliier- 
ten dahin einig, daß die Vor- 
teile der (Meist-) Begünstigung 
jenen Mächten für eine gemein- 


schaftlich festzusetzende An- 
zahl von Jahren nicht zustehen 
sollen. 


dem Fuße der meistbegünstig- 
ten Nation ihren Handelsbe- 
ziehungen zugrunde legen. 


Der Friede von Versailles (Art. 264. 280) hat diesen Pro- 
grammpunkt nicht bloß ausgeführt, sondern ihn noch bis zu dem 
äußersten Extrem gesteigert, daß Deutschland einseitig 
verpflichtet ist, die Meistbegünstigung zu gewähren. Was zwei- 
seitig eine historisch erprobte heilsame Nötigung zu handels- 
politischer MäBigung war, ist einseitig die stärkste Versuchung 
zu handelspolitischer Mißhandlung, da dem anderen Teil jede 
Gegenwehr durch Differenzierung unmöglich gemacht und also 
die Furcht davor als heilsame Zügelung, wie Deutschland sie sich 
1871 auferlegte, ausgeschaltet ist ©). — Die Konferenz setzt der 
Versagung der Meistbegünstigung das bewußte Ziel einer Boy- 
kottierung Deutschlands und leitet sie als einen Akt der Notwehr 
gegen den Plan »Mitteleuropa« ein, als deren Ziel bezeichnet 
wird: »die Produktion und Märkte der ganzen Welt zu 
beherrschen und anderen Ländern ein unerträgliches Joch auf- 
zuerlegen.« Als Illustration dazu nehme man eine Weltkarte in 
Mercators Projektion, markiere auf ihr mit Flächenkolorit das 
englische und das russische Weltreich, nebst Frankreich und 
seinen Kolonien, Italien usw. in Rot und die Zentralmächte in 
Blau, — und man wird eine lebendige Anschauung von dem be- 
kommen, was an suggestiver Wirkung auch in der Geschichte 





5) Siehe Jastrow, Völkerrecht und Wirtschaftskrieg. Bemerkungen 
und Aktenstücke zur Methode der englischen Wirtschaftskriegsführung. 
Breslau, Kern, 1917 (Ergänzungsheft zur Zeitschrift für Völkerrecht), S. 57. 

*) Vgl. meine Darlegungen in der »Europäischen Staats- und Wirtschafts- 
zeitungs 5. Juli 1919, S. 568. 
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handelspolitischer Ideen menschenmöglich erachtet wird. Uebri- 
gens bestand später zur Zeit des Friedensschlusses, doch keine 
Gefahr mehr von seiten der ausgemergelten Zentralmächte! 
Ich übergehe die Fülle von Einzelheiten, an denen sich diese 
Ideenentwickelung aus dem Friedensinstrument belegen ließe, und 
wende mich der weiteren Frage zu, welche handelspolitis:hen 
Maßregeln seit der Herrschaft des Vertrages in Wirklichkeit ge- 
troffen worden sind. In diesem Punkte zeigt sich die ganze 
Schwierigkeit der Materialbeschaffung. Ein großer Teil der Ab- 
kommen vorübergehenden und nicht einmal immer öffentlich- 
rechtlichen Charakters ist im Wortlaut nicht bekannt gegeben. 
Ausländische Gesetzsammlungen in vollständigen Reihen ge- 
hören in deutschen Bibliotheken noch zu den Seltenheiten. Es 
wäre fast unmöglich, einen auch nur bescheidenen Ueberblick 
zu gewinnen, wenn es nicht in Deutschland einige Institutegäbe, 
die die Sammlung und Zugänglichkeit des Stoffes sich zur Auf- 
gabe machen. Allen voran das Institut für Seeverkehr und 
Weltwirtschaft in Kiel. Seine fortlaufende Publikation °) gibt 
nicht bloß ein wohlgeordnetes reiches Material aus ausländischen 
Zeitungen und Zeitschriften, sondern ergänzt es auch zuweilen 
durch Berichte eigener Korrespondenten. Darüber hinaus kom- 
men Arbeiten wie der vorliegenden die Auskünfte und Abschriften 
zustatten, die auf Befragen mit dankenswertem Entgegenkom- 
men erteilt werden. Seine Schriftenreihe 8) hat zwar noch nicht 
den Anschluß an die Nachkriegszeit proklamiert. Aber desto 
mehr bietet an Verarbeitung der laufenden Einzelheiten das 
mit dem Institut in Personalverbindung stehende »Weltwirt- 
schaftliche Archiv«°). Verwandte Ziele in anderer Umgrenzung 
verfolgt die Zentralstelle des Kolonialinstituts in Hamburg. Auf 
deren reiches Material gehen die Arbeiten von Dr. Plaut®”) 
über England zurück. Sie haben für uns, solange uns das amt- 


?) Weltwirtschaftliche Nachrichten aus dem Institut für Seeverkehr 
und Weltwirtschaft in Kiel (jetzt 2—3 mal wöchentlich). 

8) Kriegswirtschaftliche Untersuchungen aus dem I. f. S. u. W. an der 
Universität Kiel. Jena, Fischer, seit 1915. 

») Fortlaufende »Chronik der Außenhandelspolitik«. So in 15 IV, Apri) 
1920 (S. 408 *—419 *) ein sehr unterrichtender Rundblick von S. Schil- 
der (Wien). 

10) Zunächst einzelne Aufsätze in dem »Wirtschaftsdienst« des Kolonial- 
instituts, dann in erweiterter Buchform: England auf dem Wege zum In- 
dustrieschutz. Schlüsselindustrien und Handelspolitik (= Hamburgische 
Forschungen 7; Braunschweig, Westermann [1919)). 


No 
ýx 
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liche englische Material noch nicht vollständig ‘(ja nicht einmal 
in seinen wichtigsten Teilen) zur Verfügung steht, den Wert 
einer abgeleiteten, anscheinend zuverlässig benutzbaren 


Quelle; ein besonders charakteristisches Stück (Non-ferrous 


Metal Industry Act 1918) ist im Wortlaut mitgeteilt. Das Ver- 
dienst des Buches wäre noch größer, wenn es bei den Titelangaben 
der Quellen dem Leser leichter machte, durch die vielen ähnlich 
betitelten Parlamentsschriften hindurchzufinden. 


Das Committee on Commercial and Industrial Policy (after the war) 
unter Vorsitz von Lord Balfour of Burleigh veröffentlichte-folgende Berichte: 
a) Febr. 1917, kurz vor dem Zusammentritt der Reichs-Kriegskonferenz, 
zu deren allgemeiner Orientierung betr. Kolonialbevorzugung und Schlüssel- 
industrie (Cd. 8482). b) März 1917, Bericht eines Sub-Committee: Interim 
Report on certain Essential Industries; verlangt für diese: Zölle, Schutz 
gegen dumping etc. (Cd. 9032). c) Hauptbericht (Final Report of the Com- 
mittee on Commercial and Industrial Policy after the war), Cd. 9035. 
Auf diese 3 sog. »Balfour-Berichte« scheint weitaus das meiste zurückzugehen, 
was in Deutschland als amtliche Begutachtung zitiert wird. — Daneben 
werden erwähnt: Coal Conservation Committee = Cd. 9084; der Sankey- 
Bericht über Kohlen (auch dumping, ı. Teil im Board of Trade Journal 27. März 
1919), das Departmental Committee on the Electrical Trade = Cd. 9072, 
der Wrensbury-Bericht über fremdes Kapital in britischen Unternehmungen 
‘Cd. 9138) und ein Memorandum by the Board of Trade für die Imperial 
War Conference 1918 (deren Drucksachen = Cd. 9177). — Ein Lord Cunliffe 
Committee scheint nur die Goldproduktion untersucht zu haben. Den »Privy 
Commitee Report on Scientific and Industrial Research« v. 1916 finde ich 
nur Plaut S. 63 zitiert, ohne daß zu ersehen wäre, ob er mit einem der 
im folgenden erwähnten Jahresberichte des Committee of the Privy Conncil 
identisch ist. 


Seitdem in Deutschland die Referate des Auswärtigen Amtes 
nach Ländern gegliedert sind, ist es, wenn ein Ausnahmefall so 
geartet ist, daß man amtliche Hilfe ohne Unbilligkeit in Anspruch 
nehmen kann, bedeutend leichter als früher, eine Auskunft zu 
erhalten. Und die in mehr selbständiger Form abgezweigte 
»Außenhandelsstelle des Auswärtigen Amts« (jetzige amtliche 
Bezeichnung: Abteilung X des Auswärtigen Amts, Berlin NW. 7, 
Bunsenstraße 2) hat — in Fortsetzung des ehemaligen Demo- 
bilmachungsamts — einen Publikationsdienst eingerichtet. 
Seine Sammelmappe »Die wirtschaftliche Lage«!!) bietet in 
eigenartiger und für den Handgebrauch eingerichteter Gestalt 
einen stets sich erneuernden Stoff zur zeitgenössischen Beob- 
achtung. Die »Industrie- und Handelszeitung« hat zwar die 
Form eines selbständigen journalistischen Unternehmens ange- 
nommen, erscheint aber immer noch »in Verbindung mit dem 


4) Proben daraus: Textbuch V »Neue Wirtschafte, Nr. 44—51. 
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Reichsfinanzministerium, dem Reichswirtschaftsministerium , 
dem Auswärtigen Amt und anderen Reichsämtern«. Manchen 
darin veröffentlichten internationalen Uebersichten ist ohne 
weiteres anzusehen, daß sie ohne die Sammlungen jener Außen- 7 
handelsstelle nicht hätten entstehen können; und es könnte der 
Zeitung nur zum Vorteil gereichen, wenn solche Uebersichten 
öfter erschienen. — Die im Kriege unterbrochenen Statistiken 
der kriegführenden (z. T. auch neutraler) Staaten sind entweder 
noch nicht wieder aufgenommen oder noch nicht zu zusammen- 
hängenden Reihen ergänzt (werden diese Ergänzung vielleicht 
auch in Zukunft nicht finden). Auch wo ausländische Publika- 
tionen bestehen, sind sie noch nicht in zusammenhängenden 
Reihen nach Deutschland gelangt, oder doch nur in wenigen, 
nicht immer leicht zugänglichen Exemplaren. Die Archive der 
Großbanken besitzen vielfach einschlägiges Material. Beispiele 
bieten auch hierfür ??) die Monatsberichte des Schweizerischen 
Bankvereins ( 127—131 ). 


So fragmentarisch auch die einzelnen Stücke sein mögen, 
auf die wir für die Zusammensetzung des Mosaikbildes einer 
heutigen Handelspolitik angewiesen sind; für ein Land zum 
mindesten reichen sie bereits aus, um das Bild einwenig anschau- 
lich gestalten zu lassen. Dieses Land ist England. Ihm ist 
daher im »Textbuch« eine besonders weitgehende Berücksich- 
tigung zuteil geworden (107—IIJ). Sei es in Abänderung, 
sei es in Fortsetzung der Kriegsgesetze hat England sich 
in den Jahren ıgıg und 1920 eine Fremden-Gesetz- 
gebung geschaffen, die die Voraussetzung jedes persönlichen 
Handelsverkehrs, die Möglichkeit des Aufenthalts im Lande, 
einschneidenden Beschränkungen unterwirft. Vor allem: die 
Aliens Restriction Amendment Act v. 23. Dez. 1919 und die Aus- 
führungsbestimmungen dazu v. 25. März 1920, die sog. „Aliens 
Order 1920“ (115, II6). Die Bestimmungen sind teils allge- 
meine für Ausländer überhaupt, teils besondere für die ‚vormals 
feindlichen Ausländer“ (formerly enemy aliens). Schon die all- 
gemeinen Bestimmungen reichen aus, um den Fremden zur ab- 
hängigen Person zu stempeln. Er darf im Inselreich nicht landen, 
ohne ausdrücklich von einem Einwanderungskommissar zuge- 
lassen zu sein. Die Zulassung wird von Bedingungen abhängig ge- 
1%) wie für die Kriegszeit: Textbuch V »Neue Wirtschaft«, Nr. 59—04. 
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macht (die nicht einmal alle publiziert zu sein brauchen). Der 
Fremde wird einer Durchsuchung auf Briefe, Drucksachen, 
Pläne usw. unterworfen. Im Bezirk seiner Niederlassung muß 
er Identitätsnachweise, wie Photographie und Fingerabdrücke (!) 
niederlegen, er kann vom Wohnen in bestimmten ‚geschützten 
Flächen‘ ausgeschlossen werden. Auch darf er nicht durch 
Namensänderung die Kenntlichmachung als Ausländer erschwe- 
ren. Für die vormals feindlichen Ausländer ist das Verfahren 
besonders umständlich geregelt, die Genehmigung nur durch den 
Staatssekretär selbst gestattet (in den nächsten drei Jahren nur 
aus besonderen Gründen und immer nur auf je 3 Monate), und 
Bekanntmachung der Listen allmonatlich in der London Gazette 
vorgeschrieben. Sie dürfen weder Land-, noch Schiffseigentum 
erwerben und sind von gewissen wichtigen Industrien (s.u.) aus- 
geschlossen. — Um für den Geist, der aus dieser Fremden-Gesetz- 
gebung spricht, Analoga zu finden, muß man bis ins 17. /18. 
Jahrhundert zurückgehen, ja für den Grad des Mißtrauens, mit 
dem der Fremde an sich betrachtet wird, vielleicht bis in das 
älteste Fremdenrecht, in dem hospes und hostis noch als sprach- 
verwandt empfunden wurden. Gleichwohl ist nicht deutlich er- 
kennbar, wie weit die Tendenz des Gesetzes reicht. Die allge- 
meinen Bestimmungen haben vielleicht nur den Zweck, für alle 
Fremden Formalvorschriften zu schaffen, damit die vormals 
feindlichen sicher nicht durchschlüpfen können. Desto bestimm- 
ter wäre die Tendenz dann gegen diese gerichtet, und es wäre 
in ihr die erste Ausführung der Pariser Konferenzbeschlüsse 
über Absperrung gegen die Zentralmächte zu erblicken. In 
dieser Beziehung liegt für England eine Ideenentwicklung vor, 
die vom Eintritt in den Krieg bis zu der jetzigen sog. Friedens- 
zeit volle Kontinuität zeigt. Es ist erstaunlich, wie gering in 
Deutschland die Empfänglichkeit für den Tatsachen-Komplex 
ist, der diese Kontinuität darlegt. Während des Krieges habe 
ich einen Teil dieser Tatsachen zusammengestellt, ihre Abzielung 
auf die Nachkriegszeit — auch an richterlichen Urteilen! — 
dargelegt und das Ergebnis in die Worte zusammengefaßt, man 
hätte danach den Frieden zu definieren, als die »Fortsetzung 
des Krieges mit anderen Mitteln«!*). Nachdem einmal auch 
Prinz Max von Baden sich dieser Clausewitz-Allöose bedient hatte, 
schien es kurze Zeit, als ob sie geflügeltes Wort werden würde. 


13) Völkerrecht und Wirtschaftskrieg, S. oo. 
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Sie ist aber schnell wieder auBer Uebung gekommen. Ich halte 
die Wendung noch heute für das beste Mittel, diese handels- 
politische Tendenz der Nachkriegszeit zu charakterisieren *$). 

Allerdings soll hiermit kein Urteil darüber ausgesprochen 
sein, inwieweit mehr als Entwickelungstendenz vorliegt. 
Wie die wirkliche Entwickelung verlaufen wird, darüber kann 
es noch keine Prognose geben. Fremden ausschließung von 
der Landung ist praktisch nur durchzuführen, indem man 
alle Landenden einer Kontrolle unterstellt. Die Maßregel 
bedeutet also: Wiedereinführung der Paßpflicht für alle Aus- 
landsreisen der Engländer. Wohl möglich, daß die damit ver- 
bundenen Plackereien der Ideenwelt des freien Verkehrslebens 
desto schneller wieder Eingang verschaffen. Daß man diese 
Ideenwelt noch immer als offizielle Grundlage nicht verleugnen 
will, zeigen ja auch die Versuche, die Fremdenbeschränkungen 
militärisch zu motivieren (Spionagegefahr durch Mitbringen 
von Plänen, »geschützte Gebiete«, s. 0.). Die Ausmerzung der 
Ausländer aus irgendwie leitenden Stellungen in der Handels- 
marine betrifft ein Gebiet, in dem sogar der Freihändler Adam 
Smith Beschränkungen, wie die der Navigationsakte, im In- 
teresse der Landesverteidigung billigen konnte. Einstweilen 
freilich wirkt jene Tendenz sich ohne Beschränkung auf mili- 
tärısche Motivierungen, rein prohibitionistisch aus. Es lohnt, 
die Verfügung vom 14. Juli 1919, die den Handel mit Deutsch- 
land »frei gibt«, im Wortlaut (117) zu lesen: es ist schwer 
zu sagen, was nach den Verklausulierungen noch frei bleibt. 
Und in den Kolonien gibt man sich nicht einmal die Mühe solcher 
Umwege: in Australien ist noch unter dem 20. Januar 1920 
die Einfuhr deutscher Waren glatt verboten worden; die Aus- 
fuhr nach Deutschland ist es ohnedies (118, IIQ). 

Noch deutlicher ist das Entstehen einer neuen englischen 
Handelspolitik in der Regelung der sog. »Schlüsselindu- 


14) Wenn man nicht im Hinblick auf die Rolle der Wirtschaftsmittel schon 
im englischen Kriege es vorzieht zu sagen: Friede = Fortsetzung des Krieges 
mitdenselben Mitteln (vgl. über die Erschütterung des Friedensbegriffes: 
ebenda S. 61). — Der neu ernannte englische Botschafter Lord d’Abernon 
sagte bei Ueberreichung seines Beglaubigungsschreibens in einer Ansprache 
an den Reichspräsidenten am 3. Juli 1920 (Morgenblätter v. 4.): »Es ist wohl 
bekannt, daß in früheren Tagen die Tore des Janustempels entweder geöffnet 
oder geschlossen waren. Einen Zwischenzustand gab es nicht. Bei Ausführung 
meiner Mission werde ich stets dessen eingedenk sein, daß Friede geschlossen 
worden ist. | 
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strien« erkennbar. Für ihre Erklärung hat Plaut mit 
glücklichem Findergriff eine Stelle aus einem amerikanischen 
Konsularbericht ausgegraben (IL): 


»(Als »Key Industriess« bezeichnet man in England solche), die, an sich 
verhältnismäßig klein, dennoch von vitaler Bedeutung sind, weil von ihrem 
Vorhandensein das anderer und größerer Industrien abhängt... Der Wert 
der Farben, die durch die englische Textil- und Papierindustrie jährlich ver- 
braucht wurden (und die vor dem Kriege hauptsächlich aus Deutschland be- 
zogen wurden), betrug ca. 10o Mill. Doll., während die Jahresproduktion jener 
beiden Industrien auf Iooo Mill. Doli. geschätzt wurde und etwa ı1, Mill. 
Menschen Beschäftigung gab. In diesem Falle betrug die Schlüsselindustrie 
etwa 1%, der Hauptindustrie, stand also der Größe nach etwa 
ındem Verhältnis einesSchlüssels zu der Tür, die 
er öffnet«°®). 


Die mehrfach angekündigte Veröffentlichung einer Liste 
war in Deutschland nicht zu ermitteln, ıst auch vielleicht in 
amtlicher Form noch nicht erschienen. Für die Charakteri- 
sierung genügen die Beispiele, die nach Plauts Zusammen- 
stellung aus den Balfour-Berichten im Textbuch abgedruckt 
werden (1I2): 


(Nichteisen-) Metallgewerbe, einschl. Handel; Nitrate und Baryte; Farb- 
stoffe; synthetische Chemie; Magnetzünder, Zündkerzen an Explosions- 
motoren, Kohlenstifte für Bogenlampen, Entwickler (photogr.), Glas für 
optische und chemische Zwecke, Maschinensticknadeln, Mikrometerschrauben. 


Ausführlich und mit peinlicher Sorgfalt beschreibt die 
Metallindustrie-Akte vom 6. Februar 1918 (113), wie jede 
»enemy controlled corporation« von diesen Industrien fern- 
zuhalten ist, und schrickt nicht davor zurück, die »Schlüssel- 
Industrien« sogar zunächst einer allgemeinen Konzessions- 
pflicht zu unterstellen. Das Gesetz soll 5 Jahre nach Beendigung 
des Krieges in Kraft bleiben. Farben unterliegen einem Einfuhr- 
verbot, d. h. einer Erlaubnis für jeden Einzelfall auf Grund 


18) Nach Deutschland ist zwar das Wort »Schlüsselindustrien« gedrungen, 
aber nicht seine technisch gewordene Bedeutung. In Lederers Abhand- 
lung »Deutschlands Wiederaufbau und weltwirtschaftliche Neueingliederung 
durch Sozialisierung« (Tübingen, Mohr, 1920), einer gewiß durch begrifflich- 
scharfe Formulierung sich auszeichnenden Untersuchung, wird das Wort 
auf 3 Seiten (S. 71—74) 7 mal gebraucht ohne Andeutung einer Begriffs- 
umgrenzung. Dem Verf. scheint (wie vielen anderen) lediglich die Vorstellung 
wichtiger, grundlegender Industrien vorzuschweben. Die Sozialisierungs- 
Aktion, der er die deutschen Schlüsselindustrien unterwerfen will, »hätte 
wenigstens Kohlenbergbau, Eisenindustrie (!), chemische 
Industrie und vielleicht noch einige andere GroBindustrien umfassen 
müssen« Den sozialisiert gedachten (= Schlüssel-) Industrien (S. 77) werden 
die sweiterverarbeitenden« gegenübergestellt. Man vergleiche damit die im 
Text genannten Beispiele aus England. 

Archiv für Sogialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 2. 33 
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Prüfung der Frage, ob die britische Industrie imstande ist, den 
Bedarf zu befriedigen. 


Sind hierin die Ansätze zu einer allgemein protektionistischen 
Politik zu erkennen, so liegt sie bereits deutlich vor in der zoll- 
politischen Behandlung des Britischen Weltreichs. Seit 
Chamberlains vielbesprochener Glasgower Programmrede von 1903 
(54 ) hatten die englischen Schutzzöllner ein Programm: Vor- 
zugszölle für die Kolonien und eigens zu diesem Zwecke Ein- 
führung von Nahrungsmittel-Zöllen! Jetzt hat das Finanz- 
gesetz vom 3I. Juli 1919 (109) diese Zollbevorzugung (?/, 
2%, %) für eine Reihe von Artikeln gebracht. Da es aber Ge- 
treide- und Fleischzölle in der gegenwärtigen Lage nicht geben 
kann, so fehlen die einzigen Konzessionen, die die Kolonien 
locken könnten. Wie England die Bevorzugung mit der aus- 
gesprochenen Meistbegünstigung der Alliierten prinzipiell in 
Einklang bringen will, darüber fehlen zur Zeit noch alle Nach- 
richten. 

Wie eine Regierung, die ihr Bekenntnis zum Freihandel 
immer noch nicht rückgängig gemacht hat, den Gedanken der 
Reichseinheit, die Schwierigkeiten der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit, das schnell beliebt gewordene Schreckwort einer Gefähr- 
dung der »Schlüsselindustrien« und das altbeliebte der Furcht 
vor dumping zusammenrafft, um mit Hilfe dieser vier Argu- 
mente sich Zugeständnisse abzuringen, mit denen sie sich zu- 
traut, den offenen Schutzzöllnern den Wind aus den Segeln 
zu nehmen, ist in Lloyd Georges Wahlaufruf vom 22. November 
19gI8 (108) mit meisterlicher Geschicklichkeit teils gesagt, 
teils ungesagt gelassen: ` 

»Das grundlegende Prinzip der Koalitionsregierung soll sein, die Einheit 
und die Entwickelung unseres Reiches und der Nationen, aus denen es sich 
zusammensetzt, zu fördern, ihnen die Lage und den Einfluß und die Macht 
zu bewahren, die sie sich durch ihre Entbehrungen und Anstrengungen in 
der Sache des menschlichen Fortschritts und der Freiheit errungen haben. 
Ferner wollen wir den Bewohnern der britischen Inseln solche Lebensbe- 
dingungen schaffen, daß ihnen allen Ueberfluß und Fortkommen sicher- 
gestellt ist. Bis das Reich wieder zu normalen industriellen Zuständen zurück- 
gekehrt ist, würde es voreilig sein, eine für die Dauer bestimmte Finanz- 
politik aufzustellen. Wir müssen bemüht sein, die Regierungsschuld in solcher 
Weise herabzumindern, daß dadurch der Industrie und dem Kredit des Landes 
möglichst geringe Schäden verursacht werden. Das Land kauft alle Nah- 
rungsmittel, alle Rohstoffe und allen Kredit, den es irgend erlangen kann. 


Und neue Steuern sollten weder auf die Nahrungsmittel (!) noch auf die Roh- 
stoffe für unsere Industrien gelegt werden. Aber (!) gleichzeitig wird man 
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unseren Kolonien eine Bevorzugung einräumen müssen hinsichtlich der be- 
stehenden Zölle und aller Zölle, welche für unsere eigenen Zwecke später 
eingeführt werden sollen. Eine der Lehren des Krieges besteht in der Auf- 
deckung der Gefahr, die die Abhängigkeit unserer Nation von andern Ländern 
mit Bezug auf unentbehrliche Produkte in sich birgt. Es ist daher die Absicht 
der Regierung, die Schlüsselindustrien, wo immer nötig, zu hegen und zu 
pflegen, und zwar so, wie Erfahrung und Forschung es lehren. Wenn die 
Produktion auf dem höchsten Stande in der Heimat aufrecht erhalten werden 
soll, muß gegen die unlautere Konkurrenz Sicherheit gewährt werden, die 
unsere Industrie bedrohen könnte, wenn auswärts erzeugte Güter auf unserem 
Markt unter den Produktionskosten verschleudert werden. . .« 

England ist das einzige Land der Erde, aus dem gesetz- 
geberisches Material über eine Handelspolitik vorliegt. Denn 
in Deutschland hat der Gesetzgebungs-Apparat zwar 
auch hierin gearbeitet. Wir besitzen ein Gesetz über Außen- 
handels-Kontrolle und über die Zahlung der Zölle in Gold ( 100 
bis 104 ). Aber beides sind nur Handhaben für Augenblicks- 
mittel in unsern Valuta- und Finanznöten. Auch sind wir 
einstweilen von dem bloßen Wiederanknüpfen tatsächlicher 
Handelsbeziehungen !®) noch viel zu sehr in Anspruch genommen. 
— In USAmerika ist zwar höchst bemerkenswerte Arbeit 
geleistet worden. Aber sie hat es noch nicht zu handelspolitischer 
Stellungnahme gebracht. Durch Gesetz vom 8. September 
I9I6 (An act to increase the revenue, and for other purposes) 
wurde eine Kommission von sechs Mitgliedern eingesetzt, mit 
der Aufgabe ($ 702), zu untersuchen: »die Verwaltung sowie 
die finanziellen und die gewerblichen Wirkungen von ameri- 
kanischen Zollgesetzen, sowohl von bestehenden als von später 
in Betracht kommenden; die Beziehungen zwischen Zöllen auf 
Rohstoffe, Halb- und Fertigfabrikate, die Wirkungen von Wert-, 
spezifischen und kombinierten Zöllen; Anordnung und Klassi- 
fikation des Tarifs usw.« Die Kommission wurde von dem 
Präsidenten am 21. März 1917 zusammengesetzt. Es liegen 
von ihr drei Jahresberichte an den Kongreß vor, eine »Tariff 
Information Series« (darin Nr. 15, 1920, Costs of Production 
in the Dye Industry 1918 and 1919), sowie aus dem Jahre 1919 
eine größere, 535 Seiten umfassende, mit Register versehene 

14) Hierfür liegt eine alle Länder des Erdballs durchgehende Ueber- 
sicht der sIndustrie- und Handels-Zeitung« (s. o. S. 509) über den »Stand der 
deutschen Handelsbeziehungen April 1920« vor, die so instruktiv ist, daß sie 
trotz ihres großen Umfangs vollständig abgedruckt wurde ( 106). Die »Vossische 
Zeitung« hat sich das Verdienst erworben, die bereits bestehenden Auslands- 


vertretungen in Berlin mit ihren Adressen zusammenzustellen (105); es 


waren im Juni 1920 immerhin bereits 34 Staaten in Berlin vertreten. 


an 
553 
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Arbeit »Reciprocity and Commercial Treaties« 17). Die daraus 
mitgeteilten Proben ( 120) geben Erklärungen der Begriffe 
»Meistbegünstigung« und »reciprocity« von musterhafter Klar- 
heit und historischer Uebersichtlichkeit. Aus den »Beschlüs- 
sen«, die die Kommission zusammenstellte, spricht der Ge- 
rechtigkeitssinn und die wissenschaftliche Ruhe ihres ersten 
Präsidenten, Prof. Taussig (Harvard). Aber indem sie, 
ihrer mehr wissenschattlich-vorbereitenden Aufgabe getreu, 
jede Majorisierung und jede Einseitigkeit vermeidet, lehnt 
sie in der entscheidenden Frage der Meistbegünstigung es 
ab, eine bestimmte Stellungnahme vorzuschlagen. Einer- 
seits rechnet der Bericht (er ist vom 4. Dezember 1918 datiert) 
mit der Möglichkeit eines Friedens, der handelspolitische Gegen- 
sätze schafft. Andererseits gewinnt man den Eindruck, daß 
hier ein Geist gewaltet hat, der mitten in den Welt-Zerklüf- 
tungen der zukünftigen Handelspolitik Amerikas den Weg nach 
der andern Seite wenigstens offenzuhalten bestrebt ist 19). 


Der allgemeine Eindruck ist, daß die Staaten der Erde 
ihre Stellungnahme noch hinausschieben. Man hat mit des 
Tages Not und Sorgen reichlich zu tun, muß sich Getreide oder 
Kohle, Fleisch oder industrielle Rohstoffe erbitten und weiß 
nicht, wie man sie bezahlen soll. Die Staaten kommen nicht 
dazu, Zolltarife zu vereinbaren, weil sie sich zunächst über 
diese drängenden Fragen verständigen müssen. 

In diesen notgeborenen Abkommen, die 
von der »Handelspolitik« abzulenken schei- 
nen, sind in Wahrheit bereits Keime einer 
neuen Handelspolitik vorhanden. Es kommt 
nur darauf an, sie erkennbar zu machen. Das ist der Grund, 
weswegen in dem Textbuch diesen Abkommen und Neugrün- 








17) Sämtlich: Washington, Government Printing Office. 

18) Schilder (Weltwirtschaftl. Archiv 15 IV, Apr. 1920, S. 414 *) 
meint sogar, das freihändlerische Glaubensbekenntnis scheine von England 
auf USAmerika überzugehen, das seit dem Weltkrieg eine ähnlich über- 
ragende Stellung gewonnen habe, wie England nach der Kriegszeit 1792—1815. 
Ja, ein Einwand, den er sich selbst macht, eine Schatzamts-Entscheidung 
vom Nov. 1919 verlange bei Einfuhr aus Ländern mit Unter-Währung die 
Umrechnung des Warenwertes nach Friedensparität (also ungeheure Er- 
höhung der Wertzölle!) ist inzwischen auch noch hinfällig geworden: die 
nunmehr vorliegende Entscheidung ( 121) schafft im Gegenteil die neue 
Einrichtung des »Depreciated Currency Certificate«. 
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dungen ein weiter Raum gegeben ( 81—99 ) und bereits die 
Ueberschrift »>Neue internationale Warenaus- 
tausch- und Kreditpolitik« gewagt worden ist. 
Unter den Krediten zur Wiederaufnahme internationaler 
Handelsbeziehungen, von denen seit dem Friedensschluß die 
Rede ist, sind drei Arten zu unterscheiden: Valuta-, Lebens- 
mittel- und Rohstoff-Kredite. Die ersten werden herkömmlich 
nicht zur Handelspolitik gerechnet. Die Lebensmittel-Kredite 
dienen unmittelbar der Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen 
und bedienen sich dazu der hergebrachten Kreditformen. Mit 
neuen, in den Dienst der Handelspolitik gestellten Kredit- 
formen versuchen das gleiche die Rohstoff-Abkommen, die 
einen Eigentumsvorbehalt am gelieferten Rohstoff und am 
Fertigfabrikat konstruieren wollen (= »Veredlungskreditee«). 
Von den Lebensmittel- und Rohstoff-Abkommen Deutsch- 
lands werden als Beispiele gegeben: die mit der Schweiz (82), 
Holland ( 83—85 ), Norwegen ( 86 ), den amerikanischen »Pak- 
kern« (88), auch die Punktation zum Friedensvertrag mit 
Lettland (87) 1%). Allerdings sind die Nachrichten nicht immer 
ausreichend, und besonders wenig erfährt man bis jetzt über 
tatsächliche Lieferung gerade von Rohstoffen. Trotzdem scheint 
die Entwickelungstendenz klar zu sein: die Völker verhandeln 
nicht darüber, ob sie die ausländischen Waren sich möglichst 
vom Leibe halten sollen (Zolltarif), sondern wie sie möglichst 
viel davon erhaschen können. Vergebens hat früher die theo- 
retische Nationalökonomie den Satz betont, daß niemals die 
Ausfuhr um der Ausfuhr willen erstrebt wird, daß der Zweck 
der Ausfuhr immer nur in der Vermehrung des Gütervorrats 
durch die (sie bezahlende) Einfuhr liegen kann. Mehr noch 
als die verstandesmäßigen haben die bloB gemüts- und stim- 
mungsmäßigen Befürworter einer sog. günstigen Handelsbilanz 
dem im Wege gestanden. Jetzt hat Not beten gelehrt. Und 
die Binsenwahrheit, daß man nicht durch das reicher wird, 


u— 





19) Inzwischen ist dieses als »Vorläufiges Abkommen« vom 15. Juli 1920 
veröffentlicht worden (RGBl. S. 1623), ebenso wie der niederländische Ver- 
trag (kraft Gesetzes v. 31. Dez. 1920, RGBl. 1921, S. 55). Ferner ist das deutsch- 
tschechische Wirtschaftsabkommen hinzugekommen, das am 29. Juni 1920 
in Prag unterzeichnet wurde jetzt zusammen mit ungarischen u. öster- 
reichischen Abkommen kraft Gesetzes v. 22. Dez. 1920 veröffentlicht. RG B!. 
S. 2227—2314; Denkschrift: Reichstags-Drucks. 1920, Nr. 944): Steinkohle 
gegen Braunkohle. 
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was man weggibt, sondern durch das, was man empfängt, bildet 
heute die Grundlage aller jener Abkommen. Sie sind teils Privat-, 
teils Staatsabkommen, teils private mit Staatsgarantie oder 
unter staatlicher Autorität. Es bilden sich eigene Gesellschaften 
für diesen Verkehr in z. T. neuartigen Formen. So die »Amstea« 
(89) in Berlin („American Steel, Engineering and Automotive 
Products“), die »IWA« (94) in Berlin (»Internationale Waren- 
austausch-Gesellschaft«, — analog der »Societe des Echanges 
Internationaux« in Paris), die »Deutsche Waren-Treuhand-AG. 
in Hamburg (95, 96 ). In Holland beruht die »NUM« (»Neder- 
landsche Uitvoor-Maatschappij«) auf Gesetz und besitzt ein 
Ausfuhr-Monopol (84, 85). Der Rohstoff-Verkehr bietet die 
unter den gegenwärtigen unsicheren Verhältnissen besonders 
verlockende Aussicht auf Kreditgeschäfte ohne Risiko: der 
(ausländische) Lieferant behält das Eigentum am Rohstoff und 
wird aus dem Verkauf des Fabrikats befriedigt. Man kann 
sich das ganze als einen bloßen Auftrag des Rohstoff-Eigen- 
tümers vorstellen: »Lohn-Veredelungsverkehr«. Kommt der Roh- 
stoff etwa aus Holland und geht das Fabrikat nach Schweden, 
so sind auch die Schwierigkeiten der deutschen Valuta aus- 
geschaltet. Allerdings geht nach deutschem Recht in dem 
Augenblick, wo aus dem Rohstoff eine neue Sache entsteht, 
das Eigentum an dieser in der Regel auf den Hersteller über 
(BGB. $ 950). Aber die erwähnte Hamburger Gesellschaft hat 
der Frage eine eingehende juristische Durcharbeitung angedeihen 
lassen und teilt in ihrem ausführlichen Prospekt (96 ) mit, daß 
nunmehr juristisch ausreichende Formulare zu Sicherungs- 
verträgen (zunächst für Bauwoll-Veredelung) zur Verfügung 
stehen. Aus einem amerikanischen Inserat (go) geht hervor, 
daß eine angesehene böhmische Firma ihre Fabriken in der 
Tschechoslowakei jedem anbietet, der Rohstoffe liefern kann, 
und daß diese »Lohn-Veredelung« im eigentlichsten Sinne 
bereits im Gange ist. Eine »Anglo-Danubian Association« ( 92, 
93 ) will unter Patronage der englischen Regierung entsprechende 
Beziehungen in den österreichisch-ungarischen Nachfolge-Staaten 
pflegen 2°). Der deutschen Industrie erwächst aus dieser Rich- 

20) Auf die Frage, bis zu welcher Grenze solche Beziehungen bewilligt 
werden können, ohne aus der »Lohn-Veredelung«e eine Lohn-Versklavung 
zu machen, kann an dieser Stelle nicht eingegangen werden, wo lediglich in 


formaler Beziehung neue Wege einer wiederbeginnenden Handelspolitik auf- 
gewiesen werden sollen. 
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tung handelspolitischer Entwickelung die neue Aufgabe, eine 
Form zu finden, die dem Rohstoff liefernden Ausländer tun- 
lichst automatisch die Kreditsicherung bietet, die er sich sonst 
durch verklausulierte Verträge im einzelnen suchen muß. Der 
Staatssekretär im Reichs-Wirtschaftsministerium Dr. Hirsch 
und Dr. Jordan-Mallinckrodt, Vorstandsmitglied im 
Reichsverband der deutschen Industrie, haben hierüber Denk- 
schriften erstattet (97, 98), die zu verwandten Ergebnissen 
kommen: die deutsche Industrie soll die Kredite auf Solidarhaft 
nehmen und zum Zwecke der Vermittelung eine Treuhand- 
Bank begründen, in deren Organisation eine Beteiligung der 
Arbeiter gleichzeitig eine gewisse politische Sicherheit gewähren 
soll. Man sieht, wie weite Kreise die Umstellung der Handels- 
politik zieht. — Die gesteigerte Bedeutung der Kredite für die 
Handelspolitik zeigt sich auch darin, daß USAmerika für 
den Auslandskredit die Gesetzgebungs-Maschine bereits in tat- 
sächliche Bewegung gebracht hat. Die »Edge-Akte« vom 24. De- 
zember 1919 (91) ermöglicht die Begründung von Aktien- 
gesellschaften »für den Zweck des Bankbetriebes oder sonstiger 
Finanzoperationen in internationaler Ausdehnung’oder im Aus- 
lande«. Von diesem Gesetze ist in Amerika viel hergemacht 
worden. Ein deutscher Leser kann das Gesetz lange studieren, 
ohne herauszufinden, worin seine Bedeutung liegt. Denn bei 
uns kann dies jede Aktiengesellschaft, ohne daß ein Gesetz 
Ihr dieses »Recht« zu verleihen brauchte. Man muß eben den 
altväterisch-steifleinenen Charakter des USamerikanischen 
Bankrechts kennen, um den Gedanken zu wagen, daß hierin 
seine Bedeutung liegt ?!). Daß jenes »Recht« sogar nur »nach 
Maßgabe der Ausführungsbestimmungen des Federal Reserve 
Board« erteilt wird, zeitigt das Nebenprodukt eines gewissen 
autoritativen Ansehens 22) der nun wohl in Europa einflutenden 
amerikanischen Bankunternehmungen ®). 





1!) Eines der größten Finanzinstitute Amerikas, die Guaranty Trust 
Company New York, hat die Neuerung für wichtig genug gehalten, um ihr 
eine eigene kleine Werbe-Broschüre »Foreign Financing under the Edge Acts 
zu widmen. ” 

32) Wie stark dies eingeschätzt wird, geht auch daraus hervor, daß das 
Gesetz Strafbestimmungen für nötig hält gegen jeden Bankangestellten, 
der eine Haftpflicht der VSt. behauptet. 

#) Vielfach werden als voraussichtlich erstes Angriffsobjekt die ost- 
europäischen Randstaaten betrachtet, und man nimmt an, daß der schon 
bestehenden englischen Bank in Reval eine amerikanische zur Seite oder 
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Ueberblickt man die Gesamtheit dieser staatlichen, halb- 
staatlichen und privaten Lebensmittel-, Warenaustausch- und 
Rohstoff-Abkommen, ihre Gruppierung um internationale Kredit- 
Ermöglichungen, die tatsächlichen Anbahnungen einer Lohn- 
Veredelung mit der neuen Rechtsform des Veredelungskredits; 
läßt man — wie billig — an dieser Stelle zunächst jedes Urteil 
beiseite, wem die Geschäfte heilsam sind, wem sie unter Um- 
ständen unheilvoll werden können; behält man vielmehr un- 
verwandt den Blick darauf gerichtet, welche handelspolitischen 
Entwickelungstendenzen in diesen Vorgängen zu 
erblicken sind, so kann wohl kaum ein Zweifel sein: die Tendenz 
geht dahin, daß die Völker einander helfen wollen. Deutlich 
sichtbar zielt diese Tendenz auf die Wiedereinführung der 
beiderseitigen Meistbegünstigung. Sie muß und wird sich mit 
der Notwendigkeit einer physiologischen Funktion durchsetzen. 
Diese Durchsetzung wird die erste Abschaffung einer Bestim- 
mung des Friedens von Versailles sein. Sie wird sich ver- 
tragstechnisch desto leichter vollziehen, da die Einseitigkeit 
zwar ein sehr wesentlicher Bestandteil, aber formal nur ein 
ungeschriebener Artikel des »Friedens« ist? *). Gegenüber 
den konzentrierten Kraftäußerungen der Pariser Wirtschafts- 
konferenz, des Friedens von Versailles, des neuen englischen 
Fremdenrechts, kann man diese zweite Tendenz zwar nur 
aus peripherischen Aeußerungen mühsam zusammenlesen. Aber 


entgegentreten wird. Nicht nur in Deutschland, sondern auch in den skan- 
dinavischen Ländern befürchtet man, daß das kapitalstarke Amerika die 
Warenversorgung dieser Länder an sich reißen werde. Die Entwickelung 
muß nicht notwendig diesen Weg gehen. Es kann auch eine Arbeitsteilung 
eintreten, in der USAmerika das (einträgliche) Kreditgeschäft übernimmt 
und das Warengeschäft den Ländern läßt, die die Traditionen des osteuropäi- 
schen Handels am besten kennen. 

3a) Während der Drucklegung ist der Fall eingetreten: in dem nun- 
mehr (s. oben Anm. 19) veröffentlichten deutsch-tschechischen Wirtschafts- 
abkommen ist die tschechoslowakische Republik unter den Parteien des 
Friedens von Versailles die erste, die an Stelle der Bestimmungen des 
Friedensvertrags einseitige Mecistbegünstigung) einen andern vertrags- 
mäßigen Zustand (zweiseitige Meistbegünstigung) setzt. Diese materiell 
höchst bedeutsame Aenderung vollzog sich ohne formelle Aenderung des 
Friedensvertrages, ist aber der erste rechtlich bindende Verzicht. Denn 
die vielbesprochene Erklärung Englands über Nichtanwendung des Reten- 
tionsrechts an deutschem Privateigentum (Art 277 b) kleidet sich in die 
Bekundung einer »Absichte; wenngleich sie nicht zurückgenommen werden 
kann, ohne den Vorwurf arger Vertrauenstäuschung zu rechtfertigen, so be- 
dient sie sich doch nicht der rechtlich bindenden Vertragsform. 
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vorhanden ist sie. Sie wird besonders deutlich durch das 
Versagen der Geldmaschine, das den Völkern die Notwendig- 
keit, sich gegenseitig mit Gütern auszuhelfen, ad oculos demon- 
striert. Wie vieles andere, so hat auch dass Keynes?) in 
seinem die ganze einschlägige Literatur überragenden Werke 
in meisterhafter Präzision dargelegt (99): 


... Da fast alle Kohlengebiete der früheren Doppelmonarchie außerhalb 
des jetzigen Deutsch-Oesterreich liegen, ist der Ruin dieses Staates voll- 
ständig, wenn er von Deutschland keine Kohle erhalten kann. Deutschlands 
neutrale Nachbarn, die früher zum Teil von England, zum großen Teil aber 
von Deutschland versorgt wurden, werden in einer kaum weniger ernsten 
Lage sein. Sie werden die größten Anstrengungen machen, um ihre eigenen 
Lieferungen an Waren, die für Deutschland wesentlich sind, an die Bedingung 
der Bezahlung in Kohle zu knüpfen. In der Tat tun sie das schon jetzt. Mit 
dem Zusammenbruch der Geldwirtschaft beginnt internationaler Tausch- 
handel zu herrschen. Geld ist heute in Mittel- und Südosteuropa nur noch 
selten ein geeigneter Tauschwertmesser und besitzt nicht mehr unter allen 
Umständen Kaufkraft. Folglich wird ein Land, das eine für ein anderes 
wesentliche Ware besitzt, diese nicht in bar, sondern nur um die gegenseitige 
Verpflichtung des andern Landes verkaufen, dafür eine dem ersten Lande 
nicht weniger wichtige Ware zu liefern. Das führt, im Vergleich mit der frühe- 
ren, fast vollkommenen Einfachheit des Welthandels, zu außerordentlichen 
Verwicklungen. Aber untet den nicht minder außerordentlichen Verhältnissen 
der heutigen Industrie hat es als Anreiz zur Erzeugung seine Vorzüge. Die 
»Butterschichten« an der Ruhr zeigen, wie weit das heutige Europa in der 
Richtung zum Tauschhandel zurückgeschritten ist, und bieten eine lebendige 
Erläuterung der niederen wirtschaftlichen Organisation, zu der uns der Zu- 
sammenbruch der Währung und des freien Austausches zwischen den Ein- 
zelnen und den Völkern mit Geschwindigkeit führt. Aber sie können Kohlen 
erzeugen, wo andere Mittel dazu fehlschlagen würden. 


Was wollte im Grunde genommen der alte Freihandel 
anderes, als daß die Völker ihr Interesse daran erkennen sollen, 
mit ihren Ueberschüssen ihre Mängel auszugleichen. Daß die 
Gegensätze sich historisch gerade an der Frage der Schutzzölle 
erhitzt haben, hat eine gewisse Verranntheit zur Folge gehabt. 
Schon vor dem Kriege fing man an, einzusehen, daß Freihandel 
nicht ein Prinzip, sondern eine Tendenz ist. Heute, wo niemand 
daran denkt, aus der Frage höherer oder niederer Zölle etwa 
eine Wahlparole zu machen, wo uns jene Kämpfe klein, ja viel- 
leicht kleinlich vorkommen, wo wir in bezug auf Anforderungen 
an einen »Freihändler« unendlich bescheiden geworden sind, 


2) J]. M. Keynes, The Economic Consequences of the Peace. London, 
Macmillan, 1919. Deutsch von J. M. Bonn und C. Brinkmann, Mün- 
chen und Leipzig, Duncker u. Humblot, 1920, S. 77/78 [jetzt kurze Fassung 
(übers. aus Everybody’s Mag., Juni 1920): Berlin, Verlag Politik und Wirt- 
schaft 1921]. 
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tritt uns durch die groteske Uebertreibung seines Gegensatzes 
sein Wesen vielleicht nur desto deutlicher entgegen. 

Und so müssen wir in Modifikation unseres einleitenden 
Gedankens %) schließlich doch sagen, daß wir auch für die 
Gegenwart auf die Orientierung unter den Gesichtspunkten 
der Freihandels- oder Absperrungs-, der Solidaritäts oder Be- 
kämpfungspolitik zurückkommen. Die Nationalökonomen, die 
heute in verschiedenen Ländern betonen, daß jedes Land für 
seinen Wiederaufbau auf das Gedeihen der andern Länder an- 
gewiesen ist, wird eine spätere Generation als Erben der Frei- 
handelspolitik zusammenfassen, so verschiedenartig sie auch 
heute gerichtet sein mögen 29). 

Nun erhebt sich die Frage, wie in der Praxis die beiden 
Tendenzen sich zueinander stellen werden. Es ist auffallend, 
daß wir zwar für die negative Seite des Pariser Wirtschafts- 
programms, die Absperrung gegen Deutschland, ein Beispiel 
der Ausführung nennen konnten (England), aber schlechter- 
dings nichts, was die positive Seite, den Zusammenschluß der 
alliierten Staaten, bekundete. Und doch kann ohne diesen jener 
nicht verwirklicht werden (wie die Wirtschaftskonferenz selbst 
betonte). Ja mehr als das: England hat angefangen, seine 
Alliierten gegen seine Kolonien zu differenzieren. Trotz aller 
Verworrenheit, die dadurch entstehen kann, darf man doch 
vielleicht eine Indikation dafür vermuten, daß von den ein- 
ander ausschließenden Gedanken einer Alliierten- oder einer 
Welt-Solidarität der erstere sich als zu schwach erwiesen hat, 
um dem letzteren (wenn er nur sonst Fortschritte macht!) ernst- 
liche Schwierigkeiten zu bereiten. Hat doch die französische 
Regierung im Journal officiel zu vorteilhaften Einkäufen in 
Deutschland in einer Aufforderung ermuntert, deren Wort- 


235) S, o. S. 504. 

26) Man muß sich in Deutschland hüten, aus der auftauchenden Er- 
kenntnis der wirtschaftlichen Solidarität, aus der Bekämpfung einer Boy- 
kottierung Deutschlands o. ä. Rückschlüsse auf Versöhnungspolitik oder gar 
auf »Deutschfreundlichkeite zu machen. In dem wissenschaftlich ausge- 
zeichneten Buche von Keynes z. B. befinden sich zwar nur einige wenige 
Stellen, in denen der Verfasser eine Meinung über politische Dinge verrät. 
Aber diese wenigen Stellen reichen aus, um ihn über den Verdacht zu er- 
heben, als ob er von den Vorurteilen über Entstehung des Krieges, über Elsaß- 
Lothringen usw. weniger beherrscht sei, als seine Landsleute. Volkswirtschaft- 
liche E r kenntnis und politisches B e kenntnis liegen in verschiedenen Ebenen 
des Geisteslebens. 
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laut (125) nur die eine Deutung zuläßt: vorteilhafter, als in 
den alliierten Staaten. Modo non dixit. 

Es stehen sich also wieder deutlich erkennbar zwei handels- 
politische Richtungen gegenüber. Aber bis jetzt hat nur die 
eine es zu gesetzgeberischem Ausdruck gebracht, und sie hat 
den Geist des Diktats von Versailles auf ihrer Seite. Es ist 
die Frage, welcher Staat zuerst den Mut finden wird, den Ten- 
denzen der zweiten Richtung, die sich praktisch bereits in müh- 
seligen Versuchen zu betätigen beginnen 2°”), zum gleichen 
Ausdruck zu verhelfen. 

Das ist die handelspolitische Lage an dem Tage, an dem 
die Konferenz von Spa zusammentritt. 


Charlottenburg-Berlin, 5. Juli 1920. 


II. Der Anfänger-Unterricht in Finanzwissenschaft. 


Die Reichs-Finanzreform — oder richtiger gesagt, die erst- 
malige Gesetzgebung über ein selbständiges Finanzwesen des 
Reiches — hat den akademischen Unterricht vor neue Aufgaben 
gestellt. Die Finanzwissenschaft, bisher ein bloßes Anhängsel 
der volkswirtschaftlichen Studien, wird sich neben theoretischer 
und praktischer Nationalökonomie als dritter gleichberechtigter 
Hauptteil jetzt ernstlich durchsetzen. 

Soll bei der erhöhten Bedeutung des neuen Gesetzesstoffes 
die Einführung in die Lehre von den Finanzen ihr wissenschaft- 
liches Fundament nicht verlieren, so muß der Rahmen der 
Systematik allgemeingültig bleiben, d. h. von dem bescheidenen 
Maß von Allgemeingültigkeit, das wir bereits erreicht zu haben 
glauben, darf aus bloßer Vorliebe für das Aktuelle nichts ge- 
opfert werden. Mit einem solchen Verzicht wäre auch den zu- 
künftigen Praktikern kein Dienst erwiesen. Schon heute stößt 
die Ausführung der neuen Gesetze auf so viele Schwierigkeiten, 
daß über den Charakter dieser »Ausführung« kein Zweifel mehr 
sein kann: sie wird noch mehr, als in anderen Verwaltungs- 
gebieten gleichzeitig sachgemäße Weiterentwickelung und Mit- 
wirkung an der Vorbereitung von Gesetzesänderungen sein 


26a) Nach Abschluß der Arbeit für Deutschland-Amerika hinzugekommen 
das »Ford’sche Unternehmen« (vgl. Jastrow: Mötor 1921 Jan.-Febr. da- 
selbst Erklärung der Reichsregierung v. ı5. Dez. 1920 aus Reichstags- 
Drucks. Nr. 1140). 
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müssen. Diese Gesetze lassen sich nur mit einem Beamten- 
personal handhaben, das auch de lege ferenda urteilsfähig ist. 
Und hierzu kann die Studienzeit ihren Beitrag nur leisten, wenn 
an der universalen Ausgestaltung festgehalten wird. Andrerseits 
muß der akademische Unterricht mehr als bisher auf die konkret 
zu handhabende Finanzverfassung und -verwaltung eingehen. 
Bisher waren die reichsrechtlich geregelten Gebiete der Finanzen 
für den Anfänger wirklich nicht geeignet; die Teile des geltenden 
Rechts aber, die dafür geeignet waren, waren partikularrechtlich. 
Jetzt ist jeder Grund — und jeder Vorwand — weggefallen, 
weswegen der Anfänger nicht wie in die allgemeine Systematik, 
so auch in demselben Maße in das geltende Finanzrecht eingeführt 
werden sollte (soweit dies Sache der Universität, und innerhalb 
derselben Sache der Nationalökonomie ist). 

Daß es für den Unterricht in der Finanzwissenschaft nicht 
wie in unsern andern Fächern neben den Lehrbüchern auch 
andere Hilfsmittel in Buchform gibt, wird jetzt um so mehr 
empfunden, da auch die Surrogate dafür versagen. Erweiterte 
Grundrisse mit statistischem Stoff, Gesetzesparagraphen usw. 
für die Zuhörer drucken zu lassen, ist bei den jetzigen Druckkosten 
dem einzelnen Dozenten nicht mehr möglich. Gleichzeitig sind 
aber auch die amtlichen Publikationen für die Studierenden bis 
zu prohibitiver Höhe verteuert (Reichsgesetzblatt von ı M. 
auf go M.!) 

Der hieraus sich ergebenden Notwendigkeit, für Vorlesungen, 
Uebungen und Selbststudium eine Auswahl aus den wichtigsten 
Texten zusammenzustellen, sucht — mit der auch hier durch die 
Druckpreise erzwungenen Beschränkung — das vorliegende 
neue Textbuch ?”) gerecht zu werden. Die Grundsätze, nach 
denen in Auswahl und Anordnung verfahren wurde, sind die- 
selben, wie in verwandten Materien früherer Bände der Sammlung. 

Der historische Teil eines Textbuches muß alle für den 
systematischen Unterricht in Betracht kommenden überein- 
andergelagerten Schichten zur Geltung bringen; und zwar der- 
gestalt, daß der Anfänger am Schlusse seiner historischen Wande- 
rung die ganze Spannweite der Systematik sich vorstellen kann, in 
deren Studiumer dann eintreten soll. Daß die Finanzeinrichtungen 
und Finanztheorien des 19. Jahrhunderts (und im wesentlichen 
ist das ja unsere Gegenwart) ohne die des 18. nicht zu verstehen 


=) S. o. Anm. I. 
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sind, wird wohl allgemein anerkannt sein. Fraglich kann sein; 
wieviel weiter man noch zurückgreifen soll. Hier ist zwischen 
einem Textbuch zur Finanzgeschichte und dem historischen 
Teil eines finanzwissenschaftlichen Textbuches unterrichtlich 
scharf zu scheiden. Jenes hätte nach den Grundsätzen histo- 
rischen Erkennens stets der Ursache zuzustreben und die 
Reihe rückwärts soweit zu verfolgen, wie es nach dem 
Stande der Wissenschaft, der Leistungsfähigkeit des Autors 
und der Aufnahmefähigkeit des Lesepublikums nur irgend 
möglich ist; ihm wären die Domänenwirtschaft Karls d. Gr., 
ja die rein auf Naturaldienste (Heeres- und Gerichtsfolge) ge- 
stellten Urverfassungen gerade deswegen ein wertvolles Objekt, 
weil sie, selbst noch nicht »Finanzen«, geeignet sind, deren Ent- 
stehungsgeschichte einzuleiten. Der historische Teil eines Text- 
buches hingegen, dem die Finanzgeschichte nicht an sich Lehr- 
gegenstand ist, sondern nur Bestandteil oder Methode der Ein- 
führung in die Finanz wissenschaft, hat nur soweit 
zurückzugehen, wie dies dem eigentlichen Zwecke förderlich ist. 
In der Mittelbeschaffung für die Bedürfnisse der deutschen 
Territorialstaaten bildet der 30jährige Krieg einen so zweifellosen 
Einschnitt, daß es nicht erforderlich ist, zum Verständnis des 
18. Jahrhunderts im Prinzip weiter als bis in die Zustände der 
2. Hälfte der 17. Jahrhunderts zurückzugehen. Nur weil es nach 
dem Wesen historischen Erkennens auch bei dieser begrenzten 
Anwendung immer noch vorteilhaft bleibt, auch für den Blick 
nach rückwärts den Schleier zu lüften, sind noch drei Lesestücke 
vor die Eingangspforte gestellt. Die beiden ersten (I, 2) 28) 
betreffen den Ursprung des Wortes »Finanz«: ein Abdruck aus 
Grimms Wörterbuch und ein charakteristischer Vergleich der 
verschiedenen Ausgaben der Lutherschen Bibelübersetzung in 
bezug auf Römer 1, 30, wo Luther 1522 Epeuperäg xæxõv (inventores 
malorum) mit »fynantzer« übertrug und auch schon für erklä- 
rungsbedürftig hielt, aber 154I und 1546 durch andere Ausdrücke 
(»Schädliche«, »Erfinder böser Tück«) ersetzte. Man sieht förm- 
lich das in böser Bedeutung in den deutschen Sprachschatz ein- 
gedrungene Wort aus diesem ausscheiden, ein Vacuum hinter- 
lassend, in dem später der international sich ausbildende terminus 
technicus der Verwaltungsmänner und Theorctiker auch in 


3) Von hier an beziehen sich diese Zahlen in Klammern auf die Nummern 


cics Textbuches 6. 
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Deutschland für eine rein objektive Anwendung keine erheb- 
lichen Hindernisse mehr fand (ein gewisser kleiner Rest von Bei- 
geschmack ist geblieben). Das Dritte der historisch einleitenden 
Stücke ist die’ Darstellung vom Ursprung der Staatsanleihen, 
die sich in Rankes »Geschichte der Päpste« findet (3). Der 
Ehrenplatz, der diesem Stücke an nicht übersehbarer Stelle 
eingeräumt ist, wird den Anfänger vielleicht stutzig machen, 
ihn aber dadurch zum Nachdenken nötigen. Gleich beim Eintritt 
in die Studien soll ihm gezeigt werden, daß die Finanzen (so sehr 
man auch notgedrungen den Plan auf das eigene Land zuspitzen 
muß) sich anders als international nicht studieren lassen; gerade 
der Staatskredit muß dies besonders einleuchtend machen. 
Nicht einmal ein so eigentümliches, mit keiner andern Ver- 
waltung vergleichbares Gemeinwesen, wie der ehemalige Kirchen- 
staat, darf übergangen werden. Wurden seine Finanzen auch 
niemals als mustergültig angesehen: wenigstens das Schulden- 
machen ist hier zuerst in großem Umfange und mit Erfindungs- 
gabe in die Finanzen eingestellt worden. Ferner sieht der Stu- 
dierende an diesem Beispiel, was bei den Historikern von Fach 
zu holen ist. Die Rankesche Geschichtsschreibung steht in dem 
Rufe, einseitig diplomatisch orientiert zu sein. Wenn Ranke 
nichts Wirtschaftsgeschichtliches geschrieben hätte, als diese 
glänzende Darstellung der Finanzen der Renaissance-Päpste: 
die Wirtschaftshistoriker müßten schon um dieser einen Leistung 
willen ihn mit unter ihre Ahnherren zählen (ohne Rücksicht 
auf das, was die Erforschung der älteren Zeit inzwischen korri- 
giert hat). Dazu ein Muster deutschen Stils. 

Das Gros des historischen Teils ist durch die drei aufein- 
anderfolgenden Schulen unserer Wissenschaft gegeben: Kamera- 
listen, Physiokraten, Klassische Schule. Da in der ersten die 
spezifisch-deutsche Gestaltung der älteren Staatswissenschaft 
gegeben wird, während die beiden letzteren französisch und 
englisch sind, so ist auch hier dafür gesorgt, daß der Aufbau 
der heutigen Finanzwissenschaft als das gemeinsame Werk der 
großen Kulturnationen vor Augen tritt. Für die Auswahl im 
einzelnen wird wohl 'niemand imstande sein, allgemeingültige 
Grundsätze aufzustellen. Wo das Textbuch akademischen 
Uebungen zugrunde gelegt wird, kann es nichts schaden, wenn 
der Leiter Gelegenheit hat, der individuellen Auswahl des Heraus- 
gebers ab und zu die seinige gegenüberzustellen und Original- 
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drucke zu besorgen (wenn er es kann). Für das 17. Jahrhundert 
kann in der Hauptsache Altvater Seckendorf (4, 5 ) ausreichen; 
die »Contenta« seines dritten Teils geben in den bloßen Kapitel- 
überschriften ein Bild von der Buntheit fürstlicher Einnahmen 
im Territorialstaat, und die Zeilen, die er den nun einmal nicht 
ganz zu vermeidenden Steuern gönnt, zeigen in dem geringen 
Umfang, wie in der Herzlichkeit der Ausdrucksweise das patriar- 
chalische Regiment des Gothaer Ländchens unter dem Muster- 
herzog Ernst dem Frommen. Als kleine Ergänzung ein Auszug 
aus Bechers »Politischem Diskurs« von 1667 (6 ). Dieser, sowie 
der das 18. Jahrhundert nunmehr eröffnende »Accise-Autor« von 
1717 (7 ) sind hauptsächlich wegen der großen Bedeutung aus- 
gewählt, die Schmoller ihnen in seinen mannigfachen Studien 
zur preußischen Verwaltungs- und Finanzgeschichte beilegt. Von 
allem, was Schmoller geschrieben hat, haben diese Studien die 
meiste Aussicht, sich zu halten, und es ist gut, daß die Studieren- 
den in das von ihm betonte Quellenmaterial auch einen Einblick 
bekommen 2%). Als Hauptbeispiel zur Veranschaulichung des 
kameralistischen Denkens ist Jung?) ausgewählt (8). Er 


‚soll nicht etwa für hervorragend ausgegeben werden, sondern 


vielmehr die in der damaligen Wissenschaft durchschnittlich 
verbreitete Denk- und Lehrweise repräsentieren. Er gibt ein 
sicher gegliedertes Gefächer (Teile, Abschnitte, Hauptstücke) 
in so knapper Form, wie kaum ein anderer. Auch mag es nicht 
ganz gleichgültig sein, wenn unter den Autoren der Finanzwissen- 
schaft ein Mann aufgewiesen wird, der auch in der deutschen 
Literaturgeschichte seinen Platz hat (»Jung-Stilling«), gleich- 
zeitig als Mediziner eine gewisse Bedeutung hatte und in »Wahr- 
heit und Dichtung« einer so freundschaftlichen Besprechung ge- 
würdigt worden ist. — Endlich können wir für das Zeitalter der 
Kameralistik eine gesetzgeberische Quelle ersten Ranges heran- 


2) Um so mehr, da in den soeben v. Rathgen herausgegebenen Vor- 
lesungen »PreuBische Verfassungs-, Verwaltungs- und Finanzgeschichte« (Ber- 
lin 1921, Tägl. Rundschau) diese Quellenangaben weggelassen sind. Es ist 
dies im Interesse der Studien sehr bedauerlich. Denn der Umweg über 
Schmollers Zeitschriften-Aufsätze (auf die im einzelnen hingewiesen ist) wird 
als zu umständlich gescheut. Es würde lohnen, aus der Quellenkunde eine 
eigene kleine Publikation zu machen. 

30) Justi konnte nicht genommen werden. da — für Berliner Biblio- 
theksverhältnisse charakteristisch — sein »System der Finanzwissenschaft« 
während der ganzen 8 monatigen Zeit, in der an der Zusammenbringung 
von Exemplaren gearbeitet wurde, nicht zu erlangen war. 
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ziehen; das Preußische Allgemeine Landrecht von 1794. Ueber 
die Art, wie dieses Gesetzbuch für den historischen Teil der 
Studien fast aller Gebiete der Staatswissenschaften nutzbar ge- 
macht werden kann, ließe sich eine eigene kleine Abhandlung 
schreiben: ein Denkmal der Staats- und Wirtschaftsauffassung 
Friedrichs d. Gr., zugleich ein Sprach- und Literatur-Denkmal 
ersten Ranges, ein Produkt der klassischen Periode unserer 
Literatur. Aus ıhm sind die Abschnitte über »Regalien und 
Domänen« (9) abgedruckt. 

Daß aus der Lehre der Physiokraten der »Impöt unique« 
genommen wurde, wird keiner Begründung bedürfen. Quesnay 
und Dupont de Nemours (Io, II ) zeigen, wie durch die Fran- 
zosen mit einem Schlage das streng begriffliche Denken in unsere 
Disziplin hineinkommt, gleichzeitig die konsequente Ableitung 
einer Steuerlehre aus einer Volkswirtschaftslehre. Daß schon die 
Zeitgenossen den Bogen überspannt fanden, zeigt Voltaires 
Satire »L’homme au quarante &cus« (12). 

Die klassische Schule ist durch Smith (13—16 ), Ricardo 
(17, 18) und Mill ( 19 ) vertreten. Die drei Autoren stellen dem 
Auswählenden verschiedene Sprödigkeitsgrade entgegen. Bei 
Smith sind die berühmten 4 Steuerregeln gegeben. Wenn man 
diese in dem Textbuch findet, so wird man mit dem Herausgeber 
nicht weiter rechten, was er außerdem noch ausgewählt hat 
(es sind die Einteilung der Staatsausgaben, sowie ein Abschnitt 
über Staatsanleihen und Staatsbankrott; wegen der aktuell 
gewordenen Umsatzsteuer ist die spanische »Alcavala« hinzu- 
genommen). Bei Mill wiederum gibt es kaum einen finanzwissen- 
schaftlichen Abschnitt, der überragende Berühmtheit für sich 
in Anspruch nehmen könnte, hingegen viele treffende Ausfüh- 
rungen, die sich gegenseitig den Rang streitig machen; anders, 
als subjektiv läßt sich nicht auswählen; ich habe den »Grundsatz 
der Leistungsfähigkeit« gewählt (zeigt seine Stellung zu Liberalis- 
mus und Sozialpolitik; gleichzeitig Beispiel für Fortbildung der 
Smithschen Steuerregeln innerhalb der Schule). Wie aber soll 
ein Textbuch Ricardo »klein kriegen«? Alle Versuche, in ihm 
einen Abschnitt herauszufinden, der, dem Anfänger einigermaßen 
zugänglich, entweder das Ganze seiner Steuerlehre oder aber einen 
charakteristischen Teil vor Augen führte, schlugen fehl. Es 
waren dies nicht bloß meine eigenen Versuche. Wie im 
Vorwort bemerkt, ist auch dieses Textbuch aus wirklich abge- 
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haltenen Uebungen hervorgegangen. Die Mitglieder (ein zu 
einem »Kolloquium« vereinigter engerer Kreis, darunter auch 
solche, die die Universität bereits hinter sich hatten) beteiligten 
sich an der Nahrungssuche mit Eifer, Spürsinn und Sachkenntnis. 
Es war alles vergebens. Da traf es sich glücklich, daß Lotz in 
seiner eben erschienenen. »Finanzwissenschaft« aus Ricardos 
Ueberwälzungslehre 6 Grundsätze in knappster Fassung heraus- 
destilliert hat. Diese sind als Ricardo-Ersatz abgedruckt (17). 
Daneben konnte dann irgendein Abschnitt als bloßes »Beispiel« 
ausgewählt werden: . die englische »Armensteuer« (18). Es 
ist schließlich kein Schade, wenn der Leser merkt, daß ein Ab- 
schnitt für sich nicht verständlich ist. Der Zweck eines Text- 
buches ist es nicht, die Lektüre der großen Autoren entbehrlich, 
sondern begehrenswert erscheinen ‘zu lassen. Nicht einmal daß 
der Ausdruck »Armensteuer« erklärungsbedürftig bleibt, kann 
unter diesem Gesichtspunkt als ein Mangel betrachtet werden. 
Die Thielesche Uebersetzung (Sammlung Waentig) hat ja das 
Verdienst, uns von Baumstarks Stümperleistung (deren Ansehen 
mit ein Beweis dafür war, wie wenig Deutschland seinen ehe- 
maligen Ruhm ‚das Land guter wissenschaftlicher Uebersetzungen 
zu sein, zu wahren wußte) nach 38 jähriger verderblicher Wirk- 
samkeit endlich unabhängig zu machen. Aber von einer guten 
Uebersetzung ist auch diese noch weit entfernt. Können wir es 
schon nicht wagen, ein fremdsprachliches Original unsern Uebun- 
gen zugrundezulegen, so hat es immerhin sein Gutes, zeigen zu 
können, daß eine Uebersetzung das Original nicht überflüssig 
macht. Auf ein solches Beispiel weist eine Vexierfrage (18, 
Anm. a) hin. 

Man kann verschiedener Ansicht darüber sein, inwieweit 
die Lehre vom Papiergeld in der Finanzwissenschaft zu behandeln 
ist. Für den vorliegenden Fall erledigte sich die Frage dadurch, 
daß in einem andern Textbuch die große Papiergeldflut um 
die Wende vom 18. zum ıg. Jahrhundert mit besonderer Aus- 
führlichkeit behandelt worden ist (Bd. 4, Geld und Kredit, S. 55 
bis 110). 

In der Aufreihung an diesem historischen Faden ist bisher 
neben der Theorie die Gesetzgebung zu kurz gekommen. Selbst 
das Stück aus dem Landrecht ist (da dieses stets nur subsidiäre 
Geltung in Anspruch nimmt und den Provinzial- und Ortsrechten 


den Vorrang läßt), für die Geschichte der Anschauungen über 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 2. 34 
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das, was Recht sein soll, beweisender als für das, was rechtens 
war. Dies wird nun nachgeholt, indem das 19. Jahrhundert 
mit einem ausführlichen Abschnitt über die Entwicklung der 
preußischen Einkommensteuer von der Klassensteuer des Jahres 
1820 bis zur Miquelschen Steuerreform 1891/3 eröffnet wird 
(21—25 ). Es dürfte kaum einen wichtigen Punkt der Lehre von 
der Einkommensteuer geben, der sich nicht an der Hand der 
hier gebotenen 5 Gesetzesproben klar machen ließe: Fortschreiten 
von der Erfassung der Klassenzugehörigkeit zur Erfassung des 
Einkommens — Einkommensbegriff — Verbot jedes »lästigen 
Eindringens« in die Vermögens- und Einkommensverhältnisse 
(noch 1851—1873!), Abschaffung des Verbots, Ersetzung durch 
ein straffes Verfahren — Naive Anschauung, daß die Verheim- 
lichung des Einkommens ein gutes Bürgerrecht darstelle, dem- 
gegenüber der Beamte mit offen darliegendem Diensteinkommen 
geschützt werden müsse ( 22 ), und schließlich allgemeine Dekla- 
rationspflicht auf Ehre und Gewissen — Obere Steuergrenze, 
d. h. Freilassung der höchsten Einkommensteile der Allerreichsten 
(ebenfalls noch 1851—1873!), Abschaffung und gleichmäßiger 
3 %iger Tarif, schließlich progressiver SteuerfuB (%—4 %) 
— Formlose Beschwerde und geordnetes Verfahren bis zum Ober- 
verwaltungsgericht u. a. m. 

Mit der Miquelschen Steuerreform sind wir bereits in das 
Zeitalter der sozialpolitischen Beeinflussung und Durchtränkung 
der Finanzen gelangt, als deren bedeutsamster Vertreter Adolf 
Wagner (26—28 ) nunmehr einer Studentengeneration vorzu- 
führen ist, dieihn nicht mehr gekannt hat. Drei kleine Abschnitte 
aus theoretischen Schriften der letzten beiden Jahrzehnte be- 
schließen die historische Wanderung (29—31 ): aus Simmels 
»Philosophie des Geldes« eine Ausführung über Steuer und Per- 
sönlichkeit; aus Jastrows »Gut und Blut fürs Vaterland« über 
Steuermoral; endlich Goldscheids Postulierung einer »Finanz- 
soziologie «. 

Die genannten Stücke sind dem historischen Teil einverleibt, 
weil der der Gegenwart gewidmete zweite Teil theoretische 
Stücke ausschließt und nur in die wirkliche Finanzverfassung 
und -verwaltung einführen will. Er beschränkt sich auf Deutsch- 
land (und in Landesfinanzen auf Preußen). In keinen Teil des 
deutschen Staatslebens kann heute ein akademischer Unterricht 
einführen ohne Reichsverfassung und VersaillerFriede. Während für 
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diese beiden auf Textbuch 5 »Neue Wirtschaft« verwiesen werden 
konnte, sind die Finanzbestimmungen der »Verfassung des 
Freistaats Preußen« vom 30. November 1920 zum Abdruck 
gebracht ( 35 ). In der äußeren Gestaltung der Finanzverwaltung, 
Kontrolle, Rechnungslegung usw. ist das Reich bei Preußen in 
die Lehre gegangen, hat sogar viele Bestimmungen ohne einen 
Akt derGesetzgebung reingewohnheitsmäßig übernommen. Hierfür 
genügen Auszüge aus dem maßgebenden preußischen Gesetz vom 
II. Mai 1898 (36). Sein Rufname »Komptabilitäts-Gesetz« 
ist wenig schön; die amtliche an die Spitze gestellte Verdeutschung 


»betr. den Staatshaushalt« vermeidet zwar das unschöne 


Fremdwort, läßt aber die Sache unausgedrückt und ist wegen 
Verwechselung mit dem jährlichen Gesetz »betr. die Fest- 
stellung des Staatshaushalts« für den Unterricht nicht 
brauchbar. Durch Erfindung einer geeigneten Bezeich- 
nung (wobei ein gutes Fremdwort einer schlechten deutschen 
Umschreibung vorzuziehen wäre) könnte sich jemand ein Ver- 
dienst erwerben. Eine wirkliche Einführung in die Entstehung 
und Benutzung eines Etats, Zerlegung in Kassenetats, Ver- 
gleichung von Soll und Ist, Feststellungen der Oberrechnungs- 
kammer, parlamentarische Nachprüfung ist allerdings weder an 
der Hand der Auszüge, noch auch an der Hand des ganzen Ge- 
setzes möglich. Hierzu ist Anschauungsmaterial erforderlich. 
Ein paar Exemplare der Drucksachen wird man ja wohl für einige 
Mitglieder der Uebungen auftreiben können. Da es weniger auf 
die Ziffern, als auf den stereotypen Wortlaut der »Kapitel«, »Titel« 
usw. ankommt, wird es bei einiger Geschicklichkeit vielleicht 
möglich sein, mit Drucksachen verschiedener Jahrgänge neben- 
einander auszukommen. Aber einiges Material sollten wir unsern 
Zuhörern gleichlautend in dieHand geben können. Es ist in hohem 
Maße bedauerlich, daß aus äußeren Gründen ein Textbuch dieser 
seiner Aufgabe heutzutage nicht gerecht werden kann. Der 
Stand der Setzerlöhne, der die Drucklegung mancher wissen- 
schaftlichen Werke unmöglich macht, erzwingt bei andern räum- 
liche Beschränkungen, die mit dem Wesen der Sache oft nicht 
vereinbar sind. Auch in diesem Textbuch muß vieles fehlen, 
wenn der Preis erschwinglich bleiben soll. Aber ganz ins Uner- 
schwingliche würde bei den geltenden Tarifen der Preis für ein 
Textbuch getrieben werden, das Tabellen bringen wollte, wie sie 
für das Verständnis der Finanzen erforderlich sind. Das vor- 
34° 
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liegende Textbuch findet eine gewisse Ergänzung darin, daß in 
einem früheren das Beispiel eines Reichsetats in kürzester Fassung 
(mit Vergleich 1914/19) gegeben ist. Aber daß mit dem Hinweis 
darauf das Bedürfnis befriedigt sei, soll nicht behauptet 
werden ?!). 

Ich habe bei diesen Aeußerlichkeiten verweilen müssen, weil 
nur starke Entschuldigungsgründe es rechtfertigen können, daß 
in dem gegenwärtigen Stande der deutschen Finanzen zwar 
Texte geboten werden, die zeigen, wie die Finanzen verwaltet 
werden sollen (Gesetze), aber nicht, welche Ergebnisse sie 
gezeitigt haben (Statistiken). Wird dieser Mangel offen 
eingestanden, so darf andrerseits wohl auch prinzipiell behauptet 
werden, daß für den ersten Unterricht Finanzen in traurigem 
Zustande kein besonders geeignetes Einführungsobjekt bilden. 
Daß dieser Punkt dem Auge nicht entschwindet, dafür wird die 
Not der Zeit ohnedies sorgen — — —. 

Fast der ganze Rest des Büchleins ist von der Flut der neuen 
Reichssteuergesetze erfüllt. In drei Wellen hat sie sich im 
Winterhalbjahr 1919/20 über uns ergossen: Sept., Dez., März. 
An diesen chronologischen Punkten kann man sich aber nicht 
sachlich orientieren. Auch eine Reihenfolge nach sachlichen 
Gesichtspunkten kann das Textbuch nicht bieten. Denn die Mög- 
lichkeit, dieser Stoffülle Herr zu werden (nicht in jenem druck- 
technischen Sinne, sondern im Sinne der schuldigen Rücksicht 
auf die Aufnahmefähigkeit des Anfängers) beruht auf einer 
Klassierung anderer Art. Nur vieren dieser Gesetze ( 37—41) 
konnte die Ehre der Exzerpierung in gewohntem Umfang zuteil 
werden: Reichs-Abgabenordnung (zugleich für Finanz ver- 
waltung; in Ergänzung zu ( 36 ), s. o.), Landessteuer-Gesetz, 
Einkommensteuer- und Erbschaftssteuer-Gesetz. Bei einer 


3) Dem heutigen Elend der wissenschaftlichen Produktion in Deutsch- 
land liegt nicht bloß der Stand der Setzerlöhne zugrunde. In mindestens 
demselben Maße sind die Papierpreise daran schuld. Aber diese beiden 
Hauptursachen verteilen sich ungleich auf die verschiedenen Fälle. Daß 
unsere Hoffnung, Etats, Abrechnungen, Ausführungsbestimmungen usw. für 
unsere Zuhörer von den Behörden zu erhalten (namentlich wenn sie so sehr 
wie jetzt an einer sachgemäßen finanzwissenschaftlichen Ausbildung interessiert 
sind) aussichtslos geworden ist, liegt nur an den Papierpreisen. Daß wir so 
unsachliche Rücksichten, wie Vermeidung des Tabellensatzes nehmen müssen, 
nur am Setzertarif. Daß wir im Umfang unter das Maß heruntergehen 
müssen, das der wissenschaftliche Zweck erfordert, geht freilich auf beide 
Ursachen zurück. 
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zweiten Klasse von 8—9 Gesetzen mußte man sich mit den 
Paragraphen begnügen, die den Charakter der Steuer festlegen 
(42—50 ): 
Körperschaft, Kapitalertrag, »Besitz« (= Vermögens- 
zuwachs), Grunderwerb, Umsatz, Reichsnotopfer, Steuer- 
flucht, Kapitalflucht. 
Von einer dritten Klasse ist nicht mehr zu verlangen, als daß der 
Anfänger ihre Existenz erfährt. 

Diese Kenntnis vermittelt am Schluß des Büchleins eine 
»Uebersicht geltender Finanzgesetze« ( 53, 54 ), sowohl für das 
Reich, wie für Preußen, nach dem Stande vom I. Jan. Ig2I. 
Es sind, wenn ich recht gezählt habe (ohne Gesetze allgemeineren 
Inhalts, wie Verfassungen u. a., aber einschließlich der Gebühren- 
und Monopolgesetze, wie Post, Gerichtskosten, Branntwein usw.) 
für das Reich 55, für Preußen (einschl. Kommunen und Kirchen) 
30. Diese Aufzählung gibt reichen Stoff zu Uebungen über Ein- 
teilung der Steuern nach den verschiedensten fundamentis 
divisionis (Eheberg, 16./17. Aufl. — 1921 — S. 165, 215, 365, 
4II; Ad. Wagner II, 2. Aufl. — 1890 — haupts. §§ 213 ff; 
auch III, $ 3). Es kann auch das Gesamtgebiet der 
Steuern nach Gruppen unter die Mitglieder verteilt werden, 
wobei die Referenten sich die Texte und Kommentare beschaffen 
müssen (auch eine Ucebung!), die andern nach den Daten 
des Textbuchs sie sich beschaffen können, übrigens in jedem 
Fallauch bei noch so bescheidener Vorbereitung, doch wenigstens 
Vorhandensein und Namen der Steuern dem Textbuch entnehmen. 
Man kann Referaten über die Reichs-Steuerverfassung schon sehr 
viel leichter folgen, wenn man auch nur weiß, welche Steuern 
es gibt. 

Die Auswahl für Klasse I und II konnte nicht anders als subjek- 
tiverfolgen. Man muß zufrieden sein, wenn der gebotene Stoff für 
die Veranstaltung von Uebungen genügt. Denn auf andere Art ist 
ein Zusammenbringen des Stoffes heute nicht mehr möglich. Das 
Reichsgesetzblatt hat seine 9000 %ige Preiserhöhung ??) seinen 
Abonnenten mit einem Hinweis darauf verdaulich zu machen ge- 
sucht, daß sie schon bei Anschaffung von auch nur 30der 4 Gesetzen 
in Buchhandelausgaben auf dieselbe oder eine höhere Summe 
kämen! — Daß ich aus Verbrauchsabgaben- und Stempelgesetzen 
nichts abgedruckt habe, wird nicht allgemeine, aber, wie ich hoffe, 

33) S. o. S. 524. 
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doch überwiegende Zustimmung finden. Ich habe die Steuern 
ausgewählt, an denen sich (nach meinen Erfahrungen) Grund- 
sätze, Bemessung und Verfassung einer Steuer am besten de- 
monstrieren lassen: die auf Einkommen und Besitz. Bei den 
Verbrauchsabgaben spielt zudem das Detail der Verwaltungs- 
technik eine so große Rolle, daß wir Dozenten (von einzelnen 
persönlichen Ausnahmen abgesehen) der Aufgabe, sie als Bei- 
spiel zu behandeln, wohl nur sehr schwer gewachsen wären. Die 
Zölle erledigten sich dadurch, daß sie sachgemäß in der »Handels- 
politik« untergebracht sind (Textbuch I, Nr. 23—33), ebenso 
die Geld- und Bankgesetze (vgl. bereits oben) in »Geld und Kredit« 
(Textbuch 4, Nr. 86—102). 

Die bisherige Literatur über die neuen Steuergesetze ist 
noch spärlich. Die schon vorhandenen Ausgaben sind, soweit 
erwähnenswert, bei jedem Gesetz vermerkt. Ein kleiner Literatur- 
abschnitt (55) nennt die üblichen buchhändlerischen Samm- 
lungen und orientiert über das große Schiffersche Sammelwerk. 
Auf lange Zeit hinaus wird jede Literatursuche mit der Fest- 
stellung zu beginnen haben, ob der betr. Band dieses Sammel- 
werks bereits erschienen ist. Die billigste Art, in den Besitz 
sämtlicher Texte zu kommen, ist die nachträgliche Bestellung 
der beiden Jahrgänge des RGBl. Der Preis von je ı Mk. ist für 
diese nicht erhöht, und die Druckfehler werden unentgeltlich 
geliefert. Allerdings kostet der Einband (viele Einzelblätter!) 
- jetzt etwa das 20 fache. 

‚Um den Gebrauch des Textbuches auch für Vorlesungen 
und Selbststudium zu erleichtern, gebe ich im folgenden eine 
Ordnung des Stoffes nach der herkömmlichen Gruppierung. 
Systematik der Kameralisten: v. Seckendorff (4), Jung [- Stilling] (8). — Biblio- 

graphie (55). 

Nachbarwissenschaften. Philosophie und Soziologie: Simmel (29), Gold- 
scheid (31); Geschichte: Ranke (3); Philologie und Literatur: Grimm, Luther 


(1, 2); Jurisprudenz und Gesetzeskunde: Landrecht (9); preußische Einkom- 
mensteuergesetze (21—25), geltendes deutsches Recht (32—54). 


A. Staatsausgaben. 
(Staatsbedarf, Verwenduhe): Jung (8), Smith (13). 


B. Staatseinnahmen. 
ı. Erwerbseinnahmen, Domänen (4, 6, 9); andere (53, 54, auch 31). 
2. Gebühren (9) auch Regalien (4, 53, 54). 
3. Steuern 
a) Allgemeine Steuerlehre und Steuerprinzipien: Secken- 
dorff (5), Jung (8), Landrecht (9), Physiokraten und Voltaire (10—12), 
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Smith (14), Mill (19), Wagner (26—28), Simmel (29); Steuermoral: Ja- 
strow (30); Zusammenfassung der heutigen deutschen Steuern (53/4); Steuer- 
überwälzung : Ricardo-Lotz (17, 18); Allgemeine Steuerordnungen des 
Reichs (37, 38, 49, 50), — Material zu Uebungen über Klassifikation der 
Steuern (53/54); Beispiel für Quoten- und kontingentierte Steuer (24). 

b) Einzelne Steuern: 

æ. Ertragssteuern. Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer (54); Kapital- 
ertragssteuer (43); physiokratische (10—12); Engl. >poor rate« (18). 

B. Einkommen- und Vermögenssteuern: ältere preußische (21—25); jetzige 
deutsche (39—44); Reichsnotopfer (47, 48); Wehrbeitrag und andere, 
insbesondere außerordentliche (53). 

x. Sog. Vermögensverkehrssteuern. Unter Lebenden: Alcavala (15); heutige 
Umsatz (46); Grunderwerb (45); Stempel (53, 54); [Schenkung = Erb- 
schaft] — von Todes wegen: Erbschaft (41). 

ð. Aufwandsteuern (»Aufschlägee). Verzehrungssteuern u. ă.: ältere (7); 
jetzige (53). [Vgl. auch Umsatz-, sog. Luxussteuer (46)] ; Zölle (4, 9, 51); 
Monopole (53). 

Anhang: Kommunal- und Kirchensteuern (37, 54). 
C. Ordnung der Finanzen. 


1. Formale Ordnung = Finanzverwaltung: Preußisches Komptabilitätsgesetz (36) ; 
Reichsabgabenordnung (37); andere (49, 50, 53, 54). 

2. Materielle Ordnung — Bilanz (Ueberschuß, Defizit): Smith (16). 

3. Staatsschulden: Ranke (3), Smith (16); heutige Gesetzgebung (53, 54); Papier- 
geld (20, 52). 


Ander Hand etwa des Ehebergschen Lehrbuchs ®) kann bei 
jedem Abschnitt festgestellt werden, was das Textbuch bietet, 
manchmal zur Entlastung, manchmal zur Vertiefung der Vorlesung). 
Noch leichter ist festzustellen, welche Bestandteile des Systems im 
Textbuch gar zu schlecht weggekommen und von einem Uebungs- 
leiter, der auf sie Gewicht legt, irgendwie zu ergänzen sind. Nur 
schweren Herzens habe ich darauf verzichtet, die Lehre von den 
Staatsausgaben der der Staatseinnahmen einigermaßen eben- 
bürtig zu gestalten; als Lehre von der Verwendung der Staats- 
gelder bringt jene den Zusammenhang mit allen Ressorts des 
Staatslebens und so auch den Zusammenhang von Staatszweck 
und Finanzmitteln deutlicher zum Ausdruck, als die Lehre 
von den Staatseinnahmen, die (leider!) unser Hauptinteresse 
allzusehr mit Beschlag belegt hat. Aber diese und manche ähn- 
liche Lücke wird desto weniger Schaden stiften, je leichter sie 
konstatierbar ist. (Ein noch so kurzes Referat über Anlage und 
Einteilung des Werkes von Schwarz und Strutz kann schon 
den Mangel ausgleichen.) — Mehr Sorge macht mir, daß die Inter- 
nationalität nicht ausreichend gewahrt werden konnte. Das 


3) Das in seiner neuesten (16. u. 17. Auflage, Leipzig u. Erlangen 
Deichert, 1921) wohl als der geeignetste Führer für Anfänger zu empfehlen ist. 
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»geltende Recht« mußte auf Deutschland beschränkt werden, 
wenn das Büchlein möglich bleiveu sullte. Wieviel wir von den 
ausländischen Steuerverfassungen der Kriegs- und Nachkriegszeit 
zu lernen haben; wie sehr England in der Anspannung seiner 
Einkommensteuer sich an ÖOpferwilligkeit uns überlegen zeigte; 
wie früh USAmerika, als damals noch neutraler Staat, 
die Notwendigkeit erkannte, dem Mehrbedarf durch eine 
»war tax« entgegenzukommen, während wir als kriegführende 
Macht nicht wagten, dem Steuerzahler an den Säckel zu 
greifen, — dies und manches andere bleibt unerkennbar, 
wenn die Steuerlehre nicht in internationaler Vergleich- 
ung #) gelehrt wird. DaB in der Geschichte der Finanzwissen- 
schaft neben der deutschen zwar mit starkem Akzent die fran- 
zösische und englische Literatur, aber auch nur diese, berück- 
sichtigt ist, entspricht so ziemlich unserm Herkommen, jedoch 
nicht in gleichem Maße dem wirklichen Anteil der andern 
Länder. 

Daß alles, was heute über deutsche Wirtschafts- und Finanz- 
politik geschrieben wird, — dum loquimur — dem Wechsel und 
höherer Bestimmung unterworfen ist, bringen die Daten der 
Zeitgeschichte nur allzu deutlich zum Ausdruck: wie der erste 
Teil dieser Uebersicht am Tage von Spa, ist der zweite an 
dem Tage abgeschlossen, an dem die Konferenz von London 
zusammentritt, um darüber zu entscheiden, ob ein deutsches 
Finanzwesen bestehen bleibt. 


Charlottenburg-Berlin, 1. März 1921. 


34) Dem steht übrigens auch die Schwierigkeit der Materialbeschaffung 
und -verwertung entgegen. Für jene sind Schanz’ Finanzarchiv (nament- 
lich höchst dankenswerte Uebersichten von O. Schwarz), für diese Eheberg 
(s. o.) die einzigen Hilfsmittel; beide zur Zeit des Erscheinens notwendiger- 
weise schon überholt, ohne daß wir in Deutschland die Möglichkeit haben, 
sie zu ergänzen. 
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Von 


EMIL LEDERER. 


In der öden Wüste der Diskussion über Sozialisierung und 
Sozialismus, die noch immer mit einem dünnen Absud aus den 
Argumenten bestritten wird, welche schon Schäffle in seiner 
»Quintessenz des Sozialismus« entwickelte, bildet die schmäch- 
tige Schrift des Wiener Soziologen und Rechtsanwalts Thorsch 
»Sozialisierung und Gesellschaftsverfassung« eine erquickende 
Oase !). Thorsch ist nicht »schulmäßiger« Sozialist, und er ist 
nicht professioneller Geschichtsphilosoph. Aber er hat eine 
ganz bestimmte Art, eine Grundlinie der Entwicklung und ihre 
psychischen Triebkräfte zu zeichnen, und er hat eine wohl- 
tuende Sicherheit persönlicher Wertung. Folgen wir zunächst 
seinem Gedankengang: 

Militärische und politische Herrschaft sind von der gleichen 
Wesenheit. Die militärische Herrschaft, ursprünglich notwendig 
zu Sicherstellung der Gesellschaft gegen äußere Feinde, wird 
Selbstzweck und entartet; auch die politische Herrschaft, ur- 
sprünglich abzielend auf Sicherung und Erhaltung der Ordnung 
im Innern, kann Selbstzweck werden; die Macht wird, nach Ab- 
schwächung des ursprünglichen Bedürfnisses, zu Nebenzwecken 
mißbraucht, wird dem Ehrgeiz und der Herrschsucht dienstbar 
gemacht. Je mehr sie bereits »überlebt« ist, um so roher werden 
Ihre Mittel, sich zu erhalten, um so stärker die Notwendigkeit, 
sie auf die irrationalen, trüben Instinkte zu gründen. Diese 
Eigentümlichkeit der Politik wird nicht durch die Demo- 
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1) Dr. Berthold Thorsch, Sozialisierung und Gesellschaftsverfassung. 
Wien 1920. 75 S. 
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kratisierungaufgehoben. Auchimdemokratischen 
Staat wird die Politik zu einem »leeren Gaukelspiel«, in welchem 
Kräfte vergeudet werden. Das ist ein Symptom dafür, daß der 
Staat in einen anderen Aggregatzustand übergehen muß. 

Der Ableitung und Charakterisierung dieses neuen Aggregat- 
zustandes ist das Büchlein gewidmet: Thorsch sieht in der 
Wirtschaft die gesellschaftlich höhere Form, weil in der 
politischen Sphäre alles scharf abgegrenzt und letzten Endes 
die Gewalt entscheidet, und lediglich über- und untergeordnete 
Schichten sich auskristallisieren, während sich in der Wirtschaft 
die »Kreise überschneiden«, also Wechselseitigkeit 
gegeben ist. Auch sind im Durchschnitt die wirtschaft- 
lichen Antriebe höher als die politischen, und es »geht bei Aus- 
übung wirtschaftlicher Macht nicht so tief hinunter zu Freiheits- 
beraubung und Mord und geht viel höher hinauf in Feinheit der 
Struktur« Schon die schlechte Akustik der politischen Arena 
(dies Wort auch psychisch verstanden!) zwingt zur Ver- 
wendung sinnlicher Mittel, zwingt zu einem lauten Ton, in wel- 
chem man nicht alles sagen kann. Die ganze politische Diskus- 
sion beschränkt sich demgemäß auf antithetische Gegensätze 
(konservativ — liberal, Ordnung — Freiheit usw.) und wird 
notwendig doktrinär unsachlich. Hingegen ist die Wirtschaft 
ein gesellschaftliches Gebiet, in welchem zwar auch der Macht- 
wille sich Geltung verschafft, aber der Wille zur Zweck- 
mäßigkeit setzt schließlich den Geist der Sachlichkeit 
durch. Geht doch die Wirtschaft nicht auf Herrschaft, 
wie die Politik, sondern auf sachliches Resultat. Es 
kann sich also nur darum handeln, die ganze Mannigfaltigkeit 
der in der Wirtschaft liegenden Beziehungen und Möglichkeiten 
lebendig werden zu lassen, um so zu einer höheren (Thorsch ist 
durchaus Entwicklungstheoretiker und würde unbedenklich 
dieses Wort verwenden) gesellschaftlichen Form zu gelangen. 
DiepolitischenHerrschaftsformensindes, welche 
heute die Entfaltung einer freieren und schöneren Welt hemmen. 

Und zwar in mancherlei Beziehungen. Sowohl ideell 
als tatsächlich. Ideell z. B. auch darin, daß selbst der Sozialis- 
mus, welcher die politische Herrschaft auch in ihrer demokrati- 
schen Form enthüllt, doch die »Gesellschaft« zum absoluten 
Herrn der Wirtschaft machen will, »die Gesellschaft mit Reichs- 
apfel und Zepter«! 
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So würde auch die Lehre, welche das Eigenleben der »Ge- 
sellschaft« wecken, durch die Zerreißung aller Ideologien und 
Weckung der gesellschaftlichen Kräfte die »Herrschaft des Men- 
schen über den Menschen« aufheben möchte, nur auf breiterer 
Stufenleiter eine Verstaatlichung der Wirtschaft, d. h. 
aber politische Macht auf breitester Basis, begründen. Und 
zwar dadurch, daß auch in die heute übliche Selbst- 
verwaltung der Wirtschaft dspolitische Verhält- 
nis, das von Herrschenden und Beherrschten hineingetragen 
wird, so daß die dem wirtschaftlichen Leben eigentümlichen 
Kräfte zu einer Entfaltung und Wirksamkeit gar nicht gelangen 
können. 

Worin bestehen diese Kräfte? DaB im wirtschaft- 
lichen (im Gegensatz zum politischen) Gebiet unerschöpfliche 
Möglichkeiten für die Teilung von Gütern und Leistungen vor- 
handen sind. Die unendliche Mannigfaltigkeit in der Verteilung 
von Leistung und Gegenleistung bietet so die Möglichkeit, alle 
Spannungen — ohne Katastrophen — zu lösen. 

Freilich: In der wirtschaftlichen Sphäre haben wir noch 
sehr viel Beziehungen von politischem Typus, d. h. Herrschaft 
und Unterwerfung. Diese müssen aufgehoben werden. Es 
muß z. B. das Imperium der Kapitalbesitzer gebrochen werden, 
und »alle wirtschaftliche Ueberlegenheit anderer Art, welche 
brutal unterdrückend wirkt« Derart kann die wirtschaftliche 
Welt zu sich selbst kommen, von dem falschen, ihrem inneren 
Wesen fremden politischen Einschlag befreit werden und eine 
neue Epoche des gesellschaftlichen Lebens kann beginnen. Der 
Weg zur Lösung unserer Nöte liegt daher nicht in einer Ver- 
stärkung des Staatseinflusses auf die Wirtschaft; denn die 
»Allgemeinheit« als Staat ist immer wieder nur politische, d. h. 
Herrschaftsorganisation. Im Gegenteil: eine Entstaatlichung 
der Wirtschaft wird gefordert, wobei (das ist die interessante 
Nuance des Gedankens) viele, gemeinhin als »wirtschaftlich « be- 
trachtete Strukturqualitäten unserer Wirtschaft als politische 
und daher auszumerzende vermerkt werden. Dieser Punkt ist 
wesentlich, und ich muß später nochmals auf ihn zurückkommen. 

Das Weiterleben politischer Struktur in der Wirtschaft 
wird um so inadäquater, je mehr sich die Wirtschaft selbst ent- 
wickelt, und zwar differenziert. Diese Differenzierung wird von 
der sozialistischen Theorie vernachlässigt. Sie sieht den Kampf 
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der Klassen im Vorstellungsbild des politischen Kampfes, und 
sieht nach der Ueberwindung der Klassenstruktur keine der 
zahlreichen Differenzierungsmöglichkeiten, welche im Oekone- 
mischen schlummern. Man muß aber das Oekonomische in seiner 
Eigenart, als eine unendliche Mannigfaltigkeit von Beziehungen 
begreifen, deren jede einen adäquaten Ausdruck erhalten soll. 
Das wird möglich durch das Zurücktreten der politischen Macht- 
seite, durch die Differenzierung der menschlichen Beziehungen 
in der und durch die Wirtschaft. »Der Typus des Wirtschaft- 
lichen muß aus den gesellschaftlichen Vorgängen vor allem 
heraustönen «. 

Da nun Thorsch in jeder zentralisierten Wirtschaft eine 
politische Wirtschaft erblickt, so muß er folgerichtig ökonomische 
Autonomie der wirtschaftlichen »Zellen«, also der Unternehmun- 
gen, der Betriebe fordern. Nicht ganze Wirtschaftszweige 
bilden das Objekt der Entwicklung, sondern der einzelne Be- 
trieb, je nach seiner inneren Entwicklungsmöglichkeit. Thorsch 
teilt nicht den Skeptizismus, der sich in der ganzen gesellschaft- 
lichen Literatur an den Gedanken der Produktivgenossenschaft 
knüpft. »Es beruht nur auf einem unbegründeten Mißtrauen 
gegen die Massen, daß man dem Personal eines Einzelunter- 
nehmens — Angestellten und Arbeitern im Verein — nicht die 
Verfügung über das Unternehmen überlassen will.« Thorsch 
betont zwar ausdrücklich, er wolle nicht einen grundsätzlichen 
»Syndikalismus« vertreten, aber in der Tat liegt dieser in der 
Konsequenz seiner Anschauungen und Forderungen Freilich, 
das Ziel ist bei Thorsch ein anderes. Wenn er fordert, daß ein 
erheblicher Teil der Massen (eben der geeignete Teil) 
selbst Herr in den Unternehmungen wird, und zwar »Herr, 
nicht bloß Mitberater und Nutznießer«, so erwartet er hiervon 
eine Aufhebung der Klassenscheidung, und ein Weiterleben 
auch der heutigen berechtigten wirtschaftlichen Antriebe auf 
neuer gesellschaftlicher Stufenleiter. 

Bis hierher ist der Gedankengang logisch, konsequent und 
schließt eine soziale Vision in sich. Aber schon matter ist die 
Weiterführung ins Konkrete, die Ausmalung des Bildes, in wel- 
chem noch neben den Herr gewordenen Massen Unternehmer 
‚und vor allem auch Kapitalisten mit ihrer notwendigen 
Entlohnung und selbst der Risikoprämie, erhalten bleiben — 
neben welchen sich ein »Massenkapitalismus« ausbreitet. Im 
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großen ganzen also ein Gesellschaftsbild, wie es manchen, jetzt 
von den Unternehmern vertretenen Sozialisierungsvorschlägen 
vorschwebt. Noch ein Zug sei in diesem Bilde hervorgehoben: 
Da für die Wirtschaft charakteristisch die unendliche Mannig- 
faltigkeit ihrer Bildungen und Verhältnisse, so muß auch in dieser 
»Sozialisierung«e individualisiert werden: Weder die 
ganze Wirtschaft, noch ganze Wirtschaftszweige sind nach dem- 
selben Schema zu behandeln, sondern je nach Fähigkeit und 
Eigenart der Massen und der Wirtschaft sind die einzelnen 
Unternehmungen zu behandeln. So ergibt sich ein 
bunter Kosmos, weitaus mannigfaltiger, als er in einer politischen 
Sphäre entstehen könnte. Diese Umgestaltung soll soweit geführt 
werden, als die Fähigkeit der Massen, Herren der Produktions- 
mittel und vor allem des Ertrages, zu werden, reicht. 
D. h., Thorsch fordert von den heutigen Besitzern Opfer, genau 
wie die Ablösung der feudalen Rechte von den Grundherren 
Verzicht auf materielle Werte erforderte. 

Was, in welcher Art und in welchem Tempo umgeformt 
werden soll, darf nun — das ist durchaus konsequent gedacht — 
nicht von einer politischen Instanz entschieden werden. 
Darum ist ein Vertretungskörper aufzubauen, der seine Autorität 
auf das Volk stützt. Hierbei darf die Zusammensetzung »nicht 
irgendeine ausgeklügelte Proportionalität in der Vertretung der 
einzelnen Stände und Berufe aufweisen« (Reichswirtschaftsrat!), 
sondern jeder Beruf ist nach der Anzahl seiner Angehörigen zu 
berücksichtigen. (Kann sich hierbei — wird man fragen — 
ein wesentlich anderes Resultat als im politischen Parlament 
ergeben?) Dieser Vertretungskörper soll womöglich alle 
wirtschaftlichen Entscheidungen übernehmen, und ist dazu be- 
rufen, weil ihm »der Geist des Machtstrebens fremd sein wird«. 

Dadurch, daß man die Wirtschaft zu dem Bewußtsein von 
sich selbst bringt, wird die gesellschaftliche Struktur anders. 
Hingegen vermöchte die »Anwendung von Formeln, wie die 
Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmitteln« keine 
Veränderung des Gefüges der Gesellschaft herbeizuführen. 
»Man kann nicht mit dem Messer eine chemische Analyse vor- 
nehmen.« Im großen ganzen handele es sich um eine Ersetzung 
der Herrschaft durch Austauschformen. Darüber aber entschei- 
den in erster Linie psychische Veränderungen, welche durch 
Anwendung solcher Formeln noch nicht gewährleistet sind. 
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Daher: Entfaltung eines in der Gesellschaft bereits vorhandenen, 
aber noch nicht ausgewirkten Prinzips, Entfesselung der in der 
Gesellschaft schon vorhandenen Kräfte zur Schaffung eines wirt- 
schaftlichen Sozialzustandes. 

Auch diese wirtschaftliche Epoche wird nur eine 
Epoche, nichts Endgültiges sein. Auch das Wirtschaftliche wird 
späterhin in den Hintergrund gedrängt werden. Denn: Die 
Wirtschaft wird vergeistigt, das geistige Schaffen versachlicht 
werden. Die einseitige Pflege der Intellektualität hört auf, sie 
ist gleichsam das Residuum politischer Methode im Geistigen. 
(Die Dialektik ist »das Gegenstück physischer Gewalttätigkeit im 
Intellektuellen«) So wie die politische Methode immer mit den 
gröbsten Mitteln, mit dem Augenblick und dessen Stimmung 
arbeitet, sa tritt der Moment als wirkende Kraft in einer 
wirtschaftlichen Struktur zurück. Damit aber tritt 
auch die Masse an Bedeutung zurück gegenüber der Feinheit der 
Struktur — anscheinend ein Selbstwiderspruch, da ja doch gerade 
die Masse zur Herrschaft berufen wird — ein Widerspruch, der 
sich darin lösen mag, daß es nicht die »Masse«, sondern die Gruppe 
ist, und damit eine lebendige, innerer Beweglichkeit fähige ge- 
sellschaftliche Einheit, welche in dieser »wirtschaftlichen Welt« 
an die Stelle des politischen Führers tritt. 

»Der politisch orientierte Staat, wie er heute ist, wird 
verschwinden, wie die vorsintflutliche Fauna in einer Welt höherer 
organischer Entwicklung keinen Platz hatte. Die »Politik« ist 
eine stetige Gefahr für jede feinere Auslese von Menschen, für 
eine Menschlichkeit feinerer Nerven. Der politische Organisator, 
der auf der Bühne der großen Politik die allgemeine Bewunderung 
erweckt, bereitet seinem Volke immer wieder Enttäuschungen. 
Es ist nicht immer Organisatipn, was das Beste im menschlichen 
Wesen erweckt und zur Entfaltung bringt ; aber gar Organisation 
von gestern ist ein Unglück für die Menschen von heute.« 

So geschlossen und geistvoll die Konzeption, welche uns in 
dieser Schrift entgegentritt, so fordert sie doch einige kritische 
Anmerkungen heraus: Die Kontrastierung von Politik und Wirt- 
schaft ist wesentlich und fruchtbar, Insbesonders die neuerliche 
Betonung des Gesichtspunktes, daß wirtschaftliche Dynamik an 
sich nichts mit. militärischem Machtstaat und dessen Mitteln zu 
tun hat, ist dankenswert. Aber geht es nicht zu weit, wenn 
Thorsch in der ökonomischen Sphäre alles, was Betätigung 
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und Gewalt in sich schließt, als »politischen Einschlag« in die 
Wirtschaft auffaßt, der verschwinden könnte, ohne das Wirt- 
schaftssystem zu tangieren, sondern im Gegenteil es erst zu 
seiner reinen Form bringen würde? Oder ist nicht gerade in 
der »reinen Wirtschaft freier Konkurrenz« die Tendenz zum 
Monopol, und das heißt zur Herrschaft, automatisch mit gegeben, 
sei es durch Ueberleben der Stärksten oder durch Kartellierung 
der Produzenten? Allerdings: diese Beherrschung der Pro- 
duktionsmittel mag man einen »politischen Einschlag« nennen; 
aber dann ist eben nur dargetan, daß das kapitalistische 
Wirtschaftssystem schon an sich zu einer Hertschaftsform, 
zu Ueber- und Unterordnung führt. Ebensowenig ist zu über- 
sehen, daß infolge dieser automatischen Heranbildung von wirt- 
schaftlichen und damit auch politischen Herrschaftsverhält- 
nissen die in der freien Konkurrenz theoretisch gelegene Mög- 
lichkeit eines Optimums nicht realisiert werden kann, sondern 
daß es lange vor Erreichung dieses Optimums aus ihm eigentüm- 
lichen, immanenten Tendenzen »umgebogen« wird. 

Daraus folgt, daß eine Aufhebung dieser »Herrschaftsver- 
hältnisse« im Oekonomischen eine tiefgreifende Veränderung in 
der ökonomischen Struktur, nicht aber eine Ausmerzung eines 
dem Oekonomischen fremden, politischen Elements bedeutet. 
Dieser Gedanke, die Gewalt — denn um anderes handelt es 
sich nicht — aus der ökonomischen Sphäre zu entfernen, berührt 
sich augenscheinlich mit der These Oppenheimers, der glaubt, 
durch Ausmerzung eines dem freien Konkurrenzsystem fremden 
Tatbestandes, des großen Grundeigentums, die »reine Wirtschaft« 
herstellen zu können. Thorsch packt das Problem allgemeiner an, er 
möchte die ganze Gesellschaft von allen »staatlichen« Elementen 
befreien, die er nicht nur in Institutionen, sondern auch in Denk- 
gewohnheiten, psychischen Einstellungen sieht. Nicht bloß 
eine Veränderung der Einrichtungen, sondern eine innere 
Umkehr, eine Umkehrung des Bewußtseins postuliert er — glaubt 
er aber andererseits auch schon für gekommen. Wo diese Umkehr 
noch nicht erfolgte, wo z. B. in einer Wirtschaftsvertretung, wie 
er sie fordert, noch der Geist des Machtstrebens zur Herrschaft 
kommt, »ist ein Volk für die Abkehr von der politischen Struktur 
noch nicht reif; es ist dann auch nicht reif für die Sozialisierung. « 

Das führt aber wieder zur weiteren Frage: »Wodurch 
werden die Menschen reif für die Abkehr von der politisch” 
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Struktur?« Offenbar nicht durch eine bloße Aenderung der 
Institutionen. Ebenso offenbar nicht durch bloße Lehre, da ja 
starke elementare Interessen das politische System stützen. 
Demnach nur durch ebenso starke Interessen, und zwar die der 
Massen, welche auf eine Herrschaft in den Betrieben 
drängen. Aber diese Massen gerade sind in seiner Auffassung: 
Ueberleitung zu und Träger von feineren, differenzierteren Ge- 
bilden. Hier haben wir einen Fall feinerer, gedämpfter Dialektik; 
der Prozeß im einzelnen, wie sich das »wirtschaftliche 
Denken« ohne »politisch« zu werden, d. h. ohne Machtmittel 
zu gebrauchen, durchsetzt, wie sich also die psychische Um- 
formung vom ökonomischen Raubritter zum freien Bürger, der 
auch des anderen Freiheit anerkennt, vollzieht, darüber ist wenig 
gesagt. Denn offenkundig: Alle die Einrichtungen, 
welche er vorschlägt, insbesondere die volkswirtschaftlichen Ver- 
tretungskörper (wir haben im RWR. einen ersten Versuch hierzu) 
haben sehr stark die Tendenz, ins Politische umzuschlagen, so- 
lange es noch Politik gibt, und Verfügung über die Produktions- 
mittel zugleich politische Macht gibt. Und das ist auch der Punkt, 
in welchem der Gedankengang Thorsch’ eine starke Lücke auf- 
weist: Er fragt skeptisch, wieso der Besitz an Produktionsmitteln 
allein entscheidend sein könne, so daß seine Aufhebung einen 
"Wendepunkt bedeuten würde? Sieht: er nicht, daß eben p o li- 
tisch e Macht an diesem Besitz hängt, und daß er wechselsweise 
wieder aus der Sphäre der »Politik« gestützt wird? Daß sich 
also diese beiden Gesichtspunkte gar nicht scheiden lassen, und 
daß eben, wie schon oben angedeutet: Ausmerzung der politischen, 
d. h. Herrschaftsverhältnisse aus der Wirtschaft: eben gr u n d- 
legendeAenderungderWirtschaftsstruktur 
bedeuten muß, die auch als solche gewollt und empfunden 
wird, und nur dadurch eine psychische Revolution in sich schließt ? 

Und endlich der Weg, den Thorsch sieht: die Schaffung von 
Produktivgenossenschaften: Es ist gewiß eine stereotype und 
von neuem zu revidierende Lehre, wonach die Produktivgenossen- 
schaften von vornherein zum Scheitern verurteilt sind. Ist doch 
z. B. im englischen Gildensozialismus, auch in den Vorschlägen 
der deutschen Sozialisierungskommission, in den Tendenzen zu 
den Räten viel offenes, mehr noch verdrängtes Streben nach 
der Produktivgenossenschaft lebendig. Erscheinungen, wie der 
»Bund sozialer Baubetriebe« lehren, daß man über diese Frage 
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zu schematisch nicht hinweggehen darf. Aber es ist mehr als 
gewagt, in ihr nicht nur die Form der Zukunft, sondern die Lö- 
sung aller Probleme zu erblicken. Die inneren Schwierigkeiten 
einer auf kapitalistischem Geist (und das will Thorsch!) ge- 
gründeten Produktivgenossenschaft mit ihren winzigen Kapital- 
teilen und Gewinnmöglichkeiten für den Einzelnen sind zu groß. 
Sie mag eine zweckmäßige Form gerade für wenig kapitalinten- 
sive Wirtschaftszweige mit geringer maschineller Entwicklung 
sein. Die Grundlagen der Produktion, etwa Bergbau und 
Eisenindustrie, auf sie zu gründen und von dem individuellen 
Zwergbesitz an Produktionsmitteln günstige psychi- 
sche Wirkungen zu erwarten, und nicht vielmehr auflösende, ist 
sehr kühn. Ist es nicht realistischer, weniger an den ratio- 
nalen Verstand, wie es Thorsch tut, als vielmehr an die mora- 
lischen Kräfte zu appellieren ? Thorsch weist mit Recht auf das 
Ressentiment hin, das eine so große Rolle in der vulgären Sozial- 
theorie spielt. Aber ist es nicht doch ein Symptom dafür, daß 
hier eine moralische Vorstellung depraviert wurde, daß dem 
Bewußtsein ein Gerechtigkeitsideal, das Ideal einer solidaren 
Wirtschaft und Gesellschaft vorschwebt? Das geistreiche 
Kalkül, welches von dem Machtstaat zur wirtschaftlichen Ge- 
sellschaft hinüberleitet, vergißt, daß auf dem Wege zur »höheren« 
Form der Mensch grundlegend gewandelt werden muß, wenn 
er diese kaum merklichen Strukturveränderungen mit neuem 
Geiste füllen soll. Und ist eine solche moralische Rc- 
volution im gigantischen Maßstab anders möglich, als durch 
die Schaffung neuer Lebensformen, welche Gedanken, Willen 
und damit auch Handeln in andere Richtungen zwingen? 
Das wird Thorsch nicht zugeben — denn sein Gedankengang ist 
ein sehr kühler und rationalistischer von Grund auf. Ihm ist 
Aufstieg zu höherer Form: Ueberwindung irrationaler Kräfte 
und Schaffung durchsichtiger gesellschaftlicher Beziehungen, 
feinerer ökonomischer Technik. Das mag alles kommen, aber 
nicht die Einsicht allein genügt. Zumal nicht die Einsicht 
bei den Wenigen. Die Zeit ringt in Krisen zu neuen Formen, 
und kann das ohne Leidenschaft, ohne Wollen geschehen, und 
wie kann man dieses von dem »Urgrund alles Uebels«, dem 
politischen Machtwillen, noch unterscheiden ? 
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Die Kriegsunternehmung. 


Versuch einer Systematik. 


Von 


W. F. BRUCK. 


I. Zur Begriffsbestimmung der »Kriegsunternehmung«. II. Die bei Beginn 
des Krieges erreichte Stufe der kapitalistischen Wirtschaftsordnung unter 
dem Gesichtspunkte der nach dem Unternehmergewinn bestimmten Formen 
der Unternehmung und wirtschaftlichen Organisationen. III. Die Organi- 
sationen der Kriegswirtschaft, die »Kriegsunternehmungen« ı1. Allgemeiner 
Teil. Klassifizierung der »Kriegsunternehmung«, — die Motive zu ihrer Grün- 
dung nach Vorbildern der Vorkriegszeit und aus der geschichtlichen Entwick- 
lung der Kriegswirtschaft heraus. Motive zur Konstruktion der Kriegsunter- 
nehmung. 2. Spezieller Teil. a) Gründungsgeschichte der Kriegsunternehmung. 
b) Kriegs-Rohstoffabteilung und Kriegsunternehmungen: ı. Aufgabenkreis 
der Kriegs-Rohstoffabteilung, 2. Aufbau von Kriegsunternehmungen, a) Ge- 
sellschaften des HGB.: Aktiengesellschaft zur Verwertung von Stoffabfällen, 
b) Abrechnungsstellen: Rohbaumwoll-Abrechnungsstelle, Baumwollgam-Ab- 
rechnungsstelle, c) Kriegsausschüsse und Verbände. IV. Die Weiterbildung der 
Kriegsunternehmungen nach dem Kriege als Körper der Gemeinwirtschaft. 


I. Zur Begriffsbestimmung der »Kriegsunternehmung«. 


Die vorliegende Studie stellt sich zur Aufgabe die »Kriegs- 
unternehmung« als einen besonderen Typ der Formen der Unter- 
nehmung aus den Formen der Vorkriegszeit und denen der 
Gegenwart auszusondern und darzustellen. Es sollen die Mo- 
mente herausgearbeitet werden, die jenen neuen Typ der Organi- 
sation der Wirtschaft als eine zweckmäßige Fortentwicklung aus 
bestehenden Formen und als Anpassungen an die Zustände seiner 
Zeit erscheinen lassen. Um die Kriegsunternehmung als Fort- 
setzung und Weiterbildung bestehender Formen zu kennzeichnen, 
wird dabei als erstes, in den Gegenstand einführendes, 
Moment die gerade vor Kriegsbeginn erreichte Stufe der kapi- 


talistischen Wirtschaftsordnung in ihrer besonderen Beziehung 
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zu den Unternehmungen und wirtschaftlichen Organisationen 
kurz zu erörtern sein. Gerade in ihnen prägt sich ja als wichtig- 
stes Erkennungszeichen der jeweilige Stand der kapitalistischen 
Produktionsweise am sichtbarsten aus. Als zweites Mo- 
ment wird die spezifische Einwirkung des Mehrfrontenkrieges 
auf das bisher im Rohstoff- usw. Bezuge vom Auslande ab- 
hängige kontinentale Deutschland Berücksichtigung finden — 
also die mehr oder weniger zwangsweise erreichte Stufe der Eigen- 
wirtschaft eines bisher im weltwirtschaftlichen Güteraustausch 
stehenden Landes. 

Bevor wir auf diese Darstellung eingehen, bemerken wir, 
daß wir den Begriff der »Unternehmung« in dem Typus »Kriegs- 
unternehmung« sehr allgemein fassen. Gewiß handelt es sich bei 
den meisten Formen der Kriegsunternehmungen um Kartell- 
bildungen, die beispielsweise R. Liefmann!) nicht as 
Formen der Unternehmung, sondern als vertragsmäßige Verein- 
barungen zwischen solchen ansprechen will. Wir glauben trotz- 
dem von »Unternehmungen« sowohl bei Kartellen als auch den 
kartellartigen Bildungen der Kriegszeit reden zu können. Wir 
gehen dabei von der volkswirtschaftlichen Aufgabe 
der Kartelle aus, wenn wir uns auch bewußt sind, daß diese 
Schöpfungen rein privatwirtschaftlichen Wollens sind, das wir 
seinen Motiven und Wirkungen nach in diesem und im nächsten 
Kapitel näher analysieren werden. Vom volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkte aus erscheinen uns die Kartelle als ökonomische 
Mittel zum Zwecke vorteilhafter Produktion (von den anderen 
Aufgaben sei zuvörderst hier abgesehen) ?). Bei der Bezeichnung 
der Kartelle als »Unternehmungen« gehen wir daher von der 
Produktionsleistung aus, die zu erfüllen ist. Die 


1) »Die Unternehmungsformen«, Stuttgart 1912, S. 39/40. Dort sagt 
Liefmann, daß die Kartelle keine Untermehmungsformen seien. »Sie 
sind keine Wirtschaften, üben keine eigene Unternehmertätigkeit aus. Sie 
sind vielmehr vertragsmäßige Vereinbarungen zwischen selbständig bleiben- 
den Unternehmungen, deren äußere Form also durch jene nicht geändert wird.+ 

ı) Wir werden in dieser Arbeit die Kartelle lediglich als für uns notwen- 
dige Verwandtschafts- und verbindende Glieder in einer Systematik der wirt- 
schaftlichen Organisationstypen verwenden. Es sei aber fern von uns, hier 
irgendwie zur Frage der Vor- und Nachteile der Kartelle oder der umfangreichen 
Literatur über diesen Gegenstand Stellung zu nehmen, wie das in jüngster 
Zeit wieder von Herbert von Beckerath »Zwangskartellierung oder freie 
Organisation der Industrie« (Finanz- und volksw. Zeitfragen) Heft 49, 1918, 
und von S. Tschierschky »Zur Reform der Industriekartelle«, Berlin 
1921, in vorzüglicher Weise geschehen ist. 
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Form, in welcher ein Produktionskörper in Erscheinung tritt, 
der die Erreichung des ökonomischen Endeffekts, die Produk- 
tionsleistung zur Aufgabe hat — also entweder die Form der 
Einzelunternehmung oder die Form der vertraglichen Bindung 
solcher in einer Vereinigung —, erscheint uns im Hinblick auf die 
Produktionsleistung als unerheblich. Ebenso wie in den öko- 
nomischen Funktionen, in der Produktionsleistung, zwischen 
einer einzigen, aber integrierten Unternehmung und der Gesamt- 
heit mehrerer selbständiger Unternehmungen desselben Zweiges, 
die horizontal im zerschlagenen Produktionsprozeß in einzelnen 
Stufen auftreten, ein Unterschied nicht besteht, erfüllt das 
Kartell eine Produktionsleistung, die (im allgemeinen) der Ge- 
samtleistung der einzelnen, selbständigen Kartellmitglieder ent- 
spricht (und im besonderen jene durch die Kartellkonstruktion 
steigert). Um was für eine Produktionsleistung es sich hierbei 
handelt, ist durch jene des »Kartells«, von der hier allein die 
Rede ist, also nicht von einer beliebigen Vereinigung von Unter- 
nehmern, schon angedeutet. Bei der Definition der Kartelle — 
vom privatwirtschaftlichen Standpunkte aus — schließen wir 
uns im allgemeinen der Liefmannschen®), auch von 
I. Flechtheim u.a. als zweckmäßig bezeichneten Begriffs- 
bestimmung in dem zweiten, die Funktion behandelnden Teile 
an: Es ist geschaffen zum Zwecke monopolisti- 
scher Beherrschung des Marktes«. Dieser Spezial- 
zweck läßt sich dann noch weiter analysieren als eine Sicherung 
des innerhalb der freien Konkurrenz immer kleiner werdenden 
Unternehmergewinnes (als Monopolgewinnes) und damit der 
Verringerung des Kapitalrisikos der einzelnen Kartellmitglieder. 
Das Mittel dazu ist die Ausschaltung der freien Konkurrenz 
eben durch die Kartellkonstruktion: gewisse vertragliche Verein- 
barungen zwischen den Unternehmungen. Ein Kartell wird damit 
eine funktionelle Gesamtunternehmung, und zwar sämtlicher 
oder der überwiegenden Anzahl der Unternehmungen eines be- 
stimmten Zweiges. Die »vertragsmäßigen Vereinbarungen« haben 


3 Liefmann, Kartelle und Trusts, 3. Aufl., Stuttgart 1918, S. 18 
und Flechtheim, Deutsches Kartellrecht, Bd. I, S. 5, Mannheim 1912. 
F. schließt sich dort auch dem Reichsgericht (RG. 28, 244) an, das das Kartell 
als seine Vereinigung von Gewerbsgenossen zu dem Zwecke, einen Gewerbe- 
betrieb durch Schutz gegen Entwertung der Gewerbserzeugnisse und die son- 
stigen, aus Preisunterbietungen einzelner hervorgehenden Nachteile lebens- 
fähig zu erhaltene bezeichnet. 

36 * 


550 W. F. Bruck, 


ja nur den im Kartellbegriff gegebenen Zweck einer ökonomische- 
ren Gestaltung der gesamten Produktionsleistung des ganzen 
Zweiges und damit seiner Teile. Im Kartell, das gewöhnlich auch 
eine geschäftsführende Stelle hat, — also genauer ausgedrückt, 
in dieser finden sich eine ganze Anzahl von Funktionen der ein- 
zelnen Teilunternehmungen ausgesondert, was ja in der Syndikats- 
form der Kartelle noch viel deutlicher hervortritt. Sie ent- 
spricht der Zentralgeschäftsstelle der integrierten Unternehmung, 
die doch zweifellos eine »Unternehmunge ist. Sind die Funktionen 
einer »Wirtschaft«, ebenso wie sie in dieser vereinigt sein können, 
getrennt, so bilden doch auch die getrennten Teile zusammen 
eine Wirtschaft = Unternehmung (dies gegenüber dem Zitat 
von Liefmann in unserer Anm. I). Jenein der erwähnten 
Kartellstelle ausgesonderten Funktionen haben in erster Linie die 
Erfüllung der Produktionsleistung zum Inhalt, die gerade durch die 
spezifische Konstruktion erreicht wird, welche dem Kartell privat- 
wirtschaftlich die monopolistische Beherrschung des Marktes 
und dabei dem einzelnen Kartellmitglied eine höhere Rentabilität 
sichern soll. Volkswirtschaftlich soll (unter Voraussetzung der 
Eignung der Kartellform für einen Industriezweig — das ist 
natürlich subjektive Auffassungssache) die höhere Produktivität 
im Interesse der Allgemeinheit erstrebt werden, ohne daß diese 
Absicht im Sinne der agierenden Kartellmitglieder zu liegen 
braucht oder liegt. Die Merkmale, in welcher Richtung im 
Einzelfalle diese im wesentlichen nach dem Zweck der Beseitigung 
oder Einschränkung der Konkurrenz orientierten Gebilde (z. B. 
Regelung der Produktion und des Absatzes, der Preise, der 
Gewinnverteilung usw.) verlaufen, erhalten den untergeordneten 
Charakter als Komponenten für den ökonomischen Endeffekt: 
die Produktionsleistung. 

Da weiter auch die Trusts, die praktisch direkt aus den 
Kartellen hervorgehen, auch wieder und gerade von Lief- 
mann“) als besondere Unternehmungsformen definiert werden, 
glauben wir hier um so mehr von Unternehmungen reden zu 
können. Beim Trust, aber auch schon beim Syndikat, tritt 
noch als besonders starkes charakteristisches Moment gerade der 
einheitliche Willen der Trust-(Syndikat-)Leitung (Führung 
des Unternehmens, dort natürlich letzten Endes zum Zwecke der 
Sicherung des Monopolgewinnes) hinzu. Diese zentralistische 

t) Unternehmungsformen S. 40. 
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Eigenschaft ist auch ein besonderes Kennzeichen der Kriegs- 
unternehmung, die sie auch weiter zur »Unternehmung« und 
»Wirtschaft« stempelt. Dies verlangt eine nähere Erklärung: 

Die Kriegsunternehmung ist ihrer Kon- 
struktion nach eine zweigegliederte Unter- 
nehmung: I. mehrerer oder der gesamten 
Unternehmungen eines Wirtschaftszweiges 
und 2. des Staates, der dieser Kriegsunter- 
nehmung das Monopolrecht des zentralen 
Bewirtschaftungsorgans in einem Zweige 
oder für einen speziellen Zweck verleiht. 
Treten beim privatwirtschaftlichen Kartell (je nach der Art dieses) 
mehr oder weniger lose durch ein Vertragsverhältnis verbundene, 
selbständige Einzelunternehmungen auf, so ist bei der Kriegs- 
unternehmung zwar der Charakter der selbständigen Mitglieder 
gewahrt, aber ihre Tätigkeit wird zu einer mehr exekutiven mit 
bewußt beschränktem, von der zentralen Stelle beeinflußtem 
Unternehmergewinn. Das Bestehen der Kriegsorganisation, 
gewissermaßen als Kopf (Kartelleitung, Syndikat, Zentralorgan, 
zentraler Bewirtschaftungskörper), macht die vielen Glieder, die 
Unternehmungen eines Zweiges in ihrer Gesamtheit zu veiner 
Wirtschaft« »einer Unternehmung« Im 3. Ka- 
pitel wird eingehend behandelt werden, was in dieser Unterneh- 
mung die Rolle der privaten Unternehmer und was jene des 
Staates ist. Diese doppelgliedrige Bildung findet ein Analogon 
vielleicht in politischen Gebilden, z. B. in der Konstruktion der 
städtischen Körperschaften: Zusammenwirken des Selbstverwal- 
tungskörpers — Stadtverordnetenversammlung mit dem Stadt- 
magistrat. Nach der hessischen Städteordnung ist dort das 
Stadthaupt, also der Oberbürgermeister, zugleich der Vorsitzende 
der Stadtverordnetenversammlung. Eine ähnliche Funktion fiel 
bei der Kriegsunternehmung dem Kommissar der Kriegsrohstoff- 
Abteilung des Kriegsministeriums zu. 

Das zur Unternehmung gehörende Risikomoment 
tritt besonders in den ersten Gebilden der Kriegswirtschaft deut- 
lich hervor, als derartige Formen noch ganz neu waren und die 
Zwecke und Ziele ihrer Aufgaben bei ihrer Gründung aus ver- 
schiedenen später zu erörternden Gründen noch ganz verhüllt 
waren, insbesondere die Gründer mit einer bestimmten Einstel- 
lung: dem Glauben einer relativ kurzen Zeitdauer des Krieges 
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und damit der Gründungen — rechneten. Die jähe Umstellung 
der Industrie zur Erzeugung des Kriegsbedarfes schaffte für weite 
Kreise der Beteiligten ein bedeutendes Kapitalrisiko 5). Das 
Moment der Zeitdauer ist auch für einen anderen Gesichtspunkt 
von größter Bedeutung. Waren die Kriegsorganisationen von 
Gründern, wie Beteiligten, als vorübergehende Einrichtungen 
gedacht, so wurden sie unter der langen Dauer des Krieges, 
der Uebergangszeit zum Frieden und der bisher feststellbaren 
Friedenszeit, zu Dauergebilden. Selbstverständlich ist 
diese Feststellung in erster Linie auf das Prinzip der ge- 
schaffenen Kriegsinstitute zu beziehen. Die Formen der Organi- 
sationen, welche die Fortsetzer der Kriegsunternehmungen in 
die Friedenszeit bilden oder sich aus ihnen entwickelt haben, 
haben sich anderen Aufgaben anpassen müssen. Waren sie im 
Kriege Unternehmungen einer abgeschlossenen Nationalwirtschaft 
mit starkem durch den Krieg bedingten Machtdiktat des Staates, 
so mußte sich ihre Form der mehr oder weniger erfolgten Wieder- 
einfügung in die Weltwirtschaft gemäß, im Frieden wieder um- 
bilden. Es ist interessant, daß die Kriegsbildungen, die in Deutsch- 
land vornehmlich der Blockade, dem Abschluß von der aus- 
wärtigen Einfuhr, zu einem großen Teile zu danken sind, auch in 
anderen kriegführenden Ländern die nicht blockiert waren, 
in ganz ähnlichen Organisationen wiederzufinden sind. Offenbar 
ist es eine Eigentümlichkeit des modernen Wirtschaftskrieges 
unter Völkern mit hochkultivierter Wirtschaft, daß der Staat 
die Wirtschaftsführung in die Hand nehmen muß. 

In den bisherigen, der begrifflichen Definition gewidmeten 
Sätzen liegt bereits die Erklärung für den Gang der folgenden 
Untersuchung. Es soll historisch dargetan werden, daß die Kriegs- 
unternehmungen sich logisch und organisch entwickelt haben, 
daß sie in genetischem Zusammenhange mit den Unternehmungen 
der Vorkriegswirtschaft, als weitere Entwicklungsstufen dieser 
stehen. Sie werden als Gebilde charakterisiert, die ihrem Prinzip, 
z. T. aber auch der Form nach in die Friedenszeit übergegangen 
und dort verewigt sind. Sie stellen im Zeitalter der kapitalisti- 
schen Wirtschaftsordnung eine neue Etappe dar, zugleich ent- 


5) Aber auch später auf der vollkommenen Stufe der »Kriegsunternehmungt 
tritt für diese ein großes Kapitalrisiko auf, das das Glied: »Fiskus« in einzelnen 
Fällen auch tatsächlich getragen hat, ein Beweis mehr, hier von einer »Unter- 
nehmung« und nicht bloß einer beliebigen wirtschaftlichen Organisation zu 
reden. 
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halten sie Rudimente einer sozialistischen Wirtschaftsordnung, 
sie sind damit Uebergangsbildungen von der ersteren zur letzteren. 
Zunächst sind sie das in der milden Form staatssozialistischer, 
gemeinwirtschaftlicher Versuche. 

Die hier geschilderten Unternehmungen sind noch von einem 
anderen Gesichtspunkt aus interessant, nämlich von der juristi- 
schen Seite. Sie stellen sich als Formausdrücke ökonomischer 
Funktionen dar, die z. T. gar nicht in den Rahmen des geltenden 
Rechtes hineinpassen. Auf der ersten Stufe der Kriegswirtschaft 
wird noch der Versuch unternommen, sie in das System der 
Gesellschaften des HGB. einzuordnen, wenn dabei auch durch 
weitestgehende Interpretation dem Gesetzestexte und den Ab- 
sichten der Gesetzgeber Gewalt angetan wird. Später sprengen 
die neuen Bildungen den juristischen Rahmen und treten als lose 
ökonomische Zweckbildungen auf. 

Diese Untersuchung kann selbstverständlich, wie die Ver- 
Ööffentlichung als kurzer Zeitschriftenaufsatz beweist, nur eine 
aphoristische sein. Der Verfasser will mit ihr eine Reihe weiterer 
Studien über den Gegenstandeinleiten. Nochharren diegesamten 
Typen der Kriegsunternehmungen der wissenschaftlichen Darstel- 
lung, erst nachdem diese erfolgt ist, wird ein in sich geschlossenes 
System einsetzen können®). Hierwird vorzüglich von der indu- 


© 5. Tschierschky hat in seiner zitierten Schrift auf engem Raume 
in präzisester Weise theoretisch wie praktisch die Industriekartellfrage auch 
in der Kriegs- und Ucebergangszeit beleuchtet. Auf das Fehlen einer Syste- 
matik macht er S. 33 gerade in bezug auf von mir früher geäußerte Gedanken 
aufmerksam. S. meine »Geschichte des Kriegsausschusses der deutschen Baum- 
wollindustrie, zugleich Abriß der Baumwollkriegswirtschaft«, Berlin 1920, 
S. 35. Entgegen der Tschierschkyschen und meiner Ansicht über 
die Notwendigkeit zunächst einmal eingehender Darstellungen der Kriegs- 
zwangsorganisationen, hält Georg Jahn in einer seiner vielen Rezensionen 
(Jahrb. f. Nat.-Ock. u. Stat., 117. Bd. III. Folge, 62. Bd. 1921r S. 81 ff.) in 
bezug auf das Werk über die Baumwoll-Kriegswirtschaft die Veröffentlichung 
derartiger sChreniken« für überflüssig. Man sollte das Material an einer Stelle 
sammeln, wie bei Dissertationen, und es sven bier aus der nat.-ökonom. Wissen- 
schaft nach Bedarf zugänglich« machen! — Jahn ist in Unkenntnis über 
die Bedeutung der zum politischen Schlagwort gewordenen »Kriegsgesell- 
schaften«e, über die der akademische Volkswirt nicht so leicht hinweggehen 
sollte — auf deren Prinzip sich ein gut Teil der heutigen Wirtschaft aufbaut — 
und von denen der Nationalökonom kaum mehr weiß, als der gebildete Laie. 
Was steht in len bekanntesten Lehrbüchern, z. B. der neuesten Aufl. 
vonPhilippovich, über Kriegswirtschaft und Kriegsunternehmungen ?! 
Niemand kann aber über diese Kernfragen auf dem Gebicte des Kartellwesens, 
der staatlichen Preisregelungen und ihre Bedeutung für die Gemeinwirtschaft 
überhaupt anfangen wissenschaftlich zu arbeiten, ehe die sichtende Hand 
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striellen Kriegsunternehmung die Rede sein. Für das Gesicht, 
das diese erhielt, war die Kriegsrohstoffabteilung mit ihren Grün- 
dungen sowohl Ausgang als auch Hauptbeispiel, daher wird die 
systematische Auswahl im 3. Kapitel sich gerade mit Typen der 
Kriegsrohstoff(Industrie-)wirtschaft befassen. Zwischen Rohstoff- 
bewirtschaftung und Lebensmittelbewirtschaftung (Kriegsernäh- 
rungsunternehmung), auf die wir hier nicht eingehen, bestand 
ein wesentlicher Unterschied. Die erstere ging von der Mengen- 
regelung aus, nach der sie die Organisationen formte; von der 
Deckung des Mengenbedarfs kam man logisch zur Preisregelung. 
Hier liegen also organisch verkettete Vorgänge vor. Anders bei 
der Lebensmittelwirtschaft, dort begann man mit Höchstpreis- 
festsetzungen und ging erst sehr viel später zur Mengenbewirt- 
schaftung durch Reichs- und Landesorgane über. Daher finden 
wir dort auch ein anderes Bild bei Gründung der für die Bewirt- 
schaftung notwendigen Organisationen, die im Prinzip aber, 
sobald sie schließlich den gesamten, hier angedeuteten Gegenstand 
erfaßten, ähnlich wie die Kriegsindustrieunternehmungen aufge- 
zogen waren. Auf den hier erwähnten Unterschied in der Be- 
wirtschaftung der beiden Hauptwirtschaftsgruppen hat bereits 
K. Wiedenfeld aufmerksam gemacht; weiter hat J. Hirsch 
über die Konstruktion der Ernährungsunternehmung Angaben 
gemacht ?). 

des Fachmanns objektiv-kritisch die chaotischen Geschehnisse und Maß- 
nahmen der ganzen Kriegswirtschaft geordnet, archivalisch dargestellt hat. 
Gerade die Baumwollwirtschaft, die erst durch die Kriegs 
wirtschaft und ihre Unternehmungsformen aus einer gänzlich un- 
organisierten Wirtschaft in Organisations- und Konzentrationsformen, wie 
die Schwerindustrie, übergeleitet worden ist, ist jetzt noch mehr wie früher 
des Studiums würdig.. Jahn findet in meinem Werke die volkswirtschaft- 
lichen Wirkungen der Maßnahmen nicht genügend berücksichtigt. Das ist 
es ja gerade, was nach einer vorbereitenden Quellendarstellung erst ge- 
geschehen kann. Ueberdies sind alle wichtigen Maßnahmen ihren Motiven 
nach kommentiert. Diese letzteren sind aber fast alle Resultanten aus 
den Wirkungen der vorher erfolgten Maßnahmen 
einerseits und der durch die speziellen Kriegsverhältnisse bedingten Gescheb- 
nisse. Tatsächlich ist auf diese Wirkungen dabei, soweit eben jetzt schon 
möglich, eingegangen worden. 

7) »Rohstoffversorgung«, Vortrag als Manuskript gedruckt. Kriegspresse- 
amt. Berlin 1917, S. 17, 18.— J. Hirsch, ı. kurz im »Grundr. d. Soz.- 
Oek.«, III. Buch A. I. S. 160, 1918 und 2. in »Deutsche Wirtsch.-Ztg.+ 
15. Jahrg. S. ı ff. Dort beleuchtet er eingehend die Trennung der Verwaltungs- 
aufgaben (Reichsstelle, Reichskommissar) von den geschäftlichen (Reichsstelle, 


Geschäfts-Abt. G. m. b. H.), wie es analog bei der zweigliedrigen Kriegs- 
Industrieunternehmung auch der Fall ist. 
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II. Die bei Beginn des Krieges erreichte Stufe der kapitalisti- 

schen Wirtschaftsordnung unter dem Gesichtspunkte der nach 

dem Unternehmergewinn bestimmten Formen der Unterneh- 
mung und wirtschaftlichen Organisationen. 


Wir werden hier nur insoweit auf die Unternehmungen 
innerhalb der gerade vor dem Kriege erreichten Stufe der kapi- 
talistischen Wirtschaftsordnung eingehen, als sie uns die Ver- 
wandtschaftselemente mit der Kriegsunternehmung und ihren 
einzelnen Typen aufdecken. Wir können hierbei nicht eingehen 
auf weitausholende Darlegungen über die »kapitalistische Wirt- 
schaftsordnung« und speziell die »kapitalistische Unternehmung «. 
Es liegt uns daher fern, hier auch in den Streit der Meinungen 
einzugreifen, der sich z. B. an W. Sombarts in diesem 
Archiv ®) veröffentlichten Aufsatz über die kapitalistische Unter- 
nehmung und seine spätere Darstellung dieses Gegenstandes in 
seinem Werke »Der moderne Kapitalismus«®) an den Begriff 
»kapitalistische Unternehmung«, den wir übernehmen, an- 
schloß 10%), Da diese Arbeit im Rahmen der Kriegshefte dieses 
»Archivs« erscheint, die ja alle trotz verschiedener Richtung 
der Autoren, einen einheitlichen wissenschaftlichen Zweck ver- 
folgen, liegt es nahe, in diesem Schlußhefte der Sammlung an 

.die einführende Abhandlung Edgar Jaffes!!) wieder anzu- 
knüpfen. Sie bildet zugleich in ihrer Definition und der Dar- 
stellung der Entwicklung des Unternehmergewinns und der von 
ihm in verschiedenen Zeitperioden abhängigen Typen von Unter- 
nehmungsformen den Schlüssel zum Verständnis unseres Unter- 
suchungsgegenstandes. Ebenso wird sie später gelegentlich an 
E. Lederers!2) Aufsätze in den Kriegsheften des »Archivs« 
anzuknüpfen haben. 

Es berührt angenehm, daß Jaffe& versucht, eine komplexe 
Auffassung des Gegenstandes zu geben; er weist darauf hin, 


8) »Archive Bd. 29, 1909. 

?) Bd. I, 3. Aufl. München und Leipzig ı919, S. 321 ff. 

10) Z. B. bei Schumacher, H. in Schmollers Jahrbuch, 43. Jahrg. 
S. 409 und bei Liefmann, Unternehmungsiormen S. 49. 

u) sDer treibende Faktor in der kapitalistischen Wirtschaftsordnunge, 


»Archive 40. Bd. 1914, S. 3 ff. 


12) „Archive Bd. 45, »Die ökonomische Umschichtung im Krieges, »Archiv« 


Bd. 43, »Die Ueberleitung der Wirtschaft in den Friedenszustand«. 
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daß er ebensowenig die Dinge allein unter den psychologischen 
Faktoren und Voraussetzungen der Wirtschaftsordnung sehen 
will, wie er eine einseitige materialistische Erfassung des Gegen- 
standes ablehnt. Die jeweilig erreichten Gleichgewichtszustände 
der Wirtschaft sind awch nach unserer Ansicht Resultanten — 
Gesamtwirkungen — aus jenen beiden Komponenten. Jaffe 
(S. 5) weist darauf hin, daß neben den materiellen Produktions- 
faktoren und den Eigentumsverhältnissen an diesen auf der 
einen Seite — und der psychischen Konstitution der Wirtschafts- 
subjekte, die auf jene wirkt, auf der andern — die spezielle 
Form, unter der jene Wechselwirkung stattfindet, den ausschlag- 
gebenden Einfluß auf die Gestaltung des wirtschaftlichen Lebens 
ausübt (die allgemeine ist bereits durch die Eigentumsverhält- 
nisse, durch die Institution des Privateigentums gegeben). Es 
handelt sich, dem Autor, lediglich. um die spezielle Form, unter 
der, bei Voraussetzung jener Eigentumsverhältnisse, die wirt- 
schaftliche Arbeit sich vollzieht. Den entscheidenden 
Einfluß, den die Tatsache gehabt hat, daß 
die kapitalistische Entwicklung seit dem 
18. Jahrhundert sich auf der Grundlage des 
Prinzips der freien Konkurrenz vollzogen 
hat, stellt er voran. Jaffé geht vom Unternehmer- 
gewinn aus, dessen Weiterentwicklung bis zur Zeit vor Aus- 
bruch des Krieges gekennzeichnet wird (S. 6ff.). Unter dem 
Reiz des Unternehmergewinns treten unter dem System der freien 
Konkurrenz stets neue Leute auf den Plan, die nach vorteil- 
hafteren Produktionsmethoden suchen, um billiger produzieren 
zu können, als die bisherigen Unternehmer, die gezwungen sind, 
neue Konsumenten zu suchen oder die Kaufkraft der schon vor- 
handenen durch neue Reize und die Erweckung neuer Bedürf- 
nisse aufzustacheln, um sich so ihrerseits ein Absatzfeld und damit 
die Möglichkeit eines Unternehmergewinns zu schaffen (Jaffe 
S. 8). Der Kampf neu binzutretender Unternehmer, welche die 
alten unter Verzicht des bisher möglichen Unternehmergewinns 
unterbieten, führt zu einer ständigen Bedrohung der bestehenden 
Unternehmungen, — ein stetes Moment der Unruhe wird dadurch 
zu einem hervortretenden Moment der modernen Wirtschaft. 
Ein stetes Streben nach Erweiterung des Absatzes, nach Her- 
stellung neuer Waren oder neuer Formen, neuer Qualitäten, 
neuer Muster, die Versuche stets neue Bedürfnisse und sei es die 
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extravagantesten zu schaffen, die zügellose Reklame, die fort- 
währende Imitation und der Ersatz besserer Qualitäten durch 
schlechtere, die Erscheinung, das was heute einer anbietet, morgen 
Hunderte nachzuahmen suchen, wird zum Kennzeichen der mo- 
dernen Wirtschaft. Ein jeder Unternehmer will sich durch Er- 
schlieBung neuer Gebiete, auf denen die Konkurrenz ihre Ten- 
denz zur Herabsetzung des Gewinns nicht geltend macht, In- 
seln relativer Monopolstellung sichern (a. a. O. 
S. 10). — »Dieser Kampf hat dem 19. Jahrhundert seinen Stempel 
aufgeprägt: Kampf um den Absatz unter den Volksgenossen, 
Kampf um den »Futterplatz« mit allen auswärtigen Konkurren- 
ten, Kampf um Kolonialbesitz mit Güte oder Gewalt ..... 
alles dies ist nichts weiter als die letzte Konsequenz des Kampfes 
um den Unternehmergewinn« . . . . (S. 12). Es ist nicht die 
Absicht des Verfassers, hier auf die weiter ausgeführten Dar- 
legungen Jaffes einzugehen, die zeigen, wie einerseits die 
gesamte kapitalistische Wirtschaftsordnung auf der Erhaltung 
des Unternehmergewinns beruht, andererseits wie allmählich 
unter dem System der freien Konkurrenz diese Basis immer 
weiter erschüttert wird. Die hier gekennzeichnete Wirtschaft 
ist jene, die sich im verflossenen Jahrhundert vollzog, zunächst 
ungehemmt, spätes aber überall auf Hindernisse treffend. In 
den 70er und doer Jahren nötigt der sich immer mehr über- 
steigernde Druck auf das Erwerbsleben zu einer Systemänderung. 
Jaffes Aufsatz gilt gerade dem Beweise, daß die Verringerung 
des Unternehmergewinns das System der freien Konkurrenz 
zu einem Ende führt. Sie wird ersetzt durch das Monopol. 
Die herrschende Unternehmerschicht sucht sich durch Aus- 
schaltung des freien Wettbewerbs ihre Errungenschaften zu er- 
halten, indem sie die allen Angriffen ausgesetzte Position des 
relativen Monopols in solche des absoluten ersetzt !?). Aeußerlich 
ist innerhalb der einzelnen Volkswirtschaften diese Situation 
durch das modern-nationale Schutzzollsystem (mit Ausnahme 
Englands) ausgeprägt. Innerhalb der nationalen Grenzen erfährt 
die freie Konkurrenz noch weit schärfere Hemmungen. Die Unter- 
nehmungen, die am stärksten von der Verringerung des Unter- 
nehmergewinnes betroffen sind, schließen sich zusammen. Damit 
entsteht das Kartell. Es gilt der Sicherung von Verkaufspreisen, 
die den unter ungünstigsten Bedingungen arbeitenden Unter- 


13) a. a. O. S. 22, — die folgenden Auszüge S. 22 ff. 
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nehmern noch gestatten, ihre Produktionskosten zu decken. Die 
Verhältnisse in der Montanindustrie seit der in den 6oer Jahren 
durchgeführten Bergbaufreiheit, mit der sich daran anschließen- 
den enormen Ausdehnung der Kohlegewinnung unter Heran- 
ziehung für die damalige Zeit abenteuerlicher Kapitalmengen —, 
die nach dem Gründerkrach einsetzenden Bewegungen sind zu 
bekannt, um hier näher auf sie einzugehen. Der Prozeß geht 
weiter. Innerhalb der Kartelle verstehen es die kapitalkräftigeren 
und unternehmenderen Mitglieder, die kleineren zu erdrücken 
und sie erreichen damit (neben der Kartellwirkung der Ausschal- 
tung des Außenseiterwettbewerbes) die Herrschaft inden Trust- 
gebilden. Der Zustand vor Beginn des Krieges zeigt uns eine 
Wirtschaft, in der die wichtigsten Zweige der industriellen 
Produktion, sehr scharf sich abhebend, derartige Organisationen 
hervortreten lassen. Die deutsche Montan- und Eisenindustrie, 
die Maschinen-, die elektrische und die chemische Industrie 
weisen zum Teil Kartelle mit dem genossenschaftlichen Monopol 
oder Trusts auf, die allerdings noch weit hinter Vorbildern in 
den Vereinigten Staaten oder gegenwärtigen deutschen Gebilden 
zurücktreten, was Höhe des investierten Kapitals, Umfang und 
weiter Vielseitigkeit in der Vereinigung von Produktionsstoffen 
und Produktionen anlangt. Auffallend ist es, daß indessen ein- 
zelne große Industriegruppen, so vor allem die Textilindustiie, 
sich Zusammenschlüssen (sowohl nach der Seite des Kartells, 
als auch nach der Seite des Trusts hin) vor dem Kriege voll- 
kommen widersetzten. Die Gründe sind vielfach dargestellt 
worden 4), wir werden noch Gelegenheit haben, darauf einzu- 
gehen. Dieselbe Entwicklung der konzentrativen Bewegung 
zeigen auch das Verkehrswesen und große Teile des Handels, 
sowohl des Großhandels als auch des Kleinhandels. 

In seinem erwähnten Aufsatze weist Jaffe (S. 25) darauf 
hin, daß das System des Kapitalismus sowohl auf der Grundlage 
der freien Konkurrenz wie auf derjenigen des Monopols möglich 
ist. Er bezeichnet das Monopol als Uebergangsstadium zu völlig 
neuen Formen der wirtschaftlichen Organisation. »Der treibende 
Faktor der kapitalistischen Wirtschaftsordnung reißt sie über 
sich selbst hinaus, einer neuen Zukunft entgegen, aber nicht aus 


14) u. a. bei Wiedenfeld, K, »Das persönliche im modernen Unter- 
nehmertums, 1920, 2. Aufl. und Vogelstein, Th. (Grundriß der Sozial- 
ökonomik, Bd. 6 1914, dort auch weitere Literatur) und in meiner »Geschichte 
des Kriegsausschusses« usw. 
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wirtschaftlichen, sondern aus politischen Gründen. Ent- 
scheidend wirkt letzten Endes nicht die immanente natürliche 
Gesetzlichkeit des Wirtschaftssystems, sondern das auf bestimmte 
Ziele gerichtete Wollen des Menschen.« Auf einer solchen poli- 
tischen Einstellung beruht auch — das Kartell ist die eine — 
die andere Wurzel der Kriegsunternehmung, nämlich die »gr- 
mischt-wirtschaftliche Unternehmung«. 

Um die Wende des Jahrhunderts schaffte sich der Gedanke 
immer mehr Geltung, daß die Verfügung über den Unternehmer- 
gewinn bei Werken, die der Allgemeinheit dienten, wie Verkehrs- 
institute, Unternehmungen zur Herstellung von Licht und 
Kraft usw., — nicht allein dem privatwirtschaftlichen Unter- 
nehmer eingeräumt werden dürfe, sondern daß auch der Konsu- 
ment an ihm zu partizipieren habe. Es erschien nur billig, daß 
eine Kommune, die z. B. einen großen Bedarf an Licht und Kıaft 
hatte, der sich gemäß der wachsenden Bevölkerung, ihrer Arbeit 
und damit auch dem stärkeren Verbrauche immer weiter hob, 
den aus einem relativ unverdienten Wertzuwachs stammenden 
Gewinn nicht allein einem privaten Unternehmen überließ. Der 
direkten Uebernahme durch Staat oder Gemeinde stand die 
größere, diesen inhärente Schwerfälligkeit gegenüber. So ent- 
standen die gemischt-wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen. Passow!°) hat ihnen in verschiedenen 
Arbeiten besondere Aufmerksamkeit zugewandt. Seine Definition 
beschäftigt sich vorzüglich mit der Rechtsform. Sie trägt aber 
m. E. den ökonomischen Funktionen nicht genügend Rechnung. 
Er sagt, daß bei diesen Unternehmungen »das verantwortliche, 
das eigene Unternehmerkapital teils von Privaten, teils von 
öffentlichen Körperschaften aufgebracht ist, bei denen auch die 
oberste Leitung des Betriebes auf Grund des gemeinschaftlichen 
Eigentums von Privaten und öffentlichen Körperschaften gemein- 
sam ausgeübt wird«. Diese Begriffsbestimmung lehnt sich stark 
an die Rechtsformen an, in welchen die gemischt-wirtschaftlichen 
Unternehmungen erscheinen. Aus praktischen äußeren Gründen 
gibt man beispielsweise einer gemischt-wirtschaftlichen Unter- 
nehmung die Form der A.G. oder der G. m. b. H. Das sind im 
Einzelfall Zweckmäßigkeitsfragen. Wir sehen, indem wir dabei 
die treibenden Faktoren bei den früheren Unternehmungsformen 


19) R. Passow, »Die gemischt privaten und Öffentlichen Unterneh- 
Mungen« usw. Jena 1912, S. I. 
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zugrunde legen, in ihnen etwas anderes, und zwar Konsu- 
menten - Schutz- und Gewinnbeteiligungs- 
unternehmungen. Wird die Form der A.G. gewählt, 
so ist es selbstverständlich, daß der Staat oder die Kommune 
an dem Unternehmen mit einem Teil der Aktien und im Aufsichts- 
rat mit Sitzen vertreten ist. Die ökonomische Funktion der 
mitbestimmenden Konsumentenvertretung (so vertritt die Stadt 
bei den Verkehrs- usw. Unternehmungen die Rechte der Konsu- 
menten) und die Festsetzung des Unternehmergewinnanteiles, 
kann aber auf ganz andere Weise als die durch die Rechtsform 
der A.G. oder G. m. b. H. gegebene Anteilhaberschaft erfüllt 
werden. Die Erreichung des Zweckes der Konsumentengewinn- 
beteiligung kann auch in einer Gesellschaft des BGB. (§§ 705 ff.), 
einem rechtsfähigen Verein (BGB. $ 22), einem losen Gebilde 
ohne jede Kapitalbeteiligung gewährleistet sein, wie wir es später 
gerade bei Kriegsunternehmungen sehen werden. Ein bestimmtes 
Vertragsverhältnis kann dem Privatunternehmen sowohl Be- 
stimmungs- wie Gewinnanteilsrechte gewährleisten, während 
Staat oder Kommune sich diese Rechte aus ihrem tatsächlichen 
Machtmonopol sichern können. Nur eben bei Kleidung dieser 
Unternehmungen in Formen des HGB. bedarf es der Kapital- 
Beteiligung des Staates resp. der Kommune, bei dem Beispiel 
der A.G. als Aktionär. Die Art, wie also seitens des Staates oder 
der Kommune als Vertreter der Konsumenteninteressen, der 
Konsumentenschutz und die Gewinnbeteiligung gewahrt wird, 
kann eine sehr verschiedene, dem Einzelfall entsprechende, ver- 
traglich ausbedungene sein. Waren bisher die Unternehmungen 
und Vereinigungen aus solchen typische Glieder der Privat- 
wirtschaft, wie sie der kapitalistischen Produktionsweise eigen 
sind, so war mit den gem.w. U. ein Novum erreicht. Boehm- 
Bawerk!° definiert die kapitalistische Produktionsweise als 
eine solche, »welche unter der Herrschaft und Leitung der Eigen- 
tümer des Kapitals, der Kapitalisten vor sich geht«. Bei den 
gem.w. U. tritt jetzt noch der Staat oder die Kommune kraft 
ihres einem Hoheitsrecht entsprechenden Machtmonopols in der 
Herrschaft über das Kapital und als Kontrollorgan der Leitung 
auf. Damit wird die gem.w. U. unter den Unternehmungsformen 
zur ersten Uebergangserscheinung von der kapitalistischen zur 
sozialistischen Wirtschaftsordnung. 

m Im »Handw. d. Staatsw.e, 3. Aufl. 1910, Bd. 5, S. 783. 
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Diese Unternehmungen eigneten sich, wie bereits kurz er- 
wähnt, entsprechend den ökonomischen Funktionen großer ver- 
kehrswirtschaftlicher Gebilde der modernen Wirtschaft besser 
als der reine Staatsbetrieb, der unbedingt bureaukratischer und 
schwerfälliger, sowohl in der Leitung wie bei der Verwaltungs- 
arbeit sein muß und ist. Die Abhängigkeit von politischen, 
parlamentarischen, budgetären und auch solchen Einflüssen, die 
sich aus der Einreihung in eine größere Verwaltung mit über- 
geordneter zentraler Leitung ergeben, lassen unbedingt den 
Staat bei der Erfüllung der Betriebsleitung im Nachteil sein. 
Es muß aber auch betont werden, daß dieselben Nachteile in 
privaten großen oder besonders Riesenkonzernen vorhanden 
sind. Auch hier ist der Leiter des Einzelunternehmens von den 
Direktiven der Zentralstelle, vorzüglich in finanzieller Beziehung, 
abhängig, die ihm die Bewegungsfreiheit raubt, wie eben auch 
dem Leiter eines rein-staatlichen oder kommunalen Kraft- oder 
Verkehrsunternehmens in seiner Abhängigkeit von vorgeord- 
neten Stellen und bei der Finanzierung seines Einzelunterneh- 
mens durch einen bestimmten Anteil des Gesamtbudgets. Da- 
her sind die Direktoren von Einzelwerken, die dabei selb- 
ständige Gesellschaften des HGB. sein können, in großen 
Konzernen genau so abhängige Beamte, wie staatliche Beamte 
ähnlicher Unternehmungen. Der Typ des »leitenden Angestellten« 
erscheint, der vom Arbeitnehmer nur quantitativ-graduell ver- 
schieden ist. Solche Privatunternehmungen arbeiten bei weniger 
straffer Konzernleitung oder geschwächter Uebersichtlichkeit des 
Unternehmens infolge der Größe des Konzerns ebenso schwer- 
fällig wie der Fiskus. Die Form, in welcher die ökonomische 
Macht verkörpert ist, welche sich die einzelnen Unternehmungen 
unterwirft (letzten Endes die Repräsentantin zur Beherrschung 
notwendiger Kapitalmengen), ist in den privaten Unternehmungen 
sehr verschieden verteilt 17). Diese ökonomische Macht kann in 
der Aktienmehrheit oder dem beherrschenden Anteil durch Aktien 
(also durch die Aktionäre), sie kann im Aufsichtsrat (also ge- 
wöhnlich durch Stellen des Emissionskonsortiums oder der 
Konzernleitung) verwirklicht sein; sie kann in der persönlichen 
Stellung eines Vorstandsmitgliedes, das aber zumeist ein wichtiger 





1) Z. B. Som bart, »Archiv« Bd. 29, 1900, S. 689 ff. und 694. S. auch 
Frhr. v. Wieser, sTheorie der gesellschaftlichen Wirtschaft«, Grundriß 


der Sozialökonomik, Bd. I, S. 354 ff., 1914. 
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Kapitalrepräsentant ist, direkt liegen. Noch andere Möglich- 
keiten bieten sich, so kann ein großer Konzernleiter ein Unter- 
nehmen in seine ökonomische Macht bringen, ohne an ihm durch 
irgendwelche Mittel beteiligt zu sein, wenn er dessen Existenz 
im Konkurrenzkampfe durch einen besonders günstigen Liefe- 
rungsvertrag sichert, indem er einen besonders wichtigen Roh- 
stoff zu besonders billigen Preisen dem betreffenden Werk zur 
Verfügung stellt. — Wir fassen zusammen: Vor dem Kriege zeigte 
die damals erreichte Wirtschaftsstufe reine »Unternehmer e- 
betriebe der Privatwirtschaft mit ausschließlichem Nutzen des 
Unternehmergewinnes, allein und in Bindungen, und weiter solche 
gemischt mit Konsumentengewinnbeteiligung, vertreten durch 
Staat oder Kommune. 


III. Die Organisationen der Kriegswirtschaft, die »Kriegs- 
unternehmungense. 


I. Allgemeiner Teil. 


Es war selbstverständlich, daß, als die Kriegswirtschaft be- 
gann, an diejenigen Formen der Unternehmungen für die Wirt- 
schaftsführung angeknüpft wurde, die auf der damals erreichten 
Stufe der kapitalistischen Wirtschaftsordnung im Vordergrunde 
standen. | 

Der wirtschaftliche Gleichgewichtszustand Deutschlands 
hatte sich durch den Mehrfrontenkrieg und die Blockademaß- 
nahmen derart verändert, daß die Rückführung eines Weltwirt- 
schafts-Staates auf den Zustand eines Nationalwirtschafts- 
Staates eingetreten war. Diese Tatsachen bewirkten, daß der 
Staat die Führung der Wirtschaft in die Hand nahm. Dem pri- 
vaten Unternehmer blieb damit nicht mehr die alleinige Herr- 
schaft über die Produktionsmittel wie bisher, er mußte sie mit 
dem Staate teilen. Die Verfügung über die Rohstoffe, die Regelung 
des Ganges der Produktion und der Verteilung, sowie die Preis- 
gestaltung übte die Regierung aus. Für die spezielle Bewirt- 
schaftung der einzelnen Zweige, zunächst der Bewirtschaftung 
der Rohstoffe schuf der Staat besondere Organisationen, in die 
er selbst aktiv eintrat. Es wird später genau darauf eingegangen 
werden, um welche staatlichen Stellen es sich hierbei handelt, 
wie diese für den Zweck konstruiert wurden und wie die Rollen- 
verteilung zwischen diesen und der Privatunternehmerschaft war. 
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Es sei vorangestellt, daß wir, was diese letztere anlangt, 
innerhalb der Kriegsunternehmungen zwei große Gruppen nach 
ihrem Tätigkeitsbereich unterscheiden: 
I1. der Regierung zur Beratung und Vorbe- 
reitung der Kriegsmaßnahmen beigege- 
bene Vertretervereinigungendergesam- 
ten Industrie und z. T. auch des Handels 
eines Zweiges zum Zwecke der Regelung 
von Erzeugung und Verteilung. 

. Der Regierung zur Beratung und Vorbe- 
reitung der Kriegsmaßnahmen beigege- 
bene Gremien der Industrie- (resp. Han- 
dels-\Vertretung eines oder verschiedener 
Zweige zur Herstellungoder Mitwirkung 
beider Herstellung eines Produktes des 
Kriegsbedarfs oder Teiles desselben. 
Gewissen innerhalb der Kriegsunternehmungen bestehenden 

Gremien der Privatunternehmerschaft resp. Abteilungen oder 

Kommissionen derselben waren auch direkt exekutive Voll- 

machten seitens der ressortierenden Regierungsstellen erteilt. 

Geschichtlich ist wesentlich, daß die Kriegsunternehmungen 
auf früher Stufe Rohstoffbeschaffungs- und Produktionsgemein- 
schaften der Industrie, z. T. auch einschließlich des Handels 
waren, deren Mitglieder-(resp. Aktionäre-)Zusammensetzung mehr 
oder weniger willkürlich war. Erst später wurden diese Körper- 
schaften zu erschöpfenden Interessenvertretungen entweder einer 
Industrie in ihrer Gesamtheit oder bei zerschlagenem Produk- 
tionsprozeß auch der einzelnen Produktionsstufen — oder die 
sub 2 erwähnten, für bestimmte Erzeugungs- oder Verteilungs- 
zwecke geschaffenen Gremien wurden zu Zweckverbänden aller 
an der Erzeugung des betreffenden Kriegsartikels beteiligten 
Zweige. 

In einem zu Beginn des Jahres 1915 von amtlicher Stelle der 
Presse übergebenen Bericht über die Rohstoffversorgung Deutsch- 
lands 18) wird noch betont: »aber auf keinen Fall durfte durch 
die Gesellschaft (Kriegsgesellschaft, der Verf.) ein Monopol 
geschaffen werden.« De facto traf das wohl damals schon nicht 
mehr zu. Mit dem Moment der geänderten, nicht mehr will- 


10) Abgedruckt bei Jaff&: »Die Mobilisierung unseres Wirtschaftslebens«+ 
im 3. Kriegsheft des sArchivs«, Bd. 40, S. 515 ff. 
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kürlichen Zusammensetzung der Interessenvertretungen und 
andererseits der Schaffung von zentralen Beschaffungsstellen 
ändert sich das Bild vollkommen. Der Monopolcharakter der 
Kriegsunternehmungen tritt immer deutlicher hervor. Vielleicht 
ist, weil es unklar ausgedrückt ist, mit diesem Passus nur gemeint, 
daß den Einzelunternehmungen, die im Kriegsunternehmungs- 
gremium vertreten waren, vor den übrigen Unterneh- 
mungen desselben Zweigs kein Monopol gewährt werden sollte. 

Schon um die Wende 1914/15 werden die Kriegsunter- 
nehmungen Unternehmer vereinigungen, denen der Staat 
das alleinige Monopol zum Ankauf oder zur Schaffung bestimmter 
Erzeugnisse sicherte, oder wenigstens Mittel schuf, um den 
Wettbewerb der Außenseiter zunächst abzuschwächen, dann 
unschädlich zu machen. Da allmählich der Fiskus, der zunächst 
der Hauptkäufer, später fast der alleinige Käufer des Kriegs- 
bedarfes war, sicherte das Monopol den an das Kriegsunternehmen 
angeschlossenen Werken einen »kartellmäßig« bestimmten Unter- 
nehmergewinn, — einen Monopolgewinn. Der Zwang, dem 
Kriegsunternehmen beizutreten, bestand zumeist darin, daß 
der Nichteintretende von dem Hauptkäufer Fiskus sonst keine 
Aufträge erhielt. Bei Ausbruch des Krieges und in der ersten 
Kriegszeit war es noch möglich, daß die beschaffenden Stellen 
des Fiskus, die überdies damals noch nicht zentralisiert waren, 
die notwendigen Güter im freien Handel oder direkt aus der 
Industrie kaufen konnten. Diese Möglichkeit bestand auch noch 
weiter, als bereits einzelne Kriegsunternehmungen gegründet 
waren. Das Monopol wurde erst vollständig, als sich die Kriegs- 
unternehmungen im weiteren Verlauf des Krieges unter dem 
Zwange der Rohstoffnot und anderen zu sparsamer, wirtschaft- 
lichster Ausnützung aller Produktionskräfte nötigenden Gründen 
zu Zentralorganen der Wirtschaft eines Zweiges 
oder für einzelne bestimmte Herstellungszwecke herausgebildet 
hatten. 

In meiner Darstellung der Baumwollkriegswirtschaft 1°) habe 
ich über die Bildung der Privatunternehmer-Gremien in den 
Kriegsunternehmungen das Folgende gesagt, das ich in diesem 
Zusammenhange wörtlich abdrucken kann: 

»Im Rahmen dieser Entwicklung (gemeint ist die An- 
knüpfung an das »Kartell« und die »gemischt-wirtschaftliche Unter- 

19) a. a. O. S. 35. 
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nehmung«) können wir die Kriegsorganisationen bequem in drei 
Gruppen unterteilen: in solche, die nichts weiter sind, als Um- 
wandlungen bereits bestehender, privatwirtschaftlich zu Ver- 
bänden (Kartellen usw.) gereifter Organisationen zu einer öffent- 
lichen, in der Form der gemischt-wirtschaftlichen Unternehmung 
(z. B. der ursprünglich rein private Stahlwerksverband als 
späterer Stahlbund, also eine gemischt-wirtschaftliche Kriegs- 
organisation). Weiter zweitens in zwangsweisen ad hoc-Einigun- 
gen der einzelnen Industrien, die vorher noch nicht privat- 
wirtschaftlich zu Unternehmerverbänden gereift waren (hierzu 
gehören die Baumwollorganisationen, die überhaupt erst durch 
die Behörde »organisiert« wurden), zu analogen Körperschaften 
wie die ersten. Und drittens sind jene unglücklichen, in An- 
lehnung an die beiden ersten Gruppen entstandenen Imitationen 
talentloser oder eitler Regierungsvertreter oder privater Inter- 
essenten zu verzeichnen, die für irgendeinen Rohstoff oder ein 
Fabrikat im Kriegsgesellschafts-Gründungsfieber eine neue Ge- 
sellschaft gründeten, die vielleicht für Stahl und Baumwolle gut 
geeignet, für den betreffenden Zweig mitunter unsinnig war. 
Für diese Gruppe war besonders kennzeichnend, daß für kleinste 
Teilfabrikate wahllos Kriegsgesellschaften gegründet wurden. 
Der Aufgabenkreis der Kriegsorganisationen änderte sich im 
Verlauf des Kriegs vollkommen, worauf wir schon hinwiesen. Aus 
einfachen Rohstoff-Uebernahme-, Finanzierungs- und weiter Ver- 
teilungsgesellschaften der Anfangszeit wurden zentrale Be- 
wirtschaftungsstellen, gewissermaßen die 
Gehirne ganzer Industrien. Damit änderte sich 
vielfach auch die Rechtsform 2%), wenn auch Gesellschaften 
mitunter ihre Rechtsform aus der ersten Zeit trotz veränderter 
Aufgaben beibehalten haben. Andere wandelten sich um oder 
entwickelten aus Vereinigung verschiedener Gesellschaften neu- . 
artige Gebilde mit ganz anderem Rechtstyp (s. später Gründung 
des Baumwollkriegsausschusses). Vergeblich sucht der Jurist 
auf der weiteren Stufe der Kriegsorganisationsgründungen nach 
Gesellschaftsstatuten. Innerhalb loser Verbände bilden sich ad 
hoc-Konventionen — oder Gruppen schließen Lieferungsverträge 
oder verabreden ein Kontingentierungsübereinkommen —, alles 
mehr innerhalb eigens hierfür gebildeter »Kommissionen«, mit- 
3%) Ueberhaupt auch die ganze Organisation eines Zweiges. Es mußten 


Neugründungen erfolgen, in denen die ersten Kriegsorganisationen aufgingen. 
37° 
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unter innerhalb von Kriegsorganisationen, und das zumeist 
unter staatlichem Zwang. Das rasche Tempo der immer neue 
Aufgaben schaffenden Kriegswirtschaft gebärt zugleich neue 
Formen der Organisation, die immer noch flüssig bleiben, daß 
sie nicht zu Recht erstarren können. — Gerade bei den ersten 
Gründungen unter Rathenau in der Rohstoff-Abteilung 
war die engere Anlehnung an bisherige Organisationsgestaltungen 
und ihre bekannten Rechtsformen bei der Neuheit der Materie 
nur zu selbstverständlich. Der Charakter der Organisationen 
als Selbstverwaltungskörper der Industrie bildete sich erst später 
heraus. Die Baumwollwirtschaft bietet das besondere Interesse, 
daß diese Form bei diesem Zweige zum ersten Male bewußt 
gebildet wird.« (Nähere Erklärungen hierüber im Kapitel III). 

Im Interesse größerer Wirtschaftlichkeit war vielfach die 
Tätigkeit des Handels ausgeschaltet. In vielen Fällen dagegen 
blieb er wegen der leichten Beweglichkeit, der unbestreitbaren 
Sachkunde auf seinem Spezialgebiet und zur Ausnützung be- 
stehender vorzüglich funktionierender Handelsorganisationen 
auch in den Gang der Zwangswirtschaft eingeschaltet. 

Bei der Geschäftsführung der Kriegsunternehmung be- 
schränkte sich der Fiskus auf die entscheidende Mitwirkung 
innerhalb der Kartelleitung (hierüber folgt später ein besonderer 
Absatz). In der Tat waren große Gruppen von Kriegsunterneh- 
mungen zu kartellartigen Gebilden geworden, worauf wir im 
einzelnen noch näher eingehen. Aber es waren Kartelle unter 
der Form der gem.w. U. Diese beiden Formen waren die nahe- 
liegenden Vorbilder der Kriegsunternehmung aus der jüngsten 
Zeit vor Ausbruch des Krieges. Wir sprechen danach den neuen 
Typals sgemischt-wirtschaftliche Kartelles an. 

Das Risiko beim Ankauf und bei der Produktion war an sich 
` verschieden, wie es sich auch verschieden verteilte. Ursprünglich 
bestand es überhaupt darin, daß bei kürzerer Kriegsdauer die 
Möglichkeit vorlag, daß der Käufer der Rohstoffe und Halb- 
fabrikate usw., wie auch der Fabrikant, der für Kriegszwecke 
hergestellten Fertigware auf den teuer erworbenen oder herge- 
stellten Gütern sitzen blieb, während Güter mit billigen Welt- 
marktpreisen bei Wiederkehr normaler Beziehungen Eingang 
finden konnten. Das galt in gleicher Weise für den Fiskus, wie 
für den Händler und Industriellen. — Der Fiskus suchte zunächst 
das Risiko von sich abzuwälzen. Er hatte dazu die größte Be- 
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rechtigung. Einmal zahlte er durchschnittlich sehr hohe Preise, 
die dem Produzenten eine sehr hohe Verdienstmarge ließen. Tat- 
sächlich zeigen die Kriegsgewinne der beteiligten Industrien, 
daß sie in dem Kriege eine sehr vorteilhafte Konjunkturperiode 
gefunden hatten ?!). War ihnen die Möglichkeit zu solchen 
Vorteilen geboten, so war es nur recht und’ billig, daß sie auch 
den größten Teil des Risikos trugen. Der Fiskus hätte auch bei 
der Verwertung teuer erworbener Vorräte, nach kurzer Kriegs- 
zeit, nicht die gleiche, ungleich leichtere Veräußerungsmöglichkeit 
und die Bekanntschaft mit den zweckmäßigsten Wegen des Ab- 
satzes wie der Private gehabt. Der volkswirtschaftliche Schaden 
wäre dadurch nur größer geworden. Im übrigen sicherte der 
Fiskus durch Förderung und wesentliche finanzielle Unter- 
stützung verschiedene Produktionen ??), insbesondere sölche, die 
durch Umstellungen von Industrien, die vielleicht später keine 
Nachfrage mehr hatten, vor zu starkem Unternehmerrisiko. Das 
Risiko des Privatunternehmers war hier also von vornherein 
durch das Eingreifen des Fiskus verringert. 

Zur erwähnten Abwälzung des Risikos bediente sich der 
Fiskus im Anfange der Kriegswirtschaft gerade der Rechtsform 
der A.G., die ihm in ihrer Konstruktion Garanten für Risiko- 
verluste bot. Aber die Form der Aktien-Gesellschaft wurde auch 
noch aus anderen Gründen gewählt, so unter anderem deshalb, 
weil man sich in der ersten Kriegszeit an die Gesellschaftsformen 
des geltenden Rechtes halten zu müssen glaubte. Aber auch die 
ersten Versuche von Gründungen ohne die handelsgesetzliche 
Form (Abrechnungsstellen) sahen, worauf wir in Beispielen noch 
eingehen, Risikogaranten vor. Jedenfalls, im weiteren Verlauf 
des Krieges, als das Unternehmerrisiko bei der Möglichkeit einer 
sicheren Nachfrage für die meisten Erzeugnisse und bei der 
enormen finanziellen Erstarkung der Kriegsindustrie größten- 
teils 2) entfiel, wurde bei Neugründungen von Kriegsunterneh- 
mungen auf die handelsrechtlichen Formen verzichtet, sofern 
nicht besondere Gründe vorlagen. Die ökonomischen Funktionen 


21) S. auch bei Lederer, E. im »Archive Bd. 45, 1919, S. 430 ff. 

#2) Z. B. Erzeugung von künstlichem Stickstoff, Anbau gewisser Faser- 
Pflanzen und Gewinnung ihrer Erzeugnisse. 

23) Die eigenartige Konstruktion der Kriegs-A.-G. überließ die Finanzierung 
und damit das Kapitalrisiko Banken, an die angelehnt die Unternehmung 
gegründet wurde. Nachdem die Umsätze sich bedeutend hoben (s. hierzu die 
Bemerkung Wiedenfelds, zitiert in unserer Anm. 30\, trat der Fiskus 
wieder als Garant hinzu. 
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der neuen Unternehmungen brauchten und konnten nicht mehr 
in die engen Formen der Gesellschaften des HGB. gekleidet 
zu werden. 

Zusammenfassung: Ehe wir damit beginnen, die 
einzelnen Typen in der Kriegswirtschaft näher zu kennzeichnen, 
sei hier alles zusammengefaßt, was den Schlüssel zum Verständnis 
der Kriegsunternehmung liefert: 

Der Unternehmergewinn unterliegt bei ihr nicht mehr der 
freien Konkurrenz, da diese einerseits durch die Blockade aus- 
geschaltet ist (die im Inland erzeugten Produkte sind nicht mehr 
Weltmarktprodukte), andererseits der Staat unter der Kriegs- 
not gezwungen ist, die Regelung der nur noch verbliebenen 
Innenwirtschaft selbst in die Hand zu nehmen. Er schafft 
Einkaufs-, Erzeugungs-, Preisregelungs- und Verteilungskartelle, 
»Kriegsunternehmungen«, zweigliedrige Organismen, 
von denen er selbst das eine Glied darstellt, während die pri- 
vate Unternehmerschaft eines Zweiges das andere Glied bildet. 
Diese ursprünglich in Formen der Gesellschaften des HGB. 
gekleidet, nehmen auf weiterer Stufe auch wieder losere Formen 
ein. Bei dieser Wirtschaft bleibt das Unternehmen, sowie 
auch der einzelne in ihm vorhandene Privatunternehmer 
konkurrenzlos, da es fast nur noch einen Abnehmer, den Fiskus 
gibt, der das Kriegsunternehmen monopolistisch bevorzugt. 
Der Staat überträgt ihm sein Monopolrecht, — das Unter- 
nehmen bestimmt sich seinen Unternehmergewinn selbst. 
Dieses Monopolrecht entspricht dem Einsatz des Staates an 
der Kriegsunternehmung, das der Aktienteilhaberschaft bei 
gewissen Aktiengesellschaften entspricht, die gemischt-wirt- 
schaftliche Unternehmungen sind. Nach unserer Definition 
der gemischt-wirtschaftlichen Unternehmung — als Konsu- 
mentenschutz- und Konsumenten - Gewinnbeteiligungsunter- 
nehmungen — besteht. also die Rolle des Staates bei der zwei- 
gegliederten Kriegsunternehmung in der ihm zustehenden 
Macht der Entscheidung im Interesse der Allgemeinheit (ce- 
teris paribus-Konsumenten), während das zweite Glied, die 
gewöhnlich kartellartig gebildete Privatunternehmerschaft, 
das beratende, in vielen Fällen vorverfügende Organ ist. Die 
Rolle der Konsumenten-Gewinnbeteiligung des Staates be- 
steht darin, daß dieser sich die Quote über den dem zweiten 
Glied gewährten Prozentsatz vom Reingewinn sichert. De facto 
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sind auch viele hundert Millionen Mark an den Staat als der- 
artiger Uebergewinn ausgeschüttet worden. Die erwähnte, 
dem zweiten Gliede zugebilligte Quote ist entweder Risiko- 
prämie plus Unkosten oder Unkosten allein. Die Kriegsunter- 
nehmung als solche ist kein Erwerbsunternehmen. Das Unter- 
nehmerrisiko existiert auf der ersten Stufe der Kriegsunter- 
nehmungen nur bei den Einzelunternehmern des zweiten 
Gliedes. (Ueber das Unternehmerrisiko des Staates 
s. Anm. 30.) Der Aufbau ist also ähnlich wie beim Syndikat in 
dem ebenso wie dort eine Geschäftsstelle (für bestimmte 
Funktionen der Gesamtleitung, Mengenkartellierung, Preis- 
regelung usw.) gebildet wird. 

Wir können drei verschiedene Arten von industriellen Kriegs- 
unternehmungen der äußeren Form nach unterscheiden. Die 
Unterscheidung richtet sich nach dem verschiedenen Aufbau 
des zweiten Gliedes derselben. 

I. Die erwähnten Gesellschaftsformen des HGB., 

2. Abrechnungsstellen, 

3. Kriegsausschüsse, Kriegsverbände. 

Auch zeitlich besteht, wie wir schon erwähnten, ein Unter- 
schied in der Bildung der hier genannten Formen. Historisch 
hat sich, wie bereits angedeutet, der definitiv erreichte Zustand 
in der Kriegswirtschaft unter dem Einflusse des Unternehmer- 
risikos entwickelt. Als der Krieg ausbrach und der Staat Organe, 
also Einheiten der Wirtschaft gründen mußte, welche entweder 
für einen bestimmten Zweck, z. B. Schießbaumwollherstellung, 
oder aber die Bewirtschaftung eines gesamten Fachgebietes, 
z. B. Metall- oder Lederbewirtschaftung zu übernehmen hatten, 
war das Risiko des zweigegliederten Unternehmens für die beiden 
Anteilhaber an der Kriegsunternehmung (Staat und private 
Produzenten) noch unklar. Das zunächst bestehende Risiko 
wurde bereits gekennzeichnet, zugleich wie es der Staat durch 
Unternehmungsformen, die ihm Garanten stellten, von sich ab- 
zuwälzen suchte. Dieser allererste Zustand lag bei Begründung 
der Kriegsmetall-, der Kriegsleder-, der Kriegschemikalien-A.G. 
vor. Auch bei den zunächst gegründeten Abrechnungsstellen 
hatte der Staat unter Gewährung einer Risikoprämie, das Risiko 
dem zweiten Gliede übertragen. 

Auch die Vertretung des Fiskus war innerhalb der Zeit der 
Zwangsbewirtschaftung eine verschiedene. Zur Sicherung der 
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Allgemeinheit vor Uebervorteilungen seitens der im zweiten 
Gliede vertretenen Privatunternehmerschaft wurde diesen eine 
Reihe von Rechten entzogen und zu Funktionen des ersten 
Gliedes gemacht. K. Wieden feld?) hat diesen Uebergang 
bereits im einzelnen geschildert, wenn er auch in seinem Vortrag 
von anderen theoretischen Voraussetzungen ausgeht und zu 
anderen Einteilungen der Organe der Kriegswirtschaft kommt. 

Was den obenerwähnten Unternehmergewinn anbelangt, 
den die Kriegsunternehmung der in ihr vertretenen privaten 
Unternehmerschaft sicherte, so war theoretisch bei gutem Funk- 
tionieren des durch den Staat ausgeübten Allgemeinheits-(Kon- 
sumenten-)Schutzes eine unangemessene Höhe unterbunden, 
wenn die staatliche Vertretung sachverständig und gemeinwirt- 
schaftlich gesinnt war. Bei den einzelnen Privatunternehmungen 
der Kriegsunternehmung, die ihr entweder direkt angehörten 
oder ihr irgendwie durch Verträge angeschlossen waren, war 
natürlich je nach der Wirtschaftlichkeit und Arbeitsfähigkeit, 
der Gewinn nach den verschieden hohen Produktionskosten 
auch verschieden. Er war sicherlich bei den großkapitalistischen 
Unternehmungen, die zunächst fast ausschließlich die Interessen- 
vertretung der zweiten Glieder der Kriegsunternehmungen aus- 
machte, besonders hoch. Die Kriegsunternehmung regelte ihrem 
Kartellcharakter entsprechend nicht nur die Größe und Art der 
Produktion, sondern auch die Preise. In dieser Preispolitik lag 
in erster Linie die Bestimmung für die Höhe des Unternehmer- 
gewinns für das einzelne an die Kriegsunternehmung ange- 
schlossene private Unternehmen %). (Daß sich das Unternehmer- 
risiko einmal durch den in der Kriegsunternehmung bestehenden 
staatlichen Einfluß, der seine Monopolstellung der Kriegsunter- 
nehmung verlieh, dann aber auch insbesondere durch die tat- 
sächlichen Marktverhältnisse: steigende Nachfrage bei ab- 
nehmendem Angebot — verringerte, wurde bereits er- 
wähnt.) Bei dem ersten Zustand der geschaffenen gemischt- 
wirtschaftlichen Kartelle war der Kartellcharakter durch Werke 
gewahrt, die nach verschiedenen Gesichtspunkten zusammen- 

24) »Rohstoffversorgung«, Vortrag, 1917, S. 6—9, insbesondere dort cer 
Absatz über die Zuweisungsämter. 

25) In der (nach erfolgter Zusammenlegung 1916/17) ausgesprochenen 
Erklärung eines Unternehmens als Höchstleistungsbetrieb, lag auch eine Er- 


höhung des Unternehmergewinns, wenn auch diese Betriebe zur Entschädigung 
der stillgelegten Betriebe von ihren Gewinnen abgeben mußten. 
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geführt wurden. Man nahm die Werke, die am bekanntesten 
waren (gewöhnlich die kapitalkräftigsten des Zweiges), die von 
Persönlichkeiten geleitet wurden, die im öffentlichen und Wirt- 
schaftsleben eine Rolle gespielt hatten, und solchen, die sich 


selbst angeboten hatten. Man konnte tatsächlich im Anfang 


bei der Neuheit der Erscheinung der durch den Krieg gebotenen 
Verhältnisse in der Schnelligkeit keinen anderen Weg wählen 28). 
Der Militärfiskus hatte in den langen Friedensjahren überhaupt 
keinen hinreichenden Plan aufgestellt, wie der Bedarf im Kriegs- 
falle zu decken wäre. Weder eine einheitliche Produktions- 
regelung, noch eine zentrale Beschaffung waren auch nur in 
Ansätzen vorhanden. Es waren lediglich mit einer Anzahl von 
Unternehmungen Lieferungsverträge für den Kriegsfall abge- 
schlossen worden, die ihnen Herstellung oder Lieferung von 
Waffen oder Munition zur Pflicht machten. — Ebenso dürftig 
waren die gesetzlichen Handhaben zur Sicherung des Kriegs- 
bedarfes. Mit Recht sagt W. Rathenau?): »Die kriegs- 
wirtschaftliche Gesetzgebung stand-auf der Stufe friderizianischer 
Wirtschaft.« 

Bei der zweiten, schon um die Wende des Jahres 1914/15 
einsetzenden Periode der Kriegswirtschaft wurden die Konstruk- 
tionen der beiden Partner der Kriegsunternehmungen umge- 
wandelt, was die kurze, das vorhergehende zusammenfassende, 
Uebersicht erläutern möge: 

I. Die anfänglich prinziplose Auswahl der Kartellmitglieder 
wurde umgestoßen, man sah darauf, daß nach jeder Richtung 
hin bei den Kriegsunternehmungen, die nicht bloß Teilaufgaben 
zu erfüllen hatten, sondern die Gesamtwirtschaftsfragen der 
Einzelindustrie behandelten, daß in ihnen die Interessenver- 
tretung des gesamten Industriezweiges vorhanden war. Bei 
der Zusammensetzung des Vertretergremiums entschieden einmal 
Gesichtspunkte der optimalen wirtschaftlichen Leistungsfähig- 


36, s. S. 575/6. 
27) Deutschlands Rohstoffversorgunge, Vortrag, Berlin 1916, S. 16. — 


Heinr. Lehmann in die »Kriegsbeschlagnahme als Mittel der Organisation 
der Rohstoff- und Lebensmittelversorgung«, Jena 1916, führt S. 3—12 speziell 
über den Gegenstand seiner Untersuchung, entgegen der Rathenau schen 
Bemerkung, gesetzliche Grundlagen für die Kriegswirtschaitsmaßnahmen an. 
Der Auffassungsunterschied besteht gewiß darin, wieweit man durch Inter- 
pretation Maßnahmen heranziehen kann, die der Gesetzgeber unter ganz an- 
deren Voraussetzungen und in bezug auf ganz andere Wirtschaftsvorgänge 
geschaffen hat. 
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keit, bei zerschlagenem Produktionsprozeß die Berücksichtigung 
der einzelnen Produktionsstufen, ev. auch des Handels und 
schließlich wurde in der Besetzung auch auf den bundesstaat- 
lichen Charakter des Reiches Rechnung getragen. Hierin 
liegen bereits dieGrundsätze und die ersten 
Bildungen von Selbstverwaltungskörpern 
der Industrie überhaupt®. 

2. DieForm der A.G. und der G. m. b. H. wurde nur noch in 
einzelnen Fällen beibehalten, innerhalb dieser regelten bereits 
lose Kommissionen oder Vereinigungen von Gruppen für be- 
stimmte Zwecke Teilfragen. Dazu trat die Bildung der ganz 
losen Vereinigungen der sog. Kriegsausschüsse, die nicht einmal 
eingetragene Vereine des BGB. waren. 

3. Die Konstruktion der staatlichen Teilnahme änderte sich®). 
Theoretisch wurde sie straffer. Man überließ nicht die 
Zuweisungen an die einzelnen Mitglieder des Kriegskartells und 
die übrigen indirekt durch Lieferungsverträge usw. angeschlosse- 
nen Werke, den in der Kriegsunternehmung selbst vorhan- 
denen Kartellmitgliedern, sondern schuf besondere Zuweisungs- 
ämter, in denen neben den Kommissaren die beschaffenden amt- 
lichen Stellen vertreten waren. (Aehnlich in der Ernährungs- 


38) O. Goebel, »Selbstverwaltung in Technik und Wirtschafte, Berlin 
1921, rechnet auch Vereine und Verbände zu Selbstverwaltungskörpern, die 
der Förderung des Standes, der Fachwissenschaften usw. usw. gewidmet sind. 
Wir dagegen reden hier nur vonin Lebenstragen der Wirtschaft mitbeeinflussen- 
den Organisationen, die den politischen Selbstverwaltungskörpern zu ver- 
gleichen sind. Auch diese sind zumeist nicht mit der Entscheidung befaßt. 
Das Wirken der hier angezogenen Kriegsorganisationen ging z. B. weit über 
die mehr wirtschaftspolitische Tätigkeit von Handelskammern hinaus. 

3) Wiedenfeld,a a. O. S. 8 und 9 sagt: »In dem Augenblick, wo 
unsere Rohstoffgesellschaften sich gezwungen sahen, die Garantie des Reiches 
in Anspruch zu nehmen, war ihnen das Rückgrat gebrochen, und seitdem haben 
wir sie als Organe der amtlichen Kriegswirtschaft zu bezeichnen. Das findet einen 
äußeren Ausdruck darin, daß bei jeder Rohstoffgesellschaft ein staatlicher 
Kommissar sitzt; aber nicht in der Form, wie wir es unglücklichen Andenkens 
aus der Zeit des Friedens auch schon kannten, d. h. also ein Beamter, der sich 
hier und da einmal, wenn irgend etwas passiert, mit der Kontrolle der betreffen- 
den Gesellschaft befaßt, sondern in einer sehr viel strafferen Form. Unsere 
Rohstoffkommissare sitzen dauernd in den Räumen der betreffenden Gesell- 
schaften und kein irgendwie wichtiger Schritt darf von den Gesellschafts- 
organen vorgenommen werden, ohne daß der betreffende staatliche Kommissar 
seine Zustimmung dazu gegeben hat. Wir können es geradeso ausdrücken, 
daß der Staatskommissar die Rolle eines Generaldirektors und eines Aufsichts- 
ratsvorsitzenden in sich vereinigt. So stark sind die Kompetenzen auf ihn 
zugeschnitten. « 
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wirtschaft s. Hirsch, a.a. O. 2 S. 6). Praktisch sah es aller- 
dings anders aus. Das Uebergewicht hatten vielfach doch die pri- 
vaten Unternehmer, denn entweder waren diese durch Ausnützung 
jeden kapitalistischen Machteinflusses — wirtschaftspolitischen 
wie parlamentarischen — äußerst stark, oder die staatlichen 
Kommissare und die Mitglieder in den Zuweisungsämtern waren 
selbst innerlich oder äußerlich abhängige Vertreter derselben 
Industriezweige. Die Reserveoffiziersuniform und die der Kriegs- 
referenten verhüllte vielfach lediglich den Interessentencharakter 
des amtlichen Vertreters, der in der Regel kein aktiver Beamter 
oder Offizier war. 

4. Der Staat tritt wieder als Garant auf, denn letzten Endes 
übernimmt er wieder die Garantien für die aufgebrachten Sum- 
men, darin liegt auch einer seiner Anteile an der gemischt-wirt- 
schaftlichen Unternehmung ?9. 


3) Wiedenfeld,a.a. O. S. 7—9, äußert sich über den Umwandlungs- 
prozeß der Rohstoffgesellschaften aus Selbstverwaltungskörpern der Industrie 
zu straff kontrollierten Organen der Heeresverwaltung. Er spricht über die 
Unbequemlichkeit, die darin bestand, daß man die Form der privaten Ge- 
sellschaft gewählt hatte. Da die Kapitalien von privater Seite zusammenge- 
bracht waren, entsprachen sie nicht annähernd den Bedürfnissen, die man zu 
befriedigen hatte. Sie mußten daher Kredit aufnehmen, der ihnen anfänglich 
von den Banken zur Verfügung gestellt wurde. Später aber, sals die Summen 
immer größer wurden, als die Preise auf dem noch frei gelassenen Markte für 
alle Rohstoffe immer mehr in die Höhe gingen, da entstand doch für die kredit- 
gebenden Banken die bange Frage: was wird aus unseren Krediten, die wir den 
Gesellschaften gegeben haben, wenn etwa der Friede eher kommt, als diese 
großen Rohstoffmengen schon Verwertung gefunden haben«.... Infolge- 
dessen verlangten die Banken für die Ausdehnung ihres Kredites die Garantie 
des Reiches. »Das Reich hatte für die Kredite der Rohstoffgesellschaften im 
Winter 1914/15 die Garantie in der Weise übernommen, daß es den Aktionären 
garantierte, ohne Verlust aus dem Kriege herauszukommen. Da nun in der 
Bilanz der Gesellschaften die Verschuldung gegenüber unseren Großbanken 
eine gewaltige Rolle spielte, so bedeutete diese Form, daß man den Banken 
ihren Kredit garantiert hatte. Die Kredite schwollen immer stärker an und 
heute — um die Beispiele nicht zu häufen, greife ich nur das Kriegsmetallgebiet 
heraus — steht es so, daß bei der Kriegsmetall-Aktiengesellschaft ein einge- 
zahltes Kapital von ı4, Millionen Mark und ein buchmäßiges Aktienkapital 
von 6 Millionen Mark einem Kredit von mehreren 100 Millionen Mark gegen- 
übersteht. Wenn ich aus eigenem ı14 Millionen Mark aufgebracht habe und 
eine andere Körperschaft garantiert mir eine Schuld von mehreren 100 Millionen 
Mark, dann versteht es sich von selbst, auf welcher Seite das Schwergewicht 
liegt. In dem Augenblick, wo unsere Rohstoffgesellschaften sich gezwungen 
sahen, die Garantie des Reiches in Anspruch zu nehmen, war ihnen das Rück- 
grat gebrochen usw.« Sie wurden damit zu amtlichen Organen. — S. auch 
Hirsch a. a. O. 2 S. 8. 
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2. Spezieller Teil. 
a) Gründungsgeschichte der Kriegsunternehmung. 


Wir gehen auf die Geschichte der Organisationen der Kriegs- 
wirtschaft näher ein: Die Einwirkungen des Krieges führten zu 
einer Umstellung der ganzen Wirtschaft, die ebenso auf die 
Einfuhr von Rohstoffen, Halbfabrikaten, Nahrungs- und Futter- 
mitteln angewiesen war, wie sie in der Ausfuhr der veredelten 
Güter den Gegenwert für die Einfuhren fand. Handelte es sich 
doch in Deutschland um ein Land, das im Jahre 1913 eine Ein- 
fuhr von über 10,7 Milliarden Mark und eine Ausfuhr von 
10,1 Milliarden Mark aufwies. Frühzeitig lenkten sich die Blicke 
unserer Wirtschaftspolitiker, so insbesondere WalterRathe- 
naus?!) und Wichardv.Moellendorffs®) auf real- 
politische Gedanken, wie die Wirtschaft den veränderten Ver- 
hältnissen anzupassen wäre. 

Es war klar, daß schon bei einem kürzer dauernden Kriege 
für die Kriegführung und die Allgemeinwirtschaft lebenswich- 
tige Rohstoffe nicht mehr nach Deutschland hereinkommen 
würden, und daß laufende Aufträge auf nicht direkt kriegs- 
wichtige Erzeugnisse einen großen Teil der noch im Inlande 
vorhandenen Rohstoffe verschlingen würden. Nur von einer 
zentralen Stelle aus konnte die Bewirtschaftung der gesamten 
Rohstoffe und der industriellen Produktion geleitet werden. 
Da es sich in erster Linie um kriegswichtige Stoffe handelte, so 
erwies sich das preußische Kriegsministerium als geeignetste Stelle 
für diese Tätigkeit. In ihm lag ja auch zugleich der zentrale Sitz 
für die sämtlichen beschaffenden Stellen der preußischen Ver- 
waltung — wenigstens ressortmäßig, tatsächlich waren sie nicht 
zentralisiertt —. So wurde nach einem Vortrage Walther 
Rathenaus bei dem damaligen Kriegsminister v. Falken- 
hayn das preußische Kriegsministerium dazu ausersehen, 
diese zentrale Stelle in seinen Verwaltungsbereich einzubauen. 
Der Kriegsminister übertrug Rathenau, der ihm die Ge- 
danken zu einer Wirtschaftsorganisation entwickelt hatte, den 
Auftrag, innerhalb seines Ressorts die Kriegs-Rohsto f f- 
Abteilung zu gründen. Acht Tage nach Kriegsbeginn er- 


3) Rathenau, Deutschlands Rohstoffversorgunge (Vortrag) 1916. 
22) Rathenau ebenda S. 12. 
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öffnete sie ihre Tätigkeit. Wenige Tage darauf erwarb sie den 
Charakter einer Reichsbehörde, da auch die übrigen Bundes- 
staaten mit selbständigen Kriegsverwaltungen ihr die zentrale .- 
Rohstoffbewirtschaftung zuerkannten. 

Mit einigen wenigen außerhalb amtlicher Tätigkeit stehenden 
Wirtschaftern, in erster Linie Ingenieuren, so von Moellen- 
dorff, der bereits vor der Gründung einen Plan hierzu ent- 
wickelt hatte, und Georg Klingenberg, begann sie ihre 
weltgeschichtliche Aufgabe. Die Gründungsvorgänge interes- 
sieren uns hier nicht ®). Für uns ist hier von Belang, daß diese 
Stelle in erster Linie den Fiskus als das eine Glied innerhalb der 
»Kriegsunternehmungen« in ihrer gekennzeichneten Eigenschaft 
als gemischt-wirtschaftliche Unternehmung vertrat. Die Stelle 
arbeitete so gut wie ohne jeden Vorgang. Die volkswirtschaft- 
liche Literatur war mit Ausnahme von Arbeiten über die finan- 
zielle Mobilmachung so gut wie unberührt von einer Diskussion 
der Frage, was mit der Wirtschaft im Kriege geschehen würde. 
Im wesentlichen waren hier nur vorhanden Arbeiten von 
Voelcker®#) und von O. N eur a th %), ohne daß sich eine 
weitere Diskussion an sie geknüpft hätte. 


b) Kriegs-Rohstoff-Abteilung und Kriegsunternehmungen. 


Es erwies sich als notwendig im Interesse der Sicherung des 
Kriegsbedarfes, daß besondere Organe zur Bewirtschaftung der 
einzelnen Rohstoffe geschaffen wurden. Für die Kriegs-Rohstoff- 
Abteilung bestand die Schwierigkeit, welche Rechtsform diese 
und ähnliche Stellen erhalten sollten. Die ersten Kriegsgesell- 
schaften dieser Art hatte Walther Rathenau in Form 
von A.G. aufgezogen. (Motive dazu siehe oben.) Daß den 
Kriegsorganisationen neben den rein geschäftlichen Betätigungen 
eine Anzahl wichtiger, ja überragender sonstiger Aufgaben, 
Begutachtung und Lösung der wirtschaftlichen Fragen großer 
Gebiete übertragen werden sollte, war anfänglich kaum zu über- 
sehen, und erst später zeigte sich, daß sich für Behandlung 


33) Literatur in den angeführten Arbeiten von Rathenau, Wieden- 
feld, Bruck. 

3) „Die deutsche Volkswirtschaft im Kriegsfalle, Leipzig 1909. 

3) sDie Kriegswirtschaft«, Jahresbericht der Neuen Wiener Handels- 
akademie, 1910. 
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solcher Probleme und die besondere Verwaltungstätigkeit die 
A.G., ja die handelsrechtliche Form überhaupt nicht eignete. 
, Der wichtige Unterschied zwischen Kriegs-A.G. und den A.G. 
des HGB. bestand ja darin, daß diese ihrem Wesen nach Er- 
werbsunternehmungen mit bestimmter Einstellung auf Gewinn 
waren. Die Statuten der Kriegs-A.G. hingegen bestimmten 
ausdrücklich, daß die Gewinne nach Abzug der Geschäfts- 
unkosten und eines schmalen Dividendensatzes usw. dem Reiche 
zugeführt werden mußten. Dazu unterstanden sie straffer be- 
hördlicher Aufsicht. Regierungskommissare hatten unbeschränk- 
tes Veto. Neben den regulären Organen der A.G., Vorstand 
und Aufsichtsrat erhielten sie noch ein weiteres Organ, eine 
unabhängige Kommission, die von Handelskammermitgliedern 
oder Beamten geleitet wurde, die Schätzungs- und Ver- 
teilungskommission. — Bald war die Kriegs-Rohstoff- 
Abteilung bei den Justizministerien der einzelnen Bundesstaaten 
dahin vorstellig geworden, daß den von ihr begründeten ge- 
meinnützigen Kriegsgesellschaften bei der Eintragung in das 
Handelsregister keine Schwierigkeiten gemacht wurden. Für 
kleinere Gesellschaften wurde die Form der G. m. b. H. gewählt *). 
Es sei bemerkt, daß WaltherRathenau und seine engeren 
Mitarbeiter bei Prüfung der Möglichkeiten, die Kriegsrohstoffe 
zu bewirtschaften, jeden anderen gangbaren Weg ebenso gern 
gegangen wären. Die Schaffung der von ihm gewählten Form 
der Kriegsorganisationen war wohl die durch die Verhältnisse 
gegebene beste Form. Eine mehr staatliche Form der Bewirt- 
schaftung, daß der Staat als Selbstkäufer auftrat und auch 
die Verteilung der Rohstoffe und Halbfabrikate an die Industrien 
vornahm, war ebensowenig durchführbar, wie ein Auftrag an 
private Interessentenkreise, den Ankauf im Inlande und die 
Uebernahme der requirierten Güter in Kommission zu überneh- 
men, wobei auch wieder die Frage offen stand, wer die Mittel 
für die aufzukaufenden Güter aufbringen sollte, Staat oder 
Private, also an der betreffenden Wirtschaft selbst Interessierte. 
Wie wenig die amtlichen Stellen, die über Bewilligung von 
Mitteln und Krediten verfügten, gewillt waren, hier etwas Posi- 
tives zu unternehmen, lehrten bereits die ersten Anträge der 








3) Bruck a. a. O. S. 31 ff. Dort ist auch die folgende Darstellung ent- 
halten. 
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jungen Rohstoff-Abteilung beim Reichsschatzamt, Kredite für 
den Ankauf kriegswichtiger Rohstoffe u. a. Chemikalien, aus 
den besetzten Gebieten zu erlangen, die sich damals in Werten 
von zwischen Io und 50 Millionen Mark bewegten. Die Ant- 
worten bestanden zumeist in Ablehnungen. Die amtlichen Zivil- 
stellen vermochten sich überhaupt nicht von bureaukratischen 
Erwägungen freizumachen, und großzügige Gesichtspunkte lagen 
ihnen meist fern. Dazu trat ein scharfer Ressortpartikularismus, 
der die ganze Kriegszeit als typisches Kennzeichen durchwehte. 
Die zivilen Stellen, Reichsschatzamt, Reichsamt des Innern und 
preußisches Handelsministerium, selbst durchaus unvorbereitet 
auf eine Kriegswirtschaft und bar an richtunggebenden Gedanken, 
legten der neuen Militärstelle, die noch dazu von ‚‚Unzünftigen‘ 
geleitet und betrieben wurde, die größten Schwierigkeiten in 
den Weg. Das in diesem’ Gedankenkreis lebende preußische 
Handelsministerium wandte sich sogar gegen statistische Auf- 
nahmen von Vorratsbestandserhebungen mit der Begründung, 
daß sie Handel und Industrie beunruhigen würden 3°). Unter 
diesen Verhältnissen blieb daher zunächst nichts anderes übrig, 
als mit Hilfe der Banken die Ankäufe und Requisitionen zu 
finanzieren und im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten 
Organe zu schaffen, die fachmännisch die einzelnen Zweige der 
Rohstoffbewirtschaftung übernahmen. Aus diesen ersten A.G., 
so für Metalle, Chemikalien, Leder usw. wurden daher sehr 
eigenartige Gebilde; waren sie doch gemeinnützige Institute, 
die nicht mit einem Gewinn zu rechnen hatten und die einen 
ganz bestimmten Kreis von Aktieninhabern vorsahen. Der 
Krieg traf ja die Wirtschaftskreise des deutschen Volkes in 
größter Ahnungslosigkeit an. Wo große Verbände bestanden, 
in denen bereits geeignete Vertreter der einzelnen Gruppen 
vorhanden waren, — also bereits Gebiete, die privatwirtschaft- 
lich zu kartell- und sydikatartigen Vereinigungen gereift waren, 
war es ein leichtes, solche Industriebewirtschaftungsstellen zu 
errichten. Für die übrigen Zweige mußten derartige Organi- 
sationen, noch dazu in einem Zeitraume von wenigen Monaten, 


3”) Tatsächlich wurde auch in den ersten Tagen der Kriegs-Rohstotfab- 
teilung eine Schätzung des Bedarfs an kriegswichtigen Stoffen bei rund 1000 
Lieferanten des Kriegsministeriums vorgenommen. Durch sie erschien die 
Deckung des notwendigen Kriegsbedarfes bereits äußerst gefährdet. Rathenau 
a. a. O. S. 13. 
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neu geschaffen werden. Dieser Umstand traf beispielsweise 
für das ganze Textilgewerbe zu. 

Nach der S. 569 gegebenen Einteilung geben wir im folgenden 
Beispiele aus den Organisationen einer Industrie, welche die 
Typen der Kriegsunternehmung deutlich erkennen läßt, und 
zwar der Baumwollindustrie, deren Kommissar der 
Verfasser eine Zeitlang war. 


2, Aufbau von Kriegsunternehmungen. 


a) Gesellschaften des H.G.B, 


Als Typ der Kriegs-A.G. führen wir 
I. die A.G. zur Verwertung von Stoffabfällen, spätere 
Kriegshadern-A.G. an. | 

Am 17. März 1915 wurde diese Gesellschaft in den Räumen 
der Dresdner Bank, welche die Finanzierung übernommen hatte, 
gegründet. Der statutarische Zweck war die Beschaffung, Be- 
arbeitung und Verwertung von Stoffabfällen für den Bedarf des 
Heeres und der Marine und dessen Sicherstellung ($ 2 des Gesell- 
schaftsvertrages). Der unverfängliche Name war gewählt, um 
von der tatsächlichen Schießbaumwollherstellung abzulenken. 
Durch Beschluß der Aktionärversammlung vom 19. Februar 
1916 nahm die Firma noch als Untertitel die Bezeichnung »Kriegs- 
Rohstoffgesellschaft« auf. In $ 2 des Gesellschaftsvertrages 
befindet sich die ausdrückliche Bestimmung, daß der Betrieb 
der Gesellschaft nicht auf Erwerb gerichtet sei; die Gesellschaft 
verfolgt vielmehr ausschließlich gemeinnützige Zwecke. $ 8 
regelt genau das kommissarische Verhältnis der Regierung. 
Beschlüsse des Aufsichtsrates dürfen nicht ausgeführt werden, 
solange einer der Kommissare der Ausführung aus Gründen des 
Interesses von Heer und Marine oder von Handel und Gewerbe 
widerspricht. Der Dividendensatz wurde ein für allemale auf 
4% festgesetzt und es wurde bestimmt, daß die darüber hinaus 
erzielten Gewinne bei der Liquidation abzuführen wären ($ 19). 
Das Risikomoment ist in $ 18 berücksichtigt: »Zur Deckung von 
Verlusten ist ein Sicherungsfonds zu bilden. Dieser entspricht 
durch Erhebung eines Io%igen Aufschlags auf den Verkaufs- 
preis auf sämtliche Ablieferungen an fertigen Fabrikaten, von 
den vorweg die Unkosten der Gesellschaft und der Kommissionen 
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gedeckt werden. Sobald der Sicherungsfonds die Höhe von 
500 000 Mk. erreicht hat, kann durch Beschluß des Aufsichtsrats 
der Aufschlag ermäßigt oder ganz aufgehoben werden« 38). 
Der § 18 des Gesellschaftsvertrags wurde am 15. Mai 1917 ge- 
strichen. 

Dem Aufsichtsrat, der gemäß $ ıı seine Tätigkeit ehren- 
amtlich und ohne Anspruch auf Vergütung ausübte, standen 
gemäß $ ı2 vier Kommissionen zur Seite: Warenprüfungskom- 
mission, Verteilungskommission,Schiedsgerichtskommission, Preis- 
bestimmungskommission. Die Wahl der Kommissionsmitglieder 
unterlag der Zustimmung des Kriegsministeriums. Den Vorsitz 
in Kommissionen hat ein unparteiischer, vom Kriegsministerium 
bestellter Obmann zu führen. Auf Wunsch mußten die in $ 8 
aufgeführten Kommissare gehört werden. Eine Geschäftsord- 
nung regelte die Aufgaben der Kommissionen. 

Die A.G. war eine interessante Konstruktion, in dem sie 
die drei Gruppen zusammenfaßte, welche ihre wahre Aufgabe, 
die Herstellung von Schießbaumwolle für Pulver, zu erfüllen 
hatte. Später hat sich der Aufgabenkreis und damit auch die 
Konstruktion der Gesellschaft geändert. Die Abfälle, Lumpen, 
Kunstfasern dienten dann der Bekleidungswirtschaft. Anfangs 
war die A.G. aber ausschließlich damit beschäftigt, der Her- 
stellung von Pulver zu dienen. Die drei zusammenarbeitenden 
Gruppen waren die Lumpenhändler, die das Material zu sor- 
tieren — Kunstbaumwollfabriken (Reißereien), die diese Lumpen 
zu Fasern zu zerreißen hatten — und chemische Bleichereien, 
deren Aufgabe es unterlag, u. a. den Fettgehalt der gerissenen 
Lumpen zu reduzieren und durch den BleichprozeB für die 
Aufnahme der Salpetersäure zum Zwecke der Herstellung von 
SchießBbaumwolle vorzubereiten. Jede der drei Interessenten- 
gruppen, der Lumpenhandel, die Reißereien und die Bleichereien, 
übernahmen %, des Aktienkapitals von ı Million Mk. Die Grün- 
der waren: 8 Firmen des Lumpenhandels, 14 Kunstbaumwoll- 
fabriken und 7 Bleichereien. Diese drei Gruppen waren sowohl 
im Aufsichtsrat als auch im Vorstand vertreten, da das Kriegs- 


38) Der erwähnte § r9 lautet: Für die Aufstellung der Bilanz gelten die 
gesetzlichen Vorschriften. Der sich ergebende Reingewinn wird wie folgt ver- 
wendet: 5%, sind in den gesetzlichen Reservefonds einzustellen, bis dieser 
den ıo. Teil des Grundkapitals erreicht. Danach erhalten die Aktionäre eine 
Vergütung bis zu 4% pro Jahr auf das eingezahlte Kapital. Der verbleibende 
Rest ist einem Rückstellungskonto zuzuführen. 
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ministerium sie einerseits als fachmännische, beratende Organe 
nicht entbehren wollte, andererseits wie auch bei den anderen 
Kriegsorganisationen hier eine Art Selbstverwaltungskörper des 
Zweiges schaffen wollte. 

Die Gründer waren berechtigt, von ihren Anteilen andere 
Unternehmungen ihres Zweiges partizipieren zu lassen. Damit 
war die Grundlage für eine, die ursprünglich mehr willkürliche 
Zusammensetzung der Interessenvertretung ändernde Umgrup- 
pierung in eine systematische gegeben. In diesen staatlichen 
Maßnahmen lag die wohlverstandene Anregung für die sämt- 
lichen an der Herstellung von Textilaltmaterial und Kunst- 
fasern beteiligten Fabrikanten und Händler sich auch von sich 
aus zu einer Gesamtkörperschaft zu einigen. Schrittweise ge- 
schah das, bis allmählich der Deutsche Kunstspinnstoff-Ausschuß 
gegründet wurde, der zugleich im Reichsverband der deutschen 
Industrie Fachgruppe wurde. 

Ueber die Leistungen der A.G. sind die folgenden Mittei- 
lungen von Interesse: In der Gründungsversammlung am 17. März 
1915 wurde ihr von dem zuständigen Ressort des Kriegsmini- 
steriums, der diesem nachgeordneten Feldzeugmeisterei, zu- 
nächst ein Probeauftrag auf r100 t Nitrierbaumwolle in Regie 
übertragen, d. h. die Gesellschaft erklärte sich bereit, den oben 
benannten drei Gruppen die aufzuwendenden Kosten zu er- 
setzen und dann einen Nutzen von 10% für sich selbst in Rech- 
nung’ zu stellen. Zur Herstellung wurden zunächst aus der 
großen Zahl von Lumpen zwei besondere Sorten Baumwoll- 
lumpen bestimmt. Da diese eigens für den Zweck sortiert und 
getrennt werden mußten, wurde ein Sortierlohn festgesetzt, 
ebenso für die Reißereien und Bleichereien ein bestimmter 
Reißlohn resp. Bleichlohn. Schon aus diesem Verfahren geht 
die Rolle der Privatindustrie deutlich hervor, sie wurde Lohn- 
werkerin eines übergeordneten Organes (Kriegsunternehmung = 
Fiskus + .Privatunternehmer), das die Preise und Mengen fest- 
setzte. Durch die vom Staate eingeräumte Monopolstellung als 
alleinige Erzeugerin des bezweckten Produkts war der Unter- 
nehmergewinn seitens der übergeordneten Stelle für die ein- 
zelnen Unternehmer bestimmt. Mit dem weiteren Verlaufe des 
Krieges wurden zu der Produktionsleistung die sämtlichen Her- 
steller der betr. Produkte herangezogen, nach Maßgabe der 
Wirtschaftlichkeit und der Kapazität der Unternehmungen und 
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anderen Gründen ®). Das Risikomoment, das zunächst noch 
in Frage kam, wurde in der Form getragen, wie es der $ IQ des 
Gesellschaftsvertrages ausdrückt. Nach längeren Versuchen ge- 
lang es der Gesellschaft, daß sie schon im Juli 1915 so weit 
war, jedes von der Feldzeugmeisterei gewünschte Quantum 
liefern zu können. Tatsächlich hat sie, bis man so weit war, 
Pulver aus Zellulose herzustellen, diesern wichtigen Teil der 
Kriegführung allein genügt. Die Gesellschaft ist ein Werk der 
Kriegs-Rohstoffabteilung des Kriegsministeriums, also eine 
von Außenseitern geschaffene Gründung. Weder das Kriegs- 
ministerium noch die Feldzeugmeisterei hatten sich zuvor 
überhaupt den Kopf darüber zerbrochen, für welche Mengen 
und aus welchem Material Schießpulverbedarf zu schaffen 
wäre! Es sei hier erwähnt, daß Professor Klingenberg 
einen wesentlichen Anteil an dem Aufbau dieser Gesellschaft 
genommen hat. Ihre spätere Aufgabe bestand in der Organi- 
sation der gesamten Bekleidungswirtschaft, soweit dabei Lumpen 
und Abfallmaterial verwendet wurde, — selbstverständlich im 
Zusarmmenhange mit dem teils initiierenden oder die Entschei- 
dung gebenden Fiskus. — Die Gewinnbeteiligung des Staates 
an dem Unternehmen äußerte sich darin, daß die Gesellschaft 
bei der Liquidation nach Mitteilungen rund 180 Millionen Mark 
an das Reich ausgeschüttet hat. Die Organisation war allmählich 
zu einem Gliede der Gesamttextilbewirtschaftung geworden 4°). 

Die A.G. z. V. v. St. ist in den Wesenszügen den anderen 
Kriegs-A.G. nachgebildet gewesen. Einzelne unter ihnen, so 
die am 2. September 1914 gegründete Kriegsmetall-A.G., die 
am 9. September 1914 gegründete Kammwollbedarf-A.G., die 
am 3. Oktober 1914 gegründete Kriegswollbedaıf-A.G. und die 
am 26. November desselben Jahres gegründete Kriegsleder-A.G. 
haben — abgesehen von anderen Zahlen — und bei der letzteren 
eines Zusatzparagraphens über die Bildung eines Sicherungsfonds 
— sogar den gleichen Text. 


39) Die Wirkungen des Vaterländ. Hilfsdienstgesetzes äußerten sich später 
in dem Herausgreifen sog. Höchstleistungsbetriebe zur alleinigen Erfüllung 
der verlangten Erzeugung. 

40) Hierüber befinden sich alle Einzelheiten in meiner demnächst erschei- 
nenden archivalischen Arbeit über die Organisationen der deut- 
schen Kunstspinnstoffwirtschaft während des Krie- 
ges und in der Uebergangszeit (bei Gustav Fischer, 
Jena). 
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b) Kriegsabrechnungsstellen. (Rohbaumwoll-Abrechnungsstelle, Baumwollgarn- 
Abrechnungsstelle). 

Dies sind ad hoc für bestimmte Zwecke geschaffene Grün- 
dungen. Mit den Kriegs-A.G. hatten sie gemein, daß sie An- 
lehnungen an Banken waren, welche die Aufkäufe kreditierten 
und überhaupt die Finanzierung des Unternehmens zu über- 
nehmen hatten. Als Typ führen wir die am 8. Januar 1915 
errichtete Rohbaumwoll-Abrechnungsstellevor; 
es sei erwähnt, daß gerade auf dem Gebiete der Bewirtschaftung 
der Textilien für Jute, Flachs, Leinengarn, Rohbaumwolle, 
Baumwollgarn derartige Abrechnungsstellen u. a. gegründet 
worden sind. Der Erfinder dieser höchst einfachen Unterneh- 
mungsformen ist m. W. G. Klingenberg gewesen. Diese 
Abrechnungsstellen waren nicht einmal juristische Personen! 
Wie im theoretischen Teile erwähnt, sind diese Stellen im Glau- 
ben an ein Risiko errichtet worden, das der Staat auf bestimmte 
Garanten überwälzen wollte. 

Das Vertragsinstrument der Rohbaumwoll-Abrechnungs- 
stelle sieht sehr einfach aus. Es besteht aus einem Protokoll 
über die Gründungssitzung und drei Anlagen. Das Protokoll 
faßt die Errichtung der Stelle seitens des Fiskus (Kriegsrohstoff- 
Abteilung) mit den beiden Kontrahenten, dem Bankinstitut, 
der Direktion der Disconto-Gesellschaft und der Interessen- 
vertretung der Industrie zusammen. Als solche wählte man 
die an der Verarbeitung von Rohbaumwolle zunächst betei- 
ligte Produktionsstufe, die Spinnerei, welche in dem »Arbeits- 
ausschuß der Deutschen Baumwollspinnerverbände«, also der 
Vereinigung der verschiedenen regionalen Spinnerverbände 
Deutschlands eine Körperschaft besaß, die bis auf wenige Außen- 
seiter die ganze Industrie in wirtschaftspolitischer Hinsicht ver- 
trat. Der Fiskus machte damit den Arbeitsausschuß zum Ga- 
ranten für das Risiko und gewährte ihm als Risikoprämie einen 
Prozentsatz am Umsatze. Das Protokoll umschreibt genau den 
Aufgabenkreis der Abrechnungsstelle und seine Abhängigkeit 
von einem Ueberwachungsausschuß, dessen Vorsitzender der 
Kommissar des Kriegsministeriums ist *). 


“ı) Näheres über die Rohbaumwoll-Abrechnungsstelle ist in meinem Werke 
über den »Kriegsausschuß« usw. S. 36 ff. und ferner S. 22o ff., wo sich das 
Original des Protokolls befindet, zu ersehen. 
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Die Anlage 1 gibt die Zusammensetzung des Ueberwachungs- 
ausschusses und seine Tätigkeit bei Regelung der einzelnen Maß- 
nahmen, insbesondere Verteilung und Preisgestaltung der Roh- 
baumwolle, an. Anlage 2 enthält die Geschäftsordnung der Ab- 
rechnungsstelle, die von den beiden Kontrahenten Bank und 
Industrievertretung unterzeichnet ist. Anlage 3 enthält ein 
Schreiben der Direktion der Disconto-Gesellschaft an das Kriegs- 
ministerium, in dem diese sich zur Erfüllung der erwähnten Auf- 
gaben unter Mitwirkung des Kriegsministeriums und des Ar- 
beitsausschusses bereit erklärt. 

Aus dem Original geben wir folgende interessante Angaben, 
zunächst über die. Risikogarantie wieder: 

Der Ueberwachungsausschuß erklärt sich mit folgender Ab- 
rechnungsmethode einverstanden: »Von den seitens der Baum- 
wollspinner zu entrichtenden Preisen werden abgesetzt: 

se: ) EEE Re 

b) 2% von dem seitens des Spinners zu zahlenden Kauf- 
preises zur Deckung der Kosten für die Durchführung der Ab- 
rechnungsstelle. Der sich hiernach ergebende Rest wird an 
das Kriegsministerium gezahlt (damit ist der Charakter der 
Stelle als einer gemeinnützigen festgelegt. Der Verf.), ergibt 
sich nach Bezahlung der Kosten der Abrechnungsstelle aus der 
durch die Berechnung der 2% entstehende Summe ein Ueber- 
schuß, so fließt dieser dem Arbeitsausschuß der deutschen Baum- 
wollspinnerverbände zu. Derselbe erklärt dagegen, falls die 
2% zur Deckung der Kosten nicht ausreichen sollten, den durch 
die 2% nicht gedeckten Kostenbetrag seinerseits übernehmen 
zu wollen.« Tatsächlich bedeutete die Gewährung dieses Prozent- 
satzes schließlich einen enormen Unternehmergewinn. Später 
wurde auch, nachdem kein Risiko mehr bestand und das Ueber- 
einkommen den Interessenten selbst peinlich war, eine andere 
Verabredung mit dem Kriegsministerium geschlossen #2). 





t3) Ferner war in der Anlage ı zu dem Protokoll noch der folgende inter- 
essante Passus unter D. 2 enthalten, der Auskunft über die Art der Ver- 
teilung gibt: 

An der Verteilung der Baumwolle nehmen die sämtlichen deutschen 
Baumwollspinnereien im Verhältnis ihres durchschnittlichen Baumwoll- 
verbrauches während der letzten 3 Jahre teil. Die Spinner verpflichten 
sich, die Baumwolle selbst zu verspinnen und keinen Handel mit dem 
Rohstoff zu treiben. Das Anteilsverhältnis wird auf Grund der beim Zen- 
tralverband Deutscher Industrieller vorliegenden Verbrauchsstatistik er- 
mittelt, 
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Der Zweck der Abrechnungsstelle bestand in der Verwertung 
der in den besetzten Gebieten beschlagnahmten Baumwolle. 
Eine eigene Kapitalgesellschaft erübrigte sich durch die Ueber- 
tragung der nahezu risikolosen Finanzwirtschaft an die Bank. 
Diese stellte in ihren Räumen ein Geschäftsbureau. Aus den 
Verpflichtungen, die in Anlage 3 enthalten sind, geht hervor, 
daß die Bank sich bereit erklärt, die Abrechnungsstelle gewisser- 
maßen als ihr Organ funktionieren zu lassen. Durch das Ver- 
tragsverhältnis mit dem Arbeitsausschuß erhält dieses die Be- 
stimmung für seinen Spezialzweck. 

Nach dem Vorbilde der Rohbaumwoll-Abrechnungsstelle 
wurde die Baumwollgarn-Abrechnungsstelle 
zur Verwaltung der Baumwollgarnvorräte der besetzten Ge- 
biete am 18. Februar 1915 aufgezogen. Auch sie war eine 
Kriegsunternehmung der ersten Zeit, in der mit einem bestimm- 
ten Risiko gerechnet wurde und bei der noch nicht die gesamte 
Industrie ihre Interessrnvertretung gefunden hatte. Man hatte 
die nächstbeteiligte Produktionsstufe, die Baumwollweberei, 
mit der Verwertung der Beutegarnvorräte betraut. Dieser 
Industriezweig war aber in so viele kleine Gruppen, die unter 
sich z. T. ganz zusammenhanglos waren, zersplittert, daB man 
in der Interessenvertretung nur einzelne prominente Vertreter 
besonders wichtiger Gruppen aufnahm und bei ihrer Auswahl 
weiter bundesstaatliche Rücksichten walten ließ. In dem späteren 
Kriegsausschuß der Baumwollindustrie fand die hier zum ersten- 
mal vorgenommene Vereinigung aller Zweige der Baumwoll- 
weberei ihre Fortsetzung, so daß diese zunächst zwangsweise 
Vertretung zum Ausgang des im Jahre 1917 begründeten »Ge- 
samtverbandes der deutschen Baumwollwebereien« wurde. Dieser 
wieder ist bei dem späteren Aufbau zum Reichswirtschaftsrat 
zugleich zu einer Untergruppe der Industrievertretung geworden. 
Ohne die fiskalische Einwirkung wäre die für den ganzen Zweig 
so wichtige Einigung niemals erfolgt, ebensowenig wie bei den 
anderen Gruppen der Textilindustrie. Die Entwicklung zum 
Selbstverwaltungskörper nahm mit dem Gremium der Indu- 
striellen seinen Anfang. Sachlich ist kurz zu bemerken, daß 


Diese Form der Verteilung wurde aber nachher umgeworfen, es kam zu Auk- 
tionen kleinerer Mengen, der Rest wurde für die weitere Kriegszeit thesauriert; 
bei der Verteilung bestand seitens jeder der angeschlossenen Spinnereien nicht 
die Verpflichtung die auf sie entfallende Menge zu übernehmen. Im Weige- 
rungsfalle fiel diese Quote der Gesamtmenge wieder zu. 
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auch die Baumwollspinner ein großes Interesse, an der Ver- 
wertung der Beutegarnbestände beteiligt zu sein, bekundeten. 
Wenn man bedenkt, daß sie die Einfuhr dieser Garne. weniger 
unter dem Gesichtspunkt der Versorgung mit Baumwolle als 
unter dem einer nicht angenehmen Konkurrenz betrachteten, 
versteht man wohl die Entscheidung der Behörde, djesem Zweige 
die ausschließliche Verwertung der Garnbestände nicht zu 
übertragen. Die Industriellen hielten es auch für paradox, daß 
die Verwaltung wesentlich in die Hände des Bremer Baumwoll- 
handels gelegt wurde. Da aber als ausübende Verwalter Fach- 
leute der Weberei bestellt wurden, und sich die Lagerräume in 
Bremen gut eigneten, außerdem die Interessenvertretung der 
Industrie im Ueberwachsungsausschuß gewährleistet war, erwies 
sich die Maßnahme als zweckmäßig. Weiter fiel auch der Um- 
stand ins Gewicht, daß eine Trennung der erbeuteten Baumwolle 
nach Rohmaterial, Garnen und weiteren Fabrikaten beim Ab- 
transport aus dem Feindesland kaum möglich war, und sich 
schon deshalb ein zentraler Lagerungsplatz, als welcher bereits 
Bremen für die Rohbaumwolle in Aussicht genommen war, 
empfahl. 

Als Grundlage der Baumwollgarn-Abrechnungsstelle diente 
ein Vertragsinstrument, das aus einem Protokoll und 2 Anlagen 
bestand. In dem Protokoll wurde die Genehmigung des Kriegs- 
ministeriums zur Gründung ausgesprochen, der Aufgabenkreis 
umschrieben und ein Ueberwachungs- sowie ein Arbeitsausschuß 
geschaffen. Dem ersteren stand wieder der Kommissar des 
Kriegsministeriums vor, dem letzteren, da die Geschäftsstelle 
in Bremen ihren Sitz hatte, der Präses der dortigen Handels- 
kammer. Dem ersteren gehörten der letztgenannte, weiter die 
beiden Präsidenten der Baumwollbörse und 5 Vertreter der 
Baumwollweberei verschiedener Richtung und nach verschie- 
denen Bundesstaaten ausgewählt, an. 

Die Deutsche Nationalbank in Bremen war bei dieser Ab- 
rechnungsstelle das Bankinstitut, welches die Finanzgeschäfte 
auf sich nahm. Punkt 7 und 8 des Protokolls regeln den Ge- 
schäftsverkehr zwischen der Nationalbank und der Baumwoll- 
garn-Abrechnungsstelle nach den zwischen diesen beiden Stellen 
vereinbarten, schriftlich niedergelegten Grundsätzen, die sich 
in der Anlage ı der Geschäftsordnung befinden. Die Beziehungen 
zwischen dem Institut und dem Kriegsministerium wurden nach 
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dem abschriftlich beigefügten, von der Nationalbank an das 
Kriegsministerium gerichteten Schreiben, das Anlage 2 bildet, 
geregelt. In diesem Schreiben verpflichtet sich die Nationalbank: 
I. die Versteigerung der Garne (später handelte es sich um 
andere Verteilungsverfahren) nach den vom Ueberwachungs- 
ausschuß zu erlassenden Vorschriften vornehmen zu lassen, 
2. von dem Versteigerungserlöse sind abzusetzen a) ein Pausch- 
satz von 3% zur Deckung der Kosten für die Durchführung der 
Versteigerung. Aus diesem Pauschsatz sind zu decken %% 
als Kommission für die Bemühungen und das zu laufende 
Delkredere der Bank, ferner die allgemeinen Unkosten für die 
Besoldung von Bureaubeamten, Maklergebühren, Aufstellung 
des Versteigerungskatalogs, Anzeigen und sonstigen Kosten. 
sErgibt sich bei unserer endgültigen Abrechnung, daß dieser 
Satz von 3% nicht voll ausgenutzt ist, so wird der verbleibende 
Betrag dem Kgl. Preuß. Kriegsministerium überwiesen .. . .t 

Man hatte schließlich in der Abrechnungsstelle ein ganzes 
Museum der Gespinnste der beteiligten auswärtigen Industrien 
mit genauen Einblicken in die Technik der Herstellung und 
Kalkulation. 


c) Kriegsausschüsse und Verbände, 
Der Kriegsausschuß der Deutschen Baumwoll-Industrie #3). 


Die autonome Organisation der Baumwollindustrie war sehr 
einfach aufgezogen. Eine handelsrechtliche, auf Kapital auf- 
gebaute Form fehlte ihr vollkommen. Das Kriegsministerium 
berief zunächst 30 Vertreter der einzelnen Spezialzweige als 
Mitglieder des Kriegsausschusses, die später durch einige Zu- 
wahlen ergänzt wurden. Diese bildeten einen gewöhnlichen 
Verein des bürgerlichen Rechtes, der auch nicht einmal in das 
Vereinsregister eingetragen war. Eine besondere Fundierung 
mit Kapital war nicht nötig. Seine Geldgeschäfte bestanden in 
der Aufbringung seiner Verwaltungskosten durch Beiträge und 
Gebühren der Industrie, für die er arbeitete. Die Anmeldung 
der industriellen Werke zum Kriegsausschuß geschah ebenfalls 
in sehr einfacher Weise. Der Ausschuß führte ein Kataster der 
für Heereslieferungen in Baumwollerzeugnissen in Betracht 
kommenden Betriebe. Der Zwang, den der Staat auf sie ausübte, 
sich in diese Betriebsliste eintragen zu lassen, war nur ein unmittel- 

“) Vgl. mein erwähntes Buch. 
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barer, indem er nur nach Maßgabe der Vorschläge des Kriegs- 
ausschusses Aufträge auf Herstellung von Baumwollerzeugnissen 


vergab. Hierbei war der Ausschuß an bestimmte, vom Kriegs- 


ministerium geprüfte und genehmigte Grundsätze gebunden. 
Dieses Selbstbestimmungsrecht einer freien Vertretung deı 
Industrie erwies sich als gerechtfertigt. Sie hat während der 
Dauer des Krieges die Befähigung gezeigt, den Notwendigkeiten 
der militärischen Lage Rechnung zu tragen und dabei die eigenen 
Interessen in maßvoller Weise zu wahren. 

Zugleich wirkte der Kriegsausschuß als ein ausgleichendes 
Organ zwischen den gegensätzlichen Interessen der einzelnen 
Vor- und Nachindustrien, insbesondere denen von Spinnerei und 
Weberei. 

Dadurch, daß die Vertreter der Gesamtindustrie den ver- 
schiedensten Bundesstaaten angehörten, hatte das preußische 
Kriegsministerium, das ja in seiner Rohstoff-Abteilung auch die 
Interessen der Kriegsministerien der anderen Bundesstaaten zu 
vertreten hatte, es viel leichter, in direkter Fühlung mit den 
Interessenten der anderen Bundesstaaten zu stehen. Andernfalls 
wäre nur eine schleppende Erledigung über die einzelnen Ressorts 
der Bundesstaaten möglich gewesen, was nicht im Sinne der 
notwendigen einheitlichen Bewirtschaftung gelegen hätte. In der 
erwähnten ersten Sitzung (16 Juni 1915) hatten die wichtigsten 
Verbände der Baumwollindustrie für die kommende Gründung 
der Kriegsorganisation bereits Delegierte bestimmt und dem 
Kriegsministerium in Vorschlag gebracht. In unserer einleitenden 
Darstellung hatten wir bereits auf den großen Unterschied 
hingewiesen, der zwischen der Baumwollindustrie und anderen 
Industrien bestand, daß diese nämlich schon vor dem Kriege 
zu großen Gesamtverbänden (Kartellen, Syndikaten) geeinigt 
waren. Mit der Gründung des Kriegsausschus- 
ses wurden zum erstenmal die Vertreter 
sämtlicher Gruppen derBaumwollindustrie 
zu einem einheitlichen Organ zusam- 
mengefaßt. Bei der schließlichen Grün- 
dung wurde auch den dreigrößten Organi- 
sationen der Arbeiterschaft, den freien, 
den christlichen und den Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften, 
Sitz und beratende Stimme gegeben. Der 
viel später eingeschlagene Weg der Ar- 
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beitsgemeinschaft von Arbeitgebern und 
-nehmern fand hier seine erste Andeutung. 
In den Kriegsausschuß waren die deutschen Baumwoll- 
webereien, hinsichtlich ihrer Beschäftigung für Heeresbedarf 
. zwangskontingentiert. An die 262 ooo mechanische Baumwollen- 
webstühle, 3150 Posamentenstühle, 8000 Band- und 16000 
Handwebstühle waren in das Betriebskataster des Kriegsaus- 
schusses eingetragen. Man hatte sich frühzeitig dafür entschieden, 
die Eintragung in der Betriebsliste von bestimmten Bedingungen 
abhängig zu machen. Darunter eine der wichtigsten war die, 
daß nur Betriebe des Baumwollgewerbes der Organisation bei- 
treten durften. Zunächst waren noch die Wirkereien (mit 60 000 
Mailleusen) und Strickereien (mit 5000 Strickmaschinen) dem 
Kriegsausschuß angeschlossen. Später haben sich diese Betriebe 
einen eigenen fachlichen Zusammenschluß gegeben, an den sich 
auch die ziemlich zu gleichen Mengen beteiligten Interessenten 
der Wolltrikotagenindustrie anschlossen. Für diesen Zweck er- 
folgte im Laufe des Jahres 1916 deren Zusammenfassung im 
Kriegs-Wirk- und Strickverband, eine in der 
Art des Aufbaues vom Kriegsausschuß nicht prinzipiell unter- 
schiedene Organisation. Die Tätigkeit des Kriegsausschusses 
zerfällt in zwei deutlich abgesetzte Abschnitte, einen ersten, in 
dem noch mehr Material vorhanden war und in dem noch nicht 
sehr umfangreich mit Ersatzstoffen gearbeitet zu werden brauchte, 
wobei ferner noch der Grundsatz einer möglichst gleichmäßigen 
Verteilung der Arbeit für den Heeresbedarf auf alle technisch 
hierzu geeigneten Betriebe der Industrie galt. Der zweite Ab- 
schnitt fiel in die Zeit, in der die Not zwang, vor allem diejenigen 
Werke heranzuziehen, die sich auf die Mitverarbeitung von 
Abfallmaterial umstellen konnten. Zeitlich fiel dieser Abschnitt 
mit dem Erlaß des Hilfsdienstgesetzes zusammen, dem dann 
auch die große Still- und Zusammenlegungsaktion folgte. 
Schließlich war die deutsche Baumwollwirtschaft ein in 
allen Teilen ineinandergreifendes System geworden, in dem der 
Staat mit Hilfe der Kriegsunternehmungen vom Rohstoff an, so- 
wohl dem reinen wie dem aus Abfällen hergestellten Kunstfasern- 
stoff, bis hinein in weite Gebiete der Konfektionierung, den Verar- 
beitern der einzelnen Produktionsstufen das Material zuwies ®). 


4) Im einzelnen sind die Vorgänge in meiner Abhandlung über die Kriegs- 
baumwollwirtschaft dargestellt worden und werden in der Geschichte der 


or, 
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Von den Kriegsrohstoff- (resp. Halbfabrikat-)Organisationen 
wurde durch zentrale Stellen, in erster Linie der »Spinnstoff- 
verwertungsstelle«, einer Abteilung des Kriegsausschusses, das 
Material abgerufen, welches für die Mischungen der jeweils be- 
nötigten Textilgewebe usw. verwendet werden sollte. Da es 
sich fast nur noch um Mischungen handelte, war die Ueber- 
weisung, welche die Zentralstelle auch nicht anders als von 
mehreren Spezialorganisationen aus erreichen konnte, überaus 
schwierig, trotzdem vorzüglich funktionierend. In den Räumen 
des Kriegsausschusses saß lediglich für die Abteilungen »Spinn- 
stoff«- und »Garnverwertungsstelle« noch ein besonderer Kom- 
missar des Kriegsministeriums, so daß die Tätigkeiten dieser 
Stellen mehr »vorverfügend« waren. Die Zuweisungen erfolgten 
im Benehmen mit hierfür geschaffenen militärischen Stellen. 
So hatte die Industrie in ihrem Selbstverwaltungskörper zumeist 
die Initiative des Handelns, während dem Staat die Entscheidung 
und Exekutive zufiel. Nach der Stillegungsaktion wurden die 
stillgelegten Betriebe aus den Gewinnen der Höchstleistungs- 
betriebe entschädigt. Auch für diese Aufgabe wurde im Kriegs- 
ausschuß eine Abteilung errichtet, die gemeinsam mit den einzel- 
nen, in besonderen »Entschädigungsgemeinschaften« organisierten 
Produktionsstufen unter staatlichem Kommissariat, die Be- 
stimmung über die weiterarbeitenden Betriebe, über die Anteil- 
ziffer und das Entschädigungsverfahren zu treffen hatte. Die 
hier geschilderten letzten Aufgaben (Mengenregelung, Stillegung, 
Entschädigung, Gewinnverteilung), ebenso wie die früheren, für 
deren Erfüllung besondere Organisationen innerhalb des Kriegs- 


Kunstspinnstoffwirtschaft ihre Ergänzung finden. — Am weitesten durch- 
geführt war wohl die Leder- und Schuhbewirtschaftung. Von der Rohhaut 
(Kriegsrohhaut A.-G.), dem Leder (Kriegsleder A.-G.) an war die ganze Schuh- 
industrie zwangskartelliert. In der Verordnung des Bundesrates vom 17. 3. 17 
waren zunächst die Hersteller von Schuhwaren zu Herstellungs- und Vertriebs- 
gesellschaften kartellmäßig zusammengefaßt worden. Die Verordnung vom 
26. 7. 17 dehnte die Zusammenfassung unter Aufsicht der Regierung auch auf 
den Handel aus. Die genannten Organisationen unterstanden »sUeberwachungs- 
ausschüssene und -Beiräten, deren Vorsitzende, stellvertretende Vorsitzende 
und Mitglieder vom Reichskanzler ernannt waren und mit einem den Aus 
schüssen angehörenden Vertreter des Reichskanzlers gemeinsam wirkten. Die 
Ausschüsse waren keine Behörden, sondern Vereine des bürger- 
lichen Rechts, denen durch die Verordnungen selbst 
Rechtsfähigkeit verliehen wurde (s. Fagg, Kartell-Rund- 
schau 15. Jahrg. S. 102, sowie weiteres Material in dem zitierten Werke von 
S. Tschierschky und bei F. R. Mainzer, »Die Schuhindustrie im 
Kriege«, Darmstadt 1921). 
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ausschusses errichtet waren, erweisen deutlich den Charakter 
des Kartells mit einer Syndikatsstelle. 

Es ist bemerkenswert, daß die Pläne der Sowjetregierung, 
die in d& ersten Zeit ihres Wirkens auf eine Sozialisierung der 
Industrie hinzielten #), wie es dann das Dekret vom 28. Juni 1918 
bestimmt, uns als sehr ähnliche Bildungen wie die Gründungen 
der Kriegsrohstoffabteilung anmuten. Die »Zentrotextil« macht 
fast den Eindruck, als wenn sie nach dem Schema des Kriegs- 
ausschusses der Deutschen Baumwollindustrie aufgebaut worden 
wäre. Plenge macht schon auf die »Nachahmung nach den 
Mustern unserer deutschen Kriegsorganisation« *) in der Sowjet- 
Industrie-Nationalisierung aufmerksam. 


IV. Die Weiterbildung der Kriegsunternehmungen nach dem 
Kriege als Körper der Gemeinwirtschaft. | 


Es ist in diesem Kapitel nur möglich, die Richtlinie der 
Systematik der wirtschaftlichen Organisationen nach dem Kriege 
anzudeuten, ohne daß im einzelnen eine ausführliche Dar- 
stellung gegeben werden könnte. Eine solche wäre eine um- 
fassende Abhandlung für sich. Plenges*) Versuch der 
Schaffung einer Organisationslehre findet in unserem Gegenstand 
ein spezielles Beispiel, wie die Aufdeckung der Wesens- 
merkmale der Verwandtschaftsreihe zugleich ein Kapitel der 
von ihm gedachten »allgemeinen Organisationslehre« sein möge. 
Erwiesen sich die Kriegsunternehmungen als genetische Sprosse 
einer Örganisationenreihe, die sich innerhalb einzelner Wirt- 
schaftsstufen um die Wende des Jahrhunderts entwickelt hatten, 
zunächst 

I. einfachere Organisationen innerhalb der Auswirkungen der 
freien Konkurrenz, dann 

2. fortgeschrittenere zur Sicherung des immer mehr ver- 
ringerten Unternehmergewinnes durch Zusammenschluß der 

Produzenten in monopolistischen Formen, 

3. Unternehmerorganisationen unter der Beteiligung des Staa- 
tes oder der Kommune zum Zwecke des Konsumenten- 


— 


4) Erwähnt z. B. bei Som bart, »Sozialismus und soziale Bewegungt, 


7. Aufl., 1919, S. 181. 
«) j. Plenge, 3 »Vorlesungen über die Allgemeine Organisationslehre‘, 


Essen 1919, S. 20. 
4) In der angeführten Abhandlung. 


hie 
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schutzes und der Konsumentengewinnbeteiligung (gem.- 

w. U.), 
so reihen sich an sie unmittelbar weitere Organisationen an. 
Als Novum bei der Kriegsunternehmung war hinzugetreten, 
daß neben dem verstärkten Konsumenten- und staatlichem 
Moment bereits Ansätze der Beteiligung der Arbeitnehmer an 
den Organisationen, wenn auch schwach, sichtbar wurden. 
Weiter waren die zu kriegswirtschaftlichen Zwecken in den Kriegs- 
unternehmungen geeinigten Unternehmergremien zu Selbst- 
verwaltungskörpern (wie im Politischen beispielsweise die 
Stadtverordnetenversammlungen), zu Fachkörperschaften gewor- 
den (Anm. 28). Es bedeutete nur noch einen Schritt weiter, diese 
Interessentengremien unter Loslösung von ihren ausschließ- 
lichen Kriegszwecken für eine auf berufsständiger Vertretung 
aufgebaute Gemeinwirtschaft in diese einzureihen. W. von 
Moellendorff hatte diesen Plan schon vor der November- 
revolution entwickelt. Als Unterstaatssekretär im Reichswirt- 
schafts-(Amt-)Ministerium unter den Ministern August Mül- 
ler und Wissell entwickelte er das System der gebundenen 
Planwirtschaft, das dann Wissell später mit seinem Namen 
deckte. Fand diese auch nicht die Billigung des damaligen 
Kabinetts (einschließlich der sozialistischen Mitglieder) und war 
auch die Nationalversammiung überwiegend dagegen, so sind 
doch eine ganze Reihe von Momenten, die zum Kern dieses 
Systems gehören, einerseits in die Verfassung (Art. 156, 165 RV.) 
übernommen worden, oder sie blieben Bausteine der späteren 
Wirtschaftsprogramme. Für den Gegenstand unserer Dar- 
stellung ist es von Wichtigkeit, daß es die Selbstverwaltungs- 
körper der Kriegsunternehmungen waren, welche in umge- 
bildeter Form den Friedenszwecken entsprechend zu Gremien 
der einzelnen Gewerbezweige geworden waren, die in ihrer Ge- 
samtheit in dem vorläufigen Reichswirtschaftsrat, also der Ver- 
tretung der wirtschaftlichen Interessen neben dem Parlament, 
ihre Einigung fanden. Das Werden des Gedankens einer be- 
rufständigen Vertretung, das im Reichswirtschaftsrat seinen Aus- 
druck fand, hat bei H. Herrfahrdt*®) den Versuch einer 
literarischen Darstellung gefunden. Dabei ist aber unserem 
Entwicklungsgedanken, dem wir in dieser Abhandlung Geltung 


48) „Das Problem der berufständischen Vertretung von der französischen 
Revolution bis zur Gegenwart«, Stuttgart und Berlin 1921. 
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verschaffen, überhaupt keine Beachtung geschenkt worden. An- 
dere Autoren, wie u. a. O. Reier *) und H. Schäffer®® 
haben den Gegenstand in Kommentaren sehr einleuchtend be- 
handelt. 

Wir gehen bald auf einzelne Bildungen weiter entwickelter 
wirtschaftlicher Organisationstypen ein. Im II. Kapitel sprachen 
wir von den beiden treibenden Faktoren der Wirtschaft; dabei 
wurde auf das Eingreifen des menschlichen Wollens in 
den Gang der toten Materie, die gleichsam gesetzmäßig ver- 
laufende Entwicklungsvorgänge zeigen soll, hingewiesen. In 
dem Kapitel Wirtschaftsgeschichte nach dem Kriege finden sich 
für diese These neue Beweise. Drei Richtungen werden er- 
kennbar, die in die tote Materie eingreifen, bedingt durch den 
Kampf der Weltanschauungen des Kapitalismus, des Sozialismus 
und des Staatsgedankens. Ein Machtkampf sucht die Form 
der Materie zu modellieren: der Kapitalismus strebt mit allen 
Mitteln nach Erhaltung des Privateigentums und der Sicherung 
des Unternehmergewinnes, der Sozialismus sucht in der Ver- 
gesellschaftung der Produktionsmittel und der Ueberführung 
des Unternehmergewinnes (in der einen Form an die Allge- 
meinheit, in der anderen an das Proletariat), in der Sozialisierung 
den Machtausdruck — und die Träger des Staatsgedankens 
suchen ihn entweder, je nach ihrer politischen Einstellung, 
kapitalistisch oder sozialistisch zu gestalten oder sie sind die 
bewußten Exekutoren des preußisch-deutschen Gedankens, wie 
er bei O. Spengler"), bei Moellendorff und auch bei 
Jaffe®°2%) zum Ausdruck kommt. Da keine der drei Gruppen 
führend ist, treten auch nirgends ihre Wollensinhalte rein hervor. 
Die Folge davon ist, daß sich die aus der Kriegswirtschaft ent- 
wickelnden Organisationen in Formausdrücken zeigen, die Kom- 
promisse sind. Sowohl die Gebilde mit staats- und gemein- 
wirtschaftlichem Einschlag, wie jene mit unverhüllten kapi- 
talistischen Tendenzen (die von Gemeinwirtschaftlern gemachten 
Kohle- und Kalibewirtschaftungsgesetze und das von anderer 
Seite [Reichsschatzministerium] entworfene Elektrisierungsge- 


4) »Das Sozialisierungsgesetz vom 23. 3. 19 usw.«, Guttentagsche Samm- 
iung Deutscher Reichsgesetze Nı. 14r, 1920. 

s°, Der vorläufige Reichswirtschaftsrat«, Schweitzers Textausgaben 1920. 

$1) „Preußentum und Sozialismuse, München 1921, S. 26 ff. 

583) a. a. O., S 28. 
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setz), wohl nur aus taktischen Gründen Sozialisierungen genannt, 
weisen auf die verschiedenen richtungsgebenden Strebungen hin. 

Was den Zweig anbelangt, aus dem wir unsere Beispiele 
von Kriegsunternehmungen gebracht haben, die Baumwoll- 
industrie, so sind deutlich die Uebergänge, die hier gekenn- 
zeichnet worden sind, zu verfolgen. Aus dem Kriegsausschuß 
der Baumwollindustrie, sogar in dessen Räumen hat sich die 
Reichswirtschaftsstelle für Baumwolle und aus der A.G. für 
Stoffabfälle (die zuletzt als Kriegshadern-A.G. firmierte), eben- 
falls in deren Räumen, hat sich die Reichswirtschaftsstelle für 
Kunstspinnstoffe und Stoffabfälle direkt entwickelt. Beide 
Reichswirtschaftsstellen sind Glieder der Reichsstelle für Textil- 
wirtschaft (Bundesrats-Ver. v. 27. 6. 1918), einer Behörde, die 
die Vertretung der Regierung mit dem Selbstverwaltungskörper 
der Industrie in sich vereinigt. Unternehmer und Arbeiter- 
vertreter sitzen mitbestimmend in den Gremien. Auch die er- 
wähnte Behörde ist schon nach ihrer Zusammensetzung und 
Finanzierung, einschließlich der Gehälter ihrer Beamten, ein 
Zwitter aus Beamtentum und Selbstverwaltung, wie die ganze 
Organisation auch Schöpfung eines Beamten, des Unterstaats- 
sekretärs Goeppert und eines Privatmannes Dr. August 
Weber, zuvor Leiter eines Kriegsausschusses, gewesen ist. 
Sie geht schon auf die letzte Kriegszeit zurück. Auch sie trägt 
den Charakter eines Uebergangsgebildes in sich. 

Gleichzeitig haben sich die sich neben den staatlichen Ge- 
bilden der Kriegswirtschaft entwickelnden wirtschaftspolitischen 
Gesamtfachverbände, die ihr Entstehen vielfach auch dem staat- 
lichen Zwange der Kriegszeit verdanken, immer weiter entwickelt. 
Sie sind zugleich zu Fachgruppen resp. Untergruppen des Reichs- 
verbandes der Deutschen Industrie geworden, der Vertretung 
der Unternehmerschaft Deutschlands, die im Reichswirtschaftsrat 
wieder vertreten ist. Die Zusammenhänge erscheinen hier völlig 
klar. 

Schon während des Krieges wurde der Plan gefaßt, die Be- 
wirtschaftung der Industrie wieder allmählich von der Kriegs- 
Rohstoff-Abteilung zur zivilen Reichsstelle zu überführen. Aus 
dem hierzu geschaffenen »Reichskommissariat für Uebergangs- 
wirtschaft« und Teilen des Reichsamtes des Innern entwickelte 
sich das Reichswirtschaftsministerium. So ist es mit seinen 
Gründungen von Reichswirtschaftsstellen (also Ueberleitungen 
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der Kriegsunternehmungen in die Friedenswirtschaft) ein direkter 
Erbe der Kriegs-Rohstoff-Abteilung. Nach dem Waffenstillstand 
ruhte aber der Leiter der Kriegs-Rohstoff-Abteilung auch nicht, 
und es gelang ihm, aus dem Torso seiner Abteilung noch ein 
Konkurrenzministerium gegen das Reichswirtschaftsministerium 
zu schaffen, das Reichsministerium für Demobilmachung. Hier- 
durch wurde eine unglückliche Doppelarbeit geleistet. Die 
letztere Behörde schuf die Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, die auch wieder aus den Kriegsorganisationen 
hervorgehende Untergruppen zu gliedern hatte. Dieselben Ge- 
sichtspunkte waren aber auch bei dem Wirtschaftsministerium 
für den Aufbau des Reichswirtschaftsrats maßgebend gewesen, 
der den Kreis der Unternehmer, Arbeiter und Verbraucher 
umfaßt. So waren immer dieselben Organisationen als Doppel- 
bildungen vorhanden, bis schließlich das PU 
Ministerium sein Ende fand. 

Welche Richtungen die Unternehmungsformen in der Zukunft 
nehmen werden, ist mit Sicherheit nicht zu sagen. Sie richten 
sich nach den jeweiligen Strömungen in Politik und Wirtschaft. 
Die derzeitige Stufe in Deutschland ist ein Kind des verlorenen 
Krieges, in der die Wirtschaft besonders stark nach den vom 
Staate zu tragenden Lasten orientiert ist. Eine starke Zusammen- 
ballungstendenz mit monopolistischem Einschlag wird in der 
Privatwirtschaft sichtbar. Im alten Kartell oder Syndikat 
nachbarlich vereinigte Genossen fusionieren sich oder der Größere 
nimmt den Kleineren in sich auf, und wo nicht ein direkter 
Trust entsteht, reift auf dem Wege über die Interessengemein- 
schaften ein Konzern, das dem Trust wesensverwandt ist, das 
die monopolistische Beherrschung des Marktes anstrebt. Die 
Rechtsformen, in die diese Bildungen gekleidet werden oder in 
die sich bestehende Unternehmungen umwandeln, stehen unter 
dem Zeichen des Steuerrechtes. Sind diese privatwirtschaft- 
lichen Regungen Ausflüsse des wirtschaftlichen Individualismus, 
so ringt der wirtschaftliche Kollektivismus mit ihm in verschie- 
denen Formen um die Macht. Uns interessiert hier von dieser 
Seite der Gedanke der Steuergemeinschaft. Ob er je ausgeführt 
wird, ist fraglich, daß er aber ernsthaft angeregt und erörtert 
wird, ist kennzeichnend. Er interessiert uns, weil er in diesen 
Gemeinschaften Umwandlungen, fortentwickelte Bildungen der 
Kriegsunternehmungen erkennen läßt, Seine Verwirklichung wäre 
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eine weitere Etappe auf dem Wege zur Gemeinwirtschaft. Aus 
dem Hineinwachsen des alten Laisserfaire-Staates mit einem 
Steuersystem in den Sozialstaat würde damit aus der Steuer 
eine Gewinnbeteiligung des Staates erwachsen. Auch der Plan 
der Leistungsverbände für Reparationsverpflichtungen entspringt 
denselben Wurzeln. 

Die Geschichte der Wirtschaft hat stets je nach dem Ueber- 
wiegen des individualistischen oder kollektivistischen Gedankens 
gewechselt 5). Welcher von beiden die nächste Periode regieren 
wird, ist fraglich. Gewiß ist nur, daß die Kriegsunternehmungen 
als Träger einer bestimmten Richtung des Kollektivismus ein 
neuartiges Uebergangsglied von Formen der Unternehmung der 
Vorkriegszeit zu denen der Gegenwart gewesen sind. 


83) In abgeklärter Weisheit betont das Schmoller im Grundr. d. 
allg. Volksw., I. Teil 1908 im Schlußsatz S. 462. l 
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Handelsbilanz — Zahlungsbilanz — Valuta — 
Güterpreise 


Von 


ALBERT HAHN: 


»Gerechterweise muß zugestanden werden, daß gleichzeitig 
mit dem Hochstand der Wechselkurse in den kriegführenden 
Ländern sich ein ebenso bedenklicher Tiefstand in der wissen- 
schaftlichen Diskussion über denselben kundgibt.« Dieses Urteil, 
zu dem der Berner Handelsredakteur Dr. Kellenberger in seiner 
temperamentvoll geschriebenen Abhandlung »Wechselkurs und 
Zahlungsbilanz im Krieg und Frieden«!) gelangt, trifft in ver- 
stärktem Maße auch für die Nachkriegszeit, insbesondere Deutsch- 
lands, zu. Hier sind es besonders die Ansichten, zu denen sich die 
Männer des öffentlichen Lebens, insbesondere der Politik, sei 
es in Parlamentsreden, sei es in Presseartikeln, bekennen, die 
größtenteils auf theoretisch nicht haltbarer Grundlage fußen. 
Zahlungsbilanz, Handelsbilanz, Teuerung, Valuta sind Begriffe, 
die mindestens einmal in jeder Parlamentsrede vorzukommen 
pflegen. Dabei kann mit Bestimmtheit angenommen werden, 
daß bei kaum einem Einzigen von denen, die mit der Geste starker 
volkswirtschaftlicher Kenntnisse immer wieder diese Ausdrücke 
gebrauchen, wirkliche Klarheit darüber besteht, welche kausalen 
Beziehungen zwischen denjenigen Erscheinungen, die durch die 
genannten Ausdrücke bezeichnet zu werden pflegen, vorhanden 
sind. — Doch auch die rein wissenschaftliche Diskussion steht 
durchaus nicht auf der Höhe, die notwendig ist, um die Pro- 
bleme wirklich ohne Trugschlüsse lösen zu können. 

Daß die meisten Aussagen über die kausalen Beziehungen 
zwischen Zahlungsbilanz, Handelsbilanz, Teuerung und Valuta, 

1) Zürich 1919, Verlag Orell Fūßli. 
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d. h. die Frage, ob beispielsweise die Valuta auf die Teuerung 
oder die Teuerung auf die Valuta wirkt, unhaltbar sind, dies 
nachzuweisen ist nicht ganz einfach, weil dieZahl der verschiede- 
nen, geäußerten Ansichten eine außerordentlich starke ist. 

Zwei große Gruppen von Ansichten wird man zu unterschei- 
den haben: Die Ansichten der »Zahlungsbilanztheoretiker« und 
die Ansichten der »Inflationstheoretiker« 2). Beide Ansichten 
stehen sich diametral entgegengesetzt gegenüber. 

I. Die »Zahlungsbilanztheoretiker« gehen davon 
aus, daß die Verschlechterung der Valuta auf einer Störung der 
Zahlungsbilanz und der Handelsbilanz, insbesondere auf ihrer 
Passivität, beruht. Für sie ist die Kausalreihe durch die 
Formel: 

Handelsbilanz 

Zahlungsbilanz | 
gegeben. Sie ist diejenige, auf der vor allen Dingen die offiziellen 
Auslassungen der Reichsbank während des Krieges, die die Ver- 
schlechterung der deutschen Valuta aus einer »Störung« der Zah- 
lungsbilanz — Verminderung des Exports — zu erklären versuchte, 
beruhen. Ferner geht auf sie die in den Parlamenten fortgesetzt 
vertretene Forderung nach einer Beschränkung des Imports 
und einer Verstärkung des Exports mit dem Ziele der Verbesse- 
rung der Zahlungsbilanz, bzw. Handelsbilanz, und mit dem 
weiteren Ziele der Vatulenverbesserung, zurück °). | 

Man kann von der Zahlungsbilanztheorie sagen, daß sie in 
falscher Einkleidung einen richtigen Kern enthält, daß dieser 
richtige Kern aber ebenfalls als Erklärungsgrund nicht ausreicht, 
weil er auf einseitiger Betrachtung der Dinge beruht. 

A. Die Einkleidung der Theorie ist aus folgendem 
Grund unhaltbar: 

I. Soweit gesagt wird, die Störung der »Handelsbilanz« — 
Verminderung des Exports und Vermehrung des Imports — sei 
die Ursache der schlechten Valuta, wird verkannt, daß die 


— 


— Valuta — Preise 


2) Vgl. Kellenberger a. a. O. und auch seine Besprechung von Schmidt: 
Internationaler Zahlungsverkehre im Weltwirtschaftlichen Archiv Band 16 II. 

3) Auch die Schrift von Schmidt »Internationaler Zahlungsverkehr und 
Wechselkursee beruht, soweit eine klare Grundanschauung hier zu erkennen 
ist, auf der Anerkennung dieser Kausalreihe. Vgl. hierzu meine Besprechung 
dieser Schrift im Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik Band 47 
Heft 2 und die schon erwähnte sehr zutreffende Besprechung durch Kellen- 
berger im \Veltwirtschaftlichen Archiv“ Band 16 II. 
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internationale Güterbewegungs — Freiheit des Verkehrs voraus- 
gesetzt — genau wie jede andere Güterbewegung, nicht will- 
kürlich in dieser oder jener Weise beschränkt oder vermehrt 
wird, sondern daß sie ein zwangsläufiges Resultat der Preisver- 
hältnisse ist. Wenn mehr importiert als exportiert wird, so heißt 
dies, daß trotz vielleicht stark erhöhtem Wechselkurs die Preise 
im Ausland billiger sind als im Inland, so daß der Import gewisser 
Güter rentiert, der Export gewisser anderer Güter nicht rentabel 
erscheint. Eine Störung der Handelsbilanz, insbesondere ihre 
Passivität, kann sonach, weil sie selbst erst das Resultat der 
Güterpreisverhältnisse ist, nicht als letzter Erklärungsgrund 
für schlechte Valuta angesprochen werden: 

2. Was die Behauptung, die »Zahlungsbilanz beeinflusse 
die Valuta«, anlangt, soist hierbei zunächst zu bemerken, daß der 
Ausdruck Zahlungsbilanz für Länder ohne Edelmetallwährung — 
und die Länder, in denen das Valutaproblem aktuell ist, sind 
heute alle praktisch ohne Edelmetallwährung — sinnlos ist und 
einen Anachronismus darstellt. Unter Zahlungsbilanz versteht 
man seit den Tagen der Merkantilisten, die den internationalen 
Edelmetallbewegungen bekanntlich ausschlaggebende Bedeutung 
zumaßen, eine Uebersicht über die von einem Lande zu leisten- 
den und von ihm zu empfangenden Zahlungen, mit dem Ziele 
festzustellen, wieviel Edelmetall zur Begleichung des Saldos 
ausgeführt, bzw. eingeführt werden müsse. Da nun heute prak- 
tisch überhaupt Edelmetallsendungen nicht mehr in Betracht 
kommen und alle Zahlungen, die zu leisten sind, in irgendwelcher 
Weise, wenn auch in letzter Linie nur durch Notenexpnrt, d. h. 
durch Kreditaufnahme, kompensiert werden, so entsteht in der 
modernen Zehlungsbilanz überhaupt nie ein Aktiv- oder Passiv- 
Saldo und eine Bilanz, in der der Saldo immer Null ist, ist für 
die Bildung eines Urteils über aie Lage des internationalen Zah- 
lungsverkehrs offensichtlich wertlos. Nur eine Bilanz über einzelne 
sich nicht immer ausgleichende Komponenten der Zahlungsbilanz, 
z. B. eine »Kreditbilanz« oder eine »Notenexportbilanz«, hat in 
diesem Zusammenhang Wert und Interesse. 

3. Was die Behauptung, die »Störung« der Zahlungsbilanz 
beeinflusse die Valuta, anlangt, so hat Kellenberger a. a. O. bereits 
überzeugend nachgıwiesen, daß es vollständig verfehlt ist, von 
einer Störung der Zahlungsbilanz in dem Sinn zu sprechen, als 
ob einer überwiegenden Nachfrage auf einmal auf den Wechsel- 
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märkten kein entsprechendes Angebot gegenüberstehe. Die 
Zahlungsbilanz gleicht sich — dies ist gerade die Funktion des 
Wechselkurses —, wenn auch vielleicht zu einem hohen Wechsel- 
kurs, stets aus. Im Gegensatz zu einer »Notenexportbilanz« und 


auch zur »Handelsbilanz«, die unausgeglichen — aktiv oder 
passiv — sein können, kann die reine Zahlungsbilanz — Papier- 
währung vorausgesetzt — nie unausgeglichen sein. 


B. Der richtige Kern der Zahlungsbilanztheorie besteht 
in folgendem: Wenn die täglich fällig werdenden internationalen 
Zahlungsverpflichtungen — also die sogenannten »Grundposten« 
der Zahlungsbilanz — eine Störung erleiden, so wird der Kurs, 
zu dem Angebot und Nachfrage auf den Valutenmärkten sich 
ausgleichen, eine Veränderung erfahren. Erscheint beispiels- 
weise eine starke Nachfrage auf dem Markte der fremden Devisen, 
weilstarke internationale Zahlungsverpflichtungen fällig geworden 
sind, so wird der Wechselkurs sich heben. Der Grund zur Hebung 
liegt jedoch nicht in einer Störung des Gleichgewichts der Zah- 
lungsbilanz, welche immer ausgeglichen bleibt, sondern in einer 
Störung der »Grundposten« der Zahlungsbilanz. 

II. Die Zahlungsbilanztheorie ist zwar, wenn man sie von 
den erwähnten Fehlern in der Form, in der sie vorgetragen wird, 
reinigt $), richtig, aber sie ist einseitig, sie verkennt, daß ein 
großer Teil derjenigen Nachfrage, die auf den Wechselmärkten 
entsteht, zwangsläufig abhängig ist von den Preisverhältnissen 
im Inland. Auf der Erkenntnis dieser Abhängigkeit beruht die 
»Inflationstheorie«. 

A. Für die »Inflationstheorie« ist der Kausalzusammenhang 
zwischen Zahlungsbilanz, Handelsbilanz, Valuta, Teuerung 
durch die Formel: 

’ Zahlungsbilanz 
Ba au Handelsbilanz 
gegeben. | 

I. Daß das Preisniveau des Inlandes bestimmend ist für 
die Höhe der fremden Wechselkurse, dies grundlegend festgestellt 
zu haben ist das bleibende Verdienst der Klassiker, insbesondere 
Ricardos. Die Feststellung als solche ist unbestreitbar und 


$) Die unhaltbare Form, in die sich die Zahlungsbilanztheorie meist kleidet, 
macht es sehr leicht, gegen sie zu polemisieren und verführt dazu, wie Kellen- 
bergers Polemik a. a. O. zeigt, auch dem richtigen Kern der Theorie Anerkennung 
zu versagen. 
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sollte den Ausgangspunkt jeder Untersuchung über Valutafragen 
bilden. 

Was die weitere in der obigen Form zum Ausdruck gelangende 
Wirkung der Preise bzw. Valuta auf die Zahlungs- und Handels- 
bilanz anlangt, so ist zu unterscheiden: 

a) Bei Edelmetallwährungen ist die Wirkung beispielsweise 
eines relativ hohen inländischen Preisniveaus auf die Zahlungs- 
und Handelsbilanz unleugbar. Es fließt Edelmetall ab und zwar 
deshalb, weil wegen deı Preissteigerung im Inland das zu festem 
Preis von der Zentralbank erhältliche Gold der billigste Export- 
artikel geworden ist. 

b) Unter der Voraussetzung, daß eine vollwertige Edel- 
metallwährung im Inland nicht existiert, ist die Auffassung, 
als könnten die Preise die Valuta und die Zahlungsbilanz in dem _ 
Sinne beeinflussen, daß der Ausgleich der Zahlungsbilanz gestört 
würde, deshalb unhaltbar, weil, wie schon erwähnt, von einer 
unausgeglichenen Zahlungsbilanz in Nicht-Goldwährungsländern 
überhaupt nicht die Rede sein kann. 

Dagegen besteht eine Wirkung der Preise und der Valuta 
auf einzelne Untergruppen der Zahlungsbilanz, beispielsweise 
auf die »Notenexport«- oder »Kreditbilanz« Doch ist der Satz, 
daß höherePreise und höhere ausländische Wechselkurse beispiels- 
weise die Notenexportbilanz im Sinne der Passivität beeinflussen, 
nicht immer zutreffend. Denn ob das Ausland bereit ist, zur 
Bezahlung seiner Waren Noten des Inlandes anzunehmen, ist 
eine Frage, die nicht zwangsläufig abhängt von der Tatsache, 
ob die Noten billig, d. h. ob die ausländischen Wechselkurse 
hochgetrieben sind. Man weiß, daß auf spekulativen Märkten, wie 
es die Devisenmärkte sind, gelegentlich — aller Theorie zum 
Trotz — höhere Preise stärkere Nachfrage und nicht stärkeres 
Angebot hervorrufen. 

c) Das Gleiche, wie bezüglich beispielsweise der Notenexport- 
bilanz, gilt auch für die Handelsbilanz Auch hier wirken hohe 
Preise undhohefremde Wechselkurse in der Richtung einer Passi- 
vität der Handelsbilanz oder können wenigstens in dieser Richtung 
wirken. Wächst allerdings infolge der höheren fremden Wechsel- 
kurse nicht die Neigung des Auslandes, durch stärkere Aufnahme 
vonNoten oder sonstiger inländischen Guthaben, oder in sonstiger 
Weise dem Inland Kredit zu geben, dann kann auch von einer 
unausgeglichenen Handelsbilanz nicht die Rede sein. Denn 
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mögen die Preise im Inland noch so hoch sein: ein Reiz zum 
einseitig übermäßigen Import wird doch nicht eintreten, weil 
die Steigerung der Wechselkurse den Anreiz zum Import, der 
aus der Differenz zwischen Inlands- und Auslandspreisen folgt, 
wieder zum Verschwinden bringt. Wenn nicht besondere Um- 
stände — also insbesondere Auslandskredite — eintreten, gleicht 
sich die Handelsbjlanz immer aus. Jeder Warenimport muß, 
solange Edelmetallsendungen nicht in -Frage kommen, durch 
Warenexport gedeckt werden. 

B. Nach Richtigstellung dieser die Wirkung auf Zahlungs- 
bilanz und Handelsbilanz betreffenden Punkte ist die Inflations- 
theorie in sich als fehlerfrei zu betrachten. Ihre Unhaltbarkeit 
zur Erklärung der tatsächlichen Wechselkursbildung resultiert 
daraus, daß auch sie die Dinge einseitig betrachtet, weil sie die 
Gestaltung des Preisniveaus für die Valuta allein für maßgebend 
hält. Denn es ist keine Frage, daß nicht nur zum Zwecke des 
Warenimports Nachfrage auf den Devisenmärkten entsteht. 
Auch die Nachfrage dessen, der fremde Devisen aus sonstigen 
Gründen, z. B. zwecks Rückzahlung eines Kredites oder um in 
der fremden Valuta zu spekulieren oder sein Vermögen in ihr 
anzulegen, erwirbt, wirkt auf die Höhe der Wechselkurse ein. 
Daß die Klassiker diesen Punkt vernachlässigt haben, ist der 
einzige, aber durchschlagende Einwand, den man gegen ihre 
sonst so. scharfsinnigen Argumentationen anführen kann. 


Wie man sieht, liegt der Grund für die Unhaltbarkeit jeder 
einzelnen der skizzierten Ansichten vor allem darin, daß sie die 
Dinge nur einseitig betrachten und glauben, daß überhaupt in 
diesem Zusammenhang Ursache und Wirkung in dieser einfachen 
Weise festgestellt werden könne. In Wirklichkeit handelt es 
sich um ein kompliziertes System von Wirkung, Rückwirkung 
und Gegenwirkung. 

Es ist nicht der Zweck dieser Zeilen, eine bis ins einzelne 
gehende Theorie der Wechselkursbildung zu entwickeln. Nur 
das Schema, nach dem m. E. eine zutreffende Theorie der Wechsel- 
kursbildung als eine Synthese von Zahlungsbilanztheorie und 

Inflationstheorie aufzubauen wäre, sei hier umrissen. 

Von folgendem, unbestreitbaren Satz ist auszugehen: 

Jede Nachfrage, bzw. jedes Angebot auf den Valutamärkten 
rührt her entweder 
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I. aus Grundposten der Handelsbilanz, d. h. sie rühren 
daher, daß jemand Waren importiert oder exportiert 
und entsprechend Valuten braucht oder überschüssig 
hat, 

oder II. aus den sonstigen — nach Wegfall der Handelsbilanz- 
grundposten noch verbleibenden — Grundposten der 
Zahlungsbilanz, d. h. sie rühren daher, daß jemand 
aus sonstigen also nicht mit Warenimport und ex- 
port zusammenhängenden Geründen Valuten benötigt 
oder abzugeben hat. 

I. Untersucht man nun — den Weg isolierender Betrachtung 
beschreitend — zunächst die Gesetze der Wechselkursbildung 
für den Fall, daß nur Waren-Importeure und -Exporteure als 
Nachfragende bzw. Anbietende auf den Devisenmärkten auf- 
treten. 

Wie alle übrigen Marktpreise, so ist auch der Preis der 
fremden Valuten — dieser als einheitliche Kategorie dem In- 
landspreis gegenüber gedacht — abhängig von der Höhe der 
Gebote und Preisforderungen, zu denen die einzelnen, auf den 
Devisenmärkten erscheinenden Käufer und Verkäufer — Im- 
porteure und Exporteure — sich entschließen. 

Wie hoch werden sich die Gebote auf den Devisenmärkten 
stellen? Wie weit werden die Preisforderungen herabgehen 
können ? Offenbar hängen die Gebote bzw. Forderungen davon 
ab, wie groß die Differenz ist, die zwischen den Preisen besteht, die 
für eine bestimmte Warenmenge und -gattung im In- und Ausland, 
ehe ein zwischenstaatlicher Güteraustausch einsetzt, gezahlt 
werden. Denn wenn beispielsweise die Quantität x einer 
bestimmten Ware im Inland I2o, im Ausland Ioo kostet, dann 
wird der Importeur dieser Warengattung für das ausländische 
Zahlungsmittel allerhöchstens 20% Agio zu zahlen bereit sein. 
Denn nur wenn sich der Preis der Ware in der Inlandswährung 
nicht höher als 120 stellt, rentiert der Import. Umgekehrt wird 
der Exporteur, der die gleiche Warenquantität und -menge zu 
exportieren beabsichtigt, für das fremde Zahlungsmittel ein 
Agio von mindestens 20% fordern müssen, weil mindestens 120 
Geldeinheiten der Inlandswährung erlöst werden müssen, um 
den Export rentabel zu machen. 

Bei Waren im Auslandswert von Ioo, die im Inland 110 kosten, 
wird der Importeur nur ein Agio von 10% für die fremde Valuta 
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bieten, der Exporteur nur ein Agio von 10% zu fordern brauchen. 
Ist der Inlandspreis 130, so wird der Importeur 30% Agio bieten, 
der Exporteur mindestens 30%, verlangen. 

Ich habe an anderer Stelle®) ausführlich dargelegt, wie 
man — auf Grund des bekannten Preisbildungsschemas der 
Grenznutzler — durch Eintragung sämtlicher aus den Preis- 
differenzen resultierenden Gebote und Forderungen für Devisen in 
ein Koordinatensystem im Schnittpunkt der entstehenden Preis- 
kurve den Kurs der fremden Devise erhalten kann. Hier sei nur 
festgestellt, daß das Agio des fremden Wechselkurses gleich ist 
der Durchschnittspreisdifferenz zwischen Inlands- und Auslands- 
waren. Im obigen Beispiel, in dem Waren im Auslandswert von 
1oo im Inland 110, 120 und 130 kosten, wird sich der Wechselkurs 
auf die Durchschnittspreisdifferenz von 120 einstellen. 

Für die internationale Güterbewegung und für die Handels- 
bilanz heißt dies: Alle Güter, bei denen die Differenz des Inlands- 
preises gegenüber dem Auslandspreis mehr als 20% beträgt, 
werden importiert werden. Denn ihr Import rentiert, da für die 
Devise nur I2o aufzuwenden ist. Sie können nicht exportiert 
werden, da man für die fremde Valuta nur einen Preis von 120 
erhält und man daher beim Export dieser im Inland teureren 
Waren einen Verlust von 0o—ıo% erleiden würde. Dagegen werden 
alle Güter, bei denen die Differenz des Inlandspreises gegenüber 
dem Auslandspreis weniger als 20% beträgt, nicht importiert 
werden können, weil bei einem Kurs der fremden Valuta von 
I20°%, diese Waren aus dem Ausland sich teurer stellen würden, 
als ihr Preis im Inland beträgt. Hingegen wird ihr Export ren- 
tieren, weil man für die aus ihrem Verkauf in das Ausland resul- 
tierende Valuta einen Kurs von 120% erhält, während der Inlands- 
preis der Ware ıro—I20 beträgt. Da eine Preisdifferenz von 
ı2o gerade die Mitte der Preisdifferenzen (II0—ı30) bildet, da 
es also ebensoviel Waren, bei denen die Preisdifferenz geringer 
ist als 20%, wie Waren, bei denen die Preisdifferenz größer ist 
als 20%, gibt, so bestätigt dies — was übrigens, solange kein 
Kreditverkehr oder sonstige Ausgleichsmöglichkeiten vorhanden 
sind, eigentlich selbstverständlich ist, — daß ebensoviel impor- 
tiert wird, als exportiert, d. h. daß die Handelsbilanz stets aus- 
geglichen sein muß. 


5) Vgl. meine »Volkswirtschaftliche Theorie des Bankkreditse, Seite 167. 
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Für die Preisbildung heißt dies: Für alle Waren, die impor- 
tiert werden können, sinkt der Inlandspreis — eben wegen der 
Importmöglichkeit — so, daß die Differenz gegenüber dem 
Auslandspreis nur noch 20% beträgt. Für alle Waren, die expor- 
tiert werden, steigt — eben wegen des einsetzenden Exports — 
der Preis so, daß auch hier die Differenz gegenüber dem Aus- 
landspreis mindestens 20% beträgt. 

Hiernach ergibt sich für die Frage des Kausalzusammen- 
hangs zwischen den drei Faktoren »Preisee, »Valutas und 
Handelsbilanz« folgende Kausalreihe: 

Handelsbilanz 
Preise. 

Hierbei ist zu beachten, daß die Wirkung der Valuta auf 
die Preise zunächst, d. h. solange die unten zu bespre- 
chenden weiteren Faktoren nicht in den Kreis der Betrachtungen 
gezogen sind, sich nicht als eine Wirkung in dem Sinne darstellt, 
daß nun die Inlandspreise inihrer Gesamthöhe, also das Preisniveau 
als solches, verschoben würden, vielmehr ist die Wirkung lediglich 
eine ausgleichende. Die relativ teuersten Waren verbilligen sich 
wegen der billigen Bezugsmöglichkeit aus dem Auslande, die 
relativ billigsten Waren verteuern sich wegen der Exportmög- 
lichkeit nach dem Ausland. Das Resultat ist eine gleichmäßige 
Differenz der Inlandspreise gegenüber den Auslandspreisen, 
einer Differenz, die der Preisdifferenz bei derjenigen Ware ent- 
spricht, die die mittlere Preisdifferenz der Inlandswaren gegenüber 
den Auslandswaren aufweist. 

Weiter ist zu beachten, daß auch der Kausalreihe Valuta — 
Handelsbilanz zunächst, d. h. soweit nicht die weiter unten zu 
besprechenden Faktoren in den Kreis der Betrachtungen gezogen 
sind, keine spezielle Bedeutung zukommt, da die Handelsbilanz 
nach dem oben Gesagten stets zwangsläufig ausgeglichen ist. 
Es wird immer soviel exportiert wie importiert. Sobald sich nur 
die Tendenz beispielsweise des einseitigen stärkeren Imports wegen 
relativer Billigkeit der Auslandsware zeigt, steigt die Valuta 
und die relative Billigkeit und damit die Möglichkeit einseitigen 
Imports verschwindet. Er gibt also nach der gegebenen Voraus- 
setzung keine unausgeglichene Handelsbilanz. 

Eine Wirkung auf die Zahlungsbilanz kommt, wie neben- 
bei bemerkt sein mag — Edelmetallosigkeit vorausgesetzt 
— überhaupt nicht in Betracht, da, wie schon gesagt, 
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die Zahlungsbilanz bei Nichtedelmetallwährungen stets als 
ausgeglichen zu betrachten ist. Nur im Falle vollwertiger 
Edelmetallwährung übt die Güterpreishöhe auch eine Wirkung 
auf die Zahlungsbilanz aus: Bei Steigen der Inlandspreise steigt 
nicht der fremde Wechselkurs, sondern das zu festem Preis 
erhältliche Edelmetall fließt als der billigste Exportartikel in 
das Ausland ab, den infolge des Nichtsteigens der fremden Wechsel- 
kurse möglich gewordenen einseitigen Export ausgleichend. 

II. Untersucht man nun weiter — ebenfalls wiederum den 
Weg isolierender Betrachtungen beschreitend — die Gesetze 
der Wechselkursbildung, die insoweit maßgebend sind, als nur 
solche Nachfragende und Anbietende auf den Devisenmärkten 
auftreten, deren Valutenbedarf oder -vorrat nicht mit Waren- 
import und -export zusammenhängt, sondern auf sonstigen, 
nach Wegfall der Handelsbilanz verbleibenden Grundposten 
der Zahlungsbilanz beruht. 

Aus welchen Gründen Devisennachfrage und Devisenange- 
bot außerhalb des Gebietes der Handelsbilanz, d. h. der inter- 
nationalen Warenbewegung, entsteht, pflegt in den die ein- 
schlägigen Fragen behandelnden Schriften ausführlich aufgezählt 
zu werden. Fürdie gegenwärtige Devisenkursbildung in Deutsch- 
land dürfte die größte praktische Bedeutung haben diejenige 
Nachfrage nach Devisen, die entsteht, um fällig gewordene inter- 
nationale Schuldverpflichtungen zurückzuzahlen oder zu ver- 
zinsen, und diejenige, die aus Gründen der Kapital- oder Mark- 
flucht herrührt. Auf der Angebotsseite kommt praktisch am 
stärksten dasjenige Angebot an Devisen in Betracht, das entsteht 
infolge spekulativer Markkäufe des Auslandes, die bei genügend 
niedrigem Markkurs, d. h. genügend hohem Kurs der fremden 
Valuten, einzusetzen pflegen. 

Wie das Devisenangebot und die Devisennachfrage, die 
aus Gründen der internationalen Warenbewegung entsteht, sich ab- 
stuft jenach der Dringlichkeit, mit der der Käufer zu kaufen und 
der Verkäufer zu verkaufen gezwungen ist, so scheiden sich auch 
die nicht in der Warenbewegung begründeten Valutenpreisange- 
bote, bzw. Valutenpreisforderungen in verschiedene Dringlich- 
keitsgruppen. Auf der Käuferseite mag beispielsweise die erste 
Gruppe, deren Valutenbedarf der wenigst dringendste ist, ein 
Agio von nur 10% zu bieten bereit sein, daran mögen sich Gruppen 
anschließen, die ein höheres Agio zu geben bereit sind, eine letzte 
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Gruppe endlich, bei der der Bedarf am dringendsten ist, sei bereit, 
ein Ägio von 30% zu geben. Umgekehrt mag eine Gruppe von 
Verkäufern die fremde Valuta zu 130% abzugeben bereit sein, 
andere Gruppen zu weniger als 130% und schließlich eine letzte 
Gruppe, für die ein Verkauf am wenigsten dringend erscheint, 
zu IIo%. Eine solche, die Dinge natürlich nur ganz schematisch 
wiedergebende Gruppierung der Käufer und Verkäufer voraus- 
gesetzt, wird sich der Kurs der fremden Wechsel auf 120% ein- 
stellen, da zu diesem Kurse Angebot und Nachfrage sich decken. 
Wer mindestens 120% zu zahlen bereit war, wird zum Kauf, 
wer höchstens 120% forderte, wird zum Verkauf kommen, wäh- 
rend diejenigen, die weniger als 120% boten oder mehr als 120% 
forderten, ausfallen. 
So weit liegen nun die Dinge ganz analog wie oben. Die 
Kausalreihe, die sich ergibt, lautet: 
Höhe der gebotenen oder | 
verlangten Valutenpreise Í 
wobei zu bemerken ist, daß der »Wirkung der Valuta auf die 
Zahlungsbilanz« analog der oben gekennzeichneten »Wirkung 
der Valuta auf die Handelsbilanz« — solange nicht vollwertige 
Edelmetallwährungen vorliegen — keine spezielle Bedeutung 
zukommt, da die Zahlungsbilanz immer ausgeglichen ist. Von 
einer Wirkung auf die Handelsbilanz kann aber hier, wo wir es 
nur mit den Grundposten der Zahlungsbilanz nach Abzug der 
Grundposten der Handelsbilanz zu tun haben, nicht die Rede sein. 
III. Bis hierher liegen die Dinge ganz einfach. Sie beginnen 
erst komplizierter zu werden in dem Augenblick, in dem man, 
den Weg der isolierenden Betrachtung verlassend und zur Wirk- 
lichkeit zurückkehrend, untersucht, wie sich die Dinge gestalten, 
wenn gleichzeitig Devisenkäufer aus Gründen des Güterimports 
und -exports (vgl. oben zu I) und solche aus sonstigen Gründen 
(vgl. oben zu II) am Markte erscheinen. Hier kann es nämlich 
eintreten — und es wird dies in der Praxis regelmäßig der Fall 
sein —, daß sich die Devisenkäufer und Verkäufer der einen 
Gruppe und der andern Gruppe nicht mehr intern ausgleichen, 
sondern daß in mehr oder weniger weitem Umfang die Gegen- 
kontrahenten für Käufer oder Verkäufer der einen Gruppe sich 
in der anderen Gruppe befinden. Es wird dies immer dann ein- 
treten, wenn nur bei der einen, nicht auch bei der anderen Gruppe 
ein zusätzlicher Bedarf, der die Wechselkurse hinauf- oder eine 
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zusätzliche Nachfrage, die die Wechselkurse hinuntertreibt, 
eintritt, yocuren die nicht so zahlungsfähige Nachfrage, bzw. das 
nicht so’ verkaufsbereite Angebot der anderen Gruppen zum 
Ausfall gebracht und vom Markte verdrängt wird. Hierbei sind 
zwei Fälle denkbar. Der eine Fall ist der, wenn Devisenkäufern 
der. zu I erwähnten Art Devisenverkäufer der zu II erwähnten 
Art zum Ausgleich gegenübertreten. Dieser Zustand entwickelt 
sich in der Praxis beispielsweise regelmäßig, wenn hohe Inlands- 
preise dem auswärtigen Wechselkurs eine so starke Steigerungs- 
tendenz verleihen, daß das Ausland — was jedoch, wie erwähnt, 
keineswegs immer der Fall sein muß — zu spekulativen Mark- 
käufen, d. h. Valutenverkäufen schreitet und — wie man sich 
auszudrücken pflegt — der »Import durch Notenexport finan- 
ziert« wird. Der andere Fall, der denkbar ist, liegt dann vor, 
wenn den zu I erwähnten Devisenverkäufern Devisenkäufer der 
zu II erwähnten Art zum Ausgleich gegenübertreten. Diese 
Situation zeigt sich in der Praxis beispielsweise regelmäßig bei 
Einsetzen der »Markflucht« oder bei Fälligwerden starker inter- 
nationaler Zahlungsverbindlichkeiten. Den Verkäufern der aus 
Export herrührenden Valuten treten nicht solche Valutenkäufer 
gegenüber, die die Valuten zu Importzwecken, sondern solche, 
die sie zu Spekulationszwecken oder zu Zwecken des Ausgleichs 
internationaler Schuldverpflichtungen brauchen, gegenüber und 
es entsteht dann ein forcierter einseitiger Export, ähnlich dem- 
jenigen, der im Jahre 1920 beobachtet wurde und als »Ausver- 
kauf Deutschlands« bezeichnet worden ist. 

Wir fanden den Kausalzusammenhang, der bezüglich der 
zu I und II beschriebenen Teilvalutenmärkte besteht, ausge- 
drückt in den Formeln: 

Handelsbilanz 
Güterpreise 


— Valuta — Zahlungsbilanz, 


I Güterpreise — Valuta — 


II Höhe der gebotenen und 
verlangten Valutenpreise 

Es ist ohne weiteres klar, daß eine einfache Kombination dieser 
Formeln die Kausalzusammenhänge, wie sie auf dem Gesamtde- 


visenmarkt bestehen, darstellen muß. Für den Gesamtdevisen- 


markt ergibt sich also die Formel: 

Güterpreise Handelsbilanz 
Höhe der gebotenen und ! — Valuta — | Güterpreise 
verlangten Valutenpreise Zahlungsbilanz 
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Dies heißt im einzelnen: 

I. Der Stand der Valuta ist das Produkt sowohl der Höhe 
der Güterpreise des Inlandes, als auch der Dringlichkeit des 
sonstigen Valutenbedarfs, bzw. des sonstigen Valutenangebots. 
In das oben erwähnte Koordinatensystem sind also sowohl die 
Käufer und Verkäufer, deren Devisenbedarf bzw. Devisenangebot 
auf Gründen des internationalen Güterverkehrs, als auch das 
Angebot und die Nachfrage derjenigen Käufer, deren Valuten- 
bedarf auf sonstigen Gründen beruht, einzutragen. Im Schnitt- 
punkt der Koordinaten ergibt sich die Höhe des Gebotes bzw. 
der Forderung des Grenzkäuferpaares und damit der Wechsel- 
kurs ô). 

2. Die Preise des Inlandes — und übrigens auch natürlich 
des Auslandes — sind abhängig von der Valuta, aber nun nicht 
mehr nur in dem erwähnten Sinne, daß eine Ausgleichung des 
inländischen Preisniveaus stattfindet, sondern das gesamte 
Preisniveau kann effektiv erhöht oder erniedrigt werden, je nach- 
dem, ob die sonstigen außer den Handelsbilanzgrundposten 
auf den Valutenmärkten maßgebenden Momente die fremde 
Valuta über oder unter denjenigen Preis herabdrücken, der sich 
aus der Differenz der durchschnittlichen Inlandspreise und der 
durchschnittlichen Auslandspreise ergibt. Ist der Inlandspıieis 
beispielsweise durchschnittlich 20% höher als der Auslandspreis, 
so kommen doch, wenn sich der fremde Wechselkurs aus Gründen 
sonstiger Grundposten der Zahlungsbilanz auf 130%, einstellt, 
die Inlandspreise im Durchschnitt und auf die Dauer 30% über 
die Auslandspreise zu stehen. 

3. Nunmehr kann auch eine positive Wirkung auf die Handels- 
bilanz im Sinne einer Störung ihres Ausgleichs eintreten: Je 
nachdem der Ausgleich der Zahlungsbilanz dadurch hergestellt 
wird, daß der Importdevisennachfrage im Betrage von beispiels- 
weise x ein Exportdevisenangebot im Betrage von x-+a, x oder 
x—a gegenübersteht, wird entweder eine »aktive«, eine »aus- 
geglichene« oder eine »passive« Handelsbilanz entstehen. Die 
Differenz »a« wird durch sonstige Devisenangebote oder sonstige 
Nachfrage ausgeglichen und einseitiger Import oder Export da- 
durch möglich. Ist somit insbesondere eine Passivität der Handels- 
bilanz nur denkbar bei Vorhandensein von Ausgleichsposten, 


6) Vgl. die graphische Darstellung in meiner Schrift »Volkswirtschaftliche 
Theorie des Bankkredits«e a. a. O. 
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so heißt dies, daß eine passive Handelsbilanz die Folge einer 
relativ, — d. h. im Vergleich zum Stand, den der Wechselkurs 
ohne das Vorhandensein von Ausgleichsposten einnehmen müßte 
— zu günstigen Valuta, nicht wie die Zahlungsbilanz- 
theoretiker annehmen, die Ursache einerschlechten 
Valuta ist. Die durch das sogenannte Loch im Westen einflu- 
tenden Gütermassen sind also auch Folge, nicht Ursache des 
Valutenstandes. 

4. Der Wirkung auf die »Zahlungsbilanze kommt auch hier 
keine besondere Bedeutung zu, da, wie wiederholt bemerkt, bei 
Papierwährung des Inlandes von einer unausgeglichenen Zah- 
lungsbilanz nicht die Rede sein kann. Wohl aber kommt eine 
Wirkung beispielsweise auf die Notenexportbilanz in Betracht. 
Die Frage, wie weit eine solche unausgeglichen oder ausgeglichen 
ist, ist abhängig davon, ob und wieweit der sich einstellende 
Wechselkurs zum Kauf von Noten durch das Ausland und damit 
zum Valutenverkauf reizt. Soweit dies der Fall ist, figuriert 
nämlich als Ausgleichsposten gegenüber der Valutennachfrage 
das sich aus dem Notenexport ergebende Devisenangebot. 


Es mag angezeigt sein, auf Grund der vorstehenden Aus- 
führungen die üblichen Vorschläge zur Verbesserung der Valuta 
einer kurzen kritischen Würdigung zu unterziehen. Vorweg ist 
jedoch zu fragen, welcher weitere volkswirtschaftliche Vorteil 
durch die Valutenverbesserung erreicht werden soll. Diese Frage 
ist deshalb von besonderer Bedeutung, weil mehr als auf irgend- 
einem anderen Gebiet im Bereiche der Währungspolitik die 
Gefahr besteht, daß das Mittel zum Selbstzweck wird, der herbei- 
zuführen versucht wird, selbst wenn dadurch der ursprüngliche 
Zweck in keiner Weise erreicht wird. 

I. Die Verbesserung der Valuta kann Selbstzweck sein in 
dem gleichen Sinn, in dem etwa eine allgemeine Senkung des 
Preisniveaus im Inland angestrebt wird. Die Valutenverbesserung 
hat dann nur die Bedeutung einer Geldwertänderung. Sie be- 
deutet als Veränderung der Einkommen der einzelnen Klassen 
eine Distributionsänderung und muß lediglich als solche gewür- 
digt werden, da sie keine Veränderung der dem Konsum zur 
Verfügung stehenden Gütermengen, sondern nur eineVeränderung 
ihrer Verteilung hervorruft. Diese Art der Valutenverbesserung 
bietet also nicht das, was gemeinhin von einer Valutenverbesse- 
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rung erwartet wird. Gemeinhin will man durch Verbesserung 
der Valuta eine Verbreiterung des Konsums, nicht nur eine 
Veränderung der Verteilung der Konsumgüter herbeiführen: 
Man erstrebt niedrigere Preise bei gleichgebliebenen Löhnen, 
niché bei entsprechend fallenden Löhnen. | 

2. Im allgemeinen ist, wie gesagt, der Grund, weshalb man 
überhaupt die Valuta verbessern will, der, daß man glaubt, bei 
einem günstigen Stand des einheimischen Wechselkurses werde 
sich der Bezug von für den Inlandsbedarf wichtigen Auslands- 
waren verbilligen und verstärken. 

Aus welchen Ursachen kann eine Verknappung des Bezugs 
von aus dem Ausland einzuführenden Waren eintreten und wie- 
weit können diese Ursachen durch Verbesserung der Valuta aus- 
geschaltet werden ? 

Die Verknappung des Bezugs von Auslandswaren kann 
eintreten: 

I. wenn weniger eingeführt als ausgeführt wird (zu starke 
Aktivität der Handelsbilanz: »Ausverkauf«), 

2. wenn ebensoviel eingeführt wie ausgeführt wird, jedoch 
das Quantum der Einfuhr gleichwohl für die Bedarfsbe- 
friedigung des Inlandes ungenügend ist (zu geringe Um- 
satzziffer der Handelsbilanz). 

3. Dagegen kann eine zu starke Passivität der Handels- 
bilanz nie den Inlandskonsum in Frage stellen. Die Passi- 
vität der Handelsbilanz bedeutet ja im Gegenteil eine relativ 
zu starke Versorgung des Inlandes mit Auslandswaren. 
Ihre Beseitigung kann daher nie Ziel einer auf Verbreiterung 
des Inlandskonsums gerichteten Valutenpolitik sein. Die 
dahingehenden Bestrebungen können nur auf Grund ander- 
weitiger Ueberlegungen gerechtfertigt werden. 

A. Aus demoben, Seite607 angegebenen Schema ergibt sich, 
` daß die Valutenverbesserung an zwei Punkten einsetzen kann, 
nämlich I. bei der Senkung der Güterpreise, II. bei der Sen- 
kung der Höhe der aus sonstigen Gründen gebotenen und 
verlangten Valutenpreise. 

I. a) Kann eine Senkung der Güterpreise im Inland, 
die etwa durch Deflation zu erreichen wäre, einezuaktiveHan- 
delsbila nz beseitigen, den sogenannten »Ausverkauf4 hindern ? 
Die Frage ist zu verneinen. Denn die Tendenzen, die zu einer zu 
stark aktiven Handelsbilanz führen, werden durch die im Verfolg 
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der Güterpreissenkung eintretende Valutaverbesserung noch 
gesteigert. Bei niedrigerem ausländischen Wechselkurs beginnt 
das Inland wieder die Kapitalanlage in fremden Valuten für 
reizvoll, das Ausland das Verbleiben in der Mark für weniger 
aussichtsreich zu halten, und die hieraus entstehende Valutanach- 
frage muß in vermehrter Weise durch einseitigen Warenexport 
kompensiert werden. 

b) Eine Senkung der Güterpreise kann ceteris paribus, 
d. h. wenn sie lediglich auf währungspolitischen Maßnahmen be- 
ruht, eine Steigerung der Umsatzziffernder Handelsbilanz und 
insbesondere des Exports nicht herbeiführen. Daß dies so häufig ` 
verkannt wird, beruht darauf, daß bei allen einschlägigen Ueber- 
legungen immer noch viel zu viel an die Zustände bei vollwertigen 
Edelmetallwährungen gedacht wird. Hier bleibt der Kurs der 
fremden Währung wegen der möglichen Edelmetallfluktuation 
konstant und die Verbilligung der Inlandsware wirkt als Export- 
prämie. Bei Papierwährung verschwindet die aus der Verbilligung 
der Inlandswaren entstehende Exportprämie — theoretisch, 
nicht praktisch sogar im Augenblick der Entstehung — weil 
der fremde Wechselkurs um den gleichen Betrag, um den die 
Höhe des inländischen Preisniveaus nachgegeben hat, fällt. 
Solange nicht eine Spannung zwischen den Bewegungen des 
inländischen Preisniveaus und der fremden Valuta, bzw. dem 
ausländischen Preisniveau, das durch den Stand der fremden 
Valuta seinen Ausdruck findet, hergestellt ist, bleiben alle Ver- 
änderungen des Geldwertes im Inland, von vorübergehenden 
Erscheinungen abgesehen, für die internationale Warenbewegung 
gleichgültig und müssen auch gleichgültig sein. Denn so wenig 
man einen Ballen Stoff mehr nach dem Ausland verkaufen kann, 
wenn man etwa durch Gesetze dem Meter den Inhalt von 200 cm 
geben würde, so wenig kann etwa die Verdoppelung der Kauf- 
kraft der Mark im Inland zu einer Steigerung des Exports führen, 
insofern gleichzeitig der Preis der Mark im Weltgeld sich ver- 
doppelt. 

II. Das gegebene Mittel, die Höhe derjenigen Valuten- 
preise, die außerhalb der Grundposten der Handels- 
bilanz geboten oder verlangt werden, zu ermäßigen, ist die 
Erlangung eines sogenannten Valutakredites. Denn durch den 
Valutakredit wird entweder ein Teil der erwähnten Nachfrage 


nach Valuten in eine spätere Zeit verlegt. Dies ist der Fall, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 3. 40 
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wenn der Kredit zur Prolongation abgelaufener Kredite dient. 
Oder aber der Gegenwert der Kredite erscheint als Valutenan- 
gebot auf dem Markt und wirkt dort ermäßigend auf den 
Preis. Dies ist der Fall, wenn der Valutakredit nicht mit 
Rücksicht auf eine bestimmte konkrete, aus der Vergangenheit 
herrührende Verpflichtung angestrebt und eingeräumt wurde. 

a) Es bedarf keiner Ausführung, daß ein solcher Valuten- 
kredit eine zu aktive Handelsbilanz zu mildern oder zu beseitigen 
imstande ist. Die aus dem Kredit gewonnenen Mittel lassen 
es zu, daß der Ausgleich der Zahlungsbilanz statt durch ein- 
seitigen Export durch die übernommenen Schuldverpflichtungen 
ausgeglichen wird. Doch bleiben eben diese Schuldverpflich- 
tungen, sowie die aus ihnen entstehende Zinslast zurück, so daß 
zum Mittel des Valutakredites nur gegriffen werden sollte, wenn 
die inländische Versorgung in einem bestimmten Zeitpunkt be- 
sonders gefährdet erscheint, und wenn zu hoffen ist, daß sich 
in einem späteren Zeitpunkt in dieser Beziehung leichtere Ver- 
hältnisse einstellen werden. Auf die Dauer erhält kein Land 
vom anderen etwas geschenkt, und es bedarf deshalb stets einer 
jedesmaligen besonderen Prüfung, ob es richtig ist, die auto- 
matisch importhemmende Wirkung schlechten Valutenstandes 
durch eine Anleihe zu beseitigen ?). 

b) In derselben Weise, in der ein Valutakredit die Aktivität 
einer Handelsbilanz zum Verschwinden bringen kann, kann er 
auch eine ausgeglichene Handelsbilanz passiv machen. Die 
Bedenken, die gegen einen solchen Auslandskredit bestehen, 
sind die gleichen, wie die zuvor zu a) erwähnten. 

Was von der Aufnahme eines Valutakredites gilt, gilt auch 
für alle übrigen Methoden der bewußten Schaffung von nicht 
aus Warenexport resultierenden Valutaguthaben, vor allem also 
vom bewußten Notenexport und Export inländischer und aus- 
ländischer Effekten. Der Export der letzteren führt zwar nicht 
eine Verschuldung des Inlandes herbei, bringt aber wichtige 
Ausgleichsposten zum Verschwinden. | 

B. Neben diesen Vorschlägen, die die Valuta auf natür- 
lichem, d.h. das freie Spielen der wirtschaftlichen Kräfte nicht 
ausschaltendem Wege herbeiführen wollen, finden sich die Vor- 


?) Vgl. hierzu meine Schrift »Von. der Kriegs- zur Friedenswährungt 
Ergänzungsheft XIV des Archivs für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 
Seite 28. 
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schläge derjenigen, die die Valuta durch staatliche Eingriffe 
in die Freiheit des internationalen Warenverkehrs, also vor allem 
durch Verbote des Imports und zwar des Imports aller Güter- 
gattungen schlechthin verbessern wollen. In diesen Vorschlägen 
findet sich der bereits oben erwähnte Fehler. Es wird übersehen, 
daß der Stand der Valuta nicht um seiner selbst willen, sondern 
nur deshalb interessiert, weil ein ungünstiger Valutenstand 
lebensnotwendige Güter, für deren Bezug man auf das Ausland 
angewiesen ist, verteuert und knapper macht, wodurch die 
Güterversorgung des Inlandes leidet. Als Mittel der Valutenver- 
besserung Kann nie die Hemmung des Imports als solcher in 
Betracht kommen, weil hierdurch gerade der Zustand herbei- 
geführt würde, den zu vermeiden Endzweck der Bestrebung 
zur Verbesserung der Valuta ist, und weil der einzige Unterschied 
gegen früher der wäre, daß nicht mehr die schlechte Valuta 
— automatisch — Verteuerung und hierdurch Einschränkung 
des Bezuges von Importwaren zur Folge hätte, sondern ein 
komplizierter behördlicher Apparat die Einschränkung des 
Bezuges und hierdurch indirekt die Verteuerung der Importgüter 
herbeiführen würde. 

Etwas anderes als der Vorschlag, den Import als solchen 
zu verbieten oder zu beschränken, ist der Vorschlag, daß einzelne 
Gütergattungen, insbesondere Luxuswaren, an der Einfuhr 
gehindert werden sollen. Der Zweck einer solchen Maßnahme 
ist aber nicht der, die Handelsbilanz aktiv zu machen, d. h. den 
Inlandsverbrauch der zu importierenden Waren zu verkleinern, 
vielmehr bleibt prinziniell die Menge der zu importierenden 
Waren die gleiche, der Konsum wird nur in der Richtung beein- 
flugt, daß weniger Luxuswaren und mehr lebensnotwendige 
Artikel verbraucht werden, und auch die Wechselkurse werden 
nicht, oder wenigstens nicht notwendigerweise, eine Aenderung 
erfahren. Die Maßnahmen haben also im Grunde gar nichts 
mit dem Geldwert- und Valutaproblem zu tun, sondern sind 
theoretisch in die Reihe der allgemeinen Luxusverbote einzu- 
ordnen, d. h. sie dienen lediglich der Korrektur der Tatsache, 
daß die kaufkräftige Nachfrage sich zuviel auf Luxusartikel 
und zu wenig auf Gebrauchsgüter richtet. Da dies wiederum 
auf die besondere Gestaltung der Einkommensverhältnisse 
zurückzuführen ist, so betreffen die Maßnahmen also lediglich 


das Distributionsproblem und nicht das Valutaproblem. 
40” 
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C. Menge und Umfang der aus dem Ausland importierbaren 
Güter zu vermehren, ist auf die Dauer nur möglich durch Er- 
weiterung der inländischen Produktionsbasis, durch Hebung der 
Produktivität. Nicht weil hierdurch die Handelsbilanz aktiv 
würde, denn dies wäre im Sinne einer nicht rein merkantilisti- 
schen Auffassungsweise nicht unter allen Umständen ein Vor- 
teil. Sondern weil nur bei vermehrter Lieferung des Inlandes an 
das Ausland vermehrte Lieferung des Auslandes an das Inland 
auf die Dauer möglich ist. Doch handelt es sich hier um ein 
reines Produktivitätsproblem, bei dem außer den bekannten 
die Produktivität berührenden Momenten grundlegend in Betracht 
kommt, daß es gelingt, die Konsumtion ®) des Auslandes an In- 
landswaren — und, was nicht weniger wichtig ist, weilanderenfalls 
sofort eine exporthemmende Senkung der fremden Wechselkurse 
einträte, die Konsumtion des Inlandes an Auslandswaren — 
zu steigern. Dabei ist zu beachten, daß es sich auch hier nicht 
um ein Geldwert- oder Valutaproblem handelt. Denn die Höhe 
des inneren und äußeren Geldwertes beeinflußt die Stärke des 
internationalen Warenaustausches nicht, und umgekehrt ist es 
prinzipiell gleichgültig, ob der verstärkte internationale Waren- 
austausch sich bei hohem inneren und äußeren Geldwert oder 
bei niedrigem inneren und äußeren Geldwert vollzieht. 


® Ueber die Bedeutung der Konsumtion für die Produktivität vgl. meine 
Schrift »Volkswirtschaftliche Theorie des Bankkredıtse Seite 121 ff. 
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Die Sozialpolitik im neuen Oesterreich. 


Von 
KARL PRIBRAM. 


1. Allgemeine Uebersicht. 


I. Das alte österreichische Kaisertum mit seinen konservativen 
Tendenzen hatte in der Sozialpolitik eine ängstliche Zurückhaltung 
beobachtet, und sich in der Hauptsache darauf beschränkt, das 
Beispiel der industriell höher entwickelten Nachbarstaaten, vor 
allem des Deutschen Reiches, nachzuahmen ; um so rascher erlangte 
in der Republik Oesterreich, die nach dem Umsturze bescheidene, 
von 61, Millionen Einwohnern besiedelte Länderreste zu einem 
wenig homogenen Ganzen vereinigte, die Sozialpolitik alsbald eine 
überragende Stellung. Dieser Umschwung war in erster Linie durch 
die tiefgehende Veränderung der politischen Machtverhältnisse 
bedingt. Die industrielle Arbeiterschaft, deren Bestrebungen ehe- 
dem der starke Widerstand einer autoritären Staatsgewalt hemmend 
in den Weg trat, hatte nunmehr in der mächtig gewordenen sozial- 
demokratischen Partei eine einflußreiche Vertretung ihrer Interessen 
gewonnen. Die konservativen Parteien, erfüllt von der Angst vor 
gefährlichen sozialrevolutionären Bewegungen, zeigten sich geneigt, 
auch radikaleren sozialpolitischen Maßnahmen zuzustimmen, um 
die nach der Niederlage der Militärmacht aufs tiefste erregte Stim- 
mung der Arbeiterschaft zu beruhigen. Aehnliche Erscheinungen 
sind ja auch in anderen am Kriege beteiligten Staaten zu beobachten. 
Denn alle Sozialpolitik, mag sie sich scheinbar noch so radikal 
gebärden, entspringt konservativen Instinkten; immer will sie das 
Bestehende erhalten, gewissermaßen durch einen Einbau die schwan- 
kend gewordenen Grundlagen der geltenden Wirtschaftsordnung 
pölzen und festigen. 

Fließt bei flüchtiger Betrachtung die vergleichsweise große 
Fülle sozialpolitischer Neuerungen, die seit dem November 1918 
in Oesterreich geschaffen wurde, zu einem einzigen, wenn auch wenig 
scharf abgegrenzten Bild zusammen, so lassen sich doch bei genaue- 
rem Zusehen bis zu der Zeit, da diese Zeilen geschrieben werden 
(Mai 1921) recht deutlich nicht weniger als vier Perioden sozial- 
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politischer Gesetzgebung und Verwaltungstätigkeit unterscheiden, 
deren jede ihre eigenartigen Züge empfängt von der Gestaltung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse einerseits, von der innerpolitischen 
Situation anderseits. Beide Elemente — Wirtschaftslage und inner- 
politische Stimmung — sind, wie dies in einer wirtschaftlich und 
politisch so bewegten Zeit nicht befremdlich ist, einem raschen 
Wechsel unterworfen gewesen. 

Die erste Periode reicht von der durch die Folgen der Nieder- 
lage erzwungenen Entstehung der neuen Republik bis etwa Anfang 
März 1919; die zweite findet ihren Abschluß ungefähr Ende Juli 1919; 
die dritte Ende Oktober 1920; in der vierten befinden wir uns gegen- 
wärtig. Die Perioden werden also um so länger, je mehr die wirt- 
schaftliche und innerpolitische Beruhigung fortschreitet. In großen 
Zügen lassen sie sich folgendermaßen charakterisieren: 

Der chaotische Zustand des Wirtschaftslebens — eine Folge 
der plötzlichen Einstellung des Krieges, der Auflösung des Heeres, 
des regellosen Rückflutens der Soldaten in die Heimat, der jähen 
Unterbrechung der Produktion in der Rüstungsindustrie — heischte 
dringend rasche Maßnahmen der Abhilfe, sollte nicht die ohnehin 
so arg gefährdete soziale Ordnung völlig zerstört werden. Der Ein- 
fluß der sozialdemokratischen Partei, die sich nach dem Umsturze 
mit der christlich-sozialen zur Bildung eines Koalitionskabinetts 
vereinigt hatte, gewinnt, dank der tatkräftigen Entschlossenheit 
ihrer Führer eine entscheidende Bedeutung. Anderseits ist nicht 
zu verkennen, daß die wirtschaftlichen Folgen des Zerfalls der Mon- 
archie sich noch nicht mit voller Schärfe geltend machten, da die 
neuen Nationalstaaten mit ihren feindseligen, insbesondere gegen 
Wien gerichteten Absperrungsmaßnahmen vorerst langsam und 
allmählich einsetzten. In dieser Periode erweckt noch der Traum 
eines Anschlusses Oesterreichs an das große Deutschland Hoffnungen 
auf eine schönere Zukunft. 

Im Frühjahr ıgıg sind diese Hoffnungen. längst verblaßt; 
der wirtschaftliche Kampf der Sukzessionsstaaten gegen das einstige 
Zentrum des Reichs erzeugt hier einen Zustand würgender Beklem- 
mung, während gleichzeitig die Entwicklung der politischen Ver- 
hältnisse in den Nachbarländern Bayern und Ungarn die Gefahr 
einer ähnlichen revolutionären Bewegung auch für Oesterreich 
heraufbeschwört. Der kommunistische Terrorismus steht vor der 
Türe, die Angst vor ihm lähmt das Wirtschaftsleben und übt auf 
alle Maßnahmen der Regierung einen starken Druck aus. Die allent- 
halben, vielfach ganz regellos gebildeten Arbeiterräte bedrohen 
durch gewaltsame Eingriffe in die Verwaltung und in die Betriebe 
der Großindustrie die soziale Ordnung. Unter diesen Umständen 
unternimmt die Regierung, gedrängt von den radikalen Mitgliedern 
des Kabinetts, den Versuch, durch Vorbereitung einer schrittweise 
geplanten Sozialisierung, die Bestrebungen zurückzudrängen, die auf 
einen gewaltsamen, sozialrevolutionären Eingriff in das Wirtschafts- 
leben gerichtet sind. 
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Mit dem Sturze der kommunistischen Herrschaft in Ungarn 
im Sommer IgIg setzt die dritte Periode ein. Die gärende revo- 
lutionäre Stimmung, die breite Schichten der Arbeiterschaft ergriffen 
hatte, beruhigte sich — auch das ist für die Bevölkerung Oesterreichs 
bezeichnend — ebenso rasch, wie sie aufgeflammt war !). Der Ge- 
danke einer sozialen Taktik der Gewalt verliert fast plötzlich seinen 
fruchtbaren Boden, seit er nicht mehr durch die von ungarischen 
Agitatoren reichlich ausgestreuten Banknoten genährt wird. Es hat 
den Anschein, als ob das soziale und wirtschaftliche Leben langsam 
aber stetig in geordnete Bahnen zurückkehren könnte, zumal die 
Arbeiterschaft sich zusehends an die Arbeit wieder gewöhnt, und 
die Unternehmungslust des Fabrikanten und Händlers durch die 
Aussicht auf reißenden Absatz von Waren jeder Art neu belebt 
ist. Zudem sind nun die Friedensbedingungen für Oesterreich 
angenommen und die Einstellung auf die neuen, dauernden Ver- 
hältnisse ist ermöglicht. In diesen Wochen setzen aber die verhäng- 
nisvollen Folgen des Abschnürung Oesterreichs' und insbesondere 
Wiens von dem Wirtschaftskörper der neuen Nationalstaaten mit 
voller Schärfe ein; ebenso unerbittlich werden die Wirkungen der 
Noteninflation fühlbar, des Allheilmittels in der tiefen Finanznot 
des Staates. So ist diese Periode gleichzeitig charakterisiert durch 
ein ununterbrochenes von Monat zu Monat verschärftes Ansteigen 
der Lebensmittelpreise und durch eine von der zunehmenden Ent- 
wertung der Valuta begünstigte Hochkonjunktur der Exportindu- 
strie. Die günstigen Marktverhältnisse machen es den Unterneh- 
mern möglich, den von der Preissteigerung erzwungenen weitgehen- 
den Lohnforderungen der Arbeiterschaft nachzugeben, so daß ernste 
Lohnkämpfe überall dort vermieden werden können, wo eine gut 
organisierte und wohldisziplinierte Arbeiterschaft einem in Lohn- 
verhandlungen erfahrenen festgeschlossenen Unternehmerverbande 
gegenübersteht. Noteninflation, Preissteigerung, Lohnerhöhungen 
werden nun zu einer Schraube ohne Ende. Unterstützt von dem 
rasch erwachenden Verständnisse der Arbeiterschaft für die Auf- 
gaben und die Bedeutung ihrer beruflichen Organisationen erfährt 
nun auch die gewerkschaftliche Bewegung eine außerordentliche 
Stärkung ihrer Macht, der Zahl nach wie hinsichtlich ihres inneren 
Gefüges. In hastigem Tempo vollzieht sich nunmehr der restliche 
Ausbau der sozialpolitischen Gesetzgebung; die sozialdemokratische 
Partei, die deutlich die verhängnisvollen Wirkungen ihrer verant- 
wortungsvollen Teilnahme am Koalitionskabinett spürt, benützt 
die letzten Monate ihrer Stellung als Regierungspartei, um noch 


1) Auf Grund der im Oktober und November 1919 vorgenommenen Wablen 
in die Arbeiterräte schätzt Friedrich Adler (im »Kampf« Jahrg. XII S. 101) 
die Stärke der Kommunisten in der Wiener Arbeiterschaft auf höchstens 5 bis 
6%. Bei den im Herbste 1920 vorgenommenen Neuwahlen in die National- 
versammlung gewannen die Kommunisten, die auf Geheiß der Moskauer 
Internationale zum ersten Male Kandidaten aufstellten, nicht einmal ein 
Mandat. 
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einige Forderungen der industriellen Arbeiterschaft durchzusetzen. 
Denn nach den für den Herbst 1920 in Aussicht genommenen Neu- 
wahlen gedenkt sie sich nicht mehr an der Kabinettsbildung zu 
beteiligen. 

Auch in der vierten Periode, die ungefähr gleichzeitig mit diesen 
Neuwahlen beginnt, kommt das Wirtschaftsleben zu keiner ruhigen 
Entwicklung. Die finanzielle Lage des Staates, der das steigende 
Defizit des Budgets nicht durch geordnete Einnahmen zu decken 
vermag, erzwingt eine unaufhaltsame Steigerung des Banknoten- 
umlaufs, die sich in neuen Preissteigerungen, und — in Verbindung 
mit dem großen Importbedarf — in einem anhaltenden Tiefstand 
der Valuta auswirkt. Die Hochkonjunktur der Exportindustrie 
beginnt langsam abzuflauen, da die Aufnahmefähigkeit des Welt- 
marktes fast unvermittelt ein Ende gefunden hat. Die Preise, die 
sich langsam der Weltmarktparität nähern, gestatten indes immer 
noch der österreichischen Industrie, die ausländische Konkurrenz 
zu unterbieten, und so bleibt Oesterreich, geschützt durch seine 
Geldentwertung, zunächst von jener lähmenden Absatzkrise ver- 
schont, die in anderen Industriestaaten, vor allem in der benach- 
barten Tschechoslovakei, in zunehmendem Maße zu Zwangsver- 
käufen der Stapelwaren und zu weitgehenden Betriebseinstellungen 
und Arbeiterentlassungen führt. So finden vorläufig sprunghafte 
Lohnerhöhungen, die parallel mit der Erhöhung der Preise aller 
wichtigen Bedarfsgegenstände gehen, ihre Fortsetzung. Nur in 
Ausnahmsfällen kommt es zu ernsten Lohnkämpfen, ein deutlicher 
Beweis dafür, daß die Volkswirtschaft mit erstaunlicher Schnellig- 
keit die Anpassung an die revolutionäre Preis- und Lohngestaltung 
zu vollziehen vermag. Die sozialpolitische Tätigkeit der Regierung 
aber gelangt nach dem Ausscheiden der sozialdemokratischen Führer 
aus dem Kabinett fast völlig zum Stillstand. So sind denn die bis- 
herigen Leistungen der sozialpolitischen Gesetzgebung und Ver- 
waltung der österreichischen Republik fast sämtlich mit dem Namen 
des sozialdemokratischen Staatssekretärs 2) Ferdinand Hanusch 
verknüpft. 

Einem vielfach üblich gewordenen Wortgebrauche folgend könnte 
man unter »Sozialpolitik« alle Maßnahmen zur Besserung der Lage 
der Besitzlosen verstehen; diese Verwendung des Ausdrucks führt 
indes heute ins Uferlose, da sie eine Fülle sozialer Einrichtungen, 
einschließlich der staatlichen, auf Verminderung der Lebensmittel- 
preise abzielenden Politik, einschließlich der Kinderfürsorge, der 
Fürsorge für die Opfer des Kriegs der Wohnungsfürsorge usw. in 
sich schließen würde. In der vorliegenden Abhandlung wird der 
Ausdruck »Sozialpolitik« im engsten Sinne verwendet, also im Wesen 
zur Bezeichnung der Maßnahmen, die den Interessen der Arbeiter- 
~ a) Bis zu der im Sommer 1920 beschlossenen Bundesverfassung führten 
die Leiter der Zentralstellen den Titel Staatssekretär, ihre Ressorts die Be- 
zeichnung Staatsämter. Die neue Verfassung führte die Bezeichnungen Bundes- 
minister und Bundesministerium ein, 
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und Angestellten dienen, mit Ausschluß der Sozialversicherung, 
jedoch einschließlich der Einrichtungen zur Unterstützung der 
Arbeitslosen, da diese mit der Gestaltung des Arbeitsmarktes in 
untrennbarem Zusammenhang stehen. 

II. Da es unmöglich ist, im Rahmen dieses Aufsatzes eine ein- 
gehende Darstellung aller Vorschriften sozialpolitischen Inhalts zu 
geben, die seit dem Bestande der jungen österreichischen Republik 
erlassen wurden, so mag zunächst eine chronologische Uebersicht, 
geordnet nach den erwähnten vier Perioden, einen orientierenden 
Ueberblick bieten. Die folgende Erörterung kann sich dann darauf 
beschränken, jene Maßnahmen herauszugreifen und zu besprechen, 
die mit Rücksicht auf ihre grundsätzliche soziale und wirtschaftliche 
Bedeutung eine besondere Aufmerksamkeit verdienen. 


Uebersicht über die wichtigeren sozialpolitischen 
Gesetze, Vollzugsanweisungen?®) und Verordnungen. 


(Die bedeutsamsten Maßnahmen sind durch Sperrdruck hervorgehoben.) 
I. Periode (November 1918 bis Februar 1919). 


Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 4. November 1918 betr. die 

Errichtung von Einigungsämtern. 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 4. Ncvember 1918 betr. die 
Arbeitsvermittlung für die Zeit der Abrüstung. 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 4. November 1918 betr. Stand- 
orte und Sprengel der industriellen Bezirkskommissionen, 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 6. November 1918 betr. die 
Unterstützung der Arbeitslosen. 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 20. November 1918 betr. die 
Ausdehnung der Arbeitslosenunterstützung af Angestellte. 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom ‚28. November 1918 über die 
Arbeiterfürsorge in der Landwirtschaft. ` 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 18. November 1918 über Arbeits- 
losenunterstützung landwirtschaftlicher Arbeiter. 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 12. November ie: betr. die 
Regelung der Sonn- und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe. 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 18. November 1918 über die 
Aufrechterhaltung der Dienstverhältnisse, die dem Handiungsgehilten: 
gesetze unterliegen. 

Vollzugsanweisung des d.-ö. Staatsrats vom 18. November 1918 über die 
Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 

Gesetz vom 19. Dezember 1918 über die Einführung des Achtstunden- 
tags in den fabriksmäßig betriebenen Gewerbe- 
unternehmungen. 


3) Der Ausdruck »Vollzugsanweisung«, eine wenig glückliche Prägung 
der ersten republikanischen Verfassung Oesterreichs, bedeutet regelmäßig 
soviel wie Verordnung der Regierung auf Grund gesetzlicher Ermächtigung. 
In der neuen Verfassung ist der alte Ausdruck »Verordnung« wieder in seine 
Rechte getreten. — Die sozialpolitischen Maßnahmen der Gesetzgebung 
und Verwaltung Oesterreichs werden in den »Amtlichen Nachrichten des 
Staatsamts (Bundesministeriums) für soziale Verwaltunge veröffentlicht. 
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Gesetz vom 19. Dezember 1918 über die Regelung der Arbeits- und Lohn 
verhältnisse in der Heimarbeit. 

Gesetz vom 19. Dezember 1918 über die Kinderarbeit. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vom 13. Januar ıgıg über 
die Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 

Gesetz vom 25. Januar 1919 über die Aufhebung der Arbeitsbücher und über 
die ungerechtfertigte Lösung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeiter. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Fürsorge vom ı2. Februar 1919 
betr. die Ausstellung von Ausweiskarten für gewerbliche Arbeiter. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Fürsorge vom ı2. Februar 1919 
zum Gesetze über die Einführung des achtstündigen Arbeitstags. 

Vollzugsanweisungen des Staatsamts für soziale Fürsorge vom 14. Februar 
1919 betr. die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten, 

Vollzugsanweisungen des Staatsamts für soziale Fürsorge vom 28. Februar 
1919 betr. das Verbot der Nachtarbeit in den gewerbl. Betrieben der 
Fleischhauer usw. 


II. Periode (März ıgıg bis Juli 1919). 


Gesetz vom 14. März 1919 über die Vorbereitung der Soziali-. 
sierung. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vom 27. März 1919 über die 
Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstveıhältnisse. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 24. März 
1919 betr. die Unterstützung arbeitsloser Arbeiter und Angestellten. 

Gesetz vom 3. April 1919 über die Regelung der Arbeit in den Betrieben zur 
Erzeugung ven Backwaren. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für salė Verwaltung vom 9. Mai 1919 
über den Urlaub von Jugendlichen im Jahre 1919. | 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 9. Mai 1919 
betr. die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 14. Mai 1919 
betr.die Einstellung von Arbeiterningewerblichen 
Betrieben. 

Gesetz vom 14. Mai 1919 über das Verbot der Nachtarbeit der Frauen und 
Jugendlichen in gewerblichen Betrieben. 

Gesetz vom I5. Mai Iıgıg über die Mindestruhe, den Ladenschluß und die 
Sonntagsruhe in Handelsgewerben. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 17. Mai 1919 
über die Ausstellung von Arbeitskarten für Kinder. 

Gesetz vom 15. Mai 1919 betr. die Errichtung von Betriebs- 
räten. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 2. Juni 1919 
über den Schutz von Dienstnehmern bei Verlegung von Unternehmungen 
ins Ausland. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 24. Juni 1919 
betr. die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 
Vollzugsanweisungen des Staatsamts für soziale Verwaltung betr. die Anlage 
von Lieferungsbüchern und die Führung von Verzeichnissen über die 

in der Heimarbeit tätigen Personen. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vom 23. Juni 191g über die 
Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 27. Juni 1919 
über die Wahl der Betriebsräte. 
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Vollzugsanweisungen des Staatsamts für soziale Verwaltung vom ıı. Juli 1919 
über die Geschäftsordnung und die Geschäftsführung der Betriebsräte 
und Vertrauensmänner. 

Gesetz vom 28. Juli 191g über die Beschäftigung von jugendlichen und weib- 
lichen Arbeitern, dann über die Arbeitszeit und die Sonntagsruhe im 
Berbgau. 

Gesetz vom 30. Juli 1919 über den Urlaub von Arbeitern. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 22. Juli 1919 
über die Revision der Geschäftsgebahrung der Betriebsräte. 

Gesetz vom 29. Juli 1919 über die geemeinwirtschaftlichen Un- 
ternehmungen. 


III. Periode (August 1919 bis Oktober 1920). 


Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 20. August 
1919 über die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für scziale Verwaltung vom 20. August IgIg 
über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerbl. Betrieben. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vom 26. August 1919 über die 
Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vom 9. September 1919 über 
die Zahlung des fortlaufenden Gehalts an Dienstnehmer im Sinne des 
‚ Handlungsgehilfengesetzes. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 16. Oktober 
191g über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerbl. Betrieben. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vcm 18. Oktober 
1919 über die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vom 28. Ncvember 1919 über 
die Aufrechterhaltung von Dienstverhältnissen, die dem Handlungs- 
gehilfengesetz unterliegen. 

Gesetz vom 17. Dezember roto überden achtetindirenkrbelistze. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 30. Dezember 
1919 über einen außerord. Zuschuß zur Unterstützung arbeitsloser Ar- 
beiter und Angestellter. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 19. Dezember 
1919 über die Erhaltung des Arbeiterstandes in den gewerbl. Betrieben. 

Gesetz vom 18. Dezember ıgıgüberdieErrichtung von Einigungs- 
ämtern und über kollektive Arbeitsverträge. 

Vollzugsanweisungen des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 28. Januar 
und 6. Februar 1920 über die Standorte und Sprengel und die Geschäfts- 
ordnung der Einigungsämter. 

Gesetz vom ıı. Februar 1920 über die Rechtsverhältnisse der Journalisten. 

Gesetz vom 26. Februar 1920 über die Errichtung von Kammern für 
Arbeiter und Angestellte (Arbeiterkammergesetz). 

Gesetz vom 26. Februar 1920 über den Dienstvertrag der Haus- 
gehilfen, 

Vollzugsanweisung der Staatsämter für soziale Verwaltung und für Justiz 
vom 25. Februar 1920 über die Geschäftsordnung des Obereinigungsamtes. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 21. Februar 
1920 über die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 21r. Februar 
1920 über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerbl. Betrieben. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vcm 6. März 1920 
über die Verwendung von Frauen und Jugendlichen im Gastgewerbe 
zur Nachtzeit. 
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Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vcm ıo. März 1920 über die 
Sonn- und Feiertagsruhe in den Kanzleien der Rechtsanwälte und Notare. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für Justiz vom 15. März 1920 über die 
Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 
Gesetz vom 24. März 1920 über die Arbeitslosenversicherung. 
Vollzugsanweisungen des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 29. März 
1920: erste bis fünfte Durchführungsvercrdnung zum Arbeitslosen- 
versicherungsgesetz. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 23. März 1920 
über den Dienstschein und die Dienstkarte der Hausgehilfen. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 29. März 1920 
über die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 17. April 1920 
über die Erhaltung des Arbeiterstandes in den gewerbl. Betrieben. 
Vollzugsanweisungen des Staatsamts für scziale Verwaltung vom 10. Juni 
1920: sechste und siebente Durchführungsverordnung zum Arbeitslosen- 
versicherungsgesetz. 

Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 16. Juni 1920 
über die Erhaltung des Arbeiterstandes in den gewerbl. Betrieben. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom Io. Juni 1920 

über den Schutz von Dienstnehmern bei Veräußerung von Betriebs- 
mitteln ins Ausland. 
Vcllzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom Io. Juli 1920 
zum Gesetz über die Errichtung von Arbeiterkammern. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 26. Mai 1920 
über die nicht gewerbemäßige Arbeitsvermittlung. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom ro. Juli 1920 
über die Wahl der Betriebsräte. 
Vollzugsanweisung der Staatsregierung vcm 26. Juli 1920 über das Inkraft- 
treten des Gesetzes über den achtstündigen Arbeitstag. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für scziale Verwaltung vom 28. Juli 1920 
betr. Ausnahmen vom Gesetze über den achtstündigen Arbeitstag. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 25. August 1920: 
achte Durchführungsverordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetze. 
Vollzugsanweisung des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 28. September 
1920 über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerbl. Betrieben. 
Gesetz vcm 1. Oktober 1920 über die Beschäftigung von Kriegsinvaliden. 
Gesetz vom 1. Oktober 1920 betr. eine Abänderung des Arbeiterkammer- 
gesetzes. 

Gesetz vom ı. Oktober 1920 zur Aenderung und Ergänzung des Arbeitslosen- 
versicherungsgesetzes. | 
Vollzugsanweisungen des Staatsamts für soziale Verwaltung vom 22. Oktober 
1920 über das Ausmaß der Arbeitslosenversicherung (neunte und zehnte 

Durchführungsverordnung). 


IV. Periode (November 1920 bis Mai 1921). 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 9. No- 
vember 1920: zweite Ausnahmeverordnung zum Gesetz über den acht- 
stündigen Arbeitstag. 

Verordnungen des Bundesministeriums für Justiz vom 29. Dezember 1920 
über die Aufrechterhaltung von Dienstverhältnissen und über die Be- 
schränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 
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Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 25. Januar 
1921 über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerbl. Betrieben. 
Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 14. Februar 
1921 über die Schaffung einer Interessenvertretung des zahntechnischen 
Hilfspersonals. 

Gesetz vom 17. März 1921 betr. die Abänderung des Gesetzes über die Arbeits- 
losenversicherung (zweite Novelle). 

Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 17. März 1921 
(elfte Durchführungsverordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetze). 

Verordnung des Bundesministeriums für Justiz vom 22. März 1921 über die 
Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 

Verordnufig des Bundesministeriums für Inneres und Unterricht vom 3. März 
1921 über die Altersversorgung der Journalisten. 

Gesetz vom ıı. Mai 1921 über den Dienstvertrag der Angestellten. 


III. Ganz deutlich läßt diese Uebersicht schon in dem Titel der ver- 
zeichnenden sozialpolitischen Vorschriften den besonderen Charakter 
jeder der vier Perioden erkennen. Die erste ist beherrscht von der 
Sorge um die Gestaltung des Arbeitsmarktes und um das Schicksal 
der Arbeitslosen. Auch das in dieser Zeit beschlossene Gesetz über 
den achtstündigen Arbeitstag wird vor allem damit begründet, 
daß eine Kürzung der Arbeitszeit die Beschäftigung einer größeren 
Zahl von Arbeitskräften ermögliche. Es wird daher auf die fabriks- 
mäßigen Betriebe beschränkt und als provisorische Maßnahme 
befristet. 

Dagegen tritt in der zweiten Periode der Radikalismus in 
der Gesetzgebung deutlich hervor: nun werden die Grundlagen 
für eine Sozialisierung und — in dem Gesetze über die Betriebsräte — 
für eine Demokratisierung der Industrie geschaffen; auch die Vor- 
schrift vom 14. Mai 1919, die zur Verminderung des Standes der 
Arbeitslosen den Unternehmer zwingt, die Zahl der in seinem Betriebe 
Beschäftigten schlechthin um 20% zu vermehren, bedeutet einen 
scharfen, mit den Grundsätzen der Privatwirtschaft in tiefem Wider- 
spruche stehenden Eingriff in das Wirtschaftsleben ?°). 

In der dritten Periode ist der Radikalismus überwunden; nun 
werden zahlreiche, schon vor dem Kriege oft erhobenen Forderungen 
der Gewerkschaften verwirklicht: die Verkürzung der Arbeitszeit 
wird dauernd für alle gewerblichen Betriebe gesetzlich festgelegt; 
die Unterstützung der Arbeitslosen wird im Gesetz über die Ar- 
beitslosenversicherung endgültig geregelt, während sie bisher nur 
auf kurzfristigen Provisorien beruhte. Das Gesetz über die Eini- 
gungsämter und die kollektiven Arbeitsverträge war in seinen wesent- 
lichen Bestimmungen schon während des Krieges vorbereitet worden; 
es tastet die Grundlagen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung 
ebensowenig an wie das Gesetz über die Schaffung von Arbeiter- 

4) Durch einen unverkennbaren Radikalismus gekennzeichnet ist auch 
das am 30. Mai 1919 erlassene Volkspflegestättengesetz, das die Enteignung 
von Schlössern und ähnlichen Luxusgebäuden zur Unterbringung von Volks- 
pflegestätten vorsieht, unter gewissen Voraussetzungen sogar ohne Anspruch 
auf Entschädigung. Das praktische Ergebnis des Gesetzes war freilich gering. 
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kammern, dessen Entstehungsgeschichte bis in das Ende des 19. 
Jahrhunderts zurückreicht; und ebensowenig grundsätzlich radikal 
sind die mannigfachen anderen sozialpolitischen Maßnahmen dieser 
Periode. 

In der vierten Periode ist schon rein äußerlich an der vergleichs- 
weise geringen Zahl sozialpolitischer Verfügungen eine beabsichtigte 
Zurückhaltung erkennbar. Es handelt sich nunmehr fast ausschließ- 
lich um Maßnahmen zur Durchführung oder unvermeidlichen Er- 
gänzung der vordem geschaffenen Einrichtungen. 

Sieht man von den schärfer ins Wirtschaftsleben eingreifenden, 
sehr bald wieder erlahmenden Versuchen der zweiten Periode ab, 
so ist es unverkennbar, daß die sozialpolitische Gesetzgebung des 
neuen Oesterreichs, trotz aller Beschwerden der Unternehmer über 
soziale »Vergewaltigung« einen ausgesprochen konservativen Charak- 
ter zeigt, indem sie im wesentlichen den Traditionen der Vergangen- 
heit folgt. Denn die gewerkschaftliche Politik, die alsbald die be- 
stimmende Führung erlangt, ist ihrem Wesen nach auf die Erhal- 
tung, nicht auf die Zerstörung oder tiefgehende Umgestaltung dieser 
Wirtschaftsordnung gerichtet. War doch der sozialdemokratische 
Staatssekretär Hanusch, der bis Oktober Ig2o an der Spitze des 
Staatsamtes für soziale Verwaltung stand, vor seinem Eintritte 
in das Kabinett Obmann der Gewerkschaftskommisison, deren 
Zustimmung er vor Erlassung jeder Maßnahmen, vor Einbringung 
jeder Regierungsvorlage einholte. 

Das Merkmal der Sozialpolitik der Vorkriegszeit, daß sie stück- 
weise, da und dort, Reformen versucht, die der industriellen und 
gewerblichen Arbeiterschaft eine Besserung ihrer Lage sichern 
sollen, ist auch für die Sozialpolitik des neuen Oesterreich charak- 
teristisch. Es fehlt ihr an einem großen, einheitlichen Zuge, an 
einem systematischen Plane. An seiner. Statt herrscht das Gebot 
der Stunde und die Forderung der gewerkschaftlichen Tradition, 
eine Erscheinung, die nach dem Kriege in den meisten’ Staaten zu 
beobachten ist. 

So hatte die österreichische Gesetzgebung, noch bevor im 
Spätherbste IgIg die erste internationale Arbeitskonferenz zu 
Washington zusammentrat, fast alle sozialpolitischen Forderungen, 
die in Washington in der Form von Entwürfen zu zwischenstaat- 
lichen Vereinbarungen aufgestellt wurden, in dem Maße erfüllt, 
daß der am 27. Januar 192I dem Nationalrate über das Ergebnis 
dieser Konferenz vorgelegte Bericht der Regierung die Konventions- 
entwürfe über den achtstündigen Arbeitstag, über das Verbot der 
Nachtarbeit der Frauen und der jugendlichen Arbeiter, endlich über 
die Arbeitslosigkeit zur Ratifizierung empfehlen konnte, ohne daß 
es für erforderlich erachtet wurde, für den Fall der Ratifizierung 
eine Abänderung oder Ergänzung der österreichischen Gesetzge- 
bung vorzunehmen; sie geht vielmehr in wesentlichen Vorschriften 
über die Bestimmungen der Konventionsentwürfe hinaus. Auch 
das österreichische Gesetz über die Kinderarbeit trägt in der Haupt- 
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sache den Forderungen des zu Washington angeregten Ueberein- 
kommens Rechnung 5). 

Verstanden somit die maßgebenden Führer der österreichischen 
Sozialpolitik die Zeichen der Zeit, und befolgten sie deren Weisungen, 
ohne die Entwicklung in den industriell stärker entwickelten Ländern, 
insbesondere in den Entente-Staaten abzuwarten, so beschränkten 
sie ihre Aufgabe doch auf einzelne Reformen. Litt das Recht 
des Arbeiters schon seit langem unter dem Mangel der Ueber- 
sichtlichkeit und Klarheit, so wurde dieses bedenkliche Uebel 
nun stark verschärft, durch die wenig planmäßige Einrichtung 
neuer Arbeitsbehörden gesteigert. Niemals wurde bisher in Oester- 
reich emstlich der Gedanke erwogen, eine Kommission von 
Fachmännern, wie dies im Deutschen Reiche geschah, mit der 
Abfassung eines einheitlichen Arbeitsrechtsgesetzes zu betrauen. 
Die Gesetze und Verordnungen kamen vielmehr regelmäßig in 
der Form zustande, daß der Staatssekretär einem Beamten 
seines Ressorts den Auftrag zur Ausarbeitung eines Entwurfs er- 
teilte; die Zeit für diese Arbeit war meist sehr knapp bemessen, 
sie zählte mitunter nach Stunden. Vielfach wurde der Entwurf, 
wenn er die Zustimmung der Gewerkschaftskommission fand, fast 
unverändert zum Gesetze oder zur Verordnung in der Form, die 
ihm der Referent gegeben hatte £). In der ersten Zeit bis etwa 
Mitte 1919 wurden die Entwürfe regelmäßig der sog. »paritätischen 
Industriekommission« zur Begutachtung vorgelegt. Sie war aus 
drei Vertretern des Hauptverbandes der Industrie (darunter Fritz 
Hamburger und der sozialpolitisch weitblickende Maschinenindu- 
strielle Ludwig Urban) und drei Vertretern der sozialdemokratischen 
Gewerkschaftskommission (dem scharfsinnigen Sekretär der Gewerk- 
schaftskommission Anton Hueber, und den beiden Führern des Metall- 
arbeiterverbandes Domes und Wiedenhofer) zusammengesetzt, und 
leistete, allerdings von einem etwas einseitigen, vor allem die Interessen 
der großen Wiener Metallindustrie berücksichtigenden Standpunkte 
aus, eine ganz vortreffliche Arbeit. Hatte sie zu einer Maßnahme 
ihre Zustimmung gegeben, so konnte man auch sicher sein, daß 
sich weder in den Kreisen der Unternehmer der Großindustrie, 
noch in der industriellen Arbeiterschaft ein ernster Widerspruch 
erbehen werde. Die Tätigkeit dieser Kommission beschränkte sich 
übrigens nicht auf die Begutachtung geplanter sozialpolitischer 
Maßnahmen; besonders segensreich wirkte sie namentlich in den 
ersten Monaten nach dem Umsturze dadurch, daß alle Streitfragen, 
die das Einvernehmen zwischen Unternehmern und Arbeitern zu 


5) Vorläufig (bis Ende Mai 1921) wurde die Regierungsvcrlage über die 
Ratifizierung der Washingtoner Uebereinkommen im Nationalrate noch 
nicht in Verhandlung gezogen. 

©) Der Verfasser des vorliegenden Aufsatzes hat in seiner amtlichen Eigen- 
schaft eine große Zahl der in der vorstehenden Uebersicht angeführten Gesetze 
und Vollzugsanweisungen entworfen. Die anderen wurden zumeist von 
Min.-Rat Dr. Adler vorbereitet. 
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stören drohten, hier eine verständnisvolle, auf friedfertige Beilegung 
abzielende Behandlung und Bereinigung erfuhren. Mit dem Eintritte 
ruhigerer sozialer Zustände hörte ihre Wirksamkeit von selbst auf, 
ohne das sie ausdrücklich aufgelöst worden wäre. 

Angesichts der Fülle sozialpolitischer Neuerungen, die in den 
Kreisen der Unternehmer vielfach als schwere Beeinträchtigung 
des Wirtschaftslebens empfunden wurden, ist es auffallend, daß 
in der bürgerlichen Presse kaum jemals ein Wort ernsthafter Kritik 
laut wurde, ja, daß die führenden Tagesblätter — von der Arbeiter- 
presse abgesehen — kaum hie und da eine dürftige Notiz über die 
sozialpolitischen Maßnahmen brachten. Aber auch die Fachzeit- 
schriften ließen es an einer eingehenderen Erörterung dieser Maß- 
nahmen völlig fehlen, und so ist in der öffentlichen Meinung die 
Sozialpolitik Oesterreichs in ein ihr wenig günstiges Dunkel gehüllt, 
in dem Mißverständnisse und vorschnelle Urteile fruchtbaren Boden 
finden. Es ist eine Art Vogel-Strauß-Politik, die hier im stillschwei- 
genden Einverständnisse geübt wurde. 

IV. Wie schon oben erwähnt, ist eine eingehende Behandlung 
aller Maßnahmen der Sozialpolitik nicht beabsichtigt. Die folgende 
Darstellung soll sich vielmehr auf eine Erörterung jener Gesetze 
und Verordnungen beschränken, die von entscheidender Bedeutung 
für das Wirtschaftsleben geworden sind, oder grundsätzlich Neues 
verfügen. Unter diesem Gesichtspunkte beanspruchen zunächst 
die Gesetze über die Heimarbeit und die Kinderarbeit keine ein- 
gehende Besprechung. Sie standen schon im absterbenden Par- 
lamente des alten Oesterreich zur Behandlung, und wurden von der 
konstituierenden Nationalversammlung der jungen Republik mit 
raschem Zugreifen verabschiedet. Sie haben beide bisher den Weg 
ins Leben nur sehr langsam zu finden vermocht. Dem Gesetze 
überdie Heimarbeit, daseine Regelung der Löhne von Heim- 
arbeitern durch besondere Kommissionen vorsieht, blieb eine durch- 
greifende Wirkung — von anderen Hemmnissen ganz abgesehen — 
vor allem deshalb versagt, weil die sprunghafte Preisentwicklung 
eine obrigkeitliche Lohnregelung sehr erschwert. Die Festsetzung 
von Arbeitslöhnen in der Heimarbeit blieb bisher auf einige Zweige 
der Konfektionsindustrie beschränkt. (Erzeugung von Herren- 
wäsche, von Blusen und Leinenkleidern, von militärischen Wäsche- 
sorten und Monturen). Es gelang übrigens, dank der in der öster- 
reichischen Konfektion herrschenden günstigen Konjunktur, den 
Heimarbeitern vielfach, sich durch Kollektivverträge entsprechende 
= Arbeitsverdienste zu sichern. 

Das Gesetz überdie Kinderarbeit, dasseine Entstehung 
in erster Linie den unablässigen Bemühungen des verdienten ehe- 
maligen Abgeordneten Dr. Ofner verdankt, ist ein Ergebnis jener 
naiven Auffassung, die wähnt, gegen Ueberstände des gesellschaft- 
lichen Lebens auch dann mit Verbotsmaßnahmen ankämpfen zu 
können, wenn sie ihre Wurzeln in der wirtschaftlichen Notlage, 
oder, wie dies bei der Kinderarbeit auf dem Lande der Fall ist, in 
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den eigenartigen Produktionsbedingungen haben. Ohne umfassende 
Maßnahmen der Kinderfürsorge läßt sich eine Einschränkung 
der Kinderarbeit vor allem das gesetzlich vorgesehene Verbot 
einer regelmäßigen entgeltlichen Beschäftigung der Kinder unter 
14 Jahren, nicht durchführen; am allerwenigsten in einer Zeit der 
bitteren Not, der tiefsten Erschütterung des Wirtschaftslebens und 
des staatlichen Verwaltungsapparates. 

Unter den eigentlichen Arbeiterschutzgesetzen bedeutete das 
Verbot der Nachtarbeit der Frauen und Ju- 
gendlichen keine grundsätzliche Neuerung; es ergänzte die 
Vorschriften eines älteren, aus dem Jahre ıgıı stammenden Ge- 
setzes, das seine Entstehung einer internationalen Vereinbarung 
verdankte, durch Erweiterung des Kreises der Betriebe und durch 
Ausdehnung des Schutzalters bis zum 18. Lebensjahre. Die A b- 
schaffung der Arbeitsbücher trug einer alten For- 
derung der Arbeiterschaft Rechnung, ebenso die Beseitigung jener 
veralteten Polizeivorschrift der Gewerbeordnung, die den unge- 
rechtfertigten Austritt des Arbeiters als Kontraktbruch mit Frei- 
heitsstrafen bedrohte. Das Bäckerschutzgesetz — es 
ist die einzige unter allen sozialpolitischen Vorschriften Oesterreichs, 
deren Bestimmungen bewußt der entsprechenden reichsdeutschen 
Regelung angepaßt wurden — verfügte neben einer Einschränkung 
der Arbeitszeit vor allem das Verbot der Nachtarbeit in allen der 
Erzeugung von Backwaren gewidmeten Betrieben. Ein dringendes 
Begehren der Gewerkschaften erfüllte auch das Gesetz über die 
Arbeiterurlaube, das den gewerblichen Arbeitern, je nach 
der Dauer der Beschäftigung im Betriebe, den Anspruch auf einen 
bezahlten Urlaub von 8—ı4 Tagen sichert. Mit dieser berechtigten 
Maßnahme des Arbeiterschutzes, die ihr Vorbild in älteren Vor- 
schriften des Rechtes der Handelsangestellten findet, steht die 
österreichische Gesetzgebung vorläufig ziemlich vereinzelt da. 

Es erheischt auch das Gesetz über den achtstündigen 
Arbeitstag, so einschneidend die Wirkungen sind, die es im 
Wirtschaftsleben übt, unter grundsätzlichen Gesichtspunkten keine 
eingehende Erörterung, denn es erfüllt bloß, allerdings mit weit 
energischerem Zugriffe, dieschon lange von der Sozialpolitik erhobene 
und zögernd verwirklichte Forderung nach einer fortschreitenden 
Verkürzung der Arbeitszeit. Es kam in zwei Etappen zustande: 
das erste, Ende 1918 beschlossene Gesetz über den achtstündigen 
Arbeitstag beschränkte seinen Geltungsbereich auf die fabriks- 
mäßigen Betriebe; es wurde mit der herrschenden Arbeitslosigkeit 
begründet, denn es sei unerträglich, daß ein Arbeiter länger als 
8 Stunden beschäftigt sei, während sein Genosse das harte Schicksal 
des Arbeitslosen erdulden müsse. Das Gesetz wurde daher zeitlich 
befristet, es sollte nur bis zum Tage des Friedensschlusses gelten, 
von dem man eine internationale Regelung erwartete, der man nicht 
vorgreifen wollte. Die Arbeitszeit der männlichen Jugendlichen 
und der Frauen wurde übrigens sogar mit 44 Stunden wöchentlich 
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begrenzt, doch wurden von dieser praktisch viefach kaum durch- 
führbaren Vorschrift alsbald sehr weitgehende Ausnahmen ge- 
währt. 

Ungefähr ein Jahr später, im Dezember 1919, wurde ein zweites 
Gesetz über den achtstündigen Arbeitstag beschlossen, das, dem 
ersten ziemlich gleichlautend, dieses ablösen und am Tage des Frie- 
densschlusses in Kraft treten sollte. Von seinem Vorgänger unter- 
schied es sich vor allem dadurch, daß es seine Geltung auf alle ge- 
werblichen Betriebe im weitesten Sinne, einschließlich des Klein- 
gewerbes und des Handels, ferner auf alle Betriebe des Verkehrs, 
einschließlich der Eisenbahnen, der Post- und Telegraphenanstalten 
erstreckte. Es zählt indes nur wenige Paragraphen, da es, auch hierin 
seinem Vorgänger folgend, dem Chef des Ressorts für soziale Ver- 
waltung ein weitgehendes, nahezu uneingeschränktes Recht ein- 
räumt, nach Anhörung eines gleichmäßig aus Vertretern der Unter- 
nehmer und der Arbeiter zusammengesetzten Beirats, Ausnahme- 
verfügungen zu erlassen. Diese Methode der Gesetzgebung, der 
noch so manche andere österreichische Gesetze den Vorzug einer 
außerordentlichen Kürze und Prägnanz verdanken, ist sehr bezeich- 
nend für das Kraftbewußtsein der österreichischen Gewerkschafts- 
kommission, die kein Bedenken trägt, der Regierung eine scheinbar 
sehr große Machtfülle‘ anzuvertrauen, weil sie überzeugt ist, daß 
gegen ihren Willen auch nicht die bescheidenste Ausnahmever- 
fügung ergehen wird. 

Angesichts der internationalen Verallgemeinerung, welche der 
Gedanke des gesetzlichen Achtstundentages durch die Beschlüsse 
der Washingtoner Arbeitskonferenz erhalten hat, angesichts der 
unausweichlichen politischen Notwendigkeit, diese Forderung der 
Arbeiterschaft zu verwirklichen, muß der Einwand verstummen, 
ob eine Herabsetzung der Arbeitszeit in diesem Ausmaße, in dieser 
Ausdehnung auf Betriebe der verschiedensten Art gerade in einer 
Zeit zweckmäßig war, die an die Produktivität der Volkswirtschaft 
die höchsten Anforderungen hätte stellen müssen. Sorgfältige 
Beachtung der Bedürfnisse des Wirtschaftslebens, vorsichtige Diffe- 
renzierung der Produktionszweige und Betriebsgruppen mit Rück- 
sicht darauf, daß die Verkürzung der Arbeitszeit keineswegs überall 
durch eine Intensivierung der Arbeitsleistung ausgeglichen werden 
kann, daß der eine Betrieb die Arbeitskraft während der Arbeitszeit 
tatsächlich ununterbrochen in Anspruch nimmt, der andere dem 
Arbeiter mancherlei Pausen gönnt, der dritte oft stundenlang nicht 
viel mehr als die Betriebsanwesenheit erheischt — alle diese und 
ähnliche von einer konservativeren Sozialpolitik einst sorgfältig 
untersuchte Umstände wurde gar nicht in Erwägung gezogen; der 
entschlossene Wille der Gewerkschaften gab den Ausschlag. Erst 
nachträglich wurden mit Zustimmung der Gewerkschaften die un- 
bedingt erforderlichen Ausnahmen bewilligt: um den Schichtwechsel 
in ununterbrochenen Betrieben zu ermöglichen, um den besonderen 
Verhältnissen der Papierfabrikation, der chemischen und der Zucker- 
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industrie, des Baugewerbes, des Kleinhandels u. dgl. m. Rechnung 
zu tragen. 

V. Die zahlreichen, in der Uebersicht aufgezählten Maßnahmen 
zum Schutze der Handelsangestellten hatten zunächst den Charakter 
von Uebergangsverordnungen. Die Vollzugsanweisungen, die den 
Unternehmer verpflichteten, den aus dem Kriege heimkehrenden 
Angestellten wieder aufzunehmen, und zwar zu 
Gehaltsbedingungen, die den geänderten Preisverhältnissen ent- 
sprechen, erneuerten im wesentlichen die Vorschriften, die schon 
die altösterreichische Regierung zum Schutze der zur Kriegsdienst- 
leistung einberufenen Handelsangestellten erlassen hatte; ergänzt 
wurden diese Bestimmungen durch ein Verbot der Kündi- 
gung der Dienstverträge aller Handelsangestellten, um in den 
ersten Zeiten der Wirtschaftskrise diesen Teil des Arbeitsmarktes 
nach Möglichkeit vor einer jähen Ueberflutung durch Arbeitslose 
zu bewahren. Als das Wirtschaftsleben allmählig in geordnetere 
Bahnen einlenkte, und die Panik der ersten Monate nach dem Um- 
sturze sich beruhigt hatte, wurden diese Kündigungsverbote derart 
abgebaut, daß gleichzeitig mit der Erneuerung der anfangs kurz 
befristeten Vorschriften mehrmonatige Kündigungstermine, abge- 
stuft nach der Dauer der Beschäftigung im Betriebe vorgesehen 
wurden. Es handelte sich bei dieser Regelung ausschließlich um 
Uebergangsmaßnahmen, die immer mehr an Bedeutung verloren. 
Das gleiche gilt von jener Vollzugsanweisung, die den Unternehmer, 
bei Verlegung des Sitzes der Unternehmung ins Ausland verpflichtet, 
den Angestellten entsprechende Abfertigungen zu gewähren. Denn 
alle jene Unternehmungen, deren Betriebstätten in den Sukzessions- 
staaten gelegen waren, sahen sich gezwungen, auch die kaufmännische 
Leitung, die bisher ihren natürlichen Platz in Wien als dem Zentrum 
des inländischen Marktes gefunden hatte, in das neue Vaterland 
zu verlegen, und ihre Wiener Angestellten zu entlassen. Diesen 
sollte, da ihre Aussicht, in absehbarer Zeit einen neuen Dienstposten 
zu erlangen, recht gering war, durch den Abfindungsbetrag wenig- 
stens für einige Monate die Existenz gesichert werden. 

Eine dauernde Regelung beabsichtigt das am 1r. Mai 1921 vom Na- 
tionalrate beschlossene Angestelltengesetz, dasam I. Juli in 
Wirksamkeit treten soll; es bringt allen in privaten Unternehmungen 
beschäftigten Angestellten in mannigfacher Richtung eine Erweiterung 
der den Handelsangestellten schon durch die ältere Gesetzgebung ein- 
geräumten Rechte, so eine nach der vollstreckten Dienstzeit abgestufte 
Verlängerung der Kündigungsfristen und einen nach dem gleichen 
Gesichtspunkte abgestuften Anspruch auf Abfertigung im Falle 
einer Lösung des Dienstverhältnisses durch den Dienstgeber; ferner 
einen erweiterten Anspruch auf Fortleistung des Entgelts bei Ver- 
hinderung des Dienstnehmers an der Arbeitsleistung durch Krank- 
heit oder Unglücksfall; den weiblichen Dienstnehmern soll ein 
besonderer Schutz im Falle der Schwangerschaft und Entbindung 


gesichert werden, der im wesentlichen den Bestimmungen des Wa- 
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shingtoner Konventionsentwurfs entspricht; auch der Anspruch auf 
einen Urlaub wird neu geregelt u. dgl. m. Die Anregung zu dieser 
Novellierung ging von den politischen Parteien aus; sowohl die 
sozialdemokratische wie die christlichsoziale Partei brachte einen 
Entwurf ein; die beiden Entwürfe wurden im Justizministerium 
zu einer Regierungsvorlage umgearbeitet. Ein von sozialdemo- 
kratischer Seite vertretener Antrag, einen Mindestgehalt in der Höhe 
des jeweils von der Einkommensteuer befreiten Existenzminimums 
(gegenwärtig 32 000 Kronen) festzulegen, wurde abgelehnt. 

Dem Nationalrate liegt ferner der Entwurf eines Handels- 
agentengesetzes vor, dessen zwingende Vorschriften dem 
Handelsagenten einen Anspruch auf Mitteilung eines Buchauszugs 
und auf Bucheinsicht, auf Vorschüsse und auf Einhaltung einer 
Kündigungsfrist sichern, die Auflösung des Vertrags und ihre Folgen, 
die Vereinbarung der sog. Konkurrenzklausel regeln. 

Ein Symptom für die Veränderung der sozialen Machtverhält- 
nisse ist das Gesetz über den Dienstvertragder Hausgehilfen, 
das an Stelle des alten, von vormärzlichem Polizeigeist erfüllten 
Dienstbotenrechtes trat. Es gibt dem Hausgehilfen weitgehende 
Rechte gegenüber dem Dienstgeber, es regelt seinen Anspruch auf 
Entgelt, Kost, Unterkunft, Ruhezeit, Urlaub, Einhaltung einer 
Kündigungsfrist; es gewährt ferner einen mit der zehnjährigen 
Dauer des Dienstverhältnisses beginnenden, mit jedem weiteren 
Dienstjahre steigenden Anspruch auf Abfertigung. Auch die häus- 
liche Wirtschaft in den Großstädten hat infolge der durch den Krieg 
und seine Nachwirkungen verursachte Verschiebung der Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnisse eine tiefgehende Umgestaltung 
erfahren, deren endgültiges Ergebnis noch nicht abzusehen ist. 
War früher jede Hausfrau des Mittelstandes in der Lage, sich wenig- 
stens eine weibliche Hilfskraft zur Unterstützung ihrer häuslichen 
Arbeit zu halten, so fehlen ihr heute zumeist die dazu erforderlichen 
Mittel. Anderseits sträubt sich das erwachende Selbstbewußtsein 
der Mädchen der Arbeiterklasse und ihre Vorliebe für persönliche 
Freiheit gegen die mit dem Eintritte in häusliche Dienste untrennbar 
verbundene Abhängigkeit von dem Willen des Dienstgebers. Die 
slavischen Gebietsteile, die früher vor allem die Großstädte Oester- 
reichs, und insbesondere Wien, mit dem Nachwuchs an Dienstboten 
versorgten, sind nun abgetrennt, und der Tiefstand der österreichi- 
schen Valuta hemmt im Vereine mit den Nahrungsschwierigkeiten 
der österreichischen Städte die Zuwanderung. Es mangelt daher 
trotz der verminderten Nachfrage an Hausgehilfen, und dies ver- 
schafft ihnen jene günstige Lage auf dem Arbeitsmarkte, die eine 
Voraussetzung für die Beobachtung der sozialpolitischen Vorschriften 
des Gesetzes ist; denn eine straffe gewerkschaftliche Organisation, 
die seine Durchführung sichern könnte, mangelt begreiflicherweise 
vollständig. 

VI. Unter den in der Uebersicht angeführten sozialpolitischen 
Maßnahmen kommen für eine eingehende Darstellung in Betracht: 
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die Einrichtungen der Fürsorge für die Arbeitslosen, das Gesetz 
über die Betriebsräte; die Fortbildung des Arbeitsrechtes durch 
Regelung der kollektiven Arbeitsverträge; die Errichtung neuer 
Arbeitsbehörden und Organe zur Vertretung der Interessen der 
Arbeiterschaft. Diese Erörterung wird manche Gelegenheit bieten, 
die einleitenden Betrachtungen über die Gestaltung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse in Oesterreich und über den etwaigen Einfluß 
der sozialrevolutionären Ideen auf die Sozialpolitik des neuen Staates 
zu ergänzen. Das wichtigste Gebiet der sozialen Erscheinungen, 
der Kampf um die Arbeits- und Lohnbedingungen, wird freilich 
dabei nicht berührt, weil es nach wie vor nicht in den Kreis sozial- 
politischer Maßnahmen gezogen wurde. Diesen Erscheinungen 
soll daher ein besonderer abschließender Abschnitt gewidmet werden. 


2. Die Arbeitslosenfürsorge ?). 


I. Die Einrichtungen zur Unterstützung der Arbeitslosen, die 
unmittelbar nach Beendigung des Krieges in den bewegten Novem- 
bertagen in Neu-Oesterreich, und zwar noch vor den entsprechenden 
Maßnahmen des Deutschen Reichs, geschaffen wurden, waren zu- 
nächst als ein kurzlebiges Provisorium gedacht, dessen Geltungs- 
dauer indes immer wieder verlängert werden mußte, je mehr die 
Wirtschaftskrise infolge der zunehmenden Not an Kohle und Roh- 
stoffen einen chronischen Charakter annahm. Ihr Zweck war es 
zunächst, zwei großen Massen von entwurzelten Menschen insolange 
eine Sicherung ihrer Existenz zu gewähren, bis sie wieder ihren Ar- 
beitsplatz im Wirtschaftsleben finden könnten: den von der aufge- 
lösten Front regellos in die Heimat rückflutenden Soldaten und 
jenen Tausenden von Arbeitern und Arbeiterinnen, die plötzlich 
aus den zum Stillstande verurteilten Betrieben der Kriegsindustrie 
entlassen wurden. Vor der Wucht der Argumente, die für eine 
Versorgung dieser Brotlosen aus öffentlichen Mitteln sprachen, 
mußten alle Bedenken verstummen, insbesondere konnte auch die 
finanzielle Erwägung nicht durchschlagend sein, daß mangels jeder 
anderweitigen Deckung die Kosten der Unterstützung aus Staats- 
mitteln mit Hilfe der Notenpresse bestritten werden mußten. Es 
galt auch, keine Zeit verlieren, denn schon trafen die ersten Züge 
heimkehrender Soldaten ein. So wurde denn die ganze Einrichtung 
förmlich über Nacht aus dem Boden gestampft, so daß schon am 
15. November ıgı8 die Auszahlung der Unterstützungsgelder be- 
ginnen konnte. Es darf vielleicht als Beweis für die Zweckmäßig- 
keit der getroffenen Maßnahmen gelten, daß die Nachbarstaaten 


1) Bei der Bearbeitung dieses Abschnittes wurden mehrere Aufsätze des 
Verfassers in den Zeitschriften »Der österr. Volkswirt« (1919 und 1920), »Soziale 
Praxis+ (1920), »Der Arbeitsnachweis in Deutschland« (1920), »Monatschrift 
für Arbeiter- und Angestellten-Versicherung«e (1920) benützt. Vgl. auch 
Palla, Ein Jahr Arbeitslosenfürsorge in Oesterreich in den Amtl. Nachrichten 
des Staatsamts für soziale Verwaltung 1919 Heft 21/22. 
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Oesterreichs, in denen ähnliche Verhältnisse eintraten, sich alsbald 
veranlaßt sahen, die österreichischen Bestimmungen mit geringen- 
Abänderungen bei Einrichtung ihrer Arbeitslosenfürsorge zu kopie- 
ren: so Ungarn, die Tschecho-Slowakei und Polen. 

Im Gegensatze zu der entsprechenden Einrichtung des Deut- 
schen Reichs, die bald darauf ins Leben gerufen wurde, verzichtete 
die österreichische Arbeitslosenfürsorge, mit einer später zu er- 
wähnenden vorübergehenden Ausnahme, von vornherein auf eine 
Mitwirkung der Gemeinden. In finanzieller Hinsicht war eine Bei- 
hilfe von ihnen nicht zu erwarten. Sie schienen aber auch deshalb 
wenig geeignet, in der Organisation eine Rolle zu spielen, weil die 
Gemeinden in Oesterreich keineswegs überall Träger der Arbeits- 
vermittlung sind. Wollte man indes ernstlich daran denken, die 
Arbeitslosen wieder in das Erwerbsleben zurückzuführen, so mußte 
man einen möglichst innigen Zusammenhang zwischen den Organen 
der Unterstützung und den Einrichtungen der Arbeitsvermittlung 
herstellen; zu Arbeitslosenämtern wurden daher durchwegs An- 
stalten der gemeinnützigen Arbeitsvermittlung bestimmt. In Wien, 
wo die Arbeitslosigkeit alsbald einen erschreckenden Umfang an- 
nahm, waren es neben dem sehr gut geleiteten Arbeiterfürsorgeamte 
der Gemeinde, das die unqualifizierten Hilfsarbeiter übernahm, 
die fachlichen Arbeitsnachweisstellen der Gewerkschaften, die sich 
schon aus politischen Gründen mit dem größten Eifer in den Dienst 
der Sache stellten. In den Provinzstädten dagegen genügte regel- 
mäßig eine einzige Stelle für alle Arbeitslosen. So in der Steiermark 
die vom Vereine »Steirischer Arbeitsnachweis« geschaffenen Ein- 
richtungen. Anderwärts mußte die Arbeitsvermittlung vielfach 
ganz neu Organisiert werden, denn erst in der Kriegszeit hatte die 
Staatsverwaltung begonnen, dieser Einrichtung die erforderliche 
Aufmerksamkeit zuzuwenden. Als Ueberbau wurden in den Haupt- 
städten der Länder und in einzelnen wichtigen Industrieorten sIndu- 
strielle Bezirkskommissionen« errichtet, die, gleichmäßig aus er- 
nannten Vertretern der Unternehmer und der Arbeiter zusammen- 
gesetzt, die Aufsicht über die Arbeitslosenämter übernahmen. Die 
oberste Leitung wurde dem Staatsamte für soziale Verwaltung über- 
tragen 8). 

Daß es gelang, diese Organisation binnen wenigen Tagen auf- 
zurichten, leistungsfähig zu machen und zu erhalten, daß der neue 
Apparat nirgends zu berechtigten Klagen Veranlassung gab, hat 
die breite Oeffentlichkeit als etwas Selbstverständliches hingenom- 
men. Auch hier hat sich wieder das System der gemischten Ver- 
waltung, des Zusammenwirkens der Beamten mit den Vertretern 
der beteiligten Kreise, der Uhternehmer und der Arbeiter sehr gut 
bewährt. 


$) In seiner Eigenschaft als Funktionär dieses Staatsamtes hatte der 
Verfasser einen maßgebenden Einfluß auf die Schaffung und Durchführung 
der Arbeitslosenfürsorge. Es ist daher begreiflich, wenn ihm für die etwaigen 
Mängel der Einrichtung das scharfe Auge des unbefangenen Beobachters fehlt. 


-e 
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Im Unterschiede zu der Erwerbslosenfürsorge des Deutschen 
Reiches wurde die Arbeitslosenunterstützung Oesterreichs von 
vornherein auf die Arbeiter und Angestellten beschränkt. Als Kri- 
terium diente die Krankenversicherungspflicht der einstigen Be- 
schäftigung des Anspruchswerbers, wenn man auch, namentlich in 
der Not der ersten Krisenmonate, durch mancherlei künstliche 
Interpretation diesem Begriffe ein erweitertes Anwendungsgebiet 
gab, insbesondere den ehemaligen Angestellten der Heeresverwaltung, 
der Kriegsfürsorgeeinrichtungen, den Angehörigen der Kriegsmarine, 
u. dgl. den Anspruch zuerkannte, obwohl sie niemals der Kranken- 


-` versicherung im eigentlichen Sinne unterworfen waren. Vorüber- 


gehend wurde daneben vom Staatsamte für Landwirtschaft eine 
Arbeitslosenunterstützung für die Landarbeiter eingerichtet, um 
den aus dem Felde heimkehrenden Angehörigen dieser Berufsgruppe 
die gleiche Begünstigung zu gewähren wie den gewerblichen Arbeitern. 
Diese Gleichstellung, deren Durchführung an die Gemeinden an- 
knüpfte, erwies sich als so wenig erforderlich und zweckmäßig, 
daß sie schon Mitte Februar IgIg, ohne Widerspruch zu erregen, 
aufgegeben werden konnte. 

Durch zwischenstaatliche Vereinbarungen mit dem Deutschen 
Reiche, Ungarn, der Tschecho-Slowakei und Polen wurde die Unter- 
stützung auch auf die in Oesterreich wohnhaften Angehörigen der 
Vertragsstaaten ausgedehnt. Von der Gesamtzahl der Unterstützten 
entfielen im Durchschnitte auf Tschechoslowaken nicht weniger als 
Io %, auf Ungarn 3,87 %, auf Polen 1,2%, auf Reichsdeutsche 
bloß 0,42 %. 

Die Grundlage für die Bemessung der Unterstützung bildete 
das Ausmaß des dem Arbeiter mit Rücksicht auf seine letzte kran- 
kenversicherungspflichtige Beschäftigung gebührenden Kranken- 
geldes, dessen Höchststufe 6 Kronen täglich betrug. Dieser Betrag 
wurde in allen Gebieten mit teuren Lebensverhältnissen zum Nor- 
malsatz, da die heimkehrenden Soldaten zur Bemessung der Unter- 
stützung jeweils in jene Lohnklasse eingereiht wurden, die dem 
mit der Steigerung der Löhne erreichten durchschnittlichen Ar- 
beitsverdienste ihrer ehemaligen Berufgenossen entsprach. Unter 
dem Einflusse der in der Kriegszeit üblich gewordenen Formen 
der Lohnbildung entschloß man sich, dem Arbeitslosen überdies 
für jedes unversorgte Familienmitglied eine Zulage von täglich 
einer Krone zu gewähren, und zwar ohne Begrenzung des Gesamt- 
ausmaßes der Familienunterstützung. Gegen eine Begrenzung des 
Zuschlages wurde insbesondere geltend gemacht, daß er bei der 
Familie der heimkehrenden Soldaten an Stelle des Unterhaltsbei- 
trages zu treten habe, den die Familienmitglieder bisher genossen 
hatten. Seit Februar Igıg gewährte die Gemeinde Wien, deren : 
Vertretungskörper inzwischen eine sozialdemokratische Majorität 
erlangt hatte, unter dem Drucke der von den Arbeitslosen gestellten 
Forderungen, jedem Familienvater einen Zuschlag von 3 Kronen 
täglich; seit Ende April“überdies für jedes Familienmitglied eine 
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Zulage von einer Krone täglich, und die gleiche Zulage jedem über 
ı8 Iahre alten männlichen Arbeiter, der nicht in einem Familien- 
verband lebte. Ein Arbeitsloser, der drei Personen zu versorgen 
hatte, erhielt demnach an staatlicher Unterstützung 6 Kr., dazu den 
Gemeindezuschuß von 3 Kr. und die Familienzulage von 6 Kr., zu- 
sammen 15 Kr. Das Bedenkliche an diesem Systeme bestand darin, 
daß es sich durch die Berücksichtigung der Familie mit den allge- 
meinen Tendenzen der Lohnbildung in Widerspruch setzte, und 
insbesondere bei kinderreichen Arbeitslosen umso mehr hemmend 
auf die Arbeitslust wirkte, je leichter sich die etwaige Differenz 
zwischen Unterstützung und Arbeitslohn durch Gelegenheitsver- 
dienst gewinnen ließ. Auch in anderen Städten wurden ähnliche 
Zuschüsse aus den Mitteln der Gemeinden, der Länder oder aus 
besonderen Arbeitslosenfonds gewährt, die aus — meist wenig frei- 
willigen — Spenden der Unternehmer entstanden. Die Preisstei- 
gerung, die seit dem Herbste des Jahres Igıg einsetzte, bestimmte 
endlich die Staatsverwaltung zu Beginn des Jahres 1920, eine neuer- 
liche Zulage von je 2 Kronen täglich dem arbeitslosen Familienvater 
und dem nicht in einem Familienverbande lebenden ledigen Voll- 
arbeiter zuzubilligen. Inzwischen hatten die unaufhaltsam sich 
vollziehenden Lohnsteigerungen eine derartige Differenz zwischen 
der Unterstützung und dem regelmäßig erreichbaren Arbeitsver- 
dienste geschaffen, daß die erwähnten bedenklichen Wirkungen 
des bei der Bemessung der Unterstützung beobachteten Systems 
viel von ihrer anfänglichen Bedeutung verloren. 

II. Die statistischen Daten über den Stand der Arbeitslosen 
sind sehr lehrreich ; das Anschwellen und Verebben der Zahlen bietet 
eine gute Illustration zu der einleitend versuchten Unterscheidung 
mehrerer Perioden in der wirtschaftlichen und innerpolitischen 
Entwicklung der österreichischen Republik. Es betrug an den 
nachstehenden Stichtagen die Zahl der unterstützten Arbeitslosen: 


1. Dez. 1918 ı. Febr. ıgıg ı. Mai Igıg I. Juni 1919 


Wien (Stadtgebiet) 24 503 I13 905 131 500 127 556 
Oesterreich 45 675 161 803 185 238 170 935 
EREEUTSERDITENDe AE, EEE Rn ne N Sn Sn 1 

I. Periode II. Periode 


I. Aug. 1919 ı.Nov. 1919 9. Febr. 1920 1. Mai 1920 


Wien (Stadtgebiet) 113 379 73 023 51 979 35 956 
Oesterreich 133 362 87 107 64 483 46 850 
NOEP en Tea a a ZZ 


III. Periode 


In der ersten Periode und in den ersten Monaten der zweiten 
nimmt die Zahl der Arbeitslosen sehr rasch zu; ungefähr im Mai 1919 
erreicht sie ihren Höhepunkt und nimmt erst zu Ende dieser Periode 
langsam ab. Es sind nicht nur die Folgen der wirtschaftlichen Krise, 
die hier zum Ausdruck kommen, die Krise wurde dadurch verschärft, 
daß sich eine tiefgehende Arbeitsunlust breiter Schichten der Ar- 
beiterschaft bemächtigt hatte, insbesondere der unqualifizierten 
Hilfsarbeiter und der auf jede Lockerung der Ordnung rasch reagie- 
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renden weiblichen und jugendlichen Arbeitskräfte. Die unklaren 
sozialrevolutionären Ideen, die als Ergebnis einer Beseitigung des 
kapitalistischen Wirtschaftssystems jedem Arbeiter einen Anteil 
am Unternehmergewinne in Aussicht stellten, fanden hier frucht- 
baren Boden. Die soziale Revolution, die in den Nachbarstaaten 
Bayern und namentlich Ungarn dem Proletariate die Herrschaft 
gewonnen hatte, stand förmlich vor den Türen Oesterreichs. So 
schien es denn unter dem Gesichtspunkte einer Erhaltung der Ord- 
nung und Sicherheit weit zweckmäßiger zu sein, auch dem Arbeits- 
scheuen aus öffentlichen Mitteln eine Rente zu gewähren, als ihn 
der kommunistischen, von Ungarn mit reichlichen Geldmitteln 
versehenen Agitation zur willkommenen Beute werden zu lassen. 
Tatsächlich gelang es auch, von ganz vereinzelten Zwischenfällen 
abgesehen, jede Störung der öffentlichen Ordnung durch die Ar- 
beitslosen zu verhindern, und insbesondere jede ernsthafte Organi- 
sation der Arbeitslosen als solcher hintanzuhalten. Nirgends ge- 
wannen die Arbeitslosen einen unmittelbaren Einfluß auf die Lei- 
tung der Arbeitslosenunterstützung, so oft auch die Führer der 
kommunistischen Bewegung diese Forderung erheben mochten °). 

Als im Frühjahre das Wirtschaftsleben deutliche Anzeichen 
einer Besserung erkennen ließ, gab die Gewerkschaftskommission 
die Anregung, einen möglichst großen Teil der Arbeitslosen von 
der Gasse weg wieder in die Betriebe zu bringen, und es mit einem 
Einstellungszwange zu versuchen. Die Regierung ver- 
wirklichte diesen mit allen Grundsätzen der kapitalistischen Wirt- 
schaftsordnung und der privatwirtschaftlichen Betriebsführung 


'ım Widerspruch stehenden Gedanken durch eine Verfügung, die 


jedem Gewerbeinhaber, der am 26. April IgIg wenigstens 15 Ar- 
beitskräfte beschäftigte, die Verpflichtung auferlegte, seinen Stand 
an Arbeitern und Angestellten durch Vermittlung des zuständigen 
Arbeitslosenamtes um 20 % zu erhöhen und ihn dauernd auf dieser 
Höhe zu erhalten. Der unmittelbare Erfolg dieser anscheinend 
so radikalen Maßnahme war sehr dürftig, da viefach die Arbeiter- 
schaft der Betriebe selbst ihre strenge Handhabung vereitelte, 
In Wien z. B. verminderte sich die Zahl der Arbeitslosen, wie die 
Statistik zeigt, in dem auf den Stichtag folgenden Monate Mai in 
einem gar nicht nennenswerten Ausmaße, und auch in den darauf 
folgenden zwei Monaten um nicht viel mehr als 10 000. Die nach- 
haltige Wirkung dieser Verfügung, die, kurz befristet, in ıhrer Gel- 
tung immer wieder verlängert wurde, und auch gegenwärtig noch 
in Kraft steht, äußerte sich vielmehr darin, daß der Arbeitsmarkt 
auch bei wechselnden Konjunkturen der einzelnen Erwerbszweige 
vor einer plötzlichen Ueberflutung mit Arbeitslosen bewahrt blieb, 


®) Für den Mangel an jeder ernsthaften Organisation der Arbeitslosen 
ist es bezeichnend, daß bei den im Oktober und November 1919 zur Bildung 
des Wiener Arbeiterrats vorgenommenen Wahlen von rund 80 000 wahl- 
berechtigten Arbeitslosen blcB 1475 (1,8%) ihr Wahlrecht ausübten. (Die 
Zahlen nach dem oben Anm. ı angeführten Aufsatze von Friedrich Adler.) 
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da fortab jeder Unternehmer, der den Stand seiner Arbeitskräfte 
zu vermindern beabsichtigte, vorher die Zustimmung der Industriel- 
len Bezirkskommission erwirken mußte. Auf diese Weise wurde 
der Weg zu Verhandlungen eröffnet, und eine weitgehende Sta- 
bilisierung der Arbeitsverhältnisse erzielt, die sehr zur Beruhigung 
der Arbeiterschaft beitrug, mochte der Zwang auch manchem Unter- 
nehmer große finanzielle Opfer verursachen 1°). 

Im Herbste ist mit dem Zusammenbruche der Proletarierdik- 
tatur in Ungarn die Gefahr einer sozialen Umwälzung in Oesterreich 
beseitigt. Nun hatte jene Nachsicht, die bisher bei Gewährung der 
Arbeitslosenunterstützung im Interesse der öffentlichen Ordnung 
geübt werden mußte, ihre Berechtigung verloren. Durch eine ent- 
sprechende Verschärfung der Voraussetzungen für den Bezug der 
Unterstützung, durch ein System von Kontrollmaßnahmen, deren 
Zweck die Erforschung der Lebensverhältnisse jedes einzelnen Ar- 
beitslosen war, wurden von Monat zu Monat Tausende aus 
Unterstützung ausgeschieden. In ihrem Genusse standen in Wien 
am I. Oktober Igıg noch etwa 100 000, zu Beginn des Jahres 1920 
nur mehr rund 50000 Arbeitslose. Die entsprechenden Ziffern 
für das Staatsgebiet sind II2 000 und 64 000. Die Zweckmäßig- 
keit der gewählten Maßnahmen beweist die Tatsache, daß sich dieser 
Abbau vollzog, ohne einen nennenswerten Widerstand zu finden. 
Unterstützend wirkte die günstige Konjunktur, die sich dank der 
exportfördernden Wirkung der sinkenden Valuta, für zahlreiche 
Industriezweige ergab, .während gleichzeitig mit der Steigerung 
der Preise der Realwert der Unterstützung sank, so daß sie immer 
weniger ein Existenzminimum zu sichern vermochte. Die schüch- 
ternen Versuche der Staatsverwaltung, selbst Arbeitsgelegenheiten 
zu schaffen, erlangten keinerlei Bedeutung, und die Regierung ver- 
zichtete sehr bald mit gutem Grund auf jede Maßnahme »produkti- 
ver Erwerbslosenfürsorge.«. 

III. Die Gesamtkosten der Arbeitslosenunterstützung sind 
für die Zeit vom 18. November 1918 bis Anfang Mai 1920 einschließ- 
lich der Gemeindezuschüsse mit rund 500 Millionen Kronen zu 
veranschlagen, also mit nicht ganz ı Million Kronen täglich. Ab- 
solut betrachtet ist dieser Aufwand gewiß sehr ansehnlich; im Ver- 
gleiche mit ähnlichen durch die unseligen wirtschaftlichen Ver- 

10) Es mag nicht unerwähnt bleiben, daß das im Herbste 1920 beschlossene 
Invalidenbeschäftigungsgesetz, dem Unternehmer überdies die dauernde 
Verpflichtung auferlegte, auf 20 Arbeitnehmer mindestens einen, auf je 25 
weitere Arbeitnehmer mindestens einen weiteren Kriegsbeschädigten zu be- 
schäftigen, dessen Erwerbsfähigkeit um mehr al935 vom Hundert vermindert 
ist. Es zeigte sich übrigens sehr bald, daß die Zahl der auf diese Weise ver- 
fügbaren Arbeitsstellen viel größer war als die Zahl der nach dem Gesetze 
begünstigten Invaliden. Da dieses, genau genommen, den Zweck verfolgt, auf 
die Unternehmer, insbescndere der Großindustrie, die Aufgabe einer Er- 
haltung der vielfach wenig arbeitsfähigen und leider oft noch weniger arbeits- 
lustigen Kriegsbeschädigten zu überwälzen, ist es keine sozialpolitische Maß- 
nahme im strengen Sinne des Wortes. 
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hältnisse Oesterreichs verursachten unproduktiven Ausgaben des 
Staates aber fällt er nicht allzu schwer in die Wagschale. Betrug 
doch z. B. der staatliche Zuschuß zu der Mehlversorgung in den 
Monaten Juli bis Dezember 1919 allein etwa 500 Millionen Kronen 117. 

Schon aus dem unabweisbaren Bedürfnis, die Staatsfinanzen 
zu entlasten, indem auch andere Faktoren, insbesondere die Unter- 
nehmer und die Arbeiter zur Teilnahme an der Deckung des durch 
die Arbeitslosenunterstützung verursachten Aufwandes herange- 
zogen wurden, ergab sich die dringliche Notwendigkeit einer durch- 
greifenden Reform dieses zunächst als kurzlebendes Provisorium 
eingerichteten Systems. In der gleichen Richtung bewegten sich 
die Forderungen der Gewerkschaftskommission, die sich seit langem 
der Bedeutung der Arbeitslosenunterstützung als eines der wichtig- 
sten Hilfsmittel im Lohnkampfe bewußt war. So wurden denn in 
das sog. Koalitionsprogramm, das die beiden herrschenden Parteien, 
die sozialdemokratische und die christlich-soziale im H£&rbst 1919 
als Richtschnur für die legislativen Aufgaben der Nationalversamm- 
lung vereinbarten, auch der Plan einer gesetzlichen Ver- 
sicherung gegen die Arbeitslosigkeit aufge- 
nommen. Sie sollte, nach Branchen gegliedert, allmählig durchge- 
führt werden, sobald es die Gestaltung des Arbeitsmarktes erlaubte; 
zu den Kosten sollten der Staat, die Unternehmer und die Arbeit- 
nehmer je ein Drittel beitragen. 

IV. Die Regierungsvorlage !?), die zu Anfang des Jahres 1920 
der Nationalversammlung überreicht und am 24. März 1920 ohne 
wesentliche Aenderungen debattelos zum G e s e t z e erhoben wurde, 
hat die Grundsätze dieser Vereinbarung allerdings nur für die Kosten- 
deckung angenommen, im übrigen aber das Prinzip der Versicherung 
nach Erwerbszweigen, ja das Prinzip der Versicherung im strengen 
Sinne des Wortes für die Organisation der Einrichtung überhaupt 
abgelehnt, und sich für eine Regelung entschieden, die dem Ar- 
beitslosen den Anspruch unmittelbar gegen den Staat einräumt; 
dem Staate bleibt es vorbehalten, die Unternehmer und die Arbeit- 
nehmer zum Ersatze von zwei Dritteln des durch die Unterstützung 
verursachten Aufwandes heranzuziehen. 

Bestimmend für die Wahl dieses Systems war vor allem die 
Erwägung, daß es im Vergleiche mit allen anderen denkbaren Formen 
der Regelung die weitestgehende Vereinfachung des Verwaltungs- 
apparats, die größtmögliche Ersparnis an Verwaltungskosten 
und an Deckungskapitalien verhieß; daß es den Vorteil der Staats- 
finanzen überdies insofern am besten zu wahren schien, als die neue 
Organisation sich ohne viel Zeitverlust und Verwaltungsmaßnah- 
men unmittelbar an die bestehenden Einrichtungen anschließen 
ließ, während der Uebergang zu dem im Koalitionsprogramm ver- 
einbarten Systeme einen Schwebezustand von unbestimmter Dauer 

1) Vgl. Löwenfeld-Ruß, Lebensmittelpreise und Staatshaushalt, im 


Oesterr. Volkswirt vom 7. Febr. 1920. 
19) Der Entwurf wurde vom Verfasser dieses Aufsatzes ausgearbeitet. 
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erfordert hätte, dessen Lasten wohl, wie bisher, der Staatsschatz 
zur Gänze hätte übernehmen müssen. | 
Das Genter System, dessen Einführung von verschiedenen 
eiten angeregt wurde, und für dessen Annahme sich wenige Monate 
vorher eine Vorlage der tschechoslowakischen Regierung entschieden 
hatte, konnte ernstlich wohl kaum in Erwägung gezogen werden. 
Eigentlich ist dieses System nur der leidige Ausdruck der Verlegen- 
heit, die das Problem der Arbeitslosenfürsorge der alten, von lıbera- 
len Anschauungen stark beeinflußten Sozialpolitik bereitet hatte. 
Denn es überläßt die Unterstützung der Arbeitslosen der gewerk- 
schaftlichen Selbsthilfe und beschränkt sich auf die Gewährung 
eines Zuschusses aus öffentlichen Mitteln. Wollte man, was unver- 
meidlich war, bei Wahl dieses Systems auch den bisher nicht organi- 
sierten Arbeitern die Vorteile der Unterstützung sichern, so mußte 
man entweder einen Organisationszwang einführen, oder aber neben 
die gewefkschaftliche eine staatliche Ersatzeinrichtung stellen. 
Beides war gleich bedenklich. Ueberdies war die Frage, ob eine 
gewerkschaftliche Arbeitslosenkasse die Erfüllung des Anspruchs 
unter allen Umständen gewährleistet, im Hinblicke auf die ver- 
schiedene Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit der einzelnen Ge- 
werkschaften wohl zu verneinen. Ein System staatlicher Beauf- 
sichtigung wäre unvermeidlich, den Gewerkschaften selbst aber 
wenig erwünscht gewesen. Dazu:-kam noch ein ernstes Bedenken 
technischer Natur. Die Gewerkschaften befinden sich heute in- 
sofern in einem Umbildungsprozesse, als immer mehr an Stelle der 
Zugehörigkeit des Arbeiters zu einem Berufe seine Zugehörigkeit 
zu einem Betriebe für seine Eingliederung in die Gewerkschaft be- 
stimmend wird. Ein Wechsel des Betriebs hätte daher häufig 
genug auch einen Wechsel in der Zuständigkeit der Arbeitslosen- 
kasse zur Folge gehabt. Diese Umschreibungen hätten nicht nur 
die Verwaltung erschwer sondern auch erhöhte Kosten verursacht. 
Dieser Einwand schien aber auch gegen den im Koalitions- 
programme vorgesehenen Plan einer eigentlichen Versicherung nach 
Branchen zu sprechen, welch letztere als Grundlage selbstverständ- 
lich die Betriebsorganisation hätte wählen müssen. Die in Oesterreich 
so lebhaften separatistischen Tendenzen der Länder hätten ver- 
mutlich die Bildung von Branchenkassen, deren jede das ganze 
Staatsgebiet umfaßt, zu verhindern gewußt. Die Errichtung von 
Arbeitslosenkassen für kleinere Territorien hätte aber angesichts 
der starken Wanderbewegung eine Fülle von Ueberweisungen der 
Ansprüche, von gegenseitigen Verrechnungen der Kassen erfordert. 
Das entscheidende Argument aber gegen eine Organisation 
der Arbeitslosenfürsorge nach Erwerbszweigen und gegen die An- 
wendung des strengen Versicherungsprinzips auf dieses Gebiet der 
sozialen Verwaltung scheint sich aus dem Charakter der Arbeits- 
losigkeit und der Art ihrer Risiken zu ergeben. In den meisten 
Erwerbszweigen läßt sich, insbesondere in der gegenwärtigen Krisen- 
zeit, die künftige Gestaltung der Produktions- und Absatzverhält- 
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nisse nicht bestimmen, das Ausmaß der Arbeitslosigkeit daher nicht 
berechnen. »Der Ausgleich der Risiken der Arbeitslosigkeit«, so 
bemerkt der Motivenbericht zur Regierungsvorlage, »ist daher 
zweckmäßigerweise nicht auf die einzelnen Erwerbszweige zu be- 
schränken, sondern derart zu gestalten, daß die von der schwanken- 
den Konjunktur begünstigten Zweige zur Tragung jener Lasten 
herangezogen werden, welche die von der Ungunst der Verhältnisse 
schwer betroffenen für sich allein zu decken kaum imstande wären.« 
Die Forderung, eine Risikengemeinschaft aller Erwerbszweige 
des ganzen Staatsgebietes herzustellen, scheint sich daraus‘ 
folgerichtig zu ergeben. Allein die Errichtung einer »Einheitskasse« 
nach versicherungstechnischen Grundsätzen hätte — von den Kosten 
des Verwaltungsapparates ganz abgesehen — mit vergleichsweise 
sehr hohen Reserven rechnen müssen, zur Deckung jenes Aufwandes, 
der sich in künftigen Krisenjahren aus den Ansprüchen der Arbeits- 
losen ergeben mag; diese Beträge wären einer produktiven Ver- 
wendung entzogen worden. Die Arbeitslosigkeit als Folge des Mangels 
an Arbeitsgelegenheit unterscheidet sich eben von allen andern 
Formen der Arbeitslosigkeit (als Folge von Krankheit, Invalidität usw.) 
dadurch, daB sie nur in gewissen Saisongewerben eine Regelmäßig- 
keit erkennen läßt, in ihren wichtigsten Erscheinungsformen aber 
durch ganz unbestimmbare wirtschaftliche und politische Ereignisse 
bedingt ist. 

V. Den einfachsten Ausweg aus all diesen Schwierigkeiten 
schien die von der Regierungsvorlage vorgeschlagene Konstruktion 
zu bieten, die den Staat und mit ihm die ganzen Kräfte der Volkswirt- 
schaft für die Erfüllung des Anspruchs des Arbeitslosen haftbar 
macht, und auf jeden Versuch streng versicherungstechnischer 
Deckung gänzlich verzichtet. Nun erübrigt sich auch die Errichtung 
einer besonderen Anstalt mit einem Heere von Beamten, es entfällt 
jede streng versicherungstechnische Berechnung des zu erwartenden 
Aufwandes und der einzuhebenden Versicherungsprämien; es bleibt 
nur noch die Frage übrig, wie die vorschußweise zur Gänze vom 
Staate bestrittenen Auslagen nachträglich auf die an der Kosten- 
deckung beteiligten Kreise aufgeteilt werden. 

VI. Der im Gesetze für diese Aufteilung gewährte Weg ist sehr 
einfach. Von den Gesamtkosten eines jeden Verwaltungsjahres 
sind dem Staate zwei Dritteile durch die Unternehmer und die 
Arbeitnehmer zu ersetzen, die sog. »Refundierungssumme« Da 
die Ersatzpflichtigen sämtlich Beiträge zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung oder zur Pensionsversicherung leisten, so schien es 
am zweckmäßigsten zu sein, durch Zuschläge zu diesen Beiträgen 
die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung im folgenden Verwal- 
tungsjahre einzuheben. Die Anstalten der Sozialversicherung 
(Krankenkassen, Pensionsanstalt für Privatangestellte) fungieren 
hiebei lediglich aus Zweckmäßigkeitserwägungen als Einhebungs- 
organe der Staatsverwaltung; sie haben weder mit der Berech- 
nung der Beiträge, noch mit der Gewährung der Unterstützung 
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irgend etwas zu tun. Auf diese Weise lassen sich die mit der 
Einhebung verbundenen Kosten auf ein Mindestmaß herabdrücken. 
Den Schlüssel für die Ermittlung der Beiträge liefert eine Rech- 
nung, welche die Refundierungssumme in Hundertteilen der zur 
Krankenversicherung angemeldeten Arbeitslöhne ausdrückt. Er- 
gibt in günstigen Wirtschaftsjahren, in denen das Gesetz über- 
dies eine Erhöhung der Beitragssätze gestattet, der Gesamtbetrag 
der eingehobenen Beiträge einen Ueberschuß über die Refundie- 
rungssumme, so ist dieser zur Bildung eines Arbeitslosenfonds zu 
verwenden, der in erster Linie dem Ausgleiche in Krisenjahren 
zu dienen bestimmt ist. Seine Höhe wird indes begrenzt, damit 
der Volkswirtschaft nicht ohne Not große Kapitalien entzogen werden. 
Ist in dieser Einrichtung eine Annäherung an das System einer 
Versicherung zu erblicken, so gilt das gleiche von der gesetzlichen 
Bestimmung, daß die von den Angehörigen der einzelnen Erwerbs- 
zweige zu leistenden Beiträge je nach dem Maße der überdurch- 
schnittlichen oder unterdurchschnittlichen Arbeitslosigkeit des Er- 
werbszweiges abgestuft werden können (Tarif der Arbeitslosigkeits- 
klassen). Es ist indes nicht möglich, daß sich, wie dies bei einer 
nach Branchen organisierten Arbeitslosenversicherung kaum ver- 
meidlich wäre, einzelne Erwerbszweige, in denen die Arbeitslosig- 
keit keine Rolle spielt, der Beitragsleistung gänzlich entziehen. 
So gelangt hier, im Unterschiede zu dem Prinzipe der Versicherung, 
der Gedanke der Beitragspflicht auf Grund der Leistungsfähigkeit 
zu seinem Rechte. 

Mit jenen Grundsätzen, von denen die Sozialpolitik der Vor- 
kriegszeit beherrscht war, ist die in diesem Gesetze versuchte Lö- 
sung freilich nicht ganz verträglich. Denn diese Grundsätze heischten 
eine Loslösung aller Funktionen der Sozialversicherung von der 
Staatsverwaltung und vor allem von den Staatsfinanzen. Die Vor- 
. züge dieses Systems, das als Träger der Versicherung jeweils be- 
sondere Anstalten als Selbstverwaltungskörper schuf, sollen nicht 
verkannt werden. Es erweckte in den Organen der Selbstverwal- 
tung ein hohes Maß wirtschaftlicher Verantwortlichkeit und bildete 
einen Stand tüchtiger Beamten heran, die zum Teile unmittelbar 
aus der Arbeiterklasse hervorgingen. Allein derartige Erwägungen 
vermochten nicht, die Bedenken zu überwinden, die gerade bei der 
Einrichtung der Arbeitslosenfürsorge gegen die Anwendung ähnlicher 
Grundsätze sprachen. Zudem ist auch, unter dem Einflusse des 
Wandels der wirtschaftspolitischen Ueberzeugung die Stellung des 
Staates im Wirtschaftsleben heute eine andere als vor dem Kriege. 

VII. Die Darstellungen der übrigen Bestimmungen des Gesetzes 
sei auf die wichtigsten Fragen beschränkt. 

Der Anspruch auf die Unterstützung wird in Uebereinstimmung 
mit der provisorischen Regelung den Arbeitern und Angestellten 
der Industrie, des Gewerbes, des Handels und des Bergbaues gewährt ; 
er entsteht am achten Tage nach dem Beginne der Arbeitslosigkeit. 
Als Merkmal dient die gesetzliche Pflicht zur Kranken- und Pen- 
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sionsversicherung. Die Voraussetzungen des Anspruchs werden 
genau bestimmt; gefordert wird Arbeitsfähigkeit, unverschuldete 
Arbeitslosigkeit, Nachweis einer Mindestdauer der versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung (20 Wochen innerhalb der letzten 12 
Monate). Dagegen wird es — auch hier wird der Gedanke einer 
Versicherung mit Bewußtsein verlassen — gar nicht untersucht, 
ob der Arbeitslose bzw. sein früherer Arbeitgeber seine Pflicht, 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu leisten, erfüllt hat. Durch 
mehrere Uebergangsbestimmungen werden insbesondere den ehe- 
maligen Soldaten und den aus der Gefangenschaft heimkehrenden 
Personen Erleichterungen in den Voraussetzungen des Anspruchs 
gewährt, desgleichen wird während der Wirtschaftskrise eine Ver- 
längerung der sonst mit I2 Wochen innerhalb I2 Monaten begrenzten 
Höchstdauer der Unterstützung bis auf 20 Wochen gestattet. Durch 
eine Novelle wurde (Oktober 1920) diese Höchstdauer bis auf 30 
Wochen ausgedehnt. 

Das Ausmaß der Unterstützung wurde in Hundertteilen des 
gesetzlichen Krankengeldes bestimmt, das übrigens mit der fort- 
schreitenden Geldentwertung namhafte Erhöhungen erfuhr. An- 
fänglich betrug die Unterstützung für den Arbeitslosen, der für 
die Erhaltung einer Familie zu sorgen hat, r00 %, für die übrigen 
75 % des gesetzlichen Krankengeldes. Durch die zweite Novelle 
zum Arbeitslosenversicherungsgesetze wurde vom sozialpolitischen 
Ausschusse der Nationalversammlung das Ausmaß der Unterstützung 
— entgegen dem Antrage der Regierung — für den Familienerhalter 
auf 125 % des gesetzlichen Mindestkrankengeldes erhöht, für die 
übrigen Arbeitslosen mit 75 % dieses Unterstützungssatzes be- 
messen — eine schwer zu rechtfertigende Begünstigung des Arbeits- 
losen, der regelmäßig sich Gelegenheitsverdienste verschaffen kann, 
während dem erkrankten Arbeiter diese Möglichkeit fehlt. So wurde 
unter dem Drucke der Geldentwertung das nominelle Ausmaß der 
Unterstützung sprunghaft gesteigert; es betrug von Mai bis Oktober 
1920 dar Höchstausmaß 12 Kronen täglich; dann 18 Kronen täglich; 
seit Anfang April 1920: go Kronen täglich. Das System der nach 
der Kopfzahl wachsenden Familienzulage wurde gänzlich aufge- 
geben. Die Unterstützung ist wöchentlich im nachhinein von einer 
öffentlichen Kasse auszuzahlen, die auszablende Stelle, die zu- 
gleich gewisse Kontrollfunktionen zu übernehmen hat, wird daher 
von der anweisenden strenge getrennt. 

Die von der provisorischen Regelung geschaffene Behörden- 
organisation wurde im wesentlichen unverändert beibehalten, da 
sie sich sehr gut bewährt hatte. Es blieb daher bei der Uebertragung 
der Aufgaben von Arbeitslosenämtern an die gemeinnützigen Ar- 
beitsnachweisstellen, ebenso wurden die Industriellen Bezirks- 
kommissionen als Aufsichts- und Mittelinstanzen vom Gesetze 
übernommen. Die Leitung der Arbeitslosenfürsorge wurde dem 
Staatsamte für soziale Verwaltung übertragen. Ein geordänetes 
Verfahren, das mehrere Instanzen (Schiedskommission des Arbeits- 
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losenamtes — Industrielle Bezirkskommission — Staatsamt für 
soziale Verwaltung) vorsieht, soll dem Anspruchsberechtigten sein 
Recht sichern, und eine gewissenhafte Durchführung des Gesetzes 
gewährleisten. Mancherlei Kontrollmaßnahmen (Pflicht des Ar- 
beitslosen zur regelmäßigen Meldung beim Arbeitslosenamt, Nach- 
 forschungen durch Kontrollorgane, ein Zentralkataster der Ar- 
beitslosen) dienen der Verhütung einer mißbräuchlichen Ausnützung 
der Einrichtung. 

VIII. Die wichtigste Aufgabe fällt bei dieser gesetzlichen Re- 
gelung den zu Arbeitslosenämtern bestellten Anstalten der gemein- 
nützigen Arbeitsvermittlung zu. Die Entwicklung 
des Wirtschaftslebens seit Beendigung des Krieges hat manche 
Voraussetzungen für die Ausgestaltung dieser Einrichtungen erst 
geschaffen, an denen es vordem mangelte. Wenn früher die Organi- 
sierung der Arbeitsvermittlung nur sehr langsam und zögernd er- 
folgte, so war dies zum guten Teile in der widerstrebenden Haltung 
der Unternehmer begründet, die ihren Vorteil bei Festsetzung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen weit besser zu wahren wußten, wenn 
sie ihre Arbeitskräfte im Wege freier Anwerbung bezogen. Zwischen 
der Arbeitsvermittlung und dem freien Arbeitsmarkte besteht ein 
tiefer, innerer Gegensatz; jede Anstalt der Arbeitsvermittlung 
muß bestrebt sein, den Arbeitsmarkt ihres Tätigkeitsgebietes mono- 
politisch zu beherrschen. Dieses Ziel ist indes nur dann erreichbar, 
wenn eine kräftige gewerkschaftliche Organisation, die grundsätz- 
lich die gleichen Tendenzen verfolgt, ihr unterstützend zur Seite 
steht. Die Arbeitsvermittlung wurde daher in den Industriezentren 
mit der zunehmenden Erstarkung der Gewerkschaften regelmäßig 
von diesen selbst übernommen. Die in der Theorie der Arbeitsver- 
mittlung so sehr umstrittene Frage, ob dem sog. allgemeinen AT- 
beitsnachweis oder einem Systeme von Facharbeitsnachweisen 
der Vorzug gebühre, wurde daher, vor allem in Wien, praktisch zu- 
gunsten der zweitgenannten Methode entschieden, während ander- 
wärts, insbesondere in der industriereichen Steiermark, der allge- 
meine Arbeitsnachweis sich durchzusetzen vermochte. 

Die Politik der Verwaltung geht dahin, diese Entwicklung 
nach keiner Richtung zu beeinflussen, sondern sie wie die Regierungs- 
vorlage zum Arbeitslosenversicherungsgesetze im Motivenberichte 
erklärt, sauch in Hinkunft vor dem Zwange beengender Vorschriften 
zu bewahren« Die Regierung hat daher bisher alle Anregungen, 
die Arbeitsvermittlung einer gesetzlichen Regelung zu unterziehen, 
mit Erfolg abgewehrt; sie ist bestrebt, die gewerkschaftlichen Ein- 
richtungen der Arbeitsvermittlung durch Vereinbarungen der Unter- 
nehmerverbände mit den Gewerkschaften in »paritätisch« verwaltete 
Arbeitsnachweisstellen umzugestalten und die Deckung der Kosten 
dieser Arbeitsnachweisstellen auf gesetzlicher Grundlage zu ge- 
währleisten. 

Hatten früher die Gewerkschaften ein sehr lebhaftes Interesse 
daran, den Arbeitsnachweis ihrer Organisation innig einzugliedern, 
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weil es ihnen nur auf diesem Wege möglich zu sein schien, die Ver- 
wendung von nichtorganisierten Arbeitern in den Betrieben hintan- 
zuhalten und die strenge Beobachtung der Kollektivverträge beim 
Abschlusse von Einzelverträgen zu sichern, so ist dieses Interesse 
einigermaßen in den Hintergrund getreten, seit in den Betrieben 
der Großindustrie die Betriebsräte die Aufnahme von neuen Ar- 
beitern überwachen und Verletzungen der Kollektivverträge durch 
die Unternehmer sehr selten geworden sind. Auch die mit der ge- 
 werkschaftlichen _Arbeitsvermittlung meist innig verknüpfte Ge- 
währung von Unterstützungen an die Arbeitslosen aus Gewerkschafts- 
mitteln hat seit der Einführung der gesetzlichen Arbeitslosenver- 
sicherung viel an Bedeutung verloren. So ist es begreiflich, wenn 
angesichts der großen Kosten, welche die Erhaltung einer Arbeits- 
nachweisstelle verursacht, manche Gewerkschaften in der letzten 
Zeit der Eingliederung ihrer fachlichen Vermittlung in den allge- 
meinen Arbeitsnachweis zustimmten, wenn andere sehr geneigt 
sind, mit den Unternehmerverbänden Vereinbarungen über die 
Einrichtung sog. paritätisch verwalteter Arbeitsnachweisstellen 
zu treffen, um auf diesem Wege einen Vermittlungszwang durchzu- 
setzen, d. h. eine Verpflichtung der Unternehmer, ihre Arbeitskräfte 
nur durch Vermittlung der gemeinsamen Arbeitsnachweisstelle 
zu beziehen. Anderseits bereitet gerade die Abneigung der Unter- 
nehmer gegen den Vermittlungszwang der Errichtung paritätisch 
geleiteter Facharbeitsnachweise die größten Hindernisse, so daß 
sie bisher nur in vereinzelten Fällen gelungen ist. 

IX. Ein knapper Ueberblick über die Gestaltung der Arbeits- 
losigkeit seit dem Geltungsbeginn des Arbeitslosenversicherungs- 
gesetzes (9. Mai 1920) liefert einen lehrreichen Beitrag zur Beur- 
teilung der wirtschaftlichen Verhältnisse Oesterreichs in dem letzten 
Jahre. Es betrug die Zahl der unterstützten Arbeitslosen im ganzen 
Staatsgebiete zu Ende der Monate des Jahres 1920: 


April Mai August Oktober Dezember 
(vor Einführung d. Gesetzes) | 
45 883 19 155 22 705 14 733 16 637 


Die auffallende Abnahme der Zahl der Arbeitslosen im Mai ist 
eine Folge der gesetzlichen Vorschriften, die den Anspruch auf die 
Unterstützung an weit strengere Voraussetzungen knüpften als die 
vordem geltende provisorische Regelung. Der Rückgang im Okto- 
ber und Dezember ist zum Teile auf Rechnung jener Bestimmung 
des Gesetzes zu stellen, die zeitlich die Höchstdauer der Unterstüt- 
zung innerhalb eines Jahres begrenzt. Einen besseren Einblick in 
die Lage des Arbeitsmarktes gewähren daher die nur für Wien zur 
Verfügung stehenden Daten, die außer den Unterstützten auch noch 
die Zahlen der zur Arbeitsvermittlung gemeldeten Arbeitslosen 
angeben. Sie reichen indes auch zur Beurteilung der Arbeitslosigkeit 
in ganz Oesterreich hin, da ein Vergleich mit den für das ganze Staats- 
gebiet oben mitgeteilten Zahlen lehrt, daß außerhalb Wiens die 
Arbeitslosigkeit kaum nennenswert ist. In einzelnen Gebieten 
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(Steiermark, Tirol, Vorarlberg) herrschte in dieser Zeit geradezu 
Mangel an Arbeitern. Es betrug für das Stadtgebiet Wien am 
Ende der folgenden Monate die Zahl der 
Mai August Oktcber Dezemb. Februar 
1920 1920 1920 1920 1921 


in Unterstützun 
stehenden ù 16 817 I914I 13554 13796 11406 


zur Arbeitsvermitt- Arbeitslosen 
lung gemeldeten 

Die Wirkungen des Gesetzes treten hier in der steigenden 
Differenz zwischen den Zahlen der Unterstützten und der tatsächlich 
Arbeitslosen sehr scharf hervor. Aber eine kritische Lage des Ar- 
beitsmarktes lassen auch die letzteren Zahlen nicht erkennen; sie 
zeigen vielmehr ganz deutlich, daß Oesterreich bisher von den Folgen 
der Weltwirtschaftskrise ziemlich verschont geblieben ist. An diesem 
Urteile wird auch dadurch nichts wesentliches geändert, daß, um 
die Entlassung von Arbeitern zu vermeiden, insbesondere im Herbste 
und Winter 1920 auf Grund von Vereinbarungen der Unternehmer- 
verbände und der Gewerkschaften in einigen unter Mangel an 
Material oder an Aufträgen leidenden Produktionszweigen, so nament- 
lich in der Metallindustrie, in zahlreichen Betrieben die Arbeiter 
in eine namhafte Kürzung ihrer Arbeitszeit einwilligten (bisweilen 
wurde die Arbeitszeit auf 3 Tage in der Woche herabgesetzt). Sie 
nahmen, um ihre Arbeitsgenossen vor dem traurigen Schicksale 
der Arbeitslosigkeit zu bewahren, das Opfer der damit verbundenen 
starken Verminderung ihres Arbeitsverdienstes auf sich. 

Es sei schließlich noch erwähnt, daß in den mitgeteilten Daten 
eine kleine Gruppe von Arbeitslosen nicht berücksichtigt ist: das 
Gesetz über die Arbeitslosenversicherung ermächtigt nämlich die 
Regierung, mit Unternehmerverbänden Vereinbarungen des In- 
halts abzuschließen, daß im Falle eines Betriebsstillstandes infolge 
Mangels an Material der Unternehmer auf die Entlassung der Ar- 
beiter verzichtet, ihnen einen entsprechenden Teil des Lohns aus- 
bezahlt; auf Rechnung der Arbeitslosenversicherung wird ihm 
der dem Arbeiter gebührende Unterstützungsbetrag ganz oder 
teilweise ersetzt. In diesen Vereinbarungen lauft das Interesse 
aller Teile parallel: der Unternehmer sichert sich einen Stock tüch- 
tiger Arbeitskräfte trotz des Betriebsstillstandes, und der Arbeits- 
markt bleibt vor einer vermeidbaren Belastung bewahrt. Schon 
während der Geltung der provisorischen Regelung der Unterstützung 
waren solche Vereinbarungen vielfach getroffen worden, dank der 
Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse nahm ihre praktische 
Bedeutung seither sehr stark ab. 


23 838 32264 25806 24861 26840 


3. Das Betriebsrätegesetz 13), 
I. Unter den einleitend charakterisierten vier Perioden in der 
bisherigen wirtschaftlichen und innerpolitischen Entwicklung des 


13) Die Erörterungen dieses Abschnittes schließen sich zum Teil an einen 
vom Verfasser im Oesterr. Volkswirt (vom 6. und 12. Dezember 1919) unter 


Die Sozialpolitik im neuen Oesterreich. 645 


neuen Oesterreich beansprucht die zweite, die vom März bis Juli 
Igıg reicht, ein besonderes Interesse, als Zeit der tiefsten Gärung, 
der bedrohlichsten Gefährdung des wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Lebens. Der Druck der sozialrevolutionären Forde- 
rungen, die, vielfach von außen her (aus Bayern und namentlich 
aus Ungarn) in die Arbeiterschaft getragen wurden, gewann sehr 
rasch eine derartige Bedeutung, daß es unvermeidlich zu sein schien, 
ihnen durch Versuche einer Reform der Wirtschaftsordnung Rech- 
nung zu tragen. Die Regierung entschloß sich daher, nach dem 
Vorbilde des Deutschen Reiches, eine Sozialisierungskommission 
einzusetzen, deren Präsident, Otto Bauer, alsbald in Ausführung 
eines von ihm skizzierten Programms 1$) mehrere Gesetzesvorlagen 
ausarbeiten ließ. Sie wurden von der Sozialisierungskommission 
während der Österzeit mit der größten Beschleunigung durch- 
beraten, und hierauf dem Sozialisierungsausschusse der National- 
versammlung überwiesen. Von diesen Entwürfen hat nur jener 
über die Betriebsräte ernste praktische Bedeutung erlangt; er wurde 
mit einigen Aenderungen, die er im Sozialisierungsausschusse erfuhr, 
am I5. Mai Igıg von der Nationalversammlung zum Gesetze er- 
hoben !5). Da bei seiner Abfassung Vertreter der verschiedensten 
wirtschaftspolitischen Anschauungen zusammenwirkten, läßt das 
Gesetz die Kompromisse, die das Ergebnis der eingehenden Ver- 
handlungen waren !%) sehr deutlich erkennen. Das Verständnis 
für das Gesetz ist vielleicht am besten dadurch zu gewinnen, daß 
der Einfluß bestimmt wird, den die maßgebenden Ideenrichtungen 
auf seine Bestimmungen genommen haben. 

Es sind vor allem drei geistige Strömungen wahrnehmbar, die 
für die Gestaltung des Gesetzes von Bedeutung waren: Der Geist 
jener Sozialpolitik, die im Gegensatze zum Liberalismus entstand, 
ohne doch seine grundsätzliche wirtschaftspolitische Orientierung 
aufzugeben; die Politik der sozialdemokratischen Gewerkschaften, 
die zwar theoretisch die Lehre vom Klassenkampfe und das Ziel 
einer Vergesellschaftung der Produktionsmittel verficht, sich aber 
in der Praxis ausschließlich die Aufgabe setzt, im Rahmen der gel- 
tenden Wirtschaftsordnung den Arbeitern möglichst günstige Ar- 
beits- und Lohnbedingungen zu sichern; endlich der Ideenkreis 


dem Titel »Der Kampf der wirtschaftspolitischen Ideenrichtungen im Be- 
triebsrätegesetze« veröffentlichten Aufsatz an. 

14) Otto Bauer, Der Weg zum Sozialismus. Wien 1919. 

15) Eine Behandlung der übrigen Entwürfe würde den Rahmen dieser, 
der Sozialpclitik im eigentlichen Sinne gewidmeten Abhandlung überschreiten. 
Sie ist übrigens um so weniger erforderlich, als nur einer von ihnen, in der 
verunglückten Form eines inhaltslosen Gesetzes über das Verfahren bei Soziali- 
sierung von Betrieben, von der Nationalversammlinug verabschiedet wurde. 

16) Der Verfasser dieses Aufsatzes hatte als Mitglied der Sozialisjerungs- 
kommission und als Vertreter des Staatsamtes für scziale Verwaltung im 
Ausschusse der Nationalversammlung Gelegenheit, an den für das Zustande- 
kommen des Gesetzes entscheidenden Verhandlungen teilzunehmen. 

42° 
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des Syndikalismus, der den Arbeitern des Betriebs auch die Herr- 
schaft über diesen erringen will. Dagegen ist der Einfluß der sozial- 
demokratischen Parteidoktrin, ob zwar gerade sie für die Gestaltung 
des Sozialisierungsprogramms in Oesterreich von bestimmender 
Bedeutung war, in diesem Gesetze weniger bemerkbar; die Bestre- 
bungen der Partei treten offensichtlich vor den Interessen der Ge- 
werkschaften in den Hintergrund. Die liberalen Strömungen und 
die konservativen Richtungen kamen in der Abwehr mancher 
ihnen unerwünschten Bestimmungen des ersten Entwurfs zur 
Geltung. 

II. Der Plan, den Arbeitern der fabriksmäßigen Großbetriebe eine 
ständige Vertretung ihrer Interessen im Betriebe selbst einzuräumen, 
war bekanntlich ein altes Inventarstück unter den Forderungen 
der Sozialpolitik. Die »Arbeiterausschüsse« oder »Fabriksausschüsse« 
wie man sie nannte, sollten dem sozialen Frieden dienen, bei der 
Aufrechthaltung der Fabriksdisziplin und bei der Schlichtung von 
Streitigkeit mitwirken, die Teilnahme der Arbeiter an der Verwaltung 
der Wohlfahrtseinrichtungen des Betriebes ermöglichen. Ein Gesetz- 
entwurf, der Pläne dieser Art zu verwirklichen gedachte, wurde in 
Oesterreich schon im Jahre 1891 zur Beratung gestellt, blieb indes 
unerledigt. 

In der Kriegszeit sahen sich die Unternehmer der Großbetriebe 
vielfach veranlaßt, die Einsetzung von Arbeiterausschüssen zu 
fördern, da ihre Mitwirkung bei der Verwaltung der Fabriksküchen 
bei der Verteilung der Lebensmittel an die Arbeiter um so unent- 
behrlicher wurde, je mehr die steigende Knappheit an Nahrungs- 
mitteln zur Schaffung derartiger Einrichtungen zwang. Die Arbeiter- 
unruhen, die, insbesondere im letzten Kriegsjahre mit der fort- 
schreitenden Mißstimmung der Bevölkerung bedrohlich an Aus- 
dehnung gewannen, verstärkten den Einfluß der von der Arbeiter- 
schaft des Betriebs gewählten Vertrauensmänner. Esist bezeichnend, 
daß der österreichische Ministerpräsident Seidler kurz vor seinem 
Rücktritte im Sommer 1918 den Plan hegte, dem Parlamente Gesetz- 
entwürfe über die Errichtung von Fabriksausschüssen und Arbeiter- 
kammern vorzulegen. Diese Absicht, die damals in der Oeffentlich- 
keit nicht bekannt wurde, scheiterte an der ablehnenden Haltung 
der sozialdemokratischen Partei, die sich auch um den Preis dieser 
Zugeständnisse nicht zur Zustimmung zu der Budgetvorlage be- 
stimmen ließ. 

In der allgemeinen Verwirrung, die nach dem Umsturze eintrat, 
und die bis dahin bescheidenen Ansätze sozialrevolutionärer Be- 
wegungen vielfach zu lokalen Angriffen auf die kapitalistische Wirt- 
schaftsordnung steigerte, trat das syndikalistische Element, das 
auf die Aneignung des Betriebs durch die Arbeiterschaft abzielt, 
mitunter sehr scharf hervor. Insbesondere in den Betrieben der 
Militärverwaltung, die sich plötzlich ihres Daseinszwecks und ihrer 
Leitung beraubt sahen, griff eine förmliche Anarchie Platz. Sol- 
datenräte und Arbeiterräte bemächtigten sich der Herrschaft; die 
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Regierung, der es an jeder verläßlichen Schutztruppe gebrach, war 
diesen Elementen gegenüber machtlos, und mußte sich aufs Ver- 
handeln verlegen. Das Feuer wurde von kommunistischen Agita- 
toren geschürt, denen es umso leichter wurde, die Arbeiter von ihrem 
Rechte auf den Betrieb, in dem sie beschäftigt waren zu überzeugen, 
als diese Arbeiter, zumeist berufsfremd, auf Grund des Kriegsdienst- 
leistungsgesetzes in die Betriebe kommandiert worden waren, und 
keinerlei gewerkschaftliche Schulung genossen hatten. Dank dem 
energischen Eingreifen der Führer der Gewerkschaften gelang es 
indes, diese für die allgemeine Ordnung bedrohlichen Erscheinungen 
zu lokalisieren und verheerende Wirkungen dieser bald da bald 
dort aufflammenden sozialrevolutionären Bewegung zu verhindern. 
Die wichtigsten Stätten dieser Bewegung waren neben dem Wiener 
Arsenale der Industriebezirk Wiener-Neustadt, für den insbesondere 
die Nähe Ungarns immer wieder verhängnisvoll wurde, dann die 
Waffenfabrik in Steyr (Oberösterreich) und einzelne Betriebe der 
Eisenindustrie in Steiermark (so die Böhlerwerke in Kapfenberg). 
Es war dies gerade jene Unternehmungen, deren Leitung den au- 
torıtären Standpunkt des »Herrn im eigenen Hause« am schärfsten 
durchgeführt hatte. Auch diesmal bestätigte sich die alte Weisheit 
der Sozialpolitik, daß sich, wenn die Arbeiterschaft gewohnt ist, 
Streitfragen im Wege von Verhandlungen auszutragen, die von 
ihr gewählten Vertrauensmänner in kritischen Zeiten als die ver- 
läßlichsten Stützen der Ordnung bewähren. 

So ergab sich das dringende Bedürfnis, den tatsächlichen Zustand, 
daß fast in allen Großbetrieben Arbeiterausschüsse oder »Betriebs- 
räte«, — wie sie sich mit dem Schlagworte der revolutionären Termino- 
logie vielfach nannten — eingesetzt worden waren, in geordnete 
Bahnen zu lenken, vor allem durch Regelung des Wahlverfahrens 
und durch gesetzliche Begrenzung des Aufgabenkreises dieser Aus- 
schüsse. Ausähnlichen Erwägungen war wohl auch die reichsdeutsche 
Verordnung vom 23. Dezember 1918 hervorgegangen, die in den 
Vorschriften des Gesetzes über den vaterländischen Hilfsdienst 
einen Vorläufer gefunden hatte. | 

III. Wenn in Oesterreich der Plan einer Legalisierung der Be- 
triebsräte in einen innerlich wenig berechtigten Zusammenhang 
mit dem Sozialisierungsprogramme gebracht wurde, so waren hiefür 
in erster Linie wohl taktische Rücksichten maßgebend. Es war von 
vornherein sehr wahrscheinlich, daß sich weitgehende Sozialisie- 
rungspläne nur sehr langsam würden verwirklichen lassen, daß 
vielleicht der Widerstand der bürgerlichen Parteien die Verabschie- 
dung von eigentlichen Sozialisierungsgesetzen verhindern würde. 
So war es denn politisch klug, als ersten Akt dieser Gesetzgebung 
das Gesetz vom 15.Mai ıgıg über die Errichtung 
von Betriebsräten zu schaffen, das eine dringende For- 
derung der Arbeiterschaft befriedigte, ohne ernstlich in die kapi- 
talistische Wirtschaftsordnung einzugreifen. In dieser Auffassung 
waren alle Parteien sehr bald einer Meinung. 
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In einem gewissen Widerspruche mit emsthaften Sozialisie- 
rungsabsichten steht schon jene grundsätzliche Bestimmung des 
Gesetzes, welche die Errichtung von Betriebsräten für alle Betriebe 
im weitesten Sinne des Wortes — mit Ausnahme der landwirtschaft- 
lichen Betriebe und der öffentlichen Aemter — vorschreibt, inso- 
weit mindestens 20 Arbeiter oder Angestellte im Betriebe beschäftigt 
sind. Dieses weite Anwendungsgebiet ist viel eher unter dem Ge- 
sichtspunkte eines Schutzes der Arbeiter und Angestellten gegen 
die wirtschaftliche Uebermacht des Unternehmers verständlich. 
Wenn die landwirtschaftlichen Betriebe, entgegen den Vorschlägen 
der Sozialisierungskommission schließlich von den Vorschriften 
des Gesetzes ausgenommen wurden, so ist dies auf den Einfluß 
der Vertreter der Agrarparteien in der Nationalversammlung zu- 
rückzuführen. Die Errichtung von Betriebsräten in den öffentlichen 
Aemtern wurde einer besonderen Regelung vorbehalten, die derzeit 
noch in parlamentarischer Behandlung steht. Das Ausmaß der 
Befugnisse, das den Personalvertretungen der Beamten nach der 
Regierungsvorlage eingeräumt werden soll, ist übrigens vergleichs- 
weise bescheiden. 

Die Vorschriften über die Bildung der Betriebsräte und den 
ihnen zugewiesenen Aufgabenkreis sind vor allem unter dem Ge- 
sichtspunkte des Gegensatzes zwischen dem gewerkschaftlichen 
Prinzipe und den Ideen des Syndikalismus zu betrachten. Die Wahl 
des Betriebsrates hat in den kleineren Betrieben (mit 
weniger als 50 Arbeitskräften) nach dem Majoritätsprinzipe, in 
den größeren nach dem Systeme der Verhältniswahlen zu erfolgen. 
Maßgebend waren hiebei die Grundsätze der demokratischen Wahl- 
rechtsdoktrin, welche die Wählerschaft streng individualistisch 
aus einzelnen Wahlberechtigten zusammensetzt, ohne sie irgendwie 
zu einer Einheit zusammenzufassen. Der einzelne Arbeiter oder 
Angestellte ist ebenso Wähler des Betriebsrates wie der einzelne 
Staatsbürger Wähler des Abgeordneten ist; seine Funktion als mit- 
bestimmender Faktor ist in jenem Augenblicke erloschen, da er 
sein Wahlrecht ausgeübt hat. Von einer Konstituierung der im 
Betriebe Beschäftigten als einer Einheit ist so wenig die Rede, daß 
— im Unterschiede zu dem entsprechenden deutschen Gesetze — 
nicht einmal eine Betriebsversammlung vorgesehen ist. Ein An- 
klang an den Rätegedanken der Sowjetrepubliken findet sich nur 
insoferne, als der Wählerschaft das Recht eingeräumt wird, den 
ganzen Betriebsrat — nicht auch einzelne Mitglieder — jederzeit 
abzuberufen. Da diese Bestimmung mit dem grundsätzlich ange- 
nommenen Wahlsysteme in einem inneren Widerspruche steht, 
so ist sie recht unglücklich ausgefallen. Das Gesetz bestimmt näm- 
lich, daß der Betriebsrat zurückzutreten habe, wenn dies von SO 
viel Stimmen verlangt wird, als die »Hauptwahlliste« Stimmen auf 
sich vereinigt hat. Welches die Hauptwahlliste ist, wird nicht 
gesagt. Ist darunter jene Liste verstanden, der relativ die meisten 
Stimmen zugefallen sind — und eine andere Auslegung ist kaum 
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denkbar — so kann in den Betrieben mit Verhältniswahlrecht unter 
Umständen ein kleiner Bruchteil der Wähler die Erneuerung der 
Wahl durchsetzen. 

Wie wenig die im Betriebe Beschäftigten als Einheit erfaßt 
werden, zeigt sich auch darin, daß das Gesetz gesonderte Betriebs- 
räte mit völlig eigenen Befugnissen für selbständige Betriebsab- 
teilungen und sogar für die Gruppen der Arbeiter und Angestellten 
innerhalb des Betriebs vorsieht. Diese Bestimmungen, die im Ver- 
laufe der Beratungen mannigfache Abänderungen erfuhren, sind 
übrigens so widerspruchsvoll, daß ihre praktische Anwendung 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Um ein Zusammenwirken 
der gesonderten Betriebsräte des gleichen Unternehmens in ge- 
meinsamen Angelegenheit zu ermöglichen, ist die Bildung von Ge- 
samtbetriebsräten vorgesehen. 

An den Grundgedanken aller Sozialisierungspläne, im Kampf 
gegen die freie Konkurrenz alle Unternehmungen eines jeden Er- 
zeugungszweiges in irgend einer Form miteinander zu verknüpfen, 
findet sich im Gesetze kein Anklang. Es verzichtet auch auf den 
Versuch, jenem Rätegedanken Rechnung zu tragen, der die Glie- 
derung der Arbeiterschaft nach Betrieben zur Grundlage eines 
Systemes der Wirtschaftsverfassung wählt. Es hatte zwar der von 
der Sozialisierungskommission ausgearbeitete und als Regierungs- 
vorlage eingebrachte Entwurf »die Schaffung von Organisationen 
zur Verbindung der Betriebsräte untereinander« vorgesehen, und 
diese Aufgabe einer besonderen gesetzlichen Regelung vorbehalten. 
. Diese Bestimmung wurde aber in den Verhandlungen des Aus- 
schusses der Nationalversammlung gestrichen, und damit jeder 
Hinweis auf eine derartige Absicht getilgt !?). 


17) Nachdem in den ersten revolutionären Wochen nach dem Umsturze 
allerorten Arbeiterräte, vielfach in bunter Mischung mit fragwürdigen Sol- 
datenräten und Bauernräten entstanden waren, machte der radikale Flügel 
der sozialdemokratischen Partei den Versuch, die Arbeiterschaft im weitesten 
Sinne des Wortes zum Zwecke einer Teilnahme ihrer Vertreter an der öffent- 
lichen Verwaltung zusammenzufassen — freilich mit der Einschränkung, 
daß nur jenen ein Wahlrecht eingeräumt wurde, die sin der Beseitigung der 
kapitalistischen Wirtschaftsweise das Ziel und im Klassenkampfe das Mittel 
der Emanzipation des Proletariats«e erkennen. Unter diesem Gesichtspunkte 
wurden die Statuten für die Wahlen in diese Arbeiterräte abgefaßt; der organi- 
satorische Aufbau sieht Bezirksarbeiterräte und Kreisarbeiterräte vor und 
setzt aus diesen Landes- und Reichskonferenzen zusammen. Wie wenig be- 
friedigend die Ergebnisse dieses Versuchs bisher gewesen sind, läßt sich daraus 
entnehmen, daß seit dem Januar 1918 schon viermal Wahlen — regelmäßig 
auf Grund geänderter Statuten — ausgeschrieben wurden (vgl. Jul. Braun- 
thal, Die Arbeiterräte in Deutsch-Oesterreich, Wien 1919, und den oben 
Anm. ı angeführten Artikel Friedrich Adlers). Wenn man will, so kann man 
in dieser Organisation den Ansatz zu einer Zusammenfassung der Arbeiter- 
schaft nach dem Rätesystem der Sowjetrepubliken erblicken, da wenigstens 
in der ersten Wählergruppe (Groß- und Mittelbetriebe) die Wahl betriebsweise 
erfolgt. Diese Einrichtung entbehrt einer gesetzlichen Grundlage, doch hat 
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IV. Die Vorschriften über den Aufgabenkreis der Betriebsräte 
sind in erster Linie auf den fabriksmäßigen Großbetrieb und den . 
Bergbau abgestellt. Daß das Gesetz auch auf Spitäler, Unterrichts- 
anstalten, Theater u. dgl. Anwendung finden soll, wurde völlig 
übersehen. Dieser bedauerliche Mangel des Gesetzes an Anpassungs- 
fähigkeit hat in der Praxis die bedenkliche Folge, daß viele Betriebs- 
räte, die eine entsprechende gesetzliche Grundlage für ihre Be- 
tätigung vermissen, sich allerlei Befugnisse aus eigener Machtvoll- 
kommenheit anmaßen. 

In den Bestimmungen über den Aufgabenkreis der 
Betriebsräte trıtt der oben erwähnte Kampf zwischen dem gewerk- 
schaftlichen Prinzip und den Gedanken des Syndikalismus begreif- 
licherweise am schärfsten in Erscheinung. Der Syndikalismus erstrebt 
die Aneignung des Betriebs durch die Arbeiterschaft, er leitet zum 
mindesten aus der Zugehörigkeit des Arbeiters zum Betriebe An- 
sprüche des Arbeiters auf den Betrieb ab. Die Gewerkschaft dagegen 
organisiert die Arbeiter und Angestellten nach Berufen oder Er- 
werbszweigen; — hinter diesem Organisationsprinzip tritt die Zu- 
gehörigkeit des Arbeiters zum Betriebe weit zurück. Die wichtigste 
Aufgabe der Gewerkschaften war daher seit jeher der Abschluß 
von kollektiven Arbeitsverträgen zur Sicherung von gleichen Lohn- 
und Arbeitsbedingungen für alle ihre Mitglieder, gleichviel in wel- 
chem Betriebe sie beschäftigt sein mögen. Diese Politik war dem 
Unternehmer einst sehr unwillkommen, da sie ihn hinderte, den 
Arbeitsvertrag nach seinem Willen zu gestalten; sie bewahrt das 
Wirtschaftsleben vor ernsten Gefahren in einer Periode, da die 
Lohnkämpfe im Zeichen sozialrevolutionärer Bewegungen stehen. 
Werden nun die Verhandlungen über die Arbeitsbedingungen für 
jeden Betrieb gesondert, statt zwischen Unternehmerverband und 
Gewerkschaft geführt, so nehmen die Lohnkämpfe kein Ende, weil 
die etwa in dem einen Betriebe zugestandenen günstigeren Lohn- 
bedingungen im Nachbarbetriebe die Begehrlichkeit der Arbeiter- 
schaft wecken. Das Grundprinzip der kapitalistischen Wirtschafts- 
ordnung, daß die Arbeitslöhne sich jeweils auf der den mindest- 
rentablen Betrieben angemessenen Höhe halten, wird gefährdet, 
und damit die Existenz dieser Betriebe in Frage gestellt. Dies wird 
volkswirtschaftlich um so bedenklicher, wenn gleichzeitig der Mangel 


sie praktisch inscferne eine gewisse offizielle Anerkennung gefunden, als die 
Arbeiterräte mehrfach zur Mitwirkung an Verwaltungsaufgaben herangezogen 
wurden, se insbesondere bei Erhebungen zur Verfolgung von Uebertretungen 
der Lebensmittelvorschriften, in Wien auch bei den Erhebungen zur Ermitt- 
lung unbenützter Wohnungen und Wchnräume. Begreiflicherweise hat die 
Uebertragung von Verwaltungsfunktionen an Personen, die nach einem so 
einseitigen Wahlprinzip ohne ernsthafte Kontrolle des Wahlvorganges be- 
rufen sind, in den konservativen Kreisen lebhaften Widerspruch hervorgerufen 
Mit der fortschreitenden Festigung der sozialen Ordnung haben diese von den 
Gewerkschaften unauffällig aber sehr nachhaltig bekämpften Arbeiterräte 
fast jede Bedeutung eingebüßt. 
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an Kapital die Expansionsfähigkeit der Betriebe mit größter Renta- 
bilität hemmt. 

Indem das Betriebsrätegesetz den Betriebsräten den Abschluß 
von Lohnvereinbarungen nur insoweit gestattet, als dies in den 
von den Gewerkschaften abgeschlossenen kollektiven Arbeitsver- 
trägen ausdrücklich vorgesehen ist 18), entscheidet es die erwähnte 
Kardinalfrage der Lohnpolitik eindeutig im Sinne des gewerkschaft- 
lichen Prinzips. Den syndikalistischen Bestrebungen ist damit ein 
Riegel vorgeschoben. An Stelle der autoritären‘ Festsetzung der 
Arbeits- und Lohnbedingungen durch den Unternehmer soll nicht 
der Fabriks- oder Werkstättenvertrag treten, der bloß für den ein- 
zelnen Betrieb gilt, sondern der zwischen dem Unternehmerverband 
und der Gewerkschaft vereinbarte Kollektivvertrag. Die Supre- 
matie der Gewerkschaften gegenüber den Betriebsräten wird auch 
insoferne anerkannt, als ihren Vorstandsmitgliedern und Beamten 
die Wählbarkeit in die Betriebsräte größerer Betriebe zugestanden 
und ihnen die Revision der Geldgebarung der Betriebsräte über- 
tragen wird. Tatsächlich haben auch die Gewerkschaften fast über- 
all einen bestimmenden Einfluß auf die Betriebsratswahlen geübt. 

Wie wenig das Gesetz daran denkt, im Sinne syndikalistischer 
Forderungen aus der Zugehörigkeit des Arbeiters zum Betriebe 
einen Anspruch des Arbeiters auf den Betrieb abzuleiten, zeigt 
sich auch bei der Behandlung der im Deutschen Reiche so heiß 
umstrittenen Frage, inwieweit dem Betriebsrate ein Mitbestimmungs- 
recht bei der Aufnahme oder Entlassung der Arbeiter einzuräumen 
ist, Mit den Grundsätzen der älteren sozialpolitischen Ideenrichtung 
steht ein derartiges Recht im Widerspruche. Denn wenn die Sozial- 
politik auch fordert, daß die Bedingungen des einzelnen Arbeits- 
verhältnisses durch einen kollektiven Arbeitsvertrag geregelt werden, 
so ist sie doch insofern dem Grundgedanken des Liberalismus treu 
geblieben, als nach ihrer Auffassung das Arbeitsverhältnis durch 
einen zwischen dem Unternehmer und dem Arbeiter abgeschlossenen 
Individualvertrag ohne Mitwirkung einer dritten Instanz zu be- 
gründen und nach den gleichen Grundsätzen zu lösen ist, da sonst 
die unter dem Gesichtspunkte der privatwirtschaftlichen Renta- 
bilität erforderliche Freiheit der Betriebsleitung beeinträchtigt 
wird, und die Gefahr entsteht, daß auch außerwirtschaftliche Mo- 
mente für die Auslese der Arbeiter mitbestimmend werden. Inso- 
weit dieses System die wirtschaftliche Existenz des Arbeiters ge- 
fährdet, ist eine Abhilfe nicht in der Beengung dieser Freiheit, son- 
dern in den Einrichtungen der Sozialversicherung (Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit) zu suchen 1%). Eine Ausnahme hat vor allem 


18) Diese Befugnis ist im Österreichischen Betriebsrätegesetz viel enger 
gefaßt als in den entsprechenden Bestimmungen ($ 66 Pkt. 5 und $ 75) des 
reichsdeutschen Gesetzes. 

. „1% Unter dem Gesichtspunkte einer radikalen Sozialpolitik könnte aller- 
dings ernstlich daran gedacht werden, die Freiheit des Unternehmers in der 
Entlassung von Arbeitern insoferne einzuschränken, als er im Falle einer weit- 
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für die Mitglieder des Betriebsrates zu gelten, denen im Interesse 
der Erfüllung ihrer Pflichten eine gewisse Unabhängigkeit von 
der Willkür des Unternehmers gewährleistet werden muß. 

Das Betriebsrätegesetz hat diese Grundsätze im wesentlichen 
angenommen; es kennt ein Mitbestimmungsrecht des Betriebs- 
rates bei der Aufnahme oder Entlassung von Arbeitern oder Ange- 
stellten überhaupt nicht. Dem Betriebsrate wird lediglich die Be- 
fugnis eingeräumt, eine Kündigung oder Entlassung deshalb anzu- 
fechten, weil sie aus politischen oder ähnlichen, die Koalitionsfreiheit 
verletzenden Motiven erfolgt ist. Die Kündigung oder Entlassung 
eines Mitglieds des Betriebsrates ist aus wichtigen Gründen zulässig. 
Im Streitfalle entscheidet das Einigungsamt ?°). In manchen 
Großbetrieben, insbesondere der Metallindustrie haben indes ohne 
gesetzliche Grundlage die Betriebsräte praktisch einen weitgehen- 
den Einfluß auf die Auswahl der neu aufzunehmenden Arbeiter 
gewonnen. | 

Unter den dem Betriebsrate zugewiesenen Aufgaben bedürfen 
jene keiner besonderen Erörterung, die sich aus dem Rechte der 
Arbeiterschaft auf eine Mitwirkung an den sie unmittelbar berühren- 
den Angelegenheiten ergeben. Dies gilt von der Mitwirkung des 
Betriebsrates an der Erlassung der Arbeitsordnung, an der Durch- 
führung der Gewerbeaufsicht, an der Verhängung von Disziplinar- 
strafen über die Arbeiter, an der Verwaltung der Wohlfahrtsein- 
richtungen des Betriebes. Durch diese Funktionen, die, wie schon 
erwähnt, außerhalb der Großindustrie und des Bergbaus nur ein 
geringes Anwendungsgebiet finden dürften, wird die Freiheit des 
Unternehmers in der kommerziellen und technischen Leitung des 
Betriebs nicht geschmälert. Ebensowenig bedeutet der dem Betriebs- 
rate eingeräumte Anspruch auf gemeinsame Beratungen mit dem 
Unternehmer über etwaige Anregungen zur Verbesserung der Be- 
triebsführung einen ernsthaften Eingriff in diese Freiheit. 

Ein Versuch, das oberste Prinzip der kapitalistischen Wirt- 
schaftsordnung, die privatwirtschaftliche Rentabilität des Unter- 
nehmers anzutasten, ist bloß in zwei Bestimmungen des Betriebs- 
rätegesetzes erkennbar, die unter dem Einflusse syndikalistischer 


gehenden Reduktion des Betriebsumfangs, die für die Gestaltung des Arbeits- 
marktes bedenkliche Folgen hat, der Kcntrolle einer wirtschaftlich einsichts- 
vollen Instanz unterworfen würde, an deren Entscheidungen Vertreter der 
Unternehmerverbände wie der Gewerkschaften gleichmäßig mitzuwirken hätten. 
Ein vorläufig recht primitiver und nicht ganz befriedigender Versuch dieser 
Art wurde in Oesterreich mit der oben Kap. 2 Abs. II besprochenen Verfügung 
unternommen, die den Unternehmer verhält, bei Verminderung des Arbeiter- 
standes unter den nach dem Stichtage (26. April 1919) berechneten Sollstand 
die Zustimmung der Industriellen Bezirkskommission einzuholen. Insbesondere 
eine nicht unbedingt nctwendige unvermittelte Ueberflutung des Arbeits- 
marktes mit Arbeitslosen ließ sich durch diese Maßnahme erfolgreich ver- 
hindern. 
230) Vgl. den folgenden Abschnitt über die Arbeitsbehörden. 
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Forderungen zu stehen scheinen. Die eine Bestimmung gibt den 
Betriebsräten in »Handelsunternehmungen mit mindestens 30 An- 
gestellten und Arbeitern«, ferner in allen »Industrie- und Bergwerks- 
unternehmungen« das Recht, alljährlich die Vorlage einer Bilanz, 
eines Gewinn- und Verlustausweises und einer lohnstatistischen 
Aufstellung zu verlangen. Der Zweck dieser Bestimmung geht offen- 
sichtlich dahin, den Vertretern der Arbeiter und Angestellten einen 
Einblick in die Rentabilität des Unternehmens zu gewähren, um 
ihnen einen Maßstab für die Beurteilung ihrer Lohn- und Gehalts- 
ansprüche zu bieten. Gerade dieser Gedanke steht indes in einem 
sichtlichen Gegensatze zu jenem oben erörterten gewerkschaftlichen 
Grundsatze gleichartiger Arbeitsverträge für die Angehörigen der 
gleichen Erwerbsgruppe, ohne Rücksicht auf die, häufig durch 
ganz individuelle Umstände bedingte Rentabilität des einzelnen 
Unternehmens. Mit Sozialisierungsplänen hat diese Bestimmung 
natürlich gar nichts zu tun, denn diese können nicht anknüpfen 
an die bessere oder geringere Kenntnis welche die Arbeiterschaft 
eines Betriebs von dessen Reinertrag besitzt, sondern nur an eine 
umfassende Uebersicht aller für die Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel maßgebenden Daten, deren Verständnis eine ent- 
sprechende kommerzielle und technische Ausbildung erheischt. 
Praktische Bedeutung dürfte die Verpflichtung zur Vorlage der 
Bilanz und des Rentabilitätsausweises vor allem für kaufmännische 
Unternehmungen (im weitesten Sinne des Wortes) erlangen, in 
denen Gehälter und Löhne im Vergleiche zum Umsatze und zum‘ 
Reinertrage eine geringere Rolle spielen. Je größer dagegen ihr 
Anteil an den Gestehungskosten ist — und dies gilt von fast allen 
Industrie- und Bergwerksbetrieben — desto geringer ist die Aussicht, 
auch bei glänzender Rentabilität des Unternehmens auf Kosten 
des Reinertrages eine für den einzelnen Arbeiter nennenswerte Lohn- 
steigerung durchzusetzen. Die Forderung, daß den Betriebsräten 
jener Anspruch auf Vorlage der Bilanz eingeräumt werde, dürfte 
daher, wie schon die auffallende Voranstellung der Handelsunter- 
nehmungen vermuten läßt, von den Organisationen der Angestellten 
ausgegangen sein. Hinter der Löwenmaske dieser syndikalistischen 
Forderung, die für den Arbeiter einen Anspruch auf den Reinertrag 
zu erheben scheint, guckt deutlich genug das weit harmlosere Antlitz 
des kaufmännischen Angestellten hervor, der in guten Geschäfts- 
jahren seinen Anteil am Gewinne zu fordern gedenkt — ein begreif- 
licher Wunsch, der indes in rein privatwirtschaftlichen Erwägungen 
begründet und mit syndikalistischen Ideen umso weniger verknüpft 
ist, als gerade das kaufmännische Unternehmen für eine Syndikali- 
sierung seiner Natur nach nur selten in Betracht kommen kann. 
Nur nebenbei sei erwähnt, daß in dieser Gesetzesstelle, statt den 
Umkreis der Unternehmungen, die sie treffen will, und den Inhalt 
der Befugnisse des Betriebsrates scharf zu präzisieren, fast durch- 
wegs sehr verschwommene Ausdrücke gewählt wurden (»Handels- 
unternehmungen«, sIndustrieunternehmungens, »lohnstatistische Auf- 
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stellung«, »Bilanz« usf.), wie das Gesetz in seiner Terminologie über- 
haupt einen bedenklichen Impressionismus verrät 21). 

Einen schärferen und unmittelbaren Eingriff in die Freiheit 
der Leitung bezweckt eine zweite Bestimmung, die für Aktien- 
gesellschaften und Unternehmungen mit ähnlicher Rechtsform 
dem Betriebsrate den Anspruch auf Entsendung von zwei Vertretern 
in den Verwaltungsrat einräumt. In der von der Sozialisierungs- 
kommission ausgearbeiteten Regierungsvorlage findet sich diese 
Bestimmung übrigens noch nicht; sie wurde erst vom Ausschusse 
der Nationalversammlung eingefügt, es fehlt daher an jeder offi- 
ziellen Begründung ihrer Absicht. Maßgebend war in erster Linie 
das radikale Bestreben, als Vorbereitung für eine künftige Soziali- 
sierung, den Vertretern der Arbeiterschaft, wo immer möglich, 
einen gewissen Anteil der Leitung großer kommerzieller Unter- 
nehmungen zu sichern. Bei unbefangener Beurteilung wird man 
indes zugeben müssen, daß diese Absicht in der praktischen Wirklich- 
keit höchstens insofern eine Erfüllung finden dürfte, als einzelne 
begabte und unterrichtete Arbeiter und Angestellte ein tieferes 
Verständnis für größere wirtschaftliche Zusammenhänge und einen 
schärferen Blick für die der Leitung großer Unternehmungen ge- 
stellten Aufgaben erlangen werden. Im übrigen aber krankt diese 
den Betriebsräten eingeräumte Befugnis an einem inneren Wider- 
spruche. Ihr Mitbestimmungsrecht ist ja doch nur ein Schein, 
da die zwei Vertreter der Arbeiter und Angestellten im Verwaltungs- 
rate immer überstimmt werden, wenn sie sich in der Opposition 
befinden; ganz abgesehen davon, daß es ihnen, selbst wenn kein 
Versuch gemacht wird, sie zu täuschen, meist schwer fallen wird, 
alle Konsequenzen eines für die Schicksale eines Unternehmers 
und seiner Arbeiterschaft wichtigen Schrittes zu überblicken. So 
werden sie oft genug die Verantwortung für einen Beschluß mit über- 
nehmen müssen, der den Interessen der Arbeiter möglicherweise 
zuwiderläuft, sie werden, je gewissenhafter sie sind, um so eher 
in schwere innere Konflikte geraten, wenn das Streben nach ge- 
steigerter privatwirtschaftlicher Rentabilität des Betriebs, das 
den Verwaltungsrat seiner Bestimmung nach beherrschen muß, 
mit den unmittelbaren Interessen der Arbeiterschaft in Widerspruch 
gerät, also schlechthin immer dann, wenn es sich um die Einführung 
eines technisch und kommerziell vorteilhaften Verfahrens handelt, 
das menschliche Arbeitskraft ersetzt und zur Entlassung von Ar- 
beitern führt. Hätten die Arbeiter seinerzeit ein derartiges Mit- 
bestimmungsrecht erfolgreich ausüben können, so wäre die Ein- 
führung der Dampfmaschine niemals möglich gewesen. Der klare, 
oberste Zweck, der der Leitung jedes privatwirtschaftlichen Unter- 
nehmens vorschweben muß, die Erzielung größtmöglicher Ren- 


21) Wurde in den Kommissionsverhandlungen ven den anwesenden Ver- 
tretern der Staatsämter gegen derartige technische Mängel ein Einspruch 
erhoben, so wurde dieser mit dem Argumente abgelehnt, es handle sich darum, 
dem Gesetze eine möglichst populäre, allgemein verständliche Form zu geben. 
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tabilität, verbietet, soll nicht die Wirtschaft selbst in Verwirrung 
geraten, eine weitgehende Berücksichtigung andersartiger Interessen. 
Im Grunde litten alle Sozialisierungsentwürfe, die der National- 
versammlung unterbreitet wurden, an dem gleichen tiefen Irrtum, 
man könne den Gegensatz dieser Interessen, den die kapitalistische 
Wirtschaftsordnung zum Gegenstande des Kampfes auf dem freien 
Markte gemacht hat, in der Verwaltung der Unternehmungen 
selbst austragen. Bedenkt man schließlich noch, daB den Ver- 
tretern der Arbeiterschait im Verwaltungsrate jene Pflicht der 
Verschwiegenheit obliegt, zu der alle Mitglieder dieser Körperschaft 
verbunden sind, so ist es einleuchtend, daß sie häufig genug ihren 
Wählern gegenüber in die schwierige Lage gelangen, wissend und 
schweigend einen für die Arbeiterschaft verhängnisvollen Vorgang ° 
dulden zu müssen. Das ist ein Maß der Verantwortlichkeit, das 
auf das Vertrauen der Wähler zersetzend einwirken muß. Der 
naheliegende Verdacht, daß die Arbeiterschaft von ihren eigenen 
Vertretern verkauft und verraten wurde, wird nicht selten auch 
dort laut werden, wo er unbegründet ist; kann man doch die be- 
sprochene Bestimmung des Gesetzes geradezu mit dem Motto 
versehen: »Führe uns in Versuchung.« Gerade der syndikalistische 
Ursprung dieser scheinbar so wichtigen Befugnis der Betriebsräte 
ist die Wurzel, aus der die erwähnten bedenklichen Konsequenzen 
entstehen. Es ist bemerkenswert, daB das Gesetz gerade die aus 
den Kreisen der gewerkschaftlichen Funktionäre gewählten Mit- 
glieder des Betriebsrates ausdrücklich von der Berufung in den 
Verwaltungsrat ausschließt — vielleicht deshalb, weil sonst die 
Geschäftsgeheimnisse konkurrierender Unternehmungen allzusehr 
der Gefahr einer Preisgabe ausgesetzt wären. 

V. Die praktischen Erfahrungen, die in Oester- 
reich seit dem Geltungsbeginne des Gesetzes (15. Juli 1919) mit 
den Betriebsräten gemacht wurden, gestatten weder ein abschließen- 
des, noch ein einheitliches Urteil, denn es ıst vor allem zu beachten, 
daß in den seither verflossenen Monaten das Wirtschaftleben, un- 
aufhörlich von Krisen bedroht, noch nicht zur Beruhigung gelangt 
ist. Sicher ist indes, daß die Befürchtungen, die viele Unternehmer 
an die neue Einrichtung knüpften, sich nicht bewahrheitet haben; 
in zahlreichen kleineren Betrieben haben die Arbeiter sogar deren Be- 
deutung so wenig erfaßt, daß die Wahl der Betriebsräte gänzlich 
unterlassen wurde. Da es an einer gesetzlichen Bestimmung über 
die Ueberwachung der Betriebsräte fehlt ??), hat die Staatsverwal- 
tung keinen Anlaß, ja auch keine ernsthafte Handhabe, sich um 
ihre Wirksamkeit zu bekümmern. Es blieb daher den Gewerk- 
schaften überlassen, den ihnen vom Gesetze stillschweigend einge- 
räumten Einfluß auf die Betriebsräte zu üben. Dies ist ihnen — von 
wenigen Ausnahmen abgesehen — bisher auch gelungen. Soweit 
die Arbeiterschaft gewerkschaftlich organisiert und nicht etwa — 

22) Nur eine Kontrolle ihrer Vermögensgebarung ist vorgesehen; sie 
wurde den Gewerkschaften im Verordnungswege übertragen. 
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wie insbesondere in manchen Betrieben mit wenig qualifizierten 
Arbeitskräften (Textilindustrie, chemische Industrie) — den Ein- 
flüssen der kommunistischen Agitation zugänglich ist, vermochten 
die Gewerkschaften bei den Wahlen die Betriebsräte zum guten Teile 
mit ihren Vertrauensmännern zu besetzen, und derart jedes eigen- 
mächtige Vorgehen der Betriebsräte von vornherein zu verhindern, 
In dem gleichen Sinne wirkt übrigens das Verhalten der Behörden, 
die, soweit sie zur Intervention in Streitfällen berufen werden, 
den Verhandlungen regelmäßig die Vertreter der zuständigen Ge- 
werkschaft beiziehen. Nach den Berichten der Gewerbeinspektoren 
haben die Betriebsräte ihre Hauptaufgabe in der Vertretung der 
Arbeiter bei Lohnkonflikten erblickt; ein Interesse für ihre darüber 
hinausgehenden Befugnisse ist ihnen bisher regelmäßig versagt ge- 
blieben, denn es ist nicht zu verkennen, daß ihren Mitgliedern — 
von seltenen Ausnahmefällen abgesehen — jede tiefere Einsicht in 
volkswirtschaftliche Zusammenhänge, vielfach auch ein über die 
unmittelbaren Interessen der Arbeiter hinausgehende Verständnis 
für die Funktionen und die Organisation des Betriebs mangelt. 
Waren allerdings mancherlei Fälle zu beobachten, in denen der 
Betriebsrat den Unternehmer bei der Beschaffung fehlenden Roh- 
materials, fehlender Kohle durch Einschreiten bei staatlichen Be- 
hörden unterstützte, oder mit Erfolg bedenkliche, der Arbeiterschaft 
nachteilige, vom rein privatwirtschaftlichen Interesse geleitete 
Versuche des Unternehmers einer Schädigung des Betriebs zu ver- 
hindern wußte, so sind anderseits die Klagen zahlreicher Unter- 
nehmer über zeitraubende und unfruchtbare Behelligung durch die 
Betriebsräte nicht unberechtigt, die sich in der Geltendmachung 
von allerlei geringfügigen Beschwerden nicht genugtun können. 
Die Heranbildung von tüchtigen und erfahrenen Betriebsräten wird 
erst in langsamer Schulung möglich sein. Der von der Sozialisie- 
rungskommission im Mai 1920 in Wien veranstaltete Kurs für 
Lehrer der Betriebsräte ist leider wenig geglückt; es wurden den 
zahlreichen Teilnehmern lediglich Vorträge geboten, die überdies 
untereinander in keinem Zusammenhange standen und Wider- 
sprechendes brachten, statt gründlicher, auf wenige Ausgewählte 
beschränkter Belehrung. 

Ein beachtenswerter und vielleicht folgenreicher organisato- 
rischer Plan wurde im Winter 1920 von einer Delegiertenversamm- 
lung der Betriebsräte der Metallindustrie beschlossen: er sieht die 
Einrichtung von drei Instanzen vor: die örtliche Betriebsräte- 
konferenz, die einen Ortsausschuß, die Kreiskonferenz, die einen 
Kreisausschuß, den Reichskongreß, der einen Hauptausschuß 
wählt. Ob diese von dem Metallarbeiterverbande selbst angeregte 
Organisation, die der rein gewerkschaftlichen möglicherweise eine 
bedenkliche Konkurrenz bereiten kann, unter dem Drucke radikalerer 
Strömungen unvermeidlich war, kann der Fermerstehende nicht 
beurteilen. Es ist auch fraglich, inwieferne dieses Beispiel Nach- 
ahmung finden wird. Die dauernde Beherrschung der Betriebsräte 
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wird jedenfalls zu den schwierigsten Aufgaben der gewerkschaft- 
lichen Politik gehören. | 

Im übrigen wurden die oben an die Besprechung des Gesetzes 
geknüpften kritischen Bemerkungen im wesentlichen durch die 
Erfahrung bestätigt. Es hat insbesondere weder das Recht der 
Betriebsräte auf die Bilanzeinsicht, noch die Teilnahme. ihrer Ver- 
treter an den Sitzungen des Verwaltungsrates der Aktiengesell- 
schaften eine nennenswerte Bedeutung erlangt. 


4. Die Regelung des kollektiven Arbeitsvertrags ?), 


I. Der kollektive Arbeitsvertrag ist ein Naturkind; er hat sich 
völlig frei entwickelt, ehedem sehr zögernd und langsam, und es ist 
bezeichnend, daß das alte österreichische Arbeits- und Dienstrecht 
ihm eigentlich nur an einer einzigen Stelle flüchtig erwähnt ($ 6 des 
Handlungsgehilfengesetzes), wenn man von dem Hinweise auf den 
Abschluß von Vereinbarungen zwischen den Zwangsgenossenschaften 
des Gewerbes mit ihren Gehilfenverbänden in $ II4 b der Gewerbe- 
ordnung absieht. In Uebereinstimmung mit der Gesetzgebung 
der meisten übrigen Kulturstaaten war auch die österreichische 
von der Auffassung beherrscht, es müsse dem Arbeitgeber auch 
dann freistehen, entgegen den Bestimmungen des Kollektivvertrags 
einen für den Arbeitnehmer ungünstigeren Einzelvertrag abzu- 
schließen, wenn er Mitglied des Unternehmerverbandes ist, der 
den Kollektivvertrag vereinbart hat. Gegen dieses Prinzip der 
sAbdingbarkeit« der Kollektivverträge führten die Gewerkschaften 
einen zähen Kampf, doch gelang es nur den am besten organisierten, 
vor allem den Buchdruckern und Metallarbeitern schon vor dem 
Kriege, in dieser Richtung praktische Erfolge zu erzielen, die freilich 
jeder Sicherung durch die Gesetzgebung entbehrten. Diese zu er- 
ringen war daher eine selbstverständliche Forderung der Gewerk- 
schaftskommission, als sie im neuen Oesterreich einen maßgebenden 
parlamentarischen Einfluß erlangt hatte. Gleichzeitig verlieh die 
soziale Atmosphäre, die nach Beendigung des Krieges entstand, 
den Kollektivverträgen eine ungeahnte, von Tag zu Tag steigende 
Bedeutung. Sie wurden, parallel mit der rasch anwachsenden 
Macht der gewerkschaftlichen Organisationen sehr bald im indu- 
striellen und gewerblichen Leben Oesterreichs die beherrschende 
Form für die Ordnung der Arbeits- und Lohnverhältnisse, und 
erwiesen sich um so unentbehrlicher zur Verhütung wilder Streiks 
und erbitterter Lohnkämpfe in Einzelbetrieben, je mehr die Revo- 
lution aller Preise fortschritt, und die Nominallöhne immer wieder 





23) Schon die altösterreichische Gesetzgebung verwendete an Stelle des 
im Deutschen Reiche üblichen Ausdrucks Tarifvertrag die Bezeichnung kollek- 
tiver Arbeitsvertrag. Diese Terminolcgie, die sich in Oesterreich allgemein 
eingebürgert hat, wurde auch von der neueren Gesetzgebung beibehalten. 
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unter das Existenzminimum herabdrückte. Gerade auf diesem 
Gebiete haben im Dienste des sozialen Friedens die Gewerkschafts- 
sekretäre eine kaum noch ausreichend gewürdigte Arbeit geleistet, 
vielfach im Kampfe gegen zwei Fronten: gegen die widerstrebenden 
Unternehmerverbände und gegen die von der kommunistischen 
Agitation geschürte Disziplinlosigkeit in den Reihen der eigenen 
Genossen. 

Heute ist, was kaum einer besonderen Erwähnung bedarf, 
das Arbeitsverhältnis der industriellen Arbeiterschaft ausnahms- 
los durch Kollektivverträge geregelt; aber auch der Dienst- 
vertrag der Industrieangestellten, der Bankbeamten u. dgl., deren 
Organisationen früher von den Unternehmerverbänden niemals 
als gleichberechtigte Vertragspartner anerkannt worden waren, 
wird durch kollektive Vereinbarungen bestimmt. Selbst im Klein- 
gewerbe wurde der Widerstand der von Zunftgeist erfüllten Meister 
gegen den Kollektivvertrag überwunden und die mühsame Organi- 
sation der über zahlreiche Betriebe verstreuten Gehilfen mit Erfolg 
angebahnt. Das Arbeitsverhältnis des Friseur- und Schneider- 
gehilfen, des Kellners und der Wäscherin, des Kinooperateurs, des 
Kaffeehausmusikers und des Schauspielers ist kollektiv geregelt. 
Sogar in die Landwirtschaft ist dieser Vertragsgedanke siegreich 
eingedrungen. 

So war die Forderung nach einer gesetzlichen Ordnung des 
Kollektivvertrags unabweisbar, auch wenn ihr Träger nicht der 
maßgebende Wille der Gewerkschaften gewesen wäre. Der un- 
mittelbare Anlaß für ihre Erfüllung war durch das Gesetz über die 
Betriebsräte gegeben, das als das erste unter allen österreichischen 
Gesetzen grundsätzlich von der Auffassung beherrscht ist, daß das 
Arbeitsverhältnis, daß der Arbeitsvertrag seine Regelung in kollek- 
tiven Vereinbarungen zu finden habe 2%). -Indem dieses Gesetz, 
wie schon oben dargestellt wurde, das Tarifproblem zugunsten des 
gewerkschaftlichen Prinzips entscheidet, und den Betriebsräten das 
Recht auf den Abschluß von Kollektivverträgen versagt, anerkennt 
- es die unbestrittene Rolle der Gewerkschaften als der Träger der 
Lohnpolitik. Es gedenkt übrigens auch das Gesetz über den acht- 
stündigen Arbeitstag des Kollektivvertrags, indem es die Umwand- 
lung der Achtstundenarbeit in die achtundvierzigstündige Arbeits-: 
woche durch derartige Vereinbarungen gestattet. 

II. Die Regelung des Kollektivvertrags erfolgte durch das im 
Dezember 19I9 beschlossene Gesetz über die 
Einigungsämter und die kollektiven Arbeits- 
verträge;, seine wichtigsten Bestimmungen fanden übrigens 
ihr Vorbild in einem schon unter dem alten Regime im Sommer 
1918 veröffentlichten Regierungsentwurfe über Tarifkommissionen 


24) Vgl. zum folgenden den Aufsatz des Verfassers über die gesetzliche 
Regelung des Tarifvertrags in Deutsch-Oesterreich in der Sozialen Praxis 
1920 Nr. 39. In der Fachliteratur hat das österr. Gesetz über die Kollektiv- 
verträge sonst keine Beachtung gefunden. 
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für den, Dienstvertrag der Handlungsgehilfen 3). Aus dem zunächst 
rein äußerlichen Zusammenhange zwischen diesem Gesetze und 
dem Betriebsrätegesetze ergab sich die Folge, daß es — im Unter- 
schiede von dem kürzlich veröffentlichten Entwurfe eines reichs- 
deutschen Gesetzes über die Tarifverträge — sein Anwendungs- 
gebiet auf die gewerblichen Arbeits- und Dienstverträge im wei- 
testen Sinne des Wortes beschränkte; die Regelung der ander- 
weitigen Kollektivverträge ist bisher noch nicht versucht worden 2®). 

Die Schwierigkeiten, die der Kollektivvertrag der Gesetzgebung 
bietet, sind jedem Fachmann bekannt; sie sind in seiner durchaus 
eigenartigen, von den geläufigen Kategorien des privatrechtlichen 
Vertrags abweichenden Natur begründet. Denn er ist ein Rahmen- 
vertrag, bestimmt, die Bedingungen aller innerhalb eines verein- 
barten Geltungsbereichs abzuschließenden Arbeitsverträge einheit- 
lich zu bestimmen, also die objektive Norm für diese Arbeitsverträge 
zu bilden. 

Die gesetzliche Regelung muß vor allem zu folgenden 
Fragen Stellung nehmen: Wer darf den Vertrag abschließen, 
anders ausgedrückt, wer ist tariffähig? Wen bindet der Vertrag, 
d. h. inwieweit verpflichtet er die Mitglieder der vertragschließenden 
Vereinigungen, inwieweit und mit welcher Rechtswirkung gestattet 
er den Anschluß von ursprünglich vertragsfremden Parteien ? 
Wenn der Kollektivvertrag die Mitglieder der Vertragsorganisationen 
bindet, also unabdingbar ist, welche Bestimmungen des Vertrags 
fallen unter diese Vorschrift, wie weit erstreckt sich also sein obli- 
gatorischer Inhalt? Soll das Gesetz die zwingende Kraft des Kollek- 
tıvvertrags dahin erweitern, daß auch sog. »Außenseiter«, die nicht 
Mitglieder der vertragschließenden Organisationen sind, der ob- 
jektiven Norm des Vertrags unterworfen werden? Endlich, wie 
ıst der Vertrag vor Verletzung zu schützen, die entweder durch 
den Abschluß von Einzelverträgen oder durch die Vertragsorgani- 
sationen selbst begangen werden können ? Im letzteren Falle ent- 
steht die schwierige, vielumstrittene Frage der Haftung der Ver- 
tragsparteien für den Vertragsbruch. 

Jede dieser Fragen gestattet die verschiedenartigsten Lösungen, 
die sich in dem Raume zwischen einem weitgehenden Zwange und 
einer möglichst weitgehenden Vertragsfreiheit bewegen können. 
Die österreichische Gesetzgebung hat sich grundsätzlich für das 
zweitgenannte Prinzip entschieden, das den Wünschen der Unter- 





— 


25) Beide Entwürfe wurden von dem Verfasser dieses Aufsatzes ausge- 
arbeitet. Die Vorlage erfuhr in den parlamentarischen Verhandlungen nur 
geringfügige Aenderungen. 

2°) Auch auf die Heimarbeit erstreckt sich die Geltung des Gesetzes nicht. 
Die in diesem Erzeugungszweige abgeschlessenen Kollektivverträge wurden 
durch das schon im Dezember 1918 beschlossene Gesetz über die Heimarbeit 
geregelt, das die Zentralheimarbeitskommissionen ermächtigt, den Kollektiv- 
verträgen allgemein verbindliche Wirkung innerhalb eines zu bestimmenden 
Geltungsbereichs beizulegen. 
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nehmerverbände wie der Gewerkschaften entsprach. Für, diese 
Entscheidung war vor allem die Erwägung maßgebend, daß es 
gegenwärtig, da der Kollektivvertrag noch im Flusse einer eben 
beginnenden Entwicklung steht, bedenklich wäre, durch eine ein- 
gehende gesetzliche Regelung der künítigen Gestaltung dieses 
Vertragsrechtes Hindernisse zu bereiten. Das Gesetz beschränkt 
sich daher auf einige wenige Bestimmungen: es grenzt den Begriff 
des Kollektivvertrags ab, verfügt die Registrierung des abgeschlos- 
senen Vertrags beim Einigungsamte sowie die behördliche Kund- 
machung des Abschlusses und knüpft an diesen Formalakt die 
zivilrechtliche Verbindlichkeit der Vertragsbestimmungen für alle 
innerhalb des Geltungsbereichs des Kollektivvertrags bestehenden 
oder künftig zu vereinbarenden Einzelverträge. Die Unabdingbar- 
keit wird also.bloß zivilrechtlich geschützt. »Sondervereinbarungen 
sind, soferne sie der Kollektivvertrag gestattet, nur dann gültig, 
wenn sie dem Arbeiter oder Angestellten günstiger sind, oder Gegen- 
stände betreffen, die im Kollektivvertrage keine Regelung erfahren 
haben.« 

Ueber die Tarıiffähigkeit spricht sich das Gesetz nur 
indirekt insoferne aus, als gemäß der Begriffsbestimmung des kol- 
lektiven Arbeitsvertrags zu seinem Abschlusse auf der Arbeitnehmer- 
seite alle Berufsvereinigungen der Arbeiter oder Angestellten, auf 
der Arbeitgeberseite sowohl einzelne Arbeitgeber wie deren Berufs- 
vereinigungen berechtigt werden. Es wird also die sog. Verbands- 
theorie angenommen, die unmittelbar die Körperschaften als Ver- 
tragsparteien anerkennt, während die Mitglieder der Vereinigungen 
durch den Vertrag nur mittelbar berechtigt und verpflichtet werden. 
Aus dieser Konstruktion folgt, daß für einzelne Arbeitnehmer 
ein selbständiger Beitritt zum Kollektivvertrage nicht möglich ist; 
der einzelne Arbeitgeber aber, der, ohne einem Unternehmerver- 
bande anzugehören, den Kollektivvertrag annimmt, schließt einen 
besonderen Vertrag ab, aus dem er selbständig berechtigt und ver- 
pflichtet wird. Auf die bei der Beratung des reichsdeutschen Ent- 
wurfs mit Recht erhobene Forderung, daß das Recht zum Abschlusse 
von Tarifverträgen nur den eigentlichen Gewerkschaften, die aus- 
schließlich die Interessen der Arbeitnehmer vertreten, zu gewähren, 
den sog. wirtschaftsfriedlichen Vereinen oder Harmonieverbänden 
aber, welche die gewerkschaftlichen Prinzipien ablehnen, zu ver- 
sagen sei, mußte das österreichische Gesetz keine Rücksicht nehmen, 
da in Oesterreich wirtschaftsfriedliche Vereine keine Rolle spielen. 
Auch die sog. Tarifgemeinschaft wird nicht erwähnt, denn in Oester- 
reich sind vorläufig derartige Vereinigungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zur gemeinsamen Regelung des Arbeitsverhältnisses 
nicht gebildet worden. 

III. Das Neuartige an der österreichischen Ordnung des Kol- 
lektivvertrags besteht zunächst darin, daß sie das Publizitäts- 
prinzip einführt, und die entscheidende Rechtswirkung des 
Vertrags, seine Unabdingbarkeit, erst an die im An- 
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schlusse an die Registrierung erfolgte behördliche Kundmachung 
des Vertragsabschlusses knüpft. Dagegen bedarf an sich der Ver- 
trag zu seiner Gültigkeit der Registrierung selbstverständlich nicht. 
Zu Registerbehörden wurden die durch das gleiche 
Gesetz errichteten Einigungsämter bestellt, die nach dem Grund- 
satze der Parität aus Vertretern der Unternehmer und der Arbeit- 
nehmer zusammengesetzt sind 2”). »Die Kundmachung«, so erklären 
die erläuternden Bemerkungen zum Regierungsentwurfe, »verfolgt 
nicht nur den Zweck, alle an dem Vertrage Interessierten von dem 
Abschlusse in Kenntnis zu setzen; sie hat überdies einen konstitu- 
tiven Charakter. . . . Im übrigen bleibt es dem Kollektivvertrage 
überlassen, festzustellen, welche Personen und Einzelverträge von 
ihm erfaßt werden, inwieweit er die nachträglich dem Verbande 
zuwachsenden Mitglieder ergreift, inwieweit etwa der Austritt 
aus dem Verbande von der Bindung an den Kollektivvertrag be- 
freit — mit einem Worte, wie weit sein Geltungsbereich persönlich, 
sachlich und zeitlich reicht. ... Indem die Einigungsämter durch 
Sammlung der bei ihnen hinterlegten Kollektivverträge ein reiches 
Material an Vorbildern gewinnen, indem sie durch ihre Mitwirkung 
am Abschlusse derartiger Vereinbarungen, durch ihre schlichtenden 
Verhandlungen, durch Erstattung von Gutachten in die Lage ver- 
setzt werden, einen maßgebenden Einfluß auf die Ergänzung und 
Auslegung des mangelnden Parteiwillens zu üben, dürfte sich mit 
ihrer Unterstützung sehr bald ein förmliches Gewohnheitsrecht der 
Kollektivverträge entwickeln, das eine eingehende gesetzliche Rege- 
lung sehr erleichtern wird.« 

Die Funktionen der Einigungsämter als Tarifbehörden sind 
demnach in sehr engen Grenzen gehalten, ein Eingriff in einen ab- 
geschlossenen Kollektivvertrag steht ihnen nicht zu. Dagegen er- 
mächtigt sie das Gesetz, auf Antrag einer Behörde oder einer Berufs- 
vereinigung durch Beschluß auszusprechen,* »daß ein Kollektiv- 
vertrag, der eine überwiegende Bedeutung erlangt hat, in allen 
oder in einzelnen seiner Bestimmungen auch außerhalb seines Gel- 
tungsbereichs für solche Arbeitsverhältnisse maßgebend zu sein 
habe, die mit den durch den Kollektivvertrag geregelten, im wesent- 
lichen gleichartig sind. Die in den Beschluß aufgenommenen Be- 
stimmungen des Kollektivvertrags werden als Satzung be- 
zeichnet.« »Auf diesem Wege«, so meinen die erläuternden Be- 
merkungen, »kann auch die etwa strittige Frage, auf welche Ar- 
beitsverhältnisse und Parteien sich der Vertrag erstreckt ... in 
bindender Form beantwortet werden.« 

Eine eigenartige Vorschrift aber soll das Wirtschaftsleben 
vor der Gefahr behüten, »daß die Satzung zu einem unleidlich 
empfundenen Zwange erstarre.s Das Gesetz erklärt nämlich, »daß 
jeder kollektive Arbeitsvertrag für seinen Geltungsbereich die von 

27) Die Organisation der Einigungsämter und ihre mit dem Kollektiv- 
vertrag nicht unmittelbar zusammenhängenden Funktionen sellen im folgen- 
den Abschnitte dargestellt werden. 
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seinen Bestimmungen abweichende Satzung außer Kraft setzte. »Im- 
mer soll es«, so heißt es in den erläuternden Bemerkungen, »den 
frei waltenden Kräften der Verbände freistehen, sich durch Abschluß 
eines neuen Kollektivvertrags der Satzung zu entziehen, die über- 
haupt nur das von Kollektivverträgen nicht erfüllte Gebiet der 
Arbeitsverhältnisse auszufüllen bestimmt ist. Niemals darf die 
Satzung in den Geltungsbereich des Kollektivvertrags eindringen, 
da immer der letztere den Vorrang behauptet.« 

Durch besondere Vorschriften wird das Verfahren der 
Einigungsämter bei der Beschlußfassung über Satzungen 
geregelt; der Rechtszug an ein beim Staatsamte für soziale Ver- 
waltung errichtetes Obereinigungsamt soll eine Sicherung gegen 
übereilte oder unzweckmäßige Festsetzung von Satzungen gewähr- 
leisten. Das Obereinigungsamt hat ferner als erste und einzige 
Instanz über solche Satzungen zu beschließen, deren Geltung sich 
über den Sprengel mehrerer Einigungsämter erstreckt. Ihm sind 
endlich alle beschlossenen Satzungen mitzuteilen, so daß es in der 
Lage ist, kraft seines Aufsichtsrechtes unter Umständen dem Eini- 
gungsamte die Verhandlung über die Abänderung oder Aufhebung 
auch einer in Rechtskraft erwachsenen Satzung aufzutragen. 

Die letzte und schwierigste Frage, die eine Regelung des Kol- 
lektivvertrags stellt, betrifft de Haftung der Vertrags- 
parteien, also der vertragsschließenden Verbände für die von 
ihnen selbst begangenen Vertragsverletzungen, die Sicherung der 
Vertragstreue. Das österreichische Gesetz hat diese Frage unbeant- 
wortet gelassen. Die österreichische Rechtsprechung hatte sich 
bisher noch niemals veranlaßt geschen, die Bestimmungen des 
privatrechtlichen Vertragsrechtes über die vermögensrechtliche 
Haftung auf den Fall der Verletzung eines Kollektivvertrags durch 
eine Verbandsparteı zur Anwendung zu bringen. Daß diese Be- 
stimmungen der eigefartigen Natur des Kollektivvertrags nicht 
entsprechen, ıst ziemlich allgemein anerkannt. Es schien daher, 
eben im Hinblicke auf die noch nicht vollendete Entwicklung der 
Kollektivverträge zweckmäßiger zu sein, auf eine gesetzliche Rege- 
lung der Haftungsfrage vorläufig zu verzichten, zumal der Kollektiv- 
vertrag — und darin unterscheidet er sich von den meisten dem 
Privatrechte geläufigen Vertragskategorien — seine Sanktıon 
regelmäßig nicht in einem den Vertragsparteien im Falle des Ver- 
tragsbruches drohenden vermögensrechtlichen Nachteile, sondern 
in anderen Folgen (Verlust des Vertrauens der Gegenpartei u. dgl.) 
finden wird. Es bleibt den Parteien überlassen, auch eine ver- 
mögensrechtliche Haftung im Kollektivvertrage zu vereinbaren, 
nimmt die freie vertragsrechtliche Entwicklung diesen Weg, so 
wird sie der künftigen Gesetzgebung die Richtung weisen. Diese 
negative Lösung entsprach überdies dem Wunsche der Gewerk- 
schaften wie der Unternehmerverbände. 

So war die österreichische Gesetzgebung mit Zustimmung aller 
Parteien bestrebt, bei der Regelung des Kollektivvertrags jeden 


ser, 
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nicht unbedingt erforderlichen Zwang zu vermeiden, und die Rege- 
lung selbst auf ein Mindestmaß zu beschränken. Eine der wichtig- 
sten Aufgaben, welche die Praxis zu lösen hat, wird es sein, die 
Kollektivverträge, die heute noch zumeist allzusehr die mangelnde 
juristische Schulung ihrer Verfasser verraten, zu formal einwand- 
freien Instrumenten des Arbeitsvertragsrechtes zu gestalten. Viel- 
leicht darf man in dieser Hinsicht manche Hofinungen auf die 
Mitwirkung der Sekretariate der neugeschaffenen Arbeiterkammern 
setzen. 

IV. Man würde indes die Bedeutung der Kollektivverträge 
zu gering einschätzen, wollte man sie lediglich unter dem Gesichts- 
punkte jener Funktionen beurteilen, die sie heute regelmäßig aus- 
schließlich erfüllen; sie sind vorläufig bloß Tarıfverträge im streng- 
sten Sinne des Wortes, Rahmenvereinbarungen zur Regelung des 
einzelnen Lohn- und Arbeitsverhältnisses. Eine kommende Ent- 
wicklung kann diesen Aufgabenkreis sehr leicht in der Richtung er- 
weitern, daß den Kollektivverträgen eine zweite Gruppe von Ver- 
abredungen einverleibt wird, bestimmt, der Arbeiterschaft einen 
entsprechenden Einfluß auch auf die Gestaltung der Produktion, 
auf die Führung der Betriebe, vielleicht sogar auf die Preisbildung 
zu sichern. Das österreichische Gesetz deutet diese Entwicklung an, 
indem es den kollektiven Arbeitsvertrag definiert als ein »Ueber- 
einkommen, .. . das die gegenseitigen, aus dem Arbeitsverhältnisse 
entspringenden Rechte und Pflichten oder sonstige Angelegen- 
heiten regelt, die für das Arbeitsverhältnis wirtschaftlich von Be- 
deutung sind ?8). Unter diesem Gesichtspunkte können vielleicht 
künftige Kollektivverträge zwei grundsätzlich verschiedene Be- 
standteile enthalten: den Tarifvertrag im eigentlichen Sinne als 
die objektive Norm für die abzuschließenden Arbeitsverträge und 
daneben Vereinbarungen, die den berufenen Vertretern der Ar- 
beiterschaft, vor allem den Gewerkschaften, den erwähnten Eınfluß 
auf die Produktion gewährleisten. 

Soweit über die Wirksamkeit des Gesetzes in der Praxis bisher 
cin Urteil gestattet ist, kann festgestellt werden, daB bisher noch 
von keiner Seite ein Wunsch nach einer Abänderung oder Ergän- 
zung laut wurde. Dies spricht um so mehr zugunsten des Gesetzes, 
als die Zahl der seit seinem Geltungsbeginne abgeschlossenen Kol- 
lektivverträge eine sehr große ist, und auch mancherlei Beschlüsse 
über die Festsetzung von Satzungen ergingen. 


5. Die Arbeitsbehörden und die Arbeiterkammern. 
a) Die Einıgungsämter. 
I. Während des Krieges waren (durch eine kaiserliche Verord- 
nung vom ıg. März 1917), um den Arbeitern, denen der Zwang des 


28) Ob auch nur den Mitgliedern des sozialpolitischen Ausschusses der 
Nationalversammlung die Tragweite dieser Begriffsbestimmung klar gewesen 
ıst, mag freilich dahingestellt bleiben. 
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Kriegsleistungsgesetzes den Anspruch auf freie Kündigung ihres 
Arbeitsvertrags, die Freizügigkeit und das Koalitionsrecht entzogen 
hatte, einen Schutz zu gewährleisten, die sog. Beschwerdekom- 
missionen eingerichtet worden, denen die Aufgabe zugedacht war, 
»die Lohn- und Arbeitsverhältnisse in den militärischen Zwecken 
dienenden Betrieben zu regeln« In den Beschwerdekommissionen 
hatten neben den Vertretern der Zivilbehörden auch Vertreter der 
Unternehmer und der Arbeiterschaft Sitz und Stimme; den Vorsitz 
führten hohe Offiziere (meist pensionierte Generale oder Oberste). Es 
ist bemerkenswert, daß diese Behörden es zumeist sehr gut verstanden 
hatten, durch einsichtsvolle Beurteilung der zur Entscheidung ihnen 
vorliegenden Streitfälle sich das Vertrauen der Arbeiterschaft zu 
erwerben. 

Als der Krieg ein jähes Ende nahm, wurden in aller Eile durch 
eine provisorische Verfügung des neugebildeten Staatsrates der 
Republik diese Beschwerdekommissionen in Einigungsämter umge- 
wandelt, indem die militärischen Vorsitzenden entfernt und der 
Vorsitz den richterlichen Mitgliedern der Kommissionen übertragen 
wurde; denn es schien zweckmäßig zu sein, in den angesichts der 
wirtschaftlichen und sozialen Krise drohenden Lohnkonflikten eine 
vermittelnde Instanz zur gütlichen Bereinigung derartiger Streitig- 
keiten zu schaffen. Diese provisorischen Einigungsämter hatten 
indes wenig Gelegenheit zu einer umfassenden Wirksamkeit. Die 
Gewerkschaften zogen es zumeist vor, sich bei tiefgehenden Diffe- 
renzen mit den Unternehmerverbänden an die Regierung zu wenden. 
und auch den Unternehmern war ein vermittelndes Eingreifen, ins- 
besondere der Staatsämter, regelmäßig sehr willkommen, da sie 
in diesem Falle die Bewilligung von weitgehenden Forderungen 
der Arbeiterschaft leicht von einer behördlichen Unterstützung in 
ihrer aus Materialmangel und Kohlennot entspringenden Bedrängnis 
oder sogar von finanzieller Beihilfe des Staates abhängig machen 
konnten. So entfaltete in den ersten Monaten nach Beendigung des 
Krieges vor allem die sozialpolitische Sektion des Staatsamtes für 
soziale Fürsorge eine rege vermittelnde Tätigkeit; in besonders 
weittragenden Konflikten wurde sogar die Intervention des der 
sozialdemokratischen Partei angehörigen Staatskanzlers angerufen 
(so in den ersten Lohnkämpfen der Metallindustrie, der Angestellten 
der Großindustrie). Auf diese Weise gelang es, den Ausbruch von 
schweren, den sozialen Frieden bedrohenden Streiks fast ausnahms- 
los zu verhindern. So schufen sich die sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse selbst das ihren Bedürfnissen am besten entsprechende 
Provisorium. 

II. Als nun bei der Beratung des Gesetzes über die Betriebsräte 
die Frage auftauchte, welcher Instanz die Entscheidung der mannig- 
fachen, aus dem Rechte der Betriebsräte entspringenden Streitig- 
keiten zugewiesen werden sollte, zeigten die Vertreter der Gewerk- 
schaften wenig Neigung, mit dieser Aufgabe die seit Jahrzehnten 
in Oesterreich bestehenden Gewerbegerichte zu betrauen, obwohl 
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diese zur Entscheidung von Streitigkeiten aus dem gewerblichen 
Arbeits-, Lohn- und Lehrverhältnisse berufenen Gerichte, an deren 
Urteilsfällung gewählte Vertreter der Unternehmer und der Ar- 
beiterschaft mitwirken, niemals Anlaß zu berechtigten Klagen ge- 
geben, vielmehr immer ein weitgehendes sozialpolitisches Verständnis 
bewiesen hatten. Psychologisch ist diese Haltung der Gewerkschafts- 
führer vielleicht am einfachsten mit ihrer tiefwurzelnden Abneigung 
gegen alle aus der Kaiserzeit stammenden Institutionen zu erklären; 
es widerstrebte ihnen, den neuen Wein in alte Flaschen zu füllen. 

So griff man denn auf die halbvergessenen Einigungs- 
ämter zurück, deren Organisation nun in dem Gesetze über die 
Einigungsämter und die kollektiven Arbeitsverträge eine dauernde 
Grundlage erhielt, und es wurden bei Bestimmung der Funktionen 
dieser Behörden zwei sozialpolitische Aufgaben miteinander ver- 
koppelt, die innerlich in keinem Zusammenhange stehen. Die Eini- 
gungsämter, die, wie schon der Name besagt, nicht zur Entscheidung, 
sondern zur einvernehmlichen Schlichtung von Arbeits- und Lohn- 
konflikten berufen sind, erhielten neben dieser schiedsamtlichen 
noch eine richterliche Mission: die Entscheidung in Streitigkeiten 
aus dem Rechte der Betriebsräte; ihnen wurden endlich, wie schon 
im vorangehenden Abschnitte dargestellt ist, auch die Aufgaben 
von Tarifbehörden übertragen, und dies mit voller Berechtigung, 
da ihre vermittelnde Tätigkeit regelmäßig auf den Abschluß eines 
kollektiven Arbeitsvertrags abzielen soll. 

Die Errichtung von Einigungsämtern, in denen Vertreter der 
Unternehmer und der Arbeiterschaft gleichmäßig an der Schlichtung 
von Konflikten aus dem Arbeitsverhältnisse mitwirken, entsprach 
einer alten Forderung der Sozialpolitik, deren Erfüllung schon im 
Jahre 1891 in einer Thronrede verheißen worden war, die aber, 
obwohl es weder an Regierungsvorlagen noch an Initiativanträgen 
der Abgeordneten gefehlt hatte, unter dem alten Regime keine 
Verwirklichung erfuhr. 

Aus der Uebertragung von richterlichen und schiedsamtlichen 
Funktionen an die Einigungsämter ergab sich die Notwendigkeit 
zweifacher Verfahrensvorschriften. Denn für eine 
schiedsamtliche Tätigkeit sind die Vorschriften eines strengen 
Prozeßrechtes nicht geeignet, zur Führung der Verhandlungen 
ist vielmehr eine möglichst weitgehende Freiheit erforderlich; der 
Schiedsspruch endlich, den das Einigungsamt als Schlichtungs- 
behörde fällt, hat nur insoweit Rechtskraft, als sich die Parteien 
ihm freiwillig unterwerfen. Dagegen wurden für die richterliche 
Funktion des Einigungsamtes die Bestimmungen über das Ver- 
fahren bei den Gewerbegerichten herübergenommen. Besondere 
Vorschriften regeln endlich das Verfahren bei der Beschlußfassung 
über Satzungen, die den Kollektivverträgen eine allgemein verbind- 
liche Kraft beilegen. 

Die Mitglieder der Einigungsämter werden vom Staatssekretär 
für soziale Verwaltpng in je gleicher Zahl über Vorschlag der be- 
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teiligten Verbände aus den Kreisen der Unternehmer und der Ar- 
beiterschaft ernannt. Diese Art der Berufung schien zweckmäßiger 
zu sein als die Anordnung eines komplizierten Wahlverfahrens. 
zumal die Erfahrungen der Gewerbegerichte gezeigt hatten, wie 
auffallend gering die Beteiligung der Arbeiterschaft an derartigen 
Wahlen ist. Die Vorsitzenden der Einigungsämter werden, um ihre 
Unparteilichkeit gegen Parteieinflüsse möglichst zu sichern, vom 
Staatssekretär für Justiz ernannt, ihre Qualifikation für das Richter- 
amt ist indes nicht erforderlich. Die Einigungsämter verhandeln in 
paritätisch zusammengesetzten Senaten. 

Daß der Schiedsspruch, der anläßlich der vermittelnden Tätig- 
keit ergeht, keiner Revision durch eine übergeordnete Instanz 
unterliegt, ist selbstverständlich. Aber auch das mit Rechtskrait 
ausgestattete Urteil in Streitigkeiten aus dem Rechte der Betriebs- 
räte ist unanfechtbar; es schien weit zweckmäßiger zu sein, der- 
artige Streitfälle, die meist einen bedenklichen Einfluß auf die 
Ordnung und Disziplin im Betriebe üben, möglichst rasch und end- 
gültig, sei es auch auf Kosten einer einheitlichen Rechtsprechung, 
zu erledigen, als sie durch Eröffnung eines Instanzenzuges der 
Gefahr eines langen Schwebezustandes auszusetzen. Das beim 
Staatsamte für soziale Verwaltung errichtete ÖObereinigungsamt 
fungiert daher als Revisionsinstanz nur im Falle eines Einspruchs 
gegen eine von dem Einigungsamte beschlossene Satzung. Im 
übrigen hat es bloß die Tätigkeit der Einigungsämter zu beauf- 
sichtigen, ihnen erforderlichenfalls Weisungen zu erteilen und ins- 
besondere für die Gleichartigkeit ihrer Geschäftsführung zu sorgen. 

Es ist bemerkenswert, daß die schiedsgerichtliche Tätigkeit der 
Einigungsämter nach wie vor von untergeordneter Bedeutung ge- 
blieben ist, während sie in Streitigkeiten aus dem Rechte der Be- 
triebsräte vielfach in Anspruch genommen wurden. Bei Lohn- 
konflikten werden, wenn die Parteien sich nicht einigen können, 
noch immer mit Vorliebe die Regierungsbehörden angerufen, in 
Wien vor allem das Ministerium für soziale Verwaltung; vielleicht 
wirkt dabei ein eigentümlicher Charakterzug der österreichischen 
Bevölkerung mit, diein die Autorität einer Behörde um so mehr Ver- 
trauen setzt, je höher deren Stellung im Behördenorganismus ist”). 


b) Die Industriellen Bezirkskommissionen’.) 


I. Die industriellen Bezirkskommissionen verdanken, wie schon 
gelegentlich der Darstellung der Arbeitslosenfürsorge ausgeführt 
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29 So hatte der Verfasser in seiner Eigenschaft als Beamter der sozial- 
politischen Sekticn des Ministeriums für soziale Verwaltung Gelegenheit, bei 
der Austragung von Lehnkcenflikten der verschiedensten Art mitzuwirken, 
z. B. in Wien bei Streitigkeiten im Schneidergewerbe, in den Kinounterneh- 
mungen, in den Pfandleihanstalten, Dampfwäschereien, Theatern, Textil- 
und chemischen Fabriken; ferner in einem großen Streik der Angestellten 
der obersteirischen Großindustrie u. dgl. m. 

30) Vgl. dazu den gleichnamigen Aufsatz des Verfassers in der Sozialen 
Praxis 1920 Nr. 53. A 





aut : 
BZ $ = , 


RR 
BY Taa 
-^ 


Die Sozialpolitik im neuen Oesterreich. 667 


wurde, ihre Entstehung den bewegten Novembertagen des Jahres 
1918, da nach der unvermittelten Beendigung des Krieges aus der 
Entlassung von Tausenden von Arbeitskräften, die bisher in den 
Betrieben der Rüstungsindustrie beschäftigt waren, dem Wirt- 
schaftsleben schwere Gefahren drohten. Hier sollten sie, etwa 
ähnlich den deutschen Demobilmachungsausschüssen, vermittelnd, 
helfend eingreifen. Sie wurden gleichmäßig aus Vertretern der 
Unternehmer und der Arbeiterschaft zusammengesetzt, die über 
Vorschlag der beteiligten Verbände vom Staatssekretär für soziale 
Verwaltung berufen wurden. Ihre Sprengel wurden durch jene der 
(rewerbeinspektorate bestimmt; ihre örtlichen Aufgaben sollten sie 
durch Ortsausschüsse erfüllen. Allein in dieser ihnen ursprünglich zu- 
gedachten Eigenschaft haben sie nur eine geringe Wirksamkeit 
entfaltet, da sich die Entlassung der Arbeiter aus den Betrieben 
der Kriegsindustrie viel rascher und meist viel reibungsloser vollzog, 
als man befürchtet hatte. 

Das eigentliche Feld ihrer Tätigkeit fanden sie auf dem Ge- 
biete der Arbeitslosenunterstützung, die in Oesterreich an die ge- 
meinnützigen Arbeitsnachweisstellen anknüpfte. Zur Ueberwachung 
dieser Stellen und zur einheitlichen Durchführung der Unterstützung 
schienen sich die Industriellen Bezirkskommissionen weit besser 
zu eignen als ctwa die politischen Behörden, die ohnehin mit anderen 
Aufgaben stark überlastet waren. Die Erfahrung hat diese Ansicht 
bestätigt. 

Anläßlich der gesetzlichen Regelung der Arbeitslosenunter- 
stützung wurden, wie schon oben erwähnt, die Industriellen Be- 
zırkskommissionen in ihrer bisherigen Gestalt beibehalten, ihre Be- 
iugnisse und Aufgaben aber gleichzeitig erweitert und vertieft. Es 
wurde ihnen die Bestellung gemeinnütziger Arbeitsnachweise zu 
Arbeitslosenämtern und deren Beaufsichtigung übertragen, und 
damit gleichzeitig die Organisierung und Leitung der gemein- 
nützigen Arbeitsvermittlung ihres Sprengels. Bei Erfüllung der 
zahlreichen Aufgaben, die sich aus dieser Tätigkeit und aus ihren 
Funktionen als Berufungsinstanzen in Streitigkeiten aus dem Rechte 
der Arbeitslosenunterstützung ergaben, sınd sie an die Weisungen 
des Staatsamts für soziale Verwaltung gebunden, das mit ıhrer Hilfe 
tür die einheitliche Durchführung der Unterstützung im ganzen 
Staatsgebiete Sorge trägt. Mit der technischen Seite der Versiche- 
rung aber, mit der Bestimmung der Beitragssätze, mit der Vor- 
schreibung und Einhebung der Beiträge haben die Industriellen 
Bezirkskommissionen nichts zu tun. 

II. Eine wichtige und verantwortungsvolle Aufgabe, die an 
ihre ursprüngliche Mission erinnert, und über den ihnen gesetzlich 
zugedachten Wirkungskreis hinausreicht, wurde ihnen im Mai IgIgQ 
durch die schon oben (Kap. II Abs. 2) besprochenen Verfügungen über 
die Einstellung von Arbeitslosen und die Erhal- 
tung des Arbeiterstandes inden gewerblichen Betrieben 
übertragen. Die Industriellen Bezirkskommissionen wurden er- 
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mächtigt, nach Anhörung des Gewerbeinspektorates Ausnahmen 
von diesen Vorschriften zu gewähren. In den Verhandlungen, die 
über derartige Ansuchen eingeleitet und denen die Vertreter des 
zuständigen Unternehmerverbandes, der Gewerkschaft und der 
Betriebsrat des Unternehmens zugezogen werden, gelingt es zu- 
meist, einen den Interessen aller Teile entsprechenden Ausgleich 
herbeizuführen, und vor allem in der Arbeiterschaft die Ueberzeugung 
wachzurufen, daß eine Verringerung des Arbeiterstandes des Be- 
triebs nicht ohne Not und rechtfertigende Ursachen erfolgt. So 
lebhaft auch aus prinzipiellen Gründen der Protest der Unternehmer 
gegen diese Zwangsvorschrift ist, so wird doch von ihnen regelmäßig 
die Objektivität und das verständnisvolle Wirken der Industriellen 
Bezirkskommissionen anerkannt, und es ist bezeichnend, daß gegen 
deren Entscheidungen nur selten die Berufung an das Ministerium 
ergriffen wird. 

In jenen Kommissionen, die eine große Zahl von Mitgliedern 
haben, wird die Erledigung der Geschäfte Ausschüssen übertragen; 
die Hauptlast ruht selbstverständlich auf einigen wenigen arbeits- 
freudigen Persönlichkeiten und auf dem Bureau, in dem zumeist 
juristisch gebildete jüngere Beamte im Hauptberufe beschäftigt 
und derart für den Dienst in der sozialen Verwaltung geschult 
werden. 

Es wäre einer ernsten Erwägung wert, ob man nicht die Indu- 
striellen Bezirkskommissionen durch Erweiterung ihres bisher auf 
die Arbeitslosenfürsorge beschränkten Wirkungskreises nach und 
nach zu Arbeitsbehörden ausgestalten soll, denen auch andere Auf- 
gaben der sozialen Verwaltung, insbesondere in der Durchführung 
des Arbeiterschutzes übertragen werden könnten. Die neue, seit 
dem Herbste 1920 geltende Verfassung Oesterreichs, die dem Streben 
der Länder nach Selbständigkeit weitgehende Zugeständnisse ge- 
macht hat, erklärte doch die gesamte sozialpolitische Gesetzgebung 
und Verwaltung, soweit es sich um das gewerbliche Arbeitsverhältnis 
im weitesten Sinne des Wortes handelt, für eine dem Bunde vor- 
behaltene Angelegenheit; dagegen gelang es den Ländern, dank 
dem Einflusse ihrer agrarischen Vertreter, die gesetzliche Ordnung 
des Arbeitsverhältnisses in der Landwirtschaft und die Durch- 
führung dieser Gesetzgebung für ihre Kompetenz zu behaupten. 
Angesichts der in der Verfassung begründeten Selbständigkeit der 
Landesregierungen sind indes auch die das Interesse der gewerblichen 
Arbeiter und Angestellten wahrenden sozialpolitischen Gesetze ın 
den Ländern der Gefahr einer sehr verschiedenartigen Handhabung 
ausgesetzt, die sich zum mindesten abschwächen ließe, wenn bei 
der Durchführung dieser Gesetze den Industriellen Bezirkskom- 
missionen eine angemessene Rolle eingeräumt würde. Sie ent- 
sprechen, da sie aus Vertretern der an der sozialpolitischen Ver- 
waltung unmittelbar interessierten Kreise zusammengesetzt sind, 
den Forderungen der demokratischen Selbstverwaltung; der Landes- 
regierung wurde schon im Gesetze über die Arbeitslosenversicherung 
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ein Einfluß auf ihre Beschlußfassung gewährt; dieser Einfluß könnte, 
um etwaigen Wünschen der Länder Rechnung zu tragen, erfor- 
derlichenfalls verstärkt werden, ohne daß die unmittelbare Unter- 
stellung der Bezirkskommissionen unter das Bundesministerium 
angetastet würde. Heute schon sind die Bezirkskommissionen 
daran gewöhnt, in allen wichtigen, die Lage des Arbeitsmarktes 
oder die Verhältnisse eines Betriebes betreffenden Fragen sich der 
Mitwirkung der Gewerbeinspektoren, der wichtigsten Organe sozial- 
politischer Exekutive zu bedienen ?!). In dem kürzlich dem Na- 
tionalrate vorgelegten Regierungsentwurfe über die Reform der 
politischen Verwaltung, der eine mittlere Linie zwischen den nament- 
lich von der sozialdemokratischen Partei vertretenen Forderung 
nach. weitgehender demokratischer Selbstverwaltung und dem 
bisherigen Systeme rein bureaukratischer Verwaltung einzuhalten 
sucht, werden freilich zur Durchführung auch der Sozialpolitik 
nach wie vor die Bezirkshauptmannschaften berufen, die in ge- 
wissen Verwaltungsangelegenheiten an die Entscheidungen der 
durch Wahl zu bildenden Bezirksvertretungen gebunden werden 
sollen, in anderen deren gutachtliche Aeußerung einzuholen haben. 
Es hat daher, soweit sich die politische Lage vorläufig übersehen 
läßt, den Anschein, als ob eine Erweiterung des Wirkungskreises 
der Bezirkskommissionen nicht im Zuge der allgemeinen Verwaltungs- 
reform, sondern, wenn überhaupt, nur auf dem Wege der Sonder- 
gesetzgebung stattfinden könnte. 


c) DieArbeiterkammern. 


Der Gedanke, den Arbeitern und Angestellten eine den Handels- 
und Gewerbekammern analoge Vertretung ihrer Interessen zu 
gewähren, hat in Oesterreich eine lange und wechselvolle Geschichte. 
Er stand ursprünglich im Zusammenhange mit innerpolitischen 
Reformen, denn in der Zeit des Kurienwahlsystems wurde der Plan 
erörtert, Arbeiterkammern zu schaffen, um ihnen gleich den Handels- 
kammern das Recht zur Entsendung von Abgeordneten in die parla- 
mentarischen Körperschaften einzuräumen. Mit der Einführung 
eines allgemeinen Wablrechts verlor diese Frage ihre Bedeutung 
und das Interesse an der Arbeiterkammer trat überhaupt in den 
Hintergrund. Es wurde erst während des Krieges neu belebt; auch 
ım Deutschen Reiche wurde damals das Problem: Arbeitskammer 
oder Arbeiterkammer eifrig besprochen. In Oesterreich entschied 

31) Bei diesem Anlasse sei bemerkt, daß durch eine in parlamentarischer 
Verhandlung stehende Novelle zum Gesetze über die Gewerbeinspektion der 
Wirkungskreis und die Befugnisse der Gewerbeaufsicht nach mannigfacher 
Richtung erweitert werden sollen. Es handelt sich vor allem darum, den 
Gewerbeinspektoren, die sich in jeder Hinsicht vortrefflich bewährt haben, 
bei der Handhabung der Vorschriften des gesetzlichen Arbeiteischutzes ein, 
wenn auch begrenztes Recht unmittelbarer Exekutive einzuräumen und ihre 
Stellung als Anwälte des Arbeiterschutzes in dem dessen Durchführung sichern- 
den Verfahren schärfer zu bestimmen und zu festigen. 
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sich nach Beendigung des Krieges die Gewerkschaftskommission 
für die Schaffung von reinen Interessenvertretungen der Arbeiter- 
schaft, auf möglichst breiter Grundlage. Bei dieser Entscheidung 
waren vielleicht weniger die Interessen der Gewerkschaftskom- 
mission selbst bestimmend, die von der Errichtung von Arbeiter- 
kammern — insbesondere außerhalb Wiens — eher eine Schwächung 
als eine Hebung ihrer Machtstellung erwarten mochte; aber es 
handelte sich um eine alte sozialpolitische Forderung, deren Er- 
füllung die Gleichberechtigung der Arbeiter mit den Unternehmen 
anerkannte und auf die man daher schwer verzichten konnte. 

So wurde im Februar 1920 das Gesetz über die Er- 
richtung von Arbeiterkammern beschlossen, das in 
seinen wesentlichen Bestimmungen dem gleichzeitig novellierten 
Gesetze über die Handels- und Gewerbekammern nachgebildet war. 
Eifersüchtig wachten die parlamentarischen Vertreter der Gewerk- 
schaften darüber, daß der Wirkungskreis der Arbeiterkammem 
nicht etwa auf sozialpolitische und sonstige, die Interessen der Ar- 
beiterschaft unmittelbar berührende Angelegenheiten beschränkt, 
sondern auf alle zur Kompetenz der Handelskammern gehörigen 
Fragen der Wirtschaftspolitik, insbesondere auch der Handels- 
politik, der Steuerpolitik erweitert, daß auch die Konsumenten- 
politik im allgemeinen einbezogen werde. 

Unter grundsätzlichen Gesichtspunkten betrachtet enthält das 
Gesetz nur wenige erwähnenswerte Bestimmungen. Die Arbeiter- 
kammer wird — offensichtlich unter dem Einflusse der politischen 
Ueberzeugung von der den Arbeitern und Angestellten gemeinsamen 
Rolle im Klassenkampfe — als gemeinsamer Vertretungskörper 
der Arbeiter und der Angestellten konstruiert, obwohl die prak- 
tischen Interessen dieser beiden Berufsgruppen vielfach auseinander- 
gehen. Dieser Tatsache wird durch Gliederung der Kammer ın 
Sektionen Rechnung getragen, die zur selbständigen Behandlung 
der ihre Berufsgruppe allein betreffenden Angelegenheiten berechtigt 
sind. Besondere Sektionen erhielten auch durch eine sehr bald 
erforderliche Novellierung des Gesetzes die Arbeiter und die Ange- 
stellten der dem öffentlichen Verkehr dienenden Unternehmungen 
(Eisenbahnen, Dampfschiffahrtsunternehmungen u. dgl.), so dab 
jede Kammer in vier Sektionen zerfällt. 

Der Kreis der Wahlberechtigten ist sehr groß, da die Kammer 
zur Vertretung der Interessen aller im Gewerbe und Industrie. 
Handel und Verkehr beschäftigten Arbeiter und Angestellten be- 
rufen ist. Bei der Durchführung der Wahlen wurde diese Begriffs- 
bestimmung überdies sehr weitherzig ausgelegt. Das Wahlrecht 
ist nach den Grundsätzen der Verhältniswahl geordnet; es folgt im 
wesentlichen den Vorschriften über die Wahlen in die National- 
versammlung (geheimes Wahlrecht, gebundene Listen usf.). 

Der Wirkungskreis der Kammer ist sehr umfassend und deshalb 
wenig klar abgegrenzt. Neben einer begutachtenden Tätigkeit, die 
sich, wie erwähnt, nahezu auf die gesamte Wirtschaftspolitik er- 
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streckt, ist ihr auch — freilich nur in allgemeinen Ausdrücken — 
eine Mitwirkung an den Aufgaben der sozialpolitischen Verwaltung 
„ugedacht. Die Kosten der Arbeiterkammer werden durch Beiträge 
der Arbeiter und der Angestellten aufgebracht. 

Entsprechend der großen Zahl der Wähler ist auch die Zahl 
der gewählten Mitglieder der Arbeiterkammer eine sehr große; bei 
der Wiener Kammer beträgt sie mehr als r00. Sachliche Ver- 
handlungen sind daher nur in kleinen Ausschüssen möglich. Eine 
erfolgreiche Tätigkeit wird in erster Linie von den Fähigkeiten 
und der Arbeitskraft des Vorstandes und des Bureaus abhängig 
sein. 

Die Wahlen, die in den ersten Monaten des Jahres 1921 statt- 
fanden, wurden von den Gewerkschaften organisiert. Sie haben 
fast überall eine überwältigende Majorität der Anhänger der sozial- 
demokratischen Gewerkschaften gezeigt. Soweit die Kommunisten 
selbständige Kandidaten aufstellten, vermochten sie nur sehr wenige 
Mandate zu erringen. Die christlich-sozialen und die deutsch 
nationalen Gewerkschaften haben sich fast ndr in den Sektionen 
der Angestellten eine Vertretung gesichert 3). Die Politik der Ar- 
beiterkammern wird daher zunächst unter dem bestimmenden 
Einflusse der sozialdemokratischen Gewerkschaften stehen, die 
auch die entscheidenden Stellen im Vorstande mit ihren Führern 
besetzt haben. Es ist ein Zeichen ihrer klugen Zurückhaltung, 
daß sie gleichwohl die Posten der leitenden Beamten meist nicht 
mit Anhängern ihrer Partei besetzten, sondern mit jüngeren, tüch- 
tigen, sozialpolitisch geschulten Juristen bürgerlicher Herkunft 
und Gesinnung. So hat sowohl die Wiener wie die Grazer Kammer 
die Stelle ihres ersten Sekretärs an einen Beamten der sozialpoli- 
tischen Sektion des Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
vergeben. Dies ist gleichzeitig bezeichnend für das Vertrauen, 
dessen sich die Beamten aieses Ministeriums in den Kreisen der 
Arbeiterschaft erfreuen. 

Ein Urteil darüber, welche Bedeutung die Arbeiterkammern 
für das soziale Leben und die Sozialpolitik erlangen werden, läßt 
sich heute noch nicht gewinnen. Bisher haben auch die leitenden 
Funktionäre der Arbeiterkammern jede klare programmatische 
Aeußerung über ihre nächsten Arbeitspläne vermieden. 
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33) Von den in die Wählerlisten der Wiener Arbeiterkammer eingetragenen 
rund 547 000 Wahlberechtigten (davon 25% Frauen) machten ungefähr 
64%, von ihrem Wahlrechte Gebrauch. Etwa 849, der abgegebenen Stimmen 
lauteten auf den Wahlvorschlag der freien Gewerkschaften, r1% auf die 
vereinigten christlich-sozialen und deutsch-nationalen Vorschläge, 4%, auf die 
kommunistischen Kandidaten. Von den 130 Mandaten erhielten daher die 
freien Gewerkschaften 114, die christlich-nationalen zusammen 12, die Kom- 
munisten 4. In der Grazer Arbeiterkammer gewannen die freien Gewerk- 
schaften ven 64 Mandaten 58, die christlich-nationale Arbeitsgemeinschaft 
bekam 6. 
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6. Die Gewerkschaften und ihre Lohnpolitik. 


I. Der Rolle, welche die Gewerkschaften im wirtschaftlichen 
und sozialen Leben Oesterreichs spielen, wurde schon wiederholt 
gedacht. Die Entwicklung der sozialdemokratischen Gewerkschaf- 
ten — die christlich-sozialen und die deutschvölkischen haben 
meist nur in den Kreisen der Angestellten Anhänger gefunden — 
hat nach dem Umsturze in raschem Tempo eingesetzt. Zählten sie 
zu Ende des Jahres 1918 etwa 300 000 Mitglieder, so wird deren 
Zahl schon etwa ein Jahr später mit mehr als 600 000 angegeben. 
Wohl die Hälfte aller Arbeiter und Angestellten ist heute in Oester- 
reich in den machtvollen Bau dieser Organisationen eingefügt, 
nahezu die gesamte Arbeiterschaft der Groß- und Mittelindustrie, 
die Angestellten in Industrie, Handel und Verkehr, aber auch viele 
Gehilfen des Kleingewerbes. Selbst unter den landwirtschaftlichen 
Arbeitern zeigen sich starke Ansätze zu gewerkschaftlichen Bil- 
dungen. : 

Dieser zahlenmäßigen Ausdehnung ging, gefördert durch die 
politischen Umwälzungen, eine gewaltige Stärkung ihrer Kraít 
parallel, freilich nicht ohne mancherlei Kämpfe. Galt es ehedem, 
in langsamer Schulung das Klassenbewußtsein der Arbeiter zu 
wecken, so hatte nun der Krieg diese Aufgabe überraschend besorgt ; 
nun mußte die Gewerkschaft das Feuer der sozialrevolutionären 
Bewegung dämpfen, das alle gewerkschaftliche Disziplin zu ge- 
fährden und die Ordnung des Wirtschaftslebens zu zerstören drohte. 
Dies ist auch, ungeachtet mancher vorübergehenden kritischen 
Situation, vortrefflich gelungen; insbesondere blieben syndika- 
listische Versuche einer Besetzung und »Enteignung« von Betrieben 
durch die Arbeiter auf vereinzelte Fälle beschränkt; auch der Aus- 
bruch wilder Streiks konnte überall dort verhütet werden, wo die 
Organisation seit langem feste Wurzeln innerhalb der Arbeiterschaft 
gefaßt und die Anerkennung der Unternehmer gefunden hatte. 
Es ist überhaupt bezeichnend, daß trotz der tiefgehenden Diife- 
renzen, die sich vor allem in der Lohnfrage infolge der Wirtschafts- 
krise und der unaufhaltsamen Preissteigerung zwischen den Unter- 
nehmern und den Arbeitern immer von neuem ergaben, der Kampt 
um den Arbeitslohn und die Arbeitsbedingungen nur in solchen 
Unternehmungen und Betrieben durch die Einstellung der Arbeit 
ausgefochten wurde, in denen die Organisation ganz jung ist, ihre 
Anhänger wenig diszipliniert und geneigt sind, das neu gewonnene 
Machtmittel des Streiks zu erproben; regelmäßig steht dann der 
noch mangelhaft geführten Gewerkschaft ein schwacher, in der 
Behandlung von Lohnfragen unerfahrener Unternehmerverband 
gegenüber. So finden wir in der langen Liste der Streiks, die eine 
Zeitlang bald da, bald dort aufflackerten, die wohlorganisierten 
Arbeiter der Wiener Großindustrie überhaupt nicht, wohl aber die 
Angestellten der obersteirischen Stahl- und Eisenwerke, die Kellner 
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verschiedener Großstädte, die Friseurgehilfen Wiens, die Arbeiter 
der Kleinbetriebe der Wiener Metallindustrie, die Arbeiterinnen 
der Dampfwäschereien, einzelner Textilfabriken, chemischen Fa- 
briken und Lebensmittelfabriken, die Angestellten der Eisenbahnen 
u. dgl. m. 

In der rasch aufstrebenden Entwicklung, die sehr bald darin 
gipfelte, daß, wie schon früher dargestellt wurde, der kollektive 
Arbeitsvertrag fast in allen Zweigen der gewerblichen und indu- 
striellen Produktion, des Handels und Verkehrs die allein herrschende 
Form für die Regelung des Arbeitsverhältnisses wurde, erwuchsen 
den Gewerkschaften zu ihren alten Aufgaben mancherlei neue. 
Um eine Zersplitterung der Kräfte zu vermeiden, erwies es sich als 
vorteilhaft, kleinere, wenig leistungsfähige Gewerkschaften zu 
größeren zu vereinigen. Nicht geringe Schwierigkeiten bietet die 
Organisierung der zahlreichen in den Kleinbetrieben beschäftigten 
Hilfsarbeiter; hier ist der Unternehmer in seinem Kampfe gegen 
die Organisation weit erfolgreicher als die Großindustrie, die jeden 
Widerstand gänzlich aufgegeben hat. Noch nicht endgültig gelöst 
ist das organisatorische Problem, ob die Arbeiter in den Gewerk- 
schaften nach ihrer Berufszugehörigkeit oder nach dem Charakter 
des Betriebs, in dem sie verwendet werden, zusammenzufassen sind, 
ob also beispielsweise der in einer Mühle oder Konservenfabrik 
beschäftigte Tischler dem Verbande der Holzarbeiter oder jenem 
der Lebensmittelarbeiter zuzuweisen ist. Die Organisation nach 
Betrieben scheint den gewerkschaftlichen Bedürfnissen besser zu 
entsprechen, da sie die Konkurrenz verschiedener Gewerkschaften 
bei Lohnverhandlungen ausschließt und den Betriebsrat an eine 
einzige Gewerkschaft weist. Daß das Betriebsrätegesetz den Ge- 
werkschaften neue, nicht immer leicht zu lösende Aufgaben gebracht 
hat, wurde schon in einem anderen Zusammenhange erwähnt; 
ebenso das Verhältnis der Gewerkschaften zu den Arbeiterkammern, 
zur Arbeitsvermittlung und zur Arbeitslosenfürsorge. Es erhält 
eben jede organisatorische Frage der Sozialpolitik unter gewerk- 
schaftlichen Gesichtspunkten ihren besonderen Charakter. 

Dabei muß zumeist immer wieder unterschieden werden, Ob 
es sich um Arbeiter oder um Angestellte handelt. Denn der zwischen 
diesen beiden Berufsgruppen bestehende Gegensatz ist durch alle 
theoretisch-politischen Argumente ihres gemeinsamen Klassen- 
kampfes und ihrer gemeinsamen Klassenlage nicht zu überbrücken; 
er hat sich mit der rasch fortschreitenden gewerkschaftlichen Or- 
ganisierung der Angestellten zunehmend verschärft. Denn dem 
Arbeiter ist die bürgerliche Lebens- und Denkweise der Angestellten 
unsympathisch, ihre überlegene Intelligenz steigert seine Abneigung, 
zumal die geistigen Führer der kaufmännischen Angestellten, der 
Bankbeamten regelmäßig Juden sind, die mit ungewöhnlichem 
Geschick die besonderen Interessen ihrer Berufskreise vertreten. 
So haben sie sich auch innerhalb der Gewerkschaftskommission 
eine Sonderstellung zu sichern gewußt; sie sind hier durch eine 
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»ständige Delegation der Angestellten« vertreten, die eine weit- 
gehende Unabhängigkeit bei der Verfolgung ihrer Ziele genießt. 
II. Die gewerkschaftliche Organsation hat sich zur Erfüllung 
ihrer mannigfaltigen Aufgaben nach und nach in den Sekretären 
und Hilfskräften der Gewerkschaftskommission und der einzelnen 
Gewerkschaften, in den Beamten der Krankenkassen, der Ar- 
beitsnachweisstellen usw. einen weitverzweigten bureaukratischen 
Apparat geschaffen, mit dem sie tief in der kapitalistischen Wirt- 
schaftsordnung wurzelt, wie sie denn überhaupt als echtes Kind 
dieser Wirtschaftsordnung an ihr mit jeder Faser ihres Daseins 
hängt. Vor dem Kriege haben sich denn auch die Gewerkschaften 
= von einer aktiven Betätigung in der Politik nach Möglichkeit fern- 
gehalten, in der Erkenntnis, daß dies die Erfüllung rein wirtschaft- 
licher Aufgaben gefährden könnte. Heute sind die Führer der 
Gewerkschaften freilich fast alle in die Nationalversammlung ein- 
gezogen, aber die alte scharfe Trennung zwischen der Gewerkschaft 
als der wirtschaftlichen, der Partei als der politischen Organisation 
blieb bestehen ?3). Rein äußerlich kommt dies schon insoferne zum 
Ausdrucke, als die sozialdemokratischen Gewerkschaften es ab- 
lehnen, sich nach ihrer Parteirichtung zu benennen, und die Be- 
zeichnung »freie« Gewerkschaften für sich in Anspruch nehmen: 
denn sie stehen auf dem Standpunkte, daß die Zugehörigkeit zur 
Gewerkschäft den Anschluß an die Partei nicht zur Voraussetzung 
hat, und sind grundsätzlich bereit, Berufsgenossen ohne Rücksicht 
auf ihre politische Ueberzeugung aufzunehmen, woferne sie nur 
in allen gewerkschaftlichen Fragen willig Folge leisten. So hemmt: 
denn die Gewerkschaft den politischen Radikalismus der Partei 
und schöpft aus ihrer ständigen Beschäftigung mit den unmittelbar 
von den Bedürfnissen der Gegenwart gestellten Aufgaben eine 
instinktive Abneigung gegen alle weitausgreifenden, auf eine grund- 
legende Umwälzung des Wirtschaftslebens abzielenden Pläne, gegen 
jede sozialrevolutionäre Stimmung innerhalb der Arbeiterschaft. 
die sich gegen alle bestehenden Einrichtungen wendet, und schließ- 
lich auch das feste Gefüge der gewerkschaftlichen Organisation 
gefährdet. So ist es bezeichnend, daß das einzige Erzeugnis eines 
sozialpolitischen Radikalismus, das Retriebsrätegesetz, nicht in dem 
im Sinne der Gewerkschaitskommission geleiteten Staatsamte für 
soziale Verwaltung, sondern im Bureau der Sozialisierungskom- 
mission ausgearbeitet wurde, das seine Weisungen von dem da- 
maligen Präsidenten der Kommission, dem Führer der sozialdemo- 





3) In der christlich-sozialen Partei ist der Gegensatz zwischen Gewerk- 
schaft und politischer Partei noch viel schärfer, da die letztere ihre Anhänger 
vor allem in den Kreisen des kleingewerblichen Bürgertums findet und daher 
trotz ihrer antikapitalistischen Tendenzen keineswegs ohne weiteres alle 
Forderungen der Arbeiterschaft unterstützen kann. Wirtschaftsfriedliche 
Gewerkschaften, die unter dem Einflusse der Unternehmer stehen, gibt es, 
wie schon in anderem Zusammenhange (vgl. oben Kap. 4 Abs. II) erwahnt 
wurde, in Oesterreich nicht. 
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kratischen Partei Otto Bauer empfing. Die Rückkehr des wirt- 
schaftlichen und sozialen Lebens in ruhigere Bahnen hat in allen 
sozialpolitischen Fragen den Einfluß der politischen Partei wieder 
ausgeschaltet. 

III. Einer besonderen Darstellung bedarf die Lohnpolitik 
der Gewerkschaften, mag sie auch mit der Sozialpolitik 
im engeren Sinne nur in einem mittelbaren Zusammenhange stehen. 
Während des Krieges hatten die Formen der Lohnbestimmung tief- 
gehende Veränderungen erfahren. Die steigende Not an Lebens- 
mitteln und anderen lebenswichtigen Bedarfsgegenständen (Kohle 
u. dgl.) hatte die Unternehmer, vor allem der Großindustrie, ge- 
zwungen, in steigendem Maße den Arbeitern und Angestellten 
diese Bedarfsartikel, meist unter den Gestehungskosten, beizu- 
stellen, so daß immer mehr ein guter Teil des Lohns in Natural- 
bezügen bestand. Die fortschreitende Teuerung wirkte dahin, bei 
der Lohnbildung den Familienstand des Arbeiters zu berücksich- 
tigen, da sonst, ohne eine allgemeine sprunghafte Erhöhung aller 
Arbeitslöhne der Vater einer mehrköpfigen Familie nicht imstande 
gewesen wäre, die Familie von seinem Arbeitsverdienste zu erhalten. 
Dieses System verringerte die Spannung zwischen dem Einkommen 
des qualifizierten Arbeiters und dem kinderreichen Hilfsarbeiter, 
es brachte den Arbeiter wieder in eine starke Abhängigkeit vom 
Unternehmer, es lähmte den Anreiz zur gesteigerten Arbeitsleistung. 
Aus den erstgenannten Gründen waren die Gewerkschaften, aus 
dem dritten die Unternehmer bestrebt, es wieder zu beseitigen, 
sobald nach Beendigung des Krieges allmählich die normalen Ver- 
hältnisse wiederkehrten. Dieses Ziel wurde denn auch schrittweise 
erreicht, zuerst in den Kollektivverträgen der Wiener Metallindu- 
strie, die in allen grundsätzlichen Fragen der Lohn- und Arbeits- 
bedingungen eine führende Rolle hat. Noch in dem am I2. August 
1918 abgeschlossenen Kollektivvertrage wurden Teuerungs- und 
Familienzulagen vereinbart; der Kollektivvertrag vom 12. April 
191g brachte gleichzeitig mit einer Veränderung der Vertrags- 
konstruktion die Einführung monatlicher Anschaffungsbeiträge. 
Der entscheidende Schritt wurde durch den Vertrag vom 16. De- 
zember IgIg vollzogen, der alle bisherigen Teuerungszulagen, Fa- 
milienzulagen und Anschaffungsbeträge beseitigte und sie durch 
das System einer mit den Teuerungsverhältnissen wechselnden 
gleitenden Lohnzulage« ersetzte. 

Die Geschichte der gleitenden Lohnzulage ist einer eingehenden 
Darstellung wert. Als im Herbste 1919, unter dem Drucke der rasch 
fortschreitenden Entwertung der österreichischen Valuta, eine neue 
Teuerungswelle mit großer Heftigkeit einsetzte, und die Preise 
von Monat zu Monat stiegen, tauchte auch in Oesterreich der in 
Deutschland lebhaft erörterte Plan auf, die Preissteigerungen durch 
automatisch in Kraft tretende Zuschläge zum Lohne zu paralysieren, 
deren Höhe durch das errechnete Ausmaß der durchschnittlichen 
Erhöhung der Lebenskosten bestimmt werden sollte. Ein Vorschlag 
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dieser Art war übrigens schon vor dem Kriege von Adolf Braun 
vertreten worden, und hatte insofern viel Bestechendes, als man 
hoffen konnte, auf diesem Wege die aus den immer erneuten Lohn- 
verhandlungen dem sozialen Frieden drohenden Gefahren zu ver- 
meiden. Er war auch insoweit theoretisch richtig, als die Preis- 
steigerung auf der Noteninflation beruhte, und parallel mit dieser 
der Geldiohn des Arbeiters, sollte ihm der gleiche Reallohn ge- 
sichert werden, eine entsprechende Erhöhung erfahren mußte. 
Soweit aber die Teuerung ihre Ursache in einer Verminderung der 
zur Verfügung stehenden Gütermenge findet — und dieser Umstand 
war insbesondere infolge der Abschnürung des neuen Oesterreich von 
der ehemaligen wirtschaftlichen Gemeinschaft mit den selbständig ge- 
wordenen oder abgetrennten Teilen der Monarchie sehr stark wirk- 
sam — kann die Lohnerhöhung den Arbeitern den gleichen Anteil 
an den Gütern wie vordem nur auf Kosten anderer Schichten der 
Bevölkerung erwirken, sie ist für die Arbeiter also nur dann erfolg- 
reich, wenn gleichzeitig zu ihren Gunsten eine Verschiebung in der 
Verteilung des Volkseinkommens stattfindet. Dies ist denn in der 
Folge auch in hohem Maße der Fall gewesen. 

In einer im November Igıg in Wien abgehaltenen »Industne- 
enquete«, die zur gemeinsamen Beratung geeigneter Maßnahmen 
zur Behebung der Wirtschaftskrise einberufen war, trotz lebhafter 
und ausgiebiger Debatten aber kaum ein ernstes praktisches Er- 
gebnis zeitigte, wurde neben anderen Ausschüssen auch ein beson- 
deres aus Vertretern der Arbeiter und der Unternehmer zusammen- 
gesetztes Komitee bestellt, das mit der Aufgabe betraut war, für 
alle Industriegruppen das Muster eines einheitlichen Kollektiv- 
vertrags auszuarbeiten, der eine fortlaufende Anpassung der Löhne 
an den veränderlichen Geldwert ermöglichen sollte. Vor diesem 
Komitee — es war von allen Ausschüssen der einzige, der etwas 
leistete — entwickelte der damalige Staatskanzler Dr. Renner 
den Gedanken der automatisch gleitenden Lohnzulage und zwar 
in folgender besonderer Fassung: der Lohn des qualifizierten Ar- 
beiters zerfalle in zwei Teile, in ein Existenzminimum, das auch dem 
ungelernten Hilfsarbeiter gesichert werden müsse, und in das Ent- 
gelt für die qualifizierte Leistung. Die gleitende Zulage sei nur 
nach dem Existenzminimum zu bemessen, und diesem zuzuschlagen; 
es stelle daher den variabeln, der Rest den unveränderlichen Lohn- 
teil dar. Die Erörterung dieses Vorschlags führte allerdings zu 
mancherlei Mißverständnissen. Denn die Vertreter der Arbeiter- 
schaft wollten, da man damals noch ernstlich mit einem zu er- 
wartenden Abbau der Preise rechnete, einen möglichst hohen »Grund- 
lohn« vereinbarungsgemäß festsetzen, der im Falle eines Rückganges 
der Preise unberührt bleiben sollte. Diesen Lohnteil bezeichneten 
sie daher als den »fixen«; gerade von ihm aber wollten sie, da er 
ja der größere war, die gleitende Zulage berechnet wissen, er war 
dann der variable im Sinne des Vorschlags des Kanzlers. Kurzum. 
die Verwirrung der Begriffe war nicht gering. Dazu kamen die 
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fast unüberwindlichen technischen Schwierigkeiten, das Ausmaß 
der Preissteigerung auch nur annähernd einwandfrei zu bestimmen. 
Die Vertreter der Arbeiterschaft forderten, daß die Steigerung der 
Lebenskosten jeweils in absoluten Zahlen berechnet und der »Grund- 
lohn« jeweils um diesen Betrag erhöht werde. Ueber das Ausmaß 
der wirklichen Mindestkosten eines Arbeiterhaushaltes aber ließ 
sich angesichts der weitgehenden Differenzierung der Lebensbedürf- 
nisse keine Einigung erzielen, zumal die Zusammensetzung der 
Familie hier von entscheidender Bedeutung ist. Die an den Be- 
ratungen des Lohnkomitees beteiligten Vertreter des Staatsamts 
für soziale Verwaltung schlugen daher vor, das Maß der Teuerung 
nicht in absoluten Zahlen zu bestimmen, sondern prozentuell nach 
der Methode der Indexziffern zu berechnen. In diesem Falle ist die 
Auswahl der in die Preisliste aufzunehmenden Bedarfsartikel minder 
belangreich, auch die Zusammensetzung der als typisch geltenden 
Arbeiterfamilie ist dann für das Ergebnis weniger entscheidend. 
Die Erfahrung lehrt, daß der prozentuelle Satz der Preissteigerung 
auch von einer Erweiterung oder Einschränkung der Liste der Be- 
darfsartikel, von einer Veränderung in der Kopfstärke und Zu- 
sammensetzung der Familie nicht allzusehr beeinflußt wird, woferne 
die Preissteigerung eben eine allgemeine ist, die alle Bedarfsgegen- 
stände, wenn auch nicht gleichzeitig, so doch ziemlich gleichmäßig 
ergreift. Immerhin spielt aber auch bei dieser Methode die unver- 
meidliche Willkür in der Wahl der Voraussetzungen eine so große 
Rolle, daß man, schließlich auf eine regelmäßige Veröffentlichung 
der amtlich berechneten Indexziffern, die das Maß zur Bestimmung 
des automatisch gleitenden Lohnzulage hätte angeben sollen, ver- 
zichten mußte. Damit wurde auch der Gedanke, die Löhne auto- 
matisch zu regulieren, fallen gelassen. Ebenso zeigte es sich bald, 
daß es angesichts der weitgehenden Differenzierung in der Kon- 
struktion der Kollektivverträge und in den Lohnformen ganz un- 
möglich sei, ein für alle Industriezweige geltendes einheitliches 
Schema eines Kollektivvertrags aufzustellen. 

So wurde denn zunächst eine dem Gedanken der gleitenden 
Zulage sich anpassende Reform des Kollektivvertrags der Metall- 
arbeiter in Verhandlung gezogen. Eine die Monate August bis 
Oktober umfassende Berechnung der Mindestkosten eines Arbeiter- 
haushaltes auf Grund einer Liste der unentbehrlichsten Bedarfs- 
artikel hatten die Vertreter des Staatsamts für soziale Verwaltung 
schon dem Lohnkomitee der Industriekonferenz vorgelegt. Die 
Liste umfaßte die rationierten Lebensmittel, ferner einige andere 
unabhängig von dem Wechsel der Jahreszeiten erhältliche Nahrungs- 
mittel, endlich sonstige Bedarfsartikel (Kohle, Petroleum). Da 
die rationierten Lebensmittel von der Staatsverwaltung regelmäßig 
nicht in einem für die Ernährung ausreichendem Maße abgegeben 
wurden, so mußten sie überdies in angemessenen Quantitäten 
auch zu Schleichhandelspreisen eingesetzt werden. Die Daten der 
Schleichhandelspreise wurden vom Wiener Marktamte geliefert. 
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Es ist selbstverständlich, daß nicht nur die Bestimmung dieser 
Preise große technische Schwierigkeiten bereitete, sondern daß sich 
auch bei den rationierten Lebensmitteln aus der Verschiedenheit 
der gelieferten Qualitäten mannigfache Verlegenheiten ergaben. 
Den Berechnungen wurde der, Wochenbedarf einer vierköpfigen 
Familie zugrunde gelegt; die Erfahrung lehrte sehr bald, daß die 
Preissteigerung im wesentlichen den gleichen Prozentsatz zeigte 
wenn man sich mit der Berechnung anf den Kopf eines Nicht- 
Schwerarbeiters begnügte. | 
Im Kollektivvertrage der Metallindustrie, der am 16. Dezember 
IgIg abgeschlossen wurde, wird ein paritätisch zusammengesetztes 
Lohnkomitee mit der Entscheidung über das Ausmaß der auf Grund 
der Preissteigerung zu bewilligenden Lohnzulage betraut. Es trat 
anfangs alle zwei Monate, später allmonatlich zusammen. Der 
Vorschlag des Staatsamts für soziale Verwaltung, die Lohnzulage 
nach dem prozentuellen Ausmaß der ermittelten Preissteigerung 
zu bestimmen, fand zwar in dem Kollektivvertrage Aufnahme, in 
der Praxis wurde er aber durch eine andere im Vertrage an zweiter 
Stelle vorgesehene Methode verdrängt, die dahin ging, das Ausmaß 
der Teuerung in absoluten Zahlen zu ermitteln und dem Lohne 
zuzuschlagen. Die anfänglich ziemlich einfache Berechnungsart 
wurde mit der Zeit immer komplizierter: die nach langen Verhand- 
Jungen angenommene Liste der Bedarfsartikel enthielt im wesent- 
lichen die vom Staatsamte zur Aufnahme beantragten Bedarfs- 
artikel; da sie nur die zur Fristung des Lebens unbedingt erforder- 
lichen Bedarfsgegenstände in Mindestmengen umfaßte, wurde sie 
ausdrücklich als »Elendsliste« bezeichnet. Das Staatsamt für soziale 
Verwaltung übernahm die Aufgabe, unterstützt vom Staatsamte 
für Volksernährung, die erforderlichen Preisdaten regelmäßig zur 
Verfügung zu stellen. Das Ausmaß der Preissteigerung, das sich. 
in absoluter Zahl ausgedrückt, gegenüber der vorhergehenden 
Periode ergab, sollte indes um einen angemessenen Prozentsatz 
erhöht werden, um der Verteuerung der übrigen Bedarfsgegenstände 
Rechnung zu tragen, die, wie vor allem Kleidung und Wäsche, 
ın der Liste nicht berücksichtigt waren. Dieser prozentuelle Zu- 
schlag, der anfangs 30 betrug, wurde im Verlaufe der Zeit immer 
mehr gesteigert bis auf 300% ; denn die Vertreter der Arbeiterschaft 
erhoben sehr bald mannigfache Einwendungen gegen die Daten 
der amtlichen Preisstatistik, sie konnten insbesondere darauf hin- 
weisen, daß die Preise für Kleider und Wäsche, anfangs vergleichs- 
weise niedrig, sehr bald in weit rascherem Tempo stiegen als jene 
der Nahrungsmittel. Die derart ermittelte Ziffer (der absolute 
Betrag der Verteuerung der Lebenskosten vermehrt um den pro- 
zentuellen Zuschlag) wurde in Beziehung gesetzt zu dem Lohne 
eines Durchschnittsarbeiters der Metallindustrie. Um diesen Pro- 
zentsatz wurden hierauf alle Löhne der männlichen Arbeiter ım 
Alter von über 22 Jahren erhöht; die Löhne der männlichen Jugend- 
lichen unter 22 Jahren und der Frauen um einen Bruchteil dieses 
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Satzes; er beträgt seit dem Kollektivvertrag vom Dezember 1920 
zwei Drittel des Normalsatzes. 

Diese Methode einer Bestimmung der »gleitenden« Zulage 
diente den übrigen Kollektivverträgen zum Vorbild; in den meisten 
findet sich ebenfalls das paritätische Lohnkomitee, das in geringen 
Zeitabständen (meist alle zwei Monate) die Zulagen festzusetzen 
hat. Da indes regelmäßig weder eine Liste der für die Bestimmung 
der Preissteigerung maßgebenden Artikel, noch die Art, wie die 
Preissteigerung in die Lohnzulage umzurechnen ist, vertragsmäßig 
festgelegt sind, so unterscheiden sich die Beratungen der Lohn- 
komitees von den sonst üblichen allgemeinen Lohnverhandlungen 
nur dadurch, daß irgendeine errechnete Preissteigerung (vielfach 
die amtlich für die Metallindustrie ermittelte) einen gewissen An- 
haltspunkt bietet. 

Ein Versuch, die Lohnzulage automatisch nach dem Maße 
der Preissteigerung zu bestimmen, wurde nur in dem Kollektiv- 
vertrage der Angestellten der Großindustrie unternommen, durch 
Vereinbarung einer mathematischen Formel, die ebenso wie die 
Liste der Bedarfsartikel vertragsmäßig vereinbart ist. Die Verhand- 
lungen im paritätischen Lohnkomitee beschränken sich daher hier 
auf die Ueberprüfung der Liste und auf eine etwaige Abänderung 
des rechnungsmäßig ermittelten Prozentsatzes der Gehaltszulage. 

Während die wöchentlichen Kosten der Lebenshaltung des 
Nicht-Schwerarbeiters nach der Bedarfsliste der Metallindustrie von 
rund 100 Kr. Ende Dezember ıgıg auf 232 Kr. Ende November 
1920 stiegen, wurde die »gleitende« Zulage des Metallarbeitervertrags 
von 33,3%, (Dezember 1919) auf 100%, (im November 1919) erhöht. 
Die amtliche Berechnung gibt daher eine Zunahme der Teuerung 
auf das ılsfache an, die Zulage stieg auf das dreifache; bei den 
Industrieangestellten sogar auf mehr als das dreifache (von 40%, 
auf 128°%.,). Im Dezember 1920 traten Vertragsänderungen ein; die 
Teuerungszulage wurde zum Teile zum Grundlohne zugeschlagen, 
und so die Basis für die Bemessung der neuen Zulage erhöht. Nach 
den amtlichen Berechnungen stiegen von Dezember 1920 bis Mai 
1921 die Kosten der Lebenshaltung von 232 Kr. wöchentlich auf 
333 Kr., also nicht ganz um die Hälfte; die Zulage der Metallarbeiter 
wurde im gleichen Zeitraume von 15% auf 60%, also auf das vier- 
fache, die Zulage der Angestellten von 52% auf 118°%, also um mehr 
als das Doppelte erhöht 3$). 





3) Die Statistische Zentralkommission hat kürzlich (vgl. Mitteilungen 
der Stat. Zentralkommission Jahrg. 1921 Nr. 2) Daten über Kleinhandels- 
preise und Arbeitslöhne veröffentlicht, aus denen sich für den Durchschnitt 
der Lebensmittel gegenüber dem Juli 1914 im Dezember 1920 eine Verteuerung 
auf das g3fache, für Bedarfsartikel eine Verteuerung auf das ro5fache ergibt. 
Die Löhne der Metallarbeiter sind im Vergleiche zur Zeit vor dem Kriege 
auf das 50--62fache gestiegen; die Erhöhung der übrigen mitgeteilten Arbeits- 
löbne bleibt weit dahinter zurück; sie beträgt vielfach nur das 30—45fache. 
Es ist freilich in Betracht zu ziehen, daß insbesondere die Mietzinse vergleichs- 
weise geringe Steigerungen gegenüber der Friedenszeit erfahren haben. 





werden hoffentlich eine Stabilisierung des Kronenkurses auf einem 
entsprechenden Niveau bringen, und dem unseligen Systeme ständig 
steigender Löhne ein Ende bereiten. Sollte mit dieser Sanierung 
etwa ein beträchtlicher Rückgang der Preise verbunden sein, wie 
es in anderen Ländern schon beobachtet wurde, dann stehen mög- 
licherweise auch in Oesterreich noch mancherlei Lohnkämpfe bevor. 
Wissen indes die Gewerkschaften wie bisher in der Arbeiter- 
schaft die Führung und unbestrittene Herrschaft zu behaupten. 
dann ist das soziale Leben Oesterreichs kaum von ernsten Gefahren 
bedroht. Es hat, durch manche schwere Krise, vorläufig den Weg 
zu einer ruhigen Entwicklung wiedergefunden. Vor allem ist es der 
Arbeiterschaft in ihren breiten Schichten klar geworden, daß in 
absehbarer Zeit kein ernsthafter Versuch einer »gemeinwirtschaft- 
lichen« Organisierung des Wirtschaftslebens mit Aussicht auf Er- 
folg unternommen werden kann. Auch die Erfahrungen, die mit den 
wenigen, im Zuge der Sozialisierungsbestrebungen geschaffenen 
gemeinwirtschaftlichen Betrieben gemacht wurden, sind nicht dar- 
nach angetan, deren Zahl zu vermehren ?5). So sind die Soziali- 
sierungspläne, die vor kaum zwei Jahren die Gemüter aufs tiefste 
erregten, heute schon nahezu in Vergessenheit geraten. Daß diese 
nüchterne Erkenntnis ungeachtet der Agitation phantasievoller 
Propheten einer sozialistischen Weltordnung und bolschewistischer 
Emissäre so rasch sich Bahn brach, gehört nicht zu den geringsten 
Verdiensten der Gewerkschaften und ihrer Führer. 


Abgesculossen Ende Mai 1921. 


35) Es ist eigentlich ungenau, von der Errichtung gemeinwirtschaftlicher 
Betriebe zu sprechen; zumeist handelte es sich um die Umwandlung ehemals 
staatlicher Betriebe in derartige, dem Sozialisierungsgesetze angepaßte Unter- 
nehmungen. Vor allem kommen hier in Betracht die »Vereinigten Leder- 
schuhfabriken in Brunn am Gebirge (Niederösterreich), die Oesterr. Heilstelle 
in Wier, die Steirischen Fahrzeugwerke ir Graz, neuestens das Wiener Arsenal. 
Die Rechnungsabschlüsse dieser Unternehmungen geben von ihren Erfolgen 
kein richtiges Bild, da die schon vorhandenen, vom Staate eingebrachten 
Investitionen und Materialbestände zumeist viel zu niedrig bewertet wurden 
und sie sich überdies mannigfacher Vorteile (Bezug von Rohstoffen und Ma- 
schinen zu geringen Preisen aus der Sachdemobilisierung u. dgl.) zu erfreuen 
hatten. 
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Die internationalen Verhandlungen, die zur Rettung Oester- 
reichs aus seiner schweren valutarischen Krise eingeleitet wurden. 
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Die soziale Krise in Oesterreich!). 
Von 
E. LEDERER. 


Im »Archiv« ist im Rahmen der »Kritischen Uebersichten der so- 
zialen Bewegung« (früher »Sozialpolitische Chronik«) auch bisher immer 
versucht worden, den Verlauf der sozialen Bewegung in ihren einzelnen 
Phasen in Zusammenhang mit der Konjunkturgestaltung zu behandeln. 
Immer aber blieb die soziale Bewegung ein Thema für sich. Die gegen- 
wärtige Lage in Oesterreich aber macht die besondere Behandlung, 
etwa der Gewerkschaftsbewegung, unmöglich. In einer Volkswirtschaft, 
welche sich binnen wenigen Jahren neu aufbauen muß, neu einrichten 
muß in ihren Beziehungen und Absatzgebieten, in welcher ein riesiges 
volkswirtschaftliches Defizit nur mangelhaft durch Kredite, im Wesen 
aber durch Verschlechterung des Geldwertes überbrückt werden muß, 
haben die Gewerkschaften, überhaupt die sozialen Organisationen der 
auf feste Bezüge angewiesenen Schichten die undankbare Aufgabe, die 
schmerzhafte Anpassung an die neuen Verhältnisse irgendwie durch- 
‚zuführen, und die soziale Krise, welche unvermeidbar ist, in geordnete 
Formen zu bringen. Die Gewerkschaften, ursprünglich Vertretungen 
zur Wahrnehmung der Arbeiterinteressen, Organe für die Auseinander- 
setzung der Klasseninteressen, müssen jetzt trachten, einen völligen 
Zusammenbruch, eine politische Zerstörung zu verhindern und wirken 
so eigentlich als konservative Organe. Man braucht nur einen 
Augenblick vorzustellen, daß sich die Wiedereinfügung der österreichi- 
schen Volkswirtschaft in den Weltmarkt in einer atomisierten Gesell- 
schaft vollzogen hätte, um zu sehen, daß nur die Gewerkschaften es 
waren, welche eine ununterbrochene Kette von revolutionären Erhe- 
bungen verhinderten. Es kommt durchaus auf die Einschätzung der 
in der Gesellschaft wirkenden Kräfte an, ob man annimmt, daß in einem 
solchen atomisierten Zustande schließlich die Massen des Proletariats zur 
Herrschaft gekommen wären, oder daß im Gegenteil sich die Anpas- 


1) Diese Abhandlung sollte ursprünglich als Abschnitt der »Kritischen 
Uebersichten der sozialen Bewegung« erscheinen, kommt aber zweckmäßiger- 
weise jetzt, zusammen mit anderen Abhandlungen, zum Abdruck, welche 
gleichfalls Österreichische Wirtschaftsprobleme zum Gegenstand haben. Die 
Abhandlung wurde Ende Oktober abgeschlossen. Einige neuere Daten 
konnten noch während der Drucklegung eingefügt werden. 
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sung an die geänderten volkswirtschaftlichen Verhältnisse auf dem 
Rücken der Arbeiterklasse vollzogen hätte. Darüber sei hier ein Urteil 
nicht ausgesprochen, wenngleich aller Wahrscheinlichkeit nach — ähn- 
lich wie nach den napoleonischen Kriegen — in diesem Falle sich der 
Krieg in einem grenzenlosen Massenclend ausgewirkt hätte, und eine 
langsame Erholung und Steigerung der Lebenshaltung nur nach schroffer 
Verminderung der Arbeiterbevölkerung möglich gewesen wäre. 


Es ist die Aufgabe der nachfolgenden Untersuchung, zu zeigen, 
wie sich in diesen ökonomischen Katastrophen die sozialen Organi- 
sationen verhalten haben, welche Mittel sie anwendeten, um sich den 
geänderten Verhältnissen anzupassen, welche Taktik sie in den Kämpfen 
der Klassen untereinander befolgten, welche Rolle die Allgemeinheit, 
der Staat, bei diesen Auseinandersetzungen spielte. Hingegen braucht 
die soziale Gesetzgebung in diesem Zeitraum — größtenteils gleichfalls 
auf die organisierte Aktion der sozialen Schichten zurückzuführen — 
hier nicht erörtert zu werden, da ja die Abhandlungen von Pribram 
und in einem speziellen Problem die Abhandlung von Forchheimer 
in diesem Hefte ausführlich über die sozialpolitische Entwicklung unter- 
richten. Es kann daher die Erörterung an die Entwicklung und das 
Verhalten der Gewerkschaften, Angestellten- und Beamtenorganisationen 
angeknüpft werden. 


Die volkswirtschaftlich wichtigsten Tatsachen scit dem Zusammen- 
bruche in Oesterreich sind folgende: ı. Zerreißung des einheitlichen 
Wirtschaftsgebietes der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchic. 
Zwar hatte schon während des Krieges dieses Wirtschaftsgebiet nicht 
mehr bestanden. Weder war die wirtschaftliche Tätigkeit innerhalb 
derselben frei, noch der Verkehr von Kronland zu Kronland. Im letz- 
ten Kriegsjahr war bereits die Autorität der Zentralgewalt gelockert, 
manchen Kronländern gegenüber sogar ganz aufgehoben. Zentrale Be- 
wirtschaftung auf der einen, Verkehrshemmnisse, willkürliche Absper- 
rungen auf der andern Seite haben bereits das einheitliche Wirtschafts- 
gebiet, die Möglichkeit freien Verkehrs innerhalb des Reiches unter- 
bunden. Immerhin war noch die Einheitlichkeit des Geldwesens, des 
Verkehrsnetzes, die Aufeinanderbeziehung der wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen gegeben. Das alles wurde mit dem Zusammenbruch im 
Herbst 1918 zerschlagen, und Deutschösterreich mußte sich, ökonomisch 
ein Torso, nach den schwersten Schädigungen seiner wirtschaftlichen 
Substanz durch den Krieg als ein selbständiges, von den andern ab- 
geschlossenes Wirtschaftsgebiet konstituieren. Dabei war wesentlich, 
daß es aus dem eigenen Boden nur einen Bruchteil der notwendigen 
Nahrungsmittel und nur einen Bruchteil der unentbehrlichen Kohle ge- 
winnen konnte, während alle umliegenden, sonst als Lieferungsgebiete 
in Betracht kommenden Staaten durch den eigenen Mangel genötigt 
waren, sich hermetisch abzusperren. So brachte die erste Zeit nach 
dem Kriege unmittelbare schwerste Not, welche durch Hilfsaktionen 
des Auslandes nur in geringem Maße erleichtert werden konnte. Es 
erwies sich, daß die liberale Theorie, wonach jedes Wirtschaftsgebiet 
grundsätzlich bestehen kann, unter besonderen Bedingungen wesent- 
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liche Einschränkungen erfahren muß. Diese These ist nämlich nur 
unter der Voraussetzung richtig, daß die Wirtschaftsgebiete unterein- 
ander in freiem Verkehr stehen, was eben nach dem Kriege nicht der 
Fall war, und daß sich bereits die modernen Verkehrsorganisationen 
(im weitesten Sinne des Wortes) ausgebildet haben, welche diesem 
Wirtschaftsgebiet auf den Leib zugeschnitten sind. Solange diese Vor- 
aussetzungen aber nicht vorhanden sind, ist, zumal in einem modernen 
industriellen Körper, ein schmerzhafter Umbildungsprozeß notwendig. 


2. Die zweite Phase setzte ein, als nach dem Ablauf der ersten 
Hochkonjunkturwelle nach dem Kriege einigermaßen ein Verkehr von 
Land zu Land ohne die schwierigsten Hemmungen möglich wurde. Als 
der erste Warenhunger gestillt war, und die verringerte Kaufkraft der 
mitteleuropäischen Märkte dic Krise auf dem Weltmarkt verschärfte, 
wurden die Bindungen und Regulierungen des Verkehrs allmählich 
gelockert. Jetzt bildeten nicht mehr staatliche Verbote, wohl aber 
Entwertung der Valuta (für Deutschland und in noch höherem Maße 
für Oesterreich) cin Hemmnis des freien Verkehrs. Es wurden zwar 
die kommerziellen Schwierigkeiten des Bezugs von Kohle, Rohstoffen 
und Lebensmitteln geringer. Das Angebot wuchs, aber die Aufnahme- 
fähigkeit des Marktes blieb gering. Für das österreichische Wirt- 
schaftsgebiet ist es wichtig, daß sich in dieser Zeit allmählich der 
Verkehr zu den Nachfolgestaaten intensiver gestaltete. Der Kompen- 
sationsverkehr trat in den Hintergrund, der freie Handelsverkehr nahm 
einen größeren Raum ein. Auch reguläre Handelsbeziehungen zu den 
übrigen europäischen und überseeischen Staaten wurden wieder ange- 
knüpft, und ein großer Teil der österreichischen Industrie verwandelte 
sich infolge der — in Weltmarktpreisen ausgedrückt — niedrigen 
Löhne in Veredelungsindustrice. Diese Entwicklung hätte, bei größerem 
Vertrauen des Auslandes auf die österreichischen Produktivkräfte, und 
bei günstigerer Kohlenzufuhr wesentlich beschleunigt werden, und die 
Zeit der schwersten Entbehrung und des Mangels abkürzen können. 


3. Die dritte Phase begann, als die spezielle Funktion der kleinen 
österreichischen Volkswirtschaft innerhalb Osteuropas sich ausbildcte: sie 
liegt darin, das Organisationszentrum der osteuropäischen Staaten zu 
werden. Deutschösterreich hatte auf seinem Gebiete zwar keine sehr 
wesentlichen Naturschätze (wenn man von Eisenerzen absicht), aber 
cs hatte den organisatorischen Ueberbau einer entwickelten, großkapi- 
talistischen Wirtschaft in seinen Grenzen: den behördlichen Apparat, 
die Verkehrseinrichtungen, Handels- und Finanzunternehmungen größ- 
ten Stiles von internationalem Rufe. Solange die Weltmarktlage eine 
ununterbrochene Konjunktur für die Produkte aller Art zeigte, waren 
naturgemäß die großen Agrarstaaten und die Produktionsgebiete, 
welche über die eigene Rohstoffunterlage verfügten, im Vorteile. Mit 
dem Einsetzen einer flaueren Konjunktur verschob sich aber dasBild und 
finanziclle Beziehungen, — die Verfügung über alteingerichtete Handels- 
wege, einen ausgedehnten Kreditapparat waren wieder Voraussetzungen 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit. Mit dieser Verschiebung der wirt- 
schaftlichen Lage wurde das Organisationszentrum der öster- 
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reichischen Volkswirtschaft zum Organisationszentrum ganz Osteuropas. 
Es wurde — was immer noch zu wenig gesehen wird, aber sich al- 
mählich im Bewußtsein durchsetzen dürfte — zum lebensfähigen und 
vielleicht sogar schon wirtschaftlich aktiven Zentrum der österreichischen 
Volkswirtschaft; liegt es doch heute so, daß schon eher die Metropole 
ohne die Bundesländer, als die Bundesländer ohne die Metropole, ihren 
wirtschaftlichen Organisationsapparat und ihre Finanzkraft existieren 
könnten. Es verschiebt sich das ökonomische Schwergewicht derart 
wieder in die Zentren des Wirtschaftslebens, und das kleine Wirtschafts- 
gebiet Deutschösterreichs erhält einen neuen Schwerpunkt, bekommt 
gleichsam dieselbe Funktion, welche das englische Handelszentrum, 
insbesondere London, für einen großen Teil der englischen Kolonien 
und der überseeischen Wirtschaftsgebiete hat, nämlich die Verbindung 
unter diesen Gebieten einerseits und mit den Zentren der kapitalistischen 
Welt andererseits herzustellen. Als Handelszentrum, als Finanzzentrum 
hat sich demnach das österreichische Wirtschaftsgebiet etabliert und 
damit steht — durch besondere Umstände unterstützt — ein Wieder- 
aufleben und eine Ausdehnung der österreichischen Industrie in Ver- 
bindung. Es hat also nicht etwa die Valutasituation eine ganz künst- 
liche Scheinblüte geschaffen, sondern es sind Ansätze für neue wirtschaft- 
liche Funktionen Oesterreichs geschaffen — was sehr viel bedeutet, 
verglichen mit der hoffnungslosen Lage etwa im Jahre ıgıg. Wenn 
man bloß diese Tatsache ins Auge faßt, so könnte man für die Weiter- 
entwicklung der österreichischen Wirtschaft sehr optimistisch sein; es 
sind jedoch zwei Umstände, welche hinzugefügt werden müssen, um 
ein realistisches Bild zu ergeben, und welche das Gesamturteil über 
die Wirtschaftslage Oesterreichsins Gegenteil zu verkehren geeignet sind: 

Ueber der österreichischen Wirtschaft stand von Anbeginn die 
Ungewißheit betreffs ihres künftigen Schicksals. Wiewohl die öffent- 
liche Meinung sich durchaus einheitlich für den Anschluß an Deutsch- 
land aussprach, so waren doch die Interessentenkreise selbst gespalten. 
Bis zum Abschluß des Friedensvertrages war die Entscheidung dieser 
Frage selbst noch unsicher. Als sie durch den Friedensvertrag in 
Diktatform entschieden war, kam darum die Diskussion doch noch 
nicht zum Stillstand, und sie dauert auch heute noch an. Die Formel 
des Anschlusses ist heute der Deckmantel für die verschiedenartigsten 
Bestrebungen — zum Teile für die partikularistischen Klein- und 
Kleinst-Deutschen. Alle diese Kämpfe (gegenwärtig birgt sich unter 
dem Kampfe für den Anschluß an Bayern gern der Widerstand 
agrarischer Kreise gegen das wirtschaftlich, allmählich sich ausprägende 
Uebergewicht der Industrie-Zentren) haben auf die Konsolidierung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse ungünstig eingewirkt. Insbesondere aber 
hat die Verhinderung des Anschlusses Deutschösterreich von 
großen Rohstofigebieten in einem Zeitpunkte getrennt, als es einen 
ungehemmten Zugang zu denselben besonders notwendig hatte, und. 
hat es mit der sehr schwierigen und schmerzlichen Aufgabe belastet 
den ungeheuerlichen Verwaltungsapparat des alten Großstaates abzu- 
bauen und die überflüssigen Kräfte in andere Verwendungsarten über- 
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zuführen. Das ist bisher erst zum kleinsten Teil gelungen, und damit 
hängt der zweite Umstand zusammen, der hervorgehoben werden muß, 


um nicht ein zu günstiges Bild von der Lage Oesterreichs entstehen 


zu lassen. 

Der vorhandene Staatsapparat, der besonders in Wien, aber 
auch in den einzelnen Ländern auf die Bedürfnisse und die Struktur 
eines mordernen, hochkapitalistisch organisierten Machtstaates zu- 
geschnitten war, bildet eine ganz absurde Belastung dieses kleinen 
Landes. In allen Staaten ist ja die Last des Apparates gewachsen, 
vor allem deshalb, weil die große Masse der vom Staate beschäf- 
tigten Arbeiter und unteren Angestellten wenigstens auf einem Existenz- 
minimum gehalten werden mußte und diese Erhaltung — bei dem 
Rückgang der Produktion — einen ungleich größeren Teil des Sozial- 
produkts als vorher verschlang. Diese Tatsache machte sich selbst in - 
so reichen Ländern, wie England sehr deutlich fühlbar, und mußte in 
Oesterreich um so mehr ins Gewicht fallen, als die Größe des Staats- 
apparates, der ja durch den Krieg noch sehr gewachsen war, ganz be- 
sonders im Mifßverhältnis zu dem Umfange des Landes stand. (Dabei 
ist nicht nur an personelle Aufwendungen zu denken, sondern der 
Apparat bedingt ja außerdem enormen Sachaufwand, der auch als 
Folge des Krieges sehr rasch und stark angestiegen war.) Von An- 
fang an war daher das österreichische Staatswesen mit großen Defi- 
ziten belastet, um so mehr als ein unverhältnismäßiger Teil der not- 
wendigen Lebensmittel aus dem Auslande importiert werden mußte, 
ohne daß sogleich Gegenwerte im Export hätten geliefert werden 
können. Dieses Defizit im Staatshaushalte, welches im ersten Jahre 
nach dem Kriege nicht zu vermeiden war, und das damit unmittelbar 
gegebene Defizit, der Handels- und Zahlungsbilanz setzte sich auf dem 
Markte der Zahlungsmittel in eine fortgesetzt unbefriedigte Nachfrage 
nach fremden Devisen um, so daß die österreichische Krone vom Tage 
des Zusammenbruchs ab — kleine Schwankungen mögen außer Betracht 
bleiben — kontinuierlich sank. Große, langfristige Auslandskredite, 
welche allein diesem Sinken hätten Einhalt gebieten können, standen 
nicht zur Verfügung, eine Deckung des Staatsdefizits erfolgte nicht, 
war in größerem Umfange auch nicht möglich, und so ist heute, ca 
drei Jahre nach dem Zusammenbruche der Wert der österreichischen 
Krone 0,20% ihres Friedenswertes, also auf !/soo ihres Wertes ge- 
sunken 2)! 

Das fortgesetzt steigende Defizit im Staatshaushalt bedeutet also 
einen dauernden und sich verstärkenden Druck auf den Wechselkurs. 





2) Zur Beurteilung dieser Tatsache mag dienen, daß derzeit die deutsche 
Mark in Rußland ca. 500 Rubel gilt. Da die deutsche Mark in Oesterreich mit 
25 K. bezahlt wird, so ist der Rubel !/,, der österreichischen Krone. Da die 
österreichische Krone vor ca. einem Jahre das zofache des heutigen Wertes 
hatte, nämlich 4 Ct. Schweizer Währung, so besteht in der Entwicklungs- 
tendenz offenbar nur ein grad ueller Unterschied — trotz der hemmungs- 
losen Papiergeldausgabe in Rußland und den immerhin vorhandenen Ver- 
suchen in Oesterreich, die Währung zu sanieren, und das Gleichgewicht im 
Staatshaushalte durch Steuern herzustellen. 
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Lange Zeit hindurch wurde dieser niedrige Kursstand immer noch als 
»vorübergehend« angesehen. Man rechnete mit dem Steigen des Geld- 
wertes, sei es weil man den Anschluß an das deutsche Wirtschafts- 
gebiet, oder raschen Wiederaufbau der Produktivkräfte, oder große. 
langfristige Auslandskredite in Rechnung stellte, sei es weil man — 
zumal im Auslande — ohne nähere Prüfung der Sachlage den Kurs- 
stand bereits für so niedrig hielt, daß er nicht weiter fallen könnte. 
Solange diese günstige Meinung bestand, glitt der Kurs allmählich 
herab. Denn er wurde durch spekulative Ankäufe von Noten einerseits, 
durch Hortung im Inlande andererseits (Steuerflucht!) gehalten. Aber 
auch damals schon (diese Epoche mag bis zum Sommer 1921 gedauert 
haben) war fortgesetzt der Wert der österreichischen Krone im Aus- 
lande geringer, als ihrer Kaufkraft im Inland entsprochen hätte. Da eine 
Ausgleichung des ganzen Unterschieds der Handelsbilanz durch Export, 
sei es von Waren, sei cs von Kapitalien, ebensowenig erfolgte, als 
die Gewährung von Krediten, so mußte der Wert der Krone ständig 
sinken. Und an diesem Punkte setzt das spezielle Problem für die soziale 
Bewegung der letzten drei Jahre in Oesterreich ein, das grundsätzlich 
in derselben Form, wenngleich nicht mit derselben Heftigkeit auch in 
Deutschland gegeben ist, das sich aber in Oesterreich bereits zu einer 
schweren sozialen Krise verschärft hat. 

Die ökonomische Lage läßt sich in ihrer sozialen Auswirkung 
folgendermaßen kennzeichnen: in jedem gegebenen Zeitpunkte 
haben die Einkommen eines Landes die Tendenz sich mit den Waren- 
preisen in eiñ gewisses Verhältnis zu setzen, das dem Stand der 
Produktion entspricht. Dabei kann hier außer Betracht bleiben, in 
welchem Verhältnis die einzelnen Einkommensschichten an dem 
Ergebnis der Produktion teilnehmen. Auf die Dauer aber wirken die 
Wirtschaftsgesetze dahin, daß in der Volkswirtschaft nicht mehr ver- 
braucht wird, als erzeugt wird, und das ist der Fall, wenn die Ein- 
kommenssumme dem Preisaasdruck der Produktsummegleich ist. Dieses 
Gleichgewicht kann aber nur andauern, wenn sich weder in den Ein- 
kommensdaten, noch im Preisniveau etwas ändert und auch die Pro- 
duktion gleich bleibt, bzw. parallel mit der steigenden Bevölkerung 
wächst. Sobald aber ein Anstoß zu einer Erhöhung des Preisniveaus 
gegeben ist, wird auch eine Tendenz zur Anpassung der Löhne aus- 
gelöst werden, und muß ausgelöst werden, um die Lebenshaltung auf 
derselben Höhe wie bisher zu halten. Mag auch volkswirtschaftlich 
infolge geminderter Produktion gar nicht die Möglichkeit vor- 
handen sein, soviel in der ganzen Volkswirtschaft, wie vorher zu ver- 
brauchen, so wird doch die soziale Aktion jeder Klasse danach trach- 
ten, diese Einschränkung des Verbrauchs auf andere Klassen über- 
zuwälzen. Wenn sich die Valuta eines Landes rasch entwertet, und 
zwar rascher als es in der Preisentwicklung innerhalb des Landes be- 
gründet ist, derart also, daß‘ die Kaufkraft des Geldes im Inlande größer 
ist, als im Auslande, so liegt darin ein außerordentlich starker Antrieb 
zur Preiserhöhung, um so mehr je intensiver die Ausnützung dieses Unter- 
schiedes durch Käufe des Auslandes erfolgt. Das wird nun von der 
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Größe des Wirtschaftsgebietes abhängen. Deutschösterreich, welches in 
so hohem Maße auf Export angewiesen, welches immer mehr ein Markt 
für das Ausland wird, steht gleichsam dem Zugriff fremder Käufer 
ständig offen, und daher ist die Angleichung der Inlandspreise an das 
Niveau, welches der Kursstand der österreichischen Kronc ermöglicht, 
immer auf dem Wege. Je rascher diese Angleichung erfolgt, und je 
heftigere Preisverschiebung sie wegen des Kurssturzes der Krone in 
sich schließt, um so stärker sind die Anstrengungen der Lohn- und 
Gehaltempfänger, mit ihren Bezügen nachzurücken. Und daraus er- 
gibt sich, daß Oesterreich seit dem Zusammenbruche, besonders heftig 
seit ungefähr einem Jahre, in einer ununterbrochenen Aufwärtsbewe- 
gung der Löhne und Gehalte steht. Es ist schlechthin die entschei- 
dende soziale Frage, in welcher Weise, in welchem Tempo und mit 
welchen Mitteln die Anpassung der Bezüge an die Teuerung erfolgen 
kann. Alle anderen sozialen und sozialpolitischen Probleme treten 
demgegenüber zurück. Noch mehr als in Deutschland sind daher die 
Interessenverbände der Arbeiter und Angestellten in ständigen Lohn- 
bewegungen begriffen. Das ist unvermeidbar, da die automatischen 
Formen der Anpassung an die wachsenden Preise bisher nicht gefun- 
den sind, und sich nur die Grundsätze für eine solche Anpassung 
allmählich herausgebildet haben. Die konkreten Sätze müssen aber 
in ständigen Verhandlungen immer wieder gefunden werden. Diese 
Lohnbewegungen haben — anders als in der Zeit vor dem Kriege — 
auch keinen agressiven Charakter. Sie begegnen nicht dem grund- 
sätzlichen Widerstande der Unternehmer, sondern es sind Verhand- 
lungen über das Maß der Anpassung geworden. Dadurch hat aber 
auch die Auseinandersetzung der Klassen untereinander einen anderen In- 
halt bekommen, und die Ziele der sozialen Bewegung haben sich gewandelt. 

Nach diesen einleitenden Bemerkungen sei nunmehr die Entwick- 
lung der Organisationen in den letzten Jahren auseinandergesctzt. 

Die sozialen Organisationen haben — ähnlich wie in Deutsch- 
land®) — auch in Oesterreich nach dem Zusammenbruch einen lebhaften 
Aufschwung genommen. Genaue Ziffern licgen bereits für das Jahr 
1920 vor, allerdings in einer exakten Statistik lediglich für die freien 
(internationalen, sozialistischen) Gewerkschaften. Die übrigen Gewerk- 
schaftseinrichtungen begnügen sich mit der Angabe von runden Ziffern, 
welche schwer nachprüfbar sind. Das ist aber für die Beurteilung 
der Organisationsintensität deshalb nicht wesentlich, weil die freien 
Gewerkschaften tatsächlich den weitaus überwiegenden Teil der organi- 
sierten Arbeiter umfassen. Das haben deutlich die Wahlen in die 
Arbeitskammer gezeigt, bei welchen in ganz Oesterreich 465000 auf 
die sozialistischen und bloß 39 000 Stimmen auf diebürgerlichen (christ- 
lich-sozialen und nationalen) Listen abgegeben wurden. Es seien 
daher zunächst die wichtigsten Ziffern für die internationalen Gewerk- 
schaften Deutschösterreichs wiedergegeben). 


3) Vgl. Archiv Bd. 47, S. 222. 
4) Eine sehr eingehende Statistik ist publiziert in der »Gewerkschaft« 
vom 25. VIII. 1921 (Nr. 34). 
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im Gebiete des ehem. im Gebiete des heutigen 

Oesterreich Deutsch-Oesterreich 
Mitglieder Mitglieder 

1910 400 000 224 000 

1912 428 000 257 000 

IQIO 166 000 108 000 

1917 3II 000 213 000 

1918 412 000 295 000 

1919 = 772 000 

1920 — ‘900 000 


Es hat sich also die Zahl der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter 
und Angestellten bis zum Ende des Jahres 1920 auf demselben Gebiete 
ungefähr vervierfacht, und die Zahl der in den internationalen Gewerk- 
schaften Organisierten war im Jahre 1920 auf dem Gebiete Deutsch- 
österreichs allein doppelt so groß, als ehedem in der ganzen Monarchie. 
Besonders rasch ist der Anteil der Angestellten und öffentlichen Be- 
amten gestiegen. Diese sind in Oesterreich — zum Unterschied von 
Deutschland, welches im Afabund eine besondere Organisation der 
freien Angestelltenverbände besitzt — in der Gewerkschaftskommission 
organisiert. Und zwar zählen die Angestellten-Organisationen, welche 
der Gewerkschaftskommission angeschlossen sind, 273 000 Mitglieder. 
Das sind 30!/3°/o des Gesamtmitgliederbestandes der freien internatio- 
nalen Gewerkschaften. Von diesen entfallen 117000 oder 13° auf 
private Angestellte, und 156000 oder 17?!/3°/o auf öffentliche An- 
gestellte. Inzwischen, seit Ende ı920hat sich die Zahl der organisierten 
Angestellten, insbesondere der öffentlichen Angestellten wesentlich ge- 
steigert, wie es heißt verdoppelt, so daß die Gewerkschaftskommission 
heute über Verbände mit mehr als einer Million Mitglieder verfügen 
dürfte, eine enorme Ziffer in einem Lande, welches wenig über 6 Mil- 
lionen Einwohner zählt. 

Demgegenüber spielen die christlich-sozialen Gewerkschaften, die 
einzigen, welche noch in Betracht kommen, eine schr geringe Rolle. 
Zu Beginn des Jahres ı919 zählten die christlichen Gewerkschaften 
20000, zu Ende des Jahres 1920 60000 Mitglieder, und mehr als 
80000 im zweiten Halbjahr 1921). — Hiebei sind gleichfalls einige 
Verbände von Beamten eingeschlossen. Die finanziellen Ver- 
hältnisse der internationalen Gewerkschaften haben sich der Geldent- 
wertung noch nicht anpassen können. Die wichtigsten Daten sind: 


per Kopf: 
Einnahmen Einnahmen Ausgaben 
1919 29,3 Mill. K. 37,89 K. 20,7 K. 
1920 86,7 Mill. K. 96,26 K. 60,8 K. 


Hingegen betragen die Einnahmen per Kopf im Jahre 1913 durch- 
schnittlich 24,17 K.®). Sie sind also gerade auf das Vierfache gestiegen, 
wobei sich die Löhne bis zum Februar 1921 aufs so—Ioofache des 

5) Christlich-soziale Arbeiterzeitung, 10. IX. 1921. Bericht vom 4. Kongreß 
der christlichen Gewerkschaften. 

6) Vergleiche Sozialpolitische Chronik in diesem »Archiv« Bd. 39, S. 926. 
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Standes vor dem Kriege gesteigert haben”)! Allerdings sind manche 
Ausgaben in Wegfall gekommen, insbesondere beanspruchen die Ar- 
beitslosen- und Streikunterstützungen einen geringeren Anteil an den 
Ausgaben, aber im ganzen ist die Gewerkschaftsbewegung von einer. 
finanziellen Konsolidierung noch weit entfernt. Wenn die deutschen 
‚Gewerkschaften anstreben, von jedem Mitgliede den Lohn einer Stunde 
wöchentlich als Beitrag zu erhalten, so würde das für ı Million öster- 
reichische Gewerkschaftsmitglieder mindestens eine Einnahme von einer 
Milliarde K. schon im Jahr 1920 und weit mehr im Jahre 1921 be- 
deuten®). Die Gewerkschaftsbewegung wird auch den Weg einer 
raschen Einnahmesteigerung gehen müssen’), sobald einmal ein Nach- 
lassen der Valutakonjunktur sie vor schwierige Aufgaben stellen wird. 
Gegenwärtig sind diese relativ niedrigen Einnahmen möglich, weil die 
Ausgaben für die Unterstützungen sehr gesunken sind. Von je r00 Kr. 
Ausgaben entfallen auf Unterstützungen im Jahre 1914 — 50 Kr., 1918 
25 Kr., 1919— 18 Kr., 1920 — nicht ganz 13 Kr. Namentlich die Aus- 
gaben für Arbeitslosenunterstützungen konnten sehr eingeschränkt wer- 
den, — teils wegen der Konjunktur, teils wegen der Uebernahme auf 
die staatliche Arbeitslosenversicherung. Betrug doch die Aufwendung 
für diese Unterstützungsart allein im Jahre 1914 — 30 K. (Wirtschafts- 
krise nach der Mobilisierung!), im Jahre 191g — 101/2 K., 1920 aber 
nur 5/4 Kr.! Sollte es notwendig werden, die Unterstützungen zu er- 
höhen, so wird eine rasche Steigerung der Einnahmen und Ausgaben 
notwendig sein. 

Das sieht man insbesondere aus den rasch ansteigenden Ausgaben 
für diejenigen Verwaltungszweige, in welchen — entsprechend den wach- 
senden Mitgliederziffern — die Lasten wachsen mußten. Es betrugen 
z. B. die Ausgaben für die Fachpresse allein im Jahre 1920: 9°/« Mil- 
lionen K., bei einer Auflage von ca. 900000 Exemplaren. Die meisten 
Gewerkschaftsblätter erscheinen jetzt vierzehntägig, während früher die 
großen Organe wöchentlich herausgegeben wurden. Wenn so die 
Gewerkschaften schwierigen Zeiten entgegengehen, weil sie möglicher- 
weise bei schlechter Konjunktur und Arbeitslosigkeit genötigt werden, 


71) Vgl. die Zusammenstellung in der »Gewerkschaft«e vom 2. VIII. 1921. 

8) Da der Taglohn jetzt auf 700 Kr. für gelernte Arbeiter geschätzt 
werden kann, so käme man bei einem Wochenbeitrag von 80 Kr. auf eine 
Jahreseinnahme von 4 Milliarden K.! 

9) Im Jahre 1921 haben die meisten Gewerkschaften ihre Beiträge außer- 
ordentlich erhöht. So hob der Metallarbeiterverband schon im Februar 1921 
20 K. wöchentlich, also rooo K. jährlich von den Mitgliedern ein. Die Eisen- 
bahnergewerkschaft erhöhte den Beitrag von 5 auf 20 Kr. monatlich schon im 
Januar 1921 (Der Eisenbahner, r. II. 1921) und bald darauf auf 30 K. (ebenda 
15. IV. 1921). Manche Gewerkschaften sind auch schon zum System der glei- 
tenden Beiträge, also abgestuft nach der Lohnhöhe und gleichmäßig mit 
Lohnerhöhungen ansteigend, übergegangen (Der Eisenbahner, ı. IV. 1921). 
Einer zusammenfassenden Darstellung (Die Gewerkschaft, 25. X. 1921) ist zu 
entnehmen, daß die Wochenbeiträge jetzt schon bis zu 65 K. ansteigen und 
daß die Beiträge durchschnittlich auf 20—30 K. wöchentlich veranschlagt 
werden können. (Das ist also für den Metallarbeiterverband z. B. eine Wcchen- 
einnahme vcn ca. 4,5 Mill. K. oder mehr als 200 Mill. K. jährlich.) 
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ihre Einnahmen wesentlich zu erhöhen, so ist doch nicht zu übersehen, 
daß auf der andern Seite ihre Position sich wesentlich gestärkt hat, 
daß sie ı. der Arbeiterschaft als Ganzes genommen unentbehrlich ge- 
worden sind, 2. daß sie mit der Zeit auch Mittel gefunden haben, 
ohne direkten Organisationszwang die Organisierung der überwiegen- 
den Masse zu erzwingen, und daß den Gewerkschaften endlich 3. eine 
große Reihe von Aufgaben durch die Betriebsräte erleichtert und 4. 
durch die Arbeiterkammern abgenommen wurden. 

Ad ı. ist wichtig, daß Tarifverträge, welche noch vor dem Kriege 
bekanntlich von vielen Unternehmern und auch Arbeitergruppen (z. B. 
den christlichen Gewerkschaften)1%) bekämpft wurden, allgemein üblich 
sind. Ohne die Einrichtung der Tarifverträge wäre die Auseinander- 
setzung der sozialen Klassen in den letzten Monaten in einen wilden 
Kampf ausgeartet. Selbst wenn, wozu Ansätze in den Industric- 
konferenzen geschaffen wurden (s. unten) für die Bemessung der 
Löhne Indexziffern herangezogen werden, so bleiben noch soviele 
Nebenabreden und soviel Spielraum für die Abstufung der einzelnen 
Kategorien, daß der Tarifvertrag die Mehrheit der Arbeiter in die 
Gewerkschaften zwingt. 

2. Von einer gewissen Organisationsintensität angefangen bildet 
sich das gesellschaftliche Rechtsbewußtsein um. Immer mehr erscheint 
der Unorganisierte als ein Parasit und diesem öffentlichen Bewußtsein 
trägt nunmehr auch die Rechtsprechung Rechnung, indem sie — in 
einem besonders wichtigen Falle — dem Unternehmer die Entlassung 
eincs unorganisierten Arbeiters zur Pflicht machte. Ein solches Urteil 
ist ebenso ein Signal für die überragende Wichtigkeit und Bedeutung 
der gewerkschaftlichen Organisation, als umgekchrt die bekannten eng- 
lischen Urteile, welche die Gewerkschaften für Folgen der Streiks 
zivilrechtlich haftbar machten, ein Symptom für die schwache Stellung 
der Gewerkschaften und für das Vordringen des Unternehmereinflusscs 
waren. 

3. Die Betriebsräte erleichtern die Durchorganisierung der Be- 
triebe. Indem in jedem Betrieb in den Betriebsratwahlen die Arbeiter 
auf legalem Wege eine Vertretung wählen, ist im Grunde das Ver- 
trauensmännersystem der Gewerkschaften auf eine allgemeingültige 
Grundlage gestellt, sobald die Gewerkschaften einmal den entscheiden- 
den Teil der Arbeiterschaft erfaßt haben. Die Betriebsräte hätten den 
Gewerkschaften gefährlich werden können, als Ansatz zur Betriebs- 
oder Industrieorganisation, wenn die Gewerkschaften schwach gewesen 
wären. Hingegen wurden sie ein neuer Stützpunkt für die gewerk- 
schaftliche Organisation, da die Gewerkschaften stark genug waren, 
ihre Vertrauensmänner in die Betriebsräte hineinzubringen, und so die 
Betriebsräte in die Gewerkschaftsorganisation einzufügen!!), insbeson- 





10) Vgl. Archiv Bd. 38, S. 941 ff. 

n) Vgl. hiezu die Verhandlungen des ersten Betriebsrätekongresses der 
Arbeiter und Angestellten der Metallindustrie 14.—ı7. II. 1921, hrsg. vom 
Oesterreichischen Metallarbeiterverband und dem Bund der Industrieangestell- 
ten. Insbescndere S. 28 und 46 ff. 
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dere dort, wo der Uebergang zum Industrieverband schon voll- 
zogen ist. l 

4. Die Arbeiterkammern haben auf der einen Seite die Gewerk- 
schaften von vielen schwierigen Arbeiten entlastet, denen sie bei Ver- 
schlechterung der wirtschaftlichen Lage vielleicht nicht mehr gewachsen 
gewesen wären. Insbesondere die Kontrolle und die Beeinflussung der 
gesetzgebenden Körperschaften kann nun ganz auf die Arbeiterkam- 
mern übergehen. Auch das ist nur möglich, weil die Gewerkschaften 
die überwiegende Mehrheit der Arbeiterschaft umfassen. Bei einer 
Spaltung der Arbeiterbewegung, oder bei geringerer Organisationsin- 
tensität, wie vor dem Kriege (damals waren nur 20 °/o der industriellen 
Arbeiter durchschnittlich organisiert, von den Angestellten noch ein 
weit geringerer Prozentsatz und überdies war die Organisation nicht 
einheitlich) hätte unter Umständen die Arbeiterkammer zu einem der 
internationalen Gewerkschaftsbewegung fremden Organ werden können. 
Das ist heute nicht mehr möglich, und es sind auf dem Wege einer 
öffentlich-rechtlichen Einrichtung, deren Kosten auch durch öffentliche 
Beiträge aufgebracht werden, wichtige Funktionen der Gewerkschaft 
sichergestellt, und ihre Lage durch diese Entlastung erleichtert. 

Derart hat es die steigende Schwierigkeit der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Lage in Oesterreich notwendig gemacht, die Organe mit 
sozialen Funktionen zu vermehren, die Ausbreitung der Organisationen 
zu steigern, die Organisationen selbst in hohem Maße in die staatliche 
Verwaltung einzugliedern, bzw. die Staatsverwaltung auf sie zu stützen. 
Weit davon entfernt, daß die kritische Lage (wie ehedem in Krisen- 
zeiten) den Organisationen gefährlich wird, ihren Bestand ver- 
mindert, hat sie in der Krise des Staates und der Wirtschaft die Be- 
deutung der großen Organisationen wesentlich gesteigert, allerdings 
die kleineren zu völliger Bedeutungslosigkeit herabgemindert. Die 
Diskussion in den Gewerkschaften kann sich daher jetzt schon darauf 
richten, welche Mittel die geeignetsten sind, die ganze Arbeiterschaft 
zu umfassen, und in welcher Weise die neuen Organe (insbes. Betriebs- 
räte und Arbeiterkammern) in die Gewerkschaftsbewegung eingeglie- 
dert werden. 

Die wichtigste Voraussetzung dafür, daß die Betriebsräte zu Or- 
ganen der Gewerkschaften werden können, ist die Umformung des 
Berufs in den Industrie-Verband. Erst mit dieser Umformung 
kann der Betriebsrat ohne jede Reibung organisatorischer Art mit der 
Gewerkschaft zusammenarbeiten. Denn wenn die Arbeiter in Berufs- 
verbänden organisiert sind, so bedeutet das, daß die Arbeiter desselben 
Betriebs auch zu mehreren Gewerkschaften gehören müssen (z. B. 
Arbeiter einer Automobilfabrik zum Metallarbeiter-, Holzarbeiter-, Tape- 
zierer-Verband usw.). Dann muß aber jede Berufsgruppe innerhalb 
des Betriebs auch einen Vertrauensmann haben, und diese Organisätion 
kann dann mit der des Betriebsrates nicht parallel gehen. Es hat 
also die Einrichtung der Betriebsräte die Umformung der Gewerk- 
schaften zu Industrieverbänden außerordentlich beschleunigt. Diese 
Tendenz war zwar auch schon früher vorhanden, und ließ sich aus dem 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 3. 45 
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Interessen einheitlicher gewerkschaftlicher Organisation gut begründen, 
aber der Grundsatz des Industrieverbandes konnte sich infolge der 
ihm entgegenstehenden organisatorischen und technischen Hindemisse 
nicht durchsetzen. Nun hat der erste deutsch-österreichische Gewerk- 
schaftskongreß beschlossen, daß der Weg zur »Industriegruppenorgani- 
satione eingeschlagen werden muß 2); cs sollen 17 Industriegruppen 
gebildet werden und die Organisation soll in diese Form übergeführt 
werden. (1920 bestanden noch 59 Verbände, von welchen 31 Organi- 
sationen weniger als sooo Mitglieder hatten.) Die Schwierigkeit be- 
steht nicht nur darin, daß eine Zusammenlegung der Verbände erfolgen 
muß, sondern, daß eine vollkommene Umschichtung erforderlich ist. 
Um diese Schwierigkeiten zu überwinden, soll die Zentrale der Ge- 
werkschaften gewisse Zwangsbefugnisse erhalten: falls ein Verband sich 
weigert, eine Verschmelzung mit einem andern einzugehen, kann er 
außerhalb der Gesamtorganisation gestellt werden. So hofft man, dem 
Ziel des Industrieverbandes (der dann auch Angestellte umfassen würde!) 
näherzukommen. Diese Umbildung der Organisationen wird sicherlich 
durch die kritische Lage, in welche die Verbände geraten können, 
sehr beschleunigt werden !?). Sobald das durchgeführt ist, können über- 
all in den Betrieben die Betriebsräte zu Organen der Gewerk- 
schaft werden, wie das z. B. in der Metallindustrie bereits der Fall ist, 
wo die früheren Ortsgruppen aufgehoben und in größere Verwaltungs- 
stellen überführt wurden, während die Betriebsräte die Funktion von 
Verwaltern, von Verbandsvertrauensmännern übernommen haben 1$). 
Damit ist eine Zentralisation der Kräfte erzielt (auch die österreichische 
Gewerkschaftsbewegung leidet an dem Mangel geeigneter Kräfte, 
welche infolge des raschen Wachsens der Mitgliederziffern gar nicht 
in geeigneter Anzahl beschafft werden können) und gleichzeitig eine 
größere Autonomie des einzelnen Betriebs hergestellt. Diese Vereini- 
gung von Zentralisation und Autonomie der Teile ist endlich außer- 
ordentlich befördert durch die Arbeiterräte, diein Oesterreich — 
zum Unterschied von Deutschland — noch weiter bestehen. Diese 
Räteverfassung besteht n eben dem Gesetz und stellt eine Zusammen- 
fassung der sozialistischen Arbeiterschaft für politische Zwecke dar, 
welche der Organisation der Betriebsräte und der Gewerkschaften 
parallel geht 2°). 


12) Die Gewerkschaft, 9. XII. 19 und 13. I. 1921. 

13) Echte Industrieverbände gibt es bisher inder Textilindustrie, 
in der Lebensmittelindustrie und im Gast- und Schankgewerbe. So sind z. B. 
alle Angestellten und Arbeiter in Hotels, gleichgültig, welche Beschäftigung 
sie haben, z. B. also die Telephonisten mit den Köchinnen und Kellnern in 
einer und derselben Organisation (Die Gewerkschaft, 13. IX. 1921). 

14) Die Gewerkschaft, 25. V. 1920. 

15) Vgl. Der christliche Gewerkschafter, rr. VII. 1919. Danach er- 
klärte der Staatskanzler, Dr. Renner, daß die Arbeiterräte nicht staatliche 
Institutionen seien, scndern Einrichtungen vcn politischen Parteien. Wenn- 
gleich sie also als Parteieinrichtungen keine öffentlichen Funktionen haben, 
so können sie doch, sobald sie einmal die überwiegende Masse der Arbeiter 
umfassen, Bedeutung für dıe Oeffentlichkeit erlangen, genau so wie auch sonst 
eine Parteiorganisation. Es ist hier nur das Ordnungsprinzip der Organi- 
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Seit dem Jahre ıg92ı bestehen dann als offizielle Körperschaften 
die Arbeiterkammern, parallel den Handels- und Gewerbekammern, 
welche Organisationen der Industrie darstellen. Während wir also in 
Deutschland im Reichswirtschaftsrat eine allgemeine zentrale 
Organisation der wirtschaftlichen Interessen haben, besitzt Oesterreich 
zunächst einen Unterbau, in welchem alle sozialen Gruppen in Organi- 
sationen zusammengefaßt sind, mit großen Bureaus ausgestattet, welche 
autachtliche Funktionen gegenüber der Regierung und Gesetzgebung 
besitzen. Wie aus den oben mitgeteilten Ziffern hervorgeht, sind in 
der Praxis auch die Arbeiterkammern Organe der Gewerkschaften ge- 
worden, was nicht anders möglich, da eben die überwiegende Mehr- 
heit der Arbeiterschaft in den internationalen Gewerkschaften organi- 
siert ist. So ist die internationale Gewerkschaftsbewegung in Oester- 
reich — mehr als in Deutschland — auf dem Wege, die alleinige, aus- 
schlaggebende Organisation zu werden, welche über vielfältige, auch 
mit offiziellen Mitteln arbeitende Organe verfügt. Es sind damit die 
Voraussetzungen dafür geschaffen, um die Arbeiterklasse in den sozia- 
len Auseinandersetzungen einheitlich zu führen, und alle Machtmittel 
zu konzentrieren, welche notwendig sind, um die wirtschaftliche Stel- 
lung der Arbeiterschaft in dem drohenden Zusammenbruch der Wirt- 
schaft irgendwie zu retten. 

Für die wirksame Wahrnehmung ökonomischer Interessen der 
Arbeiterschaft ist weiter von großer Bedeutung die Frage, ob und 
inwieweit die Angestellten und Beamten organisatorisch mit den Ar- 
beitern in den Gewerkschaften zusammengefaßt sind. In der Idee des 
Industrieverbandes liegt natürlich die einheitliche Organisation aller 
unselbständig Berufstätigen einer Industrie. Der Industrieverband um- 
fast alle innerhalb des Industriezweiges Arbeitenden, also auch die 
Angestellten. Dieses Ziel ist bisher nur in sehr wenigen Organisationen 
verwirklicht, aber eine Vorstufe ist insofern schon erreicht, als die Ange- 
stellten-Organisationen in Oesterreich zumgroßen Teile in der Generalkom- 
mission mit erfaßt sind. Das Problem der Angestellten hat volkswirt- 
schaftlich, nicht nur sozial, in Deutschösterreich cine besondere Be- 
deutung : die Angestellten waren im Gebiete der ehemaligen Monarchie 
überwiegend deutsch. Während der Anteil der Deutschen in der Ge- 
samtbevölkerung 35 °/u betrug, konnten unter den Angestellten 60/0 
Deutsche angenommen werden. Außerdem waren die Angestellten 
relativ am häufigsten in den Landesteilen, welche späterhin Deutsch- 
österreich bildeten, und zwar insbesondere durch das Uebergewicht 
Wiens. Man hat berechnet!®), daß von den einzelnen Kategorien der 
ehemaligen Monarchie verblieben: 


_—— 





sation — nach Betrieben — anders als bei den politischen Parteien, welche 
die Mitglieder als Individuen territorial erfassen. 

Demgemäß hat sich auch ein christlich-sozialer Arbeiterrat aufgetan 
und es wurde eine »Zentrale der christlichen Arbeiterräte Deutsch-Oesterreichs« 
gegründet. Irgendwelche Bedeutung besitzt aber diese Organisation nicht, 
nicht einmal die Parteiorgane bringen Berichte über seine Tätigkeit (Christlich- 
soziale Arbeiterzeitung, 9. VIII. 1919). 

16) Die Gewerkschaft, 20. I. 1920. 
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in der Tschecho- in Deutsch- 


slovakei österreich 
von Industriearbeitern 561/, % 33, % 
von Angestellten der Industrie 45?/, % 4% 
von den Handelsangestellten 32?/, % a % 


Es ist also die Anzahl der Angestellten in Beziehung zur Zahl der 
Arbeiter in Deutschösterreich besonders hoch; so entfallen z.B.auf 1000 
Industriearbeiterinder Tschechoslovakei 35, hingegen in Deutschösterreich 
go Angestellte. Das hängt natürlich mit der starken Zentralisation des Han- 
dels und der bureaukratischen Spitzen der Industrie in Wien zusammen. 
Diese starke Anhäufung der Angestellten, zu welcher noch eine starke Mas- 
sierung der Offiziere und öftentlichen Beamten hinzukommt, hat das soziale 
Problem Deutschösterreichs besonders schwierig gestaltet, namentlich 
in den ersten Monaten nach dem Zusammenbruch. Sobald sich nun 
in Wien ein Handelszentrum zur Vermittlung nach dem nahen und 
fernen Osten aufbaut, verliert diese Frage an Bedrohlichkeit. Zuerst 
glaubte man, ohne eine wesentliche Berufsumorientierung nicht aus- 
kommen zu können. Zum Teil mag sie auch eingetreten sein. In 
überwiegendem Maße aber dürfte sich das Wirtschaftsleben — beson- 
ders unter dem Ansporn der Valutaentwertung — bereits soweit aus- 
gestaltet haben, daß eine Hypertrophie, namentlich an gelernten An- 
gestellten heute nicht mehr vorhanden ist. 

Die oben genannten Ziffern zeigen nun, daß sich die Angestellten 
in großem Umfange der Generalkommission der Gewerkschaften ange- 
schlossen haben. Sic haben zwar noch ihre besonderen Organisationen, 
führen auch noch gesondert ihre Gehaltsbewegungen mit den Unter- 
nehmern, aber es hat auch darin, wie in Deutschland, das System der 
Tarifverträge eine weitgehende Annäherung in der Taktik der Ver- 
bände, wie auch im Inhalt der abgeschlossenen Tarifverträge gebracht. 

Aehnlich liegt es mit der öffentlichen Beamtenschaft. Es haben 
sich bisher zwar nur die Organisationen der unteren Beamten der 
Gewerkschaftskommission angeschlossen 7), aber diese Organisationen 
repräsentieren sehr erhebliche Massen. Die Gewerkschaften der Eisen- 
bahner, der Postangestellten, die technische Union, der Bund der öffent- 
lichen Angestellten, der Verband der Tabak-Arbeiter, der Militär- 
Verband, die freien Organisationen der Wiener Stadtschutzwache und 
der Wiener Sicherheitswache sind der Gewerkschaftskommission an- 
geschlossen, und bilden eine eigene Gruppe der öffentlichen Angestellten. 
Sie haben die Aufgabe, die Besoldungs- und Rechtsfragen der öffent- 
lichen Angestellten, soweit sie allgemeiner Natur sind, zu bearbeiten ®). 
Daneben besteht der Zentralverband österreichischer Staatsangestellten- 
vereinigungen, welcher im Jahre ı920 58 Verbände mit 71000 Mit- 
gliedern zählte. Darunter befinden sich allerdings zwei Pensionisten- 
vereinigungen mit 25000 Mitgliedern. Die Stellung des Zentralver- 
bandes, die anfänglich durch den (der Gewerkschaftskommission an- 
geschlossenen) »Bund der öffentlichen Angestellten« etwas erschüttert 


17) Beamtenzeitung, 15. I. 1921. 
18) Die Gewerkschaft, 4. I. 1921. 
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schien, hat sich offenbar in der letzten Zeit erheblich gefestigt, so 
durch den Anschluß bisher ihm nicht angehörender Kategorien ?°), ins- 
besondere aber durch das Zusammenwirken mit der Gewerkschaftskom- 
mission der Akademiker. Diese hat sich zu einer radikalen Organi- 
sation entwickelt, welche auch die weitestgehenden Ansprüche des »Zen- 
tralverbandes« unterstützt, und deren Vorgehen offenbar bei den 
zentralen Stellen besonderen Eindruck machte. Wenngleich also die 
Beamtenschaft in ihrem überwiegenden Teile nicht in derselben zen- 
tralen Organisation steht, wie die Arbeiter, so ist das doch nicht darin 
begründet, daß ihre Forderungen weniger weit gingen, oder weniger 
radikal vertreten wurden. Beamtenstreik sind ziemlich häufig, das 
Streikrecht ist in praxi anerkannt, Mafßregelungen von Führern 
werden von den Organisationen nicht geduldet?®). Im Gegenteil, es 
ist der »Zentralverbands« in der Geltendmachung seiner Forderungen 
meist weiter gegangen als der »Bund der öffentlichen Angestellten« 
und die Konflikte zwischen diesen beiden Organisationen beruhen (so- 
weit die Streitpunkte einem Außenstehenden verständlich sind) im 
Wesen darauf, daß der »Zentralverband« in seinen Aktionen beim 
»Bund« nicht die genügende Stütze und Rückendeckung findet, 

Das ganze soziale und politische Gewicht der Arbeiter, Angestell- 
ten und Beamtenorganisationen mußte nun in den Jahren nach dem 
Zusammenbruch aufgewendet werden, um die ökonomische Katastrophe 
der auf feste Einkommen angewiesenen Schichten zu verhindern. 
Welcher weite Weg in der Lohnentwicklung zurückgelegt werden mußte, 
geht schon aus den oben mitgeteilten Ziffern hervor. Bei der raschen 
Entwertung der österreichischen Krone und der damit verbundenenraschen 
Preissteigerung im Inlande (dabei mag von den letzten Ursachen für 
diesen Prozeß abgeschen werden) mußten die Verbände alle ihre Kräfte 
anspannen, um die Kaufkraft der Bezüge nicht allzurasch sinken zu 
lassen. Dabei erhöhte folgender Umstand die Schwierigkeiten: ein 
unverhältnismäßig großer Teil der Lohn- und Gehaltsempfänger hat 
seinen Wohnsitz in Wien und den Industriczentren in der Nähe Wiens. 
Daselbst passen sich aber die Preise rascher der Kursentwicklung an 
als in der Provinz. Dieser Umstand kann jedoch durch eine ent- 
sprechende Differenzierung der Löhne und Gehälter nicht berücksich- 
tigt werden, weil sonst das Gefüge der Organisationen zerrissen würde. 
Es müssen also die Lohn- und Gehaltssteigerungen (wenngleich mit 
gewissen Abstufungen) für die ganzen Schichten mit festem Einkom- 
men durchgeführt werden und da hat sich eine sehr starke Differen- 
zierung der ökonomischen Lage, je nach dem Wohnsitz ergeben. 


19) Beamtenzeitung, 15. III. 1921. Es wird vom Anschluß der Reichs- 
organisation der Angestellten gesprochen. 

20) Im letzten Jahre gab es Streiks der Gerichtsbeamten (Kanzleiperscnal), 
ierner ganz großer Kategorien, wobei nicht einheitliche Gruppen, sondern 
Beamtengruppen der verschiedensten Art, welche durch die Besoldungs- 
ordnung in dieselbe Gehaltskategorie gehören, aber in den verschiedensten 
Behörden Dienst tun, eine gemeinsame Aktion «urchführten (vgl. Beamten- 
zeitung, 20. IV. 1920, 1. I. 1921 und passim). 
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Wiewohl eine jede Darstellung der Preis- und Lohnentwicklung 
bei einer sich fortschreitend entwertenden Währung bald überholt ist, 
scien hier einige Ziffern zur Illustration mitgeteit: denn sie geben 
einen Anhaltspunkt dafür, in welchem Mafßfsstabe sich die Existenz- 
bedingungen verändern, und in welchem Tempo Anpassungsbewegungen 
notwendig sind, wenn nicht ganze Klassen ökonomisch zertreten und 
dadurch das soziale Gefüge überhaupt in Frage gestellt werden soll. 

Leider herrscht zunächst über die Tatsachen Streit. Die Ziffern, 
welche für Preise, Kosten des Existenzminimums einerseits, Löhne und 
Gehalte andererseits angegeben werden, differieren sehr stark, je nach- 
dem sie von Unternehmern oder Arbeitern herstammen. Es berech- 
nete z. B. die »Industrie«®) den Aufwand für das Existenzminimum 
1914 und Januar 1921 wie folgt: 


Mai 1914 Januar 1921 


K. K. 
Lebensmittel . . . ..... 40.00 1768.22 
Kleidung . . 4.90 448. — 
Erhaltung und Aucbesserunz 2.45 224.--- 
Wäsche, Reinigung . . . 10.— 100.— 
Wohnung NE 05.40 1432. — 
Kulturelle und sonstige Be- 34.38 510.— 
dürfnisse 
158.07 4482.22 


Welche Daten hierbei zugrunde gelegt werden, wird allerdings 
nicht gesagt, sondern nur vermerkt, daß im Jahre 1921 eine »etwas 
andere Zusammensetzung der Nahrung: angenommen sei, welche je- 
doch die notwendigen Kaloriensummen dem Körper zuführe. Die Stei- 
gerung für die Kosten des Existenzminimums betragen also das 30-, 
höchstens das 4ofache, hingegen seien die Löhne z. B. für einen Me- 
tallarbeiter von 208 Kr. im Monat (bei s2stündiger Arbeitswoche) auf 
9256 Kr. (bei 48stündiger Arbeitswoche) gestiegen. Während also 
früher der Metallarbeiter go°/o seines Lohnes für Existenzbedürfnisse 
ausgeben mußte, so genügen jetzt hiefür soP/o des Lohnes. Es könnten 
die Arbeiter also besser leben als vor dem Kriegel Zu ähnlichen 
Schlüssen kommt nn. andere Aufstellung). Diese Angaben leiden 
an zweierlei Mängeln: ı. ist die Vergleichsbasis nicht dieselbe, weil in 
der Lebenshaltung andere Lebensmittel zugrunde gelegt sind; 2. sind 
nicht durchschnittliche Löhne, sondern offenbar Höchstlöhne dem Ver- 
gleich zugrunde gelegt. Der Höchstlohn in der Metallindustrie aber, 
mit welchem hier exemplifiziert wird, ist natürlich weit höher als jener 
in der Textilindustrie oder im Baugewerbe oder in der Holzindustrie. 
Allerdings haben sich in der Frühjahrslohnbewegung die Löhne wesent- 


21) A. a. O., 19. II. 1921. 

22) Die Industrie, 25. VI. 1921. Pie Zahlungskraft der Krone sei ungefähr 
1% ihrer Friedenskaufkraft. Die Löhne seien gleichfalls nach konkreten An- 
gaben aus großen Betrieben durchschnittlich um das roofache gestiegen. 
Hier wird also nur von einer Ausgleichung der Teuerung gesprochen. Außer- 
dem sind hierbei nur die Stundenlöhne zugrunde gelegt, so daß sich aus 
der Verkürzung der Arbeitszeit ein Rückgang des Realeinkommens ergibt. 
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lich gesteigert, aber hier werden noch die Daten vor dieser Lohn- 
bewegung verglichen ?). 

Zu ganz anderen Resultaten als die Unternehmer gelangt ungefähr 
für dieselbe Zeit eine Untersuchungskommission des internationalen 
Gewerkschaftsbundes, welche im Februar 1921 in Wien u. a. Daten 
für die Preis- und Lohnentwicklung sammelte. Danach stellten sich 
die durchschnittlichen Löhne für gelernte Arbeiter auf ungefähr IsooKr. 
per Woche, also auf etwa das 3ofache der Friedenslöhne; diese Sätze 
erhöhten sich um 2—5o0 Kr. per Woche bei Akkordarbeit; hingegen 
waren die Preise in dieser Zeit, selbst nach den Angaben der Industrie, 
um das 4ofache gesteigert, wobei überdies (für die Berechnung des 
Existenzminimums) eine dem Frieden gegenüber verschiedene Zusam- 
mensetzung der Nahrung zugrunde gelegt wurde. Uebrigens liefert der 
erwähnte Bericht des internationalen Gewerkschaftsbundes im einzelnen 
ausführliche Belege über die Lebenshaltung der Arbeiterschaft in Wien 
und im Industriegebiet, welche alle darauf schließen lassen, daß sich 
— wie schwer anders möglich — die Lebenshaltung wesentlich ver- 
schlechtert hat und namentlich Schwierigkeiten für Erhaltung auch nur 
der spärlichsten Kleidung und des ärmlichsten Haushalts bestehen. Das 
bestätigen auch Untersuchungen der statistischen Zentralkommission 
über Preise und Löhne und deren Veränderungen gegenüber 1914 für 
den März 1921. Darnach sind in dieser Zeit die Kosten für die Nah- 
rung in Wien auf das gofache gestiegen, die Kosten für das Existenz- 
minimum (infolge der Verbilligungsaktionen usw.) aufs 8ofache, hin- 
gegen betragen die Tariflöhne in dieser Zeit das 20o—sofache der 
Löhne vor dem Krieg. Daher könne im Durchschnitt aus dem Lohn 
nur eine Leebenshaltung bestritten werden, welche ungefähr die Hälfte 
der Lebenshaltung vor dem Kriege darstellt 4). 

Nun hat sich in wenigen Monaten, nachdem lange Zeit hindurch der 
Kurs der Kronennote in Zürich ungefähr 1°;o ihres Friedenswertes war, 
seit dem Frühsommer 1921 der Kurs wieder sehr stark, und zwar auf 
0,20 bzw. 0,16 in Zürich gesenkt. Das bedeutet also seit dem Früh- 
jahr 1921 eine 5s—6fache Verteuerung ausländischer Bezüge, in öster- 
reichischer Währung ausgedrückt, — soweit die Importe nicht durch 
Exporte oder durch Anleihen finanziert werden konnten. Die Preis- 
steigerungen sind nicht in demselben Maße, aber doch sehr rasch 
fortgeschritten ?®), so daß die Lohnbewegungen, welche noch ein Jahr 
früher immerhin für ı—3 Monate einen dauernden Zustand schufen, 
heute einander fast ununterbrochen ablösen. Man kann zwar nicht 

#3) Diese Darstellung wird einer sehr eingehenden Kritik unterworfen 
in der Arbeiterzeitung, 17. III. 1921. Da wird der Nachweis geführt (an Hand 
amtlicher Daten), daß die Preise für 1914 wesentlich zu hoch, hingegen für 
1921 zu niedrig angegeben sind, so daß sich eine Steigerung von 106 auf mehr 
als 5200 Kr., also aufs 50 fache ergeben würde, wenn die Lebenshaltung, wie 
sie »Die Industriee annimmt, zugrunde gelegt würde, während die Löhne bis 
dahin keineswegs so rasch gestiegen seien. 

#4) Der Eisenbahner, 15. VI. 1921. 

35) Vgl. z.. B. »Der Eisenbahner«, 20. IX. 1921, und die Wiener Arbeiter- 
zeitung fast in jeder Nummer. 
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mehr von einem sozialen Kampf sprechen. Aber chedem, bei stabilem 
Geldwert, bedeutete eine Lohnbewegung den Versuch, den Anteil der 
Arbeiterschaft am Sozialprodukt zu steigern. Heute hat sie höchstens 
den Zweck, die Preissteigerung auszugleichen, was ihnen nur selten und 
in bevorzugten Industrien gelingt. 

Trotzdem kann man diese Lohnbewegungen nicht als vollkommen 
zwecklos betrachten, weil sie eben der Arbeiterschaft die Möglichkeit 
geben, bis zu einem gewissen Grade an Kaufkraft mit den Besitzern 
von Produktionsmitteln zu wetteifern. 

Angesichts der Tatsache, daß sich die Preise der Subsistenzmittel 
auf dem Markte fortgesetzt ändern, und infolgedessen ständige Lohn- 
bewegungen notwendig sind, ist wiederholt die Frage aufgeworfen wor- 
den, ob der Lohn nicht in mechanischer Weise, etwa durch Er- 
mittlung eines Index, als veränderliche Größe bestimmt werden könnte? 
Das war u. a. das Thema eingehender Besprechungen auf einer In- 
dustriekonferenz schon im November 19192). Es zeigte sich aber, 
daß weder die Arbeitgeber?”), noch die Gewerkschaften?) für eine 
Aenderung des Lohnsystems eintraten und angesichts dieser Tatsache 
sind auch die im übrigen inhaltlosen kritischen Bemerkungen der 
gewerkschaftlichen Lohnpolitik gegenüber?”), da sie zu keinem kon- 
kreten Vorschlag führen, gegenstandslos®®). Die Polemik über die 





26) Die Gewerkschaft 4. XI. 1919. 

21) Die Industrie 8. XI. 1919. Die Industrie lehnt die gleitende Lohnskala ab, 
weil dann alle anderen Bevölkerungsklassen das Valuta-Risiko tragen mühten. 
Andererseits geben die Organe der Industrie zu, daß die Preise in Oesterreich zu 
niedrig sind und zum »Ausverkaufe führen. Also sind sie für die Zuführung der 
ganzen Uebergewinne an die Unternehmer? Die wirtschaftspolitische Haltung ist 
eben nicht klar formuliert. 

28) Die Gewerkschaft 2. VIII. 1921. Eine einfache Formel für die Löhne sei 
nicht möglich, weil noch immer die Wirtschaftslage des Berufs berücksichtigt werden 
müsse ; auch seien mit den Lohnfragen meist auch andere sozialpolitische und be- 
sufliche Streitfragen verknüpft. Ebenda 25. I. 1921 wird auseinandergesetzt, daß die 
Gewerkschaften mit geschicktem Vorgehen oft mehr als durch gleitende Lobnskalen 
erzielen könnten. 

29) Christlich-soziale Arbeiterzeitung, 10. IV. 1920. Die Lohnpolitik der saziai- 
demokratischen Organisationen, wird dort ausgeführt, leite immer nur neue Ucber- 
wälzungserscheinungen ein. Es sei eine Politik für die Gruppen und Grüppchen, 
aber nicht eine klare Klassenpolitik, noch viel weniger eine Volkswirtschaftspolitik. 
Diese Polemik kann im Grunde nur als Polemik gegen jegliche Lohnbewegung auf- 
gefaßt werden. Auch in deutschen Arbeitgeberblättern und Aeußerungen gelber 
Organisationen wird stets die gewerkschaftliche Lohnpolitik abfällig beurteilt. 
Irgend einen besseren Vorschlag wissen sie aber nicht zu machen, Hie und da 
taucht der Gedanke gleitender Löhne auf (z. B. Deutsche Arbeitgeberztg., 20. XI 1921), 
der aber von den verantwortlichen Stellen anf beiden Seiten bisher abgelehnt wurde. 

3%) Die Notwendigkeit, an der Geldlohnform festzuhalten ist gegeben, aber die 
Lohnbestimmungen selbst werden immer komplizierter und grotesker. Als Beispiel 
mag die Lohnbestimmung in einem letzthin abgeschlossenen Tarifvertrag für die 
Metallindustrie Wiens und des Industriegebietes gelten. Da heißt es (Oestel- 
reichischer Metallarbeiter 5. XI. 1921): 

«Bezüglich der Entlohnung ist folgendes durchgeführt worden: Der alte Grund- 
lohn ist statt wie bisher um 170 Prozent nun um 364 Prozent erhöht, dann sind 
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Frage, ob die allgemeine Preisentwicklung oder die Steigerung der 
Löhne rascher vor sich gehe, setzt sich dann ununterbrochen fort, je 
rascher die Preissteigerungen einander folgen. So wird seitens der 
Industrie behauptet°!), daß im 2. Quartal 1921 nach amtlichen Ermitt- 
lungen (welche Daten hiebei zugrunde gelegt werden, wird nicht ge- 
sagt) die Löhne betragen hätten: bei den weiblichen Hilfsarbeitern 
das ı33fache, bei den männlichen Hilfsarbeitern das ı26fache, bei 
Maurern und Wcbern das 86fache, bei Dachdeckern, Tischlern, Zim- 
merern das 84fache. Im Akkordsystem seien die Verdienste noch be- 
deutend höher. Demgegenüber betrage die Verteuerung der Lebens- 
mittel das göfache. Daraus wird der Schluß gezogen, daß sich die 
Lebenshaltung verbessert habe. Wie das für die Gesamtheit der Ar- 
beiterschaft bei dem Zustande der österreichischen Volkswirtschaft 
möglich sein soll, ist allerdings nicht erfindlich. Denn gleichzeitig hat 
sich ja offenbar die Lebenshaltung der bäuerlichen Bevölkerung gleich- 
falls sehr günstig entwickelt, desgleichen die der Besitzer von Pro- 
duktionsmitteln.. Es würden also die immerhin schmalen Schichten 
von Rentnern und Beamten das ganze Defizit tragen müssen. Schon 
diese Uebcrlegung zeigt, daß das Realeinkommen der breiten Massen 
von der Industrie weitaus überschätzt wird. Das geht schon daraus 
hervor, daß die Industrie bereit ist, die Mehrkosten zu übernehmen, 
welche entstehen würden, wenn das Brot zu den wirklichen Kosten 
abgegeben würde — was heute keineswegs der Fall ist??). Für die 
letzten Wochen wird wohl von keiner Seite mehr behauptet werden, 
daß die Löhne in ihrer Kaufkraft der Preisbewegung nachkommen, so 
ist z. B. — um nur eine Tatsache zu nennen — der Brotpreis mit 
einem Schlage von 17,50 auf 34 K. erhöht, also verdoppelt worden, 
wo bei immer noch nur die Backkosten gedeckt werden, während 
das Mehl vom Staate umsonst geliefert wird 3). 
alle übrigen Zulagen dazuzerechnet und diese Summe bildet den neuen Verdienst, 
der nun für die Arbeiter über 22 Jahre durch 1-52 und für die unter 22 Jahre alten 
Arbeiter und für die Arbeiterinnen durch 1-40 geteilt wird. Das Ergebnis bilde 
dann den neuen Grundlohn, auf welchen alle Arbeiter über 22 Jahre und auch die 
unter 22 Jahre alten Arbeiter, soweit letztere Familienerhalter sind, außerdem die 
Arbeiterinnen, soweit sie Familienerhalter sind, eine gleitende Teuerungszulage von 
52 Prozent erhalten. Die übrigen Arbeiter und Arbeiterinnen erhalten eine solche 
Zulage von 40 Prozent auf den neuen Grundlohn. Diese gleitende Zulage wird am 
15. eines jeden Monats durch eine eigens hiezu bestimmte Kommission den veränder- 
ten wirtschaftlichen Verhältnissen angepaßt, als neue gleitende Zulage bemessen und 
festgesetzt. e 

Sodann folgen noch spezielle Vereinbarungen für die minimale Stunden-Bezah- 
lung der Lehrlinge —- und diese ganze komplizierte Regelung vielleicht für zwei 
Wochen! So wird Lohnfestsetzung und Berechnung zu einer dauernden Aufgabe, 
welche nur von gewiegten Technikern dieses schon sehr entwickelten Gebiets be- 
arbeitet werden kann. Ein völliger Funktionswandel der Gewerkschaften! 

31) Die Industrie 10. IX. 1921. 

32) Die Industrie 5. II. 1921. Damals wären allerdings pro Arbeiter erst 4— 5000 K. 
als Lohnzuschuß notwendig gewesen. 

33) Arbeiterzeitung 15. X. 1921. Als weiterer Anhaltspunkt mag dienen, dal 
der Lebensmittelaufwand einer Person (nach den Angaben der statistischen Zentral- 
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Diesem Tempo der Preiserhöhungen gegenüber wird es problema- 
tisch, ob die Bewegung der Löhne noch halbwegs parallel möglich ist. 
Wenn gleichzeitig eine Valutakrise in dem Sinne eintreten würde, daß 
die Kaufkraft der Krone im Auslande überhaupt nicht mehr realisiert 
werden kann, und daß ihre Annahme- auch im Inlande verweigert 
würde, so würde damit nicht nur eine soziale, sondern auch eine öko- 
nomische Katastrophe eintreten, welche mit bloßen sozialpolitischen 
Mitteln und durch direkte Aktion der Gewerkschaften allein nicht mehr 
bewältigt werden könnte; eine solche Katastrophe braucht aber bei 
Fortgang der Produktion nicht einzutreten, weil die Produktivkräfte 
der Volkswirtschaft ja nicht in Abnahme sind und der Verteilungs- 
mechanismus, der im heutigen Gelde gegeben ist, schließlich doch not- 
wendigerweise aufrechterhalten wird. Eine sofortige Ueberführung des 
Zahlungsverkehrs im Inlande auf fremde Valuta ist nämlich unmöglich, 
weil ja nur ein kleiner Teil der Bevölkerung über fremde Valuten ver- 
fügt, und eine bloße Verrechnung der Preise nach dem Valutakurs 
wäre ja gerade bei Streichung des Kurses auf den Auslandbörsen gar 
kommission) 2778 K. monatlich im August auf 5534 K. im Oktober gestiegen sind 
der Lebensmittelaufwand einer Familie von 4 Personen von $200 im August auf 
16000 K. im Oktober (Arbeiter-Zeitung 29. X. 1921). Demgegenüber steht ein Tag- 
lohn von 700 K. für gelernte Arbeiter, entsprechend weniger für ungelernte 
Ende Oktober. — Es seien noch die letzten Daten, welche mir zugänglich waren 
hinzugefügt: Die Kosten der Lebenshaltung betrugen nach der Berechnungsmethode 
des Oesterr,. Volkswirt (12. XI. 1921): 








Indexziffer 
I. Halbjahr 1914: 86 K. 2,25 
Anfg. Januar 1921: 3859 > 100 
>» Juli 1921: 6189 > 160 
» Sept. 1921: 7378 > 191 
» Okt. 1921: 9352 >- 242 
» Nov. 1921 5448 > 400 


Der Chronist des »Oesterr. Volkswirt«, Philipp Knab fügt hinzu: Der Ein- 
kommensdurchschnitt ist sicherlich unter den Lebenskosten zurückgeblieben, breite. 
wehrlose Massen sind der unaufhaltsamen Verelendung preisgegeben! — Als Illu- 
stration seien die letzten mir zugänglichen Lohndaten angeführt; es beträgt der 
Stundenlohn in der Holzindustrie ab 9. Nov. ca. 150—200 K., ab 16. XI.. 
184—236 K. (Die Löhne werden also von Woche zu Woshe bestimmt!) Das 
entspricht, bei 8stündiger Arbeitszeit, einem Taglohn von 12— 1600 bzw. von 1472 
bis 1888 K. oder Wochenlöhnen von: 7200—9600 bzw. von 8832—11328 K. Leg! 
man vor dem Kriege einen Wochenlohn von 5o K. etwa zugrunde, so erhält man 
im Durchschnitt für den 9. XI. eine Steigerung um das ı68fache, für den 16. XI. 
ca. um das 200 fache. Seither sind allerdings auch die Preise wieder wesentlich er- 
höht worden (vgl. hierüber die Tagespresse); danach kostete (nach Oesterr. Volks- 
wirt 5. XI. und Arbeiterzeitg. 18. und 20. XI. 1921): 


ı. Halbjahr 1914. 17. XI. 1921. Vielfaches 
i Ei 0.10 bis 100 K. 1000 
Butter 1 kg 2.40 > 1700 > 708 
Sauerkraut 0.24 » 80 >» 320 
Aepfel 0.35 » IIO > ca. 300 
Rindfleisch 1 kg 2.— > 340— 580 > > 170— 290 
Schweinefleisch 2.10 » 840— 900 > > 400 450 
Fette 1.60 > 11—1600 » > 800-1000 
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nicht mehr möglich. Die Krone würde dann zur Binnenwährung und 
die Volkswirtschaft müßte die notwendigsten Importe durch Exporte 
oder durch Substanzverkauf finanzieren. Das würde eine weitgehende 
behördliche Kontrolle von Einfuhr und Ausfuhr mit sich bringen, was 
gewiß kein Vorteil, aber immerhin noch gegenüber einer völligen Auf- 
lösung aller ökonomischen Beziehungen im Innern des Landes das 
weitaus kleinere Uebel wäre. (Siehe darüber noch unten S. 704/5.) 

Von diesen Problemen ist Oesterreich heute nicht mehr allzuweit 
entfernt. Und so liegen in der Lohnbewegung und in der Frage, ob 
die Löhne überhaupt schnell genug erhöht werden können, entschei- 
dende Schicksalsfragen für die ganze Gesellschaft. Diese Fragen sind 
um so bedeutsamer, als große Schichten der Bevölkerung sich nicht 
einmal so schnell als die Arbeiterschaft an die steigenden Preise 
anzupassen vermögen. Dazu gehören zunächst die Rentner, welche, 
soweit sie Kapitalrentner sind, absolut proletarisiert sind. Es gibt 
heute in Deutschösterreich nur mehr sehr wenige Menschen, welche 
von ihren Renten auch nur auf dem Niveau eines gelernten Arbeiters 
leben könnten, wenn die Erträge in Kronen fließen und sich seit dem 
Kriege nicht geändert haben. Denn für den Herbst ıg2ı kann man 
mit Wochenlöhnen von etwa 5000 K. für gelernte Arbeiter rech- 
nen, das bedeutet also ein Jahreseinkommen von 250000 K., das 
sind die Zinsen von 5 Millionen Kronen, einem vor dem Kriege sehr 
erheblichen Vermögen. (Inzwischen sind die Wochenlöhne bis auf 
10 und IroooK. gestiegen, das ist jährlich !/s Million K. oder gleich 
den Zinsen von 10—ı2 Millionen Kronen.) 


Auch die Entwicklung der Gehalte hält mit der Teuerung nicht 
gleichen Schritt, trotzdem die gesamte Beamtenschaft, man kann wohl 
sagen, ununterbrochen in Gehaltsverhandlungen und Bewegungen steht. 
Die Organe der Beamtenschaft variieren in endloser Folge immer 
wieder dasselbe Problem: Erhöhungen der Grundgehalte, der Teuerungs- 
zulagen, Angleichung an bevorzugte Kategorien, kürzere Aufrückungs- 
fristen — das sind die Fragen, welche immer wieder erörtert werden. 


Fast jeden Monat gibt es ein Ultimatum an die Regierung, wel- 
ches regelmäßig mit der Gewährung eines Teiles der Forderungen 
endet. Trotz dieser ständigen Gehaltsbewegungen ist natürlich die 
Elastizität der Gehalte weitaus geringer als die der Löhne, was auch 
schon ein flüchtiger Vergleich zeigt. So haben sich bis zum Februar 
192I die Kosten für einige wichtige Lebensmittel aufs 77fache gestei- 
gert (dabei sind wesentliche Lebensmittel erheblich »verbilligt«). Die 
Gehälter hingegen hatten sich bis zum Mai 1920 versiebenfacht, und 
waren bis September 1920 aufs ılfache gestiegen. Bis zum Februar 
1921 stiegen sie dann weiter aufs ı6fache der Friedensgehälter?®), zur 
gleichen Zeit betrugen die Löhne der Arbeiter nach den Angaben 
der gewerkschaftlichen Studienkommission ca. das zofache, nach den 
Angaben der Unternehmer bis zum ıoofachen! Selbst bei günstigster 
Rechnung ist daher — nach Meinung der Beamtenorganisationen — 
PEES N l 


34) Beamtenzeitung 1. IV. 1921 
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nur eine Lebenshaltung möglich, welche ungefähr 1/4 der Lebenshaltung 
im Frieden darstellt. 

Es ist nun die Entwicklung der Gehälter nach dem Februar 1921 
offenbar stark in Fluß gekommen und mit einem neuen Beförderungs- 
schema verbunden worden, das im ganzen das Prinzip der deutschen 
Besoldungsgruppen in Oesterreich (an Stelle der Rangsklassen) ein- 
führen will). Damit haben sich die Beamten nach anfänglichem 
Widerstreben offenbar abgefunden. Ueber die Gehaltsbewegungen der 
letzten Wochen und ihre Erfolge liegen noch keine Berichte vor. 

Die angegebenen Daten zeigen®®), daß die soziale Aktion nunmehr 
zur entscheidenden Komponente des wirtschaftspolitischen Geschehens 
überhaupt geworden ist. Es handelt sich darum, ob mit den Mitteln 
der gewerkschaftlichen Lohnpolitik und der paritätischen Lohnkom- 
missionen für die Beamten nur einigermaßen eine Anpassung der Le- 
benshaltung an die steigenden Preise erzielt werden kann. Das ist für 
die Volkswirtschaft eine schlechthin entscheidende Frage. Aber auch 
wenn sie bejaht wird, kann es sich nur um ein Uebergangssta- 
dium handeln. Es muß ein Weg gesucht werden, auf welchem eine 
Deckung zwischen Produktion und Verbrauch doch irgendwie erzielt 
wird. Heute erfolgt diese Deckung um den Preis der Vatutaentwer- 
tung und durch den damit verbundenen Ausverkauf. Aber dieser Aus- 
verkauf muß an irgendeinem Punkte sein Ende finden. Wenn es bis 
dahin nicht gelingt, die volkswirtschaftliche Bilanz herzustellen, ist der 
Wirtschaftskörper verloren, und das heißt, daß in ihm entweder durch 
die brutalsten Mittel des ausländischen Gläubigers entweder doch das 
- Gleichgewicht hergestellt wird, oder daß die Volkswirtschaft der Des- 
organisation anheimfällt trotz aller Rentabilität der Privatwirtschaften. 
Die sozialistische Partei, wiewohl in Opposition zur Regierung hat 
in letzter Zeit diese Situation erkannt und ist mit einem eigenen 
Finanzprogramm auf den Plan getreten, das eine Sanierung der 
Volkswirtschaft bringen soll. In demselben ist vor allem die stär- 
kere Heranziehung der Landwirtschaft und die Erfassung der Ver- 
mögenswerte als Maßnahme zur Steigerung und Stabilisierung des 
Wechselkurses genannt. Ob diese Mittel ausreichen, ob sie in voller 
Schärfe heute überhaupt anwendbar sind, ist fraglich. Aber es sind 
die einzigen Mittel, welche es heute nochgibt. Hingegen zeigt die Diskus- 
sion der wirtschaftlichen Frage in den Zeitschriften der Interessenorgani- 
sationen, welche den bürgerlichen Parteien nahestehen, keinen Ausweg. 
Sie ist überwiegend von parteipolitischen Gesichtspunkten beherrscht 
und ohne jede Folgerichtigkeit. Soweit wir in den Blättern der Unter- 
nehmer wirtschaftspolitische Vorschläge finden, so fordern sie im we- 
sentlichen Drosselung der Löhne, die man ja nur durch Einschränkung 
des Koalitionsrechtes erreichen könnte, während sie gleichzeitig der 
freien Preisbildung für die Produkte das Wort reden. Sie betonen 
wiederholt, daß für Ocsterreich ein Export nur auf Grund niedriger 








58) Beamtenzeitung 15. IV. 1921. 
36) Vgl. in Ergänzung des oben gesagten auch noch die Daten z. B. im Schrh- 
macher-Fachblatt, 28. X. 1921. 
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Löhne möglich wäre, und liefern damit der ausländischen Konkurrenz 
Argumente 7), 

Die Wirtschaftspolitik der auf christlich-sozialem Boden stehenden 
Gewerkschaften zeigt noch weniger Einsicht in die volkswirtschaftlichen 
Zusammenhänge. Da wird z. B. ausführlich auseinandergesetzt, daß 
die hohe Grundrente (und zwar städtische Gründrente!) die Ursache 
des sozialen Unglücks wäre, daß wir əzu viel in die Wohnung hinein- 
stecken. — »Zu Zeiten Schillers habe man bloß 5% für die Woh- 
nung ausgegeben, heute aber 30° des Einkommens« — als ob es 
keine Geldentwertung und keinen Mieterschutz gäbe®®)! Im übrigen 
wird, bald nach dem Zusammenbruch, die sozialistische Regierung für 
alle Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse verantwortlich 
gemacht??), und mit deutlichem Wink an das Ausland werden die 
»widerspenstige Volkswehr, die Arbeiterräte« als Grund dafür an- 
geführt, daß »das kapitalistische Ausland diesem Staate bloß Mitleid, 
aber nicht werktätige Hilfeleistungen entgegenbringe«. Späterhin, als 
die Sozialisten die Regierung verließen, und alles auf die Kredithilfe 
des Auslands gestellt wurde%), welche doch bisher nicht in nennens- 
wertem Umfange erreicht werden konnte, ist dieses Argument ver- 
gessen und es sind jeweils »technische« Gründe und Verlegenheitswen- 
dungen, welche über den Ernst der Lage hinweghelfen sollen“). Ir- 
gend ein prinzipieller Gedanke taucht nicht auf, im Gegenteil, die Ar- 
gumentationen widersprechen einander, indem bald freier Handel, und 
demgemäß implicite Angleichung der Preise an den Weltmarkt gefor- 
dert, und bald doch wieder davor zurückgeschreckt wird, diesen Weg 
zu gehen“). Dieser Mangel an Direktive ist nicht nur der unzurei- 
chenden Beherrschung des ökonomischen Problems zuzuschreiben, son- 


— 





31) Die Industrie, 30. IV. und 28. V. 1921. 

38) Christlich-soziale Arbeiterzeitung 29. XI. 1919. 

3) Ebenda 6. XII. 1919. Es wird z. B. betont, daß die Ausgaben für den 
alten Militarismus im kaiserlichen Oesterreich per Kopf nur 17 K. betragen hätten, 
jetzt aber koste das »rote Heere per Kopf 37 K. Diese Ziffern werden ohne 
weiteres miteinander in Vergleich gesetzt ! 

40) Daß dies der einzige Inhalt der christlich-sozialen Politik war und noch ist, 
bestätigt eine grundsätzliche Auseinandersetzung in der christlich-sozialen Arbeiter- 
zeitung, 5. XI. 1921. Dort auch heftige Angriffe auf die Lohnpolitik der Gewerk- 
schaften. Die hohen Löhne seien »die größte Lüge des Jahrhunderts«e, usw. Dies 
nach den letzten Teuerungswellen und trotzdem die österreichischen Löhne, vom Ge- 
sichtspunkt der Weltmarktvaluta aus betrachtet, ständig sinken. 

41) Christlich-soziale Arbeiterzeitung 5. II. 1921: Die Kredite seien nur deshalb 
nicht eingetroffen, weil der amerikanische Kongreß noch keine Gelegenheit hatte 
dazu Stellung zu nehmen und zur Zeit der größten Valutaentwertung heißt es eben- 
dortselbst (16. VII. 1921.) »Die Lohnpolitik sei nicht das Um und Auf, sondern nur 
ein Korrektivmittel. Das wesentliche sei: allgemeine Wirtschaftspolitik, in einer 
Weise, daß sich daraus die Sicherung der Lebensmöglichkeiten für alle ergebe, welche 
ehrliche Arbeit leisten. Dieser Weg sei schwieriger und verbürge keine momentanen 
Erfolge, aber der einzige zum Ziel führende und Erfolg verbürgende Weg und wird 
daher von der christlich sozialen Partei begangen.«e Das soll vielleicht »das Ver- 
trauen des Auslands wecken ?« 

*2) Ebenda 24. IV. 1920. 
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dern auch der Tatsache, daß diese Parteien die Interessen der Unter- 
nehmer vertreten müssen, welche für die hemmungslose Entwicklung 
der Preise eintreten und zugleich die Arbeiter doch nicht ganz schutzlos 
der freien Preisbildung ausliefern können. Zu irgendeiner klaren Stel- 
lungnahme kann infolgedessen die Wirtschaftspolitik der »bürgerlichen e 
Parteien nicht gelangen. 


Inzwischen schreitet aber die Geldentwertung weiter fort. Wenn 
jetzt (Ende Oktober) ein Taglohn von 700 K. bezahlt wird, so bedeutet 
das ein Monatseinkommen von 20000 K. (Anfang November betrug 
der Monatslohn schon mehr als 40000 K.) So grotesk diese Summen 
klingen, so stellen sie auf Weltmarktvaluta umgerechnet, doch cin sehr 
mäßiges Einkommen dar, nämlich ca. ı Fr. 40 täglich. Damit ist — 
was ja für die Konkurrenz auf dem Weltmarkt das Entscheidende — 
der Lohn auf das Niveau herabgesunken, welches vor ca. 30 Jahren 
für ungelernte Frauenarbeit in den entlegenen Wirtschaftsgebieten 
Oesterreichs üblich war. Bei weiterer Valutaentwertung dürfte der Lohn, 
in Weltmarktvaluta ausgedrückt, noch weiter sinken. Denn es liegt in 
der Natur dieser. Wertebewegung, daß mit forschreitender Entwicklung 
der Multiplikationsfaktor progressiv steigt: die Entwicklung um 50°o 
bedingt eben eine Verdoppelung, die Entwicklung um 90°/o hingegen 
eine Verzehnfachung der Preise, wenn sich die Entwicklung voll aus- 
wirkt, was auf die Dauer in sehr erheblichem Umfang geschehen muß. 
Wenn die Währung weiter sich yon 10 auf 1%/o ihres früheren Wertes 
reduziert, so bedeutet das eine Verhundertfachung usw. Bei niedrigem 
Werte bringen also sehr kleine Veränderungen des Kurses sehr heftige 
Preisrevolutionen mit sich. Diese lösen fortgesetzt Veränderungen 
aller Preise aus, und es ist tatsächlich so, daß infolgedessen das 
Sozialproduktimmer wieder neu verteilt wird. Es wird in Oesterreich 
jede Woche, im Grunde jeden Tag anders verteilt und die Energie 
aller gesellschaftlichen Gruppen richtet sich darauf, ihre Anteile zu 
erhalten oder sogar zu steigern. Dieser fieberhafte Anpassungsprozeß 
ist also im Grunde eine fortgesetzte soziale Krise, welche aber mit den 
Mitteln der eigenen Volkswirtschaft in keiner Weise bewältigt werden 
kann. Solange das volkswirtschaftliche Defizit nicht beseitigt ist, und 
gleichzeitig das Ausland, die Besitzer von Kronen nicht mehr das 
Vertrauen einer entscheidenden Kursbesserung haben, sind keinerlei 
volkswirtschaftliche Kräfte mehr vorhanden, welche den Kurs steigern 
oder auch nur stabilisierend wirken könnten.< Es gibt, wenn die Deroute 
der Währung einmal diesen Grad erreicht hat, kaum mehr ein Mittel 
innerhalb der eigenen Wirtschaftspolitik, welches zu einer Sanierung 
führen könnte.“ Dann ist aber die fortgesetzte Senkung unentrionbar, 
und die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, daß ein Punkt erreicht wird, 
in welchem die Zahlungsmittel, die innerhalb des Landes kursieren, 
in größeren Beträgen auf fremden Märkten nicht verkauft werden 
können. Diese Möglichkeit ist schon oben angedeutet, und es erübrigt 
hier nur noch zu erwägen, welche Konsequenzen daraus für die soziale 
Aktion fließen, wie diese soziale Katastrophe von seiten der sozialen 
Organisationen her bewältigt werden kann. 


x 
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Wenn das volkswirtschaftliche Defizit weder durch die Abstoßung von 
Zahlungsmitteln, noch durch Kredite überbrückt werden kann, und 
auch der Punkt erreicht ist, an welchem die Zahlungsmittel des Lan- 
des keinen Kurs mehr zu erzielen vermögen, muß sich der Verkehr 
mit dem Auslande auf einem Kompensationswege vollziehen, wobei als 
Kompensation nicht nur Warenexporte, sondern auch Hingabe von 
Kapitalgütern, z. B. Aktien, Häuser, Grundstücke in landwirtschaftlicher 
Kultur, in Betracht kommen. Dieser Export von Kapitalgütern voll- 
zieht sich allerdings auch schon heute. Nur mit dem Unterschiede, 
daß er heute automatisch erfolgt, als Konsequenz der Geldentwertung 
und des Umstandes, dafi die Kaufkraft der inländischen Währung: 
im Inlande größer als im Auslande ist, so daß der Ausländer vorteil- 
haft mit ausländischer Valuta im Inlande Kapitalgüter zu erwerben 
vermag. Es bildet dann die Abstoßung von Kapitalgütern ins Aus- 
land in diesem Rahmen einen »normalen« Fall, wie das Defizit gedeckt 
wird, und es entspricht auch in der Tat einem Mehrimport an 
Waren ein solcher Kapitalexport. Wenn aber die Zahlungsmittel des 
Inlandes normalerweise keinen Kurs erzielen, oder wenn der Kurs so 
schwankend und so niedrig ist, daß auf dem Wege dcs Verkaufs von 
Zahlungsmitteln die für die Importe erforderlichen Devisen nicht be- 
schafft werden können, so würde ‘zwar auch dann noch der Kapital- 
export andauern, aber nicht mehr automatisch, wie heute wenig- 
stens zum Teil, zur Finanzierung der Importe dienen, weil ja dann 
eben voraussetzungsgemäß die fremde Devise nicht mehr in einem 
Zusammenhang mit dem Zirkulationsprozeß des inländischen Zahlungs- 
mittels stünde. In diese Lage müssen also die sonst automatisch sich 
iindenden Gegensatzpaare des internationalen Marktes zusammengefügt 
werden — etwa so wie in Sowjetrußland gegenwärtig auch nur Han- 
delsverkehr zentral und compensando möglich ist. Daraus ergibt sich 
aber dann die Notwendigkeit, in Export und Import regelnd einzu- 
greifen, die für die Finanzierung der Importe notwendigen Mittel 
durch Export zu beschaffen und für die Zahlung der Gegenimporte 
sicherzustellen®). Das ist ohne weitestgehende Einflußnahme auf 
Mengen und Wert namentlich der Importe nicht möglich, während 
für Exporte cher freier Spielraum gelassen werden könnte. Eine solche 
Becinflussung wäre in verschiedenen Formen denkbar, entweder als 
autonome Organisation der Interessenten, oder durch cine Auslands- 
notenbank oder durch staatliche Aktion. Wie immer man die Aktion 
auch denkt, immer wird sie Verwandtschaft mit der Kriegswirtschaft 
zeigen, die aber unvermeidbar ist, von einem Punkte ab, wo durch die 
Valutakatastrophe praktisch eine Ausschaltung der Volkswirtschaft aus 
dem Ganzen der Weltwirtschaft erfolgt ist. Es ist dann nicht mehr 
das Problem, ob eine solche Regelung gegenüber freiem; Handel 
vorteilhaft ist — da dieser eben nicht mehr möglich, und die Lebens- 

48) In dieser Lage muß auch Bezahlung in Auslandsvaluta unbedingt gefordert 
werden, weil sonst die Bezahlung der Exporte aus Oesterreich mit billigst erwor- 
benen österreichischen Noten bewerkstelligt werden könnte, während umgekehrt Im- 
porte stets mit ausländischen Devisen bezahlt werden müßten, da ja die öster- 
reichische Devise als Zahlungsmittel nicht mehr möglich wäre. 
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notwendigkeiten nicht mehr zu sichern vermag. Es steht dann auch 
nicht mehr zur Diskussion, obdies eine sozialistische oder kapitalistische 
Maßnahme ist — es ist die notdürftige Organisation eines aus dem 
Weltverkehrsmechanismus ausgeschalteten Wirtschaftskörpers. Freilich, 
eine solche Organisation des Außenhandels hat auch gewisse Konse- 
quenzen für die innere Produktion und es mag dann eine Konstruk- 
tion notwendig werden, welche als Planwirtschaft vielfach mit bestem 
Recht bekämpft wurde. Sowenig die Planwirtschaft eine ideale Form 
der Produktionsverfassung darstellt, sowenig ist sie vielleicht für einen 
Notzustand zu umgehen, bis sich das Gleichgewicht der Produktion 
mit dem Verbrauch wiederhergestellt hat, und bis sich dann freiere 
Formen der Wirtschaftsführung, seien es privatkapitalistische oder 
sozialistische ausgebildet haben. Diese Entwicklung ist vermutlich eine 
zwangsläufige, aber es wird viel davon abhängen, ob rechtzeitig erkannt 
wird, von wann an die Volkswirtschaft in diese Bahn einlenken muß. 
Nur dann wird, und zwar auch nur, wenn die sozialen Organisationen 
aller Klassen sich zu Trägern dieser Ordnung machen, diese Krise 
ohne die verheerendste Katastrophe von dem Wirtschaftskörper über- 
wunden werden können **'. 


44) Die Versuche der Regierung, des Problems Herr zu werden, sind — wie die 
überzeugenden Ausführungen Stolpers im österreichischen Volkswirt zeigen (zu- 
leızt 12. XI, 1921) — völlig unzureichend. Der Abbau der Lebensmittelzuschüsse 
kann — wie auch aus dem sehr optimistisch aufgestellten Budget hervorgeht — die 
Notenpresse nicht stillegen. Auch sind in einer Demokratie heroische Mittel, welche 
nur gegen eine Klasse wirken, undurchführbar. Trotzdem die Unternehmer zu- 
nächst die Lebensmittelzuschüsse auf sich nehmen, d. h. den Arbeitern soviel mehr 
bezahlen wollen, als die Brotverteuerung betragen wird so ist damit doch der volks- 
wirtschaftliche Prozeß, welcher durch Erhöhung der Brotpreise eingeleitet wird, nicht 
abgewickelt, weil ja auch die andern Preise sich erhöhen werden — es müßte 
denn sein, daß die Unternehmer die Brotpreiserhöhung durch Kürzung ihres Gewinnes 
bestreiten wollen. Dazu aber haben sie sich nicht verpflichtet. Endlich schließt die 
Brotpreiserhöhung schwerwiegende soziale Probleme in sich, so z. B. weitgehendere 
Erhöhung des Krankengeldes, der Arbeitslosenunterstützung, der Invaliden- und 
Altersrenten, weitere Ausgestaltung des Lohnes zum Soziallohn (Kinderzuschläge) 
usw. All diese Fragen sind bisher, wie verlautet ( Arbeiterzeitung 18. XI. 1921), nicht 
durchgearbeitet, ihre Lösung nicht vorbereitet, so daß man der weiteren Entwicklung 
mit Besorgnis entgegensehen muß, da die Sanierungsaktion neue Gefahren in sich zu 
bergen scheint. 


Die Organisation der Arbeitslosenfürsorge 
in Oesterreich. 


Von 


KARL FORCHHEIMER. 


Es war gewiß eine fruchtbare Idee, den Gedanken der 
Schadensversicherung zu verwerten, um die Folgen zu mildern, 
welche Unfall, Krankheit, Alter, Invalidität, Arbeitslosigkeit für 
den Arbeiter mit sich bringen. Bedeutete es auch seinerzeit eine 
bewußte Abkehr vom Liberalismus, wenn dies in der Form 
zwingenden Rechtes als »Zwangsversicherung« geschah, so wur- 
zelte die Art der Organisation doch vollkommen in liberal- 
kapitalistischer Auffassung; es entstanden Versicherungsinstitute, 
die gegenüber dem Versicherten auf dem Grundsatz von Leistung 
und Gegenleistung fußten. Es ist bezeichnend für die Wandlung 
der Anschauungen, wenn heute mehr und mehr Stimmen laut 
werden, die diese Maßnahmen gar nicht mehr als Formen der 
Versicherung gelten lassen wollen. Man kommt dem Gedanken 
näher, in der Sozialversicherung eine Art Selbstverwaltung zu er- 
blicken. Inder Tat spricht manches dafür, sie nicht als individuelle 
Versicherung anzusehen, — bei welcher der Unterschied gegen- 
über anderen Schadensversicherungen nur darin läge, daß der 
Versicherungsvertrag nicht frei, sondern kraft Gesetzes abge- 
schlossen wird, — vielmehr darin eine obligatorische Fürsorge 
zu erkennen, deren Lasten ganz oder zum Teil von den Be- 
teiligten aufgebracht werden. Die Anstalten, Kassen u. dgl. 
sind dann nicht als Versicherungsinstitute, sondern als Zwangs- 
organisationen anzusehen, die man am besten unter der Form der 
Selbstverwaltung begreift. 

Es läßt sich unschwer erkennen, daß diese Art der Selbst-. 


verwaltung tatsächlich bereits zum Teil an die Stelle der bis- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 3. 46 


708 KarlForchheimer, 


herigen lokalen Selbstverwaltung getreten ist. Wenn zur Unfalls-, 
Krankheits-, Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversiche- 
rung noch die Arbeitslosenversicherung kommt, dann ist eine 
der Hauptaufgaben der Gemeindeverwaltung, die Armenfürsorge, 
hinsichtlich der Arbeiterschaft auf die Schultern einer anderen 
Verwaltung gelastet. Für die Stellung des einzelnen ın dieser 
umfassenden Organisation ist aber nicht mehr seine Heimats- 
zugehörigkeit und sein Wohnsitz, sondern seine Zugehörigkeit 
zu einem Berufe und seine Beschäftigung in einem bestimmten 
Betriebe maßgebend. Zweifellos entspricht dies viel besser den 
Lebensverhältnissen des Proletariers und der heutigen Zusammen- 
setzung unserer Städte. Auch vom Standpunkte der Verwaltung 
ist der Betrieb zur Kennzeichnung des einzelnen Arbeiters 
besser zu verwerten, als die Wohnung, die namentlich der Ledige 
in normalen Zeiten auf das leichteste wechseln kann; vollends 
die Heimatsgemeinde ist für den Proletarier meistens ein bloßer 
Schatten geworden, dessen Namen er sich gedankenlos einprägt, 
um den Formalitäten amtlicher Personenbeschreibung standhal- 
ten zu können. 

Die wichtigste praktische Konsequenz einer solchen Auf- 
fassung wäre, daß die Sonderinteressen der einzelnen »Anstalten 
der Sozialversicherung« zurücktreten; in den Vordergrund rückt 
dafür eine zweckmäßige Gliederung der sozialen Verwaltung. 
Neben Heilfürsorge, Unfallverhütung, Wohnungsfürsorge, Ar- 
beitsvermittlung und Unterstützungswesen treten als unentbehr- 
liche formale Zweige der Verwaltung die Personenevidenz, das 
Kassen- und Verrechnungswesen u. dgl. Wichtige Organisations- 
probleme entstehen aus der Frage, ob und wie weit diese Selbst- 
verwaltung nach Berufen oder nach räumlichen Verwaltungs- 
gebieten zu sondern ist. Denn die Autonomie beginnt sich wohl 
erst dann zu entfalten, wenn die verantwortlichen Organe sich 
bewußt werden, daß die Inanspruchnahme der von ihnen ver- 
walteten Mittel ihre nächsten Auftraggeber unmittelbar belastet. 

Wenn in dem besonderen Zusammenhange diese in der Luft 
liegenden Gedankengänge etwas ausführlicher skizziert werden, 
so sollen damit die Ideen aufgezeigt werden, aus denen die »Ar- 
beitslosenversicherung« in Oesterreich gestaltet wurde. Mehr 
als bei den anderen Zweigen der Sozialversicherung tritt bei der 
Arbeitslosenversicherung zutage, daß auf sie die Formen der 
Schadensversicherung nicht recht anwendbar sind. Dies liegt 
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an der Eigenart des einzelnen »Schadensfalles«, der in weit- 
gehendem Maße vom Willen des Betroffenen abhängt, an der 
Unberechenbarkeit der Risken, die im äußersten Falle doch auf 
öffentliche Mittel übernommen werden müssen, vielleicht auch 
an der großen Bedeutung der Arbeitslosenfürsorge für andere 
wirtschaftlich und politisch heikle Fragen. 

Aeußerlich freilich ist das Gesetz vom 24. März 1920, StGB]. 
Nr. 153, als »Gesetz über die Arbeitslosenversicherung« bezeichnet. 
Diese Bezeichnung wurde aber erst von dem parlamentarischen 
Ausschusse für soziale Verwaltung entgegen der Regierungs- 
vorlage gewählt. Sie ist gewiß gegenüber dem Ausdruck: »Ar- 
beitslosenunterstützung« aus massenpsychologischen Gründen 
vorzuziehen; die Aeußerlichkeit dieser Bezeichnung ergibt sich 
aber daraus, daß das Wort »Arbeitslosenversicherung« in dem 
vom Ausschusse in einigen Punkten abgeänderten Gesetz sonst 
überhaupt nicht vorkommt, ebensowenig wie irgendein Fach- 
ausdruck der Versicherung, — es sei denn, daß man die Beiträge 
lediglich für eine Institution der Versicherung hält !). Nach dem 
Gesetze gibt es keine eigene Anstalt, keine Kassen, keinen Fonds 
als Träger der Versicherung (der allgemeine Arbeitslosenfonds 
ist lediglich ein Reservefonds der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
für die Beitragsleistung und durchaus nicht Träger der Ver- 
sicherung) ; die Aufgabe der Arbeitslosenunterstützung fällt viel- 
mehr der öffentlichen Verwaltung zu, deren Organe in verschie- 
dener Weise mitwirken. 

Der Motivenbericht zur Regierungsvorlage (Nr. 680 der 
Beilagen; konstituierende Nationalversammlung) lehnt es noch 
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1) Bernhard, Die gesetzlithe Regelung der Arbeitslosenversicherung im 
Ausland (Beilage zum Reichsarbeitsblatt Nr. ıı, Jahrgang I N. F.), halt 
Beiträge von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern für das bezeichnende Merkmal 
der Arbeitslosenversicherung gegenüber einer sreinen Erwerbslosenfürsorgee«, 
ohne allerdings die Streitfrage anschneiden zu wollen, ob die Arbeiterver 
sicherung eine echte Versicherung oder nur eine gesetzlich geregelte Arbeiter- 
versorgung ist. Ich kann ihm darin nicht folgen, da Beiträge auch unter 
dieser Bezeichnung vielfach als Zweckabgaben eingehoben werden, chne daß 
ihr Charakter als öffentliche Abgabe ernstlich bezweifelt werden kann. Aus 
seiner interessanten Zusammenstellung geht hervor, daß die gesetzliche 
Arbeitslosenversicherung in den verschiedenen Staaten zahlreiche Abstufungen 
zwischen einem Zweig der öffentlichen Verwaltung und einer Form der Ver- 
sicherung zeigt, wobei sich das österreichische Gesetz wohl am weitesten 
dem ersteren Typus annähbert. Beınhard sagt von den Industriellen Bezirks- 
kommissionen, den leitenden Behörden der Arbeitslosenversicherung in Oester- 
reich, daß sie »eine Art wirtschaftlicher Selbstverwaltungskörper« darstellen 
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entschieden ab, die Arbeitslosenunterstützung in der Form der 
Sozialversicherung zu regeln. Er betrachtet vielmehr die gesetz- 
liche Regelung nur als Fortsetzung der staatlichen Arbeitslosen- 
unterstützung, die bei der Demobilisierung durch Regierungs- 
verordnungen eingeführt wurde ?). Grundsätzlich richtet sich 
der Anspruch auf Unterstützung auch nach dem neuen Gesetze 
unmittelbar gegen den Staat. Das Gesetz soll dem Staate aber 
die erforderlichen Handhaben geben, um die Beteiligten zur 
Tragung der Lasten heranzuziehen. 

Diese finanzielle Konstruktion widerspricht bereits — wie 
der Motivenbericht feststellt — dem Wesen der Versicherung. 
In einer kurzen aber scharfen Bemerkung über die Unterstützung 
der Ausländer wird ferner im Motivenbericht zur Regierungs- 
vorlage erklärt, daß sich die Kreise, welche Beiträge leisten, 
durchaus nicht mit jenen decken müssen, welche unterstützungs- 
berechtigt sind, eine Auffassung, die gleichfalls mit dem Wesen 
der Versicherung unvereinbar scheint; diese Auffassung wurde 
allerdings vom Ausschusse nicht geteilt, so daß deren Konse- 
quenzen in der endgültigen Fassung des Gesetzes zum größten 
Teile ausgeschieden sind. Am deutlichsten unterscheiden sich 
endlich die Bestimmungen des österreichischen Gesetzes von 
den Formen der Sozialversicherung durch die Organisation der 
Verwaltung. | 

Das Gesetz steht nun ıl, Jahre in Wirksamkeit und hat 
sich im ganzen bewährt. Freilich sind die Schwierigkeiten keine 
allzu großen gewesen, da die Zahl der Arbeitslosen in diesem 
Zeitraume nicht übermäßig war, ein Umstand, der allerdings zum 
Teil auch auf eine staatliche Maßnahme der Arbeitslosenfürsorge 
(Verordnungen über die Erhaltung des Arbeiterstandes in ge- 
werblichen Betrieben) zurückzuführen ist. Im folgenden soll 
nun insbesondere untersucht werden, wie sich das Gesetz in 
jenen Punkten eingelebt hat, die von den Grundsätzen der Ver- 
sicherung abweichen; diese Darstellung wird nach den drei an- 
gedeuteten Richtungen — finanzielle Konstruktion, Personen- 
kreis, Organisation — gegliedert werden. 

Die finanzielle Konstruktion besteht darin, 
daß die gesamten Lasten vorschußweise vom Staate getragen 


3) Siehe darüber: Palla, Ein Jahr Arbeitslosenfürsorge in Oesterreich, 
Amtliche Nachrichten des deutschösterreichischen Staatsamtes für soziale 
Verwaltung, Jahrgang 1919, Nr. 21/22. 
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werden; zwei Drittel des Aufwandes einschließlich der Verwal- 
tungskosten werden nachträglich im folgenden Jahre durch ein 
Umlageverfahren von Arbeitgebern und Arbeitnehmern herein- 
gebracht. Die Umlagen (Beiträge) werden von den Trägern der 
Krankenversicherung (Krankenkassen), für die Angestellten in 
einigen Ausnahmsfällen (wo keine Krankenversicherungspflicht 
besteht, so z. B. bei landwirtschaftlichen Beamten, gewissen 
öffentlichen Angestellten) durch die Träger der Pensionsversiche- 
rung eingehoben und belasten je zur Hälfte den Arbeitgeber und 
den Arbeitnehmer. Daß das Risiko zunächst den Staat trifft, 
bildet bei der Unmöglichkeit, die Arbeitslosigkeit vorauszu- 
berechnen, einen entschiedenen Vorteil des Gesetzes. Wie kom- 
plizierte Bestimmungen muß das englische Gesetz für den Fall 
treffen, daß der Arbeitslosenfonds nicht ausreicht! Gerade in 
Zeiten großer Arbeitslosigkeit müssen in England die Versiche- 
rungsleistungen herabgesetzt werden. Bereits bei der Arbeits- 
losigkeit der allerletzten Zeit dürften dort sehr große Schwierig- 
keiten entstanden sein, vermutlich müssen doch staatliche Mittel 
herangezogen werden. 

Nachdem in Oesterreich die Regelung für das ganze Staats- 
gebiet erfolgt, wird nicht berücksichtigt, daß die Arbeitslosigkeit 
ın verschiedenen Gegenden einen sehr verschiedenen Aufwand 
erfordert. Der bei weitem größte Teil der Kosten (Unterstützungs- 
aufwand und Verwaltungskosten) wird in \Vien verausgabt, 
erst in zweiter Linie kommen andere Industriegebiete; aus ein- 
zelnen Bundesländern fließen hingegen regelmäßig namhafte 
Beiträge ein, während dort der Aufwand schr gering ist. Zu 
diesen gehört derzeit auch ein Land mit entwickelter Industrie, 
dessen Vertreter diesen Umstand rügen; es ergeben sich Ten- 
denzen, die »Ueberschüssc« für örtliche Zwecke in Anspruch zu 
nchmen. Man kann dieser- Auffassung entgegenhalten, daß zu 
anderen Zeiten gerade die dortige Industrie die allgemeinen 
Mittel verhältnismäßig viel stärker belasten kann; es ist allerdings 
auch sehr fraglich, ob selbst im zeitlichen Durchschnitte wirklich 
alle Länder auf ihre Rechnung kämen. Viel stichhaltiger scheint 
mir der Einwand zu sein, daß ein großer Teil der Personen, für 
die in jenen Gegenden Beiträge entrichtet werden, später gerade 
in Wien oder in anderen Industriezentren arbeitslos wird, denen 
die Arbeiterschaft zuströmt und in denen daher die meiste 
Arbeitslosigkeit besteht. und dort die Unterstützung erhält. 
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Eine örtliche Gliederung der Kostendeckung und in weiterer 
Folge der Selbstverwaltung scheint bei der Arbeitslosenfürsorge 
nicht am Platze. Man erinnere sich an die Komplikationen und 
die außerordentliche Vielschreiberei, die das an die Heimats- 
gemeinde geknüpfte Armenunterstützungswesen mit sıch bringt! 

Eine Abstufung der Beiträge und damit gewissermaßen eine 
Sonderung der Risken läßt das Gesetz im gewissen Grade nach 
Erwerbszweigen (Tarif der Arbeitslosigkeitsklassen) zu ?). Tat- 
sächlich sind bisher bei den Abstufungen nur zwei Umstände 
berücksichtigt worden: Einerseits wurde für die Saisongewerbe 
eine höhere Beitragsklasse aufgestellt, andererseits wurde eine 
niedere Beitragsleistung von jenen Berufen (meist Angestellten) 
gefordert, die in der Regel nicht kündbar sind, alle anderen 
gehören in eine Mittelklasse. Die einzige Ausnahme bildet das 
Handelsgewerbe, welches infolge außerordentlichen Stellenmangel 
in die höchste Klasse gereiht wurde. Ob es im Rahmen dieser 
Bestimmung — die im übrigen eine der wenigen ist, die an Ein- 
richtungen der Versicherung (Gefahrenklassen) erinnert — je- 
mals möglich sein wird, den Atfwand für die einzelnen Berufs- 
gruppen tatsächlich nur auf deren Angehörigen aufzuteilen, ist 
sehr fraglich. Der ursprüngliche Plan, selbständige Sonder- 
einrichtungen für einzelne Berufe zuzulassen -— ein Gedanke, der 
ım englischen Gesetz sehr ausgeprägt ist —, ist schon bei den 
Regierungsberatungen gefallen; diese Sondereinrichtungen hätten 
nicht nur Berufen mit besonders günstigen Verhältnissen des 
Arbeitsmarktes dienen, sondern auch die beste Regelung für 
Berufe finden können, in.denen — wie z. B. in den Saison- 
gewerben — die Arbeitslosigkeit besondere Formen annimmt. 
Im Grunde genommen würde das erstere freilich dem Geiste des 
Gesetzes widersprechen ?). Dies bedeutet aber kaum das letzte 


— —eu 


3) Die bezügliche Bestimmung ($ 25 Abs. 2) ist nicht von unbedingter 
Klarheit, da sie einmal ven »Gruppen ven Arbeitern und Angestellten«, einmal 
von »Erwerbszweigen« spricht. 

t) Der Motivenbericht sagt in der Einleitung (S. 16): »Der Ausgleich der 
Risken der Arbeitslosigkeit ist daher zweckmäßigerweise nicht auf die ein- 
zelnen Erwerbszweige zu beschränken, sondern derart zu gestalten, daß die 
von der schwankenden Kenjunktur begünstigten Zweige zur Tragung jener 
Lasten herangezogen werden, welche die von der Ungunst der Verhältnisse 
so schwer betroffenen für sich allein kaum zu decken imstande wären.e In 
dem Abschnitt über die Tragung der Kosten und insbesondere über den »Tarif 
der Arbeitslosigkeitsklassene (S. 21) wird ausgeführt, »daß die Lasten krisen- 
hafter Arbeitslosigkeit ven der Gesamtheit aller Gewerbe zu übernehmen 
sind — gleichviel welchen Zweig die Krise ergreift; daß aber die regelmäßige, 
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\Wort über die Frage, ob eine berufliche Gliederung der 
Selbstverwaltung bei der Arbeitslosenfürsorge erwünscht ist 

Die Beiträge sind gemäß $ 25 Abs. ı des Gesetzes nach 
Prozenten des Lohnes (Arbeitsverdienstes im Sinne des 
Krankenversicherungsgesetzes) zu bemessen. Den Durchführungs- 
verordnungen ist eine wesentliche Vereinfachung gelungen, indem 
die Beiträge in Prozenten des Beitrages zur Kranken- 
versicherung zu berechnen sind. Die einhebende Kranken- 
kasse muß also gar nicht auf den einzelnen Arbeiter oder Ange- 
stellten zurückgehen, sondern muß nur von der Summe der Bei- 
träge zur Krankenversicherung, die dem Arbeitgeber für alle 
seine Arbeiter und Angestellten vorgeschrieben wird, jeweils 
den vorgeschriebenen Prozentsatz berechnen. Es bedarf also 
nur einer einzigen einfachen Rechenoperation für jedes Unter- 
nehmen. Entspricht dies nicht ganz dem Wortlaut des Ge- 
setzes, so entspricht es doch vollkommen dessen Sinn, da der 
Beitrag zur Krankenversicherung eine Funktion des Arbeits- 
verdienstes darstellt. 

Der Personenkreis, welcher zur Teilnahme heran- 
gezogen wird, muß anders abgegrenzt werden, wenn es sich um 
eine Versicherung handeln soll, als wenn man in der Arbeitslosen- 
unterstützung nur einen Zweig der öffentlichen Arbeiterfürsorge 
erblickt. Im Falle der Versicherung muß sich juristisch der Kreis 
der Beitragspflichtigen mit jenem der für den Fall der Arbeits- 
losigkeit Unterstützungsberechtigten ausnahmslos decken; es 
sind ferner nur jene Kreise in die Versicherung einzubeziehen, 
bei denen die Gefahr der Arbeitslosigkeit so bedeutend ist, daß 
sie eine besondere Vorsorge erfordert. Bei einem Zweige der 
Arbeitslosenfürsorge hingegen müssen die Kreise sich nicht 
decken und nicht so ängstlich abgegrenzt werden; insbesondere 
können bei der Geringfügigkeit des Beitrages auch solche Arbeiter 
und Angestellte hiezu verhalten werden, die ihrerseits nach ihrer 
Berufsstellung von der Gefahr der Arbeitslosigkeit kaum bedroht 
sind, aber um so mehr für ihre in dieser Beziehung ungünstiger 
gestellten Genossen eintreten sollen. 

Die Stellung des österreichischen Gesetzes ist keine voll- 
kommen klare, erstens weil aus technischen Gründen eine 


mit dem Saisoncharakter eines Gewerbes zusammenhängende Arbeitslosigkeit 
in ihren finanziellen Folgen diesem Gewerbe anzulasten ist, weil die Erhaltung 
der Arbeiter während der verdienstlosen Zeit hier einen Teil der Gestehungs- 
kosten der Produktion zu bilden hat.« 
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Anlehnung an die Merkmale bestehender Sozialversicherungen 
erfolgt, zweitens weil die Vorlage im Ausschuß eine nicht ganz 
konsequente Aenderung erfahren hat. 

Die Regierungsvorlage, die die Arbeitslosenunterstützung 
durchaus nicht als Versicherung betrachtete, vertrat entschieden 
den Standpunkt, daß sich grundsätzlich der Kreis der Beitrags- 
pflichtigen mit jenem der Unterstützungsberechtigten nicht 
decken muß. Zwar waren beide Kreise im allgemeinen nach den 
Merkmalen der Kranken- bzw. Pensionsversicherungspflicht ab- 
gegrenzt, sie deckten sich aber in zweifacher Beziehung nicht 
vollkommen: Unterstützungsberechtigt hätten nur Bedürftige 
(»deren Lebensunterhalt durch die Arbeitslosigkeit gefährdet ist«) 
sein sollen, während natürlich diese Unterscheidung für die 
Beitragspflicht nicht in Betracht kam. Ferner hätten Ausländer 
das Recht auf Unterstützung nur für den Fall der Gegenseitigkeit 
gehabt, von der, Beitragspflicht waren sie aber nicht ausge- 
nommen. 

Der parlamentarische Ausschuß hat diese Auffassung grund- 
sätzlich abgelehnt, sich ihr aber dennoch insofern angepaßt, als 
er den Ausschluß der Nichtbedürftigen und der Ausländer — 
soweit kein Gegenseitigkeitsübereinkommen besteht — für eine 
Uebergangszeit von etwas mehr als einem Jahr zuließ. Mit dieser 
Aenderung wurde das Gesetz denn auch von der Nationalversamm- 
lung angenommen. Praktisch hat der Ausschuß in der Frage der 
Bedürftigkeit Recht behalten: das Erfordernis der Bedürftigkeit 
war im Anfange — beim Uebergang der provisorischen staatlichen 
Unterstützungsaktion zu einer dauernden Arbeitslosenfürsorge — 
unentbehrlich, um unberufene Elemente auszuscheiden. Für die 
Dauer hingegen ist der Tatbestand nur mit unverhältnismäßiger 
Mühe feststellbar und wirkt die Bestimmung in vielen Fällen 
gehässig. Hingegen hat die entgegenkommende Haltung in der 
Frage der Ausländer offenbar ihre zwei Seiten und es wäre wohl 
richtiger gewesen, die Gegenseitigkeit dauernd zu verlangen. 
Bereits jetzt will es ein Nachbarstaat ablehnen, Oesterreich ın 
die Arbeitslosenversicherung einzubeziehen, während seine An- 
gehörigen nach dem bestehenden Gesetz in Oesterreich den In- 
ländern heute schon gleichgestellt sind. 

Dadurch, daß die Unterstützungsberechtigung aneinkranken- 
versicherungspflichtiges Dienstverhältnis von einer bestimmten 
Dauer geknüpft ist und auch die Beitragspflicht mit jener zur 
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Krankenversicherung verbunden ist, ist der Kreis der Beteiligten 
nicht darnach abgegrenzt, ob eine Gefahr der Arbeitslosigkeit 
besteht. Zwar ist die Landwirtschaft und das Hauspersonal, 
bei welchen Berufen die Arbeitslosigkeit kaum in Frage kommt, 
ausgeschlossen, hingegen ist ein großer Teil jener Angestellten 
einbezogen, die in einem unkündbaren Dienstverhältnisse stehen 
und in der Regel nicht stellenlos werden. Man hat sich praktisch 
geholfen, indem die letzteren in die niederste Beitragsklasse 
eingereiht werden. Im übrigen kann man darauf hinweisen, 


‚daß auch sie in Ausnahmsfällen, z. B. bei Strafentlassungen, 


stellenlos werden können. Es scheint, daß die Solidari- 
tät der Angestellten und Arbeiter ausgereicht hätte, um deren 
Verständnis für diesen Umfang der Beitragspflicht zu ge- 
winnen, wenn nicht die Anwendung der Bestimmungen über die 
Krankenversicherung in dieser Hinsicht zu einer Härte führen 
würde: die Angestellten der Bundesbahnen sind nämlich 
nicht krankenversicherungspflichtig und müssen daher auch 
keinen Beitrag zur Arbeitslosenversicherung zahlen, während auf 
die Angestellten der Privat bahnen das Umgekehrte zutrifft. 
So wird der Protest der letzteren verständlich, wenn ihnen auch 
nach dem Gesetze kaum zu helfen ist. 

Aus dem bestehenden Krankenversicherungsgesetz ergeben 
sich überdies mancherlei Unklarheiten, insbesondere ist oft schwer 
zu entscheiden, ob der Dienst bei den während des Krieges und 
der Nachkriegszeit entstandenen amtlichen und halbamtlichen 
Stellen (Zentralen, Hilfsaktionen usw.) als öffentliche Anstellung 
bei Staat, Land oder Gemeinde anzusehen ist, der versicherungs- 
frei wäre, oder ob es sich vielmehr um ein versicherungspflichtiges 
Dienstverhältnis handelt. Von der in Vorbereitung befindlichen 
Krankenversicherungsnovelle, die die Krankenversicherungs- 
pflicht ausdehnen und allgemeiner umgrenzen soll, kann man 
auch für die Arbeitslosenversicherung eine günstige Rückwirkung 
erwarten. Es entspricht dem Geiste des Gesetzes, wenn bis dahin 
nicht zu ängstlich vorgegangen wird und Personen, die tatsächlich 
als Arbeiter oder Angestellte anzusehen sind, in die Unter- 
stützung aufgenommen werden. Denn nur aus diesem Grunde 
bildet die Absolvierung eines Dienstverhältnisses (Kriterium der 
Unselbständigkeit ist die Versicherungspflicht) die Voraus- 
setzung für den Anspruch auf eine Unterstützung; die Erwerbung 
einer Anwartschaft durch Leistung der Beiträge liegt hingegen 
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dem Gesetze fern, wie denn auch in keinem Falle eine Rück- 
erstattung der eingezahlten Beiträge in Frage kommt. 

Ueberhaupt ist kein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
der Zahlung der Beiträge und der Leistung der Unterstützung 
gegeben. Es wird nicht untersucht, ob Beiträge gezahlt wurden. 
sondern nur, ob das Dienstverhältnis kranken- oder pensions- 
versicherungspflichtig war, d. h. ob es sich um einen gewerblichen 
Arbeiter oder Angestellten handelt. Jede Kontrolle in bezug auf 
die Beitragsleistung, wie das übliche Markenkleben, entfällt voll- 
ständig. Dies wird durch die Anlehnung an die Krankenversiche- 
rung erleichtert und bildet infolge der Haftung des Arbeitgebers 
gar keine praktischen Schwierigkeiten. Es handelt sich um einc 
Art Steuertechnik; Lohnzahlungen sind bekanntlich steuer- 
technisch unschwer zu fassen. 

Die Organisation der Arbeitslosenfürsorge in Oester- 
reich ist dahin zu kennzeichnen, daß die verschiedensten Organe 
der öffentlichen und Fürsorgeverwaltung herangezogen werden. 
wobei sich aus ihrer besonderen Verwendbarkeit eine weitgehende 
Arbeitsteilung ergibt. | 

Die Feststellung des Anspruches und die Anweisung der 
Unterstützung obliegt unmittelbar dem Arbeitsnachweis. Be- 
stehende gemeinnützige Arbeitsnachweisstellen werden zu »Ar- 
beitslosenämtern« bestellt; in Wien sind neben dem städtischen 
Arbeitsvermittlungsamte paritätische, gewerkschaftliche oder 
genossenschaftliche Facharbeitsnachweise betraut worden, außer- 
halb Wiens kommen vor allem allgemeine Arbeitsnachweisstellen 
der Gemeinden oder von — seitens Land und Gemeinde sub- 
ventionierten — Vereinen in Betracht. Daß in vielen Fällen 
Arbeitsnachweisstellen erst gegründet werden müssen und welche 
Schwierigkeiten daraus entstehen, soll noch erwähnt werden. 

Diese überaus enge und vollständige Verbindung zwischen 
Arbeitsnachweis- und Unterstützungsstelle hat sich ganz außer- 
ordentlich bewährt. Niemand ist in der Lage, so gut wie der 
Arbeitsnachweisbeamte zu beurteilen, ob es sich tatsächlich um 
einen Arbeitslosen handelt, der nicht imstande ist, Arbeit zu 
finden. Es ist richtig, daß es diesem, der oft einem praktischen 
Berufeentnommen und an Kanzleiarbeit nicht gewöhnt, keinesfalls 
aber Jurist ist, oft einige Schwierigkeiten bereiten mag, die 
übrigen Voraussetzungen festzustellen (Frage der Versicherungs- 
pflicht des Dienstverhältnisses; Berechnung der Dauer der an- 
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rechenbaren Dienstzeit im Inlande während der letzten 12 bzw. 
24 Monate; Berechnung der während des letzten Jahres — 
zurückgerechnet vom Tage der Geltendmachung des Anspruches — 
bereits konsumierten Unterstützung; leider sind diese Bestim- 
mungen im österreichischen Gesetze sehr kompliziert) 5). Aber 
es ist gewiß das geringere Uebel, wenn hier einmal ein formaler 
Fehler geschieht, als wenn Leute die Unterstützung erhalten, 
die vom Arbeitswillen weit entfernt sind. Die praktische Beur- 
teilung des Bedürfnisses ist hier wichtiger als juristische Fein- 
heiten. Im übrigen findet eine wirksame Kontrolle statt, indem 
alle für die Beurteilung des Anspruches wichtigen Tatsachen auf 
einem Anmeldungsbogen zu verzeichnen sind; eine im Durch- 
schreibverfahren hergestellte Abschrift ist dem »Zentralkataster 
der Arbeitslosen« im Bundesministerium für soziale Verwaltung 
einzusenden, woselbst die Voraussetzungen überprüft und Ver- 
stöße gerügt werden ê). 

Die enge Verbindung von Arbeitsnachweis und Arbeits- 
 losenfürsorge ist nicht nur für die letztere von Vorteil, sondern 
hat auch auf die Arbeitsvermittlung ungemein befruchtend ge- 
wirkt. In Oesterreich war der gemeinnützige Arbeitsnachweis 
bis zum Jahre 1917 sich selbst überlassen. In Wien bestanden 
nebeneinander zahlreiche Facharbeitsnachweise der verschie- 
densten Art ohne jede Verbindung, außerhalb Wiens allgemeine 
Arbeitsnachweisstellen fast nur in den Landeshauptstädten. Erst 
im Jahre 1917 wurde im größeren Stile die Organisation eines 
Netzes allgemeiner Arbeitsnachweise mit Hilfe staatlicher Sub- 
ventionen und ein Ausgleich zwischen allen Arbeitsnachweisen 


5) Wie kompliziert die Anwendung der Bestimmungen namentlich während 
der Uebergangszeit ist, zeigen treffend die im 74. Absatz der »Instruktion« 
(Amtliche Nachrichten des öst. Staatsamtes für scziale Verwaltung, II. Jahr- 
gang (1920), Nr. 8/9, S. 315 und 316) angeführten Beispiele. Die Instruktion 
hat überhaupt 232 (!) Absätze und wurde noch durch mehrere Erlässe ergänzt. 

$) Mit der Ueberprüfung sind eingearbeitete Beamte, unter Vermeidung 
aller bureaukratischen Schwierigkeiten, betraut. Sie arbeiten in der Tat 
prompt. So können die Verstöße oft noch rückgängig gemacht werden; jeden- 
falls wird die Wiederholung eines aus ialscher Auffassung entspringender 
Fehlers vermieden. Das Verfahren scheint mir jenem nach dem italienischen 
Gesetz weit vorzuziehen, wonach die Entscheidung nicht durch den Arbeits- 
nachweis erfolgt, bei dem sich der Arbeitslose meldet, sondern im Aktenwege 
durch den Provinzialausschuß. Als Notbehelf muB angeordnet werden, 
daß die Ortsstelle (Arbei:snachweis) dann selbst entscheiden kann, wenn 
dies der Provinzialausschuß innerhalb 8 Tagen nicht getan hat. Es scheint 
mir einfacher, da gleich den Arbeitsnachweis entscheiden zu lassen und das 
Amtieren am grünen Tisch ganz zu vermeiden. 


718 Karl Forchheimer, 


versucht ?). Diese Aktion war begreiflicherweise bei Beendigung 
des Krieges noch keineswegs abgeschlossen. Durch die Ein- 
führung der Arbeitslosenunterstützung und insbesondere durch 
die Stellung, die dem Arbeitsnachweis dabei eingeräumt wurde, 
hat dessen Entwicklung einen neuen mächtigen Impuls erhalten. 
Da der Arbeitslose nur auf Grund seiner Meldung beim Arbeits- 
nachweis die Unterstützung erhält, werden die Arbeitslosen 
sämtlich der Arbeitsnachweisstelle zugeführt. Diese wird mit 
einem Schlage ins praktische Leben hineingestellt und als Arbeits- 
losenamt finanziell und organisatorisch gestützt. Ein über- 
raschender Erfolg ergab sich ferner in Wien. Es wurde nicht 
nur durch regelmäßige Sitzungen der Leiter eine lebendige Ver- 
bindung zwischen den verschiedenen Arbeitsnachweisstellen her- 
gestellt, sondern es wurde sogar erreicht, daß die völlig zer- 
splitterten gewerkschaftlichen Arbeitsnachweise sich vielfach zu 
größeren gemeinsamen Einrichtungen vereinigten. So wurden 
die selbständigen Arbeitsnachweisstellen der Buchdrucker, Buch- 
binder und Lithographen zu einem Arbeitslosenamt für die 
graphischen Gewerbe zusammengeschlossen. Aehnliches spielte 
sich im Baugewerbe und in der Bekleidungsindustrie ab. Auch 
in anderen Berufen machten sich Konzentrationsbestrebungen 
bemerkbar. Diese wurden freilich dadurch sehr gefördert, daß 
in der Gewerkschaftsbewegung gleiche Tendenzen bestehen. 
Die Zahl der Arbeitslosenämter in Wien ist so von etwa 40 auf 
20 gesunken. Das Niveau dieser Anstalten in Wien und ander- 
wärts beginnt sich zu heben, sie fühlen sich als Glieder einer um- 
fassenden sozialen Organisation der Oeffentlichkeit gegenüber 
verantwortlich und erhalten vielerlei Anregungen. Freilich be- 
steht die Gefahr, daß ein Teil von ihnen die bureaukratischen 
Funktionen des Arbeitslosenamtes in den Vordergrund stellt und 
die praktisch schwierigeren Aufgaben der eigentlichen Arbeits- 
vermittlung darüber vernachlässigt. 

Eine organisatorische Schwierigkeit, die damit zusammen- 
hängt, zeigt sich bei der Deckung der Verwaltungskosten. Ob- 
zwar dies im Gesetze nicht ausdrücklich bestimmt wird, ist die 
Staatsverwaltung doch bereit, den als Arheitslosenämtern ver- 
wendeten Arbeitsnachweisstellen aus dem Arbeitslosenversiche- 
rungskredite alle jene Verwaltungskosten zu ersetzen, die ihnen 





7) Siehe Dr. Karl Forchheimer, Die Organisation der Arbeitsvermittlung 
in Deutsch-Oesterreich. Der Oesterr. Volkswirt, r11. Jahrg., Nr. 39. 
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aus dieser Funktion erwachsen. Da sich jedoch ihre Tätigkeit in 
dieser Funktion nicht erschöpfen darf, die Arbeitsvermittlung 
vielmehr auch andere Aufgaben hat, als Arbeitslose unterzu- 
bringen, zum Teil sich auch auf andere Personenkreise erstreckt 
(Landwirtschaft, Haushaltungspersonal; Arbeitslose, die nicht 
alle Voraussetzungen des Gesetzes erfüllen oder bereits »ausge- 
steuert« sind), muß der Träger des Arbeitsnachweises grundsätz- 
lich die Kosten der eigentlichen Arbeitsvermittlung selbst decken. 
Es liegt auf der Hand, daß der Aufwand für jeden dieser beiden 
Tätigkeitszweige kaum gesondert zu berechnen ist; zweckmäßiger- 


weise besorgt das selbe Personal Geschäfte des einen und des 


anderen Zweiges, das Lokal und andere sachliche Auslagen sind 
in der Regel völlig gemeinsam. Von der Einzelverrechnung 
wurde also abgegangen und den Arbeitslosenämtern eine quoten- 
weise Deckung ihres Verwaltungsaufwandes angeboten: vier 
Neuntel der Kosten sollen sie selber tragen, fünf Neuntel sollen 
ihnen ersetzt werden, wobei in dieser Quote bereits eine Sub- 
vention für die Arbeitsvermittlungstätigkeit enthalten wäre. 
Der Vorschlag wurde größtenteils, namentlich in Wien, ange- 
nommen. In kleineren Städten aber wollen sich die Gemeinde- 
verwaltungen oft nicht einmal zu diesem Beitrag verstehen. 
Neben mangelndem Verständnis für die ganze Einrichtung 
kommt noch etwas anderes in Betracht: zum Beitrag wird zu- 
nächst die Gemeinde herangezogen, in der sich der Sitz des 
Arbeitsnachweises befindet; sie weist nun nicht mit Unrecht 
darauf hin, daß die übrigen Gemeinden des Sprengels gleichfalls 
interessiert sind; sie alle unter einen Hut zu bringen, ist aber 
eine mühsame, meist erfolglose Arbeit. Unter diesen Umständen 
blieb, wo nicht bereits ein Arbeitsnachweis bestand, oft nichts 
anderes übrig, als das Arbeitslosenamt zunächst ganz auf Kosten 
der »Arbeitslosenversicherung« zu errichten und zu erhalten. 
Um sehr wesentliche Kosten würde es sich schließlich nicht 
handeln, aber der Zustand hat sich organisatorisch wenig be- 
währt. Die zur Leitung und 'Ueberwachung der Arbeitslosen- 
ämter berufenen Behörden (Industriellen Bezirkskommissionen) 
werden so zum Teile selbst Träger des Arbeitsnachweises; bei 
einzelnen Industriellen Bezirkskommissionen entsteht ein über- 
mäßiger Körper von exponierten Beamten; der exponierte Be- 
amte ist nicht genügend überwacht und wenn die lokalen Fak- 
toren sich nicht beteiligen, fehlt es an einem lebendigen Kri- 
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terium dafür, ob in einer Gemeinde wirklich Bedürfnis nach 
einem eigenen Arbeitslosenamt vorhanden ist oder nicht. Weit 
besser, wenn auch nicht ganz befriedigend, gestalten sich die 
Verhältnisse in dieser Hinsicht dort, wo sich auch die Länder 
an dem Verwaltungsaufwand der Arbeitsnachweisstelle finanziell 
beteiligen wie in Vorarlberg und Steiermark und so gewisser- 
maßen für die kleinsten Gemeinden einspringen. Immer wachsen 
die Verwaltungskosten unverhältnismäßig an, soweit die lokalen 
Faktoren nicht entsprechend mitbelastet werden. Mit anderen 
Worten: wenn die Arbeitslosenversicherung einer lokalen Auto- 
nomie nicht bedarf, ja diese sogar ausschließt, ist es bei der Ar- 
beitsvermittlung umgekehrt, sie kann lebendig und zweckmäßig 
nur unter Beteiligung und Mitverantwortung lokaler Faktoren 
gestaltet werden. Die Organisation bedarf sohin einer Ergän- 
zung durch ein Gesetz, welches bestimmt, wie die Kosten des 
Arbeitsnachweises aufzubringen sind; man denkt dabei in 
Oesterreich nicht so sehr daran, die Gemeinden als vielmehr 
die beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer heranzuziehen 
und zwar wieder in der Form eines Zuschlages zu den Kranken- 
versicherungsbeiträgen. In einzelnen Fällen, so bei den Metall- 
arbeitern und Bauarbeitern in Wien, wurde dieser Weg teils 
durch Verordnung, teils durch freiwillige Verständigung bereits 
beschritten. 

Die lokale Selbstverwaltung kommt beim einzelnen Arbeits- 
losenamt nur insofern zum Ausdruck, als für jedes eine pari- 
tätische Schiedskommission eingesetzt wird, bei welcher der 
Arbeitslose Einspruch erheben kann, wenn er sich »durch einen 
Bescheid des Arbeitslosenamtes, insbesondere durch die Ver- 
weigerung oder Entziehung der Unterstützung, durch die Bestim- 
mung ihres Ausmaßes oder durch eine sonstige Verfügung des 
Amtes beschwert« erachtet. Sie mag in vielen Fällen ein Deko- 
rationsstück sein und tritt nie wesentlich hervor. 

Die paritätische Leitung der »Arbeitslosenversicherung« 
durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer hat vielmehr ihr wichtigstes 
Organ in den Industriellen Bezirkskommissionen 8) gefunden. 


3) Der Name stammt aus der Zeit zu Beginn der Demobilisierung. Es 
war an ein System von paritätischen Kommissionen (Betriebs-, Orts- und 
Bezirkskommissionen, Zentralkommissicn) gedacht, die das Rückfluten der 
industriellen Arbeiter regeln sollten. Die Bezirkskommissionen waren ein glück- 
licher Gedanke, wahrend die anderen Kcmmissionen kaum zu rechtem Leben 
erwachten. So ist mit der brauchbaren Einrichtung der Name geblieben. 
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Ihr Sprengel deckt sich mit dem Gewerbeinspektionsbezirk, also 
mit dem Gebiete der kleineren Bundesländer ; in Niederösterreich 
bestehen drei, in Steiermark zwei. Sie entscheiden über Be- 
schwerden gegen die Entscheidungen der Schiedskommissionen 
und zwar in aller Regel in letzter Instanz, so daß eine Entschei- 
dung des Ministeriums nur in Ausnahmsfällen in Frage kommt. 
Andrerseits bilden die Industriellen Bezirkskommissionen für 
gewisse Ausnahmsfälle die erste Instanz °). Ihre Haupt- 
aufgabe liegt jedoch in der Organisation, Ueberwachung und 
Zusammenfassung der Arbeitslosenämter. Die Form der pari- 
tätischen Verwaltung hat sich dabei sehr bewährt. Natürlich 
spielt für den sachlichen Erfolg das Bureau und seine Besetzung 
eine sehr wichtige Rolle. Die paritätische Leitung bringt es 
aber mit sich, daß die Verfügungen meist auf Verständnis und 


— nn 


Es ist nicht ganz einfach, das Wesen der Industriellen Bezirkskommissionen 
und ihrer Angestellten juristisch zu bestimmen. Nach einem Gutachten 
der Bundeskanzlei sind zwar die Industriellen Bezirkskcmmissionen als Staats- 
(Bundes-) Behörden, ihre Angestellten jedoch nicht als Staatsangestellte (Bundes- 
angestellte) anzusehen, da auf sie die Merkmale der Bundesangestellten keine 
Anwendung fänden, sie insbesondere nicht ausBundesmitteln entlohnt würden; 
der Bund bestreite den Aufwand für die Arbeitslosenversicherung — und 
damit auch den Gehalt der Angestellten — nur verschußweise und lasse zwei 
Drittel von andeıer Seite decken. Sie seien jedcch auch nicht Argestellte vcn 
Selbstverwaltungskörpern, sondern »öffentliche Angestellte besonderer Arte 
(sui generis). Deutlich zeigt sich, daß die ganze Organisation unserem Ver- 
fassungsleben neu ist. — Infolge obiger Auffassung mußte geradezu ein neues 
Dienstrecht geschaffen und namentlich die Entlohnung selbständig geregelt 
werden. — Wenn die Industrielle Bezirkskommission selbst Arbeitsnachweise 
erhält und deren Angestellte ihrem Bceamtenkörper einverleibt werden sollen, 
zeigen sich neue Schwierigkeiten in der Entlohnungsfrage, da der Wirkungs- 
kreis in den einzelnen Arbeitsnachweisen von ganz verschiedenem Umfang 
ist; viel zweckmäßiger ist es, wenn der Träger des einzelnen Arbeitsnachweises 
— vor allem die Gemeinde — der Dienstgeber wird und dic Angestellten des 
Arbeitsnachweises so einem einheitlichen Beamtenkörpeı (z. B. der Gemeinde- 
beamten) angehören. 

*, In manchen Fällen soll es gewiß möglich sein, von den Voraussetzungen 
des Gesetzes etwas nachzusehen (z. B. wenn in besonders berücksichtigungs- 
würdigen Fällen an der vorgeschriebenen Arbeitszeit einige Tage fehlen), 
die Genehmigung wäre aber dem Ministerium vorzubehalten, damit die Praxis 
in dieser Hinsicht einheitlich bleibt. Eine derartige Bestintmung fehlt im 
Gesetz. Hingegen ist in wenig glücklicher Form den Industriellen Bezirks- 
kommissionen das Recht zur Gewährung von genau bestimmten Ausnahmen 
eingeräumt, so die Höchstdauer der Unterstützung bis zu 30 Wochen zu 
verlängern oder Dienstverhältnisse einzurechnen, die nicht im heutigen, aber 
im ehemaligen Oesterreich oder nicht in den leizten 12 aber in den letzten 
24 Monaten bestanden. Es hat sich gezeigt, daß dies dort, wo es sich um 
sehr zahlreiche Fälle handelte, vor allem in Wien, zu einer generellen 
Anwendung der Ausnahmsbestimmungen ausartete. 
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Unterstützung bei Arbeitern und Unternehmern rechnen können. 
Es besteht offenkundig die Tendenz, diese Industriellen Bezirks- 
kommissionen zu Mittelinstanzen für größere Aufgaben der 
sozialen Verwaltung auszugestalten. Vorläufig wurde ihnen ge- 
setzlich auch die Organisation der Arbeitsvermittlung über- 
tragen. Ferner wurden sie durch Spezialgesetze mit besonderen 
Aufgaben betraut, die mit dem Arbeitsmarkt und der Arbeits- 
losigkeit im Zusammenhange stehen, so bei der zwangsweise: 
Beschäftigung von Kriegsbeschädigten und bei den Verord- 
nungen über die »Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen 
Betrieben«. Sie haben diese Aufgaben vorzüglich gelöst, insbe- 
sondere ist die Einmütigkeit beider Gruppen in heiklen Einzel- 
fragen überraschend. Es scheint in der Tat, daß diese Kom- 
missionen ein vielversprechender Ansatz zur künftigen Ent- 
wicklung der Verwaltung sind. 

Den bisher genannten Behörden obliegt die Unterbringung der 
Arbeitslosen und die Anweisung der Unterstützung; das gesamte 
Kassenwesen sowie die finanzielle Verrechnung der Unterstützungs- 
gelder und Beiträge wird ihnen hiegegen vollständig abgenommen. 
Bei der früheren staatlichen Arbeitslosenunterstützungsaktion 
haben die Arbeitsnachweise vielfach selbst ausgezahlt und man hat 
damit schlechte Erfahrungen gemacht. Sie waren für eine derartige 
Kassengebarung nicht eingerichtet und versagten; ihre plötz- 
liche Verfügung über große Geldsummen hatte zur Folge, daß 
sich Einbrüche in die mangelhaft verwahrten Kassen und De- 
fraudationen der Hilfsorgane unverhältnismäßig oft ereigneten. 
Die Verrechnung machte Schwierigkeiten und ergab fast regel- 
mäßig ein Kassenmanko. Ferner erforderte es einen eigenen 
Apparat, sie ständig unter Kontrolle mit ausreichenden Geld- 
mitteln in der Form des zur Auszahlung jeweils ndtwendigen 
Kleingeldes zu versehen. Dazu kam endlich, daß Doppelbetei- 
ligungen und andere Mißbräuche bei dieser Art der Auszahlung 
schwer zu vermeiden waren. Dies alles änderte sich mit einem 
Schlag, als nach Geltungsbeginn des Gesetzes die öffentlichen 
Steuerkassen mit ihrem Personal als »Zahlstellen« der Arbeits- 
losenversicherung zur Auszahlung herangezogen wurden. Die über- 
geordnete Landesbehörde übt von selbst eine Kontrolle aus, die nur 
gewisser Ergänzungen zu dem speziellen Zweck bedarf. Nament- 
lich überwachen die Landesregierungen auch mit gutem Erfolg 
die Rückzahlung mißbräuchlich bezogener Unterstützungen. 
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Die Arbeitsteilung geht jed och noch weiter. Indem beim 
finanziellen Dienst das Unterstürzungswesen a die 
Beiträge andrerseits vollständig voneinander gesendert sind. 
Es liest auf der Hand, daB zur Einhebung der Beiträge die 
Krankenkassen (und die anderen in Betracht kommenden Sozial- 
versicherungsinstitute) heute ungleich geeigneter sind als die 
“ Steuerämter, da sie über die erforderlichen Grunüligen -- 
- fortlaufende genaue Evidenz der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
‘— verfügen. Bei der Einheburg der Beiträge durch diese An- 
stalten haben sich kleine Reibungen und Erschwenungen ergeben; 
ihre Wurzel liegt in dem Umstande. dab die einzelne Rasse, 
trotz allem guten Willen, sich in den Dienst der Sache zu stellen, 
über die Empfindung nicht immer ganz hinwegkomnit, dab sie 
ein selbständiges Institut zu einem anderen Zweck ist. Um 
diesen Zweck nicht zu schädigen, fordern die Kassen vor allem 
ein ziemlich hohes Entgelt für die Besorgung der ihnen über- 
tragenen Aufgabe. Die Einhebung gestaltet sich also recht 
teuer. Außerdem muß mit dem natürlichen Autonomiebestreben 
der einzelnen Kassen gerechnet werden; da ihre eigene Gebarung 
und Buchhaltung verschieden eingerichtet ist, macht die ein- 
heitliche Verrechnung der Arbeitslosenbeiträge gewisse Schwierig- 
keiten. Ohne Mitwirkung der Krankenkassenverbände wäre die 
Arbeit kaum durchführbar gewesen, auch diese können aber 
über ihre eigenen Grenzen vielfach nicht hinaus. Trotz der er- 
wähnten kleinen Störungen hat sich jedoch auch dieser Teil 
der Organisation im ganzen bewährt; die für das erste Ver- 
waltungsjahr vorweg einzuhebende Quote der Beitragsumme 
(60 Millionen Kronen) wurde trotz der Schwierigkeit der Voraus- 
berechnungen ziemlich genau erreicht. Der beschrittene Weg 
scheint der richtige, nur bedarf es hier noch einer gewissen äußeren 
und inneren Umgruppierung im Sinne der Bemerkungen, welche 
diese Darstellung einleiten. 

Diese Entwickelung muß insbesondere weiter vorgeschritten 
sein, ehe man die Einnahme- und die Ausgabegebarung der »Ar- 
beitslosenversicherung« in die selben Hände legen kann. Wie 
bereits erwähnt, zeigen die einzelnen Gebiete des Bundesstaates 
ein sehr verschiedenes Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag 
der Beiträge. Würde die Gebarung organisatorisch bereits in 
den Sprengeln der Krankenkassen zusammengefaßt, dann würde 


dieses Verhältnis bei der Kleinheit ihrer Bezirke überaus offen- 
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kundig werden. Bei Instituten, welche auf die Vertretung von 
Sonderinteressen eingestellt sind, wäre eine mißverständliche 
Auffassung und in der Folge Störungen und Reibungen in großer 
Zahl zu befürchten. 

In der Gesetzgebung ringt ja nunmehr auch in Oesterreich 
das Bestreben nach Verwirklichung, gemeinsame Organe der 
finanziellen Gebarung für alle Zweige der Sozialversicherung 
zu schaffen. Ob der Gedanke in dieser Form weit genug gefaßt 
ist und nicht vielmehr derartige Organe für die gesamte soziale 
Verwaltung (Selbstverwaltung der industriellen Arbeit) zu 
schaffen sind, wird erst die Zukunft entscheiden. Für die letztere 
Alternative spricht, daß bereits heute unsere Krankenkassen 
als Einhebungsorgane für alle möglichen sozialen Zwecke ver- 
wendet werden 19). 

Wir haben bisher gesehen, daß Träger des Arbeitsnach- 
weises, Träger der Sozialversicherung und öffentliche Kassen 
als Organe der »Arbeitslosenversicherung« verwendet werden. 
Außerdem wird jedoch noch eine Reihe weiterer staatlicher Or- 


10) Die Einhebung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung bildete 
den ersten Fall, in dem die Krankenkassen und andere Träger der Sozial- 
versicherung über ihren ursprünglichen Zweck hinaus in den Dienst der öffent- 
lichen Verwaltung gestellt wurden. Es ist interessant und überaus charakteri- 
stisch für die Umgestaltung unseres Verwaltungswesens, daß sich diese Fälle 
seither mehren. Es kommen nun nicht nur Beiträge für die Arbeiterkammer, 
sondern auch zur staatlichen Wohnungsfürsorge und nunmehr sehr hohe 
Umlagen zum Ersatz der Zuschüsse hinzu, welche der Staat bei der Brot- 
bewirtschaftung für die Arbeiter leistet. Bei einer Enquete über diese letzt- 
genannte Frage wurde von Arbeiterseite behauptet, die Steuerämter ver- 
sagten, da sie zu langsam arbeiten, und man müsse daher, um eine raschere 
Einhebung zu erzielen, die Organe der Arbeiterschaft zu Hilfe rufen. Diese 
Argumentation ist nicht ganz richtig. Tatsächlich liegt dieser Erscheinung 
außer der steuertechnischen Tatsache, daß Lohnzahlungen derzeit eine der 
greifbarsten Abgabengrundlagen bilden und von den Krankenkassen bereits er- 
faßt werden, das Bestreben zugrunde, gewisse soziale Aktionen mit den Mitteln 
der Beteiligten (Arbeitgeber und Arbeitnehmer) durchzuführen; hiebei handelt 
es sich fraglos um den Ansatz zu einer Selbstverwaltung, welche neuer Organe 
bedarf, weil sie neu orientiert ist (maßgebend: Beschäftigung und Betrieb 
und nicht Wohnsitz oder dergleichen). 

Wenn man aber diese Entwicklungstendenzen auch erkennt, muß man 
es doch als verfrüht und als Mißgriff bezeichnen, Versicherungsinstitute, die 
ihrem Wesen nach aus ganz bestimmten Gesichtspunkten geleitet werden, 
mit völlig fremden Aufgaben zu sehr zu belasten. Und diese Gefahr besteht 
in der Tat, wenn über das Gebiet der heutigen Arbeiterversicherung hinaus, 
immer neue Abgaben als Zuschlag zu den Krankenversicherungsbeiträgen 
eingehoben werden. Man denke daran, ’daß diese Beiträge in ungleicher 
Form bemessen werden und daß die Kontrolle durch verschiedene Organe 
erfolgt! 
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gane in den Dienst dieser Einrichtung gestellt. Die Kontrolle 
durch das Bundesministerium und die Landesregierungen haben 
wir bereits erwähnt, auch die Finanzbehörden und — für die 
Meldung der Arbeitslosen — die Gendarmerie wirken in gewisser 
Beziehung mit; überhaupt sind alle öffentlichen Behörden, 
Aemter und Anstalten, insbesondere auch die Gemeinden und die 
Anstalten der Sozialversicherung, zur Unterstützung bei der 
Durchführung des Gesetzes verpflichtet. 

Dem Bundesministerium für soziale Verwaltung steht die 
Aufsicht über den ganzen Apparat, sowie die oberste Leitung zu. 
Auch hiedurch wird ein Organ der staatlichen sozialen Ver- 
waltung in den Dienst dieses Zweiges gestellt. Die Befugnisse, 
welche das Gesetz dem Bundesministerium einräumt, sind ziem- 
lich weitgehende. Wenn das Recht, die Mitglieder der Indu- 
striellen Bezirkskommissionen und deren Vorsitzende zu er- 
nennen, dem Minister übertragen wird, so hat dies seinen Grund 
wohl darin, daß ein kompliziertes Wahlverfahren vermieden 
werden soll und die zu vertretenden Selbstverwaltungskörper 
innerhalb des staatlichen Gefüges noch nicht gebildet sind. 
Selbstverständlich erfolgt die Ernennung auf Grund von Vor- 
schlägen der berufenen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerkorpo- 
rationen; Reibungen haben sich nicht ergeben. Das Gesetz 
begnügt sich nicht damit, dem Ministerium für soziale Verwal- 
tung die Aufsicht über die beteiligten Behörden und die oberste 
Leitung der Arbeitslosenfürsorge, sowie in gewissen Fällen die 
Entscheidung in letzter Instanz zu übertragen, sondern legt 
in die Hände der Zentralregierung die gesamte finanzielle Ver- 
waltung, einschließlich der Verwaltung des Arbeitslosenfonds 
(Reservefonds), sowie die Anordnungen über die Einhebung 
und Abstufung der Beiträge. Was die Verwaltungskosten anlangt, 
so bedarf insbesondere die Anstellung besoldeter Beamter der 
Industriellen Bezirkskommission der ministeriellen Genehmi- 
gung. All dies findet seine Begründung sowohl darin, daß der 
Staat die Kosten zur Gänze vorschießt und zu einem Drittel 
dauernd auf sich nimmt, als auch unter dem Gesichtspunkte des 
staatlichen Aufsichtsrechtes, welches umsomehr in einheitlicher 
Form erforderlich ist, als sonst die Industriellen Bezirkskom- 
missionen die gemeinsamen Mittel nach verschiedenen Maß- 
stäben in Anspruch nehmen könnten. Dies wird im wesent- 
lichen auch bis auf kleine Reibungen anerkannt, die sich 
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namentlich aus der Veranschlagung der Verwaltungskosten 
ergaben. 

Von einer zur Vertretung der Arbeiter berufenen Seite wurde 
angeregt, einen paritätischen Beirat von Vertretern der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer beim Ministerium für soziale Ver- 
waltung einzusetzen. Dieser soll in allen Fragen gehört werden, 
an denen der Staatsschatz nicht unmittelbar mitbeteiligt ist, 
so bei der Verwaltung des Arbeitslosenfonds und bei der Ab- 
stufung der Beiträge. Vielleicht würde dadurch eine Lücke des 
Gesetzes ergänzt werden. 

Ueberblickt man die bisher geschilderten Erfahrungen, so 
kommt man zu dem Ergebnisse, daß der Versuch einer neu- 
artigen Organisation im großen und ganzen geglückt ist. Ins- 
besondere hat sich die dargestellte Arbeitsteilung als zweckmäßig 
erwiesen. Die Frage, ob sich der Kreis der Unterstützungs- 
berechtigten mit jenem der Beitragspflichtigen vollkommen 
decken muß, ist eher eine akademische; bei Abgrenzung der be- 
teiligten Kreise sind nur noch einige Härten auszugleichen, eine 
Angelegenheit der Gesetzgebungstechnik, die nach der im Zuge 
befindlichen Krankenversicherungsreform kaum wesentliche 
Schwierigkeiten bieten wird!!). Recht glücklich scheint mir das 
Problem der finanziellen Konstruktion gelöst. Wenn lokale 
Sonderbestrebungen das Verständnis dafür stören, so hängt 
dies wohl mit hoffentlich vorübergehenden Erscheinungen der 
Zeit zusammen. Die Abstufung der Beiträge, namentlich die 
Behandlung der Saisongewerbe, ist vielleicht noch nicht ein- 
wandfrei geregelt; das Gesetz gibt jedoch der Regierung unbe- 
schränkte Vollmacht und so wird sich auch hier eine zufrieden- 
stellende Lösung finden. Noch sei die Frage hier gestreift, ob die 
Beteiligung des Staates an den Lasten der Arbeitslosenfürsorge 
zu einem Drittel des Aufwandes in der Natur der Sache liegt, 
oder ob nicht auch die gesamten Kosten von den Beteiligten 
gedeckt werden könnten. Die Selbstverwaltung würde dann 
reiner zutage treten und vielleicht manche kleine Reibungen 
vermieden werden. 

Wenn man die Arbeitslosenfürsorge Oesterreichs in ihrer 
Gänze erfassen will, darf man sich jedoch mit der Schilderung 


11) Die Novelle ist während des Druckes . beschlossen worden (Gesetz 
vom 2I. Oktober 192r. BGBl. Nr. 581). Sie findet aber auf die Arbeits- 
losenversicherung zunächst keine Anwendung 
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der dargestellten Unterstützungsaktion nicht begnügen, sondern 
muß noch zwei Maßnahmen besprechen, die allerdings nur als 
vorübergehende gedacht sind. | 

Zunächst ist unter den Uebergangsbestimmungen des bisher 
behandelten »Arbeitslosenversicherungsgesetzes« eine Bestim- 
mung hervorzuheben, die nicht der österreichischen Gesetz- 
gebung allein eigen ist. Im Rahmen der »Arbeitslosenversiche- 
rung« kann nämlich nach dem Gesetze noch eine andere Form 
von Arbeitslosenfürsorge Platz greifen als die unmittelbare 
Zahlung der Unterstützung an den Arbeitslosen. Wenn der 
Unternehmer bei einem Betriebsstillstand oder einer Betriebs- 
einschränkung von Entlassungen absieht, so kann ihm der 
Rückersatz eines Teiles der ihm daraus entstehenden Lasten ge- 
währt werden. Es bedarf dies einer eigenen Vereinbarung, die 
nach dem Gesetze vom Ministerium für soziale Verwaltung 
und Finanzministerium mit Unternehmerverbänden oder einzel- 
nen Unternehmern zu treffen ist, in der Praxis mit den Unter- 
nehmerverbänden unter Beiziehung der Gewerkschaften abge- 
schlossen wird. Diese »Sonderaktionen« sind die Fortsetzung 
einer schon während der Kriegszeit beobachteten Praxis. Ihre 
Bedeutung ist heute keine allzugroße mehr. Die Sonderaktionen 
dürften mit der Zeit überhaupt verschwinden, da sie gesetzlich 
auf die »Dauer der durch den Krieg und seine Nachwirkungen 
verursachten Störungen des Wirtschaftslebens‘“ und überdies 
auf jene Fälle eingeschränkt sind, die die Folge eines »Mangels . 
an Rohstoffen oder Betriebsmitteln« ist. Schon auf Absatz- 
krisen findet also die Bestimmung nach ihrem Wortlaute keine 
Anwendung mehr. 

Von größter praktischer Tragweite für die Arbeitslosenfrage 
und von entschiedenem theoretischen Interesse sind die Ver- 
fügungen, die über die »Erhaltung des Arbeiterstandes in ge- 
werblichen Betrieben« getroffen wurden und zwar nicht in der 
Form von Gesetzen, sondern von Regierungsverordnungen, 
die sich auf das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz. 
stützten. Die erste dieser Verordnungen stammt aus dem Monat 
Mai ıgıg und bestimmt, daß Inhaber von gewerblichen Be- 
trieben mit mehr als 15 Arbeitern oder Angestellten verpflichtet 
sind, um ein Fünftel mehr Arbeitskräfte einzustellen, als dem 
Stande vom 26. April 1919 entspricht. Dieser »Sollstand« (Stand 
vom 26. April 1919 plus 20%) ist nach den Verordnungen, deren 
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Geltungsdauer bis jetzt immer wieder verlängert wurde, mit un- 
wesentlichen Variationen aufrechtzuerhalten, d. h. der Ge- 
werbeinhaber kann zwar jedes einzelne Arbeitsverhältnis lösen, 
ist aber verpflichtet, für jeden ausscheidenden Arbeiter oder 
Angestellten einen neuen einzustellen; die Verordnung wurde 
später auf jene Betriebe ausgedehnt, die erst nach dem 26. April 
1919 entstanden sind. Die Industriellen Bezirkskommissionen 
sind mit den weitestgehenden Vollmachten ausgestattet, einzel- 
nen Betrieben oder Betriebsgruppen Ausnahmen zu gewähren. 

Seitens der ‚Arbeiterschaft wurde vielfach Klage geführt, 
daß der Verpflichtung zur Mehreinstellung eines Fünftels nur 
unzureichend nachgekommen wurde, und das mag nicht ganz 
unrichtig sein. Sicher ist hingegen, daß eine Reduzierung des 
Arbeiterstandes großer Betriebe ohne Zustimmung der Indu- 
striellen Bezirkskommission kaum vorkommt. Der Unterschied 
liegt ja auf der Hand: während die Arbeiterschaft des Betriebes 
an der Neueinstellung, d. i. an der Beschäftigung betriebs- 
fremder Arbeitsloser kaum interessiert ist, wehrt sie sich auf das 
entschiedenste dagegen, daß ein Teil ihrer Arbeitsgenossen 
brotlos wird. Sie überwacht daher eifersüchtig die Befolgung 
dieses Teiles der Bestimmungen. Im übrigen wird in allen 
Fällen, die vor die Industrielle Bezirkskommission kommen, 
die Frage der Mehreinstellung ins Kalkül gezogen und kommt so 
zu ihrem Recht. In Berufen, in denen die Arbeitslosigkeit groß 
war, haben übrigens auch schon die Gewerkschaften den Be- 
stimmungen über die Mehreinstellung einen gewissen Nachdruck 
gegeben. 

Der Einfluß auf den Stand der Arbeitslosen ist ohne Zweifel 
sehr wesentlich gewesen; auf ihn ist es zum Teil zurückzuführen, 
daß die Zahl der Arbeitslosen seit Mai 1919 sehr stark zurück- 
gegangen ist und auch im Winter und bei den vorübergehenden 
Krisen, welche die Valutaschwankungen für einzelne Export- 
industrien brachten, sich jeweils nur unwesentlich erhöht hat. 
Der Zweck, welcher mit dieser Aktion angestrebt wurde, nämlich 
zu verhüten, daß eine große Zahl von Arbeitslosen der Straße 
verfällt und so ständige Unruhen hervorruft, ist sohin erreicht 
worden. Durch die Ausnahmeverfügungen der Industriellen 
Bezirkskommissionen ist es auch gelungen, die schlimmsten 
Härten für die Unternehmer zu beseitigen. Die Verhandlungen 
werden unter Zuziehung des Gewerbeinhabers, des Betriebsrates 
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und der Gewerkschaft geführt und haben beinahe immer ein 
Resultat ergeben, das alle Teile leidlich befriedigt; der Be- 
schwerdeweg an das Bundesministerium, den die Verordnung vor- 
sieht, wurde nur in verhältnismäßig seltenen Fällen beschritten. 
In manchen Fällen haben sich überhaupt Gewerkschaft und Unter- 
nehmerverband über die ganze Durchführung verständigt. 

Trotz alledem darf nicht übersehen werden, welch große 
Last diese Bestimmungen für Industrie und Gewerbe bedeuten. 
Der Unternehmer trägt nicht nur allein die Kosten einer Art 
Arbeitslosenunterstützung, es ergeben sich noch andere empfind- 
liche Folgen für ıhn; das ganze Tempo der Arbeit wird geschädigt, 
wenn ein Teil der Arbeiter mangelhaft beschäftigt ist. Aus der 
ganzen Auffassung ergibt sich auch ein Grundsatz der Starrheit 
des einzelnen Betriebes, der für die Wirtschaft keineswegs förder- 
lich sein kann. Derartige Eingriffe sind also wohl als dauernde 
Normen unhaltbar und es ist sehr begreiflich, daß die offizielle 
Vertretung der Unternehmerschaft energisch und grundsätzlich 
ihre Aufhebung fordert. 

Um zu verstehen, daß der Erfolg dennoch ein guter war 
und der einzelne Unternehmer trotz prinzipiellen Protestes 
immerhin Verständnis für diese Bestimmungen zeigte (wie das 
Verhalten der Unternehmervertreter in den Industriellen Be- 
zirkskommissionen beweist), muß man sich folgendes klarmachen. 
Es handelt sich um eine unruhige Zeit, die bis jetzt einen gewissen 
revolutionären Charakter trägt. Wer mit realen Machtverhält- 
nissen rechnet, wird daran nicht zweifeln, daß in sehr vielen 
Fällen die Arbeiterschaft die Macht hatte, Reduktionen des 
Arbeiterstandes zu verhindern, wenigstens faßte der unmittelbar 
betroffene Unternehmer die Situation häufig so auf. Unter 
diesen Umständen hieß es nur, die Machtverhältnisse sanktio- 
nieren und die Lasten gleichmäßig verteilen, wenn die Regie- 
rung Ordnung an die Stelle von Gewalt setzte, dies um so mehr, 
als die Verordnung die Handhaben für eine friedliche Verstän- 
digung auf zweckmäßiger Grundlage bot. Der Erfolg, der überall 
dort, wo diese Bestimmungen vernünftig gehandhabt wurden, 
selbst in so unruhigen Zeiten erzielt wurde, ist als ein Beispiel 
der Bedeutung einer paritätischen Selbstverwaltung für schwie- 
rige Arbeiterfragen anzuschen. 

Die Arbeitslosenfürsorge, wie sie sich in Oesterreich nach 
dem Zusammenbruch gestaltete, scheint mir vor allem aus dem 
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dargestellten organisatorischen Gesichtspunkte allgemeines In- 
teresse zu verdienen. Die übrigen Bestimmungen des Arbeits- 
losenversicherungsgesetzes über Unterstützungsdauer, Karrenz- 
frist, Pflicht zur Annahme einer Arbeit usw. weisen nicht grund- 
sätzlich neue Formen auf 2), die Erfahrungen damit dürften 
nicht wesentlich von denen der anderen Länder abweichen und 
sich nur auf Spezialfragen beziehen. Auch die Statistik der 
Arbeitslosigkeit bietet bei der geringen Zahl der Arbeitslosen 
nach den bisherigen Ergebnissen keine Besonderheiten. 


15) Uebersichtliche Zusammenstellung siehe bei Bernhard a. a. O. 
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Die Genossenschaftsbewegung in Japan. 


Von 
K. KUWATA. 


Bevor wir uns mit der Genossenschaftsbewegung Japans im 
Detail beschäftigen, bedarf es einiger kurzer Worte, um den 
Ursprung der Bewegung zu beleuchten. Alle fremden Beobachter, 
denen die sozialen und ökonomischen Verhältnisse Japans weniger 
geläufig sind, werden zu der Annahme neigen, die Idee der 
Genossenschaft sei aus Europa eingeführt, und die Einrichtungen 
der kooperativen Gesellschaften wären im Grunde Nachahmungen 
der europäischen. Diese Annahme entspricht nur zum Teil 
den Tatsachen. Die Genossenschaftsbewegung in Japan ent- 
stand vor etwa 70 Jahren, als dieses Land unter der Shogun- 
Regierung von der europäischen Zivilisation noch völlig isoliert 
war. Damals wurde durch Sontoku Ninomiya eine Art von 
Kreditgenossenschaft unter dem Namen Hotokusha gegründet. 
Dann, einige Jahre nach der Restauration bildeten kleine Spinner 
der Provinz Gumma, damals ein Zentrum der Seidenindustrie, eine 
Genossenschaft zum Verkauf von Rohseide. Bis zum heutigen 
Tage ist diese Genossenschaft von europäischem Genossenschafts- 
wesen unberührt geblieben. Etwa xro Jahre später wurde die 
erste Kreditgenossenschaft nach dem Typus der deutschen 
Genossenschaften in Japan gegründet. Es müssen also, um 
es jetzt bestimmter zu formulieren, bei den einzelnen Genossen- 
schaften Japans zwei Klassen unterschieden werden: solche, 
die unter dem Einfluß ähnlicher europäischer Genossenschaften 
entstanden, und solche, deren Charakter ausschließlich Eigentum 
Japans ist. Geschichte und Gestalt dieser beiden Typen von 
Genossenschaften sollen im folgenden behandelt werden. 


K. Kuwata, 
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I. Die Genossenschaften europäischen Typs. 


Dic ersten Genossenschaften dieser Art waren Kredit- 
vereinigungen. So wurde 1892 in der Provinz Shiznoka die 
erste Kreditgenossenschaft begründet. Sie wirkte in den folger- 
den Jahren vorbildlich und beispielgebend und führte zur Grün- 
dung von 36 Genossenschaften in dieser Provinz. 1893 bildeten 
sich eine Anzahl solcher Genossenschaften in der Provinz Yama- 
gata, dem nordöstlichen Teile Japans. Das Zustandekommen 
aller dieser Genossenschaften ist den eifrigen Bemühungen des 
Vicomte Shinagawa, ehemals japanischer Botschafter in Berlin. 
zu verdanken, der dieser Frage sein besonderes Studium ge- 
widmet hatte. Sein Interesse war in erster Linie auf das Raiff- 
eisensche System gerichtet, so daß die Genossenschaften, die 
auf seine Anregung zurückgehen, naturgemäß den Raiffeisentyp 
annahmen, ein Moment, das noch jetzt die Genossenschafts- 
bewegung Japans vorherrschend beeinflußt. 

Als Vicomte Shinagawa 189r zum Minister der »auswärtigen 
Angelegenheiten« ernannt wurde, bemühte er sich mit allen 
ihm zu Gebote stehenden Mitteln — sogar auch administrativen 
und legislativen —, die europäischen Organisationsformen zu 
fördern. Aber noch war in Japan für diese Bewegung der Boden 
nicht bereitet, und seine Bemühungen zeitigten keine wirtschaft- 
lich bemerkenswerten Ergebnisse. Nach seinem Rücktritt im 
folgenden Jahre versuchte Vicomte Shinagawa die Bewegung 
durch Erweckung des privaten Interesses zu heben, veröffent- 
lichte eine Anzahl Publikationen und Agitationsschriften und 
hielt an den verschiedensten Plätzen Vorträge. Langsam aber 
stetig gewann jetzt auf Grund dieser sorgfältigen und unermüc- 
lichen Versuche die Bewegung an Boden. Sein Tod im Jahre 
1900 war ein großer Verlust. Doch setzte Vicomte Hirata, ein 
zu dieser Zeit einflußreicher Politiker, das Werk fort und ist 
seither Führer der Bewegung. 

Damit ist die Genossenschaftsbewegung behandelt, soweit 
sie sich auf Vicomte Shagawa und dessen Kreis bezieht, bei der 
also das Schwergewicht auf die Bildung von Kreditgenossen- 
schaften nach deutschem Muster gelegt ist. Die andere Be- 
wegung ist nun zu betrachten. Es handelt sich hier um Magazin- 
genossenschaften nach englischem Muster, eine Form, die durch 
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die Herren Katajama, einem Sozialisten, und Takano, einem 
Journalisten, in einigen Fabriken Tokios im Jahre 1898 ein- 
geführt wurde. Beide hatten diesen Typ bei ihren Studien in 
Amerika kennen gelernt und waren warme Verehrer des Roche- 
dalesystems geworden. In wenigen Jahren entstand damals 
ein Netz von Lagerhäusern für die Industriearbeiter Tokios und 
der Nachbarprovinzen. Sie waren aber meistens auf falschen 
psychologischen Voraussetzungen aufgebaut, denn nur die der 
Dockarbeiter, der Staatseisenbahner und der Beamten des 
Reichstages bewährten sich einigermaßen. 

Das Jahr 1900 brachte dann ein Gesetz, betreffend die 
Genossenschaften, mit folgenden Hauptpunkten: 

i. Genossenschaften werden in vier Klassen eingeteilt, die im 
einzelnen als Kredit-, Einkaufs-, Verkaufs- und Produktiv- 
genossenschaften bekannt sind. 

2. Das Recht der juristischen Person wird jeder dieser Art 
von Genossenschaften zuerkannt. 

3. Was die Haftpflicht der Genossenschaftsmitglieder be- 
trifft, so sind drei Arten festgelegt, nämlich: unbeschränkte Haf- 
tung, beschränkte Haftpflicht, sichergestellte Haftpflicht (guaran- 
tee liability). 

Dieses Genossenschaftsgesetz mit seiner Novelle vom Jahr 
1906, durch die lokal und zentral die Verbindung von Genossen- 
schaften anerkannt wurde, ist mit verschwindend geringen Zu- 
sätzen vom Jahre 1907 bis heute in Kraft. Sofort nach der 
Annahme des Gesetzentwurfes, die Zusätze betreffend, durch 
den Reichstag 1906, wurde der »Zentralverband der Genossen- 
schaften« (Central Federation of Cooperative Societies) ge- 
gründet. Präsident wurde Vicomte Hirata; der Verfasser dieses 
Aufsatzes Mitglied des Aufsichtsrates. Auch ist die Tatsache 
nicht zu leugnen, daß die Bildung des Zentralverbandes die 
Ausdehnung der Genossenschaften angespornt hat. Die Regie- 
rung bewilligte und gewährt dem Zentralverband eine jährliche 
Unterstützung, und kürzlich erst wurde der Verband durch 
eine kaiserliche Schenkung von 20 000 Yen ausgezeichnet. Nach 

dem Russisch- Japanischen Kriege, der erhebliche Veränderungen 
in der ökonomischen und sozialen Lage Japans mit sich brachte, 
war die Entwicklung der Genossenschaftsbewegung geradezu 
erstaunlich. Nicht nur wuchs die Zahl der Genossenschaften 
schnell, sondern innerhalb der einzelnen Gesellschaften ver- 
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mehrte sich die Mitgliederzahl von Jahr zu Jahr. Hinzu kam, 
daß sich die Bewegung über den Aktionsradius der Kredit- 
genossenschaften ausdehnte und Verkaufs- sowie Einkaufs- 
genossenschaften sich angliederten. Sogar Produktivgenossen- 
schaften entstanden in verschiedenen Distrikten. Folgende 
Ziffern über die Anzahl der Genossenschaften zeigen das schnelle 
Wachstum der Bewegung während der letzten Jahre. 


1900 2I I9IO 7 308 
1901 263 IgII 8 663 
1902 512 1912 9 683 
1903 870 1913 IO 455 
1904 1132 1914 II 160 
1905 1671 1915 II 509 
1906 2470 I9I6 11 753 
1907 3363 1917 12 025 
1908 4391 1918 12 523 
1909 5690 | 


Nach diesem kurzen Ueberblick über die Ausdehnung des 
europäischen Genossenschaftswesens in Japan, wird es von 
Interesse sein, die Eigentümlichkeiten dieser Bewegung kennen 
zu lernen. 

I. Unleugbar ist die Tatsache, daß auf dem flachen Lande 
Genossenschaften jedweder Art weit verbreitet sind. Hingegensind 
unter der Industriebevölkerung günstige Resyltate nicht erzielt 
worden. Da in Japan Ackerbau im kleinen betrieben wird, 
und da Bauerngutsbesitzer und kleinere Pächter den Grund- 
stock der Ackerbau treibenden Bevölkerung bilden, deren 
schlechte Lage die Nachfrage nach Kapital steigerte, so sind 
Genossenschaften, im besonderen Kreditgenossenschaften, die 
geringe Kapitalbeträge zu niedrigem Zins zu gewähren im- 
stande sind, sehr zur Hebung ihrer ökonomischen und sozialen 
Lage geeignet. Die Führer der damals noch jungen Bewegung 
machten in Erkenntnis dieser Tatsachen die denkbar größten 
Anstrengungen, die Gründung und das Gedeihen von Kredit- 
genossenschaften unter denjenigen Klassen zu fördern, die von 
der Aufbringung solch kleiner Kapitalien abhängig waren. Die 

Lage unserer Ackerbau treibenden Bevölkerung glich damals 
den Verhältnissen der deutschen Bauernschaft um die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts, als Schulze-Delitzsch und Raiffeisen die 
Genossenschaftsbewegung ins Leben riefen. Es liegt darum kein 
Grund zur Verwunderung vor, daß im allgemeinen die Genossen- 
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schaftsbewegung unter der ländlichen Bevölkerung Japans von 
glänzendem Erfolge gekrönt war. 

Anders liegt der Fall bei der Klasse der Industriearbeiter. 
Selbst Konsumgenossenschaften, deren Bedeutung für die He- 
bung der ökonomischen Lage der Industriearbeiter durch die Er- 
fahrung europäischer Genossenschaftler ohne Zweifel vollauf 
erwiesen ist, wurden bisher von unsern Arbeitern wenig be- 
geistert begrüßt. Das rührt her aus Gründen mannigfaltiger 
Natur. Einmal die Vernachlässigung dieses Zweiges der Ge- 
nossenschaftsbewegung durch ihre Gründer, wie den Vicomte 
Shinagawa. Zum anderen macht die Leitung der Lagerhäuser 
einige Schwierigkeit. Selbst für gewöhnliche Arbeiter der 
westlichen Länder ist das Amt der guten Geschäftsführung 
eines Lagerhauses zu schwer. Wie viel schwieriger in Japan, 
wo die Arbeiter, allgemein gesprochen, weder Erziehung noch 
Erfahrung in diesen Dingen besitzen. Es ist aber unbedingt 
notwendig, sich Geschäftsführer zu verschaffen, die den not- 
wendigen Ansprüchen an Ehrlichkeit und Fähigkeiten gerecht 
werden. Unter den Genossenschaftern sind nur sehr wenige 
für diese Stellung qualifiziert. Werden aber geeignete Personen 
unter den Nichtmitgliedern gefunden, so gibt der Mangel an 
Vertrauen seitens der Genossenschafter einerseits, die Unkenntnis 
der wahren Lage der arbeitenden Klasse bei den Lagerhaus- 
vorstehern andererseits, Veranlassung zu dauernden Unstimmig- 
keiten. Ueberdies ist in der Kleinhandelsphäre Japans ein in 
seinen sozialen Fernwirkungen sehr ungünstiges Lieferungs- 
system verbreitet, das auf der befristeten Zahlung basiert und 
wodurch die arbeitende Klasse Waren des täglichen Gebrauchs 
von Kleinhändlern auf Kredit mit Zahlung per ultimo kaufen 
kann. Seit langem wird von der Arbeiterschaft dieses Verfahren 
geübt. Im genossenschaftlichen Lagerhaus aber ist der Arbeiter 
notwendigerweise gezwungen, bar zu zahlen. Infolgedessen kaufen 
sogar Genossenschafter lieber bei Kleinhändlern, selbst zu höheren 
Preisen, statt gegen Barzahlung in den Genossenschaftsmagazinen, 
obwohl ihnen die Vorteile, bei Kreditgenossenschaften Vorschüsse 
bis Monatsende aufzunehmen, einleuchten. 

Der letzte und wichtigste Grund, der die Antipathie der 
arbeitenden Klasse gegenüber der Genossenschaftsbewegung er- 
klärt, ist der Umstand, daß die Unsicherheit des Stadtlebens und 
der Zwang häufigen Wohnungswechsels den Trieb zu koopera- 
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tivem Zusammenschluß und gegenseitiger Hilfe sehr schwach 
werden läßt, eine ganz im Gegensatz zur ländlichen Bevölkerung 
für die Arbeiterschaft der Industrie charakteristische Tatsache. 

Es wird erst eine lange Periode der Erfahrung und Selbst- 
disziplin zu durchschreiten sein, ehe die Genossenschaftsbewegung 
unter den Industriearbeitern festen Boden zu ihrem Aufbau 
erhält, eine Erscheinung, wie sie sich uns ähnlich in der Ge- 
schichte der Magazingenossenschaften Englands und anderer 
europäischer Länder darstellt. Angesichts dieser Tatsachen liegt 
also kein Grund zur Verwunderung vor, daß sich die genossenschaft- 
liche Bewegung Japans bisher nur in den ländlichen Distrikten 
ausbreitete, und daß wenigstens für die nächste Zukunft keine 
Aussicht besteht, die Bewegung werde unter den Industrie- 
arbeitern Boden gewinnen. | 

2. Immerhin mag es als eine Eigenheit unserer Genossen- 
schaftsbewegung betrachtet werden, daß Kreditgenossenschaften 
unter den verschiedenen Zweigen kooperativer Vereinigung vor- 
herrschen. Auf Grund der Statistiken, die das Ministerium für 
Ackerbau und Handel ausgab, stellt sich die Klassifikation der 
verschiedenen Arten in den Jahren 1909, IgII, r918 wie folgt: 


1909 IgII 1918 

Reine Kreditgencssenschaften . . .. . 1966 2534 3059 
34,0% 29,3% 24:4% 

Kreditgenossenschaften in Verbindung mit 1827 4032 7539 
anderen Genossenschaften . .... 32,1% 40,5% 00,2% 
Andere Genossenschaften als Kreditge- 1897 2097 1925 
nossenschaften . . 2222200. 33,3% 24,2% 15,4°%0 
100% 100% 100% 


Wie diese Ziffern zeigen, sind ungefähr ein Drittel aller 
Genossenschaften Kreditgenossenschaften, während die Zahl der 
Kreditgenossenschaften, die mit anderen Genossenschaftsarten 
verbunden sind, um ein Geringes zwei Drittel aller Genossen- 
schaften übersteigt. Auch in den westlichen Ländern, die für 
die Genossenschaftsbewegung in Betracht kommen, bestehen 
Kreditgenossenschaften in der Mehrzahl, ausgenommen in Eng- 
land, der Heimat der Konsumgenossenschaften. So erklärt sich 
die Folgerung, die Genossenschaftsbewegung Japans habe die 
gleiche Entwicklung genommen, wie in den meisten westlichen 
Ländern. Es mag aber auch mit Recht angenommen werden, 
die Zeit käme, wo die Bewegung unter den Industriearbeitern 
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Fuß faßt, und daß Konsumgenossenschaften sich zur Hauptart 
der Bewegung wie in England entwickeln werden. Doch ist 
vorerst die Ausbreitung der Bewegung auf ländliche Distrikte 
beschränkt, und wenig Hoffnung besteht, die gegenwärtige Lage 
könnte in nächster Zukunft ein anderes Gesicht annehmen. 

3. Als weitere Eigenart der japanischen Genossenschafts- 
bewegung mag angesehen werden, daß Genossenschaften mit 
beschränkter Haftpflicht an Zahl diejenigen anderer Haftungs- 
gestaltung übersteigen. Wie bereits vermerkt wurde, unter- 
scheidet das Genossenschaftsgesetz drei Arten der Haftpflicht, 
die unbeschränkte Haftung, die beschränkte Haftpflicht und die 
sichergestellte Haftpflicht (guarantee libility). Eine dieser For- 
men ist bei der Gründung jeder Genossenschaft zu wählen. 
Obgleich die frühen Förderer der Bewegung Anhänger Raiff- 
eisens waren und viele Genossenschaften, die sie errichteten, dem 
Raiffeisentyp folgten, sind doch die meisten dieser Genossen- 
schaften auf der beschränkten Haftpflicht aufgebaut. Die offi- 
zielle Statistik des Jahres 1918 gibt uns das prozentuale Verhält- 
nis der Genossenschaften nach den 3 Arten der Haftpflicht 
eingeteilt: 


mit beschränkter Haftpflicht . . 8987 71,8% 
mit unbeschränkter Haftung . . 3269 26,19%, 
mit sichergestellter Haftpflicht . 267 2,1%, 


Die Frage, ob beschränkte.oder unbeschränkte Haftung 
bei der Gründung von Genossenschaften vorzuziehen ist, hängt 
jeweils von der Art der kooperativen Vereinigung ab. Aber im 
Hinblick auf Darlehenskassen steht der Typus der Genossen- 
schaften mit unbeschränkter Haftung jenseits der Diskussion, 
wie sich auch aus der Tatsache zeigt, daß in westlichen Ländern 
die Mehrzahl auf unbeschränkter Haftung aufgebaut sind. 
Deutschland mag für die Auswirkung dieser Tendenz als ein 
besonders treffendes Beispiel erwähnt werden. Seltsam mag 
es daher erscheinen, daß beim Vorherrschen der Kreditgenossen- 
schaften in Japan die meisten dieser Genossenschaften sich auf 
beschränkte Haftung gründen. Ein Moment, welches der Tatsache 
Rechnung trägt, daß man in der Genossenschaftsbewegung 
Japans, die erst neueren Datums ist, noch nicht genügend in 
der Führung solcher Institutionen geübt ist. Hinzu kommt, 
daB der Gemeinschaftsgeist bisher wenig entwickelt ist und sich 
so das Zögern der einzelnen Genossenschafter erklärt, sobald sie 
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dem Risiko der unbeschränkten Haftung gegenübergestellt wer- 
den. Einige Arbeiten, die von der Genossenschaftsbewegung 
Italiens berichten, erwähnen die Tatsache, daß auch hier viele 
Kreditgenossenschaften, die ihre Verteidigung namentlich Luzatti 
verdanken, sich auf der beschränkten Haftpflicht aufbauen. 
Zweifelhaft ist, ob hierfür die gleiche Ursache in beiden Ländern 
entscheidend war, doch kann mit Sicherheit geschlossen werden, 
in jedem frühen Stadium kooperativer Verbindungen ist die 
Annahme des Prinzips 'der beschränkten Haftung unvermeid- 
lich, während das der unbeschränkten Haftung sich erst all- 
mählich im Laufe der Entwicklung der Genossenschaftsbewegung 
mit seinen Vorzügen durchsetzt. 

In Verbindung mit dem allgemeinen Vorherrschen der be- 
schränkten Haftung mag besonders im Hinblick auf Kredit- 
genossenschaften als Eigenheit japanischen Genossenschafts- 
wesens erwähnt werden, daß die Kassen die Mehrzahl aller Dar- 
lehen ihren Mitgliedern nur gegen Sicherheiten geben. Bei 
Fällen, wo diese ohne Sicherheit gewährt werden, sind die Be- 
träge entsprechend der Anteilhöhe des betreffenden Mitglieds 
beschränkt. Obgleich zwar genaue Statistiken hierüber nicht 
bestehen, wird die. Tatsache von allen zugegeben, die mit der 
Geschichte und Struktur dieser Genossenschaften vertraut sind. 
Ohne Zweifel widerspricht dieses Faktum der eigentlichen Natur 
der Kreditgenossenschaften, aber die gegenwärtige Zeit erfordert 
eine Kreditpolitik, die in den Grundsätzen der Darlehensgewäh- 
rung, sowie auch der Leitung solcher Genossenschaften den 
Mitgliedern gegenüber als äußerst zuverlässig und fest fundiert 
erscheint. Ein neuer Beweis für die Notwendigkeit gegenseitigen . 
Vertrauens und für den Mangel an kooperativem Geist inner- 
halb der japanischen Genossenschaften. Ä 


II. Die eigenständig japanischen Genossenschaften. 
I. Hotokusha. 


Die Genossenschaften japanischen Ursprungs sind in zwei 
Klassen einzuteilen, und zwar in die der Hotokusha und die 
der Verkaufsgenossenschaften. 

Die Hotokusha ist ein Typ von Kreditgenossenschaft, der 
durch Sontoku Ninomiya (1787—1845) eingerichtet wurde. In 
vieler Hinsicht gleicht sie der deutschen Kreditgenossenschaft 
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Raiffeisenschen Systems. Doch verdient ihre Charakteristik 
eine genaue Beachtung und ist von großem Interesse für das 
Studium des Genossenschaftswesens beider Länder. Ehe wir 


aber die Einzelheiten betrachten, vermag eine kurze Skizze 


‘der ökonomischen Lage jener Zeit, in der ihre Gründer lebten, 
Ursprung und Gestalt dieses Genossenschaftstyps klarer er- 
scheinen zu lassen. Gegen Mitte des letzten Jahrhunderts war 
Japan ein noch vornehmlich Ackerbau treibendes Land, und 
die große Mehrheit seiner Bevölkerung, die sich in einer sozial 
sehr elenden Lage befand, in der Landwirtschaft beschäftigt. 
Während nun die Intensivierung der Landwirtschaft keine Fort- 
schritte machte, die Produktion auf einem Stillstand verharrte, 
wuchsen die Kosten für den Lebensunterhalt; zugleich trat eine 
Steigerung des allgemeinen Lebensstandards ein, zwei Tendenzen, 
die die Ackerbau treibende Bevölkerung immer tiefer in Elend 
und Leiden drückten. Bauerngutsbesitzer und kleinere Pächter 
waren den Klauen von Wucherern ausgeliefert. Dorf auf Dorf 
bot den Anblick äußerster Verödung. Außerdem wuchsen die 
schweren Steuern, die der feudale Adel zur Deckung des 
Staatshaushalts erhob, von Jahr zu Jahr, und wurden aus- 
schließlich auf die Schultern dieser Ackerbau treibenden Be- 
völkerung abgewälzt. 

Sontoka Ninomiya, der Sohn eines armen Bauern der 
Provinz Sagami, folgte der Familientradition und widmete sich 
schon in jungen Jahren der landwirtschaftlichen Arbeit. Bei 
unermüdlichem Fleiß und Sparsamkeit machte er ein kleines 
Vermögen, dazu erwarb er sich unter seinen Standesgenossen 
den Ruf eines musterhaften Landwirtes. Sein Herr ermannte 

"ihn zum finanziellen Ratgeber, beauftragte ihn sogar mit der 
Ausarbeitung von Reformvorschlägen ın der Finanzierung und 
Verwaltung seines Gutsbezirkes. Eine Ehre, die in jenen Tagen 
schärfster Klassenunterschiede einem Bauern bisher nicht er- 
wiesen war. In wenigen Jahren hatte Ninomiya seine Arbeit 
fertiggestellt und trat von seinem Posten zurück. Er wurde dann 
noch von verschiedenen Herren eingeladen, die gleiche Arbeit 
bei ihnen vorzunehmen, bis er schließlich zum finanziellen Rat- 
geber des Gutsbezirks von Nikko ernannt wurde, der den Shoguns 
gehörte. In diesem öffentlichen Amte setzte er seine Bemühungen 
um materielle und geistige Hebung der Ackerbau treibenden 


Bevölkerung auf dem Wege privater Anregungen fort, und als 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 3. 48 
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das bemerkenswerteste Ergebnis zählt die Gründung der Hoto- 
kusha. Allgemein gesprochen ist Hotokusha seiner Art nach 
eine Kreditgenossenschaft; doch zeigt die genauere Prüfung 
ihrer Struktur und Funktionen, daß eine neue ökonomische 
Doktrin, diesich von Ninomiya herschreibt, ihr Rückgrat bildet. 
Kurz gefaßt handelt es sich um folgende Doktrin: 

Das bestimmende Moment seiner ökonomischen Theorie ist 
nicht Egoismus, sondern Altruismus. Er meinte, wirtschaft- 
liches Handeln müßte von moralischen Prinzipien geregelt wer- 
den. Hierin gleicht vieles den Ideen sozialer Reform, wie sie 
in neuerer Zeit von einigen Oekonomen in Europa verteidigt 
wurden, die bei Betrachtung sozialökonomischer Fragen zur 
Betonung des ethischen Moments hinneigen. »Hotokusha«, das 
bedeutet die Gesellschaft der Hotoku-Doktrin, wobei »sha« 
Gesellschaft heißt, und »Hotoku« der Name dieser ökonomischen 
Doktrin ist. Die buchstäbliche Uebertragung des Wortes »Hotoku« 
wäre »die Wiedererstattung eines Geschenks für ein Geschenk«. 
Oder übertragen: niemand kann sein Leben ohne Mitwirkung 
der andern führen, sowohl seines Standes wie hinsichtlich seines 
Volkes als einem Ganzen. In Korrespondenz dazu besteht die 
Verpflichtung zum Gegendienst. Das wirtschaftliche Handeln 
eines jeden Menschen sollte statt von selbstsüchtigen Motiven 
durch dieses altruistische Gefühl gelenkt werden. Das ist die 
Grundidee der Hotoku-Doktrin. Unter diesem Gesichtspunkt 
erschien es als bestes Mittel zur Hebung der elenden ländlichen 
Bevölkerung, Kreditgenossenschaften zu gründen, die im Sinn 
der Hotoku-Doktrin von dem Gedanken gegenseitiger Hilfe 
und Solidarität getragen sind. Ninomiya gab den Rest seines 
Lebens der Errichtung von Hotokushas in den ländlichen Di- 
strikten hin. 

Die nähere Gestalt und Arbeitsweise der Hotokusha er- 
weist, daß sie viele Züge mit den Kreditgenossenschaften Raiff- 
eisenscher Observanz gemeinsam hat. Wie dort liegt nämlich 
auch hier der Schwerpunkt auf der moralischen Seite sowie auf 
der Bevorzugung der ländlichen Bevölkerung gegenüber der 
Industrie. Dennoch zeigen sich in einzelnen Punkten Unter- 
schiede. Die Hotokusha teilt ihr Kapital in zwei Rubriken: ı. ein 
Darlehensfond, 2. ein Fond für charitative Zwecke. Zu eins 
fließen die Kapitalbeiträge, die von den einzelnen Mitgliedern 
monatlich in kleinen Raten entrichtet werden, sowie die Spar- 
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vinlagen der verschiedenen Mitglieder. Aus ihm werden die 
Darlehen bestritten. Der zweite Fond besteht aus freiwilligen 
Zuschüssen von Mitgliedern und Personen, die sich für die Arbeit 
der Gesellschaft interessieren, ferner aus einem gewissen Ueber- 
schuß der zurückgezahlten Darlehen. Aus ihm werden einmal 
hilfsbedürftige Mitglieder und andere Dörfler unterstützt, zum 
andern gehen daraus Spenden an öffentliche Institutionen und 
Werke, als da sind Bildungsinstitute, Wohlfahrtseinrichtungen 
und landwirtschaftliche Schulen, die der Vervollkommnung der 
Agrartechnik dienen. 

Darlehen, die Mitgliedern gewährt werden, sind nicht ohne 
weiteres zinspflichtig. Doch wird das Mitglied bei Rückzahlung 
ersucht, eine geringe Summe über den entliehenen Betrag zurück- 
zuerstatten. Diese Appellation an die »Ehrenpflicht« entspricht 
dem Zins, und daß er auf so besondere Weise eingetrieben wird, 
ist charakteristisch für diesen Genossenschaftstyp, bei dem 
moralische Erwägungen über den ökonomischen stehen. Das Dar- 
lehen muß für gewöhnlich auf mindestens ein halbes Jahr genom- 
men werden. Des öfteren werden auch Darlehen ohne Zins oder 
»Ehrenpflicht« als Belohnung für gute Führung an solche Mit- 
glieder gewährt, die sich durch Fleiß und Sparsamkeit aus- 
zeichneten oder Dorfgenossen wohltätige Dienste erwiesen. 

Betrachtet man nun die Verteilung der Gewinne, die sich 
aus den Darlehen realisieren, so tritt der moralische Charakter 
noch klarer zutage. Ein Teil wird in einer jährlich festgesetzten 
Quote dem Anteilbetrage der einzelnen gutgeschrieben, der 
Rest nicht verteilt, sondern einem Wohltätigkeitsfond über- 
wiesen. Die Gutschrift auf die Anteile kann von den Mitgliedern 
nicht eingefordert werden, sondern wird als vermehrter Kapital- 
anteil auf den einzelnen Konten geführt und als Fond zur Finan- 
zierung von Darlehen benutzt, so daß die Höhe der Anteile und 
damit auch der Darlehensfond proportional wachsen. Um je- 
doch der bei völliger Einbehaltung der Gewinnteile möglichen 
Unzufriedenheit vorzubeugen, wird eine gewisse Quote von der 
Akkumulation der Anteile den Mitgliedern in einem festen Inter- 
vall von Io oder 15 Jahren ausgezahlt. Dieser sinnreiche Plan 
der Gewinnverteilung mag als ein weiterer Beweis des mora- 
lıschen Charakters der Hotokusha verzeichnet werden. 

Die erste Hotokusha soll von Ninomiya in der Provinz 


Sagami eingerichtet worden sein, doch ist das genaue Datum 
48 * 


742 K. Kuwata, 


unbekannt, mag aber kurz vor dem Sturze des Shogunats liegen. 
Seitdem bildete sich eine Genossenschaft nach der andern, vor- 
nehmlich im Südosten Japans. Da genaue Statistiken bisher 
noch immer Wunsch geblieben sind, kann die augenblickliche 
Ziffer von Hotokushas nicht bestimmt ermittelt werden. Doch 
haben sie nach einer offiziellen Enquete in den letzten Jahren 
die Tausend erreicht, und ihre Mitgliederziffer beträgt nahezu 
schon hunderttausend. 

Außerdem mag hier bemerkt werden, daß vom gesetzlichen 
Standpunkt die Hotokusha als eine Institution der öffentlichen 
Wohlfahrt fungiert und nicht zu den Genossenschaften zählt, 
die unter das oben erwähnte Gesetz fallen. 

Ueber die weitere Entwicklung der Hotokusha bestehen 
geteilte Meinungen. Zuerst sei erwähnt, daß in diesem Typ 
einer Kreditgenossenschaft, verglichen mit dem Raiffeisenschen 
System, zu viel Gewicht auf die moralische Seite gelegt ist und 
daher die ökonomischen Wünsche der Bauernschaft nicht vollauf 
befriedigt werden können. Einige ihrer Gründer waren der 
Meinung, daß moralische Hebung allein, nicht ökonomische 
Verbesserung, Grundsatz dieser Institution sein sollte. Auch 
heute noch besteht eine große Anhängerschaft, die diesen Ge- 
dankengang teilt und dazu neigt, die Darlehenstätigkeit zu 
vernachlässigen. Weiter sind Struktur dieser Gesellschaft und 
Gang ihrer Arbeitsweise veraltet und zu kompliziert, um sich 
den gegenwärtigen Gebräuchen des wirtschaftlichen Verkehrs 
anzupassen. Wie schon oben erwähnt wurde, gilt als ein Prinzip 
der Hotokusha, die Gewinne (dividends) nicht jährlich aus- 
zuschütten, obwohl eine jährliche Ausschüttung nicht nur in 
Handelsgesellschaften üblich ist, sondern auch in jeder anderen 
Art von Genossenschaft stattfindet. Diese beiden Gründe mach- 
ten sich in der Entwicklung der Institution als sehr hinderlich 
bemerkbar. Gewisse Umstände lassen darauf schließen, daß 
eine Tendenz sich durchringt, Struktur und Arbeitsmodus der 
Hotokusha nach dem Raiffeisenschen System zu rekonstruieren. 
Auch in diesem Falle würde noch der Geist der Hotoku-Doktrin 
gewahrt bleiben. 


2. Verkaufsgenossenschaften. 


Nächst der Hotokusha ist die Verkaufsgenossenschaft die 
wichtigste Genossenschaft japanischen Ursprungs, ein Typ, der 
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zuerst unter den Rohseidespinnern der Provinz Gumma im 
Jahre 1878 gebildet wurde. Diese Provinz war früher ein Zentrum 
der Rohseidenindustrie, besonders der Handspinnerei kleineren 
Umfangs; während Nagano, eine Nachbarprovinz, das gleiche 
Gewerbe mit Dampfhaspeln in oft großen ‘Fabriken betrieb. 
Unter dem Shogunat wurde Rohseide ausschließlich mittels 
Handspinnerei fabriziertt, doch begann mit Einführung der 
Dampfhaspel am Anfang der Meija-Aera für die kleinen Spinner 
Gummas die Schwierigkeit mit Unternehmern zu konkurrieren, 
die im Besitze von Dampfhaspeln waren. Eine harte Prüfung 
für sie. Hinzu kam, daß infolge des schnellen Anwachsens des 
Rohseidenexports dieser zu einem Hauptprodukt des Außen- 
handels wurde, was die Anwendung von Verbesserungen im 
Produktionsprozeß nahe legte. Trotz der offensichtlichen Not- 
wendigkeit schenkten die kleinen Spinner Gummas diesem Um- 
stande keine Beachtung und neigten eher dazu, Waren schlechter 
Qualität herzustellen, was ein ständiges Sinken des Preisniveaus 
nach sich zog. Im Jahre 1878 fand dann zwischen einigen Spinnern 
der Provinz Gumma eine Konferenz statt, wo Maßnahmen zur 
Lösung der Schwierigkeit und Behebung des Uebels besprochen 
wurden. Man beschloß die Einrichtung einer Verkaufsgenossen- 
schaft auf solidaristischer Grundlage. Diese Genossenschaft 
hieß Usuisha, und Mojura Hagiwara wurde mit zwölf Assistenten 
zum Leiter ernannt. Anfangs umfaßte die Genossenschaft nur 
eine kleine Anzahl Spinner dieser Provinz. Wenige Jahre später 
machte sie in ihrer Ausdehnung Fortschritte, und als dann Ryo- 
taro Hagiwara seinem älteren Bruder in der Leitung folgte, 
benutzte er seinen größten Einfluß, um die Weiterentwicklung 
der Genossenschaft zu fördern. Er verblieb bis ıgIo in seiner 
Stellung. 

In der gleichen Provinz bildeten sich noch zwei weitere 
Genossenschaften innerhalb der Seidenindustrie nach dem Muster 
der Usuisha, was Struktur und Arbeitsmodus anbetrifft. Beide 
erlangten jedoch nur sekundäre Bedeutung. Die eine, die 
im Jahre 1880 zusammentrat, ist die Kanrasha; die andere 
Shimonitasha genannt, wurde 1893 gegründet. Diese drei Ge- 
nossenschaften kann man als die Pioniere jener besonderen 
Art der Genossenschaftsbildung Japans bezeichnen. 

Struktur und Arbeitsmodus aller dieser Institutionen, von 
denen Usuisha als Typ genommen sei, ist kurz folgender: Die 
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Genossenschaft besteht aus einer Zentrale und mehreren Filialen. 
Die Ausdehnung der Zweiggenossenschaft beschränkt sich auf 
ein Dorf, die Mindestzahl ihrer Mitglieder soll 30 betragen, und 
der Mindestertrag ihrer Gesamtproduktion darf nicht unter 
200 Kwan sinken. Jede Zweiggenossenschaft kann selbständig 
einige von ihren Mitgliedern gezeichnete Fonds besitzen. Nicht 
nur kleine Seidenspinner zählen zu Mitgliedern, sondern auch 
Bauerngutsbesitzer und Pächter, die die Produktion von Roh- 
seide im Nebengewerbe betreiben. Außerdem finden sich noch 
einige Schullehrer und kleine Beamte unter den Mitgliedern. 
die in Heimarbeit fabrizieren. 

Die Genossenschaften arbeiten so, daß die Rohseide, die 
die einzelnen Mitglieder produzieren, ins Lager der Dorffiliale 
gebracht, dort einem Reinigungsprozeß unterworfen wird. Dann 
wird sie dem Bureau der Zentralgenossenschaft überwiesen, wo- 
selbst sieeiner genauen Prüfung auf Beschaffenheit unterzogen und 
nach fünf Qualitäten klassifiziert wird. Jede Sorte wird einzeln 
mit einer besonderen Handelsmarke versehen verpackt. Der 
erste Markt für sie ist der Markt von Jokohama. Die Erträgnisse 
werden den einzelnen Mitgliedern durch die Filialen ausbezahlt. 
Die Abrechnung weist aber als Eigentümlichkeit folgendes auf: 
Die Abrechnungstermine sind vierteljährlich. Für jede Sorte 
gesondert wird der Durchschnittspreis des Vierteljahrumsatzes 
errechnet, und es wird den Mitgliedern nicht der jeweils erzielte 
Marktpreis gutgeschrieben, sondern dieser errechnete während 
des Quartals erzielte Durchschnittspreis, der dann nach Quartals- 
abschluß den Mitgliedern von der Zentralgenossenschaft in bar 
ausbezahlt wird. Mitglieder, die vor Ablauf des Quartals Geld 
benötigen, können von der Zentrale durch die Filialen Vor- 
schüsse erhalten, jedoch nur bis zu einem gewissen Prozentsatz 
des Quartalertrags ihrer durchschnittlichen bisherigen Lieferung. 
Der Vorschuß wird mit Zinsen bei der nächsten Abrechnung 
verrechnet. 

Wir sahen, daß das Kapital der Zentrale und der Filialen 
von verschiedenen Mitgliedern gezeichnet wird. Diese Kapital- 
fonds werden zu bestimmten Anschaffungen benutzt, wie von 
Gebäuden, Grundstücken und anderem Notwendigem. Die 
laufenden Ausgaben hingegen werden durch jährliche Erhebungen 
von den einzelnen Mitgliedern im Verhältnis zum Erlös ihrer 
Produkte bestritten. Reservefonds, die auf gleiche Weise wie 
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die laufenden Ausgaben gebildet werden, dienen zur Deckung 
der möglichen Verluste, die sich aus der Bevorschussung von 
Mitgliedern ergeben. Zu Ende einer jeden Periode von fünf 
Jahren kann der Rest dieser Reservefonds, falls ein solcher 
vorhanden, in zwei gleiche Beträge geteilt werden, von denen 
der eine dem Genossenschaftskapital zugeschrieben wird, wäh- 
rend der andere an Mitglieder im Verhältnis zur Höhe ihrer 
Anteile ausgestreut wird. 

Es sei hier die Statistik der Verkaufserträge mitgeteilt, 
die die Usuisha erzielte. Genaue Statistiken der übrigen Ge- 
nossenschaften wurden bisher nicht aufgestellt. 


1900 2083858 Yen 1900 3 939 279 Yen 
1901 20609 317 » 1907 4 589984 » 
1902 2 909 957 > 1908 4417043 >? 
1903 3457 399 » 1909 4586 091 » 
1904 3 700 592 » I9IO 4 352 3°2 >» 
1905 3 374976 » 1916 0479833 » 


Was die Mitgliederzahl betrifft, so können unter gegen- 
wärtigen Bedingungen nur annähernde Ziffern gegeben werden, 
und zwar: Usuisha mit ungefähr 30 000, Kanrasha mit ungefähr 
16 000, Shimonitasha mit ungefähr 4000 Mitgliedern. 

Im Jahre 1910 wurde die Struktur dieser Genossenschaften 
unter dem Genossenschaftsgesetz einer Umbildung unterzogen, 
was das Verhältnis der Zentrale zu den Filialen betrifft. Bisher 
lag der Nachdruck auf der Zentralgenossenschaft, und die Filialen 
wurden als untergeordnet betrachtet. Jetzt erhielten alle Zweig- 
stellen eine eigene, unabhängige gesetzliche Stellung und wurden 
als Kredit- und Verkaufsgenossenschaften eingetragen, wobei 
die Zentrale nur als der Verband der einzelnen Genossenschaften 
fungiert. Doch dieser Wechsel bezieht sich lediglich auf 
die gesetzliche Form und brachte, was Arbeitsweise und finanzielle 
Handhabung innerhalb der Genossenschaften anbelangt. keine 
Veränderung. 


III. Schlußbetrachtung. 


Soweit ist die Japanische Genossenschaftsbewegung in großen 
Zügen dargelegt. Zum Schluß seien noch einige Worte hinzu- 
gefügt. 

Wie bereits erwähnt, hat die japanische Genossenschafts- 
bewegung zwei ihrem Ursprung nach völlig verschiedene Ten- 
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denzen. Dieeine, die in Japan selbst entstand, und die andere, 
die sich unter dem Einfluß europäischer Ideen bildete. Diese 
letztere, zugleich jüngere Richtung wuchs schneller und gewann 
bereits weitere Ausdehnung als die erste, eine Tatsache, die 
allen denen, die der Bewegung nahe stehen, wohl bekannt ist. 
Die Verkaufsgenossenschaften, die zu der ersteren, früheren 
Art gehören, haben eine Umbildung erfahren und wurden den 
Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes angepaßt, dessen 
Aehnlichkeit in den Hauptpunkten mit denen Deutschlands 
kaum bezweifelt werden kann. So hat sich auch der Charakter 
dieser Genossenschaften mehr und mehr dem des deutschen 
genähert. Die Hotokusha bewahrte bisher ihre ursprüngliche 
Form und scheint jenseits der Reichweite westlicher Einflüsse 
zu stehen. Unter einigen Führern der Bewegung herrscht auch 
die Meinung, eine Reorganisation ihrer Art nach europäischen 
Darlehenskassen sei ohne Schädigung der Bewegung nur möglich 
unter Beibehaltung der für sie typischen moralischen Hotoku- 
Doktrin. Setzt man alle diese Symptome in Anrechnung, so 
mag man zwar zu der Annahme neigen, die westlichen Tendenzen 
würden bald in der Genossenschaftsbewegung die Oberhand 
gewinnen und Schritt für Schritt die Genossenschaften japani- 
schen Ursprungs verdrängen. Diese Prophezeiung wird durch 
die Tatsachen aber kaum gerechtfertigt. Denn bei der Reorgani- 
sation der Verkaufsgenossenschaft wurde außer der gesetzlichen 
Form nichts Neues eingeführt, insbesondere, was Arbeitsweise 
und Finanzgebarung betrifft, blieben diese früheren Systeme 
ohne jede Veränderung. Auch innerhalb der Hotokusha sind 
keine Anzeichen bemerkbar, die auf Aufgabe des Charakters 
der Ninomiya-Doktrin schließen lassen, wenn auch die Struktur 
nach westlichen Prinzipien reorganisiert werden mag. So wird 
die Harmonie beider Tendenzen gewahrt bleiben und Hand in 
Hand miteinander werden sie sich weiter ausbreiten. 

Der andere Punkt, der hinsichtlich der japanischen Genossen- 
schaftsbewegung im allgemeinen besonders beachtet werden muß, 
ist die Abneigung der Industriearbeiter gegen jede Art von Koope- 
ration, selbst gegen Konsumgenossenschaften. Der Grund wurde 
bereits dargelegt. Eine schwierige Frage bleibt, ob die Ursachen, 
die bisher der Entwicklung in dieser Richtung hinderlich waren, 
auf die Dauer bestehen bleiben oder nicht. Allgemein gesprochen 
mag es immerhin seltsam erscheinen, daß unter den Industrie- 
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arbeitern, von denen Japan bereits mehr als 2 Millionen besitzt, 
so wenig genossenschaftliche Magazine bestehen, und auch in 
Zukunft keine versprechenden Anzeichen sichtbar sind. Ein 
bemerkenswerter Defekt in der sozialen Bewegung dieses Landes. 
Doch ist immerhin zu hoffen, daß bald die Zeit kommt, wo Sozia- 
listen, besonders führende Genossenschaftler, ihren äußersten 
Einfluß geltend machen werden, um unter der Klasse der Indu- 
striearbeiter zur Hebung dieses Zweiges unseres Genossenschafts- 
wesens beizutragen. 
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Betrachtungen zu Schumpeters Aufsatz: »Sozialistische Möglichkeiten 
von heute«. 


Von 


CARL LANDAUER. 


In seiner Abhandlung im Aprilheft des Archivs hat Schum- 
peter unter anderem auch die Frage angeschnitten, inwiefern 
die Durchführung der Sozialisierungsaktion eine bestimmte Ge- 
staltung der politischen Verfassung voraussetze und welche 
Formen für die Verfassung eines sozialistischen Gemeinwesens 
denkbar seien. Er ist unter jedem dieser beiden Gesichts- 
punkte zu einer Ablehnung des parlamentarischen Systems und 
zu einer Bejahung des Rätesystems gekommen. Soweit seine 
Ausführungen sich mit dem ersten Problem befassen, mit der 
Frage also, ob in der Zeit eines Ueberganges von der kapitalisti- 
schen zur sozialistischen Wirtschaftsordnung Parlamentarismus 
eine mögliche Verfassungsform darstelle, müssen hier einige kurze 
Bemerkungen genügen, da jede eingehendere Auseinander- 
setzung bei dem grundsätzlichen Charakter der Probleme in eine 
Abhandlung großen Umfangs ausarten müßte. 

Schumpeter ist der Ansicht, daß das Ringen um die soziale 
Neuordnung den Rahmen des Parlaments sprengen oder min- 
destens zu einem gegenseitigen Sichmattsetzen der Parteien 
führen müsse. Nur unter einer Voraussetzung würde das 
zutreffen: Wenn nämlich in der Uebergangszeit vom Kapitalismus 
zum Sozialismus der Kampf der Klassen die allein dominierende 
Tatsache des menschlichen Zusammenlebens wäre. Dann aller- 
dings würde jede Klasse alle sonstigen Rücksichten und Interessen 
zurückstellen hinter dem einen Ziel: Eigener Sieg und Nieder- 
lage der anderen. Wo sich unter solchen Verhältnissen die Par- 
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teien gegenseitig Konzessionen machen, da geschieht es nur zum 
Zweck der gegenseitigen Ueberlistung; parlamentarische Ein- 
richtungen können hier nicht funktionieren, weil kontradiktorische 
Gegensätze notwendig zur Lahmlegung des parlamentarischen 
Apparates führen. Aber solche Verhältnisse liegen nicht vor, 
auch in keinem Stadium des Uebergangs zum Sozialismus. Das 
Zusammenleben der Menschen wird nicht nur vom Gegensatz 
der Klassen beherrscht, sondern ebensosehr von der Notwendig- 
keit ihres gemeinsamen Kampfes gegen die Hemmungen, welche 
die Natur der Bedürfnisbefriedigung aller auferlegt. Das ist eine 
banale Tatsache, aber sie wird von den Vertretern eines über- 
spitzten Klassenkampfgedankens so oft vergessen, daß nichts 
übrig bleibt als an sie zu erinnern. Weil es Interessen gibt, die 
alle Klassen gemeinsam zu wahren haben, besteht die prin- 
zipielle Möglichkeit, daß sie um dieser Solidarinteressen willen 
ihren Kampf an bestimmte Regeln binden. Diese Möglichkeit 
hat sich bisher in weitem Umfange verwirklicht, sonst hätten 
wir noch viel öfter Bürgerkrieg erlebt. Man mag für die Zukunft 
Gründe genug finden, die eine Verschärfung des Kampfes er- 
warten lassen und es ist gewiß wahrscheinlich, daß in’der Hitze 
des Klassenkampfes an die Solidarinteressen mehr als einmal 
vergessen wird. Aber da die gemeinsamen Interessen nicht weniger 
real sind als die Kampfinteressen, so wird sich ihre Außeracht- 
lassung eben rächen und der entstandene Schaden wird zu ihrer 
Beachtung zurückführen. Dies alles spricht dafür, daß die 
Sozialisierung wohl zu Krisen des parlamentarischen Systems. 
aber nicht zu seiner Sprengung oder dauernden Lahmlegung 
führt und die Ansicht bleibt erlaubt, daß die parlamentarische 
Demokratie die relativ tauglichste Lebensform auch in der 
Uebergangszeit zum Sozialismus darstellt. 

Noch ein weiterer Grund läßt sich dafür geltend machen. 
Alle ernstzunehmenden Wirtschaftspolitiker aller Lager sind sich 
darüber einig, daß durch die bloße Verwirklichung des sozialisti- 
schen Verteilungsprinzips für das wirtschaftliche Ziel des Sozialis- 
mus außerordentlich wenig zu gewinnen ist und daß seine Bedeu- 
tung für die wirtschaftliche Hebung der unteren Schichten ge- 
sucht werden muß in einer Steigerung der Produktivität }). 


1) Einige Sätze Schumpeters würden die Deutung zulassen, daß er an die 
Fähigkeit des Sozialismus, das Sozialprodukt zu steigern, nicht glaubt. Wollte 
man aber diese Stellen so auffassen, dann wäre nicht mehr ersichtlich, warum 
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Das wichtigste Stück vom wirtschaftlichen Sinn des Sozialismus 
läßt sich also prinzipiell verwirklichen, ohne daß den Individuen 
aus den oberen Schichten ihr Einkommen auch nur geschmälert 
wird. Nun ist gewiß dieser wirtschaftliche Sinn nicht der einzige 
Oucll sozialistischen Strebens. Es ist oft genug und auch von 
Schumpeter wiederum hervorgehoben worden, daB ein guter 
Teil dieses Strebens aus Machtwillen entspringt, der durch 
rationale wirtschaftliche Ueberlegungen nicht widerlegt werden 
kann. Aber klar ıst doch auch, daß dieser Machtwille allein als 
Motor der sozialistischen Bewegung nicht entfernt ausreichen 
würde, daß wichtiger als er doch der Glaube ist, es könne durch 
den Sozialismus eine Erleichterung in der wirtschaftlichen Lage 
der unteren Klassen eintreten. Würde dieser Glaube entfallen, 
so würden die Sozialisten keine große Bewegung mehr, sondern 
höchstens noch eine Sekte bilden können. Daraus ergibt sich, 
daß der Sozialismus zwar gewiß nicht ganz, aber doch in seinem 
wichtigsten Stück eine Angelegenheit der wirtschaftlichen Organi- 
sationstechnik ist, die, wenn man sie rätional betrachtet, so wenig 
sich dazu eignet, als Machtproblem behandelt zu werden, wie 
irgendeine Verbesserung der Produktionstechnik. Der Sozialis- 
mus kann in Hinblick auf das Verteilungsprinzip Konzessionen 
machen, ohne sich selbst aufzugeben, und deshalb ist mit einer 
äußersten Zuspitzung des Kampfes bis zur gegenseitigen Sabotage 
nicht zu rechnen. 

Im Streit der Tagesmeinungen freilich erscheint das Problem 
des Sozialismus in uneingeschränktem Sinne als Machtproblem, 
und das ist leicht begreiflich. Denn weder der sozialistische An- 
griff noch die bürgerliche Abwehr wären zu organisieren, wenn 
nicht auf der einen Seite die Vorstellung beherrschend wäre, 
daß es sich darum handelt, den Reichen ihre übermäßigen Portio- 
nen zugunsten der Armen abzunehmen, auf der anderen Seite, 


er eine Tendenz zur Sozialisierung für gegeben hält. Der Machtwille der 
Arbeiterschaft allein reicht dazu doch wohl auch nach seiner Auffassung 
nicht aus, zumal da er ja ihr Streben nach Sozialisierung für psychisch wenig 
tief verankert hält. Außerdem erscheint es bei seiner betonten Stellungnahme 
gegen den Voluntarismus als höchst unwahrscheinlich, daß er dem aus Macht- 
instinkten geborenen bewußten Wollen einer Menschenklasse die entschei- 
dende Bedeutung zusprechen will. Sonach muß angenommen werden, daß 
er die prinzipielle Ueberlegenheit der sozialistischen Wirtschaftsordnung für 
den Zeitpunkt ihrer Reife nicht bestreitet, sondern daß seine dieser Deutung 
fähigen Bemerkungen nur von gewissen oberflächlichen Kritiken der kapi- 
talistischen Wirtschaftsordnung abrücken und außerdem die Upvermeidlich- 
keit von Uebergangsschädigungen hervorheben wollen. 
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daß es gelte, die Einkommen der Schichten von Besitz und 
Kultur gegen den Zugriff der neidischen Menge zu verteidigen. 
Aber daß Kapitalismus und Sozialismus beide den Kampfmythos, 
den sie brauchen, nicht abschwächen lassen wollen, darf natür- 
lich die wissenschaftliche Betrachtung nicht beeinflussen. 
Schumpeter gibt aber noch einen zweiten Grund an, weshalb 
Sozialisierung sich mit parlamentarischer und überhaupt demo- 
kratischer Staatsverfassung nicht vertrage; er weist mit einem 
Zitat aus Lenin darauf hin, daß »widerspruchslose Unterordnung 
der Massen unter den Willen der Leiter des Arbeitsprozesses« 
beim Uebergang zum Sozialismus unbedingt nötig und die »demo- 
kratische Phraseologie« hier störender sei als je. Nun ist es 
sicherlich in der Uebergangszeit zum Sozialismus überhaupt un- 
möglich, ein politisches System anzunehmen, dessen Phraseologie 
einer unbedingten Unterordnung der Massen unter die Leiter des 
Arbeitsprozesses nicht zuwider wäre. Eine solche Unterordnung 
harmoniert nur mit der Phraseologie der autoritären Systeme, 
die Tradition voraussetzen und die als Verfassungsform für den 
Uebergang zum Sozialismus ausscheiden, solange man nicht den 
Papst oder die Hohenzollern für die Sozialisierungsidee gewinnen 
kann. Insbesondere ist der Widerspruch zwischen der notwen- 
digen Unterordnung des Arbeiters und der Phraseologie aus dem 
Ideenkreise der Diktatur des Proletariats, die doch den Arbeiter 
zum Herren machen will, noch wesentlich größer als der Wider- 
spruch zur demokratischen Phrase. Der Konflikt mit der Phraseo- 
logie muß also auf jeden Fall bestanden werden, und im Grunde 
genommen kommt doch auf die Atmosphäre von Redensarten, 
die sich um eine bestimmte politische Form gebildet hat, viel 
weniger an als auf die in der Konstruktion dieser Form liegenden 
Eigenschaften. Ob die parlamentarisch-demokratische Form eine 
scharfe Arbeitsdisziplin erträglicher macht und ihr dadurch 
Dauer verbürgt, das allerdings wird für ihre Brauchbarkeit in 
der Uebergangsperiode zur sozialistischen Wirtschaft und auch 
in dieser selbst von größter Bedeutung sein. Und hier dürfte 
das Urteil absolut zugunsten der demokratisch-parlamentarischen 
Regierungsform ausfallen: Diejenige Form, die der Masse den 
unmittelbarsten Einfluß auf die Führerauswahl gewährt, sichert 
am besten, daß sie sich den Führern fügt. Straffe Einordnung 
des einzelnen in den ökonomischen Apparat einer zentral ver- 
walteten Gesellschaftswirtschaft macht wahrscheinlich schon als 
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inneres Gegengewicht größtmögliche politische Freiheit unent- 
behrlich. 

Damit haben wir bereits etwas gegen den zweiten Teil der 
Betrachtungen Schumpeters über den Parlamentarismus gesagt, 
in dem er darzulegen versucht, daß auch die vollendete sozialisti- 
sche Wirtschaftsordnung den Parlamentarismus nicht als Ver- 
fassungsform annehmen könne. Er hält dies schon deshalb für 
unmöglich, weil im Sozialismus Parteien im heutigen Sinne un- 
denkbar seien. Weil »das Parlament seinem Wesen nach eine 
Vereinigung von Klassenorganisationen ist und diese Klassen 
heute vor allem nach ihrer Stellung zum Problem der Herrschaft 
über die Produktionsmittel orientiert sind, so müßte es nach 
durchgeführter Sozialisierung offenbar seinen Sinn verlieren und 
so müßten die spezifisch parlamentarischen Methoden, die gerade 
auf diesen Kampf zugeschnitten sind, unzweckmäßig werden«. 
Es kann nicht zugegeben werden, daß die parlamentarischen 
Methoden gerade auf den Kampf um die Ordnung des Besitzes 
der Produktionsmittel zugeschnitten sind. Die parlamentarischen 
Methoden setzen nicht einen bestimmten Gegensatz, son- 
dern nur überhaupt Parteigegensätze in der Gesellschaft voraus. 
Wird es solche in der sozialistischen Wirtschaftsordnung geben ? 
Marx und Engels hätten diese Frage sicherlich verneint; sie 
hätten sich auf den Standpunkt gestellt, daß mit dem, was sie 
allein als Klassengegensätze ansahen, auch das ganze Partei- 
wesen verschwinden würde. Heute aber kann kaum ein Zweifel 
sein, daß diese Ansicht nicht zutrifft. Ein Gegensatz, der in der 
sozialistischen Gesellschaft dauernd vorhanden ist und mit poli- 
tischen Machtmitteln ausgekämpft werden muß, ist der zwischen 
den Bestrebungen auf absolute Gleichheit der Einkommen und 
den Bestrebungen auf Bevorzugung der qualifizierten (geistigen 
und gelernten) Arbeiter. Dazu kommen Weltanschauungs- 
gegensätze: Es wird für absehbare Zeit stets eine kirchliche Partei 
geben. Und schließlich wird auch ein Gegensatz in der Frage 
bestehen, inwieweit eine Uniformität der Weltkultur anzustreben 
oder die partikulare Eigenart der Nationalkultur auch mit Opfern 
zu schützen sei. So ist es recht wahrscheinlich, daß die heutigen 
großen Parteigruppen ihre unmittelbare organisatorische Fort- 
setzung in der sozialistischen Gesellschaft finden werden, mit 
Ausnahme etwa der bürgerlichen Demokratie, die nach 
Beseitigung der individualistischen Wirtschaftsform wohl in 


Sozialismus und parlamentarisches System. 753 


der sozialistischen Partei der qualifizierten Arbeiter aufgehen 
wird. | 

Mit alledem wird aber nur bewiesen, daß aus der Eigenart 
der Sozialisierungsaufgabe und der sozialistischen Wirtschafts- 
ordnung selbst kein Argument gegen die Brauchbarkeit des 
parlamentarischen Systems als Verfassungsform der Zukunft ab- 
geleitet werden kann. Wie aber, wenn der Parlamentarismus 
aus inneren Gründen, die mit Sozialismus und Sozialisierung 
gar nichts zu tun haben, zur Entartung verurteilt ist? Schum- 
peter glaubt eine solche Entartungstendenz zu sehen. Er stützt 
sich dabei auf oft vorgebrachte Bedenken, deren Berechtigung 
durch den Verlauf der Entwicklung in unserem Zeitalter immer 
mehr bestätigt werde: Der Wähler entscheide nicht nach eigener 
Ueberzeugung, sondern er sei das »Objekt einer psychotechnischen 
Maschine«, der einzelne Abgeordnete habe gar nichts zu sagen, 
das Parlament überhaupt finde »gewisse Aufgaben samt ihren 
Lösungen sich jeweils zwingend aufgedrängt«, kurz, man sehe 
immer mehr, »wie machtlos das rationelle Argument, wie all- 
beherrschend der technische Gesichtspunkt und das persönliche 
oder Gruppeninteresse . . ., wie selbst schwerste Schicksalsfragen 
zu Vehikeln der Wahlmache und gegenseitiger Dupierung wur- 
den«. 

Man ist angesichts solcher Einwände immer versucht zu 
fragen: Ja, wenn kein parlamentarisches System, was dann? 
Etwa persönliche Diktatur oder Klassendiktatur? und wenn 
persönliche Diktatur, wie hofft man die Nachteile unkontrollierter 
Einzelherrschaft zu vermeiden, oder glaubt man, daß diese 
geringer scien als die Schattenseiten selbst eines entarteten 
Parlamentarismus? Wenn aber Klassendiktatur, durch welche 
Organe könnte sie ausgeübt werden, die nicht alsbald die Schwä- 
chen des Parlaments aufweisen würden ? Vielleicht hätten diese 
Fragen, auf die ja das Schlagwort »Rätesystem« nur eine ganz 
unzureichende Antwort gibt und die ja ebenso alt sind wie die an- 
gedeuteten antiparlamentarischen Argumente, auch Schumpeter 
gegenüber eine gewisse Berechtigung. Aber wenn die Bedenken, 
so wie Schumpeter sie schildert, wirklich die ganze Wahrheit 
über den Parlamentarismus enthielten, so könnte man sich 
schließlich vorstellen, daß die Unzufriedenheit der Menschen 
mit einem innerlich so faulen System zu einem gewaltigen Motor 
der Entwicklung würde. so daß diese aus sich heraus neue Formen 
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des Verfassungslebens gebären würde, die bisher kaum in An- 
sätzen erkennbar sind. Und da, wenn man eine solche Ent- 
wicklung einmal annehmen will, dem Glauben ja keine Schranken 
gesetzt sind, so mag man auch damit rechnen, daß der Räte- 
gedanke eine Entfaltung zu einer dem Parlamentarismus über- 
legenen Gesundheit und Leistungsfähigkeit erfährt, obwohl bisher 
nur für das Gegenteil Anzeichen vorliegen. 

Aber sind die Einwände gegen den Parlamentarismus eine 
ganze Wahrheit? Daß sie eine halbe oder Viertelswahrheit sind, 
wird niemand bestreiten. Allerdings muß gesagt werden, daß 
nicht alle diese Einwände — von ihrer Richtigkeit ganz abge- 
sehen — gleiche Bedeutung haben. Wenn das einzelne Mitglied 
im Parlament für sich allein nichts zu sagen hat, so spricht das 
nicht gegen den Parlamentarismus. Dem Sinn der Demokratie 
ist vollkommen dadurch Rechnung getragen, daß der gewählte 
Abgeordnete an der Auslese der wirklichen Führer mitwirkt. 
Mit Recht hat Max Weber über die Beschränkung der Führer- 
funktion auf einige wenige gesagt: »Das soll so sein. 
Stets beherrscht das ‚Prinzip der kleinen Zahl‘, d. h. die über- 
legene politische Manövrierfähigkeit kleiner führender Gruppen 
das politische Handeln. Dieser ‚cäsaristische‘ Einschlag . .. . 
gewährleistet es aber auch, daß auf bestimmten Persönlichkeiten 
der Oeffentlichkeit gegenüber die Verantwortung ruht, die sich 
innerhalb einer vielköpfigen Versammlung ja ganz verflüchtigen 
würde« 2). 

Die übrigen Argumente Schumpeters stellen immer nur die 
eine Seite der Dinge dar. Wohl gibt es die »psychotechnische 
Maschine«, in die der Wähler eingespannt werden soll, aber be- 
seitigt sie die Wirkung der natürlichen Leidenschaften, der Denk- 
weise des Wählers, des »rationellen Arguments« oder hebt sich 
nicht vielmehr die Bedeutung der gegeneinander wirkenden 
Agitationsmaschinen weitgehend auf? Man wird doch wohl zu 
der letzteren Auffassung kommen müssen, wenn man sieht, daß 
die gleichen »psychotechnischen Maschinen« bei verschiedener 
politischer Situation, d. h. bei verschiedener Ueberzeugungskraft 
der »rationellen Argumente«, mit denen sie arbeiten, ganz ver- 
schiedene Ergebnisse erzielen (z. B. der Wahlapparat der Deut- 
schen Volkspartei bei den Reichstagswahlen 1920 und bei den 
Preußenwahlen 1921). Und so bleibt doch der eine große, erzieh- 


i 2) Parlament und Regierung im neuen Deutschland. München 1918. S. 52. 
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liche Sinn der Demokratie unversehrt: Der Wähler ist verant- 
wortlich für die Gestaltung seines Schicksals. Kommt eine Re- 
gierung zustande, die wegen ihrer falschen Einstellung nichts 
leistet, so besteht die prinzipielle Möglichkeit, ihm klarzumachen, 
daß er selbst daran schuld ist. Diese prinzipielle Möglichkeit zu 
realisieren, ist Aufgabe der Oppositionsparteien. Und damit 
kommen wir zu dem entscheidenden Punkt: Daß nämlich das 
parlamentarische System so viel taugt, wie seine Parteien taugen. 

Es hätte keinen Sinn, hier die Bedenken Schumpeters in 
allen Einzelheiten erörtern zu wollen. Dazu wäre eine sehr aus- 
gedehnte Auseinandersetzung erforderlich, denn beinahe mit 
jedem seiner Sätze hat er grundlegende Fragen angeschnitten. 
Und schließlich bliebe doch immer noch der Gegeneinwand: 
Wenn auch vielleicht gegenwärtig die ausgesprochenen Ansichten 
keine volle Berechtigung haben, so tendiert doch die Entwicklung 
dahin, ihnen immer mehr recht zu geben. Man muß deshalb 
versuchen, über die Entwicklungsmöglichkeiten etwas auszu- 
sagen. 

Mit Recht hat Schumpeter als das entscheidende Faktum, 
das den parlamentarischen Betrieb bis in alle Einzelheiten um- 
gestaltet hat, die Ausdehnung des Wahlrechts genannt. Die 
Ausdehnung des Wahlrechts hat das System des parlamen- 
tarischen Regimes vor Aufgaben gestellt, deren Lösung heute 
noch in den Anfängen steckt. Das parlamentarische System auf 
demokratischer Basis verlangt, wenn es gesund und leistungs- 
fähig bleiben soll, straff organisierte Massenparteien mit wirk- 
lichen Führernaturen an der Spitze und tüchtigen Spezialisten 
im zweiten Glied als deren kundigen Beratern. (Die Bedeutsam- 
keit des technischen Gesichtspunktes widerspricht nicht im min- 
desten dem Sinn des parlamentarischen Systems, vorausgesetzt, 
daß der technische Gesichtspunkt von den parlamentarischen 
Parteien gemeistert wird.) Solche Parteien gibt es noch nirgends, 
aber überall sehen wir sie allmählich wachsen. Im allgemeinen 
kann man sagen, daß wir in Deutschland in der Ausbildung 
leistungsfähiger Parteiorganisationen weiter voran sind, daß uns 
aber vorerst sowohl die Führerbegabungen wie die parlamentari- 
schen Spezialisten fehlen — beides eine Folge der Neuheit unseres 
parlamentarischen Systems —, während die Länder älterer . 
parlamentarischer Kultur, vor allem England, mit der Bildung 


wirklicher Volksparteien noch stark im Rückstand sind. 
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In Deutschland ist das Musterbild einer Parteiorganisation 
die Sozialdemokratie; ihr am nächsten steht bekanntlich das 
Zentrum. Was sie vor den englischen Parteiorganisationen voraus- 
hat, ist der Umstand, daß sie nicht nur den Willen der Führer 
zu den Massen, sondern ebensosehr den Willen der Massen zu 
den Führern leitet. Das wesentliche Glied der Kette, die den 
sozialdemokratischen Minister mit dem Arbeiter in der Werkstatt 
verbindet, ist eine Schicht, die man als den Unteroffizierstand 
der Partei bezeichnen kann. Sie umfaßt zahlenmäßig vielleicht 
den 40. oder 50. Teil der organisierten Parteimitglieder und setzt 
sich zusammen aus den Bezirksführern der großstädtischen 
Organisationen, den Vorstandsmitgliedern kleiner Parteivereine, 
dem politisch regsameren Teil der Betriebsvertrauensleute und 
schließlich einer gewissen Zahl funktionsloser Parteiangehöriger, 
die sich nur durch Erfahrung und guten persönlichen wie politi- 
schen Ruf Autorität verschafft haben. Gegen diese Schicht, deren 
Träger menschlich meist die Elite der Partei und den politisch 
wahrscheinlich am besten geschulten größeren Personenkreis in 
Deutschland darstellen, obwohl sie naturgemäß noch allzu stark 
auf die Rolle der reinen Opposition eingestellt sind, kann auf die 
Dauer weder von der Parteileitung noch von den Parlamentariern 
der Partei Politik gemacht werden. Glaubt die Spitze neue 
politische Erfordernisse zu erkennen, die ein Herumwerfen des 
Steuers erfordern, so muß zunächst diese Mittelschicht von der 
Notwendigkeit des Kurswechsels überzeugt werden. Gelingt das, 
so erscheint auch die Stellungnahme der breiteren Schichten der 
Parteiangehörigen im allgemeinen gesichert. Gerade auf diese 
Zwischenschicht, die, nebenbeigesagt, das Abgleiten der deutschen 
Arbeiterbewegung in den Bolschewismus verhindert hat, wirkt 
das rationale Argument. Sie ist in jeder Hinsicht ein Element 
der Reinigung und Reinefhaltung des politischen Betriebes. 
Natürlich ist ihr Einfluß das Gegenteil unmittelbarer Massen- 
herrschaft. Aber da sie sich lediglich nach den Auslesefaktoren 
der Arbeitswilligkeit und des Vertrauens der Massen ergänzt, 
so wird durch ihre Bedeutung der Sinn aller guten Demokratie 
nicht .entstellt, sondern im Gegenteil erfüllt. 

Nun soll nicht verkannt werden, daß manche Einzelheiten 
dieser Erscheinung nur auf dem Boden der Sozialdemokratie 
erwachsen konnten, weil hier durch das Sozialistengesetz ein 
Parteiveteranentum von eigenartiger Tradition und großer Autori- 
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tät geschaffen wurde. Aber in der Hauptsache wird es doch auch 
den anderen Parteien gelingen, sich eine solche Zwischenschicht 
zu schaffen, welche die Empfindungen und Wünsche der Massen 
gegenüber den Führern, die Erkenntnisse der Führer gegenüber 
den Massen vertritt und gegen Korruptionserscheinungen eine 
starke Sicherung bildet. 

Solange nun die Tendenz zur gut gegliederten Massenpartei 
sich nicht in höherem Maße durchgesetzt hat als heute, ist ein 
pessimistisches Urteil über die parlamentarische Demokratie 
auf Grund empirischer Betrachtungen zum allermindesten ver- 
früht. Denn erst dann, wenn solche Parteien als Mittler zwischen 
dem Wähler und dem Mitglied der parlamentarischen Regierung 
allseits funktionieren, haben wir »lebendige«, »organische« Demo- 
kratie, erst dann sind die Entfaltungsmöglichkeiten des parlamen- 
tarisch-demokratischen Gedankens ausgenutzt oder können wenig- 
stens ausgenutzt werden, und erst dann, wenn trotz alledem 
der Sınn der Demokratie sich nicht durchzusetzen vermöchte, 
könnte man von einer unvermeidlichen Entartung des Parlamen- 
tarısmus reden. Heute aber in diesem Sinne zu entscheiden, 
wäre selbst dann verfehlt, wenn die sinnverfälschenden Phäno- 
mene das ganze Wesen der parlamentarischen Regierungsform 
wirklich in dem Maße beherrschen würden, wie Schumpeter 
das glaubt. 

Mit alledem soll nicht gesagt sein, daß die Zukunft des 
Parlamentarismus in keiner Hinsicht problematisch sei. Zwei 
Gesichtspunkte sind es vor allem, die einer absolut günstigen 
Prognose widersprechen. 

Der Parlamentarismus setzt die Parteien voraus. Die Par- 
teien setzen die Atmosphäre des politischen Kampfes voraus. 
Ihr Wesen ist Kampf, ohne gegenseitigen Kampf können sie nicht 
bestehen. Für den Regelfall liegt darin nichts Schädliches. Die 
Anteilnahme des einzelnen am staatlichen Geschehen kann kaum 
anders erreicht werden als durch das Spiel des Machtkampfes, 
auch wird der Allgemeinheit nur dadurch ein Urteil über staat- 
liche Dinge ermöglicht, daß sie durch die verschiedenen Parteien 
von verschiedenen Standpunkten aus beleuchtet werden. Dies 
und manches andere läßt sich zugunsten des pclitischen Kampfes 
sagen und ist oft gesagt worden. Aber es gibt doch Augenblicke, 
in denen das unbedingte Kämpfenmüssen dem entgegensteht, 
was notwendigerweise zu geschehen hätte. So viel Mißbrauch 
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auch mit Schlagworten wie Burgfrieden und Einheitsfront ge- 
trieben worden ist, wer wollte verkennen, daß ın Notzeiten nicht 
selten eine wirkliche Notwendigkeit hinter ihnen steht? Die 
Parteien können nur äußerst schwer und nur dann, wenn die 
Kampfempfindungen durch andere Ereignisse (z. B. Stellungnahme 
gegen den äußeren Feind) abgelenkt sind, einen Burgfrieden 
schließen, aber auch im besten Fall nur auf sehr begrenzte Zeit. 
Hier ist das System der berufständischen Vertretung überlegen. 
Ein Bauernrat muß keineswegs dauernd mit dem Arbeiterrat 
kämpfen, sondern kann sich mit ihm solange vertragen, bis der 
Interessengegensatz tatsächlich stärker wird als die Interessen- 
gemeinschaft oder diese ein Zurückstellen der Gegensätze nicht 
weiter erfordert. Wer aus diesem oder einem ähnlichen Grunde 
für die berufständische Vertretung und gegen das parlamen- 
tarische System eintritt, muß sich aber auch ganz klar darüber 
sein, was er damit tut. Jede Partei ist deshalb notwendiger- 
weise auf den Kampf mit anderen Parteien eingestellt, weil sie 
den Anspruch erhebt, nicht bloß einen Stand, sondern eine Idee 
zu vertreten, die prinzipiell für alle Stände Geltung hat. Das 
tut sie auch, wenn sie eine Klassenkampfpartei ist; denn Klassen- 
kampfgesinnung bedeutet nur, daß man die Durchsetzung des 
sozialen Befreiungsideals nicht vom Altruismus der Unterdrücker, 
sondern vom Egoismus der Unterdrückten erwartet. Setzt man 
an die Stelle des Parteiensystems ein System berufsständischer 
Räte, so kämpfen nicht mehr Gedanken miteinander, von denen 
jeder den Anspruch erhebt, von allen Menschen aller Stände 
bejaht zu werden, auch wenn für die Durchsetzung dieses An- 
spruchs nur in geringem Maße Aussicht besteht, nicht mehr 
Ideen, die sich wohl auf Interessen stützen, aber selbst eben doch 
etwas anderes sind als Interessen, — sondern dann ist die Politik 
wirklich nur ein Markten um wirtschaftliche Konzessionen, in 
dem kein tieferer Sinn steckt als in irgendeinem anderen Tausch- 
geschäft. Berufsstände können sich wechselseitig für gleicher- 
maßen existenzberechtigt halten und müssen dies sogar, da sie 
aufeinander wirtschaftlich angewiesen sind; Standesvertretungen 
müssen sich wechselseitig die Vertretung ihres »berechtigten 
Egoismus« zugestehen und können dies auch, weil die eine nicht 
die Anhängerschaft der anderen an sich zu ziehen versucht. 
weil in einem solchen politischen System der einzelne kein politi- 
sches Bekenntnis abzulegen hat, um das geworben werden 
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könnte. Von den Parteien dagegen negiert grundsätzlich jede 
die Existenzberechtigung der anderen; jede muß grundsätzlich 
den Zustand für den besten halten, in dem sie alle Staatsbürger 
umfaßt. Darum ist sie unduldsam, aber dafür ist sie auch politische 
Religion. Die Parteien beseitigen und an ihre Stelle ein Räte- 
system setzen, das wäre etwas, was wirklich den Namen einer 
Materialisierung des öffentlichen Lebens verdiente. Es gibt 
natürlich Leute, die meinen, auch heute wären die Parteien nichts 
anderes als Standesvertretungen. Dem dürfte eine Verwechslung 
zwischen Klassenkampfpartei und berufsständischem Körper 
zugrunde liegen. Weil vielleicht doch genug Menschen der 
vollständigen Entidealisierung der Politik widerstreben, wird 
wohl auch der geschilderte technische Vorzug der Berufsvertretung 
nicht zur endgültigen Ersetzung des Parlamentarismus führen, 
wohl aber vermag er den Gedanken der parlamentarischen 
Demokratie vorübergehend zu gefährden. 

Die zweite Gefahr für den Parlamentarismus ist folgende: 
Wie man sich die Sozialisierung im einzelnen auch vorstellen 
mag, jedenfalls bedeutet sie eine erhöhte aktive Anteilnahme 
des Staates am Wirtschaftsleben. Nun gibt es aber keine wirt- 
schaftliche Betätigung ohne Risiko; wo nichts riskiert wird, 
kann nichts gewonnen werden. Es gibt aber natürlich auch kein 
Risiko ohne gelegentliche Verluste. Treten nun im Gefolge der 
wirtschaftlichen Betätigung des Staates solche Verluste ein, so 
dienen sie im parlamentarischen System der Opposition als will- 
kommene Waffen. Das kann dazu führen, daß die Regierung auf 
ihre Organe in dem Sinne einwirkt, daß sie irgendwie riskante 
Geschäfte unterlassen und lieber auf die Ausnutzung von Erfolg- 
chancen verzichten. Damit aber beraubt sie sich der Möglichkeit, 
die sozialisierten Betriebe in großzügig-erfolgreicher Weise zu 
führen ; es wird damit der staatlichen Wirtschaftsverwaltung jener 
Geist erhalten, den wir als spezifisch bureaukratisch empfinden 
und der nach übereinstimmendem Urteil das ärgste Hemmnis 
der Sozialisierung bildet. Dieser Geist ist ja, wenn wir von seinen 
Ausartungen absehen, nicht ein Erzeugnis absoluter Unvernunft, 
sondern entspringt aus dem tief berechtigten Gedanken, daß 
mit dem Gut der Allgemeinheit besonders vorsichtig umgegangen 
werden muß. Daher jene ängstliche Zurückhaltung vor dem 
wirtschaftlichen Risiko, daher das System genauester Rechnungs- 
legung; die Bindung an umständliche Bewilligung auch produk- 
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tiver Geldaufwendungen durch die vorgesetzte Stelle oder gar 
durch das Parlament. Aber freilich verliert dieser Gedanke dort 
seine Berechtigung, wo er sich im Erfolg gegen die Allgemeinheit 
selbst wendet, wo die besonders vorsichtige Verwaltung des 
Gesellschaftsbesitzes dazu führt, daß die Gesellschaft in ihren 
wirtschaftlichen Betätigungsmöglichkeiten aufs äußerste ein- 
geengt wird. Doch hat die Erkenntnis, daß die weitgehenden 
Fesseln einer bureaukratischen Verantwortlichkeit einer wirt- 
schaftlich aktiven Staatsverwaltung nicht auferlegt werden dürfen, 
noch keine tiefen Wurzeln geschlagen, und so ist es vorerst der 
Opposition noch möglich, unvermeidliche Fehlschläge in soziali- 
sierten Betrieben als Argumente gegen die Regierung zu benutzen, 
was auf die Dauer zur Ertötung der Initiative bei den Leitern 
der Betriebe führen muß. Diejenigen politischen Gruppen, die 
für die Sozialisierung eintreten, werden sich bemühen müssen, 
hier durch Verfassungsbestimmungen oder Parteikonvention 
Sicherungen zu schaffen, die eine Polemik an Hand einzelner 
mißglückter Geschäftsvorgänge möglichst verhindern, der sach- 
lichen Kritik der Gesamtgeschäftsführung aber, die natürlich 
unentbehrlich ist, keine Hemmungen auferlegen. 

Gewiß ist das Wesen des Parlamentarismus von Mängeln 
nicht frei. Aber das oft ausgesprochene Urteil bleibt bestehen: 
Die Wahrscheinlichkeit ist gering, daß die Entwicklung einer 
irgendwie absehbaren Zukunft uns zu Formen des Verfassungs- 
lebens führt, die diese Mängel vermeiden, ohne mit größeren 
behaftet zu sein. 


Neue Tendenzen 
in den wirtschaftlichen Organisationen der Gegenwart. 


Von 
HANS SCHÄFFER. 


Die Umformung der Wirtschaft durch den Krieg, das Bedürfnis 
der Heeresverwaltung, mit organisierten Wirtschaftskörpern operieren 
zu können, hat die Bedeutung der wirtschaftlichen Organisationen 
sehr rasch außerordentlich gesteigert. Die Entwicklung ist noch im 
Fluß, und daher ist jede gewissenhafte Erfassung des modernen Or- 
ganisationswesens dankenswert. Deshalb sei hier an das Buch Göbels: 
Selbstverwaltung in Technik und Wirtschaft anknüpfend!) auf einige 
in den sich gestaltenden Neubildungen erkennbare allgemeine Linien 
hingewiesen. Als wirtschaftliche Selbstverwaltung 
sieht der Verfasser jeden Zusammenschluß der Beteiligten zur Durch- 
führung von Aufgaben an, die sich über den unmittelbaren Erwerbs- 
zweck durch eigene Gütererzeugung oder Verteilung hieraus im Wirt- 
schaftsleben ergeben. Faßt man den Begriff in dieser Weite, so schließt 
er tatsächlich die Gesamtheit der Vereine und Verbände, die eine För- 
derung von ganzen Wirtschaftsgebieten, von bestimmten Berufs- 
gruppen und Berufsschichten anstreben, in sich. Darüber, ob diese 
Verwendung des Begriffes der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
zweckmäßig ist, kann man verschiedener Auffassung sein. Ich möchte 
den Namen der Selbstverwaltung auf die Erfüllung von Aufgaben 
beschränkt wissen, die in irgend einer Form als staatliche Aufgaben 
angesprochen werden können, deren Ausübung aber durch ausdrück- 
liche Uebertragung oder durch gewohnheitsmäßige Duldung der 
Staatsgewalt den beteiligten Kreisen zur eigenen Wahrnehmung über- 
lassen worden ist. Diese Verwendung des Begriffes entspricht auch 
allein dem, was man unter politischer Selbstverwaltung versteht. 
Auch hier wird nicht jede Parteiorganisation und jede Vereinigung, 
die einen Einfluß auf die Lenkung der Staatsgeschäfte zu nehmen 
sucht, als Organ der Selbstverwaltung angesehen, sondern nur eine 
solche, die, mit größerer oder geringerer Selbständigkeit, staatliche 

1) Prof. Otto Goebel, »Selbstverwaltung in Technik und Wirtschaft. 
Julius Springer, Berlin 1921 (Preis M. 14.--). 
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Aufgaben erfüllt. Die engere Fassung des Begriffes der wirtschaft- 
lichen Selbstverwaltung folgt auch der Ausdrucksweise derjenigen, 
die sich bisher mit diesen Fragen befaßt haben, sowohl der Wirt- 
schaftspolitiker, die diesen Begriff als Form der von ihnen ange- 
strebten gemeinwirtschaftlichen Regelung eingeführt haben (v. Möllen- 
‚dorf, Wisell, Aug. Müller) als der Juristen, die ihn später theoretisch 
behandelten (Isay, Friedländer, Nußbaum, Glum u. a.). Auch das 
Sozialisierungsgesetz vom 23. März IgIg spricht in seinem $ 3, sowie 
die Reichsverfassung in ihrem Artikel 156 von Selbstverwaltungs- 
körpern in einer Bedeutung des Wortes, die sich nur auf die Selbst- 
verwaltung im engeren Sinne beziehen kann. Eine einheitliche An- 
wendung dieser Bezeichnung ist also in Bildung begriffen, und es 
empfiehlt sich schon aus Zweckmäßigkeitsgründen, nicht das gegen- 
seitige Verstehen bei sachlichen Erörterungen durch Verwendung des 
gleichen Begriffes in mehrfachem Sinne zu gefährden. Selbstverwal- 
tungskörperschaften, in dem hier gebrauchten engeren Sinne ver- 
standen, sind dabei freilich nicht nur die auf Grund der neueren 
Sozialisierungsgesetzgebung geschaffenen Verbände (nach der Aus- 
drucksweise des Verfassers Zwangsselbstverwaltungsverbände), son- 
dern auch die bereits seit längerer Zeit vorhandenen mit der Wahrneh- 
mung staatlicher Aufgaben betrauten Körperschaften, wie die amtlich 
anerkannten Vertretungen der Landwirtschaft, des Handels, der 
Industrie und des Handwerks (nach der Ausdrucksweise des Verfassers 
halbamtliche Selbstverwaltungsverbände), ferner die Berufsgenossen- 
schaften oder Körperschaften, die, wie der Verband Deutscher Elektro- 
techniker die Befugnis haben, in gewissem Umfange Vorschriften mit 
öffentlicher Bindung zu erlassen. Diese mehr äußerliche Meinungs- 
verschiedenheit schließt die Anerkennung der Verdienste des Buches 
in keiner Weise aus. Schon der Versuch, in dem Urwald der be- 
stehenden, neu sich bildenden und im Absterben begriffenen Verbände 
und Vereine Schneisen zu hauen, die einen Ueberblick ermöglichen 
und das Streben nach einer bei der Flüssigkeit der Grenzen außer- 
ordentlich schwierigen Systematik verdient höchste Anerkennung. 
Wer je genötigt war, verantwortliche Feststellungen über Stand und 
Umfang von Interessentenorganisationen zu treffen, weiß, wie dornen- 
voll es ist, überhaupt Auskünfte zu erlangen und daß es an die 
Unmöglichkeit grenzt, wahrheitsgemäße Auskünfte zu erwirken, ins- 
besondere dann, wenn die Angaben über den Umfang dazu bestimmt 
sind, Ansprüchen auf Anhörung oder Beteiligung irgendwelcher Art 
zur Grundlage zu dienen. Die Herbeischaffung und kritische Sichtung 
des Materials für die zahlreichen in dem Buche behandelten Verbände 
ist allein eine Leistung, für die dem Verfasser gedankt werden muß. 
Daß hierbei Irrtümer und Unvollständigkeiten unterlaufen sind, ist 
selbstverständlich. Aufgabe aller sachkundigen Leser wird es sein, 
dem im Vorwort ausgesprochenen Wunsch des Verfassers nach Ueber- 
sendung notwendiger Berichtigungen für künftige Auflagen zu ent- 
sprechen.. Im Verfolg dieses Wunsches sei auf eine Reihe von Einzel- 
heiten von allgemeinem Interesse hingewiesen. 
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Die Mitteilung des Verfassers, daß sogenannte gelbe wirtschafts- 
friedliche Verbände Anfang 1920 seitens der Regierung die Anerkennung 
als Berufsvereinigung im Sinne des $ 3 II der Verordnung vom 2. Dezember 
1918 gefunden haben, kann den Eindruck erwecken, daß es sich dabei um 
eine grundsätzliche Aenderung der früheren Stellungnahme der Regierung 
handelt. Die Anerkennung des Bundes der Bäcker- und Konditorgesellen, auf 
die diese Bemerkung offenbar anspielt, hat aber keineswegs diese Bedeutung, 
denn sie erfolgte, nachdem der Verband seiner Satzung eine Form gegeben 
hatte, die sie als eine Gewerkschaft im landesüblichen Sinne (Streikrecht), 
ebenso wie die übrigen Gewerkschaften erscheinen ließ. Damit hörte der 
Verband zum mindesten äußerlich auf, ein wirtschaftsfriedlicher zu sein 
(vgl. darüber Flatow in Neue Zeit 1921 S. 567 und 59g5ff.).. Tat- 
sächlich hat die Reichsregierung bisher mit steigender Entschiedenheit 
eine Anerkennung der gelben Gewerkschaften abgelehnt (vgl. die Druck- 
sachen des Reichstags, I. Wahlperiode Nr. 188, sowie die Erklärung des Reichs- 
arbeitsministers in der 27. Sitzung des Reichstags vom 5. November 1920 
und den Bericht in der 67. Sitzung vom 23. Februar 1921). 

Auf S. 71 ist von örtlichen Gruppen der Reichsarbeitsgemeinschaften die 
Rede, obgleich deren Entwicklung kaum begonnen hat. Geradein dem Fehlen 
dieser örtlichen Gruppen wird seitens der Regierungen der einzelnen Länder 
bisher eines der Hauptbedenken gegen die Förderung der Arbeitsgemeinschaften 
erblickt. — Auf S. 75 ist bei der Behandlung der länderweisen Zusammen- 
fassung der Handelskammern, der Landesausschuß der preußischen Landes- 
kammer übersehen. — S. 84 ist als Aufgabe des Reichskohlenrats die Rege- 
lung der Kohlenerzeugung (besser wäre wohl von Gewinnung zu sprechen), 
während ihm tatsächlich die Regelung der gesamten Brennstoffwirtschaft 
obliegt; in der bisher von ihm entfalteten Tätigkeit sind gerade die Fragen 
der Kohlengewinnung hinter denen des Absatzes stark zurückgetreten. — 
Die auf S. 85 nebeneinandergestellten Körperschaften des Eisenwirtschafts- 
bundes und Metallwirtschaftsbundes sind sowohl in ihren wirtschaftlichen 
Aufgaben wie in ihrer rechtlichen Konstruktion durchaus verschieden. Der 
erstere beruht auf der mit Gesetzeskraft ausgestatteten Verordnung vom 
I. April 1920 und übt selbständig die ihm durch diese Verordnung 
übertragene Verwaltungsaufgaben aus. Für ihn trifft es nicht zu, daß er 
nur die Befugnisse hat, die ihm das Reichswirtschaftsministerium überweist, 
wohl aber ist dies für den nur auf Grund einer Verwaltungsanordnung ent- 
standenen Metallwirtschaftsbund richtig, der mangels einer gesetzlichen 
Grundlage mit der Vornahme selbständiger Verwaltungshandlungen über- 
haupt nicht betraut werden kann. — Unrichtig ist ferner, wenn auf S. 84 
die Geschäftsstelle des Reichsbeauftragten für Aus- und Einfuhr als Kriegs- 
gesellschaft bezeichnet wird. Gemeint ist offenbar der auf der gleichen Seite 
erwähnte Reichskommissar für Aus- und Einfuhr, der ebenso wie die anderen 
Reichskommissare keine Kriegsgesellschaft, sondern eine Behörde darstellt. 


Eine gewisse Ungleichmäßigkeit in der Behandlung der einzelnen 
Verbände, die bei den Laien leicht falsche Eindrücke über die tat- 
sächliche Bedeutung der verschiedenen Organisationen hervorrufen 
kann, ist augenscheinlich auf die durch den Umfang des Buches ge- 
botene Selbstbeschränkung und auf die verschiedene Reichhaltigkeit 
und die Verschiedenwertigkeit des dem Verfasser vorliegenden Mate- 
rials zurückzuführen. Künftige Auflagen werden voraussichtlich diese 
Mängel beheben. — Auf den Seiten 22 und 23 tritt z. B. der Verband 
Sächsischer Industrieller gegenüber den anderen, insbesondere gegen- 
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über den süddeutschen, stark in den Vordergrund. — Der Reichs- 
verband der deutschen Industrie, dessen Einfluß und Wirkungs- 
möglichkeit sehr hoch einzuschätzen sind, findet auf Seite 17 eine 
nicht ausführlichere Behandlung, als der Hansabund auf Seite rọ, 
von dem das gleiche schon in der Vergangenheit nicht gesagt werden 
konnte, geschweige denn in der Gegenwart, in der er sich darauf be- 
schränkt, seine Daseinsberechtigung durch eine in Form und Inhalt 
besonders scharfe Bekämpfung der Arbeitnehmerschaft darzutun. 
Eine schärfere Individualisierung der Körperschaften über das hinaus, 
was man aus ihren Statuten und Veröffentlichungen entnehmen kann 
und mehr auf das spezifische Gewicht des einzelnen Verbandes ab- 
gestellt, wäre zu wünschen. Ansätze zu einer solchen Behandlung 
der Fragen besitzen wir bereits in der mustergültigen sozialpolitischen 
Chronik, die seit einigen Jahren von Prof. Lederer regelmäßig in 
diesem Archiv gegeben wird. Freilich handelt es sich dort nur um 
Ausschnitte der Organisationsbewegung. Für die Gesamtheit der 
Verbände sind die zu überwindenden Schwierigkeiten erheblich 
größer, dennoch ist die Arbeit notwendig, denn nur auf ihrer Grund- 
lage ist ein Ueberblick über die im Flusse befindlichen Fragen mög- 
lich, der sowohl für die sich zusammenschließenden Kreise, wie für 
die Regierungsstellen, die mit ihnen und gegen sie zu arbeiten haben, 
unbedingtes Erfordernis ist. 

Wer eine solche Arbeit auf sich nimmt, wird freilich nach ihrer 
Vollendung nicht ruhen dürfen, sondern muß auf ständige Ergänzung 
und Erweiterung bedacht sein, denn die beschleunigte Bewegung. 
die Krieg und Revolution in der Bildung von Verbänden gezeitigt 
haben, ist aller Voraussicht nach noch lange nicht zum Stillstand ge- 
langt. Das nimmt offenbar auch Göbel an, und gelegentliche Be- 
merkungen zeigen seine Auffassung über den voraussichtlichen weiteren 
Gang der Entwickelung. Bei diesen über den nächsten Zweck des 
Buches hinausgehenden Aeußerungen lohnt es sich zu verweilen, 
da sie tatsächlich Probleme von außerordentlicher Bedeutung be- 
rühren. Richtig beobachtet der Verfasser die Tendenz, von berufs- 
vereinmäßigen Zusammenschlüssen (Ziel: Förderung der Gesamtheit 
des Berufes unter fachlichen Gesichtspunkten) zu solchen in Standes- 
vereinen (Ziel: Förderung der sozialen Stellung einzelner Gruppen 
innerhalb des Berufs) und schließlich in Klassenorganisationen (S. 32 
und 35) fortzuschreiten. Die Gründe dieser Erscheinung liegen in der 
starken Differenzierung, die der sich entwickelnde Kapitalismus in die 
früher im großen und ganzen einheitliche Berufsstruktur hineinge- 
tragen hat und in der verschiedenen Stellung, die er den einzelnen 
Gruppen der Berufstätigen und den einzelnen Schichten der Volks- 
gesamtheit anweist. Diese Verschiedenheit bezieht sich sowohl auf 
den Anteil an der Leitung der Wirtschaft, als an dem Genuß des 
Sozialproduktes. Eine Folge dieser Entwickelung und nicht eine 
solche der Revolution, wie der Verfasser annimmt (S. 52), ist die 
starke Annäherung zwischen den verschiedenen Richtungen der Ar- 
beiterbewegung und zwischen der Arbeiterschaft auf der einen und 
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der Angestelltenschaft und bis zu einem gewissen Grade auch der 
Beamtenschaft auf der anderen Seite. Daß diese ökonomischen 
Gründe sich wiederum in der Richtung vergangener Zeiten rück- 
bilden werden, ist kaum anzunehmen. Darum erscheinen auch die 
Erwartungen des Verfassers, daß sich die Unterschiede, die nach der 
ganzen Stellung der Arbeiter und Angestellten im Produktionsprozeß 
vorhanden sind, in Zukunft wieder schärfer zeigen werden, nicht 
gerechtfertigt. 

‚4 Dagegen machen sich auf Grund der neueren Gestaltung 
der Dinge zwei andere Erscheinungen bemerkbar, die als Aus- 
druck der jüngsten Entwickelung größte Aufmerksamkeit erfor- 
dern. Einmal spaltet sich, worauf auch der Verfasser hinweist, 
aus der Gesamtheit der Angestellten eine kleine, aber geistig regsame 
Gruppe der leitenden Angestellten ab, Persönlichkeiten umfassend, 
die sich nach ihrer Tätigkeit unter die »geistig schöpierischen« im 
Gegensatz zu den nur »geistig ausführenden« Angestellten zählen, 
und die nach ihrer Stellung berufen sind, als Direktoren, General- 
bevollmächtigte, Prokuristen oder dergleichen, den Unternehmer in 
seiner betriebsleitenden Funktion zu vertreten (vgl. auch § 12 des Be- 
tıiebsrätegesetzes). Die Stellung dieser Gruppe ist zur Zeit noch proble- 
matisch. Ihre Interessenfront richtet sich sowohl gegen den Unterneh- 
merin seiner Stellung als Betriebseigner im Sinne einer Besserung ihrer 
eigenen Lage, als gegen die übrige Angestelltenschaft, von der sie 
sich getrennt hat und deren Wunsch auf gleichmäßige Behandlung 
sie widerstrebt. Zur Zeit steht augenscheinlich der Kampf nach dieser 
letzteren Front im Vordergrunde. Daher spricht eine gewisse Wahr- 
scheinlichkeit dafür, daß diese Gruppe sich nach der Richtung der 
Unternehmerseite, etwa als natürliches Sammelbecken für deren 
geistigen Nachwuchs entwickeln wird. Andere Möglichkeiten sind 
aber keineswegs ausgeschlossen. Bei einer Verstärkung des Zusammen- 
schlusses in Arbeitsgemeinschaften zwischen Arbeitgebern und der 
Gesamtheit der Arbeitnehmer, in denen nach Auffassung der Arbeit- 
nehmer für ein solches Zwischengebilde kein Raum ist, kann auch eine 
Zerreibung der Verbände leitender Angestellter als selbständiger 
Körperschaften eintreten. 

Wir nähern uns hiermit einer der interessantesten Neubildungen, 
den soeben erwähnten Arbeitsgemeinschaften zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern. Von der Entwickelung dieses Gedankens, viel- 
leicht in anderen als den heutigen Formen, wird ein erheblicher Teil 
der künftigen Wirtschaftsgestaltung abhängen. Einzelne Gruppen so- 
wohl der Unternehmer wie der Arbeitsnehmer (Metallarbeiterverband, 
Bauarbeiterverband) mißbilligen diese Vernunftsehe, weil sie natur- 
gemäß eine gewisse Einschränkung der Selbständigkeit auf beiden 
Seiten mit sich bringt. Der Gedanke der Arbeitgemeinschaft ist 
mit dem immer noch nicht ausgestorbenen »Herr-im-Hause-Stand- 
punkt« ebenso unvereinbar, wie mit dem Gedanken des sich in allen 
Fragen hemmungslos auswirkenden Klassenkampfes. Bisher haben 
die Arbeitsgemeinschaften die ihnen auferlegten Belastungsproben 
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im großen und ganzen bestanden; auch wenn sie unter einer gelegent- 
lichen Konstellation einer neu auftauchenden Schwierigkeit zum 
Opfer fallen, so istdamit ihre grundlegende Idee keineswegs ad ab- 
surdum geführt. Die ganze Sachlage, vor allem auch das in Artikel 
165 der Reichsverfassung den Arbeitnehmern verbriefte Recht, gleich- 
berechtigt und in Gemeinschaft mit den Unternehmern an der ge- 
samten wirtschaftlichen Entwickelung der produktiven Kräfte mit- 
zuwirken, macht viel mehr ein Gebilde, das letzten Endes immer eine 
Arbeitsgemeinschaft sein wird, unentbehrlich. Eine von genauer 
Kenntnis der in der Arbeitsgemeinschaft lebendigen Stimmungen 
und Kräfte getragene Darstellung fehlt zur Zeit noch. Eine solche 
Darstellung könnte an der Feststellung des eigenartigen Ergebnisses 
nicht vorübergehen, daß in den Arbeitsgemeinschaften der alte Ge- 
danke des Berufsvereins (Förderung des Gesamtberufs), seine Auf- 
erstehung feiert, freilich mit der erheblichen Neuerung, daß die Arbeit- 
nehmerschaft, die früher höchstens in einigen unselbständigen Exem- 
plaren höherer Angestellten vertreten war, jetzt als gleichberechtigte 
Macht, Arbeiter und Angestellte umfassend, mit der Unternehmer- 
schaft zusammenwirkt. 

Von den tiefgreifenden Umgestaltungen, die sich in der Gewerk- 
schaftsbewegung selbst vollziehen, erwähnt Göbel den Uebergang von 
der Gruppierung nach Arbeitsart zu der nach Industrieverbänden, 
in denen mehrere Beschäftigungszweige nebeneinander hergehen 
(S. 69). Diese Entwickelungsrichtung vereinfacht den Abschluß von 
Tarifverträgen und wird, zum mindesten in der Ideologie, als Vor- 
bereitung einer erstrebten Sozialisierung angesehen. Das neue Or- 
ganisationsprinzip ist ein Ausdruck der Tatsache, daß der Gesichts- 
kreis des Arbeiters sich erweitert hat; sein Blick haftet nicht mehr 
an seiner eigenen Einzelverrichtung und an den bei ihr zur Verwen- 
dung gelangenden Stoffe (Holz, Metall usw.), sondern ist an das Ganze 
des Produktionsganges, in den er gestellt ist, gerichtet. Demgemäß 
sieht er auch die Solidarität aller innerhalb dieses Produktionsganges 
tätigen Personen stärker, als diejenige mit Arbeitern gleicher Be- 
schäftigungsart in anderen Produktionsgängen. Hier liegt nach der 
für die Organisationsformen der Unternehmerseite üblichen Ausdrucks- 
weise eine Entwickelung nach der horizontalen Seite vor. Aber auch 
die vertikale Entwickelung (Trustbildung) in deren Zeichen die Wirt- 
schaft des vergangenen Jahres stand und noch steht, hat ihre Aus- 
strahlung nach der Arbeitnehmerseite entsandt. Die Betriebsräte 
der einzelnen, einem bestimmten Konzerne angehörenden Werke 
neigen dazu, einen gemeinsamen Ausschuß für den gesamten Konzern 
zu bilden, wie dies z. B. für die Siemens-Rhein-Elbe-Union-Interessen- 
gemeinschaft bereits geschehen ist. Diese Erscheinung bedarf nach 
ihren sozialen und wirtschaftlichen Folgen noch eingehender Unter- 
suchung. Ihre Weiterbildung wird davon abhängen, ob die vertikalen 
Zusammenschlüsse in gleicher Raschheit und gleichem Umfange an- 
dauern. Bei der Bildung solcher Gesamtausschüsse in großen Kon- 
zernen, haben wir es bereits mit Erscheinungen zu tun, die syndika- 
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listische Tendenzen aufweisen oder zum mindesten zu ihnen um- 
schlagen können. Die Gefahr des Syndikalismus wird freilich grade 
auf der Unternehmerseite heute weit weniger gefürchtet als je, wie 
die anläßlich der Kohlensozialisierungsdebatte aufgestellten Pläne auf 
Arbeiterbeteiligung am einzelnen Werke gezeigt haben. 

In diesem Zusammenhange muß auch der Einwirkung gedacht 
werden, die das Betriebsrätegesetz auf die Gewerkschaften ausüben 
kann. Solche sind weniger von dem Gesetze selbst zu erwarten, das 
ja die Rechte der Gewerkschaften sorgfältig schont, als von dem 
freien Weiterbau, der von radikaler Seite in fachlicher und lokaler 
Hinsicht für die einzelnen Betriebsräte gefordert wird. Bisher steht 
dieser Kampf den Gewerkschaften günstig. Er ist über sein erstes 
Stadium hinaus. Die radikalen Organisationen haben sich nicht durch- 
zusetzen vermocht. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die stärker hervortretende 
Neigung zum Zusammenschluß räumlich verbundener Interessenkreise 
und deren Versuche, eine unmittelbare Fühlung mit den Berliner 
Zentralstellen zu finden. Die Landesverbände der Handelskammern 
waren bereits oben erwähnt. Auch kleinere Gruppen von benach- 
barten Handelskammern bilden gemeinsame Ausschüsse und unter- 
halten gemeinsame Einrichtungen, Zeitschriften usw., z. B. die vier 
sogenannten Ruhrkammern Bochum, Dortmund, Duisburg-Wesel und 
Essen, ferner Frankfurt und Hanau. Die bevorstehende Gesetzgebung 
über die Bezirkswirtschaftsräte und die hierbei erforderlich, werdende 
Einteilung in Wirtschaftsbezirke hat die Frage, welche Landesteile 
durch gleichartige Interessen verbunden sind, stärker in den Vorder- 
grund treten lassen. Eshaben sich eine Reihe von Verbänden für größere 
Landesteile gebildet, die sich entweder aus mehreren Berufszweigen 
(Industrie, Handel, Landwirtschaft, Handwerk) zusammensetzen (z. B. 
der Wirtschaftsausschuß Niedersachsens) oder zunächst nur einzelne 
Berufszweige (Handelskammern) umfassen, jedoch mit der Tendenz 
nach einer allmählichen Ausdehnung auf die übrigen Berufsgruppen 
(Wirtschaftsverband Mitteldeutschland). In anderen Gegenden finden 
zur Zeit noch Besprechungen statt, in denen die zweckmäßige Ab- 
grenzung des zukünftigen Wirtschaftsgebiets behandelt wird, ohne 
daß es bisher zu festen Zusammenschlüssen gekommen ist (Südwest- 
deutsche Handelskammern, Rheinisch-Westfälische Berufsorgani- 
sationen). 

Dieses erhöhte Empfinden für die räumlichen Sonderinteressen 
ist eine offenbare Reaktion gegenüber der durch die Kriegswirtschaft 
geschaffenen und durch die Reichsverfassung und die Reichsfinanz- 
gesetzgebung weiter ausgebauten Zentralisierung der Wirtschafts- 
verwaltung. Man wird diese als Tatsache hinnehmen müssen trotz 
gelegentlicher, auf eine Wiedereinführung des früheren Zustandes 
gerichteten Wünsche, da gerade jetzt, wo die starken politischen und 
wirtschaftspolitischen Verschiedenheiten der verschiedenen Landes- 
teile mehr als vor dem Kriege in Erscheinung treten, eine einheitliche 
Wirtschaftsführung nur von der Zentrale aus gehandhabt werden 
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kann. Bei den Zentralstellen in Berlin sucht nun naturgemäß der 
einzelne Landesteil seine Bedürfnisse in besonderem Maße zur Gel- 
tung zu bringen; teilweise geschieht dies auf dem Wege über die Ge- 
sandtschaften der Länder und durch die Bevollmächtigten im Reichs- 
rat und kommt zum Ausdruck in einer erheblichen Vermehrung des 
wirtschaftlichen Stabes der einzelnen Landesvertretungen. Daneben 
aber zeigt sich als Neuerscheinung die Errichtung von Vertretungs- 
stellen einzelner oder mehrerer benachbarter Handelskammern in 
Berlin, die selbständige Verbindung mit den Zentralstellen pflegen 
und die Wünsche der von ihnen betreuten Kreise an die Reichsregie- 
rung heranbringen. Derartige Stellen sind beispielsweise eingerichtet 
von der Handelskammer Essen, von den Handelskammern von Frank- 
furt am Main und Hanau, von der Handelskammer in Hamburg 
sowie von den schlesischen Handelskammern, von den letzteren ın 
Verbindung mit einer Reihe anderer schlesischer Organisationen. 
Wertet man diese Erscheinung als Symptom, so geht ihre Bedeutung 
über dasWirtschaftliche hinaus. Ein Fortschreiten auf der Linie des 
unmittelbaren Zusammenarbeitens der Wirtschaftskreise der einzelnen 
Länder mit den Zentralstellen des Reiches, muß auf die Dauer den 
Einfluß des Reichsrats schwächen. Kein Zufall ist es, daß diese Er- 
scheinung vornehmlich bei preußischen Handelskammern aufgetreten 
ist. Sie steht hier im Zusammenhang mit den in einzelnen preußischen 
Landesteilen sich zeigenden Bestrebungen nach Reichsunmittelbarkeit. 
Man muß ihr, wie man auch zu der preußischen Frage im ganzen 
stehen mag, ernste Beachtung schenken. 

Besondere Erwähnungen verdienen die Ausführungen des Ver- 
` fassers zur Frage der seiner Meinung nach im heutigen Verbands- 
wesen herrschenden Ueberorganisation (S. 97 ff.) sowie zu der Stel- 
lung der hauptamtlichen und der ehrenamtlichen Geschäftsführer. 
In beiden Fragen kann den geäußerten Ansichten nicht völlig beige- 
treten werden, doch muß eine Auseinandersetzung mit ihnen einer 
besonderen Erörterung vorbehalten bleiben, weil sie nur in einem 
größeren Rahmen stattfinden kann. Das Problem der Ueberorganı- 
sation der Verbände muß in Gegenüberstellung mit der Frage der 
Uebersetzung der staatlichen Einrichtungen behandelt werden. Die 
Stellung der Syndizi und Gewerkschaftsführer, die ja auch politisch 
für die Zusammensetzung der Regierungen des Reiches und der 
Länder seit der Einführung des parlamentarischen Systems von 
größter Bedeutung geworden ist, kann nur im Zusammenhang mit 
einer Erörterung der zur Zeit in Deutschland wirksamen politischen 
Kräfte und der durch sie bedingten Art der Führerauslese sowie 
mit der Frage »Politische Partei oder Interessenverband« untersucht 
werden. 
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Die Bedeutung des Genossenschaftswesens. 


'Von 
F. STAUDINGER. 


Bis vor wenigen Jahrzehnten hörte man kaum etwas von einem 
Gegensatz zwischen Konsumenteninteressen und Pro- 
duzenteninteressen. Nur der Gegensatz verschiede- 
ner Produzenteninteressen, insbesondere der zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, wurde in den Blickpunkt des 
Bewußtseins gerückt; allenfalls hörte man auch einmal von einem 
Gegensatz von Händlerinteressen und Produzenteninteressen. Aber 
das geschah nur unter dem Gesichtspunkte des Gelderwerbs, mehr 
als unter dem der Produktion als solcher. Denn hatte man nur aus- 
reichend Geld, so konnte es an den nötigen Bedarfsmitteln nicht 
fehlen. Der Geldwert, ist ja im Handelssystem, in dem wir leben, 
Bedingung der Möglichkeit des Gütererwerbs. Daher achtete man 
nur auf den Geldwert, und da der Produzent von Tauschgütern Geld 
erwerben mußte, um seine Bedarfsgüter einzutauschen, so verschmol- 
zen die Begriffe »Produzent« und »Gelderwerbender« miteinander, 
während man dem »Konsumenten« kaum Beachtung schenkte. Darum 
schien Gelderwerbspolitik, Produzentenpolitik, die ausgiebige Pro- 
duktion und damit die Möglichkeit zu ausgiebiger Produktion schuf, 
das einzig Richtige. Krisenerscheinungen und beginnende Preis- 
steigerungen, d. h. Entwertungen des Geldes selbst, zeigten aller- 
dings dauernd, daß hier irgendein störendes Zwischenglied vorhanden 
sei. Aber wenn auch etliche Volkswirtschafter und Politiker, sowie 
von ihnen geleitet die Arbeiter, den Schaden im »Kapitalismus« zu 
sehen begannen, auch sie blieben geistig in Haft des Gedankens, 
daß der Erwerb des Geldes am ersten Pole des Austausches, die 
individuelle Vorbedingung zum Gütererwerbe, auch volkswirtschaft- 
lich die Hauptsache sei. Die Arbeiter fühlen, denken und handeln 
darum heute noch wesentlich als »Produzenten«. Wenn sie auch 
neuerdings einzusehen beginnen, daß die Interessenvertretung als 
Warenkäufer am anderen Pole der Tauschwirtschaft ebenfalls wichtig 
und beachtbar sei, so bleibt das fürihre Gedankeneinstellungdoch immer 
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nur eine Ergänzung der Gelderwerbsbestrebungen am ersten Wirt- 
schaftspole. Die Frage, wie beide Pole miteinander 
zusammenhängen, und ob nicht gerade die Käufer- 
tätigkeitam zweiten Poledie Erwerbszustände 
am ersten Pole bedingen könnte, tritt dabei gar 
nicht auf. Auch die Mitglieder und oft die Leiter der Konsumvereine 
haben oftmals dieses Problem noch nicht genügend scharf ins Auge 
gefaßt, obwohl die Erwecker des britischen Genossenschaftsgedankens, 
William Thompson, William King u.a. diese Frage 
schon vor 100 Jahren theoretisch und praktisch in Angriff nahmen, 
und obwohl die erfolgreichere Rochdaler Genossenschaft 1844 im 
Anschluß an sie wenigstens im wesentlichen auf dem Gedanken ruht, 
die Organisation der Käufer sei zugrund zu legen, um daran eine 
profitfreie Produktion für den organisierten Konsum anzuschließen. 

Einige Schriften, welche neuerdings erschienen sind, regen an, 
diese Frage einmal grundsätzlich in ihren Hauptzügen zu behandeln. 
Es sind dies: 

ı. Ernst W. Fischer, Der Verbraucher als 
Träger der Sozialwirtschaft. — Kommunale Wirt- 
schaftsämter, Der Unfug der Höchstpreise, Zwangskonsumgenossen- 
schaften statt Zwangswirtschaft. Winnenden (Württbg.), Zentral- 
stelle zur Verbreitung guter deutscher Literatur 1920. 

2. Robert Schlösser, Der Konsumentim Räte- 
system. Nr. 6 der von R. Korsch, Jena herausgeg. Schriften- 
reihe »Praktischer Sozialissmus«. Berlin-Fichtenau, Verl. Gesellschaft 
und Erziehung 1920. 

3. J. Fr. Schär, Genossenschaftliche Reden 
und Schriften, Bd. I, der vom Verband Schweizerischer 
Konsumvereine herausgeg. »Pioniere und Theoretiker des Genossen- 
schaftswesens« 19020. 

Die erste Schrift behandelt die Schäden der Kriegswirtschaft. 
der sinnlosen Höchstpreispolitik, das Streben der Erzeuger naclı 
mehr Einkommen und freier Verkaufsmöglichkeit, den Schleichhandel, 
die unhaltbaren Zustände, in welche dies führt. Dem gegenüber stellt 
er die noch zu schwach entwickelte Gegenwirkung in den Konsum- 
vereinen, den Mangel an sachkundigen Leuten, die Unfähigkeit der 
heutigen Staatsgewalten, dies zu bessern. Er sieht den Weg zur Besse- 
rung richtig in der Organisation der Verbraucher, will aber trotz 
jenem Hinweise auf die noch mangelnde Fähigkeit der Menschen 
ohne weiteres die Konsumvereine zwangsweise an die Kommunen an- 
schließen, die sich ihrerseits wieder in größere Gruppen zu verbinden 
haben. Woher diesen Organisationen, in denen doch alle möglichen 
Kräfte walten, die Fähigkeiten zufliegen sollen, und wie sie vor dem 
Einfluß des von ihm beklagten einseitigen Produzentenbewußtseins 
bewahrt werden sollen, bleibt Geheimnis des Verfassers. 

Die zweite, weit methodischer und gründlicher auf die Kem- 
frage eingehende Schrift untersucht zunächst die Beziehungen zwi- 
schen Produktion und Konsum, ohne freilich dabei den gemeinhin 
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gemachten Fehler der Zusammenwerfung von Produzent und Kon- 
sument mit Verkäufer und Käufer klar zu beseitigen. Sie geht der 
Frage nach, wie es kommt, daß auch der Arbeiter sein Produzenten- 
‘interesse stärker als sein Konsumenteninteresse betont, beschreibt 
die heutige Entwickelung, die zu einer geradezu übermächtigen 
Vertretung der Produzenten- bzw. Verkäuferinteressen geführt hat 
und verlangt als Gegengewicht dazu Konsumentenkammerm. Er 
selbst hat solche bereits IgIg im Auftrage des Reichsausschusses 
für Konsumenteninteressen in einer Eingabe an die Reichsregierung 
gefordert. Solche Konsumentenkammern sind ja nun neuerdings 
allenthalben vom »Zentralverband Deutscher Konsumvereine« ge- 
gründet worden und werden wohl auch die staatliche Anerkennung 
erlangen, wie es in Hamburg bereits geschehen ist und bei anderen 
in naher Aussicht steht. Diese Konsumentenkammern vereinigen 
Konsumvereine, Baugenossenschaften, Mietervereine und Hausfrauen- 
vereine. 

Das dritte, das größte Werk enthält nach einer kurzen Selbst- 
biographie des nunmehr 75 jährigen schweizerischen Genossenschafts- 
pioniers Johann Friedrich Schär dessen praktische 
Abhandlungen und Präsidialreden, die er im Verbande Schweizerischer 
Konsumvereine als dessen Mitbegründer und Leiter verfaßt und 
gehalten hat. Dem folgt in einer langen Reihe von Anmerkungen 
ein weit zurückgehender wertvoller Kommentar des Herausgebers 
Dr. Karl Munding aus Basel. Schärs Lebenswerk ist dadurch 
bezeichnend, daß er, der frühere Käserbub, der allmählich zum Lehrer, 
dann zum Leiter der Handelsschule in Basel und dann zum Professor 
der Handelswissenschaften an den Universitäten Zürich und dann 
Berlin aufrückt, zugleich von früh auf praktischer Organisator sowohl 
von Produktiv- wie von Konsumgenossenschaften und lange Zeit 
(bis 1903) Präsident des Verbandes Schweizerischer Konsumvereine 
war. Als Handelslehrer schreibt er eine anerkannt treffliche, 1903 
in 2. Aufl. erschienene »Allgemeine Handelsbetriebsichre«. Als Ge- 
nossenschafter stellt er 1894 als Ziel der Konsumvereine die These 
auf: »Genossenschaftliche Versorgung aller Mitglieder mit sämtlichen 
Konsumtionsgütern.« Das heißt: Aufhebung des Handels. Aber 
er weiß seine Tätigkeit als Handelslehrer und als Genossenschafter zu 
vereinigen, denn er sieht, daß die Handelstechnik und die Genossen- 
schaftstechnik die gleiche ist, daß der Unterschied beider auf sozialem 
Gebiete liegt, und daß heute beide trotz ihren Gegensätzen vielfach 
zusammenarbeiten müssen. Er glaubt aber, wie er in seiner »Veteranen- 
rede« 1915 beim 25. Jubiläum seines Verbandes in Lausanne aus- 
spricht, »an die sieghafte Kraft der Organisation der Konsumenten, 
die größer ist als alle kapitalistischen Zusammenballungen« Das 
Werk ist ein schönes historisches Archiv der Entwickelung des Konsum- 
genossenschaftsgedankens in einem Lande, «das, so klein es sei, doch 
die Hauptzüge aller Entwickelung in einem Manne darstellt, der von 
ihrem Anfang an Geburtshelfer und pflegender Pate war. Da ver- 
schmelzen sich theoretische Gedanken und Praxis so ganz von selbst 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 48. 3. 50 
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und werden zur typischen Einheit. Weitere Arbeiten Schärs sollen 
in einem folgenden Bande gesammelt werden. 

Außer diesen drei ist in letzter Zeit noch gar manche Schnit 
über dies Thema entstanden, für, wider und seitab vom Genossen- 
schaftspfade. Es seien da nur genannt: 

Sigmund Kaff, Die Sozialisierung der Wirt- 
schaft durch die Genossenschaften, Wien, Verlags- 
gesellschaft »Neue Erde« IgIg, nun in 6. Aufl. Kaff ist derjenige 
von den österreichischen Sozialisten und Genossenschaftern, der 
schon vor dem Kriege am entschiedensten, damals freilich vergeblich, 
gegenüber den von Produktion-und Besitzverstaatlichung ausgehenden 
sozialistischen Ideen den Gesichtspunkt vertreten hat: »Gemein- 
wirtschaft kann ohne den Staat betrieben werden, aber niemals ohne 
die genossenschaftliche Organisation des Konsums, d. h. ohne die 
gesammelte Kaufkraft von Haushaltungen, ohne Sicherung des 
Absatzes, ohne den entsprechenden Verwaltungs- und Verteilungs- 
apparat. Dieser Apparat ist erstens eine notwendige technische 
Voraussetzung der Sozialisierung und zweitens eine notwendige 
Voraussetzung zur Ansammlung eines entsprechenden Sozialkapitals.« 

Wilhelm A. Wilhelm, Sekretär des Zentralverbandes 
österreichischer Konsumvereine, Wirtschaftsdemokratie 
der Zukunft, Wien, Anzengruberverlag ıgıg. Er geht da 
von den Fehlern aus, die ein falsch orientierter Sozialismus »wirt- 
schaftsunkundiger Nurpolitiker« nach der Revolution durch un- 
zweckmäßige und überstürzte Maßnahmen begangen hat, wobei 
auch »Unterlassungen schwerster Art, wie die Nichthinzuziehung 
der großen Genossenschaftsverbände der Arbeiter und Landwirte 
zu rügen seien. Auf Grund davon setzt er sich in überaus gründlicher. 
leider in der Form oft schwerfälliger Weise mit den Vertretern der 
Sozialisierung von oben auseinander und vertritt da im wesentlichen 
dieselben Gedanken, welche auch Kaff in seiner kleineren Broschüre 
darlegt. 

Stencel-Lensky, Cooperationin Sovjet Rus 
sia, herausgegeben von dem Vereinigten Komitee der aus Rußland 
geflüchteten Vertreter russischer Genossenschafter, London 1920. 
Das Werk enthält eine mit einer sachlich erläuternden Einleitung 
versehene Sammlung offizieller russischer Aktenstücke, welche die 
allmähliche Vernichtung des russischen Genossenschaftswesens durch 
den Polizeisozıialismus und, was besonders interessant ist, die ver- 
zweifelte Lage enthüllen, in die diese Art der Sozialisierung infolge 
ihrer eigenen Maßnahmen geraten ist. Infolge von Dekreten vom 
28. April 1918 bis zum 20. März IgIg hat man die freien Genossen- 
schaften Schritt um Schritt ihrer Rechte und Freiheiten beraubt 
und zuletzt ihr Vermögen zugunsten kommunaler und staatlich 
zentralisierter Verteilungsinstitute beschlagnahmt, danach auch die 
zentrale Konsumgenossenschaftsbank und die Landesgenossenschafts- 
bank in Staatsbesitz übergeführt. Aber nun beginnen sich dazwischen 
gewerbliche und bäuerliche kleine Hausindustrien (Kustars) und 
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Produktivgenossenschaiten (Artels) zu bilden, welche die Produkte 
frei herstellen und vertreiben, während die staatlichen Verteilungs- 
stellen brachliegen und Riesensummen kosten. Die sovjetistische 
»Moskawskaja Prawda« Nr. 231 v. J. meldete u. a. nach Kons.-gen. 
Rundschau Nr. 6d. J., daß die Ausgaben der offiziellen Kooperations- 
organe sich pro Kopf der Bevölkerung auf 9g0—ıoo Rubel im Jahr 
belaufen, während nur für etwa 34 Rubel Waren pro Kopf überhaupt 
verteilt werden konnten. Das ıst Zusammenbruch, schlimmer noch 
als der des »Kriegssozialismus« in Deutschland. — Die letzten Akten- 
stücke lassen denn auch zunächst einen Kampf gegen die freien Klein- 
gebilde erkennen. Man will sie den Konsumgenossenschaften zu- 
ordnen, also konsequent in formell richtiger Weise eingreifen. Aber 
da macht offenbar die Bauernschaft Opposition. Die Regierung. 
trotzdem sie im Januar 1920 die strenge Unterordnung bestimmt 
hat und darin von einer Delegiertenkonferenz bestärkt wird, muß 
nachgeben und läßt schon im April 1920 »autonome« Produktion zu. 
Also besteht offiziell zwangsweise Verteilung und autonome Pro- 
duktion nebeneinander. Eine innere Unmöglichkeit! Nach neuesten 
Berichten ist nun ein Dekret erschienen, wonach »alle Einschränkungen 
der Russischen produktiven Genossenschaften aufgehoben« und sie 
als »vom Staat unabhängige Vereinigungen erklärt« werden. Die 
Verteilungsapparate bleiben in Staatshand. Dabei wird aber der 
freie Handel einzelner Personen im Inneren gestattet. Also völliger 
Zusammenbruch des Zwangssystems, nachdem dies in Rußland ein 
aufblühendes Genossenschaftswesen zugrunde gerichtet hat 1). 

Sollen wir nun zu einer Beurteilung dieser Schriften gelangen, 
so können wir das wohl von den allgemeinen Gesichtspunkten aus 
tun, in dem alle namhaften praktischen Genossenschafter einig sind. 
Doch damit würde bloß die Notwendigkeit dessen begründet, was 
man denken und tun muß, um genossenschaftlich richtig zu denken 
und zu handeln. Aber die Beurteilung wäre dann bloß eine Betrach- 
tung von einem bestimmten Standpunkt aus; es würde damit nicht 
begründet, warum man gerade den genossenschaftlichen Standpunkt 
einnimmt und den Weg von ihm aus für richtig halten muß. Um 
dies zu begründen, muß man freilich bis auf die letzten Grundlagen 
der Wirtschaftsbeziehungen zurückgehen. 

Das auszuführen würde ja nun freilich in einem Aufsatz unmög- 
lich sein. Wohl aber ist es möglich, wenigstens etliches zur Methodik 
und Systematik des (Gedankens zu sagen, der von der einfachen 
Tauschwirtschaft bis zur Genossenschaft führt, und diesen in seinen 


Á.. nn un 


1) Es sei gestattet, auch auf die eigenen Werke, die in diesem Sinne ge- 
halten sind, hinzuweisen: ı. auf die nunmehr 1919 in 2. Aufl. bei Teubner, 
Leipzig, erschienene »Koönsumgenossenschafte, 2. auf die 1914 bei Dicderichs- 
Jena erschienenen, 1916 im »Archiv« von Vorlaender besprochenen »Kultur- 
grundlagen der Politike. Einige für den Zentralverband deutscher Konsum- 
vereine gefertigte Schriften, wie »Soziale Wegnotwendigkeitene 1917 und 
sLeitsätze« sind nicht vom Buchhandel, sondern nur vom Verlag des Zentral- 


verbandes selbst zu beziehen, soweit sie da noch vergebbar sind. 
5o * 
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elementarsten Zügen zu begründen. Es geschehe das etwa nach 
der Art, wie es Verf. neuerdings in Schrift und Vortrag im Genossen- 
schaftsunterricht zu geben pflegt. Damit ist der Maßstab gegeben, 
den er bei der Beurteilung der genannten Schriften anlegt. 


I. Bemerkungen zu den Grundlagen wirtschaftlicher 
Methodik und Systematik. 


I1. Den Ausgangspunkt bildet der Gedanke, daß ein wirk- 
licher wirtschaftlicher Zusammenhang als Untersuchungs- 
objekt zugrunde zu legen ist, nicht aber die bloß gedachte Konstruktion 
eines solchen. Zunächst aber ist ein Zusammenhang von allereinfachster 
Art, also irgendein beliebiger einzelner wirtschaftlicher Zweck ganz 
für sich zu betrachten. In ihm sind analytisch die Bedingungen 
aufzusuchen, ohne die er nicht bestehen und durch- 
geführt werden kann. Schon im einfachsten Zweck finden 
wir nämlich eine ganze Menge unerläßlicher Bedingungen, die wir 
sonst ganz getrennt, höchstens einmal zufällig verbunden glauben, 
in gesetzmäßig geordneter Verbindung. Zunächst sehen wir auf der 
einen Seite das Bedürfnis als Gefühl und den von ihm oder 
in ihm ausgelösten Antrieb, den das Bedürfnis befriedigenden 
Gegenstand zu erlangen. Auf der anderen Seite sehen wir diesen 
Gegenstand selbst, der hier als wirtschaftliches Ziel erscheint. 
Sowohl ihn selbst wie die zu ihm führenden Wege müssen wir aber 
erkennen, sobald bloßer Instinkt nicht mehr leiten kann. 
Also ist auch die Erkenntnis grundlegende Bedingung zur 
Erreichung des Ziels. Erst durch sie wandelt sich der Trieb 
zum Willen und die bloße Instinkthandlung zur Zweckhandlung. 
Indem die Erkenntnis sodann die zum Ziele führenden Mittel 
und Wege angibt und zugleich im Willen zweckgemäß ordnet. 
entwirft sie den technischen Plan. Dieser Plan aber stellt 
zugleich für die Ausführung das Recht, das formale Geseiz 
dar, dem sich das Tun unterordnen soll. Aber indem dadurch der 
Wille selbst nicht bloß dem Bedürfnisantrieb, sondern auch der 
selbstgewollten, als Recht von ihm anerkannten Ordnung unter- 
worfen wird, erhält die Unterordnung des Willens unter seine eigene 
Gesetzesbestimmung zugleich ein sittliches dGepräge. Sofern 
der Wille bloß dem Bedürfnisantriebe folgt, ist er heteronom; sofern 
er sich der eigenen Bewußtseinseinheit in der als recht erkannten 
Ordnung unterwirft, ist er schon hier autonom, nicht erst dann. 
wenn sich — durch Verknüpfung vieier Triebe in einem Individuum — 
ein selbständig über ihnen stehender Ordnungswille ausgebildet hat. 
Endlich finden wir bei der Ausführung des Zweckes, sobald der Wille 
sich ihm frei hingibt, auch das Streben,es anmutend und voll- 
kommen zu erreichen: zwei Willensrichtungen, die dann selb- 
ständig unter ästhetischem und religiösem Gesichtspunkt zum Aus- 
druck kommen. Wie diese und andere unter verschiedenen Gesichts- 
punkten ohne weiteres erschaubaren Seiten eines ganz materiellen 
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Zwecks sich nachher, losgelöst als besondere Lebensgebiete ent- 
falten, und wie man danach deren natürliche Systematik einfach 
begreifen kann, das auszuführen ist natürlich hier nicht möglich. 

2. Dagegen ist es für unsere Absicht wesentlich, die den Zu- 
sammenhang zwischen Bedürfnistrieb und Ziel 
herstellende Tätigkeit ins Auge zu fassen. Wir bce- 
zeichnen sie als Arbeit, sobald nicht die Tätigkeit in sich, d. h. 
das freie Spiel der Lebenskräfte, Ziel des Begehrens ist. Sie ist 
freilich, unter dem Gesichtspunkte ihrer eigenen Anordnung be- 
trachtet, technischer Art. Unter dem Gesichtspunkte der 
Verknüpfung von Bedürfnis und Mittel zur Bedürfnisbefriedigung ist 
sie durchaus wirtschaftlich. Wenn man nicht abstraktiv 
den Schwerpunkt des Wirtschaftlichen auf die wirtschaftliche Ein- 
teilung der Bedarfsmittel und die schon sozialen Verkehrsbeziehungen 
legt, so ist die Beiseitesetzung der Arbeit ganz unmöglich. Sie bleibt 
vielmehr der Schwerpunkt der ganzen Wirtschaftsbetrachtung auch 
in den verwickeltsten Verkehrsbeziehungen. 

Um das zu sehen, müssen wir zunächst das Verhältnis 
der Arbeit zum Bedürfnis und zur Zielerrei- 
chung betrachten. Das Bedürfnis strebt den Ziclvegenstand, 
der es befriedigen soll, in möglichst vollkommener Qualität und 
ausreichender Menge zu erlangen. Um es zu befriedigen, muß der 
Mensch überall da, wo die Natur es nicht unmittelbar befriedigt, 
aber es durch die Arbeit befriedigen kann, Arbeitskraft ver- 
ausgaben. Arbeit, die Marx allgemein als Prozeß mit der 
Natur, die die Biologie in den Kampf ums Dasein gegen die Hinder- 
nisse der Natur einschließt, wird in der Tat füglich unter wirtschaft- 
lichem Gesichtspunkt am zweckmäßigsten als Tausch mit der 
Natur zu fassen sein, wie sie ja auch Schumpeter einmal 
bezeichnet. Der Mensch gibt Arbeitskraft aus, um das gewünschte 
Gut von der Natur zu erhalten. 

Nun erteilt das Bedürfnis dem ersehnten Gegenstand einen ge- 
wissen Wert zu. Wert: das ist die Bedeutung, die Etwas für etwas 
Anderes hat, sofern es für dies Ändere mehr oder minder förderlich 
ist; ebenso negativ, wenn etwas scl:ädlich für etwas Anderes ist. Wo 
wir von Wert reden, da schwebt immer ein gefünltes oder gedachtes 
oder äußerlich wirkliches Zweckverhältnis vor. Deshalb kann man 
von Werten aller möglichen Art reden, von Gefühlswerten, Erkenntnis- 
werten, wirtschaftlichen, künstlerischen, sittlichen Werten, ja über- 
tragen vom Werte der Feuchtigkeit für den Pflanzenwuchs u. dgl. 
Diese Frage, die Verf. schon 1897 in seinem »Sittengesetz« eingehender 
erörtert hatte, ist ja neuerdings durch Windelband, Rickert u. a. 
mehr ins Metaphysische veriolgt worden. Auf sie können wir frei- 
lich nicht eingehen. Wir müssen hier nur auf die Art der Wertbestim- 
mungen einen Blick werfen. 

Der Bedürfnisantrieb, so wechselnd er in jedem Einzelfalle nach 
Stärke und Eigenart sein mag, bestimmt hierdurch selbst den Wert, 
den ein Gegenstand jeweils als Befricdigungsmittel haben soll. Und 
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zwar bestimmt er es der Art, der Vollkommenheit und der Menge 
nach. (In dem Worte »Qualität« werden die beiden ersten Bestim- 
mungen meist zusammengefaßt.) Der damit dem Gegenstand zu- 
erteilte Wert, sein Bedürfniswert oder Gebrauchswert, hat also eine 
quantitative und zwei qualitative Bestimmungen. 

Diesen Wert herzustellen aber muß Arbeitskraft ver- 
ausgabt werden. Also hat die Arbeitskraft selbst Wert für die Be- 
schaffung des Gegenstandes. Und zwar Wert unter doppeltem Ge- 
sıchtspunkt, als Wertgegenstand für sich betrachtet, der seinerseits 
durch Ernährung, Erziehung, Uebung usw. heranzubilden ist, und 
als ausgegebene, im Wertgegenstand verkörperte Arbeit. In beider 
Hinsicht sind auch hier Qualitäten und Quantität maßgebend. Die 
qualitativen Bestimmungen aber übersetzen sich, sobald man von 
der Qualität der Anlagen absieht, bei der Arbeitsleistung einfach 
in Quantität. Zur Erwerbung bestimmter Qualitäten der Fertigkeit 
ist bei gegebener Naturanlage eine bestimmte Menge von Zeit und 
Intensität und sodann ebenso solche zur Herstellung des Gebrauchs- 
gegenstandes selbst erforderlich. Man kann also für die gewöhnlichen 
Arbeiten des Durchschnittsmenschen sagen: Die Ausgabe der Arbeits- 
kraft bemißt sich nach dem Verhältnis von Zeit und Intensität. 
Man könnte danach auch die Intensität übersetzen, indem man, 
wie die Physik die Pferdekraft, ein bestimmtes Verhältnis zwischen 
Zeit und Effekt als Menschenkraft annähme ?). 

Die zur Herstellung des erforderlichen Ge- 
brauchswertsherzugebende Menge an Arbeits- 
kraft würde also den Arbeitswert des Gebrauchsgegen- 
standes bezeichnen. Der Wert der Arbeitskraft selbst 
würde dann, wie es auch Marx darstellt, unter der Annahme von 
Durchschnittsbegabung und durchschnittlich erworbener Leistungs- 
fähigkeit durch die Menge der auf ihre Erziehung und Erhaltung 
verwandten Arbeitskraft bestimmt sein. Das Wort »Arbeitswert« 
wird aber im folgenden stets als Wert der im Arbeitseffekt verkörperten 
Ausgabe von Arbeitskraft, nicht aber als Wert der Arbeitskraft als 
solcher oder der Arbeitsleistung als solcher angewendet. | 

3. Nun aber handelt es sich darum, das Verhältnis der 
Arbeitswertung zur Bedürfniswertung des Be- 
darfsgegenstandes zu betrachten. Dafür ergeben sich 
folgende Sätze: 

a) Der Mensch gibt nicht mehr Arbeitskraft aus. als der Stärke 
des Bedürfnisantriebs entspricht Also der Grenznutzen des Bedürf- 
nissesist die Grenze der Arbeitsausgabe. Hat der Antrieb dazu geführt. 
mehr Arbeitskraft auszugeben, als zur qualitativ befriedigenden 
Herstellung der nötigen Bedarfsmenge erforderlich war, so ist diese 
Arbeit vergeudet und zählt nicht als wertbildende Arbeit. 


2) Vgl. auch die eben mit den Kiantstudien XXV, 4, Ergänzungsheft 52 er- 
schienene Schrift von Dr. Konrad Wiederhold, Wertbegriff und Wertphilo- 
səphie. Berlin, Reuther u. Reichard, 1920, die etliche wesentliche Wert- 
probleme darstellt, dann aber, wie gewöhnlich, ins Metaphysische abwandert. 
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b) Bis zur Herstellung der zur Befriedigung des Bedürinisses 
erlorderlichen qualitativ befnedigenden Bedarfsmenge strebt der 
Mensch dahin, das Ziel mit möglichst wenig Arbeits- 
ausgabe zu erreichen. Grundsatz der Arbeitsersparung, von 
Ostwald als »energetischer Imperativ« zugleich als sittlicher Wert- 
maßstab gesetzt. Dessen Sinn ist: »Strebe mit möglichst geringem 
Kraftaufwand das Ziel möglichst vollkommen zu erreichen.« Die 
zur Befriedigung des Bedürfnisses notwendige Arbeit braucht nicht 
derjenigen Arbeit gleich zu sein, welche das Bedürfnis im Grenzfalle 
auslösen würde. Grenznutzwertung und Arbeitswertung des Gegen- 
standes fallen also nur da zusammen, wo die notwendige Arbeit 
zugleich der im äußersten Falle vom jeweiligen Bedürfnis ausge- 
lösten Arbeit entspricht. 

Von hier .aus haben wir, ohne auf die Grenznutzlehre selbst 
hier eingehen zu können, ins Auge zu fassen, wie sich der Grenznutz- 
wert im Verhältnis zum notwendigen Arbeitswert im Zusammen- 
hange der Menschen untereinander unter bestimmten gegebenen 
Umständen geltend macht. Zu diesem Zwecke aber müssen wir 
zunächst die möglichen Grundformen feststellen, in denen 
der Mensch zum Nebenmenschen wirtschaftlich in Beziehung treten 
kann und wirklich in Beziehung getreten ist. 

5. Die gesellschaftlich-wirtschaftlichen 
Grundformen. Hierfür haben schon B. Hildebrand, 
sodann Tönnies in seiner »Gemeinschaft und Gesellschaft«, 
Bücher in seiner »Entstehung der Volkswirtschaft« u. a. wertvolle 
Vorarbeit geleistet. Es war ein guter Gedanke von Bücher, die tausch- 
lose Wirtschaft, die Wirtschaft des einfachen Austausches und die 
Wirtschaft des Güterumlaufes oder der Warenproduktion zu unter- 
scheiden. Das war ein entschiedener Fortschritt gegenüber den 
Unterscheidungen, dıe nach der Beschäftigungsart, Jagd, Fischerei, 
Viehzucht, Ackerbau und Gewerbebetrieb getroffen zu werden pflegten. 
Aber es war kein glücklicher Gedanke, diese Einteilung, statt sie 
erst analytisch elementar durchzuführen, von vornherein mit histo- 
rischen Kategorien, den Entwicklungsstufen, in Zusammenhang zu 
bringen und ihnen die Stufen der geschlossenen Hauswirtschaft, 
unter die Bücher sogar die Herrenwirtschaft stelite, sodann die Stufe 
der Stadtwirtschaft und die der Volkswirtschaft gleichzusetzen. 
Denn die historischen Stufen enthalten allesamt entweder neben- 
einander oder miteinander gemengt, ja miteinander verschmolzen, 
ganz verschiedene Grundformen, unter denen nur zeitweilig die eine 
oder die andere stärker, womöglich vorherrschend zutage tritt. 

Wir suchen also zunächst diejenigen elementaren Grundformen 
auf, die sich nach dem ausschließenden Grundprinzip feststellen 
lassen, wie der Mensch mit anderen Menschen ın seiner Arbeit für 
sie und in seinem Güterempfang von ihnen verknüpft ist und sein 
kann. Da finden wir 

A. Die aus Liebe hervorgechende Arbeits- 
beziehung zu Mitmenschen. Hier kann wirken: 
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a) Liebe zu einer Person. Hierfür ist das Verhältnis 
der Mutter zum Kind der Grund- und Urtypus. 

b) Hingabe an eine Organisation, die der Mensch 
sein eigen nennt. In der einfachen Familienarbeit, in der meist auch 
das persönliche Element herrschend hervortritt, in der Arbeit für 
Sippe, Gemeinde, Staat und sonstige Gemeinwesen sowie Vereine 
aller Art zeigt sich diese Menschenverbindung. 

c) Hingabe und Liebe zu einer Idee, wie die 
der Wissenschaft, der Kunst, der Ethik, der Religion, der Menschen- - 
liebe. Der Mensch vermittelt dadurch mittelbar oder unmittelbar 
den Mitmenschen Güter oder empfängt solche von ıhnen. 

Diese ökonomische Verknüpfung beruht auf der Tatsache, daß 
das Ich des Menschen nicht mit seinem Körper aufhört, sondern 
alle Objekte umfaßt, die er geistig und vor allem diesmal aber mit 
seiner Tat ergreift. Auf Grund hiervon stehterin Gemeinschaft 
mit allen denjenigen Menschen, welche persönlich oder ideell mit 
ihm im gleichen Ichbereich sich förderlich verbunden wissen. Die so 
Verbundenen fühlen sich in bezug auf die sie jeweils innerlich ver- 
bindenden Gemeinschaftlichkeiten als ein und dasselbe Ich. Die 
gemeinschaftliche Organisation ist, sobald, soweit und so- 
lange sie von diesem Bewußtsein getragen wird, der äußere Ausdruck 
für das Gemeinschaftswollen. Deshalb kann sich hier auch der Mensch 
für seine Gemeinschaft als für sein eigenes Ich einsetzen und sie ebenso 
verteidigen, wie er sich selber verteidigt, wenn ıhm ein Hindemis 
entgegentritt. Deshalb bilden auch diese Beziehungen, die sich so 
im Zusammenhang mit ökonomischen Beziehungen aufbauen, die 
Grundlage der idealen Ethik. Diese Ethik aber be- 
stimmt bisher den Willen der Menschen nur in besonderen Fällen, 
wo und soweit das Gemeinschaftsband stärker ist, als alle Gegensätz- 
lichkeiten. Die Wirklichkeit beherrscht heute noch die Welt. Wir 
haben eine Mischethik, die theoretisch nach der Idealethik hinpendelt, 
praktisch aber stets wieder von Gegensätzen mitbestimmt wird. 

B. Die mit Gegensatz behaftete Arbeits- 
beziehung zu Mitmenschen. Bei ihr ist stets das Ver- 
hältnıs zwischen den Menschen durch den Willen zu Sachen bedingt. 
Da finden wir zunächst: | 

a den reinen Gegensatz. Der Mensch ist da dem 
Menschen gegenüber nichts als eine Naturkraft, die er zu überwinden 
strebt, wenn sie sich seinen ökonomischen und ebenso sonstigem 
Begehren in den Weg stellt. Die hierfür geleistete Arbeit nennen 
wir aber nicht Arbeit, sondern Kampf. Dieser Kampf wird 
mit den Mitteln der List und Gewalt geführt. Sie sind hier 
die tatsächlich ethischen und tatsächlich auch ethisch 
gewerteten Faktoren. Wie man im Kriege sieht, werden sie 
von den Teilnehmern der Kampfgemeinschait gegenüber dem Feinde 
ethisch zustimmend, vom Gegner entgegengesetzt beurteilt. Raub, 
Diebstahl und Betrug sind hier die ökonomischen Grundformen, 
mittelst deren dem Nebenmenschen das Gut abgenommen wird. 
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Nicht absichtlich, aber tatsächlich hat er für den es Entziehenden 
vearbeitet. 

b) Die Gewaltherrschaft über den Nebenmenschen, 
«leichviel ob sie aus äußerer oder aus ökonomischer Gewalt ent- 
standen ist. Ihre verschiedenen Formen gleichen darin, daß der eine 
Mensch gezwungen Werkzeug ist, um der Bedürfnisbefredigurg des 
anderen zu dienen bzw. für ihn zu arbeiten. Der Mensch ıst auch da 
für den Menschen Naturkraft, aber eine solche, die er in seinen Dienst 
zu zwingen strebt. Da aber einerseits der Herr dem Beherrschten 
so viel ökonomische Mittel lassen oder geben muß, damit er sich 
arbeitsfähig erhalte, und da der Beherrschte sich dem Willen des 
Herren mit eigenem Willen unterwerfen muß, um sich aufrecht zu 
erhalten, so tritt trotzdem hier bereits ein Gemeinschaftsverhältnis 
in den Gegensatz ein, und es kann sogar in besonderen Fällen über 
den Gegensatz treten, ja ihn verwischen. Geschichtliche Beispiele, 
wo Herren und Knechte in Gemeinschaft zusammenstehen, belegen 
das. Im allgemeinen aber bricht der Gegensatz immer wieder zwischen 
beiden Teilen hervor, wozu dann noch die viel wichtigeren und die 
Herrschaft meist wieder zersetzenden Konkurrenzkämpfe zwischen 
den Herrschenden selbst treten. 

c) Der Tausch. Besteht im Kampfe der reine, nur selten 
durch andere Einflüsse gemilderte Gegensatz und in der Herrschaft 
vorwiegender Gegensatz, infolge der mit seltenen Ausnahmen nur 
Zwangsgewalt nebst ökoncmischer Gewalt den Zusammenhang er- 
halten kann, so haben wir im Tausch ein Verhältnis, in dem im Normal- 
fall Willensgegensatz und Willensgemeinschaft sich die Wage halten. 
Jeder der Tauschenden erstrebt zwar nur im eigenen Interesse das 
Gut des anderen, aber er will es durch den freien Willen des anderen 
gegen Hergabe eigenen Gutes erwerben. Jeder erkennt also durch 
seinen bloßen Tauschwillen jeden, der ikm gegenüber den gleichen 
Willen zeigt, als frei und gleichberechtigt an. Ein Rechtsverhältnis 
zwischen den Menschen, wie Marx (Kapital I S. 62) es bezeichnet, 
das zunächst dem Tauschverhältnis als Willensverhältnis zweier 
Parteien nur ebenso cinwohnt, wie schon dem einzelnen Zweck für 
den Einzelmenschen, dann aber, wenn die Tauschform allgemeiner 
wird, als moralisches Gefühl und dann als äußeres Rechtsgesetz losge- 
löst darübertritt. Freilich trıtt der Normalfall völligen Gleichgewichts 
schon in den beiden Grundfällen, dem einfachen Austausch und dem 
geldvermittelten Austausch. selten rein zutage, im Handel und gar 
ın dessen Rückbildung zum Monopolismus ist die Gleichberechtigung 
nur noch formal vorhanden, und nur in der letztmöglichen Tausch- 
form, dem Gemeinschaftsaustausch, kann sie allgemein verwirklicht 
werden. 

5 Die wirtschaftliche Bedeutung dieser 
Grundformen. Die genannten sechs Formen wirtschaftlicher 
Lebensbeziehung sind, soweit Verf. sehen kann, die einzigen möglichen 
Grundformen, in denen Mensch zu Mensch ın Beziehung zu treten 
vermag. In der geschichtlichen Entwickelung treten sie, wie gesagt. 
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nur selten rein hervor, meist in mannigfaltigster Weise miteinander 
gemengt und verschmolzen. Aber ihre und ihrer Unterformen klare 
Herauslösung, die nicht auf Grund einer bloßen Abstraktion, sondern 
auf Grund wirklicher Beispiele möglich ist, kann wohl dazu dienen. 
in dem wirren Gewebe des geschichtlichen Werdens zum Leitfaden 
zu dienen, um jene Vermengungen und Verschmelzungen immer 
mehr zu durchleuchten. 

Sie sind natürlich nicht bloß wirtschaftliche Grund- 
formen. Je nachdem wir uns auf die verschiedenen im Einzelzweck 
dargelegten Gesichtspunkte einstellen, können wir danach ebenso 
die ideelleren Formen als Technik, Recht, Ethik usw. verfolgen. 
Aber da der Mensciı seine bewußtere Wirtschaft samt seinem be- 
wußteren Denken und Wollen auf Grund der instinktiveren tierischen 
»Wirtschaft« entwickelt und die zunächst ganz unvermerkt darin 
enthaltenen Formen endlich in den Blickpunkt des Bewußtseins 
gerückt und losgelöst für sich behandeln lernte, so bildet diese Wirt- 
schaft in der Tat die »Basıs«, auf der sich diese Ueberbauten erheben. 
Marx hat nur leider die Art, wie der Ueberbau ın der realen Basıs 
schon als Einbau enthalten ist, nicht klar genug entwickelt, am 
besten noch an der vorhin angeführten Stelle, wo er zeigt, welches 
Rechtsverhältnis sich im Willensverhältnis des Austauschs verbirgt. 
Gerade die Tatsache aber ist für die Erkenntnis wesentlich, daß 
die ideellen Elemente schon die Basis mitbedingen, während dann, 
wenn sie losgelöst in den Blickpunkt gerückt werden, also zum Selbst- 
bewußtsein und zu objektiver Behandlung kommen, der Zusammen- 
hang mit ihrer Basis übersehen wird. 

Diese Willensverhältnisse sind also, sofern sie unter dem Ge- 
sichtspunkte des Zusammenhangs zwischen Bedürfnis und Beschaffung 
des es befriedigenden Gegenstandes stehen, wirtschaftliche Verhält- 
nisse gesellschaftlicher Art. Marx nennt sie meist einseitig »Produk- 
tionsverhältnisse«, obwohl er die Verteilungsverhältnisse als deren 
Kehrseite mit ihnen identisch setzt (Kapital III, B, S. 415). An obiger 
Stelle nennt er sie auch angemessener »ökonomische Verhältnisse«. 
Jedenfalls kommt es eben darauf an, daß dieser Zusammen- 
hang ins Auge gefaßt wird, nicht einseitig bloß Produktion oder 
Verteilung. Die »Verwendungswirtschaft« lassen wir hier natürlich 
beiseite. Ob man nun als wirtschaftliche Gegenstände bloß materielle 
Gegenstände, welche Bedürfnisse befriedigen und die zu diesem 
Zwecke beschafft werden müssen, oder nicht auch unter Umständen 
geistigere Gegenstände auffassen sollte, darüber sei bier nicht er- 
örtert. Aufs stärkste zu betonen ist nur, daß diese Grundverhältnisse 
nicht bloße »Verteilungsverhältnisse« sind, wie man beim Tausch 
so gern denkt, sonden Bindeglieder, die sowohl die 
Produktion wie die Verteilung bestimmen. Die 
Arbeit muß man freilich, wie gesagt, nicht nach ihrer bloß technischen 
Seite als bloße Produktionsleistung, sondern bloß als Ausgabe von 
Arbeitskraft zur Erlangung von Bedarfsmitteln unter den wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkt bringen. Hier aber spielt eine wesentliche 


Die Bedeutung des Genossenschaftswesens. 781 


Rolle die Frage, wie die Arbeitswerte und wie viel von ıhnen in den 
verschiedenen Grundiormen und ihren Verbindungen von den einen 
Menschen auf die anderen übertragen werden. 

Diese Frage können wir nun freilich hier nur für eine Grund- 
form, die Tauschform und für deren Unterformen behandeln. Dabei 
ist zu zeigen, wie in diesen für arbeitsteilige Gesellschaft persönlich 
freier Menschen kennzeichnenden Verhältnissen die Beziehungen 
zwischen Menschen und Gütern gelagert sind, unter welchen Be- 
dingungen ssiestehen, wiesich diese verschieben, und wie aus diesen Ver- 
schiebungen die heutigen Weltprobleme hervorgehen. Zunächst seien 
da die drei bisher maßgebenderen Tauschformen, der einfache Aus- 
tausch, der geldvermittelte Austausch und der Handel betrachtet. 


I. Die bisherigen Tauschverhältnisse. 


1. Der einfache Austausch. 


a) Der einfache Austausch und so jeder Austausch mit Aus- 
nahme des Gemeinschaftsaustauschs ıst eine Handlung zwischen 
zwei Kontrahentenparteien, die sich gegenseitig ıhre Güter freiwillig 
als wechselseitige Gegenleistung geben, gleichviel ob es einzelne 
Personen oder Personengruppen sind. Damit ein solcher Tausch 
zustande komme, sind vier Bedingungen, eine’ materielle und drei 
ideelle, zu erfüllen. 

a) Jede Partei muß Güter haben, welche die andere begehrt. 
Wo nur einer das Gut hat, welches der andere begehrt, 
da sind, außer ım Fall schenkender Liebe, Bedingungen 
des Kampfes gegeben. 

b) Jede muß die andere als frei über ihre Güter verfügungs- 
fähig erkennen. 

c) Beide Parteien müssen von dem Vorhandensein der Güter 
und der Tauschgeneigtheit der anderen Partei Kenntnis 
haben. 

d) Jede Partei muß gewillt sein, so viel eigenes Gut für das 
Gut der anderen zu geben, daß sie diese zur freiwilligen 
Hergabe ıhres Gutes bewegen kann. 

Außer diesen vier allgemeinen Bedingungen setzen wir hier 
noch den besonderen Fall voraus, daß jedes der Güter nur für den 
anderen Gebrauchswert hat, und daß jeder es mit eigener Arbeit, 
und zwar zum Zwecke des Austausches, beschafft hat. Damit haben 
wireinen wirklich vorkommenden und doch für unseren Untersuchungs- 
zweck reinen Fall vor Augen gestellt. Wie ıst nun hier das Verhältnis 
von Bedüriniswert zu Arbeitswert beschaffen ? 

b) Jede Partei schätzt im fremden Gute nur den Gebrauchs- 
wert, den es für sie hat, und fragt nur, wie viel Arbeitsausgabe es 
ihr wert ist und für wieviel Gegenwert sie es erhalten kann. Wieviel 
es die andere Partei gekostet hat, ist ihr gleichgültig. Jede Partei 
aber schätzt im eigenen Gute nach der Voraussetzung nicht den 
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Gebrauchswert, auch keinen etwaigen Liebhaberwert oder sonstigen 
Wert, sondern nur den Arbeitswert, den sie etwa auszugeben hat. 
Der Gebrauchswert des fremden und der Ar- 
beitswert des eigenen Gutes stehen also hier 
zueinanderin Beziehung. Dasist die Nuß, die zu knacken 
ist. Nun könnte ganz naiverweise freilich der Fall eintreten, daB 
einer für das Gut des anderen so viel Arbeitswert weggibt, wie es 
der Bedürfnisstärke nach dem fremden Gutc entspricht. Aber das 
Energiegesetz tritt dazwischen und sagt: Gib nicht mehr Arbeits- 
wert aus, als nötig ist. Wir müssen also den Normalfall betrachten. 
ın dem beiderseits abgewogen wird, welche Ausgabe eigener Arbeits- 
kraft im Arbeitswert des Gegenstandes nötig ist. 

Wieviel ist aber nötig? Das ıst eine unter Umständen recht 
schwierige Frage. Ihre Beantwortung hängt nicht von der eigenen 
Arbeitswertung und der eigenen Nutzwertung, sondern vom Willen 
des anderen ab. Und dieser Wille findet seine Grenze an dem Ver- 
hältnıs der Bedürfnisstärke nach dem fremden Gut zur Arbeits- 
wertung des cigenen. Daher sucht jeder beide Wertungen beim anderen 
auszuforschen, womöglich den fremden Bedürinisantrieb durch An- 
preisung usw. zu steigern, den eigenen Arbeitswert womöglich zu 
vergrößern. Das Ergebnis dieses Kontrahentenkampfes 
wird normalerweise sein, daß derjenige, welcher die größere Bedürfnis- 
stärke hat, mehr Arbeitswert hergeben muß, als der andere, und daß 
nur in dem Falle, wo die Bedürfnisstärken gleich sind, gleiche Arbeits- 
werte von beiden Seiten ausgetauscht werden. In dem Falle, wo 
die Nutzgrenze des einen durch die Forderung des anderen über- 
schritten wird, kommt der Tausch nicht zustande. Da aber, wenn 
er zustande kommt, der Bedürfnisstärkere, gerade der, welcher das 
Gut des anderen »nötiger« hat, dem anderen mehr eigenen Arbeits- 
wert geben muß, als er von diesem erhält, so ist das, was man »Äus- 
beutung« der Arbeitskraft nennt, hier schon aus den Bedingungen 
des einfachsten Tauschverhältnisses begründet. Die eine von zwei 
Tauschparteien hat eben die »ökonomische Verfügungsmacht« über 
Güter, die von der anderen Partei stärker begehrt werden als 
der letzteren Güter von der ersten Tauschpartei. Da kann es 
dann dahin kommen, daß der eine der Kontrahenten Arbeitswert 
für einen Gegenstand hergeben muß, der gar keinen Arbeits- 
wert hat, aber nötig ist, z.B. Boden. Der Ausdruck »Ausbeutunge 
ist da wohl am Platz. Er möge im folgenden trotz seinem Bei- 
schmack von moralischem Werturteil als jedenfalls kurzer und 
sachlich zutreffender Ausdruck in rein sachlicher Auffassung bei- 
behalten werden. Die Möglichkeit dieser Ausbeutung ist durchaus 
nicht in böser Absicht gegenüber dem anderen, sondern einfach in 
dem für jeden geltenden Energiegesetz begründet. Das gibt dann 
freilich zu jenem Ringen der Kontrahenten um den größeren Vorteil 
beim Austausch Anlaß. Und dieser Kontrahentenkampi 
bringt notwendigerweise das Element des Gegensatzes, welches 
ım freiwilligen Austausch zwischen freien und gleichberechtigten 
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Menschen überbrückt schien, mehr oder minder scharí zum Ausdruck 
und ruft die ethischen Faktoren der List und unter Umständen sogar 
der Gewalt wieder herauf. Sie möchte man dann vom Standpunkt 
der hier gar nicht eingelegten Gemeinschaftsethik durch Verdam- 
mungsurteile und Rechtsgewalt beseitigen, statt zu fragen, ob und 
wie man die Bedingungen solcher Ethik in das Wirtschaftsverhältnis 
selbst einpflanzen kann. 

c) Ebenso aber kann schon auf dieser einfachsten Tauschstufe 
bereits ein anderer Gegensatz von grundlegender Bedeutung hinzu- 
treten,der Konkurrentengegensatz. Dessen Bedingungen 
sind allbekannt. Sobald demjenigen, der einen bestimmten Bedarfs- 
gegenstand als Tauschware anbietet, mehrere Liebhaber gegenüber- 
treten, die ihn begehren und Gegenstände dagegen anbieten, die er 
seinerseits begehrt, hat er nunmehr die Wahl, denjenigen Gegenstand 
auszuwählen, den er am meisten begehrt oder, wenn es gleichartige 
Gegenstände sind, denjenigen der Anbietenden zu bevorzugen, der 
ihm am wenigsten Arbeitswert abzunehmen gewillt ist. Er wird 
nun seinerseits in der Lage sein, weniger Arbeitswert hergeben zu 
müssen, als er dagegen erhält. Nur dann, wenn er auch seinerseits 
mehrere Tauschwillige neben sich findet, die den anderen gleich- 
begehrte Gegenstände anbieten, und wenn zugleich Angebot und 
Nachfrage sich auf beiden Seiten die Wage halten, wirdsich der Aus- 
tausch auf der Grundlage der allseitigen Hergabe gleicher Arbeits- 
werte und der allseitigen Befriedigung der Bedürfnisse vollziehen. 

In jedem anderen Falle aber wird der Tausch auf Grundlage 
ungleicher Arbeitswerte abgeschlossen, oder es werden gar etliche 
in ihrem Bedürfnis nicht betriedigt. Infolgedessen entsteht zwischen 
den Konkurrenten auf beiden Seiten ein Willensgegensatz, der ihrer 
jeden drängt, den Nebenbuhler aus dem Felde zu schlagen, um sich 
in den Besitz des begehrten Gutes zu setzen. Es entsteht der Kon- 
kurrenzkampf. Er aber wird, sobald nicht Hemmungen 
infolge äußerer Vorkehrungen oder anderer innerer Lebensbeziehungen 
vorhanden sind, unausbleiblich von den dabei meist Bedrohten mit 
den Mitteln der Kampfesetnik. d. h. mit List und Gewalt geführt. 
Derjenige freilich, welcher die bessere und mit weniger Ausgabe von 
Arbeitskraft hergestellte Ware besitzt, hat Aussicht, schon im fried- 
lichen Konkurrenzkampfe zu siegen. Und der ım Tauschverhält- 
nis liegende Drang nach freier und gleichberechtigter Verfügung 
über ihren Tauschwillen führt dazu, den Tausch, sobald die Kon- 
kurrenzen stärker werden, gegen die Folgen der im Konkurrenz- 
verhältnis liegenden Willensantriebe zu schützen. Es entstehen 
daher rechtlich-polizeimäßige Sicherungen, Marktordnungen usw. 
Aber dennoch bricht allenthalben da, wo die Tauschbedürinisse in 
größerem Umfange nicht befriedigt zu werden drohen, der im Kon- 
kurrenzverhältnis liegende Naturtrieb durch, den Konkurrenten zu 
beseitigen und dadurch den Kontrahenten zu beherrschen. Dieser 
Faktor aber führt zu den stetigen Rückfällen in die List- und Gewalt- 
ethik, die wir bis heute überall in ihren kampferzeugenden und das 
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friedliche freie Tauschverhältnis zersetzenden Wirkungen beobachten 
können. Was schon für den einfachen Austausch gilt, das gilt zu- 
nächst in ziemlich gleicher Weise für das zweite Tauschverhältnis. 
den geldvermittelten Austausch. 


2. Dergeldvermittelte Austausch. 


Geldvermittelt wird der Austausch für einen Tauschenden schon 
dann, wenn dieser ein Tauschgut vom anderen annimmt, welches 
er selbst nicht gebrauchen kann, von dem er aber hoffen darf, bei 
einem Dritten das ihm Erwünschte einzutauschen. Die nicht von 
ihm selbst gebrauchte, nur als Tauschmittel verwendete Ware ist 
für ihn schon Geld. Aber gesellschaftlichen Geldcharakter erhält 
eine Ware erst dann, wenn sie, bei größerer Menge verschiedener 
Tauschwaren, von einem ganzen Kreise von Tauschenden als Tausch- 
mittel benutzt wird, um die Umständlichkeiten vielfachen Einzel- 
umtauschs abzukürzen °). In technischer Hinsicht unterscheidet sich 
der geldvermittelte Austausch wesentlich dadurch vom einfachen, 
daß in ihm stets zwei Tauschakte statt eines einzigen den Zusammen- 
hang zwischen Erzeuger und Gebraucher vermitteln, und daß das 
Geld dabei unaufhörlich durch die ganze Reihe der Verkaufenden 
und Kaufenden kreist, die Ware aber nur einmal den Platz wechselt. 
Das hat sozial die Folge, daß Erzeuger und Gebraucher derselben 
Ware sich nicht mehr berühren; der Zusammenhang der gegenseitigen 
Uebertragung von Gütern wird also der gesellschaftlichen Kenntnis 
und Beherrschbarkeit entzogen. Die Möglichkeit ungleichen Arbeits- 
wertaustauschs aber wird nunmehr auf beide Pole ausgedehnt. Es 
kann jemand doppelt an Arbeitswert gewinnen und verlieren. Es 
kann jemand, der im ersten Akt weniger als den Arbeitswert in Geld- 
form erhalten hat und im zweiten Akt seinem Kontrahenten nicht 
mehr bieten kann, dennoch von diesem das Gut erhalten, weil er 
das Geld braucht. Dieser letzte wirdsich dann vom zweiten ausgebeutet 
fühlen, obwohl ihn in Wirklichkeit der erste Käufer ausgebeutet hat. 
Diese Blendung wird im Handelsverhältnis bedeutungsvoll. Das 
Geld aber, für das man alles erhalten kann, und das nun aufhebbar 
und sammelbar ist, beginnt schon hier eine Macht in der Hand dessen 
zu werden, der es in größerem Maße zu sammeln wußte. Die »auxi 
sacra fames« beginnt, die das Geld um seiner selbst willen schätzt. 

Hierdurch werden die Kontrahentengegensätze, die einen 
Schacherkampf um den Preis veranlassen, ebenso die Konkurrenten- 
gegensätze zwischen den gleiche Waren Anbietenden leicht schärfer 
als zuvor und lassen den Tausch noch leichter in gewaltsamen Kampf, 
in Herrschaftsformen zurückschlagen. Insbesondere kann im geld- 
vermittelten Tausch Beherrschung der Arbeit des einen durch den 
anderen bereits durch Wucherdarlehen entstehen, die zwar auf dieser 
Stufe noch strengstens verpönt zu werden pflegen, aber doch schon 

3) Daß historisch gerade fremde Waren oft zum Gold werden sollen, ändert 
obige funktionell, nicht genetisch zu fassenden Sätze in ihrer Gültigkeit nicht. 
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eine große Rolle spielen. Dieses Wucherverfahren, das schon von 
der Absicht getragen wird, aus Geld mehr Geld zu machen, führt 
aber schon zur folgenden Tauschform, dem Handel. 


3. Der Handel. 


Der Handel sieht dem geldvermittelten Austausch äußerlich 
vollkommen gleich. Deshalb wird er auch gewöhnlich mit ıhm ın 
einen Topf geworfen, obwohl er das Austauschprinzip in seinem Wesen 
geradezu auf den Kopf stellt. Denn im Handelsakt will der Mensch 
ja nicht Gebrauchsgüter erwerben und das Geld nicht bloß als Mittel 
zum Gebrauchsgütererwerb haben, sondern aus Geld mehr Geld 
machen, gleichviel, wie er nachher dies Mehr verwenden mag. Er 
benutzt im reinen Handel zunächst die im einfachen und geldvermittel- 
ten Austausch liegenden Möglichkeiten der Ausbeutung, d. h. die 
Unterschiede zwischen Gebrauchswertschätzung der einen und Arbeits- 
wertschätzung der anderen, und kauft an einer Stelle Waren, nicht 
um sie zu gebrauchen, sondern um sie an anderer Stelle, wo er mehr 
Arbeitswert in Geldform erhalten kann, für mehr Geld zu verkaufen. 
Der Handel macht also, wenn auch oft unvermerkt, 
die Ausbeutung zum Prinzip. Damit wird das Geld. 
das er in den Handel steckt, und danach die dafür gekaufte Handels- 
ware mit allen dabei gebrauchten geldwerten Hilfsmitteln zum K a pi- 
tal, das Mehr, welches er herausschlägt, zum Profit. Ob die 
Handelswirtschaft diesen Profit an beiden Tauschpolen oder nur 
an einem, ob sie ıhn also an ihren Lieferanten einschließlich bloßer 
Arbeitskraftlieferanten oder an ihren Kunden oder an beiden erzielt, 
das hängt von besonderen Umständen ab, die auseinanderzusetzen 
hier zu weit führte. Sie fußen wesentlich auf den beim Tausch be- 
handelten Verhältnissen. 

Jedenfalls zieht mit dem Handel neben und über dem 
Gebrauchsbedürfnis ein neues Bedürfnis in die 
gesellschaftliche Wirtschaft ein, das Profitbedürfnis. Dies 
Profitbedürfnis bewirkt zwar, daß Menschen, die sich sonst nie ge- 
funden hätten, also ihre Güter gar nicht hätten austauschen können, 
durch die technischen Methoden des Handels miteinander als gegen- 
seitige Produzenten und als gegenseitige Konsumenten ihrer Güter 
in Verbindung gebracht werden. Dadurch wird bei einer gewissen 
Verallgemeinerung der Handelswirtschaft, besonders dann, wenn sie 
die Fabrikation der gewöhnlichen Bedarfsmittel in eigene Hände 
nimmt, also industriell wird *), höhere Technik hervorgetrieben; es 


— 





4) Industrie unterscheidet sich vom Handel wesentlich dadurch, daß sie 
die Produktion zwischen die beiden Pole des Kaufs und Verkaufs von Handels- 
gütern legt, während der Handel die Güter in jeweils gegebener Form weiter- 
verkauft. So wichtig die Entwicklung zur Industrie auch sozial ist, im Grund- 
wesen ist auch sie heute Handel, ob sie nun landwirtschaftliche, schürfende 
oder verarbeitende Industrie sei. Die industrielle Tätigkeit ist nur Mittel 
zum Profitzweck, nicht zur Versorgung. 
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werden Fortschritte auch in der Wissenschaft erzeugt, die gewalt- 
samen Neigungen werden wenigstens auf der ersten Höhestufe etwas 
eingedämmt. Aber sie macht sowohl das Gebraucherbedürfnis wie 
die Arbeit immer mehr von sich abhängig, der Mensch wird durch 
das Profitbedürfnis selbst und das sich daran anschließende Macht- 
bedürfnis gereizt, nach immer mehr Anhäufung von Profiten zu 
streben und durch die in ihm erzeugten Konkurrenzkämpfe sogar 
dazu genötigt. So wird mit jedem neu angehäuften Kapital in der 
Gesellschaft eine Masse von neuen Profitbedürfnissen und Profit- 
forderungen hervorgerufen. Da die Ausbeutung der Arbeitswerte 
Lebensbedingung des Handels ist, so kann er ferner niemals kaufen 
und produzieren lassen, wenn er nicht mit Profit verkaufen kann. 
Er versorgt somit die von ihm abhängig gewordenen Lieferanten 
und Kunden nur dann mit Arbeit und Gütern, wenn ihm Profit in 
Aussicht steht, und läßt sie entbehren, sobald das dauernder nicht 
der Fall ist. Nicht durch Schuld der einzelnen geschieht das, sondern 
kraft der dem Handel einliegenden Gesetzmäßigkeiten. Und nicht 
nur die Benalhteiligung im Austausch, auch schon die für den Tausch 
normale Gleichwertigkeit ist für den Handelswirtschafter tödlich, 
weil damit sein Profit aufhört. 

Marx hat zwar gerade den Fall der Gleichwertigkeit, d. h. der 
Gleichheit von Angebot und Nachfrage, die zu seiner Zeit inner- 
halb des Handels annähernd bestand und dennoch nie zuvor 
erlebte Profite einbringen ließ, zugrunde gelegt, um durch seine 
zweifellos geniale Mehrwerttheorie zu zeigen, daß und wie trotz der 
völligen Gleichheit von Angebot und Nachfrage eine Vermehrung 
des Kapitals möglich sei. Dies sei der Fall, weil zwar die Arbeitskraft 
des Arbeiters nach ihrem Herstellungswerte bezahlt, aber der Leistungs- 
wert der Arbeitskraft in dem durch die Arbeit hergestellten Produkt 
nur teilweise bezahlt werde. Obige Analyse hat gezeigt, daß es ım 
Tausch nicht auf den Herstellungswert der Arbeitskraft, 
sondern immer auf den im Produkt verwirklichten Wert der 
ausgegebenen Arbeitskraft ankommt. In bezug hierauf sagt 
ja Marx selbst, nicht nur, daß die Arbeitsleistung nicht voll bezahlt 
werde, er gibt auch den richtigen Grund dafür: Der Besitzer der 
Produktionsmittel beherrscht den besitzlosen Arbeiter ökonomisch. 
Das heißt: Die Bedürfniswertung des Geldes von seiten des Arbeiters, 
der ohne es nichts kaufen kann, ist meist olıne weiteres größer als 
die Bedürfniswertung der Arbeitskraft seitens des Kapitalisten. 

Sodann aber zeigt Marx, obwohl er fortwährend von der Unterneh- 
merklasse und der Arbeiterklasse spricht, dennoch nicht, worauf 
dieser Klassenunterschied eigentlich im letzten Grunde beruht. Die 
Arbeiter sowie alle diejenigen, welche, wie Beamte und Angestellte, 
bloß ihre Arbeitskraft zu verkaufen haben, sind Tauschwirt- 
schafter, also bloße Bedarfswirtschafter, wie im 
Grunde auch die Altbauern, Althandwerker u. dgl. Die Handel- 
treibenden aber sind Profitwirtschaiter und erst danach 
mehr oder weniger Bedarfskäufer. Jene also verkaufen bloß, um 
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Bedarisgüter zu erwerben, die Händlerklasse kauft und verkauft 
aber eben, um Arbeitswerte anderer als Profit einzuheimsen und 
dadurch ihr Kapital zu vermehren. Daß die Angehörigen der Händler- 
klasse alle einen größeren oder geringeren Teil ihres Profits, viele 
Kleinhändler sogar alles, was sie profitieren, wieder für Lebens- 
bedürfnisse verbrauchen müssen, daß ihrer viele zugleich hochwertige 
organisatorische Arbeit leisten, und daß umgekehrt gar viele Mit- 
glieder der tauschwirtschaftlichen Klasse daneben Zinskapitälchen 
haben oder auch einmal ein Händelchen treiben, daß also eine ganze 
Menge von Mittelstufen zwischen beiden Klassen vorhanden sind, 
hebt die gänzlich unterschiedene wirtschaftliche Struktur der beiden 
Wirtschaftsformen und Klassen nicht auf. Nur kann man diejenigen 
Tauschwirtschafter, welche nicht ihre Arbeitskraft, sondern selbst- 
erzeugte Waren verkaufen, als Zwischenklasse, als Produkte 
tauschende Klasse bezeichnen; deren Bedeutung ergibt sich ım fol 
genden. 

Wie nun die Entwicklungsbedingungen für diese zwei bzw. drei 
Klassen sich infolge der allmählichen Ausbreitung des Handels und 
vor allem der Handelsproduktion lagern, das müssen wir nunmehr 
ın wenigen Strichen beleuchten. 

a) Solange die Handelswirtschafter im wesentlichen im reinen 
Handel Seltenheitswaren und Luxuswaren aus der Ferne holen und 
an Herren oder einfache Tauschwirtschafter oder ıhresgleichen ver- 
kaufen, können zwar einzelne sehr reich und sozial mächtig werden. 
Sie können zur Städtebildung und Verallgemeinerung Les geld- 
vermittelten Austauschs beitragen, damit, beiläufig bemerkt, auch 
das Gefüge feudaler Herrenordnungen zu zersetzen beginnen, die 
Herren selbst in halbe und teilweise ganze Handelswirtschalter ver- 
wandeln. Die Handeltreibenden beuten damit die mit ihnen in Ver- 
kehr tretende, Produkte tauschende Klasse und die nicht schon händ- 
lerischen Glieder der Herrenklasse unmittelbar, die Hörigen der 
Herrenklasse mittelbar aus, helfen dadurch schon dazu mit, einen 
Teil in besitzlose Proletarier zu verwandeln. Aber sie zerstören die 
selbständige tauschwirtschaftliche Klasse noch nicht. 

b) In dem Maße aber als sie die. Fabrikation von Waren des 
Alltagsbedarfs in die Hand nehmen und nicht nur hierzu die schon 
vorhandenen Proletarier verwenden, sondern auch lernen, diese 
Waren technisch immer vorteilhafter und mit immer weniger Auf- 
wand von Arbeitskraft herzustellen, können sie sie billiger anbieten, 
als sie die Produkte tauschende Klasse mit ihren Methoden herstellen 
kann. Nun kauft die gesamte Bevölkerung diese verbilligten Waren, 
auch die Mitglieder der Produkte tauschenden Klasse helfen dazu 
mit, sich gegenseitig ın ihren verschiedenen Berufen lahmzulegen 
und dadurch in Proletarier zu verwandeln. Dieser Prozeß geht mit 
Riesenschritten dann voran, wenn die Handelswirtschaft die Macht 
gewonnen hat, die sie hemmenden Einrichtungen der alten Herren- 
und einfachen Tauschwirtschaft auch im Gesetze zu beseitigen. Nur 
die kleinen Landwirte und etliche auf persönlicher Geschicklichkeit 
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fußende Gewerbetreibende können der Proletarisierung oder Herab- 
drückung zur Hilfsproduktion entgehen, erstere freilich nicht des- 
halb, weil sie technisch besser und mit Aufwand von weniger Arbeits- 
kraft arbeiten können als der landwirtschaftliche Großbetrieb, sondern 
deshalb, weil sie sich durch eigene Arbeit auf eigenem Boden bei 
freilich größerem Arbeitsaufwand mit den wesentlichsten Bedarfs- 
mitteln selbst versorgen können. Sie sind noch gutenteils Selbst- 
wirtschafter. Im übrigen schreitet die Proletarisierung in bekannter 
Weise unaufhaltsam vorwärts. Die Bevölkerung nimmt zwar in 
früher undenkbarer Weise zu, und durch die Möglichkeit, die Bedarfs- 
mittel technisch mit weit weniger Arbeitsaufwand herzustellen, 
wächst auch der tatsächliche Wohlstand in Gebrauchswerten trotz 
der fortgesetzten Entziehung der Arbeitswerte durch das Kapital. 

c) Aber diese Entwicklung muß auf einer gewissen Stufe ins 
Stocken geraten, und zwar aus folgendem Grunde: Bedingung für 
die fortschreitende Entwicklung der Handelswirtschaft ist, daß die 
von ihr erzeugten Gebrauchswerte mit Profit an die 
Gebraucher abgesetzt werden. Hierauf beruht die »Realisation 
des Mehrwerts«, d. h. des kapitalistischen Gesamtprofits, die ja auch 
Marx als Bedingung der Kapitalentwicklung bezeichnet. Mögen die 
einzelnen Kapitalisten im Handel und durch Verkauf von Produktions- 
mitteln und Rohstoffen aneinander auch noch so große Profite machen, 
alle diese Produktionsmittel sind wertlos und stehen still, wenn es 
der Handelswirtschaft nicht gelingt, die dadurch erzeugten Gebrauchs- 
mittel an die Letztkäufer mit Profit loszuwerden. 

d) Nun aber kann die gesamte Arbeiterklasse diese Werte nicht 
mit dem erforderlichen Profit realisieren. Denn sie erhält ja in ihrem 
Lohn und Gehalt weniger Geld, also Kaufanweisung, als dem Werte 
ihrer verausgabten Arbeitskraft entspricht. Der übrige Teil der 
kapitalistisch erzeugten &ebrauchsgegenstände befindet sich in Waren- 
form in der Hand der Handelswirtschafter selbst. Sie könnten nun 
wohl die Gebrauchswaren allesamt selbst voneinander kaufen. Aber 
dann behielten sie nichts übrig, um ihr Kapital zu vermehren. Da 
sie das aber gerade wollen und durch ihre gegenseitige Konkurrenz 
geradezu dazu genötigt werden, so bleiben gewisse Mengen der Ge- 
brauchsware unverkäuflich, es sei denn, daß noch kauffähige und 
kaufwillige Menschen genug da sind, welche weder zur Händlerklasse 
noch zur reinen Arbeiterklasse gehören. Daist dann zunächst die Zwi- 
schenklasse, solange sie noch zahlreich genug ist, und dann sind die 
schwächeren Exemplare der kapitalistischen Klasse selbst genötigt, 
das zu tun. Wenn aber auch deren Gebrauchswertentnahme in einem 
gegebenen Wirtschaftskreise nicht mehr zureicht, um die wachsenden 
Profitbedürfnisse der wachsenden Kapitalmassen zu befriedigen, so 
muß es entweder zu Krisen kommen oder es müssen die im inneren 
Kreise nicht absetzbaren Güter außerhalb desselben anzubringen 
sein. Daher die tatsächlichen Handelskrisen, daher zu deren Ver- 
meidung der wachsende Drang nach Export. Beim Export bleibt 
es natürlich für jedes Land gleichgültig, ob das Geld, das dafür herein- 
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kommt, aus dem Verkaufe von Gebrauchswaren oder Werkmitteln 
oder Zinsdarlehen stammt. Wenns nur Geld ist, dann können schon 
die Gebrauchsmittel realisiert werden. Und die Arbeiter im Inland 
sehen nur ihre Ausbeutung durch die eigenen Unternehmer, wie schon 
ım geldvermittelten Austausch nur die Ausbeutung durch den nächsten 
Kontrahenten bemerkt wird. Sie denken nicht daran, daß diese 
Ausbeutung durch den Bedarfskauf am zweiten Pole bedingt ist, 
noch weniger aber daran, daß sie selbst mittelbar ihre für gleiche 
Leistung schlechter bezahlten Kameraden im Inlande und noch mehr 
im fernen Auslande ganz erheblich ausbeuten. Jedenfalls wird sowohl 
für die Kapitalisten selbst wie für die Arbeiter der industriell ent- 
wickelten Völker eine ganze Menge von Arbeitswert aus den 
minder entwickelten Ländern durch die Handelswirtschaft eingesaugt 
und ins eigene Land übertragen. 

e) Aber die Möglichkeit, durch auswärtige Arbeit sowohl das 
Kapital mit Profiten wie die heimische Arbeiterschaft mit mehr 
Bedarfsgütern zu versorgen, schwindet in dem Maße, als die indu- 
strielle Handelswirtschaft sich über die ganze Erde ausbreitet, in 
den verschiedensten Ländern die altwirtschaftliche Bevölkerung in 
Proletarier verwandelt und damit die Quellen ihrer Profitbefriedigung 
zerstört. Die Masse der profitheischenden Kapitalien wächst, sie 
ihrem Bedürfnis gemäß mit Profit zu versorgen, wird immer schwieriger. 
Das ist das unausbleibliche Dilemma. Zwar hat die Kapitalentwick- 
lung allerlei Staubecken geschaffen, als Ausbildung des Kredit- 
systems, Schaffung von Boden- und Kurswerten, in denen die Profite 
sich in Scheinwerten kapitalisieren können, Verschuldung der Gemein- 
wesen durch Steigerung unproduktiver Ausgaben, welche durch An- 
leihen gedeckt werden, und sodann hat sie Ventile angelegt in jenen 
Zusammenlegungen und Stillegungen durch vereinigte Kapitalisten- 
gruppen, welche die Konkurrenzkämpfe zwischen ihren Teilhabern 
beseitigen und das Angebot etwas der Nachfrage angleichen können. 
Aber auf die Dauer hilft auch das nichts mehr; die Profitansprüche 
wachsen über die Möglichkeit ihrer Befriedigung hinaus. Was dann 
folgt, haben wir ja erlebt: Immer wütendere Konkurrenzkämpfe 
zwischen den Kapitalistengruppen der verschiedenen Länder um 
Anlageberechtigungen und Beherrschung von Lieferungs- und Absatz- 
gelegenheiten und -gebieten, Hereinziehung der an der eigenen Handels- 
wirtschaft interessierten Staatsgewalten, steigende Kriegsrüstung, 
endlich Hineintaumeln ın den Krieg. Und danach nur Verschlimme- 
rung des Uebels ın jeder der genannten Hinsichten, nebst drohendem 
Zusammenbruche der von Kapitalforderungen erdrückten Staaten. 


III. Die Möglichkeiten der Weiterentwicklung. 


Soweit geht die heutige Entwicklung ım wesentlichen. Der 
Nahrungsstoff für die kapitalistische Wirtschaft ist in den Haupt- 
lindern bereits in weitestem Umfange aufgezehrt, und um den Rest 
in den eigenen wie in den nichtkapitalistischen Ländern befehden 
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sich in stets wechselnder Weise, aber in stets vermehrter Schärle | 
die mächtigsten Kapitaliıstengruppen, wobei sie die von ihnen ab- 
hängigen »Klienten« immer willenloser in ihren Dienst ziehen. Die 
weitergehende Entwicklung zu prophezeien, kann natürlich dem- 
jenigen, welcher sich auf die exakte Darstellung der bloßen Werde- 
bedingungen beschränken will, nicht möglich sein. Wohl aber kann 
man, unter Anwendung des wissenschaftlichen »\Wenn« feststellen, 

wie die Entwicklung vor sich gehen »muß, wenn« 
bestimmte Bedingungen in der Wirklichkeit 
erscheinen und sich durchsetzen sollten. 

Diese Feststellung aber kann man in unserem Falle um so eher 
machen, als tatsächlich nur zwei Grund möglichkeiten der Ent- 
wicklungsrichtung übrig bleiben. Die Rückentwicklung zu | 
monopolistischer Herrschaft mit Rückgang zu selbst- i 
wirtschaftlichen Formen und die Vorentwicklungzufreier 
Tauschgemeinschaft. Diese Grundmöglichkeiten aber kann 
man um so leichter untersuchen, alsnach beiden Richtungen hin bereits 
ziemlich kräftige Ansätze in der Gegenwart vorhanden sind, auch wieder 
Ansätze zu vermehrter Selbstwirtschaft. Die Frage, welche Mischungen 
und Verschmelzungen von Altem und Neuem dabei möglich wären. 
müssen wir freilich als unübersehbar außer Betracht lassen, und uns 
auf Darlegung der reinen Entwicklungsbedingungen für erste beide 
Grundmöglichkeiten beschränken. 


I. Die monopolistische Herrschaft. 


a) Die heutige monopolistische Kapitalwirtschaft mit formaler 
Beibehaltung der Austauschform ist bereits im Werden in jenen 
kapitalistischen Verbänden, die man auf ihrer heutigen Entwicklungs- | 
stufe als Trusts bezeichnet. Sie ersparen zwar Konkurrenzunkosten | 
und gleichen manche Reibungen unter sich aus, vermögen auch i 
zunächst noch die Produktion aufwärts zu heben. Aber sie heben 
schon vielfach den Handel auf; denn sie bestimmen nunmehr sowohl 
bei ihren Lieferanten, wie bei ihren Abnehmern herrschaftsmäßie 
die Preise. Wenn dann auch die Arbeiter zunächst noch in der Lage 
sind, höhere Nominallöhne durchzusetzen, so erhöhen sie damit 
für andere Gruppen ihrer Klasse und oft für sich selbst nur die Preise 
ihrer Produkte mit Aufschlag nach oben. Die Konkurrenz hört ja 
in weitem Umfang auf, ausgleichend zu wirken, so sind die Herren 
stets in der Lage, die erhöhten Löhne mit Aufschlag nach oben wett 
und für die Arbeiter wirkungslos zu machen. Gerade aus der Lohn- 
erhöhung, die sie womöglich jetzt anbieten, erzielen sie nun ungeheure 
Profite und vermehren ihre Macht über die kleinen Kapitalisten 
und über die Arbeiter selbst. Die Arbeiter, die sich so als kapitalisti- 
sches Spielzeug behandeln lassen. merken ja in vermeintem Macht- 
gefühl nicht, daß sie nur ihre Kameraden zugunsten ihrer Herren 
ausbeuten und bei der nächsten Absatzstockung infolge der ein- 
tretenden Arbeitslosigkeit fester als zuvor an den Kapitaldienst ge- 
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schmiedet werden. Indem sie Methoden, die ihnen früher unter der 
Herrschaft freier Konkurrenz nützlich waren, noch jetzt kritiklos 
befolgen, zerstören sie sich selbst zunehmend den Boden für die von 
ihnen gewünschte Entwicklungsmöglichkeit, zumal die großen Indu- 
striellen nunmehr auch die Fertigwarenerzeugung und deren Absatz 
sowie die Versorgung ihrer Arbeiter in Werkkonsumvereinen u. dgl. 
zu beherrschen beginnen. 

b) Die monopolistische Entwicklung würde, wenn man sie rein 
ausgestaltet denkt, dazu führen, daß die Beherrscher der größten 
Kapitalkoalitionen erstlich alle kleineren Kapitalien in ihrem Be- 
reiche aufsaugen oder sich botmäßig machen, sodann aber dahin, 
daß sie selber sowie ihre abhängigen Faktoren alle Bedarfsmittel 
von der Urproduktion bis zur Fertigware herstellen und an die Ver- 
braucher gelangen lassen. Wenn auch dann noch die Tauschformen 
des Handels beibehalten würden, tatsächlich wäre er in seinen Grund- 
lagen völlig beseitigt, da sowohl die Löhne und Preise am ersten 
Pol wie die Verkaufspreise am zweiten Pol durchweg diktiert würden. 
Eine besondere Art des Hörigenverhältnisses für die Volksmasse als 
Arbeiter am ersten Pole und zugleich des Tributverhältnisses als 
Käufer am zweiten Pole wäre damit hergestellt. Aber diese Kapital- 
koalitionen könnten nunmehr ihr Kapital nicht weiter vermehren, 
ihre Macht nicht mehr erweitern, es sei denn auf Kosten anderer 
gleichartiger Kapitalorganisationen. Das ergäbe dann einen un- 
aufhörlichen Kampf zwischen diesen Mächten, in welchen die von 
ihnen abhängigen Volksmassen ebenso wie schon im letzten Kriege 
durch die an ihre nächsten Existenzorganisationen gebundenen 
Gemeinschaftsinstinkte mitgerissen würden und dadurch gerade helfen 
müßten ihre Existenzbedingungen herabzumindern. Was das für 
die Kultur bedeutete, braucht man nicht zu schildern. Das alte 
Rom zeigt ja bei weniger gewerblicher Ausgestaltung auf mehr agrarı- 
scher Grundlage eine solche Entwicklung. 


2. Die bisherigen sozialistischen Methoden. 


Wie diesem Schicksal zu entgehen ist, das ist also die schwere 
Frage. Sie bewegt bereits seit Beginn des Hochkapitalismus eine 
wachsende Zahl von Menschen. Und eine Grundbedingung dafür: 
Verwandlung der kapitalistischen Wirtschaft in ausbeutungsfreie 
Gemeinwirtschaft ıst schon längst zum Schlagworte insbesondere 
der in erster Linie von dieser Entwicklung bedrohten besitzlosen 
Arbeiterklasse geworden. Aber so klar und richtig auch dies Ziel 
gesteckt sein mag, die wesentliche Frage, auf welchem Wege man 
zu ihm hingelangt, ist leider von eben diesen Massen sowie von ihren 
Führern noch zu wenig zureichend erwogen worden. Vier Haupt- 
mänge] zeigen sich in dieser Entwicklung des Denkens und Wollens. 

a) Der Arbeiter sieht die ganze Entwicklung vom Standpunkte 
des Ergebnisses, d.h. des Unternehmertums, an, unter dem 
er leidet. Vor allem fühlt er sich wurzellos und unsicher, wie das 
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ja Lederer in seiner Arbeit über den »Sozialpsychischen Habitus 
der Gegenwart« (Archiv Bd. 46 S. 120 ff.) einleuchtend auseinander- 
gesetzt hat. Aber er sieht nicht, aus welchen Bedingungen dieser 
Zustand geworden, und wie er selbst ıhn hat schaffen helfen und noch 
heute erhalten hilft. 

b) Er fühlt sich nämlich vom Unternehmerkapı- 
talısten, als Produzent, richtiger als Verkäufer seiner 
Arbeitskraft am ersten Wirtschaftspole ausgebeutet, und sieht weder. 
daß der Käufer der Fertigware und er selbst als Käufer dem Kapital 
die Bedingungen zu dieser Ausbeutung selbst in die Hand gegeben 
haben. Noch weniger merkt er natürlich, daß und wie durch den 
Kapitalismus die einzelnen Arbeitergruppen sich gegenseitig in noch 
viel umfassenderem Maße ausbeuteten, denn hier wird das Ergebnis 
der Ausbeutung unter viele verteilt, während beim Kapital schon 
relativ weit geringere Ausbeutungsbeträge in den Großuntemeh- 
mungen zu Riesenmächten zusammenfließen. 

c) Er sieht daher im kapitalistischen Besitz als sol- 
chem, der doch wesentlich nur die allmählich gewordene Folge- 
erscheinung des Handelsaustauschs ist, den ausbeutenden Faktor 
und lebt in der Ueberzeugung, es bedürfe keiner anderen Maßnahme 
als- diesen Besitz aus der Hand einzelner Kapitalisten in den der 
Gesamtheit überzuführen. 

d) Deshalb glaubt er nicht nur, es genüge, sondern auch es sei 
möglich, die erstrebte sozialistische Wirtschaftsweise dadurch ein- 
zuführen, daß er auf politischem Wege denjenigen Einfluß auf die 
Staatsgewalt erlange, die ihm verstatte, die kapitalistischen 
Großbetriebe zu enteignen und in den Besitz der Gesamtheit über- 
zuführen. 

2. Indem der Sozialismus diesen Weg ins Auge faßte, wider- 
sprach er freilich seinem eigenen Grundgedanken, daß das äußere 
Recht und die es ändernde Politik zu den Ueberbauten des gerade 
maßgebenden »Produktionsverhältnisses« gehören. Eine Aenderung 
hierin kann also nach den eigensten Grundgedanken des Sozialismus, 
die Engels sehr eindringlich gegen Dühring (Antidühring. 
Stuttgart, Dietz 1894 S. 169) erörtert, nur dadurch herbeigeführt 
werden, daß zunächst ein neues ökonomisches Verhältnis im Schoße 
der Gesellschaft zu genügender wirtschaftlicher Macht gelangt, um 
das alte mit Erfolg verdrängen oder sich doch unterordnen zu können. 

Nun sagt das Erfurter Programm bekanntlich: »Nur die Ver- 
wandlung des kapitalistischen Eigentums an Produktionsmitteln . 
in gesellschaftliches Eigentum und Umwandlung der Warenproduktion 
in sozialistische für und durch die Gesellschaft betriebene Produktion: 
kann die sozialistische Wirtschaft herbeiführen. Warenproduk- 
tion aber setzt den Warenaustausch und, wenn sie 
kapitalistisch ist, den Handelsaustausch voraus. Also ıst 
die Folgerung, daß zunächst der Warenaustausch vor allem in seiner 
Handelsform durch einen sozialistischen Austausch zu ersetzen ist. 
Dieser Gedanke beginnt denn auch seit Ende der goer Jahre all- 
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mählich in den Arbeiterkreisen Wurzel zu schlagen und außerdem 
von anderen Kreisen, die von dem alten Parteisozialismus weit ab- 
rücken, in immer weiterem Umfange erfaßt zu werden. Und zwar 
meist nicht theoretisch, sondern praktisch beginnt er in den Genossen- 
schaften, vor allem in den Konsumgenossenschaften, nunmehr zu 
rasch anwachsender Bedeutung zu gelangen. Mit der Konsum- 
genossenschaft betritt die letztmögliche Form der Tausch- 
wirtschaft, die Tauschgemeinschaft, die Weltbühne. 


3. Die Tauschgemeinschaft. 


a) Die Tauschgemeinschaft, welche heute in der Konsumgenossen- 
schaft in den Anfängen ihrer Entwicklung steht, bewegt sich wirt- 
schaftstechnisch genau ın denselben Formen wie der Handel es tut. 
Sie kauft oder produziert Waren und gibt sie in Läden an die Kunden 
ab, wie der Handel. Lagerung, Kalkulation, Verrechnung und was 
sonst dazu gehört, gleichen der Handelstätigkeit, wie ja auch Schär 
sagt, auf das genaueste. Aber in ihrem Wesen stellt sie das auf Profit 
abzielende Handelsprinzip noch weit gründlicher auf den Kopf, 
als dieses den früheren Güteraustausch auf den Kopf stellte. Be- 
sitzer und Kunden der Konsumgenossenschaft 
sind nämlich — und das ist das entscheidende Merkmal — 
nichtmehr, wieim Handelsaustausch, getrennte 
Personen mit entgegengesetzten Interessen, 
sondern dieselben Personen mit gleichen In- 
teressen. Dadurch wird die im Handel wie schon im bloßen 
Austausch vorhandene Möglichkeit, durch den Gegenpart ausgebeutet 
zu werden, völlig beseitigt; die Kontrahentengegen- 
sätze fallen aus, und das sozusagen auf technisch-automatischem 
Wege, wie ein Schwungrad die Kolbenstöße ausgleicht. Dadurch, 
daß sich eine Anzahl von Personen zu gemeinschaftlicher Beschaffung 
ıhrer Bedarfsmittel schon durch Kauf und formell »Verkauf« an sich 
selbst als einzelne vereinigen, fließen etwaige »Profite« des Geschäfts 
nicht mehr außenstehenden Kaufleuten, sondern der eigenen Gemein- 
schaft zu. Da aber die Kunden als Mitglieder hier zugleich die Ge- 
schäftsherren sind, so steht es bei ihnen, obsie die Profite nach Maßgabe 
ihres Umsatzes verteilen, wodurch jeder nur Zuvielgezahltes zurücker- 
hält, oder ob sie sieihrer Gemeinschaft zu weiterer Entwicklung ihres 
Geschäfts überlassen wollen. Jene Verteilungsart nach dem Umsatz 
ist Grundbedingung profitfreien Austauschs, letztere Maßnahme 
Grundbedingung der Leistungsfähigkeit und raschen Entwicklung 
der Tauschgemeinschaft. Sonst drehen sie sich ewig im Kreise und 
überwinden den Kapitalismus nie. 

b) Soweit sie letzteres tun, sammeln sie allerdings auch ein »Kapi- 
tal«, das theoretisch unbegrenzter Ausdehnung fähig ist. Aber dies 
Kapital hat keine ausbeutende Kraft mehr gegenüber den Kunden, 
sondern hilft ihnen im Gegenteil dazu, sich der Handelsausbeutung 
in immer größerem Umfange zu entziehen. Es kann dazu dienen. 
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Betriebe zu errichten, Wohnungen zu bauen, Grundbesitz anzuschafien, 
ihn mit der Zeit großbetrieblich zu bebauen und mit gewerblicher 
Tätigkeit zu verbinden. Die neueren Sıedlungsbestrebungen finden 
hierdurch erst festen Boden unter den Füßen. Anfänge von alledem 
sind ja bereits vorhanden, besonders in England. Dadurch wird 
das Gemeinschaftsvermögen aus einem auf Profit ausgehenden Kapital 
zum gemeinnützigen Zusammenarbeitsmittel, zum Cooperal. 
Und da es jedermann, auch dem Aermsten, möglich ist, Mitglied 
zu werden, und das verhältnismäßig geringe Einstandsgeld, das 
»Geschäftsguthaben« aus den Erübrigungen im Geschäfte selbst zu 
ersparen, so ist die Tauschgemeinschaft darauf angelegt, ohne weiteres 
zur Volksgemeinschaft zu werden. Ist sie erstarkt, so vermag sie 
das Volk durch ihr von keinen gegensätzlichen Interessen geschwächtes 
Gemeinschaftsband ın ganz anderer Weise zu verbinden, als der 
kapitalistische Staat das zu tun imstande ist. 

c) Denn nicht nur die Kontrahentengegensätze und Klassen- 
kämpfe fallen in der Tauschgemeinschaft weg; sobald sie erst einmal 
das Gesamtbewußtsein ergriffen hat und einheitlich zusammen- 
geschlossen ist, hören auch die Konkurrenzgegensätze 
um Gewinn ganz natürlich in ihr auf. Nur die immer bleibenden 
Konkurrenzen etwa um besondere Stellung in der Genossenschaft 
können in ihr noch Platz finden, aber sie sind, wie ja schon heute 
in jeder festeren Gremeinschaft, leicht zu überbrücken. Gegenüber 
anderen Genossenschaften hört der Konkurrenzkampf sofort auf, 
wenn sie sich ihrem inneren Wesen nach untereinander verbinden, 
d. h. gemeinschaftliche Zentralverwaltungen, gemeinschaftliche wirt- 
schaftliche Versorgungs- und Produktionseinrichtungen für alle ihre 
Genossenschaften geschaffen haben (Großeinkaufsgesellschaften). Sie 
ermöglichen schon im Inneren der Länder die Arbeit füreinander, die 
Versorgung durcheinander profitfrei zu verbinden. Dadurch erst 
wird wirklicher Ersatz für die Handelswirtschaft erzielt, die durch 
‚ bloße Verstaatlichungen gerade in den einzelnen Bedarfswaren nicht 
zu erzielen wäre. Endlich können die Großeinkaufsgesellschaften der 
verschiedenen Länder unter sich eine gemeinschaftliche Welt-Groß- 
einkaufsgesellschaft schaffen. Die ersten Vorbereitungsorganisationen 
dazu sind bereits geplant. Dann können sie auch die weltwirtschaft- 
liche Vermittelung zwischen den Produzenten als gegenseitigen Kon- 
sumenten einheitlich und profitfrei regeln, ohne den Konkurrenz- 
gegensätzen und Hemmungen der Handelswirtschaft ausgesetzt zu 
sein. Diese Verbindungen sind also weitere Bedingungen zur Ueber- 
windung der Handelswirtschaft. 

d) Von hier aus wird es klar, daß der heutige Staat, selbst wenn 
er alles in seine Hand nehmen wollte, gar nicht in der Lage wäre, 
eine auch nur dem Handel ebenbürtige, geschweige denn überlegene 
Versorgungswirtschaft zu begründen, wenn nicht zuvor die 
neue Austauschbeziehung zwischen den Menschen selbst in genügender 
Stärke geschaffen ist. Der Staat kann allerdings gar mancherlei 
wirtschaftliche Tätigkeit in die Hand nehmen. Schon der kapita- 
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listische Staat hat Eisenbahnen, Post und etliches andere verstaat- 
licht, sogar Bergwerke und Landbesitz in seine Hand gebracht. Und 
ebenso die Gemeinden. Aber nur derjenige Besitz läßt sich heute 
vorteilhaft staats- und gemeindewirtschaftlich betreiben, welcher 
seine Gebraucher unmittelbar oder doch ziemlich unmittelbar mit 
sich verbinden kann. Wo es sich um die Verbindung der Produktion 
von Einzelbedarfsmitteln mit den Gebrauchern handelt, fehlen den 
heutigen Gemeinwesen die der Handelswirtschaft ebenbürtigen Aus- 
tauscheinrichtungen. Sie sind, wie die plumpen Zuleitungsversuche 
unserer Kriegswirtschaft zeigen, nicht so einfach durch Kommando 
zu schaffen, und wo, wie in Rußland, die Genossenschaftsverteilung 
selbst verstaatlicht wurde, da gelang es ebenfalls nıcht, ihr die Pro- 
duktion in geeigneter Weise zuzuleiten. Beide Male trat der kleine 
Privataustausch und der Handel als Vermittler dazwischen und die 
Verteilungsmaschine versagte.e. Wenn es darum auch zu begrüßen 
ist, daß die Gemeinwesen einstweilen etliche geeignete Betriebe in 
die Hand nehmen und die Bodenschätze in den Besitz der Allgemein- 
heit überführen: solange die Handelsvermittelung nicht durch eine 
angepaßte Gemeinschaftsvermittelung zwischen 
Produktion und Gebrauch verdrängt worden ist, muß 
die Handelswirtschaft auch die vergesellschafteten Betriebe und 
Besitztümer praktisch weiterbeherrschen, weil sie ohne das nicht 
nutzbringend arbeiten können. Jene Bedingung erfüllen zu können, 
versprechen aber heute allein die genannten Zusammenschlüsse der 
entwickelten Konsumgenossenschaften. 

e) Zur vollen Wirksamkeit der Tauschgemeinschaft aber gehört 
nicht nur der Gemeinschaftsaustausch am zweiten Pole und die 
Errichtung von Betrieben für den Bedarf der Mitglieder der Gemein- 
schaft, es gehört hierzu auch eine Organsation der Men- 
schen als Arbeiter am ersten Pole. Hier handelt 
es sich um den Betrag der Geldanweisungen, für die sie am zweiten 
Pole ıhre Bedarfsmittel beziehen können, und um die für diesen 
Betrag zu leistende Arbeit. Schon im kapitalistischen System ar- 
beiten Ja die Arbeiter tatsächlich weltweit füreinander unter dem 
Kommando, unter der Ausbeutung und unter den Unsicherheiten 
des Kapitals. Aber sie denken noch nicht daran, diese Arbeit und deren 
Bezüge schon hier in einer einzigen großen Gewerkschaftseinheit 
gegenseitig festzustellen, wie es die Genossenschaften für ihre Auf- 
gaben bereits zu tun suchen. Sie sehen nicht, daß sie nur in dieser 
Weise allvereingt dem Kapital mit unwiderstehlicher Wucht 
entgegenzutreten und von hier aus sogar auf die Preisbestimmung 
der Bedarfsgüter Einfluß zu üben vermöchten. Sie kämpfen viel- 
mehr, in einzelne Gruppen zerteilt, vermeintlich gegen das Kapital. 
ın Wirklichkeit aber heute nur zu eigener erhöhter Ausbeutung durch 
dies Kapital, welches befähigt ist, bei starker Nachfrage die Löhne 
mit Aufschlag auf die Preise zu schlagen. Dadurch aber vermehren 
sich besonders die großen Kapitalen. Und wenn dann deren Profit- 
forderungen nicht mehr Genüge getan wird, droht das Gespenst 
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der Arbeitslosigkeit. Und dabei beuten sie sich durch dies Verfahren 
in immer höherem Maße gegenseitig aus, da die Spannungen zwischen 
den jeweils zu ertrotzenden Höchstlöhnen und den Mindesteinkommen 
sich ebenfalls erweitern. Die Genossenschaft sehen sie aber, da sie 
dieselbe, ebenso wie die Mitglieder, ganz äußerlich, und zwar ihrerseits 
vom kapitalistischen Lohnempfängergesichtspunkte zu betrachten 
pflegen, meist noch nicht anders an als ihre kapitalistischen Unter- 
nehmungen, fordern womöglich höheren Lohn als in diesen und leisten 
weniger Arbeit, ja sie streiken in ihrem eigenen Betriebe. Das kann 
sich erst ändern, wenn allmählich, zum Teil durch Belehrung, durch- 
greifend aber wohl erst nach Entwicklung der verschiedenartigsten 
genossenschaftlichen Betriebe und wesentlicher Bedarfsdeckung durch 
die Genossenschaft das vermeintsozialistische, in Wahrheit nur revers- 
kapitalistische Arbeiterproduzentenbewußtsein wirklich sozialistisch 
geworden ist. Dazu gehört die Einsicht, daß hier die verschiedenen 
Berufe wirklich ausbeutungsfrei füreinander arbeiten, daß sie ein- 
ander nicht mittelst ungleicher Lohnbezüge für gleichwertige Arbeit 
ausbeuten dürfen, und daß Ueberlöhne, ja auch nur Hochlöhne die 
Entwicklung der Genossenschaft hemmen und die Befreiung vom 
Kapitalismus verlangsamen oder gar in Frage stellen. Die noch 
kapitalistische Sinnesart der Genossenschaftsarbeiter wie die eben- 
falls kapitalistische Sucht vieler Mitglieder nach hoher Rückvergütung, 
wodurch sie die Ansammlung des Cooperals verlangsamen, ist der 
Krebsschaden der heutigen Genossenschaftsbewegung, wenn auch 
die psychologischen Ursachen dafür aus der handelswirtschaftlichen 
Einwirkung auf die Gesinnungen nur zu begreifen sind. 

f) Nur dann, wenn allmählich diese Psyche sich durch Belehrung 
und Erfahrung umgewandelt hat, wenn also die tauschwirtschaft- 
liche Bevölkerung auf beiden Polen einheitlich zu- 
sammenwirkt, kann die Tauschgemeinschaft in rascher Aufwärts- 
entwicklung im Konkurrenzkampfe die Handelswirtschaft ın 
ihrer Nahrungszufuhr an Profitdurch Entziehung des Absatzes unter- 
binden und sie selbst überwinden. Denn der Absatz istdie Achilles- 
ferse der Handelswirtschaft. Infolge Absatzmangels am letzten Pole 
verblutet sie entweder an den von ihr selbst geschlagenen Wunden 
des gesteigerten Konkurrenzkampfes und macht dem verkümmernden 
Monopolismus Platz, oder sie wird ım Konkurrenzkampf von der 
Tauschgemeinschaft aufgesogen. In dem Maße, als letztere in die 
Lage kommt, die Bevölkerung mit den täglichen Bedarfsmitteln 
profitfrei zu versorgen, verliert das Kapital sowohl die Möglichkeit 
wie den ‘Anreiz, die Arbeit in seine Botmäßigkeit zu zwingen. Die 
ungeheuren Scheinkapitalien, denen gegenüber heute die Masse der 
wirklichen kapitalistischen Werte gering ist, schwinden dann von 
selbst. Wenn erst dieser Prozeß einigermaßen in Fluß gekommen ıst. 
wird es auch leicht sein, etwaige rechtliche Hindernisse dieser Ent- 
wicklung zu beseitigen und die Gemeinwesen, soweit sie dann noch 
in heutiger Form bestehen, dem Gemeinschaftsziele dienstbar zu 
machen. Wenn manche meinen, das gehe zu langsam, so muß gesagt 
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werden, daß es genau so rasch oder so langsam geht, wie sich die 
Fähigkeit und der Wille zu sozialistischer Selbstorganisation ent- 
wickelt. »Die gesellschaftlichen Verhältnisse machen die Menschen.« 
So richtig das im großen und ganzen für die einzelnen ist, so not- 
wendig ist es, auch den umgekehrten Satz zu betonen: Die Menschen 
machen ihre gesellschaftlichen Verhältnisse. Bis jetzt haben sie 
sie zwar schon immer gemacht, aber nicht mit gemeinschaftlichem 
Bewußtsein und Willen, sondern als blindes Ergebnis des Zusammen- 
wirkens aller nur im einzelnen bewußt gewollten Tätigkeiten. Das 
eben ist der »Materialismus« der bisherigen Geschichte. Im Sozıalıs- 
mus blitzt zum ersten Male allgemeiner der Gedanke auf, daß auch 
die gesellschaftlichen Verhältnisse durch bewußten Willen zu formen 
seien. Das ist aber nur dann möglich, wenn alle oder doch die Mehr- 
zahl solch bewußten Willen betätigt, und nicht nur der Gemeinschafts- 
gedanke, sondern auch das Bewußtsein für die Erfordernisse zu dessen 
Verwirklichung diesen Willen beherrscht. Und nur ım Werden der 
Gemeinschaftsarbeit selbst lassen sich jene Gesinnungen erzeugen. 
Sie selbst aber sınd die erste und wesentlichste Grundbedingung da- 
für, daß das gewünschte Ziel überhaupt erreicht werden kann. 

Das gerade dürfte die Grundgedanken dessen darstellen, was 
zu Beginn als kennzeichnend für die neue soziale Bewegung dar- 
gestellt worden ist. Und je nach LUebereinstimmung oder Nicht- 
übereinstimmung mit diesen Grundgedanken sind danach die be- 
treffenden Werke, welche dieses Thema behandeln, beurteilt zu 
denken. Diese Grundgedanken aber dürften, ob nun die Vertreter 
der Tauschgemeinschaft theoretisch von Marx oder, wie z. B. Gide 
und Marshal, von der Grenznutztlieorie oder sonstwoher ihren Aus- 
gang nehmen und im einzelnen voneinander abweichen, doch im 
wesentlichen geeignet sein, die theoretischen Vereinigungspunkte für 
alle zu bilden. Denn sie stellen ja keine besonderen »Theorien« über 
die Oekonomie vor, sondern sind nichts als die einfachen und nach- 
weisbaren Grundbedingungen, unter denen sich die Wirtschaft ent- 
wickelt. 
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